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Advokat Dr. Josef Jungk || 
KOMOTAU 


Sammlung], Farkstrase Nr 3 





von 


Civilrechtlichen Entiheidungen 


bes 


k. k. oberfien Gerichtshofes. 


Herausgegeben 
von 

Dr. Julius Glaſer, Dr. Joſef Unger 
und 


Joſef v. Walther. 


Dritter Band. 


weite Auflage, 


Bien. 
Druk und Berlag von Carl Gerold's Sohn. 
1874. 





Borwort. 


Die vorliegende zweite Auflage des III. Bandes ift 
in ber gleichen Weiſe eingerichtet, wie bie zweite Auflage bes 
I. und II. Bandes. — Das alphabetifhe Regiſter, mit 
welchem die erfte Anflage verſehen war, wurbe weggelaſſen. 

Die zweite Auflage des IV. Bandes und der VII. Band 
ber Sammlung find unter der Preſſe. 


Wien, im Januar 1874. 


Die Herausgeber. 


1560. 


Nr. 1045. 
Einklagung des doppelten Angeldes gegen eine Concursmaffe, 


Eutſch. v. 3. Zänner 1860, Nr. 11050 „rgehätigung der Uripeile des L. ©. 
Peſt vom 30. December 1858, Kr. 154 73, und des O. L. G. Peft v. 24. Mai 
1859, Nr. 2316). ©. 3.1860, R r. 90. 


Str. 1046. 


Collifion des gejeglichen Pfandrechtes des Beftandgebers mit 
anderen Pfandrechten. 


Entf. v. 3. Jänner 1860, Nr. 4330 — figun des Decrets des B. ©. 
Hermaunſtadt v. 30. Inu 1859 anderung des Decrets des 
9.8, &. Sermannftadt dv. 27. Srptemder 1859. Nr. 9059). ©. 5. 1860, 


B führte gegen C Execution und hatte die Feilbietung feiner 
Effecten erwirkt, welche an drei verfchievenen Lagen vorgenommen 
wurde. Im Zwiſchenraume zwijchen ten beiden legten Yeilbietungs- 
tagen trat A mit der Miethzinsklage gegen C auf, erwirkte einen - 
Pfändungsbefheid und begehrte die vorzugsweiſe Befriedigung feiner 
Forderung aus dem Weilbietungserlöfe. Die erfte Inſtanz wies ihm 
jedoch nur jenen Betrag zu, welcher anı legten Feilbietungstage einging, 
und dieſe Entſcheidung ward vom oberſten Gerichtshof beftätigt, wäh- 
rend das Oberlandesgericht den ganzen Yeilbietungserlöß zunächſt dem 
A zumie®, 

Gründe der zweiten Inſtanz: „Recurrent ftügt jein Be— 
gehren um vorzugsmeije Befriedigung auf das ihn als Bermiether gefeg- 
lid gebührende Pfandrecht auf alle vom Erecuten in das gemiethete Ber- 
faufslocale eingebrachten Einrichtungsjtüde und Fahrniffe. Wenn nun 
auch 8. 1101 a. b. ©. B. ven Bermiether zur Sicherſtellung des 
Miethzinfed nur diejenigen dem Miether eigenthünilichen oder von einem 
Dritten ihm anvertrauten, in. die vermiethete Wohnung eingebrachten 
Einrichtungsſtücke und Fahrniſſe zufpricht, welche zur Zeit der Klage 
noch darin befindlid find, fo wird dieſer Gefeß- Paragraph mit a. 5. 
Entſchließung vom 10. April 1837 (Anhang Nr. 67 u. 68 tesa. b. 
G. B. für Siebenbürgen und refpective Ungarn) dahin erläutert, daß 

Glafer, Unger und Walther Entf. II. 1 
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das in dieſem Paragraph dem Vermiether eingeräumte geſetzliche 
Pfandrecht auf die Einrichtungsſtücke und Fahrniſſe ſchon durch deren 
Einbringung in die vermiethete Wohnung begründet werde, und daher 
als von dieſem Zeitpunkte an wirkſam auch gegen jene Gläubiger der 
Miethmänner geltend gemacht werben könne, welche auf die eingebrach⸗ 
ten Gegenſtände ein Pfandrecht erworben haben, ehe noch von dem Ber» 
miether die Zinsklage überreicht oder die Befchreibung der Einrihtungs- 
ftüde und Fahrniſſe angefucht wurde. Da nun die zu Gunften des B 
gerichtlich gepfändeten, geſchätzten und erecutiv veräußerten Fahrniffe 
des Erecuten erwiefenermaßen in dem vom Recurrenten gemietheten 
Kaufgewölbe zur Zeit der gerichtlich vorgenommenen Pfändung, Schä- 
gung und Beräußerung ſich befanden, fo fann dem B nur in fo weit eine 
Befriedigung mit feiner Yorderung aus dem Exrlöfe diefer Fahrniſſe zu— 
gefprohen werden, als Recurrent mit feiner privilegirten Miethzins- 
forverung befriedigt ift, und es. ift die Annahme der erften Inſtanz, 
daß diefe a. h. Entſchließung feine Beftimmung über ven Anfang bes 
Pfandrechts des Beftandgebers enthalte, unridtig, indem es in derſel— 
ben ausdrücklich heißt, das gefegliche Pfandrecht auf die Fahrniſſe werde 
dem Bermiether ſchon durch deren Einbringung in die vermiethete 
Wohnung eingeräumt; der Anfang des Pfandrechtes beginnt dieſem zu 
Folge ſchon mit dem Einbringen der Fahrniſſe in die gemiethete Wohnung.‘ 
Gründe der dritten Inſtanz: „Nach dem Wortlaute des 
S. 1101 a. b. G. B. erſtreckt ſich das Pfandrecht des Vermiethers nur 
auf jene demſelben im Allgemeinen unterworfenen Gegenſtände, welche 
zur Zeit der Ueberreichung der Zinsklage noch in dem gemietheten Locale 
vorhanden ſind. Das Hofdecret vom 10. April 1837 ändert an dieſer 
Abgrenzung des objectiven Umfangs des Pfandrechts nichts und hat 
die im 8. 1101 a. b. G. B. gemachte Vorausſetzung als Bedingung 
zur Realiſirung des Pfandrechts nicht beſeitigt, vielmehr nur bezüg— 
lich collidirender Pfandrechtsanſprüche auf die zur Zeit der Zinsklage 
vorhandenen Gegenſtände den Anfang der Wirkſamkeit des Pfandrechts 
näher beſtimmt. Daß nur dieſer Sinn der Nachtragsbeſtimmung zum 
8.1101 a. b. ©. B. beizulegen iſt, dafür ſpricht vorerſt die Regel, 
daß Begünſtigungen aus dem Geſetze ſtrict zu interpretiren ſind. Wollte 
nun dem Hofdecret vom 10. April 1837 die Bedeutung beigemeſſen 
werden, daß das Pfandrecht des Vermiethers auch ohne Rückſicht auf 
das Vorhandenſein der Mobilien und Fahrniſſe in der Wohnung zur 
Zeit der Ueberreichung der Zinsklage bezüglich aller und jeder irgend 
jemals in die Wohnung eingebracht geweſenen Gegenſtände realiſirbar 
ſei, ſo läge hierin eine in ihren Folgen kaum zu überſehende Aus- 
dehnung des 8. 1101 a. b. G. B., wornad bei jeder erecutiven Ders 
fteigerung eines Mobilargegenftandes die Zuftimmung des Bermiethers 
eingeholt werden müßte, und ebenſo ber Miether bei jeder freiwilligen 
Veräußerung eines foldhen Gegenftandes die Berantwortlichleit wegen 
Verkürzung des Pfandrechts feines Miethgebers zu ſcheuen hätte.” 
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„Es läßt ſich ferner darauf hinweiſen, daß ſelbſt ver Miethzins⸗ 
klage in der Regel das Geſuch um pfandweiſe Beſchreibung der vor⸗ 
handenen Gegenſtände angeſchloſſen wird, weil erſt die pfandweiſe 
Beſchreibung die Wirkung hat, daß der Miether fortan als Ber: 
wahrer angefehen wird, daher der Bermiether von da an gegen Ber- 
ichleppungen durd das Gtrafgefeg geſchützt iſt. Daß mit dem vitirten 
Hofvecret dieſe Ausdehnung nit beabfihtigt wurde, geht endlich auch 
aus jener gejeglichen Beftinnmung hervor, worin dem Bermiether bie 
Mittel an die Hand gegeben werden, ber Bereitlung feiner Pfand» 
rechtsanſprüche, welche mögliherweife durch Yortihaffung der Objecte 
derjelben bewirkt werden könnte, im Borbinein zu begegnen. Denn 
diefe wäre ganz überflüffig, wenn ſchon die Thatſache ver Einbringung 
der Mobilien in die Wohnung das Erforverniß der pfandweiſen Be- 
ſchreibung erfegen, und der Vermiether auf alle irgend jemals in ber 
Wohnung gewefenen Öegenftände ohne weitere Rüdficht greifen könnte. 
Nah allem diefen muß vielmehr angenommen werben, daß das mit 
der Einbringung der Mobilien in die Wohnung entftandene Pfand- 
recht des Vermiethers bezüglich jener Gegenſtände erlifcht, welche vor 
Ueberreihung der Miethzinstlage oder vor einem Einfchreiten um 
Pfanpbefhreibung aus ver Innehabung und dem Beſitz des Miethers 
gekommen find. Es hat fomit die erfte Inftanz, welde dem Ber- 
miethber A nur den Erlös jener Gegenftände zufprach, welche zur Zeit 
der Ueberreihung feiner Miethzinsklage noch vorhanden waren, bie 
Kaufjhillingsvertheilung gefeglich erledigt, und der Vermiether, welcher 
zwei Feilbietungen ver feinem Pfandrechtsanſpruch untermorfenen Ge- 
genſtände gejhehen Tief und für die Bewahrung des Dedungsfondes zu 
forgen unterließ, bat e8 feiner Verſäumniß zuzujchreiben, wenn er mit 
dem größten heil feiner Forderung bei der Kauffchillingsvertheilung 
zurüdftehen mußte.“ 


Nr. 1047. 


Anwendung des $. 367 a. b. ©. B. auf Coupons von ge- 
rihtlih deponirten Papieren. 
Sata: v. 3. Jänner 1860, Nr. 14458 (Abänderung der gleichförmi— 
gen rtheile ded H. ©. Venedig v. 5. Angnit 1859, Nr. 11192, uud ded 
. 2. ©. Venedig v. 6. October 1859, Nr. 17026). Giorn. d. Giurispr. 
prat. 1859, ©. 405 ff. | 

B, ein Gläubiger des Notar Z, ließ fih die Zinfen der Notariats- 
caution executive anmweifen, und erlangte insbeſondere auch die Erfolg: 
lafjung ver bereits fälligen Coupons der zur Kaution erlegten Stant$- 
papiere. Die Berlaffenihaft des M, Vaters des Notars Z, klagte num 
auf Nichtigerklärung beider gerichtlichen Verfügungen, indem fie Durch 
zwei Briefe des Z und durch eine von diefem und M unterzeichnete, 
zwei Jahre nad) dem Erlag ver Kaution bei der Notariatslammer ein- 


1* 


— 4 — 


gebruchte Eingabe darzuthun fuchte, dag die Caution Eigenthum des 
M war und dem Z nur geliehen ſei. 

Die beiden Untergerihte erfannten nah dem Klagebegehren. 
Allein der oberfte Gerichtshof wies dasſelbe zurüd „in Erwägung, daß - 
der Bellagte auch ohne in feiner Einrede ten $. 367 a. b. ©. 3. 
anzuführen, tod) durdy die von ihm vorgebradhten Bemerkungen ſich auf 
benfelben beruft; daß dasjenige, wat in diefem Paragraph von dem Eigen- 
thum verfügt ift, umſomehr im gegenwärtigen Fall Seltung haben 
muß, mo e8 fi) um ein weniger ausgedehntes Recht, als dad des 
Eigenthümers handelt; daß der Notar Z die fraglichen Staatspapiere 
als Kaution für Ausübung feines Notariatd deponirt, d. h. den De- 
poſitenamt anvertraut bat, und diefelben daher in den Büchern des 
Depofitenamtes als fein Eigentbum erſcheinen; daß der Beklagte als 
Gläubiger des Z im Vertrauen auf dieſes Buch giltig die richterliche 
Anweifung jener Papiere erlangen konnte und erlangt bat; daß bie 
von Z ausgeftellten Erklärungen gegen dritte Berfonen und jomit aud) 
gegen den Beklagten, der fie nicht kannte, feinen Beweis machen fonnten, 
und daß, wenn M al8 Eigenthümer der Papiere anerfannt werden 
wollte, er rechtzeitig in Gemeinjchaft mit dem Deponenten die Anmer- 
fung im Depofitenamte hätte erwirfen follen, welches ım Gegentheil 
bie fälligen Coupons dem Z allein auögefolgt hat; daß aus allen diefen 
Umftänden deutlich hervorgeht, es fer zu Ounften des Bellagten $. 367 
a. b. ©. 3. anzuwenden gewejen, deffen Nichtanwendung eine offen- 
bare Ungerechtigkeit begründet”. 


Nr. 1048. 


Berhältnif der Gerichte zu den Finanzbehörden: Gefuh um 
gerichtliche Verwahrung einer Waare, deren Einfuhr verboten ift. 
Entid. v. 3. Jänner 1860, Nr. 14916 (Betätigung des das Decret deö 


9. G. Benedin dv. 2. November 1859, Nr. 21596. abändernden Decretö 
des DO. L. G. Venedig dv. 10. Robert en Nr. 20145). Eco d. Trib. 


A batte durch Vertrag mit der Finanzverwaltung auf mehrere 
Jahre die Gefammtlieferung des für Defterreidy nöthigen ficilianifchen 
Salzes übernommen. Bon Fahr zu Jahr wurde die Menge des Be— 
darfes vorher beftimmt und dem A vom Finanzminiiterium die auf 
den „Jahresbebarf lautende Einfuhrlicenz ertheilt. Nachdem dies auch 
für 1859 gefchehen war, küntigte und entzog das Yinanzminijterium 
dem A im Verlauf des befagten Jahres und zwar nad) dem Frievdens- 
ſchluß von Billafranca die Einfuhrlicenz und bewiligte ihm nur mehr 
bie Einfuhr jener Onantitäten, die vor dem 9. September 1859 
bereits in See oder doch für Venedig verladen waren. Ende October 
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trafen nun einige Salzſchiffe für Rechnung des A im Hafen von 
Venedig ein, und nachdem die dortige Finanzbehörde die Annahme 
dieſer erſt nach dem 9. September verladenen Frachten abgelehnt hatte, 
begehrte A mit Berufung auf den Lieferungsvertrag, den er nicht als 
aufgelöſt betrachtete, daß die Salzladungen in gerichtliche Verwahrung 
genommen. werden. Vom Handelsgerichte in Venedig wurde dieſes Ge- 
ſuch bewilligt; das Oberlandesgericht aber caſſirte den erſtrichterlichen 
Beſcheid wegen Incompetenz der Gerichtsbehörde, und verordnete die 
Zurückſtellung des Geſuches an A. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
„in Erwägung, daß die Gerichtsbehörden zur Bewilligung der nach dem 
a. b. G. B. over der Gerichtsordnung im Yuterefje der Parteien zu- 
läfjigen mittlerweiligen Vorkehrungen nur infoferne ermächtigt find, 
als hiedurch nicht andere in bie politifche oder Finanzverwaltung oder 
in ein fonftige8 öffentliches Intereſſe einſchlagende Vorfchriften um« 
gangen oder vereitelt werden; daß aber das Salz ©egenftand eines 
Staatögefälls und deſſen Einfuhr in größerer Menge nad) Decret vom 
10. October 1811 und Hofteer. vom 17. Yuli 1338 Nr. 21574, nur 
gegen beſondere, früher von der allgemeinen Hoffammer und nun 
mehr vom Yinanzminifterium zu ertheilende Licenz yeftattet ift; daß 
nach ven citirten Vorfchriften alle auf Gegenftände der Stantsgefälle 
Bezug habenden Amisbefugniſſe ausſchließlich den Finanzbehörden zu- 
itehen, mithin von der Gerichtsbehörde die Verwahrung einer beträdht- 
lichen Menge fremden nad) Dejterreih eingeführten Salzes ohne Zu- 
jtimmung des Yinanzminiftertums nicht bewilligt werben kann, dieſe 
Behörde aber ihre Zuftimmung nicht nur nicht gegeben, ſondern Die 
Erlaubniß, um welche A bei ihr eingefchritten war, geradezu verfagt hat.“ 


Nr. 1049. 


Boransfegungen ver Pfandrechts-Pränotirung. 


Entſch. v. 3. Jänner 1860, Nr. 15052 — der Decrete 7 N G. 
Wiener⸗Neuſtadt v. 21. September 1859, Nr 10, und d8 O. v. ©. 
Wien v. 2. November 1859, Yir. 10860). 3. 1860, vir. 59 


Nr. 1050. 


Ausfchließliche Competenz des weltlichen Gerichtes zur Ent- 
eng iiber die Erziehung der Kinder gefchiedener Ehegatten, 
Entſch. v. 4. Järner 1860, Ne. 14976 SEEN, der Decrete de 


8. ©. Alt- und Neuſtadt Bra v. 10. September 1 Wr. 41873, und 
des O. 8. G. Prag dv. 10. Sarler 1859, 9 Nr. 17606). ©. 3, 1860, Nr. 38. 
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Nr. 1051. 


Unzuläffigfeit der Beftreitung einer Hypothek durch einen 
anderen Hhpothefargläubiger. 
Entid. v. 10. Jänner 1860, Nr. 14398 (Beitätigung des Urtheild des 
8. ©. Bielit v. 1. März 1859, Nr. 585, Abändernug des Urtheild des 
O. L. G. Brünntv. 21. September 1859, Nr. 6208). ©. 3.1860, Nr. 79. 
| Bei der Bertheilung des Kauffhillings für die zwangsweiſe ver- 
äußerte Realität des M erhob A Einfprache gegen die Befriedigung 
des ihm nad) dem Grundbuchsſtande vorgehenvden Pfandgläubigers B, 
indem er behauptete, die für Letzteren pfandrechtlich fichergeftellte For- 
derung beftehe nicht zu Recht, da fie auf einem fimulirten Vertrag 
berube. Mit viefer feiner Einfprahe auf den Rechtsweg gewiefen, 
foht er den Beſtand der Forderung des B durd eine wider dieſen 
gerichtete Klage an. Er wurde jedoch in erfter und dritter Inftanz 
abyewiejen; nur die zweite Inſtanz gab dem Begehren ftatt. 
Gründe der zweiten Inftanz: „Nad) Analogie des 8. 28 a. C. 
O. fteht jedem Hypothekar-Gläubiger das Hecht zu, das Vorrecht des ihm 
mit dem Kauffchillings-Bertheilungs-Erkenntniffe vorgefegten Hypothe— 
kar⸗Gläubigers mittelft einer lage zu beftreiten und zu begehren, daß 
ber ihm vorgefetste Gläubiger jeiner (ded Kläger) Forderung nach— 
zuftehen habe. Iſt diefes der Fall, fo muß dieſem klagenden Gläu— 
biger auch zuftehen, nachzuweiſen, daß dem ihm vorgefegten Gläubiger 
gar kein Pfandrecht zuftehe, weil er dieſem ſodann un fo mehr vor- 
geben muß. Daher enthalten aud das Hofvecret vom 23. October 
1794 und vom 19. November 1839, Nr. 3389. G. ©. in 8.5 
und aud die vom Gellagten citirten Geſetze, nämlid das k. Patent 
vom 11. April 1851 Nr. 84 R. G. B. im 8.38, und dad XXI. 
Hauptftüd der ung. C. P. O. im 8. 558 den Grundſatz, daß bei 
Bertheilung des Preifes von im Wege der gerichtlihen Execution ver- 
äußerten unbeweglichen Gütern gegen den Beftand und die Priorität 
des Pfandrehts auch von den nachfolgenden Gläubigern Einwendun- 
gen erhoben werden können. Steht hiernach dem nachfolgenden Gläu— 
biger zu, ſelbſt ven Beſtand des Pfanprechtes des ihm vorgefeßten 
Gläubigers zu beftreiten, fo muß ihm auch der Nachweis zuftehen, 
daß die dem Pfandrechte zu Grunde liegende Forderung gar nicht zu 
Hecht befteht, weil nad F. 449 a. b. ©. B. jedes Pfandrecht eine 
giltige Forderung vorausjegt, wo daher feine giltige Forderung be- 
fteht, au von dem Beftante eines Pfandrechtes feine Rede fein fann. 
Es muß demnach dem A die Befugniß zufommen, die ihm in dem 
Liquidirungs-Erkenntniffe vorgefegte Forderung des Geklagten pr. 800fl. 
C. M., ſomit auch den Beftand. ihres Pfandrechtes zu beftreiten und 
zu begehren, daß er mit feiner Yorberung pr. 180 fl. C. M. 
ce. 8. c. jener des Geklagten vorgefett werbe, und dieſes um fo mehr, 
als Kläger bereits bei der Liquidirungs⸗Tagſatzung gegen die Richtig- 
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keit der Forderung des Geklagten Einwendungen vorbrachte, mit ſeinem 
Begehren aber von dem nämlichen erſten Richter auf den Rechtsweg 
gewieſen wurde.“ 

Gründe der dritten Inſtanz: „Es handelt ſich im vor- 
liegenden Nechtöftreite vor Allem um die Löſung ver Frage, ob einem 
nachfolgenden Hypothekar⸗Gläubiger das Recht zuftehe, die Richtigkeit 
der Forderung eines früheren Hypothekar-Gläubigers zu bejtreiten, 
wenn diefe Forderung vom Schuldner ſelbſt nicht beanftandet wurde. 
Nadı ven von der Geſetzgebung in neuefter Zeit angenommenen Grund⸗ 
lägen muß diefe Frage verneint werden. Wenn aud) die allgemeine 
Gerihtsordnung eine Entſcheidung hierüber nicht enthält, jo erfcheint 
eine ſolche doch in dem kaiſ. Batente vom 11. April 1851 Nr. 84 
R. G. B., 8. 38, und im 8. 358 ver prev. C. P. O. für Ungarn in dem 
Sinne: 'daß gegen die Richtigkeit ver Forberung nur von dem Schuld- 
ner, gegen den Beſtand und die Priorität des Pfanprechtes aber von 
jevem nachfolgenden Gläubiger Einwendungen gemacht werden können’ — 
ein Grundſatz, der auch ſchon aus vem älteren, für Galizien ergan- 
genen Hofvecrete vom 23. October 1794 zu entnehmen war. Wenn 
das für Tirol und Vorarlberg erlaffene Hofvecret von 19. Novem— 
ber 1839 Nr. 388 9. ©. ©. in diefer Beziehung eine andere VBer- 
fügung enthält, -fo liegt ver Grund hievon wohl in der abweidyenden 
Eigenthümlichfeit des dortigen Hypothekarweſens. Auch die allgemeine 
Concurdordnung hält an tem Grundſatze feft, daß die Richtigfeit Der 
Forderung eines Gläubigers nie von einem andern einzelnen Gläu- 
biger, fondern nur vom Concurs-Maffe-Bertreter, d. i. von der Ge⸗ 
fammtheit der Gläubiger, beftritten werden kann, und bei dem Vor— 
rechts⸗Proceſſe, welcher jedem einzelnen Gläubiger zu führen freige- 
ftellt ift, kann die Liquidität der Forderung nicht mehr in Trage 
geftellt werben. Es liegt wohl auch in der Natur der Sache und bes 
Liquidirungs-Verfahrens, daß nur derjenige, gegen ben eine Yorberung 
geltend gemacht werden fol, tie Richtigkeit derfelben beftreiten könne, 
nicht aber ein Dritter, gegen welchen feine Forderung geftellt wurde. 
Bei der Bertheilung eines Kaufſchillings fteht ver einzelne Gläubiger 
nur zum Schuldner in Rechtsbeziehungen, nicht zu anderen Glänbi— 
gern. E8 würde zu den bedauerlichſten Yolgen führen und die Bes 
friedigung der Gläubiger würde den bevenklichften Verzögerungen und 
Derwiclungen ausgeſetzt werden, wenn es einem fpäteren Hypothekar⸗ 
Gläubiger geftattet wäre, um den Berluft feiner durch die Hypothek 
nicht mehr gebedten Forderung hinzuhalten, die Einwendung der nicht 
bezahlten Valuta, des Wuchers, des Scheingefchäftes oder gar der 
Unechtheit der Forderungsurkunde u. f. w. zu erheben, während bod) 
der Schuldner die Forderung als richtig anerkannte. Wenngleich der 
Beftand des Pfandes eben vom Umfange und Beftande der verficer- 
ten Forderung abhängt, wonach e8 fcheinen dürfte, daß die (von einem 
nachfolgenden Gläubiger beftreitbare) Giltigfeit einer Hypothek von 
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der Giltigkeit der verſicherten Forderung abhängig ſei, fo muß doch 
erwogen werden, daß die Gläubiger unter einander in gar keinem 
Rechtsverhältniſſe ſtehen, daß der ſpäter eingetragene Hhpothefar-Släu- 
biger die früheren aus dem öffentlichen Buche erſehen mußte, und daß 
die Priorität einer Forderung nur die nothwendige Folge der früheren 
Eintragung iſt. Der Zweck der öffentlichen Bücher bringt es mit ſich, 
daß die in denſelben vorkommenden Eintragungen von dritten Pers 
ſonen als wirklich beſtehend angenommen werden müſſen. Dieſem Grund— 
ſatze gemäß bleiben in Fotge der 88. 469, 526, 1443 und 1446 
a. b. ©. B. tie rechtlichen Wirkungen eingetragener Rechte auch nad) 
ihrer Erlöſchung in Betreff dritter Perſonen (d. i. der nadyfolgenten 
Gläubiger) bis zur Löſchung aufrecht. Diefe gejeglihen Vorſchriften 
würden ihre Geltung verlieren, wenn einem intabulirten Gläubiger 
geſtattet wäre, die Forderung ſeiner Vorgänger zu beſtreiten. Aus den 
vorſtehenden Gründen kann im vorliegenden ſpeciellen Falle dem Klä— 
ger das Recht nicht eingeräumt werden, die Richtigkeit der Forderung 
des Geklagten zu beſtreiten, nachdem dieſe Forderung vom Schuldner 
nicht beanſtändet wurde.“ 


Nr. 1052. 


Einwendung der Incompetenz im ſummariſchen Verfahren. 
Freiwillige Unterwerfung. 


Eutſch. v. 10. Jänner 1860. Nr. 15006 (Beſtätiguug des das Decret der 
Brätur Niva v. 26. Wu guft 1859, Nr. 4941, aufhebeuden Decreted des 
O. L. ©. Junstr: dv. 26. October 1859, ir. 3609). &. 3. 1860, Nr. 120. 

Ein in Riva zahlbarer Wechſel ward mit ausdrücklichem Ber- 
ziht auf den Wechſelproceß und mit der Bitte um Einleitung des 
ſummariſchen Verfahrens bei der Prätur in Riva eingeflagt. Die 
Geklagten erhoben die Einwentung ver Incompetenz, und die erfte 
Inſtanz fand dieſe damit begrüntet, daß der Wechjelgläubiger, wenn 
er die Einklagung vor tem Kreisgerihte durch Verzicht auf den 
Wechſelproceß umgehe, bei der Perfonalinftanz Hagen müffe Die 
zweite Ynftanz wies die Einwentung auf Grund des $. 2 ves 
Hofd. vom 7. November 1820 Nr. 1714 3. ©. ©. als verfpäter 
zurüd. Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung: „In Er- 
wägung, taß die Kläger in ihrer Klage mit dein ausdrücklichen Erklä— 
ven: ‚di decampare dalla procedura cambiaria‘ um Kinleitung des 
ſummariſchen Verfahrens gebeten haben, melden Begehren aud von 
der Prätur in Riva mit Befcheid vom 14. Jänner 1859 Statt gegeben 
warb; in Erwägung, taß demnach im vorliegenden Falle die Vorſchriften 
dera.h. Entſchließung vom 24. October 1845, 3. ©. ©. Nr.906, maf- 
gebend find, und taher die von den Seflagten erft bei der erjtredten 
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Tagſatzung vom 14. April 1859 angebrachte exceptio fori nad) $. 26 
des citirten Geſetzes nicht aus dem Grunde der Verfpätung verworfen 
werden fonnte; in Erwägung, daß aber die Geflagten dadurch, daß fie 
bei der erften auf die lage angeorbneten Tayfagung vom 31. März 
1859 die Einfiht der Driginalien der Klagebeilagen verlangt, 
diefe auch wirklih vorgenommen und Bemerkungen binfichtlich des 
Klagewechſels angebracht und fogar die gerichtliche Aufbewahrung des: 
jelben verlangt haben, die auch von den Klägern zugeflanden ward, 
bie Competenz ber Prätur in Riva zur Berhandlung dieſer Streit- 
fache anerkannt haben.” 


Jr. 1053. 


Auffündigungstermin bei ftillfehweigend erneuerten Beitand- 
verträgen. Aenderung der Auffündung nad erfolgter Zurüd- 
legung derjelben, 


Entid. v. 10. Jänner 1860, Nr. 2 Heſtatigun 3165 des das Urtheil der Prä- 

tur Sampafambiern v. 7. October 1 9, I abändernden Urtheild 

des O. L. G. Venedig v. 15. en 1856, 19535). Eco ad. Trib. 
1860, ©. 347 ff. 

B kündigte gerichtlih dem A den Pacht mehrerer Grunpftüde 
auf den 7. October 1859. A beftritt mittelft Klage die Giltigfeit der 
Auffündung, weil die Grundſtücke ihm für unbeftimmte Zeit über- 
laffen, refp. die Pachtdauer an feine Pünktlichkeit in Zahlung des 
Pachtzinſes geknüpft worden jet, und hievon abgefehen, weil zwischen 
dem Tage der am 30. Aprit 1859 an ihn gefhehenen Zuſtellung 
der Auffünvung und dem 7. October desſelben Jahres nicht volle 
ſechs Monate liegen ($. 2 des Auffündungepatented v. 17. Juni 1837), 
und endlich, weil nach dem Gebrauche, der in der Gegend des Pacht— 
gutes herrſcht, vie Zurüditellung der ın Beftand genommenen Grund: 
ftüde zu St. Martin (11. November) geſchieht, mithin ver Zeitpunft, 
in welchen B vie begehrte Reſtitution feßte, verfrüht wäre. Im ver 
legten Beziehung erklärte der Beklagte B, daß er den Beitpunft ver 
Zurückſtellung irrigerweife auf den 7. October geſetzt habe und nach— 
trägli auf den 11. Noveinber hinaus verlege. 

Das Gericht erfter Inſtanz erfannte nad dem Rlagebegehren 
auf Ungiltigkeit der Auffündung. Bon dem Oberlandesgerichte wurde 
diefelbe, mit Berlegung der Friſt zur Reſtitution der Grundſtücke vom 
7. Detoder auf 11. November 1859, aufrecht erhalten. In den Ent- 
jheidungsgründen bemerfte das Dbergeriht: 1. taß ver von A an- 
geführte Vertrag, wonach er den Pacht fo lange fortfegen Eonnte, als 
er den Pachtzins pünktlich zahlen werde, der Natur des Beſtand— 
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vertrags, ſür welchen das Geſetz im 8. 1090 die Beſtimmung des 
Preiſes und der Zeit des eingeräumten Gebrauches fordert, wider⸗ 
ſtreite und daher nichtig ſei; 2. daß der in Rebe ſtehende Pachtver— 
trag, da derſelbe urſprünglich auf Ein Jahr geſchloſſen und ſodann 
von Jahr zu Jahr ſtillſchweigend erneuert wurde, zur Gattung der 
um $. 22 des Aufkündigungspatents vom 17. Juni 1837 bezeich— 
neten Beftandverträge gehöre, die ohne vorhergehende Auffündung nad) 
Verlauf einer beſtimmten Zeit (hier nah Verlauf eines Jahres) er- 
löſchen, folglid) nad) dem citirten Paragraph die volle ſechs Monate 
voraus gefchehene Auffündung des Vertrags, wie fie im $. 2 
ebendort für andere Fälle vorgefchrieben ift, nicht nothwendig war, 
um das Ende des Vertrags herbeizuführen, 3. daß B, indem er den 
Zeitpunft der Zurüdftellung der Grundſtücke, die er in der Auffün- 
dung für den 7. October 1859 verlangt hatte, auf den 11. November 
desfelben Jahres hinaus verlegte, die Auffündung felbft in feinem 
weientlihen Punkte abgeändert, fondern nur zugegeben hat, daß das 
Agrarjahr, mit deſſen Ablauf er die Reftitution der Grundſtücke for- 
derte, nicht Schon am 7. Detober, fondern erft am 11. November zu 
Ende fei, daß folglich feine Auffündung mit diefer nur dein Gegner 
des A zum Bortheile gereihenven Aenderung des Keftitutionstermines 
anfrecht erhalten werden konnte. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte das Urtheil des Oberlandes⸗ 
gerichtes mit Berufung auf deſſen Grünte. 


Nr. 1054. 


Verhältniß der Gerichte zu den Adminiftrativbehörden: Strei- 
tigfeiten über Mauthgebühren. 


Entſch. v. 10. Jänner 1860, Nr. 130 (Aufhebung der rt des Stuhl- 
gerihtd Malaczla v. 25. April 1859, und ar urg v. 13, 
September 1859, Nr. 8813). —A Beiest et Nr. 33. 


Der oberfte Gerichtshof erkannte nad) gepflogener Rückſprache 
mit dem Minifterium des Innern in einem Proceß über Zahlung 
von Mauthgebühren, daß folde Klagen nit vor tie Civilgerichte, 
fondern vor die politiihe Behörde gehören, da die Grundlage der— 
jelben ein Mauthprivilegium und die darauf bezüglihen adnıiniftra= 
tiven Beftimmungen und Tarife Gegenftänve feien, deren Beurtheilung 
ber richterlichen Competenz entzogen bleibe. “ 
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Nr. 1055. 


Erbeinfegung einer erft zu ersichtenden Stiftung. — Bes 
ginn der Verjährung der Erbichaftsklage. 


Entid. v. 11, Jänner 1860, Nr. 14811 Seins, der glei fürmigen 
Urtheile des 2.6. Wien v. 2. April 1859 9, und DEE O. L.G. 
ien v. 11. October 1859, Nr. 8319). ©. $. 1861, ©. 115, 116. 

Die am 10. Auguft 1801 verftorbene M hinterließ eine legt: 
willige Erklärung, in deren 8. 7 e8 heißt: „Ich habe bejchloffen, daß 
mein weniges Bermögen eine Stiftung für neu angehende Advocaten 
fein ſolle.“ Im 8. 19 fagt dieM, fie babe der juriviihen Yacultät 
ihr Hab und Gut gewidmet und fest im $. 20 feft, daß im Fall der 
nicht gehörigen Perfolvirung der Stiftung der Decan das Vermögen 
fläffig zu maden und ind fatholifhe Irland zu überſenden babe, 
Am 10. Juni 1808 überreichte der damalige Decan ver juribifchen 
Bacultät im Namen berjelben die bedingte Erbserklärung, welde auf- 
recht erledigt wurde. Mit dem Beſcheide vom 18. Juli 1817 wurte 
ſohin „diefer Nachlaß an tie von ter Erblafferin in ihrem ZTeftamente 
angeorbnete und zur Univerfalerbfchaft berufene, jedoch erft Fünftig zur 
Wirkſamkeit gelangende Etiftung für angehende unbemittelte Advocaten 
und rüdfichtlih an die Wiener juridifhe Facultät“ eingeantwortet und 
auf Grund diefes Beſcheides wurde fpäter die Adminiſtration der M’ichen 
Stiftung an die Gewähr des in der Verlaſſenſchaft befindlichen Haufes 
— ıgebradt. Am 4. Juni 1857 brachte nun das in Folge Minifterial- 
erlafjed vom 30. September 1849 zur Vertretung der jurivifchen Facultät 
berufene juridifche Doctorencollegium gegen die Yinanzprocuratur, als 
Bertreterin der M'ſchen Stiftung, eine Klage ein, mit dent Begehren um 
Erfenntniß: „es gebühre ver juridiſchen Facultät das Alleinerbredht auf 
den Nachlaß der M mit der Verpflichtung, die von der Erblafjerin 
angeordnete Stiftung auszuführen und zu vollziehen; der Einantwor- 
tungsbejcheid vom 18. Juli 1817 und die darauf gegründete Einfchrei- 
bung ter Apminiftration der Stiftung an die Gewähr des Haufes —x fei 
aufzuheben und e8 ſei fofort das Eigenthumsrecht auf diefe Realität für 
die Facultät gegen dem einverzuleiben, daß gleichzeitig au) das Pfand- 
reht zur Sicerftellung der Errüllung der für das Doctorencollegium 
aus dem Stiftsbrief vom 27. Februar 1844 entipringenden Berbind- 
lichkeiten bei eben dieſem Haufe grundbücherlich eingetragen werde.“ 

Die erfte Inftanz wied das Klagebegehren aus folgenden Gründen 
ab: „Beide Theile find darüber einig, daß in dem M'ſchen Teftamente 
eine Erbeinfegung enthalten fei; ftreitig ift blos die Frage, wer als 
Erbe eingefegt fei. Die einzelnen Veſtimmungen des Zeftaments im 
Zufammenbange aufgefaßt, künnen e8 feinen Zweifel unterwerfen, daß 
in den obigen Worten der Erblafferin im 8. 7 tie Erbeinfegung diefer 
Stiftung enthalten fe. Es ift dies eine Verfügung der Erblafferin 
über ihr ganzes Vermögen und der Erbe ihres Nachlaſſes ift ausdrücklich 
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bezeichnet. Die Stiftung ift im Moment des Ablebens der Erblafferin, 
wo ihre legte Willenserklärung eine unwibderruflihe wurde, bereits 
wirflih zur Eriftenz gefommen. Die Worte der Erblafferin „fo babe 
ich mein Hab’ und Gut der Facultät gewidmet”, können nur fo aus- 
gelegt werben, daß durch die von ihr errichtete Stiftung der juridiſchen 
Facultät ihr Vermögen zu Gute fomme. Es kann nad) den Beftim- 
mungen unferer Geſetzgebung nicht zweifelhaft fein, daß Stiftungen 
ermerb- und erbfähig feien. E8 geht nicht an, die Erbfähigkeit ver 
in dem Teſtamente berufenen Stiftung aus dem Grunde anzufechten, 
weil deren Wirffamkeit erſt nach dem Tode der Erblafferin eintreten 
folle, va die nachträglich erfulgende Genehmigung ver politiichen Behörde 
auf den Zeitpunkt der Stiftungserrihtung zurüdzubeziehen ift, fo daß 
die Stiftung allerdings im Moment des Todes der Erblafferin bereits 
als eriftent zu betrachten war. Die im Zuge der Verlaſſenſchaftsabhand— 
lung und Etiftungsgenehmigung vorgelommenen Entfcheidungen würden 
zwar die Einbringung der hier anhängigen Erbſchaftsklage noch immer 
zuläflig maden, da nad 8. 823 a. 6. ©. B. dem Kläger nicht die 
Rechtskraft der Einantwortungsbewilligung entgegengejegt werben kann ; 
ed find biefelben aber auch gar nit von der Art, daß die Facultät 
daraus Rechte für fi) ableiten Fönnte. Die Einantwortung erfolgte 
an die von der Erblafferin angeorpnete Stiftung und rüdfihtlih an 
die juridifche Facultät als Repräjentantin und imNamen diefer Stiftung 
zu Handen des jeweiligen Decand und wurde auf Grund dieſer rechts— 
kräftig gewordenen KEinantwortungsverordnung die Stiftung an die 
Gewähr der Berlaffenfchaftsrealitäten gebracht. Was die von der Fi- 
nanzprocuratur überdies geltend gemachte Einwendung der Erfigung und 
Berjährung anbelangt, fo ift wohl die Stiftung feit dem Jahre 1819 
im bücderlihen Beſitz des Haufes. .. allein deſſenungeachtet fann dar- 
aus feine gegen das Doctorencollegium wirkſame Srfigung desfelben 
hergeleitet werden, weil der von der Stiftung erworbene Befig fich 
auf das Erbredt ftügt, welches eben ftreitig if. Dagegen muß 
wohl die Einwendung der Verjährung des Klagerechtes für gegrün- 
det anerfannt werden: denn nad) 88. 1478, 1479 und 1485 a. b. G. B. 
erlöfhen alle Rechte, folglih audy das Erbrecht, durch den 30: rejp. 
40jährigen Nichtgebrauch und war nad) den zur Zeit des Ablebens 
der M beftehenven Gefegen die Berjährungszeit im Allgemeinen auf 
32 Jahre feftgefegt. Dieſe VBerjährungszeit ift im vorliegenden Fall 
vom 10. Auguft 1801, dem Tag der Kundmachung der leßtwilligen 
Anordnung der Erblafferin an zu berechnen. Der Zeitpunkt der Ein- 
antwortung ift entjcheidend, weil Das vom Kläger in Anſpruch ge- 
nommene Erbredt ſich nicht auf die Einantwortung, fontern auf das 
Zeftament der M gründen und mit ihrem Ableben angefallen fein fol. 
Mag nun tie Verjührungszeit mit 32 oder AO Jahren berechnet 
werten, fo war bie Klage des Doctorencollegiumsd am 4. Juni 1857, 
dem Tag der Einbringung; ver Klage, bereits längft verjährt. ..“ 
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Die zweite Inftanz beftätigte dieſes Urtheil aus denſelben 
Gründen und fügte noch bei, daß die Erbeinfegung der Stiftung, un- 
geachtet Diefelbe erft durch das Teſtament der Erblafferin in’3 Leben 
gerufen ‚werden follte, dennoch rechtlich möglich gewefen fei, da nad) 
dem zur Beit der Erridtung des Teſtamentes und des Abfterkens 
der M geltenden römijchen Recht, wie aus Just. lib. I. tit. 20 8. 25 
— 28 hervorgeht, fo wie.aud nach dem heutigen Recht, auch fog. per- 
sonae incertae, denen bie genannte Stiftung damals beizuzählen ge- 
wejen wäre, al8 Erben eingejett werden können. Es müßte daher, 
wern auch der Einwendung der Verjährung mit Rüdfiht auf den 
Umftand, daß diefelbe vom Tag der Berlaffenfchaftseinantwortung durch 
40 Jahre zu laufen hätte, nicht Statt gegeben werden könnte, Das 
Klagebegehren abgewiefen werten. 

Der oberfte Gerichtshof adoptirte die Gründe der zweiten 
Inftanz. 


Nr. 1056. 


Zulaffung des nach erfolgter Eivesvelation eingetretenen Ver— 
tretungsleifters zur Ablegung over Zurückſchiebung des Haupt- 
eides. 


Entſch. v. 11. Jäuner 1860, Nr. 14875 Geſtätigung des Urtheils des 
K. ©. Rzeszow v. 29. April 1859, Nr: 2220, Abänderung des Urtheils 
des O. L. G. Krakan v. 12. October 1859, Nr. 8891). ©. 3. 1860, Nr. 126. 


Der Geklagte B hatte zum Beweife der von ihm behaupteten 
Simulation des der Klage zum runde liegenden Vertrages dem 
Kläger A in der Einrede den Haupteid aufgetragen; erjt in der Replik 
trat L, ein Bedienfteter des Klägers, als Vertretungsieiter auf. Die 
erfte Inſtanz erkannte auf den dem A aufgetragenen un? von dem 
Bertretungsleifter L „abzulegenden“ Haupteit, wofür ſie ſich einfach 
auf das Hofvecret vom 8. Februar 1809 Nr.882 3. ©. ©. berief. Die 
zweite Inſtanz Schloß den Bertretungsleifter vom Huupteide aus; 
bie dritte Dagegen trat (in dieſem Punkte) ver Entſcheidang der 
erften Inſtanz bei. 


Gründe der zweiten Injtanz: „Die Befchwerde des Ge— 
Hagten befteht darin, Daß zur Ablegung des Huupteides über den Vor: 
gang bei der Vertragsabſchließung der freiwillige VBertretungsleifter 
des Klägers zugelafjen wurde. Obſchon es nun dem Letzteren nah Hof: 
decret vom 8. Februar 1809 Nr. 882 3. ©. S. und mit Rüdjicht auf Die 
aus feinem Bevollmädhtigungsverhältniffe zum Kläger refultirende Ver— 
antwortlichfeit freiftand, dem Streite wann immer beizutreten, jo konnte 
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in Gemäßheit des citirten Hofvecret® durch den erft in der Replik 
erfolgten Beitritt an der Lage des bis dahin verhandelten Rechts⸗ 
ftreite8 nicht® geändert werden, und ba ber Belangte den Haupteib 
über den Vorgang beim PVertragsabihluffe in der Einrede dem 
Kläger allein aufgetragen hat, ein aufgetragener Eid aber nach SS. 276, 
277u.f.w. ver weftg. ©. O. nur von demjenigen angenommen und ab- 
gelegt oder zurüdgefhoben werben Tann, dem er aufgetragen worten, 
jo muß in diefer Beziehung das erftrichterliche Urtheil abgeändert, und 
beim Abgange einer Erflärung des Delaten über die Annahme over 
Zurüdihiebung im Zuge der Verhandlung, nun auf die Annahme 
und Ablegung oder die Zurückſchiebung dieſes Haupteides durch den 
Kläger erkannt werben.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Belangend die Ausfchlie- 
fung des erſt replicando beigetretenen Bertretungsleifterd von ber 
Ablegung des in der Einrede aufgetragenen rüdjchiebbaren Haupteides, 
jo läßt fich dieſe durch die obergerichtliche Auslegung des Hofdecrets 
vom 8, Februar 1809 Nr. 882 I. ©. ©. und Beziehung auf das 18. Ca- 
pitel der G. O. nicht rechtfertigen. Die Verordnungen über die Vertre- 
tungsleiftung, tarunter auch das obbezogene Hofvecret, haben vorzug8= 
weife das Rechtsverhältniß zwifchen Bertretungswerber und Vertretungs- 
leifter im Auge. Der Gegner des Vertretungswerbers ift lediglich bei 
der Frage eines hiedurch verurfachten Aufſchubes des Haupt Proceffes 
betheiligt, er muß fich daher in jedem Stadium des Proceffed den 
Beitritt eines Vertretungsleiſters für feinen Gegner gefallen laſſen, und 
da er fich auch nicht der Yortführung dieſes Proceffes durch den Vertre— 
tungsleifter allein wiberfegen fünnte, fo liegt e8 um fo mehr im Ge⸗ 
jeße, daß ein im Zuge des Proceffes vor Beitritt des Vertretungs⸗ 
feifter8 dem Bertretungswerber aufgetragener Haupteid von dem mit 
letzteren Eine Perſon bildenden Bertretungsleifter abgelegt werde, daher 
in biefer Beziehung mit Abänderung des obergerichtlihen Urtheils jenes 
des erften Richters beftätigt werden mußte." 
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Nr. 105%. 


Wirkung der unterlaffenen PVerftändigung eines Gläubigers 
von der Feilbietung. Verftändigung des Fideicommißcurators 
ftatt des Fideicommißbefigers von der Feilbietung einer mit 
einem Fideicommiß-Capital belafteten Realität. 
Entf. v. 11. Fänner 1860, Nr. 15002 (Abänderung des Decretö ded 
D.%. ©. Graz v. 8. November 1859, Nr. 6162. ©. 3. 1860, Nr. 46. 

Gegen die Oiltigfeit eines Feilbietungsactes wurde geltend gemacht: 

1. Die unterbliebene Berftändigung eines Saggläubigers, welder 
inbeß feinen Recurs zurüdnahm: 

2. daß hinfichtlich eines auf der Realität fichergeftellten Fidei⸗ 
commißcapital® der Fireicommiß-Curator, nicht aber der Befiger des 
Fideicommiſſes verftändigt wurde; 

3. daß viele Kaufluftige dadurch irre geführt worben fein dürf⸗ 
ten, daß die Feilbietung auf venfelben Tag auf Verlangen zweier 
Gläubiger angeorpnet worden war, ſodann dem Verlangen des einen 
Gläubigers um Siftirung entfproden, die Licitation aber dennoch 
auf Begehren des anderen Öläubigerd an dem urfprünglich beftimmten 
Tage vorgenommen wurde. Das Oberlandesgericht hob die Feilbietung 
ans folgenden Gründen auf: „Aus der Verbindung der Hofvecrete vom 
31. Auguft 1792 Nr. 43, vom 4. Juli 1794 Nr. 183 und vom 6. 
Mai 1847, Nr. 1063 3. ©. ©., ergebe fi, daß zur ©iltigfeit der 
executiven Berfteigerung eined unbeweglichen Gutes vie Berftändigung 
ſämmtlicher Hypothekar-Gläubiger von dem erften Feilbietungs- Termine 
nothwendig fei; e8 beftehe aber fein Geſetz, welches das Recht, eine 
erecutive Berfteigerung wegen nicht geſchehener ordnungsmäßiger Ver- 
ftänbigung der Hypothekar-Gläubiger als nichtig anzufechten, ausfchlie- 
Bend den nicht verftändigten Hypothekargläubigern vorbehalte, und es 
müſſe daber dieſes Recht auch den übrigen bei der Erecutionsführung 
betheiligten Intereſſenten zugeftanden werben. Ferner babe fi in 
Holge der nicht zwedmäßigen Verfügung, wornach über zwei verfchie- 
dene Erecutionsführungen die Weilbietungs-Tagfagung auf denſelben 
Tag angeordnet wurde, durch die Siftirung der einen Execution unter 
ven Kaufluftigen die irrige Meinung leicht verbreiten Tünnen, daß es 
gar nicht zur Verfteigerung komme, und es fei hiermit bei dem Feil⸗ 
bietungsacte felbft ein weſentliches Gebrechen unterlaufen.“ 

Dagegen hat ver oberfte Gerichtshof „in Erwägung, daß die 
Berfländigung der intabulirten Gläubiger von der Feilbietungsaus- 
jhreibung im Sinne des Patentes vom 5. April 1782 Nr. 40 und 
des Hofvecretes vom 31. Auguft 1792 Nr. 43 und 4. Yuli 1794 
Nr.183 3. G. S. nur im Intereffe jedes Einzelnen verfelben zu gefchehen 
bat, damit er in bie Tage komme, mitzubieten und dadurch möglicher⸗ 
weife ein ber Realifirung feines Pfandrechts entfprechentes Meiftgebot 
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erzielen zu Fönnen; in Erwägung, daß daher durch die unterlaffene 
Berftändigung eines Gläubiger nur diefer, nicht aber auch die übri- - 
gen gehörig verftändigten Gläubiger, und wenn ber nicht verſtändigte 
Gläubiger auf die VBerftändigung ausdrücklich Verzicht leiſtet, auch der 
Erecut fih in feinem Rechte nicht verlegt finden kann; in der Ermä- 
gung, daß in Betreff des auf den verfteigerten Realitäten haftenden 
Fideicommiß-Capitales die Beritändigung des Fineicommiß-Curators, 
weldyer für vie Wahrung der Subftanz des Fideicommiſſes zu forgen 
bat, genügt; in der Erwägung, daß aud in der Kundmachung des 
Veilbietungsedicted die vorgefchriebene Förmlichkeit im Wefentlichen 
beobachtet wurte; in Erwägung, daß auf bie in dem furzen Zwifchen- 
raume von wenigen Jagen aufeinander gefolgten abgefonverten Yeil- 
bietungsgefuche der Gläubiger Johann I. und Joſef P. feine ver- 
fchiedenen Weilbietungstagfagungen anzuberaummen waren, und das 
Siftirungegefuh des einen diefer Gläubiger die Erecutionsführung 
des anderen nicht beirren fonnte, weil die ausgefchriebene Feilbietung 
nicht widerrufen, das Edict des Abends vor der dritten Feilbietungs- 
tagfagung affigirt war, und fo wie die vier erfchienenen Raufswilligen 
auch jeder Andere, dem daran gelegen fein mochte, leicht erfahren 
Ionnte, daß e8 bei der ausgeichriebenen Yeilbietung verbleibe und die— 
jelbe vorgenommen werde; in Erwägung, daß die unterbliebene An- 
bietung des Schätzungswerthes bei der erften und zweiten Tagſatzung 
und Die Erzielung eines weit unter diefem Werthe ftehenden Meift- 
gebot8, ungeachtet der Concurrenz von vier Kaufswilligen bei der dritten 
Feilbietung, nur zu dem Schlufje berechtigen, daß die höhere Schäßung 
den: wirklichen Werthe der Realität, wenigſtens zur Zeit der Feilbie- 
tung derfelben, nicht entſprach“ — dem Recurfe des Erftehers Statt 
zu geben befunden. 


Nr. 1058. 


Beftellung eines Heirathsgutes auf Erbichaftsanrechnung. 


Eutſch. v. 11. Jänner 1860, Nr. 49 (Beitätigung des das Urtheil des 38.6. 
90 gran v. 13. März 1859, Pr. 5725, abändernden Urtheils des 
. ©. Wien vd. 24. Anguft 1859, Ne. 7387). ©. 3. 1860, Nr. 100. 
Auf Grundlage eines Heirathsvertrages, in welchem die Be— 
ftimmung vorkam, daß nad Ableben eines Ehetheiled den hinterlaf- 
fenen Rindern, wenn deren mehr als drei jind, die Hälfte des reinen 
ganzen Vermögens zufallen folle, klagte eine Tochter, ungeachtet die 
jelbe von ihren Eltern bei ihrer Berehelihung 1200 fl. auf Erb- 
Ihaftsanrehnung erhalten hatte, den auf fie ausgerechneten An- 
theil pr. 446 fl. 44 fr. wider die Mutter nad) Ableben des Vaters ein. 
Die erfte Inſtanz wies die Klägerin mit ihrem Begehren 
zurück. Da ver bezogene Ehe-, rückſichtlich Erbvertrag verordne, daß 
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vie erblafjerifchen Kinder die Hälfte de8 reinen ganzen Vermögens 
exhalten jollen, eigenberedhtigte Perfonen jedoch Verträge dahin errich⸗ 
ten Können, ihren Kindern Vorausempfänge unter der Bedingung zu 
beftimmen, daß biejelben in den künftigen elterlichen Erbtheil zu 
Gunſten des überlebenven Ehetheiles eingerechnet werben, was ber 
8. 791 a. b. ©. B. beftätige; da bier ein ſolcher Vertrag vorliege, 
deſſen Beftimmung ver Erbſchaftsanrechnung nur zu Öunften des andern 
Eontrahenten — des überlebenden Elterntheiles nämlich — verftanden 
fein könne; da Klägerin den Borausempfang einer viel größeren Summe, 
al8 die ermittelte Erbtheils-Duote ausmacht, auf Ebtheildanrechnung 
eingeftanden bat; da endlich im gegenwärtigen alle nach den Grund» 
fägen der. Anrechnung von Vorausempfängen keine freivererbliche Ver⸗ 
laſſenſchaft übrig geblieben wäre, wenn bie Hälfte ſämmtlicher Voraus⸗ 
empfäuge zur unbelafteten Berlafienfchaftshälfte hinzugefchlagen worben 
wäre, wie e8 bei der Abhandlung hätte gefchehen jollen, jo wäre bie 
Klägerin als Erbin gar nicht mehr in Betracht zu ziehen geweſen. 
Auch ſei zu Folge der Beftimmungen ver SS. 1249 und 1250 a. b. 
G. B. der Erbvertrag kein Teſtament, wie die Klägerin behaupte. 

Das Oberlandesgericht gab dem Klagebegehren Statt, indem es 
den Ehevertrag als ein mechfelfeitiges Teſtament anſah, deſſen Be⸗ 
ſtimmungen beide Streittheile als Grundlage bei der Theilung bes 
Bermögensftandes annehmen, und wonad die eine Hälfte in Folge 
der Gütergemeinfchaft der Geklagten gehöre, währenn die andere das 
eigentlihe Berlaffenfhaftsvermögen bilde. Die Einwendung der Ges 
Hagten, daß die Klägerin 1200 fl. als Conferirungs-Poft erhalten 
babe und mit Rückſicht darauf den eingeklagten Erbtheil nit anzu⸗ 
iprechen berechtigt fei, fei nicht ftihhältig, da das Teſtament eine 
Anrechnung nicht verorbnet, während ver $. 790 a. b. ©. 2. eine 
ausprüdliche dahin zielende Verfügung des Erblaſſers zur Bedingung 
der Anrechnung macht. Es fei daher bei dem Schweigen bed Teſta⸗ 
mentes darüber anzunehmen, daß die Anrechnung erlaffen . worden ei. 
Auf feinen Ball fei die Geflagte zur Geltendmadhung der Couferirung 
beredhtigt, weil eine Anrechnung nur bei der Erbfolge ber Kinder 
eintritt, diefe daher entfällt, wenn ſich die Auſprüche nur auf bie 
©ütergemeinfhaft gründen. | 

Dieje Entfcheidung wurde vom oberften Gerichtähofe aus folgen: 
den Betrachtungen beftätigt: „Sollte das von den Kindern zur Austattung 
oder zum Heiratögute im Voraus Empfangene beim Ableben des einen 
Eiterntheiles zum vorhandenen gemeinfchaftlichen Vermögen gefchlagen 
und fohin von der Öefammtjumme die Höhe der Hälfte des Vermögens 
für den überlebenden Elterntheil berechnet werden, jo müßte dies durch 
befondere Bertragsbeftimmungen ausbrüdlich feftgefegt worden fein. 
In den zu Örunde liegenden Ehepacten war nur eine allgemeine Güter⸗ 
gemeinſchaft bebungen und feftgejett, daß beim Ableben eines Ehe⸗ 
theile8 die hinterlafjenen Kinder, wenn deren mehr als brei find, die 
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Hälfte des reinen ganzen Vermögens erhalten ſollen. Die Güter⸗ 
gemeinfchaft wird nur auf den Todesfall verfianden und gibt dem 
überlebenden Ehetheil nur das Recht auf die Hälfte deſſen, was von 
dem ber Gemeinſchaft unterzogenen Vermögen noch vorhanden fein 
wird. Borausempfänge zum Heiratsgute oder zur Ausftattung find 
nicht mehr im gemeinfchaftlihen Bermögen vorhanden und bilden 
feine Uctiv-Poft des elterlihen Vermögens. Unter dem allgemeinen 
Ausdrucke, daß die Klägerin das Heiratögut auf künftige Erbſchafts⸗ 
anrechnung in Empfang genommen babe, kann in Ermanglung ander- 
weitiger bejonderer Berabredungen nur das al8 bedungen angenommen 
werben, was das Geſetz in der Regel unter Ein- oder Abrechnung 
bei der künftigen Erbichaftsvertheilung verfteht. Diefes (8. 793) ver- 
fügt diefelbe nur zwiſchen concurrirenden Kindern. Eine Berzichtleiftung 
anf ven Tünftigen elterlichen Erbtheil zu Gunften des überlebenden 
Theiles aus NRüdfiht auf vie Höhe des erhaltenen Heiratsgutes 
wird nicht vermuthet und ift auch weder bedingt noch unbebingt in 
dem. allgemeinen Ausdrucke bes Empfanges auf künftige Erbſchafts⸗ 
anrehnung jelbftverftänvlih enthalten. Wenn die Eltern durd groß» 
müthige Ausftattung der Kinder ihr gemeinfchaftlihes Vermögen 
ſchwächten und die dem Überlebenden Ehetheile zufallende Bermögens- 
hälfte verringerten, fo erwuchs letterem daraus fein Recht, dafür den 
fonftigen Erbtheil der Kinder in Anſpruch zu nehmen. Ein folder 
Borbehalt müßte bei Beftellung des Heiratsgutes ausdrücklich bedun⸗ 
gen worden fein.“ 


Nr. 1059. 


Borausfegungen des Erecutivprocefjes: Regreßklage eines 
jpäteren Ceſſionars gegen den erften Cedenten. 


Entf. v. 11. Jänner 1860, Nr. 142 (Beitäfinung ded Decrets des B. ©. 
Leopoldſtadt in Wien v. 14. October 1859, Nr. 16180, Abänderung des 
Decrets des O. L. G. Wien a KH: 1859, Nr. 10729). ©. 9. 


B bat mit einer vollen Glauben verbienenden Urkunde der C 
eine Forderung abgetreten und die Haftung für die Einbringlichkeit 
übernommen. Die C bat ihrerfeits im gleicher Art dem A eine Cef- 
fionsurfunde audgeftelt. Auf Grund diefer beiden Urkunden und der 
Relation über die beim Schuldner vergebens verfuhte Pfändung 
begehrte A in feiner Klage gegen B die Einleitung bes Verfahrens 
nah $. 298 a. ©. D. Gegen den biefem Begehren entjprechenden 
Beſcheid ergriff B den Recurs, welchem das Oberlandesgeriht Statt gab. 

. Die Abänderung wurde damit begründet, daß fidh die Klage 
auf die Ceſſion des Gellagten und der C ftügt, und daß die Eefjion 
ber O ohne Dazwifchenkunft des Geklagten als früheren Cedenten zu 
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Stande kam, daß ſonach die Frage, in wie weit ber Geklagte regreß⸗ 
pflichtig fei, nicht auf Grund der Eeffion allein, fondern nach gepflo- 
gener Verhandlung erft auf Grund des Geſetzes zu entjheiden fein 
werde, da Über die Regreßpflicht des Recurrenten Urkunden im Sinne 
des 8. 298 a. ©. O. nicht vorliegen. 

Dagegen bat ver oberfte Gerichtshof „in der Erwägung, daß 
ver Geklagte ſchon in der mit den gefeglichen Förmlichkeiten verfes 
benen Ceſſion an die C die Haftung für die Richtigkeit und Einbring- 
Tichleit der von ihm abgetretenen Forderung übernahm und eine 
Wiederholung dieſer Erklärung in der fpäteren Ceffion der C an den 
Kläger nicht vorgefchrieben und nöthig erfcheint; in ber Erwägung, 
daß die Zahlungsunfähigfeit der urfprünglihen Schuldner durch eine 
vollen Glauben vervienende Urkunde dargethan wurde, daß alfo bie 
Negrekforberung des Recurrenten auf völlig glaubwürbige Urkunden 
ſich gründet; in der Erwägung enblih, daß auf jeve vollen Glauben 
verbienenve Urkunde nah 8. 298 eine Verhandlung angeorbnet und 
nah dem Geſetze entfchieven werden muß, und der vom Oberlandes« 
gerihte angeführte Grund demnach den 8. 298 a. G. O. und das 
Hofdecret vom 7. Mai 1839 Nr. 358 ganz unwirkſam machen wilrbe”, 
ven Beſcheid des Bezirks⸗Gerichtes beftätigt. 


Nr. 1060. 


Auslegung eines Vertrages: Verſprechen, Wechfel beftimmter 
Perfonen behufs Einlöfung zu einem beflimmten Preife zu 
„ſchaffen“. | 

Entid.v. 17. Jänner 1860, Nr. 14264 (Beltätigung des dad Urtheil des 
2. &. Wien v. 30. November 1858. Nr. 47406, abändernden Urtheils ded 
D. 2. ©. Wien v.1. Juni 1859, Nr. 3999). ©. 3. 1860, Nr, 53. 
Der Kläger Theodor A hatte am 12. October 1857 in Anwejenheit 

des Geklagten B ſich bereit erklärt, von feinem Bruder Moriz A gezogene, 
von der Firma Joſef L. B. & Comp. acceptirte Wechjel in beliebigem Be- 
trage mit 75 Procent einzulöfen. Der Geflagte erbot ſich Hierauf, 6000 fi. 
folder Wechfel no im Laufe des Nachmittags zu „ſchaffen“, wie er 
jagt, over wie Kläger behauptet, zu „ſchicken“. In der That wendete 
ſich Geklagter an Z, welcher, wie er wußte, Wechfel der bezeichneten 
Art beſaß, konnte jedoch von dieſem die Ueberlaffung der (fpäter zum 
vollen Nennwerth eingelöften) Wechjel nicht erlangen, und daher auch 
dieſe nicht liefern. Alle drei Inftanzen gaben dem auf Verurtbeilung des 
Geklagten zur Erfüllung des Vertrages, reſp. Erfagleiftung, gerichte- 
ten Begehren des Klägers Statt, die erfte jedoch nur bevingt, für den 
Ball, daß durch den Haupteid der Beweis hergeftellt würde, daß Ge⸗ 
Hagter fi) des Ausdruckes ſen den, nicht des Wortes ſchaffen bevient 
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habe. Die beiden höheren Inſtanzen verurtheilten den Beklagten un⸗ 
bedingt. | Ä 
Gründe der erften Inftanz: „Zur Beurtheilung ver 
Natur des Nechtsgefchäftes, welches zwifchen beiden Theilen gefchloffen 
wurbe, erfcheint bei dem fonft. von dem Geklagten als richtig zuge 
ſtandenen, von dem Kläger erzählten Sachverhalte der Umſtand wefent- 
lich, ob ver Gellagte fi der Ausprüde „fenden“ und „ſchicken“ oder 
des Ausdruckes „Ichaffen“ bevient habe; denn ging das Berfprechen 
des Geklagten dahin, vem Kläger 6000 fl. Uccepte des Joſ. 2. B. und 
Eomp., Tratta Moriz A, gegen Einlöfung mit 75 Procent in barer 
Caſſe zu ſenden oder zu ſchicken, fo muß dieſes Gefhäft als ein Kauf- 
vertrag angefehen werben, da in biefem Falle alle Erforderniffe ver 
88. 1053 und 1054 a. b. ©. 3. vorhanden find. Es wurde eine 
beftimmte Sade, nämlich 6000 fl. Uccepte des Joſef 2. DB. und 
Comp., Tratta Moriz A, um eine beftimmte Summe Geldes, näm- 
lich 75 Procent des Nominalbetrages oder bare 4500 fl. C. M. von 
dem Öeflagten dem Kläger überlafien. Die Ausprüde „jenden” und 
„ſchicken“, wenn fie auch unbeftimmt ließen, ob der Geklagte die frag» 
lihen Wechfel felbft in feinem Portefeuille bereit hatte, oder ob er 
ſich diefelben erft anderwärts verfchaffen wollte, deuten doch wenig- 
ftens dahin, daß der Geklagte, wenn er bie fraglichen Wechſel aud 
nicht feldft beſaß, ſich dieſelben anderwärts verfhaffen zu können ge- 
wußt babe, daß fie ihm als ein Gegenftand des Verkehrs bekannt 
waren. Wenn es fi daher erft nachträglich herausftellte, daß ber 
Geklagte die fraglihen Wechfel weder felbft bejaß, noch fich dieſelben 
andermwärts verjchaffen konnte, fo bleibt er Do gemäß 88. 1061 und 
1047 a. 5. ©. B. an das getroffene Uebereinlommen gebunden und 
bat für den Fall der Unterlafjung ver. Erfüllung dieſer feiner Ver— 
pflichtung dem Gegner für Schaden und entgangenen Nuten zu haf—⸗ 
ten. Das Maß der Verantwortlichleit, welche den ©ellagten nah . 
8. 878 a. b. ©. 2. aud in dem alle treffen mußte, als die ver- 
fprochene Leiftung für ihn unmöglich war, und er alfo ven Kläger durch 
feine Zufage täufchte, ift nach dem erwähnten 8. 1047 a. 5.6. 3. zu 
beurtheilen. Nachdem von dem ©eklagten zugeftanden ift, daß die 
von 3. 2. B. und Comp. acceptirten Wechfel, welhe von Moriz A ge- 
zogen waren, von legterem im vollen Nennwerthe eingelöft wurden, und 
biefes Zugeſtändniß durch die eigene Behauptung des Geklagten, daß 
Z, an ven er fich wegen berlei Wechjel wandte, biejelben nicht um 
99 Brocent abließ, befräftigt wird, fo beſteht der Nachtheil, welcher 
dem Kläger durch die Vertragsbrüchigkeit des Geklagten zugegangen 
ift, in der Differenz des Werthes der fraglichen Accepte und des dafür 
von dem Kläger gebotenen Kaufpreifes, d. i. in. 1500 fl. C. M., 
welche dem Letteren im Falle ver nicht erfolgenden Webergabe ver 
Wechſel zu erfegen find. Ob der Nachtheil des Klägers als Schade 
im engern Sinne bes $. 1293 a. b. ©. B. oder ald entgangener 
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Gewinn anzufehen fei, ift unentſcheidend, weil ber Geklagte nad 
8. 1047 a. b. ©. 3. dem Kläger auch für den entgangenen Nutzen 
zu haften bat. Die Einwendung des Geflagten, daß Wechſel, wie die 

angegebenen, feine Gegenftände feien, Die man nach den Verkehrsver⸗ 

bältniffen jederzeit haben kann, und daß fle fohin auch kein Gegen. 
fland des Kanfvertrages feien, wird Durch bie eigene Behauptung des 
Geklagten widerlegt, da er behauptet, daß er als Commiſſionär beauf- 
tragt war, Wechjel-Accepte der bezeichneten Art um 75 Procent aufs 
zujuchen, zu kaufen und wenn er felbe gefunden und gelauft hatte, dem 
Gegner gegen Bezahlung von 75 Procent abzuliefern. Durch dieſe 
Darftelung wird daher zugeftanden, daß Wechſel der bezeichneten Art 
geeigneter Öegenftand eines Kaufvertrages feien und infoferne der Ger 
klagte die Giktigfeit des Kaufvertrages aus dem Grunde beftreitet, daß 
er zur Zeit des Vertragsabſchluſſes nicht im Befige folder Wechſel ger 
weten, muß er auf obige Begründung rüdfichtlic feiner Verbindliche 
feit gewiefen werden. Dieſe Berbinvlichleit des Gellagten zur Ueber- 
gabe der obigen Accepte oder zum Erfage ber Differenz .von 25 Pro- 

cent des Nominalwerthes der nicht Übergebenen Wechſel tritt jedoch nur 

dann ein, wenn bei dem Widerfpruche des Geklagten ver Beweis her⸗ 
geftellt wird, daß er. fich wirklich der Ausdrücke „fenden“ over „ſchicken“ 

bevient habe. Inſoferne diefe Ausdrücke größerer Deutlicyleit er⸗ 
mangeln, müſſen viefelben nad 8. 915 a. b. ©. B. zum Nachtheile 
des Gellagten ausgelegt werden. Hat aber der Gellagte, wie er be- 
bauptet, den Ausdruck „ſchaffen“ gebraucht, fo kann das zwijchen bei⸗ 
den Theilen getroffene Uebereinfommen nicht als ein Kaufvertrag, fon« 
dern muß als ein Commiffionsvertrag angefehen werden; denn im Be» 
griffe des Wortes „Ichaffen” oder eigentlich „verfchaffen" Tiegt es, daß 
ber Öellagte die fraglichen Accepte nicht felbft zu befigen erklärte, fon« 
dern nur eine Mühe verfprach, verlei Accepte zur Einlöſung durch den 
Kläger mit 75 Procent anderwärts aufzufuchen. Der Gellagte ift in 
biefem Falle ald Bevollmächtigter des Klägers, beauftragt mit ber 
Aufſuchung, dem Ankaufe und Ueberlafjung der angelauften Wechſel 
zu bem bedungenen Preife an ben Stläger, anzufehen, und als folder 
nach $. 1009 a. 5. ©. B. verpflichtet, das Geſchäft feinem Berfprecdhen 
und der erhaltenen Vollmacht gemäß enıfig und redlich zu beforgen. Er 
war daher allerdings verpflichtet, Accepte der mehrerwähnten Art in 
den bevungenen Nominalbetrage anderwärts aufzufuhen und für den 
Kläger an ſich zu bringen, keineswegs aber um einen höhern als um 
den bevungenen Preis von 75 Procent des Nominalbetrages. Nachdem 
num von dem Kläger zugeftanden ift, daß der Gellagte fich zu dieſem 
Ende an den Eurrentwaarenhändler Z wandte, biefer ibm aber bie 
Wechſel niht um 99 Procent abließ und von dem Kläger nicht bar- 
gethan ifl, daß der Geflagte in der kurzen ihm zu Gebote geftanbenen 
Zeit fl) derlei Accepte anderwärts, und zwar um ben Preis von 75 
Procent hätte verfchaffen können, fo kann der Letztere aus dem zwi⸗ 
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ſchen beiden Theilen etwa geſchleſſenen Commiſſions⸗ oder Vollmachts⸗ 
vertrage zu keiner der angeſprochenen Leiſtungen verurtheilt werden. 
Die Laſt des Beweiſes in Anſehung des Umſtandes, daß der Ge⸗ 
klagte ſich des Ausdruckes „ſenden“ oder „ſchicken“ bevicnt babe, liegt 
nah 8. 104 a. ©. O. dem Kläger ob; denn die gegentheilige Be⸗ 
bauptung enthält in fi zunädft nur einen Widerfprud gegen das 
Klagefactum, und da wohl der Kläger aus feiner Behauptung, nicht 
aber der Geklagte aus der feinigen mit jener im Widerſpruche ftehen« 
den einen Anfpruch wider ven Gegner berleitet, fo ift fein Grund vor⸗ 
handen, dem Gellagten die Laft bes Beweiſes für feine Behauptung 
aufzubürben.* 

Gründe dee dritten Inftanz: „Aus den Angaben des Th. 
A in feiner Klage und den ausprüdlichen, dann ftillihweigenden Ge⸗ 
ftänpnifjen des Geklagten ergibt fi, daß Erfterer am 12. Oct. 1857 
um die Mittagszeit, ald die Rede vom Falliment des Haufes J. L. 
D. und Comp. war, die Aeußerung machte, er fei bereit, Accepte der 
gedachten Firma, infoferne fie von feinem Bruder Moriz A gezogen 
feien, im jetem beliebigen Betrage mit 75 Procent ihres Nominal- 
Belanfes gegen bare Caſſa an ſich zu löfen; daß hierauf ber Geklagte 
fagte, wenn dieſes fein Exnft fei, fo werbe er ihm Nachmittags 
6000 fl. C. M. in folden Wechſeln, jedoch ohne feine Unterjchrift, 
gegen bare Caſſa zur Einlöfung mit 75 Procent ſchaffen (ober, wie 
Kläger behauptet, „ſenden“); daß Kläger feinen Antrag nod zweimal 
wiederholte und Geklagter erwiberte, er werde ihm bie Wechfel um 
2 Uhr in fein Comptoir ſchicken. Der Geklagte hat jedoch ſolche Wechfel 
pro 6000 fl. C. M. zu 75 Procent, alfo für 4500 fl. C. M. dem 
Kläger nicht geliefert. Das erwähnte Geſchäft ftellt fih als ein Kauf 
und Berfauf von Wechſeln dar. Der Ausprud, man werde Jemanden 
etwas ſchaffen, ift nad dem gewöhnlichen Sprachgebrauche gleiche 
bedeutend mit verjchaffen, bringen, liefern, und würde ein Zweifel über 
deffen Bedeutung obwalten, fo müßte er nah $. 915 a. b. ©. 2, 
zum Nachtheile des Gellagten, welcher fich vesfelben bebient hat, aus» 
gelegt werben, nachdem das Gefchäft ein zweieitig verbindliches war, 
Hätte der Geklagte blos feine Verwendung, feine Mühewaltung dem 
Kläger anbieten wollen, fo hätte er fih der Worte: „er werbe zu 
ſchaffen juhen“, bedienen müfjen; allein er hat ganz beftimmt fich 
verpflichtet, Die Wechfel gegen Geld zu fchaffen, d. i. zu Stande zu 
bringen, und wäre waher, felbft wenn man in dem gefchloffenen Ver⸗ 
trage nur ein Commiffionsgejhäft fehen wollte, vennod für den Erfolg 
verantwortlih (8. 881 a. b. G. B.). Daß Wechſel, wie die obigen, 
Gegenſtände des Verkehrs find und im gegebenen Falle auch zu haben 
waren, wenn gleich nicht zu dem Preife von 75 Procent, jo wie daß 
fein Bollmadtevertrag vorlag, hat ſchon das Oberlandesgericht gezeigt. 
Der Geklagte, welcher feine Pflicht als Käufer nicht erfüllte, hat nach 
88. 1066 und 1047 a. 5. ©. B. dem Kläger für ben entgangenen 
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Gewinn zn haften, deſſen Ziffer beide unteren Inſtanzen mit 1500 fl. 
C. M. richtig befunden haben. Die Merkmale einer Wette, wie fie der 
8. 1270 0.5. ©. 8. feſiſtellt, fehlen bei dem zwifchen den Streittheilen 
geſchleſſenen Vertrage gänzlich. Es mußte daher das Urtheil des Ober- 
lante@gerichtes, weldyes ven Geklagten unbedingt zur Zahlung des dem 
Kläger tur die Nichterfüllung des Kaufvertrages entgangenen ®e- 
winnes verhält, betätigt werden.” 


Nr. 1061. 


Aufhebung eines Feilbietungsactes nach der vom Erfteher 
erwirkten Zilgung und Löſchung einer Satpoft. 


Eutſch. v. 18. Sänner 1860, Nr. 236 (Beftätigung des Decretö des B. G. 
— v. 26. December 1858, Nir. 2021 bän derung des Decrets 
dd 0.2. ©.. Brünn v. 14. Juni 1859, Nr. 4076). ©. 3. 1860, Nr. 59. 
A hatte eine Realität erflanden, tilgte den Feilbietungskebing- 
niffen gemäß fofort tie erfte Sagpoft ven 500 fl., und ließ dieſelbe 
löfchen. Später warb ber Feilbietungsact aufgehoben und die Realität 
von einem Andern erftanden, welchem bie erfte Inftanz die Bezahlung 
der gedachten erften Satzpoſt an A auftrug. Die zweite Inſtanz wies 
jedoch, ta dieſe Poſt bereit gelöfcht fei, den A mit feinen Anfprüchen 
an den Executen. 

Anf den Reviſionsrecurs des A hat der oberfte Gerichtshof die 
erftrichterliche Entſcheidung beftätigt, „weil in Folge der Licitations⸗ 
bebingniffe A verpflichtet und genöthigt war, bie beftimmten Zahlungen 
zu leiften und in Gemäßheit veffen die 500 fl. berichtigte und löſchen 
ließ, daher volllommen rechtmäßig und gejegmäßig in Folge eines 
gerichtlichen Auftrages gehandelt hat, indem er fi in Folge feines 
Meiftbotes als Eigenthümer der Realität anfehen mußte. Die am 
6. December 1856 erfolgte Aufhebung des Yeilbietungsacted vom 
14. September 1855 und der tarauf vorgenommenen Kaufſchillings⸗ 
vertheilung vom 18. April 1856 war durchaus nicht von A verjchuldet 
und er kann aud) nicht von den nachtheiligen Folgen berührt werben, 
weil fpäter nur ein geringeres Meiftbot erzielt wurde, Mit der ober» 
gerichtlich erfolgten Aufhebung bes Licitationsactes vom 14. September 
1855 find nothwendig auch ‚alle nachgefolgten darauf bafirten Acte, 
folglih auch die im guten Glauben erwirkte Löſchung der bezahlten 
500 fl. annullirt, da A unmöglich vorausfegen konnte, daß nad 15 
Monaten der Ficitationsact aufgehobeh werde, und da er, um alle 
nachtheiligen Folgen für ſich abzuwenden, die Zahlungen leiften mußte; 
«x wäre zwar nah 8. 1423 des a. 6. ©. B. andy berechtigt geweſen, 
fih die 500 fl. cebiren zu laſſen, allein hierzu war kein Grund vorhan⸗ 
den, da er ſich als Eigenthümer ber Realität anfehen mußte und aljo 
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das Recht hatte, die bezahlte Forderung löſchen zu laſſen. Es Tann 
ibm auch nicht aufgebürbet werben, fich wegen des bezahlten Betrages 
an bie Berfonalfhuloner, die Erecuten, zu wenden und neue, mit Koften 
verbundene, vielleicht auch erfolglofe, Schritte zu veranlafjen; denn mit 
der sbergerichtlich erfolgten Aufhebung der Feilbietung und aller nach⸗ 
gefolgten Acte ift auch der vorige Stand wieder hergeftellt und Re⸗ 
current daher beredtigt, das Pfandrecht geltend zu machen.” 


Str. 1062. 
Beweislaft im Walle der negatorijchen Klage. 


Entf. v. 24. Jänner 1860, Nr. 14917 Beni tigung des Uetheifß ber 
Prätur Gemons v. 16. Iunt 185 9, Nr. 3 Abänderung be Urtheils 
8 O. L. G. Venedig v. 15. September 109, ‚Mr. 15722). ©. 3. 1860, 


n Nachdem in einem zwiſchen A und B verhandelten Possessorium 
summariissimum entſchieden worden war, baf der Letztere das Recht 
bes Fußſteiges an dem Örunvftäde des Erfteren befige, trat A gegen 
B mit ber negatorifhen Klage auf und bat um das Erfenntniß, daß 
dem Beklagten jene Recht nicht zuftehe. Der Beklagte berief ſich vor 
Allem auf feinen durch den Richter in possess. summar. anerfannten 
Beſitz und machte außerdem den — mißlungenen — Verſuch, mittelft 
Zeugen die Erwerbung des Rechtes durch Erfizung zu beweifen. — 
Das Gericht erfter Inftanz erkannte nad) dem Klagebegehren, wegen 
des vom Bellagten nicht erbrachten Beweiſes der Ufucapion. Das 
Dberlandesgeriht war der Anfiht, daß der Bellagte diefen Beweis 
gar nicht zu führen hatte, und fprad ihn, als Befiger der Servitut, 
von der Klage frei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil, mit 
Feſthaltung des Grundſatzes, daß bei der negatorifchen Servitutsklage 
ber Bellagte das ihm beftrittene Recht, beziehentlih die Erwerbung 
desselben, und uicht der Kläger den Nichtbeftand dieſes Rechtes auf 
Seite feines Gegners zu beweifen hat. 


Nr. 1063. 
Verhältniß der öfterreichifchen geiftlichen und weltlichen Ge- 
richte zu den von Ausländern, welche fpäter ihren Wohnfig 
in Oejterreih nehmen, im Auslande gejchloffenen Eben. 


Entid. v. 24. Jänner 1800, Nr. 189 (Beftätigung des das Decret ded X. ©. 
Graz v. 30. Juni 1 9, Nr. 9556, shönbernben Derreted des O. L. G 
Graz v. 30. Ra 1859, Ar. 4743). 6 . 3. 1860, Nr. 134. 
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Nr. 1064. 


Pfändung der Früchte eines zwangsweiſe verfteigerten Grund» 
ftücles zum Vortheil eines Gläubiger8 des Erecuten vor der 
phyſiſchen Uebergabe an den. Erfteber. 


Entif. v. 24. Sinner 1860, Nr. 270 (Beitätigung des Urtheils der Prä⸗ 

tar Dolo v. 8. Februar 1859, Nr. 372, Abändernng ded Urtpeits des O. L. ©. 

Benedig v. 26. Juli 1859, Nr. 10213). Giorn. di Giurispr. prat. 
1860, ©. 60 ff. a 

Am 21. April 1854 wurde da8 Haus des Z executive feil- 
geboten und von A erſtanden. Am 2. Mai 1854 folgte die Ein- 
antwortung an den Erfteher, die Hebernahme in den phufiihen Beſitz 
aber erft im September 1854; inzwifchen erwirkte B, jener Gläubiger, 
welcher die Feilbietung hatte vornehmen laffen, auf Grund derſelben 
Borderung wider Z am 3. Mai 1854 auch nod die Pfändung der 
fructus pendentes der fraglichen Realität. Mit Rüdficht darauf, daß 
nach ben Teilbietungsbedingungen bie erftandene Sache in das Eigen- 
thum des Erftehers überging, und daß nah 8. 295 a. b. G. 2. 
bie hängenden Früchte als Theil des Grunpftüdes anzufehen fin, 
Hagte A gegen B auf Nichtigerflärung der erwirkten Pfändung. 

Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren Statt; die zweite 
wies es zurüd, aber mit dem Beiſatz, daß beiden Theilen frei ftebe, 
durch beſondere Klage die ihnen binfihtlich der Früchte zuftehenden 
Anſprüche auf eine Ausgleihung geltend zu machen. In ber Begrün- 
bung flimmt das Obergericht ber erften Inſtanz darin bei, daß bie 
Behauptung des Beklagten: e8 habe der Kläger erſt mit dem phhii- 
chen Beſitz den Anfpruh auf die Früchte erlangt, unhaltbar jei, und 
weift darauf bin, daß binfichtlich jener Grundſtücke, welche verpachtet 
waren, ein Streit nicht befteht, und fährt dann fort: „Wenn demnach 
unleugbar ift, daß, wenn die Grundftüde verpachtet gewejen wären, " 
ber Zins zwifchen dem Erecuten und dem Erſteher nad Verhältniß 
ber Dauer des beiderfeitigen Eigenthumsrechtes hätte vertheilt werden 
mäflen; fo konnte bei der Gleichheit des Verhältniffes aud dem Ere- 
cuten ein Anfpruch auf die zu jener Zeit hängenden natürlihen Früchte, 
wobei auf die von ihm aufgewendeten Bewirthſchaftungskoſten Rück⸗ 
fiht zu nehmen war, nicht abgeſprochen werden. Dieſes Berhältniß 
tonnte aber im gegenwärtigen Proceffe nicht geordnet werben, weil 
ieber Theil ein ausſchließliches Recht auf die Früchte in Anſpruch 
aimmt...." 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte das Urtheil der erften Inflanz 
„in Anbetracht, daß A, indem er am 21. April 1854 vie Grund- 
ſtücke des Z erftand, nach den Feilbietungsbedingniſſen fofort in den 
Beſitz derſelben trat; daß er am 26. April allen Bedingniffen für die 
Erwerbung des Eigenthums entſprach, fo daß jedenfall an biefem 
Tage der Execut aufhörte, Eigenthümer und Befiger zu fein; daß 
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ferner durch Beſcheid vom 2. Mai 1854 die definitive und formelle 
Einantwortung erfolgte und ſomit der Kläger den rechtlichen Beſitz in 
jener Form und in folder Weiſe erlangte, wie dies herfömmlih und 
in Ländern ohne Grundbücher nicht anders ausführbar ift; in An⸗ 
betracht, daß femit... . auch die nicht abgelöften Früchte in jein Eigen- 
thum und in feinen Befig übergegangen find, und daß daher werer Z 
ſelbſt, noch der Richter für ihn, ven Bellagten, giltig ein Pfandrecht 
an den ihm nicht mehr gehörenden Sachen einräumen Tonnte; daß, 
wenn etwa B irgenb einen Bergütungs- oder Ausgleihungsanfprudy 
im Bezug auf die Früdte hatte, diefer Anſpruch von einem ding⸗ 
lichen Recht an den letzteren fehr verfchieden ift...., und daß wenn 
gleich auf einen folden Anſpruch eventuell Erecution geführt werben 
könnte, dies bis jetzt nicht gefchehen iſt....“ 


Nr. 1065. 


Rechtswirkung der vom Verkäufer nach der (phufifchen) Ueber: 

gabe der Realität abgegebenen Erflärung, vom Kaufe nichts 

mehr wiffen und die Vertragsurkunde nicht vollziehen zu 
wollen. 


Entſch. v. 24. Jänner 1860, Nr. 522 Betätigung des das Urtheil des 
8. 6. Obernberg v. 23. Mai 1859, Nr. 621, abänderuden Urtheild des 
D. 2.6. Wien v. 27. September 1859, Nr. 8087). ©. 3.1861, Nr. 85. 

Tie A hatte mit tem B einen mündlichen Bertrag über den 
Berlauf ihres Eutes abgefchleffen, ibm auch fofort den phyſiſchen 
Beſitz eingeräumt; allein als e8 zur Errichtung des fchriftlihen Ver⸗ 
trage, welche vor dem Notar erfolgen follte, fam, konnten fie fich 
über Nebenpunfte nicht einigen, und B verließ die Kanzlei mit der 
Erklärung, von dem Kauf nichts mehr wifjen zu wollen. Später nahır 
er biefe Erklärung zurüd; allein nun weigerte. fi) die Verkäuferin, 
welche vielmehr durch Klage verlangte, der Kauf fei für aufgehoben 
zu erflären. — Das Gericht erfter Inſtanz bat das Klagebegehren 
aus folgenden. Grünten zurüdgewiefen: „Es ift gewiß, daß der Ger 
Hagte der Klägerin nad) dem mündlichen Kaufsabjchluffe ven Zehente 
hof übergeben, daß fie denfelben in den phufifchen Befig übernommen 
und durch längere Zeit mit dem Kaufsobjecte frei gefchaltet und ge⸗ 
waltet bat, und fomit der Vertrag im Wefentlihen erfüllt werten ift. 
Iſt aber der Vertrag, wenn auch nur zum Theile erfüllt, fo kann ein 
Rücktritt hievon nad) $. 909 0.1. ©. B. nicht mehr ftattfinden. : Klä⸗ 
gerin ift demnach im vorliegenden Falle nur berechtigt, auf Errichtung 
der Kaufsurfunve unter den von ihr behaupteten urfprünglich verein. 
barten Bedingungen, nit aber auf Auflöfung des Vertrages zu 
dringen. Es Tann daher aud von ber Zurüdgabe des Angeldes und 
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Zahlung des Reugeldes, ſewie auch (infolange der mündlich abgejchlof- 
fene Kaufvertrag aufrecht befteht) von einer Entfhäpigungsleiftung für 
die Herrichtungen im Zehenthofe keine Rede fein." Das Oberlandes- 
gericht hingegen erfannte nach dem Klagebegehren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da8 Urtheil der zweiten In⸗ 
flanz. In den Motiven wird die Bemerkung vorangeftellt, daß bie 
Entſcheidung des Rectsftreites von der Frage abhänge, ob die Klä- 
gerin zu beweifen vermochte, daß die Kaufserrihtung durch Verſchul⸗ 
ben des Bellagten fich zerjchlagen habe, ſodann ver (vorhin bargeftellte) 
Sachverhalt angeführt und am benfelben folgende Beurtheilung des 
alles gefnäpft: „In ber pofitiven Weigerung bes Bellagten, ben 
fchriftlihen Vertrag in ber erwiefen früher vereinbarten Weife einzu- 
gehen, in feiner ausdrücklichen Erklärung, von dem Kaufe nichts mehr 
wiffen zu wollen, und durch die daher duch fein Verſchulden allein 
berbeigeführte Bereitlung des fürmlichen Kaufabfchluffes, wurde das 
Küctrittsrecht der Klägerin und ihr Anfpruh auf Rückſtellung des 
Angeldes und auf das Reugeld begründet. Es ift ihr das Recht er- 
wachen, die beftimmte Erflärung des Bellagten, vom Bertrage zurüd- 
zutreten, mit den Confequenzen anzunehmen und geltend zu machen, 
ohne daß (wie das Obergericht richtig bemerkte) die nachfelgende wie- 
der erflärte Bereitwilligleit des Beklagten zur Erfüllung, d. i. zur 
Errihtung des fchriftlichen Vertrages unter ben verabrebeten Bedin⸗ 
gungen, und die theilmeife vorausgegangene Erfüllung ver mündlichen 
Verabredung dieſes Hecht der Klägerin zu ſchmälern vermag, weil 
eben bie Erfüllung des Webereinlommens, daß ein fürmlicher ſchrift⸗ 
liher Berfaufsvertrag und fomit der Kauf vollzogen werde, durch bie 
beftimmte Weigerung und das Verſchulden des Beklagten ſchon ge- 
jheitert war.” . 


Jr. 1066. 


Faſſung des Urtheils im Fall der theilweifen Anerkennung 
der vom Kläger erhobenen Anfprüce durch den Bellagten. 


Eutſch. v. 24. Jänner 1860, Nr. 611 (Beitätigung des dad Urtheils des 
B. ©. Telfs v. 25. Anguft 1859, Nr. 1563, anjhebenden Dectetes des 
D.2. @. Iunöbrud 0.23. November 1859, Nr. 3895). ©.3.1860, Nr. 135. . 

Kläger hatte das Miteigenthum an mehreren Waldtheilen Roos 
Nr. 53, Loos Nr. 67 und Loos Nr. 88 in Anfprudy genommen; ber 
Geklagte hatte fi) dem Begehren vesfelben nur bezüglich der zwei letzt⸗ 
gedachten Waldtheile widerfett, bezüglich des Waldtheild Loos Nr. 53 
dagegen den Anſpruch des Klägers als begründet anerkannt. Das Ur- 
theil lautete: „Oeklagter ſei nicht ſchuldig, das Miteigenthum des Klä⸗ 
gerd an dieſen zwei Waldungen (der Waldtheil Nr. 53 wird dem Kläger 
von dem Gellagten nicht freitig gemacht) anzuerkennen und bie Thei« 


fung dieſer zwei Waldtheile zu geſtatten. Das Oberlandesgericht, 
an welches der Proceß im Wege der Appellation gelangte, hob dieſes 
Urtheil auf und trug ber erften Inſtanz, „in der Erwägung, daß der 
Richter über den vollen Inhalt des Klagebegehrens zu entſcheiden ver⸗ 
pflichtet ift”, auf, durch ein neuerliches regelmäßiges Urtheil Aber das 
ganze Klagebegehren zu entſcheiden. Diejes Decret wurde vom oberften 
Gerichtshof beftätigt. 


Nr. 1067. 


Erfüllungeei über einen Thatumftand, über welchen ber 
Zeuge nicht ausgefagt bat. (Imdicienbeweis.) 


Eutſch. v. 24. Jänner 1860, Nr. 638 (Beftätigung ber U ie des B. ©. 
Neps v. 3. October 1858, Mr. 9329, und smannftadt v. 
1. Juli 1859, Nr. 2895). ©. 9. 1860, ©. Sig fl. 

Die A klagt gegen B ein Darlehen ein; der Beweis wird in der 
Art geführt, daß Zeuge T beftätigt, er habe dem B im Auftrag der A 
90 fl. übergeben, und dieſer habe erflärt, fie als Darlehen anzunehmen, 
und daß bie Klägerin fi zum Erfüllungseive über die Thatfache er- 
bietet, daß B von ihr ein Darlehen von 90 fl. wirklich geborgt und 
noch nicht gezahlt habe." Zu biefem Erfüllungseid ward fie von allen 
drei Inftanzen zugelaffen. Der oberfte Gerichtshof bemerft: „E83 wird 
durch die Ausfage des T über den Umftand, daß B die der Klägerin ge- 
börigen 90 fl. als Darlehen behalten habe, ein halber Beweis geliefert, 
berfelbe wird durch den Über den nämlichen Umftand der Klägerin zuge- 
ſprochenen Erfüllungseid erganzt. Es erfcheinen fomit die untergericht- 
lichen Urtheile vollkommen gerechtfertigt; daher auch der a. o. Reviſions⸗ 
beſchwerde feine Folge gegeben wird. 


‚Ar. 1068. 


Eimrechnung von als Feilbietungs⸗ -Caution erlegten Staats⸗ 
papieren in den Kaufpreis. 


1 65 um Die Decrete des K. G. 

333 © Ba EIN in 8. a 20, Br 859, Nr. 311, 7314, 

1693 uud 232 und d mar, 8 Brlinn v. 37. ober 1859, Kr. 7047). 
6. 1800, € ©. 419, 420, 

A fand ſich bei wi zur Einbringung einer Yerarialforderung aus- 
gefhriebenen Feilbietung eines Haufes ein, erſtand dasſelbe und bepo- 
nirte, da nach den Weilbietungsbebingniffen fofort ein Angeld von 10% 
zu erlegen war, nebft bavem Gelde 44 Staat3obligationen im Nenu- 
werthe von 2200 fl., welche nach dem Tagescurſe mit 1612 fl. 47 ix. 
berechnet und angenommen wurben. ALS der Heft des Kaufſchillings 
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erlegt und die Staatöpapiere mit demfelben der Finanzbehörde über« 
geben wurden, fünbigte dieſe an, daß die börfenmäßige Veräußerung 
ver Papiere erfolgte. A warb hievon und bald darauf auch von dem 
Reſultat ver VBerkußerung (die Papiere hatten 1453 fl. 8 tr. erbradt) 
u Kenntniß gefeßt, und zur Ergänzung des ſonach Fehlenden von allen 
drei Inftanzen angehalten, 

Gründe der dritten Inftanz: „Wenn vie Licitationd- 
commiffion die Obligationen in dem damaligen Eurswerthe als Vadium 
(Angelo) übernahm, fo gefhah dies nur in der Richtung, um zu be- 
urtbeilen, ob A wirfiih 10% des Anlaufspreijes erlegt babe, keines⸗ 
wegs aber deshalb, um das Vadium als wirkliche Theilzahlung des 
Meiftbotes zu übernehmen; venn weder die LTicitationscommiffion, noch 
ba8 Gericht wäre, ohne ben Rechten der Parteien etwas zu vergeben, 
damals berechtigt gewefen, zu erflären: ob und wie viel hieburd, als 
Theilzgahlung an dem Kauffchillinge geleiftet ſei? Die Frage, in welchem 
Betrage die Obligationen in den Kauffchilling einzurechnen feien, mußte 
einer nachträglichen Verhandlung und Entſcheidung vorbehalten bleiben ; 
denn A wäre verpflichtet gewejen, dad 10% Vadium baar zu erlegen. 
Es wurde ihm auch mit dem rechtskräftigen Beſcheide vom 8. Februar 
1859 befannt gegeben, daß die Obligationen börfenmäßig veräußert 
werden müſſen, damit die Forderung des Werard. befriedigt werben 
könne. Er mußte aus diefem rechtskräftigen Bejcheide entnehmen, daß 
eben von dem Erfolge dieſer Beräußerung die Frage abhängig ge- 
macht wurde, ob er feiner Zahlungspflicht gegenüber dem Aerar voll» 
ſtändig Genüge geleiftet habe. Wenn daher der Curswerth der 
Obligationen bei deren Veräußerung niedriger war, als zur Zeit bes 
Erlages, jo kann der Erſatz der Differenz nur ihn treffen; denn er 
hätte die Zahlung des Kaufſchillings im Baaren leiften follen, und hätte 
au das Recht gehabt, die Differenz für ſich zu beziehen, wenn ber 
Curs der Obligationen bei deren Beräußerung höher gewefen wäre 
als beim Erfolge. Es war daher fein Grund vorhanden, die gleichför- 
migen Entſcheidungen ver unteren Inflanzen abzuändern.” 


Nr. 1069. 
Erlag der eingeflagten Summe behufs Abwenbung der 
Erecution. 

v. 24. Jänner 1800. Ma „0 „ae äti des Deerets des B. ©. 
—— v. 28. November 1 520. Yhinberung des Decrets des 
O. L. G. Wien v. 14. —E 1850 Kr 12488). 3.1860, Nr. 132. 

Beitfärif 1, Gelest. 1860 1, Dir. 180 

Das Geſuch des A um executive Pfändung des Vermögens ber 

B wurde in der erften Inftanz deshalb abgewiefen, weil inzwijchen 


— 30 — 


die B bie eingeklagte Summe zu Gericht erlegt, allerdings aber zu⸗ 
gleich mit Rüdfiht auf ihr zuftehende Gegenforverungen damit ein 
Berbot, rückſichtlich Streitanmerkung verbunden hatte. Die zweite 
Inftanz bewilligte die Erecution, weil ein berartiger Erlag feine Zah⸗ 
lung ſei. Der oberfte Gerichtshof betätigte den Beſcheid der erften 
Inſtanz, in Erwägung, „daß die auf Urtheile gegründete Gegenfor- 
derung der B, welche bei Ueberreihung des Erlazsanbringens vom 
28. November 1859 von dem wegen dieſer Forderung gefchehenen 
Erecutionsfchritte des Gegner A vom 16. November 1859 noch gar 
nit verftänbigt war, ſonach um Siftirung oder Aufhebung der Ere- 
eution nicht anlangen Eonnte, im Sinne des $. 1425 a. b. G. 2. 
als wichtiger Grund zur Zahlung mittelft gerichtlichen Erlages an⸗ 


zuſehen ift.“ 


Jr. 1070. 


Buchhalter des Zeugenführers als unbedenklicher Zeuge. 


Entf. v. 25. Jänner 1860, Nr. 230 hr a89p Hribeile des B. ©. 
der inneren Stadt Wien v. ‚2, Dectober 9 anderung 
des Urtheils des O. L. ©. wiig 1, Deeenber 1859, je 11710). H. 


Kläger A hat beim B, als Domiciliaten, einen Wedel ein- 
caffirt und dabei eine falfhe Banknote von 100 fl. erhalten. Die 
Bertheidigung bes B beiteht darin, daß bie Zahlung mit dem vom 
Acceptanten eingeſchickten Gelde geſchehen ſei, worüber der Beweis 
durch die Ausſage des Buchhalters des Beklagten und den Erfüllungs⸗ 
eid des letzteren angeboten wird. Die erfte Inſtanz erkannte nach Ab⸗ 
hörung des Zeugen auf den Erfüllungseid. Die zweite Inſtanz erklärte 
dieſen für unzuläſſig, aus folgenden Gründen: „Wenn es gleich nach 
den neueren Geſetzen, insbeſondere nach der Dienſtbotenordnung vom 
Jahre 1810, unbeſtritten iſt, daß Perſonen, die in ſolchen Dienſten 
ſtehen, zu deren Bekleidung eine wiſſenſchaftliche Vorbereitung erfor⸗ 
dert wird, unter die Dienſtboten nicht zu zählen ſind, ſo erſcheinen ſie 
doch, infoferne jie eine Ausfage für oder gegen ihren Dienſtgebewab⸗ 
zulegen haben, i im Sinne des Geſetzes als bedenkliche Zeugen, da fie 
immerhin in einem abhängigen Berhältniffe zu dem Letteren ftehen, 
demſelben gegenüber in einer moralifchen Zwangslage fi befinden, und 
von ſolchen Perfonen auch feine unbefangene Zeugenausfage zu eriwar- 
ten iſt. Nachdem nun der Zeuge bei dem Zeugenführer, rüdjichtlich 
Geklagten, als Buhhalter im Dienfte fteht, mithin in keinem unab- 
hängigen Berhältniffe zu bemjelben ſich befindet, fo kann berfelbe für 
ben Geklagten auch nicht als ein claffifher oder unbedenklicher Zeuge 
angefehen werben, und Geklagter durch dieſen Zeugen daher auch nicht 
eine erfte halbe Brobe berftellen (8. 137 a. ©. D. und Hofbecret vom 
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14. Februar 1788, Nr. 782). Iſt aber durch bie Zeugenausfage die 
erfte halbe Probe nicht hergeftellt, fo entfallt der angebotene Erfüllungs- 
eid von felbft." . 

Dagegen bat der oberfte Gerichtshof das erftrichterliche Urtheil 
ans nachftehenden Gründen beftätigt: „Diejer Zeuge ift als unbedenk⸗ 
lich atzufehen ; denn wenngleich derſelbe ale Buchhalter im Dienfte 
des Beklagten fteht, fo fällt er doch vermöge dieſes Dienftverhält- 
aiffes weder nach der gefeglihen Ausprudsweife, noch nad dem ge- 
meinen Sprachgebrauche in vie Kategorie der Dienftboten, mithin auch 
nicht unter bie Beftimmung des 8. 142, lit. c.,a. ©. O., und e8 kann 
weber als im Sinne des Gefetzes gelegen, noch als im Intereſſe der 
Rechtsführung zuläfiig erkannt werden, die Momente der Bedenklich⸗ 
feit eines Zeugen über bie vom Geſetze feldft als nothwendig erkann 
ten, darum aber auch genau präcifirten Grenzen auszudehnen. Dem 
zufolge erfcheint vie Zulaffung des Geklagten zum Erfüllungseid 
gerechtfertigt." 


Ar. 1071. — 

Unzuläffigfeit der Erecutionsführung wider den Hypothekar⸗ 

Schuldner auf Grund des wider den Perfonaljchuldner er- 
gangenen Erkenntniſſes. | 


Eutſch. v. 81. Jänner 1860, Nr. 655 (Beitätigung der gleichförmigen 
Decrete des L. G. Brag v. 20. September 1859, Sr. 22284, und des 
O.L. ©. Prag v. 15. November 1859, Nr. 20073). ©. 3. 1860, Nr. 147. 

Die B hatte dem A eine ihr gehörige Hhpothelar- Forderung 
als Pfand für eine Schuld ihres Gatten C eingeräumt. Auf Grund 
eined wider C erwirkten Urtheild begehrt nun A die Einverleibung 
des executiven Pfandrechts an der Forderung der B, und beruft fid 
auf Die Plenar-Entfeivung des oberften Gerichtshofes vom 29. Sep- 
tember 1857 (Nr. 438 der gegenwärtigen Sammlung). Das Geſuch 
werd in allen drei Inftanzen zurädgewiefen. Gründe: Der oberfte 
Gerichtshof bat bei Entfcheivung des im Revifions- Recurfe er- 
wähnten Falles ſich allerdings dahin ausgefprochen, daß der Hhpo- 
thefar - Gläubiger zur Einbringung einer durch eine Hypothek ver- 
ficherten Forderung auf Grund eines gegen den Perfonal- Schuloner 
erwirkten, auf Zahlung lautenden rechtskräftigen Urtheile, die Execution 
auf das verpfündele Gut auch gegen einen neuen Befiger desſelben 
unmittelbar verlangen kann. In dem Falle, in welchem biefer Grund» 
ſatz ausgeſprochen wurde, hatte der Schuldner felbft das Gut ver- 
pjändet, dasſelbe wurde mit der darauf haftenden Laſt vom neuen 
Defiger erworben, dieſer übernahm hiermit die Verpflichtung, bie 
Schuld aus der Hypothek zu berichtigen, er if in diefer Beziehung 
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an die Stelle des Perſonalſchuldners getreten und ein gegen letzteren 
ergangenes Urtheil kann daher auch gegen ihn wirken. Doch der vor⸗ 
liegende Fall iſt von jenem weſentlich verſchieden. Die B feldft Hat 
für eine Schuld ihres Gatten eine ihr gehörige verficherte Darlehens⸗ 
Forderung von 4000 fl. ala Hypothek beftelt, und wegen Erfüllung 
ber "von ihre ſelbſt übernommenen Berpflihtung kann im Erecutions- 
wege nur auf Grundlage eined gegen fie ergangenen, nicht aber auf 
Grundlage eines gegen ihren Gatten gefällten Erkenntniſſes, mit. dem 
bie Zahlungspflicht desſelben ausgejprochen Wurde, vorgegangen werben. 
In Berüdfihtigung dieſer Umftände faun einer Abänderung ber gleich 
fürmigen Entſcheidungen um ſo weniger Statt gegeben werden, da 
ſelbe nur im Falle einer offenbaren Ungerechtigleit oder Geſetzwidrig⸗ 
keit verfügt werben könnte.“ 


Nr. 1072. 
Gutsabtretung: Schenkung oder entgeltlicher Vertrag? 


ur vo. 31. Jänner 1860, Nr. 849- —*— enätigung des das Urtheil des 

rmond v. * Juni 1859 616, a andern en Urheils des 
TE 7. October 1850, Dir Nr. 3245). ©. 3. 1860, Nr. 189. 

Die Eheleute A fchloffen am 10. Februar * mit dem B 
einen Vertrag, vermöge deſſen ſie, da ſie wegen ihres vorgerückten 
Alters die anſtrengende Feldarbeit nicht mehr bewältigen könnten und 
eines Beiſtandes bedürften, ven B als Adoptipſohn in ihr Haus auf⸗ 
nahmen und ihm ihre Realitäten unter ver Bedingung überließen, 
daß er alle Feldarbeiten beſorgen, die Schulden ver „Geſchenkgeber“ 
bezahlen, alle auf den Realitäten haftenden öffentlichen und Privat« 
loften tragen follte. Ueberbies wurde bebungen, daß die Ehegatten A 
in Allem und für Alles Mitherren fein follen (avranno ia compadro- 
nanza in tntto e per tutto). Mit Klage vom 19. Yunt 1856 wollten 
nun die Ehegatten A diefen Vertrag als eine Schenkung wegen Un- 
dankes des Beſchenkten widerrufen. Die erfte Inſtanz gab nad) ab» 
geführtem Zeugenbeweiſe dem Klagebegehren Statt, allein die beiden 
höheren Inftanzen wiefen basfelbe zurüd, und zwar der oberfte Gerichts» 
hof aus folgenden Gründen: „Der Vertrag vom 10. Februar 1845 
ift gar fein, ober doch wenigftens Fein reiner Schenfungs-, ſondern 
ein in unferem a. b. Gejege nicht ausdrücklich genannter, zwei⸗ 
feitig verbindlicher Vertrag, mit welchem ver Bellagte nicht nur bie 
auf dem ihm abgetretenen und übergebenen Bermögen, und insbeſonders 
bie auf den darin ausdrücklich aufgeführten Liegenſchaften haftenden 
Schulden und ſonſtigen Laſten, ſondern auch die perſönlichen Schulden 
der abtretenden klägeriſchen Eheleute auf ſich nimmt und außerdem ſich 
auch noch zu anderen Gegenleiſtungen verbindlich macht, denen er 
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— 
auch, wenn nicht ganz, doch in einem großen Theile ſchon nach⸗ 
gelommen ift. Der in 8. 948 a. 6. ©. B. vorgefehene Fall ver 
Widerrufung einer Schenkung wegen groben Undankes des Beſchenkten 
gegen den Gejchenkgeber findet demnach auf den Vertrag durchaus 
feine Anwendung. Es mag allerdings wahr fein, daß der Werth des 
von den Klägern dem Beklagten abgetretenen und übergebenen Ber- 
mögens den Werth ver Gegenleiftungen und vielleicht jogar namhaſt 
überfteige; hieraus würde wohl folgen, daß ber eine Contrahent mehr 
empfangen bat als der andere, aber nicht, daß bie bezügliche Differenz 
eine Schenkung begründe.“ 


Nr. 1073. 


Bunctation eines Ceffions-Vertrages : Anfpruch auf bie Mäkler⸗ 
gebühr für deffen Vermittlung bei unterbliebener Errichtung 
ber förmlichen Ceffions-Urfunde. 


Entf. v. 31. Jänner 1860, Nr. 939 (Beltäti igung des dad Urtheil der 
Peätur Venedig v. 28. September 1859, Nr. 37 —* — abünbeeuben un eils 
s O. L. G. Venedig v. 16. Rabember 1859, Tr. 19125). © .3. 1860, 


Ueber vie durch einen Mäfler vermittelte Ceſſion einer Yorberung 
von 20.000 Lire wurbe von den Kontrahenten am 21. März 1859 
ein vorläufiger Vertrag (convegno preliminare) ſchriftlich errichtet, 
welcher bie Abtretung ber Worberung, dad Uebereinkommen ber Par- 
teien zur Errichtung eines notariellen Inſtrumentes, fo wie die vom 
Cedenten übernommene Berpflichtung, mehrere auf die Forderung Bezug 
habende Documente (durch welche unter Anderem bie fihere Einbring- 
lichkeit derſelben nachgewiejen werben follte) dem Cefjionar zu über- 
geben, enthält, und des Mäflers, der bei ver Aufnahme des Vertrages 
nicht intervenirte, in den Worten gedenkt, daß derjelbe auf die Mäfler- 
gebühr von 2%), der 20.000 Fire Anfpruch haben fell („avrà diritto“ 
n. |. w.). Obgleich die Ausführung der befagten Stipulationen unter- 
blieb, belangte nichtödeftomeniger der Mäkler den Cefjionar auf Zah- 
fung. der halben Senfarie, nämlich von 1% der cevirten 20.000 Lire. 

Das Gericht erfter Inftanz hat den Kläger aus folgenden Gründen 
abgewiefen: „Es werde die Gebühr für Vermittlung eine® Vertrages 
gefordert. Eine ſolche Vermittlung enthalte begrifflih das Moment der 
definitiven Abfchliegung des Vertrages, welche den Anſpruch auf die 
Gebühr rechtlich begründe. Nun fei über die Ceſſion, die die Contra— 
benten vorbatten, zwar vorläufig eine Urkunde errichtet, allein in ver: 
jelben dem Cedenten die Aushändigung der auf den Vertrag Bezug 
babenden Documente zur Pflicht gemacht worden, weßhalb vie volle 
Einwilligung der Parteien in die Ceſſion erft von dem Zeitpunfte an 
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als vorhanden gedacht werden durfte, in welchem jene Documente vor⸗ 
gezeigt und mit dem im der Urkunde als richtig vorausgeſetzten Sadır 
verhalte fbereinftimmend gefunden wurden. Da dieſe Bedingung nicht 
erfüllt worden, jo fei denn auch nicht die Abjchliegung des Geſchäftes 
erfolgt, und eben fo wenig der daran geknüpfte rechtliche Anſpruch auf 
den Lohn für die Bermittlung entftanden. Auf den vorläufigen Vertrag 
aber könne der Kläger feinen Anſpruch deßhalb nicht gründen, weil er 
daran nicht Theil nahm und das in jenem Bertrage von den Parteien 
nicht ihm gegenüber, fondern nur unter fich anerkannte Recht (auf die 
Mäktergebühr) nicht geltend machen kann.“ 

Der oberfte Gerichtshof verurtheilte, in Webereinftimmung mit 
dem Oberlandesgerichte, ven Beflagten nach dem Klagebegehren, „in Er- 
wägung, daß die Urkunde vom 21. März 1859 nicht die bloße Ber- 
abredung, das Verſprechen, erft einen Vertrag zu fließen (8. 936 
a. b. ©. B.), enthält, ſondern vielmehr der Aufja des bereits gejchloffe- 
nen Vertrages ift ($. 885 ebenbort), da fie über die Hauptpunfte des⸗ 
felben errichtet und von den Parteien unterzeichnet ift, daher für ſich 
allein ſchon die darin ansgebrüdten Rechte und Verbindlichkeiten be- 
gründet nnd insbejondere den Gejfionar berechtigen würde, den Ceben- 
ten auf Exhibition der von diefem zum Behufe der Errichtung des 
förmlichen Abtretungsvertrages verſprochenermaßen vorzulegenden ‘Do- 
cumente, oder im Entftehungsfalle auf Schadloshaltung zu belangen; 
daß fonach der Kläger, indem er die Parteien zur Eingehung jenes 
vorläufigen DBertrages vermochte, feinen Dienft al8 Vermittler des 
Gefhäftes vollftändig geleiftet, mithin den rechtlichen Anfpruh auf 
den Lohn nach 8. 1156 a. 5. ©. B. hierdurch bereits erworben hat; 
daß er den fpäter eingetretenen Ereigniſſen, welde mit over ohne 
Willen der Parteien die Erfüllung der getroffenen Verabredung bisher 
verhinderten, fern ſteht, und daß endlich vom Bellagten gegen bie 
Höhe ber geforderten Mäklergebühr eine Einſprache nicht erhoben wurde." 


Nr. 1074. 
Deweislaft bei der Güternambaftmachung. 


Futg. v. 31. Jänner 1860, Nr. 952 GBeſtätigung des das Decret des 
B. ©. degen v. 10. September 1859, Ne. 7039, abändernden Decrets 
des O. L. G. JInnöbrud v. 17. November 1859, Nr. 3896). ©. 3. 1861 
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Nr. 1075. 
Berechnung ber Beweis-Antretungsfriften, 


entf. v. 31. Jänner 1860, Nr. 1057 7 Gpeitätigung des dad Decret des 
2. ©. Verona dv. 28. Mai 1859 abändernden Decreted des 
D. 2. ©. Benedig u. 26. October "856 6, Mr. 16688) ©. 3.1860, Nr. 65. 

In einem Rechtoſtreite Hatte das Gericht erfter Inſtanz ben 
vom Kläger angebotenen Zeugenbeweis, das Oberlandeögeriht, auf 
Appellatien des Bellagten, auch den vom leßteren angetragenen. Gegen- 
beweis durch Zeugen zugelaffen und der oberfte Gerichtshof das vom 
Kläger der Reviſion unterzogene Urtheil des Dberlandesgerichtes be- 
ftätigt. Obgleich das erftrichterlihe Interlocut in dem Punkte der 
Zulafjung des klägeriſchen Zeugenbeweifes, wogegen feine ber beiden 
Barteien appellirte, fofort in Rechtskraft erwachſen war, verjchob der 
Kläger vennod die Beweisantretung bid zur obergerichtlichen Entſchei⸗ 
dung, und überreichte dieſelbe erft innerhalb des Triduums nad Zur 
ſtellung des oberlandesgerichtlichen Urtheiles, welches die Beſtimmung 
einer neuen Friſt zur Antretung jenes Beweiſes nicht enthielt. Gegen 
die erſtrichterliche aufrechte Erledigung der Beweisantretung proteſtirte 
nun der Beklagte in einem Geſuche, worin er dieſelbe als verſpätet 
bezeichnete, weil der Kläger den Beweis innerhalb des Triduums 
nach eingetretener Rechtskraft des erſtrichterlichen Interlocuts anzu— 
treten hatte. Auf dieſe Einſprache des Beklagten wurde von der 
erſten Inſtanz eine Tagſatzung zur Parteienverhandlung angeordnet, 
wogegen das Oberlandesgericht dieſelbe als gerichtsordnungswidrig dem 
Beklagten zurückſtellen ließ. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die oberlandesgerichtliche Ver⸗ 
ordnung und zwar „in Erwägung, daß der Kläger nicht verpflichtet 
war, während des Appellations- und Reviſionsverfahrens den in 
erſter Inſtanz zu feinen Gunſten zugelaſſenen Zeugenbeweis anzutre— 
ten, weil einerſeits dieſer Beweis von dem erſten Richter ohne die 
nicht mehr bei ihm liegenden Proceß-Acten nicht aufgenommen, ja in’ 
dem Yale, daß der Rechtsanwalt des Zeugenführerd den Entwurf 
der Weisartifel, von denen Abichriften zu ertheilen der erfte Richter 
aus dem erwähnten Grunde außer Stand war, nidt aufbewahrt 
hatte, nicht einmal angetreten werden fonnte, und weil andererjeits 
der Zeugenführer erſt durch die endgiltige richterliche Entſcheidung über 
die Zulaſſung, beziehentlich Ablehnung aller von den Parteien im Pro⸗ 
ceſſe angebotenen Beweiſe in die Lage kam, zu beurtheilen, ob es für 
ihn vortheilhafter, ſeinen Beweis anzutreten — oder was ihm noch 
immer frei ſtand — aufzugeben“. 


3* 


— 36 — 


Nr. 1076. 


Auftragung des Haupteides über dem Delaten unbekannte 
Thatſachen. 


—38 . 3, Februar 1860, Nr. 596 (Beftätigung des das Urtheil des 
V. G. Joſefſtadt in Wien v. 25. Auguſt 1859, Nr. 6259, abändernden 
Ustheild de3D.2. ©. Wien». 22. November 1859, Nr. 10466). ©. 3.1860, 


Die A nimmt das Eigenthum mehrerer Gegenftänve in Anſpruch, 
welche bei einer wider ihren Gatten von der B geführten Execution 
gepfändet worden waren; fie beruft fih zunächſt auf den Inhalt der 
Chepacten, weldhe im Allgemeinen ihres Kigentbums an foldhen 
Sachen Erwähnung thun. Es fehlt jedoch der Beweis der Identität 
ber jegt gepfändeten mit den in den Ehepacten erwähnten, nicht fpe- 
cifteirten Gegenſtänden; aus dieſem runde trägt die A der B auch 
noch den Haupteid darüber auf, daß die im Pfänpungsprotofoll an⸗ 
geführten Gegenflände von ber A bei ihrer Berheiratung als Aus- 
ftattung eingebracht worden find. Die erfte Inftanz wies das Klage- 
begehren zurüd, „weil der Haupteid unzuläffig jet, da er Facta be— 
trifft, von denen die Klägerin felbft nicht behauptet, daß fie im Bei⸗ 
fein der Gellagten vorgefallen find, und wovon fomit die Geklagte 
aus eigener Erfahrung gar keine Kenntniß haben Tann". Das Ober- 
landesgericht erkannte dagegen auf den Haupteid, und zwar aus fol 
genden, auch vom oberften Gerichtähof adoptirten Gründen: „Die 
Sellagte bringt gegen die ©iltigleit der Ehepacte keine Einwendung 
vor, es ift Daher durch diefelben erwiefen, daß zur Zeit ihrer Erridh- 
tung fämmtliche in der Wohnung des Gatten der A vorhandenen Zimmer- 
und Kücheneinrichtungsftüde, ſämmtliches Bettzeug und Hausgeräthe, 
alle Leibesfleivung, Haus- und Leibwäſche von feiner Ehegattin (ver 
heutigen Klägerin) als Ausftattung eingebracht wurden, und daß fie 
fi) das vollftändige Eigenihbum auf eben dieſe Gegenftänve vorbehielt, 
wornach in Anfehung verfelben von dem im 8. 1237 a. b. G. 8. 
bemerkten Zweifel feine Rede mehr fein kann. Wenn nun glei) 
kein Grund zur Annahme vorliegt, daß die oben berührten Sachen 
mittlerweile mit anderen vertaufcht wurden, fo hat doch die Geklagte 
bie Identität der in der Klage als Eigenthum angefprochenen mit den 
in den Ehepacten erwähnten Sachen wiberfprohen und der Slägerin 
liegt hierüber der gerichtSorpnungsmäßige Beweis ob, weil in ihrer 
Behauptung, daß diefelben als ihr Eigenthum aus der Pfändung aus- 
zuſcheiden ſeien, zugleich jene liegt, daß fie die in den Ehepacten ge- 
dachten find. Der in diefer Richtung von der Klägerin geführte Zeugen- 
beweis ift gänzlih mißglüdt, e8 erübrigt ſomit nur die Beurtheilung 
ber in der Replik aufgetragenen beiden Haupteide. Diefelben waren 
zuzulaflen; denn was die von der Gellagten dagegen vorgebracdhten 
Einwendungen betrifft, daß fie von den in den fraglichen Eiden ent- 
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haltenen Umftänden keine Wiffenfchaft habe und Feine haben könne, 
fo genügen verlei bloße Angaben nicht, weil ſonſt nur allzuleicht diefes 
Beweismittel befeitigt werben könnte. Es wäre ver ©ellagten vielmehr 
obgelegen, jene Umftände darzuthun, aus denen das Nichtwiſſenkönnen 
von ihrer Seite hervorgeht, was fie jedoch unterließ. Dann bat fie 
die in den bemerkten Eiden enthaltenen Umftände widerſprochen, es 
fonnte ihr daher nad) den SS. 203 und 207 a. ©. O. der Haupt⸗ 
eid aufgetragen werben. Auch hat fie die von der Klägerin zu erwei⸗ 
fenden Umſtände in Gemäßheit des $. 206 (ebenda) nur ihres Wiffens 
und Erinnerns eidlih zu wiberfprechen, und Tann fie dieſes nicht, weil 
fie wirklich gar Feine Wiffenfchaft davon hat, konnte fie eben dieſe Um⸗ 
fände auch nicht in der Verhandlung mit gutem Gewiſſen wiberfprechen. 
Endlich ſteht ihr frei, den Eid der Gegnerin zurückzuſchieben, in 
welchem Falle ſie in der bei Jedermann anzunehmenden Rechtlich⸗ 
keit, ſowie in den von dem Geſetze auf die Ablegung eines falſchen 
Eives geſetzten Strafen gleichfalls hinlänglichen Schug ihres Rechtes 
erwarten Tann.” 


Nr. 1077. 


Gerihtsftand für die Forderungen eines Börfengenten. Vor⸗ 
ausfegungen des forum contractus. 


Eutſch. v. 3. Februar 1860, Nr. 768 (Beitätigung des Urtheils oe ©. 
Bin 1. ana 1859, Nr. 62002, Monde sang d vB er eild des O 

Wien v. 30. November 1859, Nr. 11236). & 

Der Kläger A, Börfenagent in Wien, belangt die — 
wohnhaften Beklagten beim Handelsgerichte in Wien auf Vergütung der 
Verluſte, welche ihm aus der Effectuirung der für ihre Rechnung ge⸗ 
ſchloſſenen Börſengefchäfte, wofür die Haftung ihm obliege, entſtanden 
ſeien, und auf Zahlung der Courtage. Er nimmt den Gerichtsſtand des 
Vertrages darum in Anſpruch, weil die für die Geklagten geſchloſſenen 
Geſchäfte in Wien zu effectuiren waren, weil daher die Geklagten ihm 
die erforderlichen Fonds der Natur der Sache nach in Wien zur Ver⸗ 
fügung ſtellen mußten, was fie auch, fo lange fie überhaupt zahlten, 
wirklich gethan haben. Es nahm indeß nur die zweite Inſtanz den 
Gerichtsſtand des Vertrages als begründet an; die erfte und dritte 
Inſtanz Dagegen gaben der exceptio fori Statt. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Der 8.43 J. N. fordert 
zur Begründung des Gerichtöftandes des Vertrages nur, daß der Dirt, 
wo die Verbindlichkeit erfüllt werden fol, in einem Vertrage ausbrüd- 
lich beftimmt worden fei. Die Formel, in welche dieſe Bertrags- 
bedingung eingelleidet fein muß, wird aber von dem Geſetze nicht vorge- 
ſchrieben, daher vie Worte, mit welcher die Parteien ihrer viesfälligen 
Willensmeinung Ausprud geben wollen, ganz ihrer Wahl überlaffen 
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find, Aus dem Inhalte der von dem Kläger in der Klage aufgeführ- 
ten und von dem Geklagten nicht widerſprochenen Verabredung geht 
mit aller Deutlichleit hervor, daß nur Gefchäfte an ber hiefigen Börſe 
Gegenftand verfelben waren. Die Worte, daß Geklagter nit immer 
hier in Wien anmefend fei und mit feinem Echwiegerfohne Salomon 
abwechsle, daß vorzüglich Letzterer für gemeinſchaftliche Nechnung die 
Börſe befuche, laffen im Zufammenhange mit der vom Geklagten an 
den Kläger gemachten Aufforderung, von dem genannten Schwieger- 
fohn Aufträge anzunehmen, nad dem natürlihen Berftande ver Worte 
feinen Zweifel tarüber übrig, daß die Abfiht der Kontrahenten auf 
Effectuirung von Gefhäften an hiefiger Pörfe gerichtet war. Dafür 
Sprit aud die Eigenfhaft des Klägers als hiefigem Börfenagenten 
und der Umftand, daß tie früheren Gefchäfte bis Ende Auguft 1858 
wirflih aud in Wien abgewidelt, und in gleicher Art auch die wei- 
teren Geſchäfte am 9., 11., 12. und 14. October 1858 aufgenom- 
men wurten. Da nun alle Gefchäfte, welche ver Kläger in Folge des 
oberwähnten Auftrages tes Geflagten für Salomon H unternommen 
hat, mit einanter in Verbindung ftehen und nad) der deutlich aus- 
geſprochenen Abfiht ver Kontrahenten an der hiefigen Börſe zu effec- 
tuiren waren, fo folgt von felbft, daß der 8. 43 3. N. hier aller- 
dings Anwendung finde, und daß der Kläger berechtigt fei, ven Ger 
Hagten mit Hinblid auf ven $. 579 N. vor vem Wiener Handels- 
gerichte auf Erfüllung der durch das vom Kläger behauptete Mandat 
fbernommenen Verbinplichleiten zu belangen, zumal es nad $. 43 
I N. keinen Unterſchied macht, ob die viesfällige Klage auf Erfül- 
lung des Vertrages oder auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung 
tesfelben gerichtet if. Auf die Einwendung des Gellagten, daß die— 
felben hier, wo e8 ſich blos um die Competenzfrage handelte, nicht ver⸗ 
pflichtet gewefen jeien, alle einzelnen Klagsumſtände zu widerfprechen, 
kann fein Bedacht genemmen werben, da bei der Beurtheilung des Ge— 
richtsſtandes bes Vertrages alle varaufBezug nehmenden Verabredungen 
allerdings auch die vom Gegner erhobene dilatorifche Einwendung be- 
troffen haben." 

Gründe der dritten Inftanz: „Der weſentlichſte Grund, 
aus welhem der Kläger die in der Klage enthaltenen Ansprüche gegen 
bie Geflagten in Wien einzullagen fich berechtigt hält, befteht darin, 
daß die Geklagten ihm den Auftrag ertheilt haben, für ihre Rechnung 
an der Wiener Börfe Effecten zu faufen und zu verkaufen, daß er 
diefen Auftrag angenommen und auegeführt habe, daß fomit ver Ort 
der Erfüllung tes Auftrages beftimmt war, und daß eben in biefem 
Auftrage auch die Verpflichtung der Geflagten begründet fei, ihm die 
zur Abwidlung diefer Geſchäfte erforderlichen Fonds in Wien zur 
Dispofitien zu ftellen. Allein, wenn wirflih als von ten Geklagten 
zugeflanden angenommen werben follte, daß fie dem Kläger zu den in 
der Klage aufgeführten Geſchäften ven Auftrag eriheilt und daß Klä- 


ger diefen Auftrag auch vollzegen habe, jo folgt hieraus noch nichts 
für den vom Kläger für die vorliegende Klage ausgefprochenen Ges 
richtsſtand; denn jedenfalls kann die Frage, wo die vom Kläger im 
Anftrage und für Rechnung ver Gellagten vermittelten Gefchäfte con- 
trahirt wurden und zu erfüllen waren, für den Gerichteftand der ge- 
genwärtigen Klagsſache nicht maßgebend fein, weil e8 fi nicht um 
einen Streit Über die Erfüllung dieſer Gefchäfte zwifchen den unmit- 
telbaren Contrahenten verjelben, jondern um Anjprüche handelt, welche 
dem Kläger aus dem ihm ertbeilten Auftrage und aus der Vermitt⸗ 
lung der aufgetragenen Gefchäfte gegen die Geklagten, als Auftrags- 
geber erwachſen fein follen, und weil es ſonach nur darauf anlommt, 
wo die Geflagten ihre VBerbinvlichkeiten gegen den Kläger aus ihrem 
Auftrage und aus feiner Gefhäftsführung zu erfüllen haben. Daraus, 
baf der Kläger für die Gellagten in Wien Gefchäfte zu verrichten 
hatte, folgt nun aber noch keineswegs, daß aud die Gellagten ihrers 
jeit8 ihre aus dieſer Gejhäftsführung entftandenen Verbindlichkeiten 
gegen ven Kläger an eben dieſem Orte zu erfüllen verbunden, uub 
daß mit der Beftimmung des Drtes, wo ein Gefchäft zu vollführen, 
eine Arbeit zu verrichten ift, auch ſchon der Gerichtsſtand des Ver⸗ 
trages für die Streitigkeiten über die Lohn-, Erfat- oder andern An- 
ſprüche aus der Verrichtung des aufgetragenen Gefchäftes begründet 
fi. Der $. 43 3. N. fordert zur Begründung des Gerichtsftandes 
des Vertrages eine austrüdliche vertragsmäßige Beftimmung. Der 
Kläger hat zwar allerdings behauptet, daß die Gellagten ihm die zur 
Abwidlung der fraglichen Geſchäfte erforberlichen Barfchaften in Wien 
zur Dispofition zu ftelen ausdrücklich zugefagt haben; allein vie 
Gellagten haben eine ſolche Zufage ausdrücklich widerfproden, und 
ber Kläger bat hierüber keinen andern Beweis angeboten als den 
Haupteid in der Replik, daß die Worte und Erklärungen, welche 
fowohl von ven Geklagten als von ihm bezüglich ver Beifhaffung der 
zur Ausgleihung der an der hiefigen Börfe im Auftrage und für 
Rechnung der Geklagten gemachten oder ber ihm fonft zur Abwid« 
lung zugewiefenen Gefhäfte erforderlihen Beträge gebraucht worben 
find, nad ihrem natürlichen Sinne nicht anders verftanden werben 
fonnten, als dahin, daß ihm die Anfchaffung diefer Beträge von ven 
Geklagten in Wien gemacht werden müſſe. Die Unzuläffigfeit dieſes, 
nicht auf Thatſachen und auf beftimmte Erklärungen, fondern lediglich 
auf die Auslegung gebrauchter, hier aber nicht angegebener Ausprüde 
gerichteten Eides bedarf feiner weiteren Erörterung. Der vom Kläger 
weiters behauptete Umftand, daß die ©ellagten ihm wirklich bis 
15. October 1858 die zur Abwicklung der befagten Geſchäfte ber 
nöthigten Fonds in Wien zur Verfügung geftellt haben, beweifet an 
fi) noch nicht eine verabredete Verbindlichkeit hiezu und ift um fo 
weniger entjcheidend für die gegenwärtige Frage, als es ſich bier zum 
Theile auch "um Anfprücde anderer Art handelt.“ 
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Ar. 1038. 
Schuldſchein, über eine Spielfhuld ausgeftellt, 


Entid. v. 8. Februar 1800, Nr. 2a CRe hätt ütigung be der  Urtbeile des Gomti- 
tatsgerich ts 3 Fatzwat v. Inni 1 Großwardein 
Juli u “ us Sriblne —5 Nr. 10° 


A belangte die Berlaffenfchaft des B auf Zahlung einer Spiel» 
ſchuld, worüber ihm B einen mit den Erforberniffen einer vollbewei- 
fenden Urkunde verfehenen Schuldſchein ausgeftellt hatte, und wurbe 
von beiden Untergerichten abgewiefen. 

Die von ihm ergriffene Revifionsbefchwerde, worin A aud) 
geltend machte, daß vie Schuld des B nicht aus einem verbotenen 
Spiele entftanvden fei, wurde vom oberften Gerichtshofe in ver Er- 
wägung verworfen, daß nad 8. 1272 a. b. ©. B. jedes Spiel eine 
Art von Wette ift, daß aber felbft erlaubte Wetten nur infofern ver- 
bindlich find, als der bevungene Preis nicht allein verfproden, ſon⸗ 
bern auch «entrichtet oder hinterlegt wurde, — daß nun im vorliegen- 
den Falle der Preis, refp. die Zahlung des im Spiele erlittenen Ber- 
Inftes duch die Austellung des Schuldſcheines eben nur verſprochen 
worden ift und bie Urkunde als foldhe an der erwähnten Vorſchrift 
des Geſetzes nichts ändert. 


Nr. 1079. 


Berurtheilung des Schuldners zur Rüdzablung des Dar« 

lebens in einer nicht mehr im gefeglichen Umlauf ftehenven 

Münze, — Nichtrückwirkung eines fpäteren Gefeges auf ein 
früberes SZinfenverfprechen. 

Entſch. 0.8. Febrnar 1860, Nr. Sal ‚oeätigung der Ne ige Arbeit 


des K. ©. Rovigno dv. 28. Nr, U 
v. 13. October 1859, Wir. Erd: . 3. 1860, Nr. 146. 


Laut Notariats-Urtunde vom 2, März 1768 hat der Rechts⸗ 
vorgänger ber Geklagten von dem Rechtsvorgänger der Kläger ein 
Darlehen von 3200 Lire Venete in venetianifhen Zechinen gegen 
6% Verzinſung unter Berpfändung feiner Realitäten aufgenommen. 
Die Geklagten beſchwerten ſich nun darüber, daß ſie zur Rückzahlung 
von 3200 L. V. in Zecchini Veneti verurtheilt wurden, da doch 
weder foldhe Lire, noch folde Zechinen mehr im gefeßlichen Verkehr 
ſtehen; ferner, daß ſie verhalten wurden, 69% zu zahlen, obgleich ſeit 
ber Wirkfamteit des a. b. ©. B. auch in Iſtrien das höchſte gefeß- 
liche Zinfenmaß bei Beftellung eines Pfandes 59 beträgt. Die Re⸗ 
vifionsbefchwerde ward aus folgenden Gründen zurüdgewiejen: „Das 
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Begehren auf Zahlung des Capitals in Zecchini Veneti und Lire 
Venete ift im Bertrage gegründet, dieſe Vertrags » Stipulation aud 
nad) ben gegenmärtigen Geſetzen nicht unerlaubt, aber auch nicht un- 
erfüllbar, da die Münzforten Zecchini und Lire Venete, wenn file 
auch nicht im gefeglihen Umlaufe find, doch wirklich noch beftehen 
und zu haben find. Der Anſpruch der Zinfen zu 69% gründet fid 
auf die Schuldurfunde A, welche zu einer Zeit entſtand, wo biefes 
Zinfenmaß auch bei Hypothel-Beftellung giltig bedungen werben konnte. 
Geſetze wirken überhaupt nicht zurüd, daher aud die fpäteren Geſetze, 
welche das Zinfenmaß bei Darleihen, wenn ein Pfand gegeben wurde, 
auf 5% beſchränken, auf früher gegründete Schuloverbindfichkeiten 
teinen Einfluß üben, viefelben weder aufheben noch ändern können, 
und es ift auch ſowohl in dem Patente vom 2. December 1803, ais 
im 8. 994 a. b. ©. B. nur davon die Rede, in weldem Maße 
Zinfen von Darleihen bevungen werden dürfen, was ſelbſtverſtändlich 
nur auf die nad Erfließung diefer Gefebe zu Stande kommenden 
Berträge Bezug haben kann.“ 


Nr. 1080. 


Anſpruch auf Vergütung der Coursdifferenz bei Rüdzahlung 
eines in Banknoten gegebenen Darlehens, im Manbats- 


proceß geltend gemacht, 
1 dv. 14. Febrnar 1860, Far 09 1 Seftätigung der Decrete des Comit. 
Fiume dv. 7. October 1859 2, um 


der Banaltafel v. 18. no: 
ivember 1859, Air. 6137). ©. Ei 1861. Nr. 2, Tribiine 1861, Nr. 5. 

Mit dem Bertrage vom 24. October 1856 hatte der Vor⸗ 
mund der minderjährigen Richarda und Erneſta A eine Summe von 
25.000 fl. C. M. in B. N. gegen 6% Zinfen auf 3 Jahre dem 
B bargeliehen. Im 2. Vertragspunfte ward insbeſondere erklärt, daß, 
da die Zurückſtellung des entlehnten Capitals in gleichartigem Pa⸗ 
piergelde zu machen fein werde, der Osservatore Triestino aber heute 
(d. i. am Tage der Bertragsshliegung) den Curs der Banknoten zu 
795 notire, fo auch bei der Rückzahlung des Capitals und Abfuhr 
der Intereſſen ver Eurs am Zahlungstage in ber Art werde berechnet 
und beglichen werden, daß der Darleiher weder einen Nachtheil zu 
befahren, noch einen Vortheil zu erlangen haben jollte. 

Da B mit Bezahlung der Intereſſen in Rüditand kam und für 
diefen Fall in vem Bertrage das Recht, die Darlehensfumme fofort 
zurüd zu verlangen, ftipulirt worden war, ftellte die Vormundſchaft 
ber Gläubigerinnen gegen den Schuloner, mit Berufung auf die er- 
folgte Eintragung der Schuldurkunde in die Landtafel im Manpats- 
proceß nach der Minifterialverordnung vom 18. Juli 1859, Nr. 130 
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unb 131 NR. ©. Bl., das Begehren um Erlafiung tes Befehles an 
B zur Zahlung 1. de Capitals und ter ausſtändigen Zinfen, 2, des 
Anfgelves, wenn nnd fo weit dasfelbe nach dem Xriefter DBörfezeitel 
am Bahlungetage 7% überftiege. Die beiden Untergerichte haben in 
dem erjten Punkte dem Begehren Statt gegeben und in bem zweiten 
Bunte dasſelbe abgewiejen. Gegen dieſe Abweifung brachte die kla⸗ 
gente Vormundſchaft den außerorventlihen Nevifionsrecurs ein. . 
„In Erwägung, daß die beanfprudhte Eurspifferenz im Gegen- 
halt zum Eilbergelde und mit Rüdfiht auf den Tag der erften Zu- 
zählung gegenüber ver Rüdzahlung aus der Vertragsurfunde felbft 
nicht beftimmbar und nachgewiefen fidy tarftellte, fondern daß eine 
eventuelle Verpflichtung des Geklagten zu diefer Leiftung vielmehr von 
der außer dem befagten Inftrumente liegenden Thatfache zugeftanvener- 
weife abhängig war, ob nämlich der Eurs der Banknoten am Zahlungs- 
tage und wieviel höher als 745 nadı dem Zriefter Börfezettel ſtand; 
in Erwägung ferner, daß nah dem Wortlaute und dem Geifte der 
Iuftiz- Minifterial-Berorvnung vom 18. Yuli 1859, R. ©. Bl. 131, 
und den 88. 1—3 der Yuftiz. Minifterial- Verordnung vom demſelben 
Tage Nr.130, fowie jener vom 16. Februar 1858 Nr. 26ER. G. Bl. nament⸗ 
lich den Vorſchriften der 88. 1 und 2 eine anterweitig zu erweifende 
Forderung den Gegenftand eines unmittelbar zu erlaffenden Zahlungs: 
befehles nit zu bilden geeignet war; daß aber doch bei Berwerfung 
dieſes Antrages zugleich über dieſen Klagepunkt das anderweitige 
Verfahren in Befolgung des 8. 3 der letztbezogenen Minifterials 
Verordnung vom 16. Februar 1858 Nr. 26 R. G. Bl. einzuleiten geweſen 
iſt; daß jedoch von den beiden Untergerichten mit Uebergehung dieſer 
geſetzlichen Verfügung ohne vorläufige fernere Verhandlung oder Be⸗ 
weisſührung und alſo vorgreifend in der Hauptſache ſelbſt Entſcheid 
gefällt worden iſt; in fernerer Erwägung, daß über eine und dieſelbe 
Klage nicht zweierlei Erkenntniſſe erfolgen können und auch nicht 
zweierlei Verfahren Statt finden kann; endlich in Erwägung, daß der 
rechtliche Beſtand der Agioforderung auf dem ordentlichen Rechtswege 
nachzuweiſen iſt“, bat der oberſte Gerichtshof dem Recurſe nicht Statt 
gegeben, jedoch ven Recurrenten die Anftellung einer beſonderen Klage 
auf Zahlung ver angefprodhenen Agiopifferenz vorbehalten. 


Nr. 1081. 
Errotulirung. 


Entf. dv. 14. Februar 1860, Nr. 1455 (Aufhebung de Decrete ded K. ©. 
Dazen dv. 3. November 1859, Nr. 1971, und des DO. 2%. G. Iunsbrud 
v. 7. December 1859, Nr. 4102). G. 3. 1861, Nr. 86. 

Beim Schluſſe eined Verfahrens über einen Incompetenzſtreit 
hatte der Geklagte die Klage, der Kläger aber deren Beilagen zu 
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Protokoll gelegt, ohne daß im Actenverzeichniß davon Erwähnung 
gethan wurde. Die erfte Inſtanz ftellte mit dem Beſcheide, wodurch 
der Incompetenzeinwendung Statt gegeben wurde, dem Kläger die 
Klage fammt allen Beilagen zurüd, ohne den Gellagten von biefer 
Rüdftellung zu verftändigen. Legterer fuchte um die Errotulirung ber 
Acten an, wobei nur der Geklagte erfchien und dem Kläger die Zurüd- 
Relung ter ihm hinausgegebenen Driginalllage fammt allen Beilagen 
aufzutragen bat. 

Die erfte Inftanz gab dieſem Begehren Statt, die zweite 
bob dagegen in Erwägung, „daß bei der Incompetenzeinwendung vom 
Geklagten das Begehren geftellt wurde, bie gerichtsordnungswidrig 
überreichte Klage der Klägerin zurädzufchließen, diefem Begehren durch 
drei Inftanzen entiproden wurbe und ver Geklagte nicht im Wiber- 
ſpruch mit feinem Begehren die Aushänbigung der Klage forbern 
Tann, und in der ferneren, daß bie Vorſchriften der Gerichtsordnung 
und des HofvecretS vom 14. November 1807 Nr. 827 auf Schriften, 
welche der Partei zurüdgeftellt werden müfjen, wenn fie fih an einen 
nicht competenten Richter gewendet hat, feine Anwendung haben“, bie 
erftrichterlihe Entſcheidung auf und wies den Geklagten mit feinem 
Geſuche um NRüdverfhaffung der Klage fammt Beilagen zurüd. 

Der oberfte Gerichtshof hob die beiden unterrichterlihen Beſcheide 
auf und trug in Erwägung, daß iu den vorgelegten Acten nicht ges 
nugend anfgeflärt ift, ob die Klage mit den Beilagen vom Vertreter 
bes Klägers ober jenem des Geflagten eingelegt wurbe, auf, zur Ver⸗ 
nehmung ber beiden Vertreter behuf der nöthigen Aufflärung des er⸗ 
wähnten Umftanves .eine Tagſatzung anzuoronen und über die: Ber- 
handlung weiter zu entjcheiben. 


Nr. 1082. 


Anspruch des Pfandgläubigers auf vollſtändige Befriedigung 
aus dem Executions⸗Erlös für einen ideellen Theil der ver- 
pfändeten Sache. 


Entſch. dv. 15. Februar 1860, Nr, 1140 (Beftätigung des Urtheils ded 2. ©. 
Bien v. 28. Juni 1859, Nr. 28729, Abänderung des Urtheils ded O. L. G. 
Bien v. 22, November 1859, Nr. 9239). G. 3. 1860, Nr. 92. 

B führte Execution auf ein Achtel eines Haufes, für welches 
40.000 fl. eingingen. Für die A war auf drei Achteln des Haufes 
ein Betrag von 3000 fl. fihergeftellt. Sie verlangte nun Befriedigung 
ihrer ganzen Forderung aus dem Erlös jenes einen Achteld, wogegen 
aber B und die anderen Öläubiger Einſprache erhoben, welche ihr nur 
1000 fl. zuertennen wollten. 
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Die erfte Inſtanz entſchied im Sinne ber Beklagten aus ben 
nachftehenden Gründen: „Anbelangend vie zu bewilligende Erfolg- 
laſſung des Eapital-Betrages, fo konnte diefelbe nur mit dem britten 
Theile der ausgewiefenen Capitals⸗Forderung pr. 3000 fl. C. M. 
bewilligt werben; diefe Gefammtforberung pr. 3000 fl. ift auf brei 
Achteln des Haufes Nr. — gruudbücherlich fihergeftellt und von viefen 
drei Achteln wurde ein Achtel im Licitationswege von B um ben Betrag 
von 40.000 fl. C. M. erſtanden, welch' Letterer von dem Erſteher 
gerichtlich erlegt, und aus welcher Summe die angeſuchte Erfolglaffung 
bewilligt werden fol, Durch dieſe Ausſcheidung eines Dritteld von 
dem Pfand-Objecte ift eine Aenderung der Rechte der Pfanpgläubiger, 
welche auf diefen drei Achteln Pfandrechte erworben haben, nicht ein⸗ 
getreten, fondern es bat nur die Movification Statt gefunden, daß dieſe 
Gläubiger nun ihre Pfandrechte ftatt gegen die frühere Eigenthümerin 
biefer drei Achtel nunmehr auch gegen den Erfteher des einen Achtels 
hiervon geltend zu machen haben. Nun ordnet der 8. 839 a. b. ©. 2. 
an, daß die gemeinfchaftlihen Nutzungen und Laſten zwifchen meh» 
reren Eigenthümern einer Sache nach Verhältniß ver Antheile aus⸗ 
zumefjen find, unter welche Laften auch offenbar vie Pfanplaften ges 
hören; daraus folgt, daß bei einer Abtrennung eines ibeellen Theiles 
des Pfanp-Objectes, auf diefen abgetrennten Theil nur der demjelben 
entfprechende Antheil der auf dem ganzen Pfand-Objecte haftenden 
Pfandlaften zu repartiren ſei; es kann daher im vorliegenden Falle 
von der Klägerin nur ein Drittel der auf obigen Achteln haftenden 
3000 fl. C. M., von dem für das verkaufte eine Achtel erzielten Meift- 
bote in Anfpruch genommen werben und in Anbetradht der citirten Ge⸗ 
jegesftelle derſelben nicht geftattet fein, die übrigen zwei Dritt-Antheile 
des genannten Haufes auf diefe Art von der Pfanvlaft zu befreien und 
ihr Pfandrecht mit der ganzen Forderung pr. 3000 fl. C. M. bei dem ab» 
verfauften einen Achtel, vejp. dem biesfälligen Kaufjchillinge, zum Nach⸗ 
theile der fpäteren, auf diefem einen Achtel haftenden Pfandrechte geltend 
zu machen; es Tann deßhalb auch von einer, von ber Slägerin be⸗ 
haupteten Simultan-HHpothef in ver Weife, daß ihre Gefammtforbe- 
rung pr. 3000 fl. C. M. auf jenem einzelnen biefer drei Achtel⸗ 
Antheile haftend anzufehen fei und es in ihrem Belieben ftehe, bei 
welchem biefer drei Achtel-Antheile fie ihre Gefammtforberung geltend 
machen wolle, feine Rede fein.” 

Die beiven höheren Inftanzen fahen dagegen den Anfprud ber 
A, mit ihrer ganzen Forderung aus dem einen Achtel befriedigt zu 
werden, als begründet an. 

Grunde der dritten Inftanz: „Die zwifchen ven Parteien 
noch flreitigen und hier zu entjcheivenden Fragen find eigentlih nur 
die: a) ob, da die 3000 fl. C. M. auf ven drei Achteln des Haufes, 
in welchen das verfteigerte eine Achtel begriffen war, bafteten, nur 
ber dritte Theil des, durch das nur zu einem britten Theil verkaufte 
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Pfand gevedten Capitals, aljo nur 1000 fl. C. M. zur Zahlung und 
Erfolglaffung kommen, was der erfte Richter entſchied, oder b) ob nad) 
dem Grundſatze des Obergerichtes die Klägerin nach ihrer Priorität 
auch and bem Erlöfe des einen Achtels ihre volle Befriedigung jo 
weit als möglich ſuchen kann. Der oberfte Gerichtshof hegt die Anficht, 
daß ber 8.839 a. b. ©. B. über die Theilung der gemeinfchaftlichen 
Nutzungen und Laſten eines gemeinfhaftlihen Eigenthumes wohl ben 
Borgang bei Abtrennung eined Theiles eines mit einer Geſammt⸗Hypo⸗ 
thek belaſteten Objectes, und die VBerhälniffe ver num verſchiedenen Ei⸗ 
genthümer in Bezug auf ihre gegenfeitige Haftung für die Laſten unter 
fih, nicht aber die Rechte des Öhpothefar-Glänbigers berühren Tann, 
und daß diefer bei Abtrennung eines ideellen Theiles des Pfanp- 
Objectes (hier eines Antheild aus drei verpfändeten Achttheilen) aus 
dem abgetrennten ‘Theile nicht nur ben entſprechenden Theil der auf 
dem ganzen Pfande verſicherten Laſt (hier alſo ein Drittheil), ſondern, 
wo möglich, die volle Befriedigung ſuchen könne. Das Pfandrecht, 
welches die Sache mit dem Anſpruch, baraus bie Befriedigung zu 
erlangen, belaftet, haftet auch auf jedem iveellen aliquoten Theile dieſer 
Sache ($. 447 a. b. ©. B.), ohne daß ſich der Berechtigte eine 
Auftheilung der Haftung, refp. feiner intabulirten Forderung, auf bie 
einzelnen Theile gefallen laſſen müßte, Eine entgegengefegte Auffaffung 
würde gerade zu Ilngereimtheiten führen. Wenn der Gläubiger nur 
auf einem Achtel der Realität verfichert ift, fo könnte er zweifellos bei 
feiner Priorität aus dem verkauften Achtel vie Befriedigung feiner 
ganzen Yorberung ſuchen; wenn aber dieſelbe Forderung auf ber ganzen 
Realität, aljo auch auf dem einen Achtel haftet, fo müßte er ſich mit 
einem Astel Theilzahlung, oder wenn fie, wie bier, auf drei Achteln 
verfichert ift, mit einer Drittel-Abfertigung aus dem ihm doch auch 
für die ganze Yorberung verpfändet gewefenen, allein zur Verfteigerung 
gekommenen Pfandtheile begnügen.” 


Nr. 1083. 


Rückſendung unter unrichtiger Adreſſe: Beweislaft in An- 
ſehung des betreffenden Verſchuldens. 

Entf. v. 15. Yebrnar 1800, Nr. 1335 (Beitätigung des das „artbeit ded 
2. 6. Bien v. 7. Juni 1859, Nr. 16702, abändernden Urtheilg D 8. G. 
Wien v. 6. October 1859, Nr. 8486), 6. 9. 1860, S 503 fl. 

A hat in feinen Säden dem B ©etreive geſchickt, Tetterer bie 
Säde unter einer unrichtigen Adreſſe retournirt, fo daß die Säcke 
den A verfpätet und bejhäbigt zulamen. Auf Schabenerfag belangt, 
lengnet B, daß das Geſchäft, in Folge deſſen ihm das Getreide ge= 
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ſchickt wurde, in feinem Auftrage geſchloſſen worden fei, und behauptet, 
er habe die Säde zur Rüdfendung von H mit der unridhtigen Adreſſe 
erhalten. 

Die erfte Inſtanz ſprach den Beklagten für den Fall, daß er 
den irreferiblen Haupteid über den von ihm nicht ertheilten Auftrag 
ſchwören würde, von jeder Haftung frei; die beiden oberen Inftanzen 
dagegen machten die Berurtheilung lebiglih vom Beweis des Schadens 
abhängig; der oberfte Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Es fragt 
fi) nur darum, ob der Geklagte vermöge des als richtig zugeftandenen 
Umftandes, daß er die Säde mit der unridhtigen Adreffe nach Wien 
retournirte, für die aus dieſer unrichtigen Adrefle entjlandenen Folgen 
verantwortlich fei? — Mag ver Öellagte das Korn unmittelbar vom 
Kläger zugejendet erhalten, oder basfelbe, wie er behauptet, von H 
mit der Weifung, die Säde nad Wien an den Berfäufer zurüdzu« 
fenden, übernommen haben, immer war e8 feine Verbindlichkeit, die 
Säde dem Eigenthümer zurüdzuftellen. Hätte num wirklich, wie der Ge— 
klagte behauptet, H ihn angewiefen, die Säde unter der gebrauchten 
Adreſſe nah Wien zu jenden, fo lag der Beweis hierüber nach 8. 1298 
ab. ©. B. nur dem Geklagten ob, weil er behauptet, an der Er» 
fülfung feiner Verbinblichkeit zur Zurüditellung der Säde an ven 
Eigenthümer ohne fein Verfchulden, nämlih durch die ihm von H 
unrichtig angegebene Adreſſe verhindert worden zu fein. Diefen Be- 

weis hat der Gellagte nicht geliefert und er muß baher im Falle des 
bergeftellten Beweijes über die an 400 Süden eingetretene Befchädi- 
gung nach dem Geſagten zur Erjagleiftung allerdings als verpflichtet 
angejehen werben.‘ 


Nr. 1084. 


Anzahl der zur Giltigkeit eines notariellen Erbvertrages 
erforverlihen Zeugen. 


Entſch. v. 15. Februar 1860, Nr. 1350 (rnidebung der gleichförmigen 
Decrete des B. G. Wippad v. 24. September 1859, Nr. 4110, und des 
O. L. 6. Graz v. 22, Kovember 1859, Nr. 6358). ©. 3.1860, Nr. 110. 

Die minderjährige A bat um die obercuratorifhe Katification 
ihrer Ehepacten. Das Bezirksgericht hat vie Gefuchftellerin mit ihrem 
Begehren abgewiejen, weil die Ehepacten, zugleich ein Erbvertrag, ob- 
wohl in einem Notariatdacte enthalten, doch nur von zwei Zeugen 
unterfertigt feien, und ſonach die Erforderniffe des S. 1249 a. b. 
G. 3. nidt an fi tragen. Ebenſo das Oberlandesgericht, „in der 
Erwägung, daß es im $. 1249 a. 6. G. 3. ausdrücklich vorgefchrie- 
ben ſei, dag Erbverträge fchriftlih und mit allen Erforderniſſen eines 
Ichriftlichen Teſtamentes errichtet, alfo die Beftimmungen ver 88. 579 
bis 581 a. b. ©. 2. beobachtet werden müſſen“. 
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Dagegen hat ver oberfte Gerichtshof „in Erwägung, daß mit 
Hinblid auf die Beftimmungen ver 88. 1, 41, 43, 50, 59 und 60 
N. D. dem Notar die Eigenihaft eines vollfommen glaubwärdigen, 
weil vom Staate beftellten und beglaubigten Zeugen für alle von ihm 
und in feiner Gegenwart errichteten und beftätigten Rechtsgeſchäfte zu⸗ 
gefprochen werben muß; in Erwägung, daß fomit, auch abgejehen von 
ber Löfung ber Frage, ob und in wieferne die Vorfchrift des 8. 1249 
a. b. ©. 3. durch die SS. 59 und 60 N. D. eine Aenderung erlit- 
ten babe, es nicht bezweifelt werden kann, daß der am 19. Septem- 
ber 1859 sub 3. 385 vor dem Notar und zwei angeblich geſetzlich 
fähigen Zeugen nad Vorſchrift der Notariats- Ordnung errichtete und 
von ben Parteien beftätigte Erbvertrag mit allen in ven 88. 579 
und 580 a. b. ©. B. vorgefehriebenen Erforderniſſen eines fchrift- 
lichen Teſtamentes verfehen fei“, beide oberwähnten Entjcheidungen 
aufzuheben, und dem Bezirfögerichte aufzutragen befunden, mit Befei- 
tigung des in feinem Bejcheive angeführten Abweifungsgrundes über 
das Geſuch der Recurrentin, was Rechtens ift, zu erkennen. 


Nr. 1085. 


Unterbrechung der Verjährung der Hypothekar⸗Forderung durch 
Zinfenzahlung Seitens des Perfonal-Schuloners, 
Entf. vd. 16. Februar 1860, Nr. 951 (Beftätigung ded dad Urtheil des 


8. G. Innsbruck v. 2. September 1859, Nr. 5385, abändernden Urtheils 
des DO. L. G. Junsbruck vom 2. Mabember 1859, Nr. 3659). ©. 3. 1860, 
r. 0 ‚ 


Bei der Bertheilung des Kaufſchillings für eime Realität wider— 
festen fid die Gläubiger B und Conforten der Anerkennung einer 
von A geltend gemachten Forderung von 200 fl. R. W. Diefe For- 
berung beruht auf einem Darlehen, welches A am 16. Juli 1819 
dem damaligen Befiger jener Realität, die dafiir orbnungsmäßig durch 
Verfachung der Urkunde verpfändet wurde, gegeben hatte. Seither ift 
die Realität in andere Hände gekommen; A hatte aber feinen Anlaß, 
fih an die Befiger derfelben zu wenden, weil er das Darlehen nit 
auffündete und ihm die Zinfen regelmäßig vom Perſonal-Schuldner 
gezahlt wurden. B und Conforten behaupten nun, e8 fei das Pfand- 
recht durch Dreißigjährigen Nichtgebrauch erlofchen. Aus diefem Grunde 
wurde von der erften Inſtanz das Begehren des A zurüdgewiefen, 
die beiden höheren gaben demſelben jedoch ftatt, und zwar ber oberite 
Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Nachdem die an Stelle der Ere- 
cuten getretenen Mafje-Gläubiger dem Kläger gegenüber den aufredy- 
ten Beftand der Forderung auf Grund des Schulobriefes vom 16. Juni 
1819 zugegeben, und aud das urfprünglich beftellte und gehörig ver- 
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fachte entſprechende Pfandrecht nicht in Abrede gezogen haben, könnte ihre 
Behanptung: daß dieſes Recht in dem Belangen der obgenannten Exe⸗ 
cuten durch Verjährung aufgehoben worden ſei, nur dann für ſtichhältig 
gelten, wenn nachgewieſen würde, a) Daß entweder die libertas durch 
Erfigung erworben, oder b) daß Kläger feine Hypothekar⸗Rechte durch 
Berjährung verloren habe. Was nun die erwerbende Verjährung an⸗ 
belangt, fo war die Befitergreifung der gedachten Executen nur eine 
mittelbare; fie hatten vom Schuldner daher vie fraglichen Realitäten 
nicht frei, fondern fo mit der Hypothek belaftet überlommen, wie der 
Verkäufer felber fie inne hatte und übertragen konnte (88. 315 und 
442 0.56. ©. 3.) Der Gegenfall, daß ihnen beim Verkaufe bie 
Realitäten als in diefer Richtung unbelaftet und frei übergeben worden 
wären, wird nicht einmal einfach behauptet und bleibt vollends außer 
Frage. Auch wird der Nachweis nicht angeboten oder geliefert, daß 
bie Erecuten von dem angeblihen jus libertatis irgend wie und je 
Gebrauch gemacht hätten, darum kann von einer erwerbenden Verjährung 
im vorliegenden Falle feine weitere Rebe fein. Infofern aber der Ver⸗ 
luft des Hypothekar⸗Rechtes eine Yolge der Nichtausübung von Seite 
bes Gläubigers fein und zur Geltung kommen follte, bringt fi von 
felbft vie Bemerkung auf, daß ber Gläubiger hier ein Darlehen in der 
lediglih duch ſechsmonatliche Auf» oder Abkündigung beftimmbaren 
Zeitdauer gemacht hatte, daß eine hüben oder drüben erfolgte Kündi⸗ 
gung, und ſonach die Beranlaffung oder ©elegenheit zur eventuellen 
Geltendmachung des Pfandrechtes nicht nachgemiefen erfcheint, und daß 
zugegebenermaßen ver Kläger vom Schuldner feine Interefjen bis ein» 
Ihlieglih Yacobi 1857 immer bezogen, das heißt thatfächlich fein For⸗ 
berungsrecht bis in bie nenefte Zeit nicht außer Acht gelaffen, ſondern 
jahgemäß ausgeübt hat; wornach alfo ein Nichtgebraud, eines Rechtes, 
das an ſich ſchon im Sinne des Geſetzes hätte ausgeübt werden können 
(88. 1478 und 1479), in der behaupteten Präfcriptions-Dauer offenbar 
nit angenommen werben Tann.“ 


Nr. 1086. 


Klage gegen den einen Correal-Schuldner trotz erfolgter 
Belangung des andern. 


Entid. v. 21. Februar 1860, Nr. 1834 Deftälinnng des Urtheils des 

O. %. G. Venedig v. 30. November 1859, Nr. 20288, Abänderung des 

Urtheild der Prätur Baldagno v. 26. September 1859, Nr. 6711). G. 3. 
1860, Nr. 93, 

A hatte von feinen Correal⸗Schuldnern B und C den erfteren 

mit der gerichtlichen Erecution verfolgt, weldhe zu dem Verkaufe der 

in Ereculion gezogenen Inımobilien desfelben führte. Die Bertheilung 
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des Verfteigerungserlöfed unter bie inferibirten Gläubiger war noch 
nicht gefchehen, dagegen von dem Mitſchuldner C gegen den Erecutions- 
Führer die Klage auf Anerkennung feines Eigenthumes an mehreren 
ver befagten Grundftüde und auf Ungiltigerlfärung der darauf geführten 
Execution angeftellt worden, al8 A bvenfelben wegen Zahlung feiner 
Forderung nebft Zinfen belangte. Der Beklagte vertheidigte ſich da- 
gegen mit der Einwendung, daß A durch die wider B angeftellte und: 
nicht zurüdgenommene Klage na $. 891 a. 6. ©. 2. fein Klagerecht 
gegen ihn, den Correal-Schuloner, verwirkt habe. — Das Gericht erfter 
Inftanz wies den Kläger ab, in Erwägung, daß vor der noch nicht 
geſchehenen Bertheilung des Erlöfes aus den von dem Kläger in Ere- 
eution gezogenen Grundſtücken des B ungewiß ift, ob und in welchem 
Betrage die Forderung bes Kläger an B und C daraus befriedigt 
werden wird, daß berfelbe nad $. 891 a. 6. ©. B. zur Klage gegen 
C auf Zahlung der Eorreal-Schuld erft nad Zurüdnahme feiner vor- 
her gegen B erhobenen Klage beredhtiget, dieſe Zurücknahme jedoch durch 
die gegen B bereits vollendete Execution unmöglich geworden war, und 
daß endlich eine das rrderungsreht des Klägers gegen C im Allge- 
meinen anerkennende Entfheidung des praltifchen Erfolges, nämlich der 
Erecutiong- Fähigkeit, entbehren würde, weil eben noch immer die Mög- 
fihfeit vorhanden ift, daß der Kläger aus dem Erlöfe der im Erecu- 
tionswege verlauften Immobilien des Mitſchuldners B feine volle Be- 
“ friedigung erhalten werde. — Das Oberlandesgericht erfannte nach dem 
Klagebegehren. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz aus folgenden Gründen: „Der 8F. 891 a. b. G. B. geſtattet 
dem Gläubiger, jeden feiner Correal-Schuldner auf das Ganze oder 
auf einen von ihm gewählten Theil zu verklagen und wahrt ihm 
dieſes Wahlrecht felbft nach erhobener Klage, wenn er von berjelben 
abſteht. Durch die Aufftellung dieſer Bedingung will das Gefeg aller- 
dings verhindern, daß der Gläubiger gegen mehrere Correal-Schuldner 
gleichzeitig von einander getrennte Procefje um Zahlung feiner Yor- 
derung führe und in Folge deſſen ungerechterweife dasjenige mehrfach 
erhalte, was ihm nur einmal gebührt; allein er fol dadurch nicht 
gendthigt werden, von der gegen den einen Mitſchuldner bereitd an⸗ 
geftellten Klage im Sinne des $. 8 weflg. ©. DO. erft abzuftehen over 
garauffein Forderungsrecht gegen den etwa ſchon ausgellagten Schuloner 
zu verzichten, weil der befagte 8. 891 a. b. ©. 3. dem Gläubiger, 
bis zu feiner vollen Befriedigung, das Klagerecht gegen den Schuloner 
einräumt. Wenn num nach diefem Paragraph dem Släubiger, fo lange 
er bie Bezahlung feiner Forderung nicht erhalten bat, die Klage gegen 
fümmtliche Correal- Schuloner zufteht und die darin enthaltene Be⸗ 
ſchränkung dieſes Ned,tes ihn nur verhindern fol, dasfelbe (zur Er- 
languug einer Doppelzahlung) zu mißbrauchen, fo ift ex für den Wall, 
daß er nach bereits gejchehener Verklagung des einen Schuldners aud) 

Glaſer, Unger u. Walther, Entſch. LIL. 4 
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den zweiten gerichtlich verfolgen will, dem erfteren gegenüber zu einem 
6108 negativen Verhalten verpflichtet, welches darin beiteht, daß er das 
gegen denſelben begonnene gerichtlihe Berfahren nicht fortfeßt. Dies 
gilt umfomehr für den vorliegenden Fall, wo von einem Abftehen des 
A bon feiner gegen B angeſtellten Klage deßwegen keine Rede ſein 
kann, weil dieſelbe ſchon durch die darauf erfolgte Immobiliar-Erecntion 
conſumirt war welche aber, da fie bei der Umfeßung der Grundſtücke in 
(da8 noch nicht vertheilte Kauf-) Geld flehen geblieben, bis jegt zur 
Befriedigung des Gläubigers noch nicht geführt hat.“ 


Nr. 1087. 
Commpenfation gegenüber einer Concurs-Maſſe. 


Entid. v. 22. Februar 1860, rw rl Mhänderun der gleihfürmigen 
Ürtheile ded B. ©. Brünn v. 1. Jnli 1 Nr. 6910. und des D.U 8. 
Brünn v. 25. October 1859, RE. 1800, 6 3. 1860, Ne. 141. ©. 9. 


Nr. 1088. 
Außergerichtliches Geftändniß ? 


end. D v. 22. Februar 1860, Nr. 1392 (Beftätigung be des u Aeibeil 

G. Wiedın in Wien v. 30. September 1859 

ändernden Urtheils des O. L. G. Wien v. 18. December i855, bir 11808). 
Tribline 1861, Nr. 137, 138. 


Während eines Proceſſes der Inteftaterben des M wider deſſen Witwe 
A wegen Ungiltigteit feines Nuncupatioteftaments trat dieſe gegen die Inte⸗ 
ftaterben mit einer Klage auf, worin fie das Eigenthum an einem Epar- 
cafjebüchel veclamirte und deflen Herausgabe forverte. Um das Eigen- 
thum an dem Sparcaſſebüchel darzuthun, welches auf ihren Namen 
lautete und von ihr dem mit der Beſorgung ver Verlaſſenſchaftsab⸗ 
handlung betrauten Notar auf fein Andringen, jedoch mit Vorbehalt 
ihrer Auſprüche, übergeben worden war, berief ſich die Klägerin auf 
die Ohrenzeugen jener Erklärung des Erblaffers, bie in dem andern 
Procefje von ihr als Nuncupativteftament vesfelben geltend gemacht 
und von ben Unteflaterben beftritten wurde, und trug ben durch diefe 
Zeugen herzuftellenden Beweis an. Außerdem trug fie den Bellagten 
den rückſchiebbaren Haupteid darüber auf, daß fie die Einlage auf das 
Sparcaffebüchel ganz allein mit ihrem Vermögen bezahlt Habe. — Das 
Gericht eriter Fuſtanz erkannte fofort auf den Haupteid. Don dem 
Oberlandeögericht wurde erſt ber erwähnte Zeugenbeweis zugelaflen. 
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Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Beiurtheil der zweiten 
Inſtanz „in Erwägung, daß der von M nadı vorgängiger Aufforderung zur 
Errichtung feines letzten Willend abgegebenen Erklärung (melde durch 
die Ausfagen der zugelaffenen Zeugen bewiefen werden fol), des In« 
halts: Daß ohnehin Alles, was nad feinen Ableben in feiner und 
feiner Gattin gemeinfhaftlihen Wohnung vorhanden fein wird, feiner 
Gattin gehöre’, die Wirkung eines aufßergerichtlihen Geſtändniſſes 
im Sinne des $. 110 a. ©. O. beizulegen ift, da die Aufforderung, 
den legten Willen fund zu geben, wohl aud die Anregung zu jeder 
Erklärung bezüglid der Vermögensverhältniffe und bezüglich der Ord— 
nung derfelben, fomit ein Befragen im Sinne ve 8.110 a. G. O. 
wirklich in ſich Tchließt und der zur Errichtung feines letten Willens 
Aufgeforderte wifjen konnte und mußte, daß den Perſonen, welche feinen 
legten Willen vernehmen wollten, aucd daran gelegen war, über feine 
Bermöyensverhältniffe und über den Grund, aus welchem er eine lett- 
willige Anordnung zu treffen nicht nothwendig oder ſich nicht beftimmt 
finde, die Wahrheit zu erfahren, —und daß, wenn M die beiprodene 
Erflärung wirklich abgegeben hat, diefelbe auf das Sparcafjebühel um 
io mehr bezogen werden muß, da dasſelbe Überdies auf den Namen 
ver Klägerin lautet.‘ 
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Nr. 1089. 
Alimente pro praeterito: Verjährungsfrift derſelben. 


Entſch. v. 22. Februar 1860, Nr. 1727 (Beitätigung des Urtheild des 
8. ©. Görz v. 6. Anauft 1850, Nr. 2542, Mbänderung des Urtheild des 
O. L. G. Trieſt v. 25. November 1859, Nr. 3937). ©: 3. 1860, Nr. 83. 

Die erfte Inftanz hatte den mit einer Paternitäts Klage Be: 
langten zum Erfaß der von der Mutter des unehelihen Kindes feit 
deffen Geburt beftrrttenen Alimente verurtheilt; die zweite Inftanz fah vie 
über die letzten drei Jabre vor der Klage hinaus rüdjtändigen Alimente 
al8 verjährt an. Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch das Urtheil 
der erften Inftanz aus folgenven Gründen: „Die Rüdjtände der Ber- 
pflegung8- und Erziehungs-Raten verjähren nicht innerhalb dreier Jahre 
nah 8. 1480 a. b. ©. B., weil fie von dritten PBerfonen für den 
faumfeligen Bater vorzefhoffen wurden, und ihr Erfag als ein für den 
Gellagten von der Klägerin gemachter Aufwand, den er nad dem 
Sefege (8. 167 a. 6. ©. 8.) felbft hätte machen müſſen, nad 
8 1042 a. b. ©. B. zu leiften ift, wobei nur Die breißigjährige 
Verjährungsfrift gilt, und es im vorliegenden Rechtsſtreite überdies 
gleichgiltig ift, ob der Erfagbetrag für Die Vergangenheit von der 
unehelihen Mutter behalten oder ihrem Kinde überlaffen wird.“ 


4* 


Ar. 1090. 
Behandlung eines Ausgedinges (Auszuges) bei Vertheilung 
des erecutiven Kaufſchillings der damit behafteten Realität. 


gti v. 22. PAGES 1860, Nr. 1898 (Beftätinung des das Decret des 
Samt bad) v. 28. September 1859, N r. 1408, abändernden Decretö 
deB D. 8. ©, Wien 1. 27. Derember 18 1650 Nr. 12779). ©. 3. 1860, 


Das Bauerngut Nr. 2 zu X. wurde im Erecntiond- Wege auf 
5100 fl. geihägt, mit Rückſicht auf die Gutslaften, fo wie auf den 
Poft 22 des Grundbuches darauf für A haftenden Natural-Auszug. 
Diefer beftand in der Benügung von Gebäudetheilen, dem Genuß von 
Orundftüden, Bezug von Feld- und Baumfrüdten, welche der Leber- 
nehmer des Gutes zu liefern hatte, der Servitut des Fußfteiges und 
dem Recht auf Arbeitsleiftungen des Uebernehmers. 

Bei der erſten erecutiven Peilbietungs-Tagfagung wurden bie 
Bedingungen vorgelefen, von denen Punkt 5 fo lautete: „Der auf 
dem Gute für A haftende Wohnungs und Natural-Auszug ift, wenn 
er durch das Meiftbot gebedt wird, vom Erfteher in allen Punkten 
getreulich zu leiften. Darauf äußerten mehrere Kaufluftige, daß ver 
fo unverhältnigmäßig große Auszug fie abjchrede, fie aber dann zu 
licitiren bereit wären, wenn er, infofern das Meeiftbot zureiche, ent- 
weder in Geld reluirt gegeben werben könnte, ocer der Auszugsbe— 
rechtigte einen verhältnigmäßigen Nachlaß hievon ſich gefallen ließe. 
Dagegen erklärte nun A, daß er, falls fein Auszugsreht dur das 
Meiftbot gefihert bleibe, die Ablöſung desfelben durch ein Geld-Aequi- 
volent nit annehmen könne, aber geneigt fei, an ben fraglichen 
Natural-Auszuge mehrere Leiftungen,, die er angab, dem Erfteher ab- 
zulafjen. 

Nun meldeten fi mehrere Kaufluftige— ob diefelben, welche 
Anfangs der Auszug abgefchredt hatte, ift aus dem Protofole nicht 
zu erfehen — und die eilbietung wurde vorgenommen, ohne zu be— 
ftimmen, ob auf Grundlage des $. 5 der Beringniffe, oder des von 
A gemachten Vorbehaltes, den ermäßigten Auszug jedenfall® in natura 
zu genießen. B erftand für 6500 fl. das Gut. Bei der Verhandlung: 
über die Bertheilung des Meiſtbotes zeigte fih, daß durch denfelben 
der Auszug nicht gededt fein dürfte; A beftand jedoch darauf, denjelben 
in natura zu erhalten, und verwahrte fich gegen die Veranſchlagung 
desjelben in Capital und Bedeckung mit dem etwaigen Meiftbotrefte, 
was jedod der Meiftbieter B verlangte, Der Licitations-Commifjär ver- 
anlaßte nun auf der Stelle die Schätzung des haftenden Auszuges, der auf 
250 fl. jährlich, rückſichtlich ein Bedeckungs-Capital von 5000 fl., er⸗ 
hoben wurde, ohne daß ſich deutlich entnehmen ließ, ob diefes der Werth 
des ganzen, oder etwa nur des ermäßigten Auszuges war. Hierauf 
verfaßte das Gericht den Vertheilungs⸗Ausweis, wobei nach Abferti- 


— 53 — 


gung ber 21. Bolt noch 1860 fl. erübrigten, weldhe an bie Stelle des 
zu löfhenden Auszuges Poſt 22 zu treten haben, gleich jeder andern 
Capitals⸗Poſt zu verfihern, dann mit fünf vom Hundert zu verzinjen 
find, falls nicht etwa wegen Leiftung eined Natural-Auszuges nad) 
Map des erübrigten Neftbetrages, oter wegen Befriedigung mit dieſem 
Geld⸗Aequivalente zwifchen dem Bezugsberechtigten und dem Erfteher 
ein Uebereinfonmen getroffen wird. | 
Gegen dieſe Entſcheidung ergriff ver Bezugsberechtigte A den Recurs, 
worin er anbradte: In Gemäßheit des Schätungs-Protofolles, worin 
der Werth des Gutes mit 5100 fl. nur mit Rückſicht auf den in natura 
zu leiftenden Auszug angejchlagen wurde, durfte bei der erften umd 
zweiten Feilbietung das Gut nicht unter 5100 fl., aber jedenfalld nur 
mit der Laft des Natural-Auszuges für den Erfteher, bintangegeben 
werden. Nach vorgängigem Cinverjtändnig aller Licitanten mit feinem 
Anbote, vom Auszuge unter der Borausjegung etwas nachzulaffen, daß 
das Uebrige in natura ihm geleiftet werde, wurde die Licitation begonnen, 
und jeder Kaufluftige, daher aud) B, wußte, daß er die Realität nur mit 
ver Laſt des ermäßigten Naturals-Auszuges erftehen könne. Ohne felben 
würde gewiß ein um 2—3000 fl. höherer Preis erzielt worden fein. 

Die zweite Inſtanz gab biefem Recurſe dahin Statt, daß 
fie die Zuweifung des Kauffhillings in Betreff des Auszuges aufhob, 
und den Necurrenten mit feinem Anfpruche ver Leiftung des Auszuges 
in natura auf den Rechtsweg verwies, weil die Fragen, in wie weit 
die bei der Feilbietung zwifchen dem Recurrenten und den Kauf- 
luſtigen bezüglich der Auszugsleifiung vorgelommenen Berabredungen 
rechtögiltig feien, ob der Auszug ganz oder theilweife in natura von 
dem Erfteher ver Realität fortan zu leiften, und inmwieferne Kecurrent 
verpflichtet fei, fich ftutt des für ihn grundbücherlich haftenden Natural- 
Auszuges mit einer Geldſumme und nad; welden Ausmaße zu be: 
gnügen — feineöwegs bei Bertheilung des Meiftbotes entſchieden und 
im Recurd-Wege durchgeführt werden können, vielmehr, als befondere 
Kechtsverhältniffe zwifchen dem Sabgläubiger und dem Erfteher be- 
treffend, im ordentlihen Rechtswege durchzuführen find. 

Der Erfteher B befchwerte fih nun beim oberften Gerichtshof, 
weil er nur an die Licitations-Bedingniſſe, namentlich den $. 5 der- 
jelben, gebunden fei, nur mit dem Meiftbote für die Hhpothefar-Laften 
zu haften habe, der Auszug nur eine foldhe fei, vor andern feinen Bor: 
zug genieße, daher fein Werth erhoben werben müffe, um zu beurtheilen, 
ob er durch das Meeiftbot gevedt fei, endlich es fich nur um die Frage 
handeln könne, was mit dem Reſte des letteren pr. 1860 fl. zu ger 
ſchehen habe, deßhalb aber vie Sache nicht auf den langwierigen Rechts⸗ 
weg gewiefen zu werben brauche. 

Der oberfte Gerichtshof” beftätigte die Entfheidung der zweiten 
Inftanz im Wefentlihen aus den von berfelben angeführten Gründen. 
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Nr. 1091. 


Auslegung eines Vertrages: Ausſchließung der Gemeinde— 
auflagen vom Begriff der öffentlichen Abgaben. Indicien— 
beweis. 


Eutſch. v. 25. Februar 1860, Nr. 1590 (Beſtätigung des Urtheils des 
8. 5. Eger v. 20. Juli 1859, Nr. 3917, Abändernng des Urtbeild des 
D.2. 6. Prag v. 24. Sctober 1859, Nr. 18791). ©. 3. 1860, Nr. 137. 

Die Stadtgemeinde Eger hatte dem B dad Gut Seeberg ver- 
pachtet und in dem bezüglichen Bertrage (Art. 6) einverſtändlich mit 
demfelben feftgejettt, daß der Pächter alle f. f. Steuern, Lieferungen 
und überhaupt alle auf das Gut Seeberg ausfallenden öffentlichen 
Laften und Abgaben zu tragen habe; daß hingegen dem Pächter 
die Vergütungen, welde der Staat für „dieſe Leiftungen” bewilligt, 
zufallen follen. Die Gemeinde belangte nun den Pächter auf Zahlung 
von 370 FL. 18 fr. als Erſatz der von der Klägerin anftatt des Be- 
flagten für das Gut Seeberg für die Zeit vom 1. November 1850 
bi8 Ende December 1856 bezahlten Gemeindeumlagen. Das Ge— 
richt erfter Inſtanz hat tie Klage abgemiefen, da ed erachtete, daß 
Gemeindeumlagen unter „Öffentlihen Abgaben” nicht zu verftehen feien, 
mithin der Pächter zur Tragung derfelben ſich nicht verpflichtet habe. 

Das Oberlandesgericht war der entgegengejegten Anſicht und 
verurtheilte den Beklagten zur Zahlung von 163 fl. 59%, kr., d. i. 
zum Erjaß der in den legten drei Jahren, von der Klage zurüdge- 
rechnet, eriwachfenen Gemeindeumlagen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil aus 
folgenden Gründen: „Um die Bedeutung zu beftimmen, melde die 
Parteien dem zur Frage ftehenden Ausorude beigelegt haben, muß vor 
Allem ver Inhalt des ganzen 6. Artifeld des Bertrages in Betracht 
gezogen werden. Während im Eingange vesfelben gejagt wird, daß 
der Pächter alle 8. k. Steuern, Lieferungen und überhaupt alle auf das 
Gut Seeberg ausfallenden üffentlihen Laften und Abgaben zu tragen 
babe, erklärt der Schlußſatz, daß dagegen dem Pächter die Vergütun— 
gen, welche der Staat für dieſe Leiſtungen bewilliget, zufallen ſollen. 
Im Schlußſatze iſt von allen im Eingangsſatze erwähnten Laſten und 
Abgaben die Rede, wie es der Ausdruck dieſe Leiſtungen' zu erkennen 
gibt, und da nun in dieſem Satze nur von Abgaben an den Staat 
ſelbſt die Rede iſt, weil nur für ſolche von Seite des Staates eine 
Vergütung geleiſtet wird, ſo muß daraus gefolgert werden, daß die 
Contrahenten auch unter dem Ausdrucke öffentliche Laſten und Ab— 
gaben’ nur jene die an den Staat, nicht aber auch die an die Ge⸗ 
meinde entrichtet wurden, verftanden wifjen wollten. Berüdfihtigt man 
dann aud noch die nadjfolgenden Umftänte, fo muß vie Weber: 
zeugung gewonnen werden, daß die Stadtgemeinde Eger felbft den 
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Pächter nur zur Zahlung der Staatskoſten und Abgaben, nicht aber 
auch der Gemeindeumlagen verpflichtet angeſehen hat; denn hiefür ſpricht 
ſchon der Umſtand, daß fie vom Juli 1-51 bis Ende October 1856 
die auf das Gut Seeberg entfallenden Gemeindeumlagen ohne Anftand 
berichtigte, ohne fofort den Erfag vom Geklagten zu fordern, ja ohne ihn 
auch nut vor dem Monate April 1856 von der Ausfchreibung der Auf⸗ 
lagen in Kenntniß zu fegen, fo daß es ihm hiedurch unmöglich wurde, 
von der Rechtmäßigkeit und Oefeglichleit jener Ausjchreibungen, ja 
felbft in den meiften Fällen vom Gegenſtand, den fie betrafen, fich bie 
nöthige Auskunft und Ueberzeugung zu verfchaffen. Hiefür fpricht ferner 
auch noch, daß in dem Gabenbuche des Geklagten unter der Rubrit "Schul 
digkeit’ die erwähnten Gemeindeumlagen felbft dann nicht aufgeführt 
worden find, als die Gemeinde Eger ſelbe ſchon berichtigt hatte, endlich 
bie im amtlichen Exlaffe vom 21. Jänner 1853 enthaltene Erklärung, 
daß die Stadtrenten ohnehin alle Gemeindebeiträge für Seeberg leiften 
müffen. Der Sinn nun, welden die Stadtgemeinde Eger felbft früher 
und durch längere Zeit dem öfter erwähnten Ausbrude beigelegt hat, 
muß aber für den Richter der befte Xeiter bei der Auslegung eben 
diefes Ausprudes fein, wenn über venfelben ein Streit entſteht, und 
wäre er aud noch zweifelhaft, fo müßte diefe undentlihe Aeußerung 
gemäß $. 915 zum Nachtheile der Klägerin gedeutet werden, da fie 
im Pachtvertrage die Verpflichtungen des Pächters feftzuftellen, daher 
auch die Ausprüde, in welchen viefes gefhah, zu wählen hatte.” 


Nr. 1092. 
Exceptio plurium concumbentium. 


Entſch. v. 28. Fchruar 1860, Nr. 1354 (Beftätigung ded dad Urtheil des 
K. G. Rovigno v. 19. September 1859, Wir. 1881, abaudernden Urtpeits 
des O. L. G. Trieft v. 8. Nonember 9859, Nr. 3612). G. 3. 1860, 
r. 


In dem Paternitäts-Proceſſe der Mutter und des Vormundes 
eines außer der Ehe erzeugten Kindes wider den angeblichen Vater 
desſelben wurde Über die Thatjache ver Beiwohnung innerhalb des im 
8.163 0.6. ©. B. beftimmten Zeitraumes dem Bellagten der Haupt- 
eid zugefchoben, und von diefem zwar angenonmen, jedoch zugleich die 
Einrede vorgebracht, daß die Mutter des Kindes während jener Zeit 
ſich auch von andern Männern fleifchlich gebrauchen ließ und hierüber 
der Beweis durch diefelben al8 Zeugen angeboten. Die erſte Inftanz 
hat den Zeugenbeweis zugelaffen und über die exceptio plurium con- 
eumbentium in den Entfheidungsgründen des Beiurtheiles Folgendes 
bemerft: „Die Frage nad) der Zuläfligleit der exceptio plurium con- 
eumbentium hängt von den Borfragen ab, ob der Grund der Pater- 
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nitäts⸗Klage das Verwandtſchaftsverhältniß (zwiſchen Vater und Kind) 
ober das Delict (der Beiwohnung), und ob die im 8. 163 a. b. G. B. 
aufgeſtellte Rechtsvermuthung eine unwiderlegbare, ven Gegenbeweis aus⸗ 
ſchließende (juris et de jure), oder eine widerlegbare (juris) ſei. Was 
nun bie erfte Vorfrage betrifft, jo wird von der öfterreichiichen Geſetz⸗ 
gebung nirgends der außereheliche Beifchlaf als eine unerlaubte Hand: 
lung im juriſtiſch-techniſchen Sinne erklärt und ebenfowenig ein Recht 
auf Schavenerfag daraus abgeleitet; es würde aud die Aufitellung 
eines ſolchen Princips dahin führen, die mehreren Perfonen, welche 
ber Kindesmutter in dem bejtimmten Zeitraume beigewohnt haben, den 
Alimentations-Anfprüdhen des Kindes gegenüber ald Solidar-Schulpner 
betrachten und Hiermit die Coeriftenz mehrerer Väter annehmen zu 
müflen. Das öfterreihifche Recht fegt vielmehr den rechtlichen Grund 
ber Berbinplichfeit des natürlichen Vaters in das Verwandtſchaftsver⸗ 
hältniß, wie dies aus den Vorfchriften des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches hervorgeht, die in dem Hauptftüde "von den Rechten 
zwiſchen Eltern und Kindern’, nicht in jenem “von dem Rechte des 
Schadenerſatzes und der Genugthung’, enthalten find. Bei der Un- 
möglichleit eines directen Beweifes für die Thatfah: ver Zeugung fann 
diefelbe nur in den in einer beftimmten Zeit (von nicht weniger als 
6 und nicht mehr ale 10 Monaten) vor der Geburt flattgefundenen 
Beiſchlaf gefett und nur hieraus die Vaterfrhaft des Beiwohnenden 
erſchloſſen werben, ein Schluß, der aber nur unter der Borausjegung 
zuläffig ift, daß innerhalb jener Zeit fein Zweiter der Kindesmutter 
beigewohnt hat, weil im andern alle diefer Schluß mit gleicher Noth- 
wendigfeit von dem Beifchlaf eines jeden gemacht werden müßte, mithin 
bei der phyſiſchen Unmöglichleit, daß der Geborne mehr ald einen na— 
türlihen Vater habe, von keinem derfelben gezogen werben kann. Hier- 
nad ift die im $. 163 a. b. ©. B. aufgeftellte Rechtsvermuthung 
eine twiderlegbare (juris); wäre fie juris et de jure, jo müßte ber 
Vrauensperjon, die fih mehreren Männern hingegeben, die Auswahl 
des Vaters für ihr Kind überlaffen, ja fogar geftattet werben, baß fie 
bie mehreren Beifchläfer nacheinander wegen Baterfchaft belange, weil 
ben Beiſchlaf als das einzige gegen alle gleichwirkende Klagfundament 
voraudgefegt, das den Einen verurtheilende richterlihe Erkenntniß die 
Klage wider den Andern rechtlich nicht ausfchließt. Die exceptio plu- 
rium coneumbentium ift daher vermög ihrer die Rechtsvermuthung der 
Vaterſchaft des Beklagten widerlegenven Kraft zuläflig, und zwar um 
jo mehr, als durch fie da8 Gebot der Sittlichfeit erfüllt und den Um- 
trieben der Proftitution vorgebeugt wird. Es mußte demnach in dem 
vorliegenden Falle auf den vom Bellagten angebotenen Zeugenbeweis 
erfannt werben, deſſen Zuläffigkeit vadurc), daß die Zeugen ihren eigenen 
Fehltritt beſchwören follen, nicht ausgefchloffen ift, weil einerfeits diefer 
Umftand, als Grund der Unftatthaftigfeit des Beweiſes, weit mehr 
noch gegen die Zulaffung des von der Klägerin für ihre Behauptung 
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dem Gegner zugeſchobenen Haupteides ſprechen würde, und andererfeite 
die Handlung, deren ſich die Zeugen ſchuldig bekennen ſollen, keine 
ſtrafbare iſt, wie dies in ben Gründen ver oberſtrichterlichen Entſche i⸗ 
dung vom 22. December 1853, Nr. 13071 (Nr. 6 der gegenwär- 
tigen Sammlung), klar nachgewiefen wurde.“ 

Das Oberlandesgericht hat mit Beſeitigung des Zeugenbeweiſes 
ſofort auf den Haupteid erkannt und dem Klagebegehren für den Fall 
Statt gegeben, als die Klägerin durch denſelben den Beweis herſtellen 
werde, daß ihr der Beklagte innerhalb der im 8. 163 a. b. G. B. 
angegebenen Zeit fleiſchlich beigewohnt habe. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtlihe Urtheil, 
und zwar „in Erwägung, das die im 8.163 a. b. G. B. aufgeftellte 
Bermuthung überhaupt gegen Jedermann eintritt, der mit ber Mutter 
des Kindes in der kritiſchen Zeit ven Beifchlaf gepflogen bat, daß bie- 
felbe nicht auf einem ausjchlieglihen Zufammenhange von Urſache 
und Wirkung beruht, folglih wenn einmal zur Begründung ber 
Paternitäts= Klage gegen einen bejtimmten Beifchläfer geltend ge- 
macht, durch den Gegenbeweis der aud von einem andern gejegten 
Thatfache der Beiwohnung in der nämlichen Zeitperiode nicht widerlegt 
wird, weil das Gejeg, indem ed die Ermittlung ver Baterfchaft im 
Interefje des Kindes und der bürgerlihen Geſellſchaft felbit geitattet, 
und in ben Fällen außerehelicher Geburt Vater und Sohn ald "natür- 
liche’ im Gegenfa zu legitimen’ bezeichnet, durch die Beftimmung des 
$. 163 keineswegs einer abfoluten Naturnothwendigkeit Ausdrud geben, 
fondern mit der Aufftellung einer unter beftimmten Umftänden gegrün- 
deten Vermuthung ſich begnügen wollte; daß jomit durch die Beſtimmung 
jenes Paragraph8 die exceptio plurium conceumbentium ausgeſchloſſen 
ift, da es fich hiebei nicht um die Entkräftung einer wiberlegbaren Rechts⸗ 
vermuthung (praesumptio juris) durch den Deweid einer die Vermu⸗ 
thung der Vaterſchaft auch gegen einen Zweiten begründenden That⸗ 
ſache, ſondern nur darum handelt, dem Kinde einen Vater in der Perſon 
desjenigen zu verſchaffen, der die Handlung, woraus die Vermuthung 
ſeiner Vaterſchaft entfpringt, nun einmal geſetzt hat, und gegen die 
darauf geftütte Paternitäts- und Alimentations-Klage in dem Umftande 
allein, daß die Mutter des Kindes ihre Gunft Mehreren gewährt hatte 
und nun, vielleicht unredlicherweife, von der gefeglihen Vermuthung 
gerade wider ihn Gebraud macht, keinen rechtlichen Schuß finden fol”. 
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Nr. 1093. 


Verpflichtung des Gemeinſchafters, welcher die gemeinfchaft- 
lihe Summe zu Darlehen nahm, zur VBerzinfung der ganzen 
Schuld. 

Entſch. v. 28. Februar 1860, Nr. 1412 Bein des Ursheiis der 

Brätur Aviano v. 30. September 1859, Nr. 2 Abänderung bed Ur 
theils des O. a vw Venedig v. 7. December 1859, Nr. 19222). Eco d. 
b. 1861, ©. 102 ff. ©. 3. 1862, Fr 107. 

A,B um C beichloffen, die Summe von 3000 Lire, welde fie 
bei einem Gefchäfte gewonnen hatten, ihrer Gemeinde zur Errichtung 
einer nützlichen Anftalt zuzumenden und bis zur Verwirklichung dieſes 
Bmedes das Geld auf Zinfen auszuthnn, die dann aud ber Gemeinde 
zufallen ſollten. C erbot ſich, die 3000 Lire als ein mit 69% verzins⸗ 
liches Darlehen zu nehmen, ftellte darüber feinen Genoſſen A und B 
einen Schulofhein aus und nad einigen Jahren übergab er ihnen 
einen zweiten Schulofchein über 525 Lire, auf welden Betrag die 
während der ganzen Zeit unberichtigt gebliebenen Darlehenszinfen an- 
gewachjen waren. Bon A und B um Zahlung der legteren Summe be- 
langt, wurde C dur Erkenntniß der erften Inftanz uach dem Sllage- 
begehren verurtheilt. Das Oberlandesgericht verurtheilte ihn nur zur 
Zahlung von zwei Dritteln der eingellagten 525 Lire und begründete 
bie Freifpredhung des C von der Zahlung des lebten Drittel® damit, 
daß der Beſchluß der Parteien, die 3000 Lire und den Zinfenertrag 
derjelben der Errichtung einer Gemeinveanftalt zu widmen, der Ver⸗ 
tretung ber Gemeinde nicht befannt gegeben noch von ihr angenommen 
wurde; daß durch diejen für die Parteien ganz unverbindlich gebliebe- 
nen Beſchluß Feine derſelben auf ihr Miteigenthum an ben befagten 
Geldern verzichtet habe, mithin C nicht ſchuldig fei, feinen Antheil an 
den eingellagten Zinfen herauszugeben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil und 
bemerkte in den Entſcheidungsgründen: „Wenn die Kläger und der Bes 
klagte, welche die Barfchaft von 3000 Lire zur Errichtung einer Ge- 
meindeanftalt beftimmt hatten, bis dahin Miteigenthümer und beziehungs- 
weife Mitverwahrer des Gelres für die juriftiiche Perjon, vie fie da— 
mit bebenfen wollten, blieben, fo entftand dagegen mit der Ausftellung 
der beiden Schuldſcheine von Seite des Beklagten zwifchen ihnen ein 
neued Rechtöverhältniß, in welchem die Kläger als Darleiher und 
Öläubiger, der Bellagte ald Anleiher und Schuloner des Geldes fteht, 
das er bisher mit ihnen gemeinfchaftlich befeffen oder in Verwahrung 
gehabt hatte. Der Verbinplichkeiten, welche ihm der Darlehensvertrag 
auferlegt, kann er ſich durch Berufung auf jenes Verhältniß der Ge- 
meinſchaft oder Gefelihaft mit den Klägern auch nicht zum Theil ent- 
Ihlagen: denn fowie er das Geld zu Darlehen nahm, hörte er auf, 
Mitverwahrer vesfelben zu fein und übertrug feldft viefe Eigenſchaft 
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auf die Kläger allein; nachdem er ſeine Verbindlichkeit als Schuldner 
vollſtäundig erfüllt haben wird, ſteht es ihm frei, feine frühere Eigen- 
ſchaft eines Miteigenthümers, Gefellfchafterd oder Mitverwahrers ver 
Barfchaft geltend zu machen.” 


— — — — — 


Nr. 1094. 


Unzuläffigfeit des Deihtes auf das dem Schuldner nad 
S. 991 . ©. B. zuftehende Redt. 
Entſch. v. ed. Februar I, Nr. 1862 (bänberumg ber Rt. 8766, und bs en 


Aripelie des 8. ©. Breßburg v. 24. October 1 88, und 
O. L. G. Preßburg v. 29. Nouember 1959, jr "so, © At 


B hat von A 1000 fl. bar und 5 Stüd Actien der Geſellſchaft 
X, das Stüd im Nominalwertb von 200 fl. erhalten, und ſich ver- 
pflichtet, den Gläubiger nach deflen Wahl entweder in gleicher Art oder 
durch eine Barfumme won 2000 fl. zu befriedigen. A Eagt auf Zah: 
lung von 2000 fl., weldye ihm beite unteren Injtanzen auch zufprechen. 
Dagegen verurtbeilte der oberfte Gerichtshof den Beklagten nur zur 
Leiſtung von 1000 fl. und 5 Stüd Xctien. 

Gründe ver dritten Inftanz: „Privatſchuldſcheine find nad 
8.985 a. b. G. B. kein Gegenftand eines Gelddarlehens und es if, 
wenn ftatt Geldes ein Privatſchuldſchein gegeben‘ worden ift, nad) 
8. 991 a. 5. ©. B. der Schuldner nur verbunden, entweder ven 
Schuldſchein zurüdzuftellen, over vem Gläubiger den von diefem zu 
erweifenden Schaden zu erfegen. Im vorliegenden Yale ift nicht bes 
ftritten, daß B vom Kläger auf das verfchriebene Darlehen per 2000 fl. 
nur den Betrag von 1000 fl. in barem Gelve, die andere Hälfte 
aber in fünf Stüd Xctien der Geſellſchaft X zum Nominalwerthe von 
200 fl. per Stüd erhalten habe. Der Schulofchein räumt aber dem 
Gläubiger das Recht ein, bei ver Rüdzahlung entweder den ganzen 
&apitalsbetrag in barer Münze, oder nur die eine Hälfte mit 1000 fl. 
in Barem und die andere Hälfte mit fünf Stüd der oben angeführten 
Actien im nominellen Werthe & 200 fl. fordern zu können; dieſer 
Schuldſchein enthält femit in dem dem Gläubiger eingeräumien Be— 
fugniffe, die Rüdzahlung des ganzen Capitals per 2000 fl. in Barem 
zu fordern, eine Beftimmung, weldhe dem Geſetze zuwiderläuft und 
rechtsunwirkſam ift. Inſoferne nun beiden unterrichterlihen Erfennt- 
niffen die Annahıne zum Grunde liegt, daß der Schuloner, weldem 
ftatt baren Geldes ein Privatſchuldſchein zum Darlehen gegeben wor- 
ben ift, auf das ihm hinfichtlicd ver Rüdzahlung durch die VBeftimmung 
bed 8. 991 a. 6. ©. B. eingeräumte Recht giltig Verzicht leiften könne, 
und daß im gegenwärtigen alle ver urfprüngliche Schuldner durd) 
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das dem Gläubiger gemachte Zugeſtändniß, ftatt der fünf Actien bare 
1000 fl. gu fordern, auch wirklich darauf Verzicht geleiftet habe, beruhen 
beide dieſe Erkenntniffe auf irriger Anwendung des Geſetzes, weil die be- 
fonderen Beftimmungen, durch welche das Geſetz die bei Gelpvarleihen 
zuläffigen und giltigen Bedingungen normirt bat, durch entgegenge- 
jegte Berabredungen der Sontrahenten nicht wilfürlich befeitigt wer- 
den fünnen, und mithin das Zugeſtändniß des Schuldners den Gläu- 
biger ebenfo wenig berechtigt, auf eine dem Geſetze widerftrebende Be- 
dingung hinſichtlich der Rückzahlung zu dringen, als die etwa in einem 
Schuldſcheine eingegangene Berpflihtung zur Entridhtung höherer als 
der gejeglich erlaubten Zinfen ven Gläubiger berechtigen würde, dieſe 
böhern Zinſen anzuſprechen.“ 


Nr. 1095. 
Zuläſſigkeit der Aenderung eines urtheilsmäßigen Haupteides. 


Eutſch. v. 28. Februar 1860, Nr 2096 (deikat ung der Decrete de8 B. G. 
der inneren Stadt Wien v. 26. Jänner 1860, Pr. 3137, und des D.x. ©. 
Wien v. 14. Februar 1860, Nr. 1895). ©. 3. 1860, Nr. 72. 

A hatte dem B einen Beftandvertrag vor der bedungenen Zeit 
gekündet, weil B den Beftandzins nicht an dem dazu beftimmten Lage be« 
zahlt Hatte, fondern, weil biefer ein Weiertag war, am darauf folgen- 
den Werktage berichtigen mollte, wo B ihn nicht mehr annahm, um 
jein, durch Nichteinhaltung des Termined erwachjenes Kündigungsrecht 
nicht zu verlieren. B behauptete, daß er am gedachten Werktage — 
3. Februar — ven Zins dur feinen Geſchäftsführer, welcher ihm. die 
Vertretung leiftet, vem A gejchidt, diefer jedoch ihn nicht angenommen 
babe, worüber er tem A den Haupteib auftrug, den im Rückſchiebungs⸗ 
falle jein Vertretungsleifter ſchwören würde. Durch gleichförmige Ent- 
Iheidungen erfter und zweiter Inſtanz wurde vie Giltigkeit der Auf- 
fündigung von diefem dem A aufgetragenen Haupteide darüber: „daß 
er die am 3. Februar durch den Gejchäftsführer ihm angebotene Zah— 
lung des Beftandzinjed nicht angenommen habe", abhängig gemacht. 
Die zweite Inſtanz Hatte in ihren Beftätigungs-Örünven zwar be= 
merkt, daß bei dem Zugeſtändniſſe des A, er habe die Annahme des 
Beſtandzinſes verweigert, es dieſes Eides nicht bedurft hätte; allein 
da nur A die Appellation ergriffen hatte, fo war felbe zu einer ihm 
nachtheiligen Aenderung des erftrichterlihen Spruches nicht befugt. 
A trat nunmehr den oberwähnten Eid an, da es jegt auf die Erörterung 
der Trage, ob auf felben überhaupt hätte erkannt werben ſollen, nicht 
mehr anfomme, und er den Eid über die Nicht-Annahme der Zahlung, 
als ganz auf Wahrheit berubend, allervings ablegen könne. ‘Der erfte 
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Richter nahın jedoch Anftand, ihn ohne Weiteres zum Eide zuzulaffen, 
und ordnete bei dem Umftande, als aus ven Geſuche des A ber- 
vorging, daß er den Eid in einem ganz andern Sinne auffaßte, als 
verfelbe nach ben Inhalte der Gründe beider Inftanzen zugelaffen 
war, eine Tagſatzung zur Feſtſtellung und Erklärung der Eivesformel 
an, wobei er fich auf das Hofvecret vom 22. Jänner 1820 Nr. 1645, 
I. ©. ©. berief. A machte in feinem Recurfe Dagegen zwar geltend, daß 
dieſes Gefeg nur eine Berichtigung, keineswegs aber eine gänzlihe Aen- 
berung der Eidesformel, die ſchon im Urtheile genau beftimmt werden 
muſſe (Hofd. vom 29. September 1794 Nr. 195), geftatte und eine ſolche 
hier vom erften Richter beabfichtigt werde, indem er den Worten „nicht 
angenommen habe" jene „auzunehmen verweigert babe” jubftituiren 
wolle. Sein Recurs wurde jedody abgewiefen, und auf den außerordent- 
lihen Reviſions-Recurs vom oberften Gerihtshofe nad 8. 12 der k. 
Verordnung vom 16. November 1858 Nr. 213 nicht eingegangen. 


Nr. 1096. 


Auslegung eines Vertrages: Schenkungsurkunde, in welcher 
ver Beſchenkte ermächtigt wird, „feiner Zeit” die Intabu— 
lation zu erwirken. 


Entid. v. 29. Februar 1860, Nr. 1942 (Beitätigung des Decretö des 
L. G. Wien v. 31. October 1859, Nr. 52147, Abänderung ded Tecretö des 
O. x G. Bien d. 28. December 1859, Nr. 12960). 6.9. 1860, S. 196 ff. 
Die M bat dem A durch Urkunde vom 18. Juni 1859 mehrere 
Gegenftände und insbefonvere auch eine pfandrechtlich fichergeftellte For- 
derung. von 6000 fl. geſchenkt, ſich für ihre Lebenszeit die Zinfen dieſes 
Sapitals vorbehalten, und dem A, „damit er... fein Eigenthumsrecht 
. jederzeit ſchirmen und austragen Bnne”, das Recht eingeräumt, 
die Scenkungsutkunde „jeiner Zeit” bei der Sappoft einverleiben zu 
laffen. 

Die angejuhte Intabulation ward in erfter Inſtanz bewilligt, 
in der zweiten auf Recurs der Erben ner M verweigert aus nad 
ftehenden Gründen: „Zur büderlihen Erwerbung des Pfandrechts be- 
darf es auch im Tale ver Uebertragung von den frühern Befiger 
desſelben einer zur bücherlichen Infeription tauglichen Urkunde, das iſt, 
einer ſolchen, welche den Willen zur Uebertragung außer Zweifel ſetzt. 
Nachdem jedoch die M in der Schenkungsurkunde mir ſagt, fie wolle, 
daß feiner Zeit die bücherliche Hebertragung erfolgen folle, fo konnte 
ohne nähere Erklärung ihres Willend ver Grünbbuchsrichter dieſen 
Zeitpunkt für eingetreten nicht halten und die Einverleibung fomit nicht 
bewilligen, * 
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Der oberſte Gerichtshof hat „in Erwägung, daß die Schenkungs⸗ 
urkunde der Gefchenkgeberin den Willen berjelben, ihre auf dem Huufe 
Nr. 306 verficherte Yorderung per 6000 fl. eigenthümlich zu über- 
tragen, unzweifelhaft ausprädt, indem die M den A mit dieſem ihm 
eigenthümlich überlaffenen apitale wie mit feinem übrigen Cigen- 
thume fortan zu ſchalten berechtigt, fich des Rechts, diefe Schenkung 
zu widerrufen, ausdrüdlich begibt und dem Beſchenkten, damit ex fein 
Eigenthumsrecht jederzeit firmen und austragen fünne, das Hecht, 
die Schenfungsurkunde bei der betreffenden Satzpoſt grundbücherlich 
einverleiben zu laffen, obne Vorbehalt eines beſtimmten Zeitpunftes 
einräumt, mithin dem hier gebrauchten Ausprude: „feiner Zeit” nur 
der Sinn beigelegt werden kann, daß A diefe grundbücherliche Ueber: 
tragung zu bewirten beredhtigt fein folle, fobald er dies zur Wahrung 
feiner Rechte nöthig findet; in der Erwägung, daß weder der von 
ber M gemachte Vorbehalt des lebenslänglichen Zinfengenufjes des er- 
wähnten Capitals, nody die dem A uuferlegte Verpflihtung zur Be— 
ftreitung ter Beerdigungskoſten ver Geſchenkgeberin fih im Sinne des 
8. 696 a. b. ©. B. als eine aufjchiebende Bedingung der Erwerbung 
des zugedachten Rechts darftellt, vielmehr darin nur eine Beſchränkung 
des übertragenen Rechtes und die Stipulation einer Gegenleiftung er- 
fannt werden kann; endlich in der Erwägung, daß die etwaige Nicht- 
erfüllung dieſer Gegenleiftung und die daraus entftehenden Rechtsfolgen 
auf befonderem Wege ausgetragen werden müßten“, den Beſcheid des 
Lundesgerichts beftätigt. 


Nr. 1097. 
Zuläffigkeit der Klage auf Liquivhaltung des Afterpfandrechtes 
gegen die Concursmaffe des Eigenthümers der Pfandfache. 


Entfd. v. 6. März 1860, Nr. 1419 GRefältuung des Urtheils des 2. ©. 

Venedig v. 11. Anguft 1859, Nr. 14730, Abänderung des Urtheils des 

O. L. G. Venedig dv. 23. November 1859, Nr. 18528). Eco d. Trib. 
1860, ©. 204 ff. 


Nr. 1098. 


GServitut oder NReallaft? 


Eutſch. v. 6. März 1860, Nr. 2275 (Beftätigung des Urtheild des B.G. 
Sföhl v.10. Mut 1859, Nr. 760, Abänderung des Urrhe 18 des O. L. G. 
Wien v. 21. September 1859, Nr. 7316). G. 3. 1860, Ne. 148. 

Die Gemeinde Dautendorf überreichte gegen die Befiger mehrerer 
in Dautendorf gelegenen Häufer eine Klage mit dem Begehren, zu er- 
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kennen: die Gemeinde habe das Servitutsrecht, den von der Gemeinde 
jeweilig anzuſchaffenden Gemeinde-Stier von Dautendorf alljährlich von 
Anfang Jänner bis Bartholomäus der Reihe nach einem der Beſitzer 
biefer Häufer gegen das Entgelt von A1/, Tr. für jede von ben 
Gemeindegliedern audgetriebene Kuh in Stall und Futter einzuftellen, 
durch mehr als 30jährigen Gebraudy erfeffen, und die Eigenthlimer der 
genannten Häufer feien [huldig, die Ausübung diefer Servitut zu dulden 
und deren grundblicherliche Einverleibung auf jeden einzelnen Haufe zu 
geitatten. 

Die erite Inftanz erfannte auf den von der Klägerin über bie 
mehr ald 3Ojährige Ausübung des fraglichen Rechtes angebotenen Zeu> 
genbeweiß. 

Das Oberlandesgericht hat die Klägerin aus den nachſtehenden 
Gründen abgemiefen: „Durch das Recht der Dienftbarfeit wird der 
Eigenthümer verbunden, zum Vortheile eines Anvern in Rüdjicht feiner 
Sache etwas zu dulden oder zu unterlaffen (8. 472 a. b. G. B.). Es 
liegt alfo feineswegs im Begriffe einer Servitut, daß der Verpflichtete 
fortlaufende oder in gewiffen Zeitfriften wiederkehrende Leiftungen zu er- 
füllen habe, wie dieſes auch aus allen von dem Geſetze angeführten, viel- 
fältigen, perfönlichen und Grunddienſtbarkeiten erhellet. Derlei Leiftun- 
gen können wohl von einzelnen Perfonen oder Gemeinden dur Vertrag 
oder Erfigung erworben, durch Einverleibung auf unbewegliche Güter 
zu dinglichen Rechten erhoben, aber nie zu Servituten werben, weil fie 
eben in dem gefetlichen Begriffe einer foldyen nicht liegen, woraus fidy 
zugleich die Unanwenvbarfeit des 8. 1471 a. b. ©. B. auf den vorlie- 
genden Yal ergibt. Dem fteht der 8. 482 a. b. ©. B. nicht entgegen, 
wornad alle Servituten darin übereintommen, daß der Befiger’ in der 
Regel nicht verbunden ift, etwas zu thun; denn wenn gleich bei mandyen 
Servituten, wie z. B., wenn die dienftbare Sache auch von dem Ber- 
pflichteten benüßt wird, diefer verhältnigmäßig zu dem Aufwande für 
Erhaltung und Herftelung der Sache beitragen, aljo etwas thun muß 
(88. 483, 487 ebenda), fo liegt doch in diefem Thun nicht die Haupt- 
verbindlichleit des Verpflichteten, fondern feine Leiftung vient nur dazu, 
bie zur Dienftbarfeit beftimmte Sache im gehörigen Stande zu erhalten 
und dem Beredtigten die Ausübung der Servitut zu ermöglichen oder 
ihn hiebei zu unterftügen. Die Leiftungen, weldye die Gemeinde Dauten- 
borf mit der vorliegenden lage von den Gegnern anſpricht, können daher 
nie als eine Servitut angefehen werben, und da das Klagebegehren ge- 
ade dahin gehet: “vie Gemeinde habe die Servitut diefer Verbindlich⸗ 
feiten ber Gegner durch Erfigung erworben, war dasfelbe mit feiner 
Volge al8 verfehlt abzumweifen.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterliche Beiur— 
theil und zwar „in Erwägung, daß das von der klagenden Gemeinde be» 
hauptete Recht die Merkmale einer, wenn auch nicht vollkommen norma⸗ 
len, doch nad) $. 479 und 482 a. b. ©. B. wegen der beigefügten Ano⸗ 


— 4 — 


malien nicht abfolut verwerfliden Servitut an fi) trägt; in der Erwä— 
gung, daß dieſes Recht, als eine bleibende Laft liegender Güter darge⸗ 
ftellt, an ſich ebenfowohl zur Einverleibung auf denfelben als mit Rüd- 
fiht auf ven verbrieften Urſprung und die behauptete Ausübung nad 
88. 1470, 1471 und 1477 zur Erwerbung durch Erfigung geeignet er- 
fcheint; in ver Erwägung, daß fohin der von der Klägerin angebotene 
Zeugenbeweis über die langjährige Ausübung des Rechtes unter be- 
ftimmten Modalitäten gegen die jeweiligen Befiger jener Realitäten als 
ſolche, beſonders im Hinblide auf die aufgetragenen Eide, ald erheblich 
zugelaffen werden muß." 


Nr. 1099. 


Zurüdweifung des gegen eine Concursmaffe erhobenen An- 
ſpruchs auf Beftellung der actorifhen Caution. 


Entid. v. 6. März 1860, Nr. 2445 (Beltätigung der Decrete des L. ©. 
Wien v. 28. October 1859, Nr. 41608, und ded O. 8%. G. Wien 
° 9. 20. December 1859, Nr. 12570). ©. 3. 1861, Nr. 77. 
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Nr. 1100. 
Unzuläſſigkeit der Streitigkeitsanmerkung im Depoſitenbuch. 


Entſch.v. 7. März 1860, Nr. 2215 (Beitigng deö dad Decret des H. G. 
Wien dv. 10. December 1859, Nr. 104718, abändernden Decreted_ des 
D.8.G. Wien v. 27. December 1859, Nr. 13893). 6.9. 1860, &.163. 
A hatte zur Abwendung einer erecutiven YWeilbietung den einge: 
klagten Betrag erlegt, darauf eine Oppofitiondklage eingebracht, und zu- 
gleih um die Anmerkung der Streitigleit der erlegten Summe im De— 
pofitenbucdhe angefudht. In erfter Inftanz bewilligt, ward dieſes Ge- 
ſuch von den höheren Inftanzen zurückgewieſen, vom oberften Gerichts- 
hof „in Erwägung defien, daß infoferne der Recurrent fi) für berechtigt 
hält, die Erecutionsführung des Gegners auf das in Rede ftehende De- 
pofitum hintanzuhalten, ihm bevorfteht, um die hiezu geeigneten und von 
der allg. Gerichtsordnung an die Hand gegebenen Mittel mit gehöriger 
Nahweifung der hiezu vorgefchriebenen Erforvernifje anzulangen; in 
fernerer Erwägung, daß die begehrte depofitenamtliche Anmerkung ver 
Streitigleit des Depofitums als ein gerichtsordnungsmäßiges Mittel zur 
Erreichung dieſes Zwedes nicht angefehen werben kann, und für wir- 
kungsloſe Anmerkungen vie Depofitenbücher nicht offen ftehen“. 
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Nr. 1101. 
Zahlungsverſprechen? 


Entſch. v. 7. Mär ücz 1860, Nr. 2624 an des das Urtheil des B. G. 
Korneuburg v. 11. December 1859 Nr. 6 abändernden Wrtheild des 
O. L. G. Wien v. 18. Jänner 1860, ar. 182 02). ). Zeitſchr. für dad Notar. 


Der Schneider A belangte die B als Miterbin und Bürgin für 
eine Kleiderjchuld ihres verftorbenen Vaters M, indem er bei der fumma- 
rifhen Verhandlung angab: er habe einige Tage nad) dem Tode des M 
in beffen Wohnung von der B die Zurüdtellung der Kleider oder bie 
Bezahlung ded Schulobetrage8 verlangt, worauf ihm bie B erwiebert 
habe, ihr Bruder werde die Kleider behalten, er folle nur ruhig nad 
Hanfe gehen, er werde feinen Kreuzer verlieren, in einem Monat werbe 
fie ihm die rückſtändige Rate bringen. Die B widerſprach dieſer Aeuße⸗ 
rung und wendete ihre damalige Mlinderjährigfeit ein. 

Die erfte Inſtanz erkannte auf Ablegung des der B aufgetragenen 
Haupteides, weil jene Erklärung die Uebernahme der Zahlungsverpflich⸗ 
tung im Sinne des 8. 1344 a. b. ©. B. enthalte, ferner weil die B da» 
mals fhon an der Grenze der Großjährigkeit ftand (fie war damals 
23 Yahre und 11 Monate alt) und der Kläger ihr vie Minverjährigfeit 
nicht anfehen und auch füglich hierüber nicht Erkundigungen einholen 
fonnte, vielmehr annehmen mußte, fie jei großjährig, da fie ſich jonft zur 
Zezegung einer Schuld nicht hätte herbeilaſſen dürfen (8. 248 a. b. 
G. B.). 


Der oberſte Gerichtshof wies gleich der zweiten Inſtanz den Kläger 
mit ſeinem Begehren aus folgenden Gründen ab: „Soferne die Geklagte 
als Miterbin des Nachlaſſes ihres verſtorbenen Vaters belangt wird, 
fehlt der Klage jeder Stützpunkt, da gegen den Widerſpruch der Geklagten 
in keiner Weiſe nachgewieſen wurde, daß und inwieferne die Geklagte als 
Erbin der Verlaſſenſchaft ihres Vaters eingeſchritten und ſonach zur Zah⸗ 
lung der eingeklagten Verlaſſenſchaftsſchuld verpflichtet ſe. Was aber 
bie Behauptung des Klägers betrifft, daß die Geklagte ſich zur Zahlung 
des Reftes, welcher für die von ihm ihrem verftorbenen Vater gelieferten 
Kleidungsſtücke mit 41 fl. aushaftet, verpflichtet und vie Haftung für Die 
Berichtigung dieſes Neftes übernommen babe, fo geht dieſe Behaup- 
tung weiter, al8 der dafür angebotene Beweis. Denn die viesfällige 
Aeußerung ........ geht nur dahin, daß Kläger an feiner For—⸗ 
berung feinen Kreuzer verlieren und daß die Geklagte ihm in einem 
Monate die rüdftändige Rate bringen werde. Aus einer Aeußerung 
dieſes Inhalts wäre aber wohl feineswegs zu entnehmen, daß die Ge⸗ 
Hagte fi im Sinne des 8.1344 verpflichte, fomit die Zahlung des Aus- 
ftandes felbft als Allein» oder Mitſchuldnerin übernehmen, oder dem 
Kläger dafür Bürgſchaft leiſten wollte, indem die Beruhigung des Klägers 
gegen die Beſorgniß eines Verluſtes ganz auf die Sehlungefähigtei und 
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Bereitwilligfeit des Bruders ver Gellagten, der die Kleidungsſtücke über- 
nommen, bezogen werben kann, und das Verfprechen ver Ueberbringung 
der ausftändigen Rate keineswegs das Berfprechen der Zahlungsleiftung 
aus Eigenem oder der eigenen Dafürhaftung in fi fließt... Da der 
Kläger ſchon aus diefem Grunde abgewiefen werden muß, fo fann bie 
Frage: ob die Geklagte durch dieſe zur Zeit ihrer Minderjährigfeit ab- 
gegebene Erklärung im Sinne des 8. 248 erſt verpflichtet worden ei, 
gar nicht weiter zur Erörterung kommen." 


Nr. 1102. 


Berpflichtung des aus der Hypothek befriedigten Gläubigers 
zur Abtretung feines Anfpruches gegen den Perfonalfchuldner 
| an den Hypothekarſchuldner. 


Eutſch. v. 13. März 1860, Nr. 2064 (Beitätigung der Urtheile des B. G. 

Lana dv. 26. October 1859, Nr. 4692, und des DO. 2. ©. Iunöbrnd v. 

20. December 1859, Nr. — 6, 5 1861, Nr. 10. Zeibiine 1861, 
r. v 


A verpfändet fein Gut für eine Schuld des C an den B per 1000 fl. 
Das Gut wird von einem Dritten in Erecution gezogen, B mit feiner 
Pfandforderung beim Käufer des Gutes angewiefen, und von dieſem 
auch befriediget. Nun fordert A vom B auf Grund der 88. 1358 
und 1422 a. b. ©. 3. die Abtretung aller feiner Rechte, weldhe ihm 
rüdjichtlich Diefer Forderung von 1000 fl. wider den Perſonalſchuldner 
zuftehen, jowie die Auslieferung der Rechröbehelfe und Sicherftellungs- 
mittel, indem er anführt, die Anmweifung ber Forderung fei auf den 
Erlös des ihm gehörigen Pfandgutes erfolgt, er habe alfo mit feinem 
Eigenthum die Schuld eined Andern, nämlich des C, bezahlt, und fei 
dadurch in bie Rechte des Gläubiger B getreten. Der Öellagte 
wendet ein: der Erecutionsfäufer, der eine ihm überbundene Hypo⸗ 
thekarforderung abführt, zahle dadurch feine eigene Schuld; er habe 
das Recht, dafür die Löfchungsfähige Quittung zu verlangen, und 
Geklagter babe ihm diefelbe auch ausgeftellt. Der Kläger aber habe 
ihm feine Zahlung geleiftet; der Umftand, daß das Gut des Klägers, 
refpective deſſen Erlös, zur Befriedigung des Geklagten verwendet 
wurde, ſei lediglich eine rechtliche Tolge des Pfandrechtes, die jeden 
Defiger des Pfandgutes treffen kann. Wenn durd die Geltendma⸗ 
Hung des Pfandrechtes zufällig die Schuld des C getilgt wurde, fo 
kann dadurch ein felbftftändiges Regreßrecht begründet werben, aber 
nicht das Recht, von B die Abtretung von Rechten zu fordern, bie 
duch Ausftellung der verfachten Duittung bereits erlojchen find. 
| Das Bezirkögeriht gab dem SKlagebegehren aus folgenden 
Gründen ftatt: „Der Gellagte hat feine Zahlung ftatt von. dem 
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Schuldner, von einem Dritten erhalten, er iſt daher nah 8. 1423 
a. b. ©. B. verpflichtet, demſelben alle Rechte und Sicherftellungs- 
mittel aözutreten. Nun bat aber der Erecutiondfäufer die Zahlung 
nur auf Abſchlag des Kauffchillinges der aus der Erecutionsmaffe 
des Klägers erfteigerten Realität geleiftet; er hätte dieſe 1000 fl. dem 
Kläger bezahlen müfjen, falls der Geklagte nicht feine Pfandrechte 
geltend gemacht hätte, mit andern Worten: ver Öellagte bat die Be- 
frievigung nicht von feinem Schuldner, fondern aus dem Executiond« 
erlöfe des Pfanvobjectes, welches ein Eigentbum des Klägers war, 
folglich aus feinen Vermögen erhalten, er ift daher fchuldig, dem⸗ 
felben feine Rechte abzutreten, damit diefer in die Rage fomme, den 
Perjonalfhuldner C, für welden er die Bezahlung leiftete, um Erfag 
anzugehen." 

Diefe Entfcheidung wurde vom Oberlandesgerichte aus nach—⸗ 
folgenden Gründen beftätiget: „Wer die Schuld eined Andern be- 
zahlt, gleichviel ob freiwillig oder gezwungen, ob unmittelbar oder 
mittelbar, tritt nah $. 1358 a. b. ©. B. ipso facto in die Rechte 
des Glänbigers, und ift befugt, vom Schuloner den Erfag der be- 
zahlten Schuld zu fordern. Nun wurde aber die Schuld des B aus 
dem Erlöfe des Hypothekargutes des Klägers mittelft Anweifung auf 
das Meiftbot bezahlt. Es tritt fohin der Kläger, aus deſſen Eigen- 
thum die Zahlung im Erecutiondwege erfolgte, in vie Rechte des 
Gläubigers, und es fteht ihm gegen den eigentlichen Schuloner, für wels 
den er zwangsweife intercediren mußte, Die Negrekllage zu. Zu 
dieſem Behufe muß der bezahlte Gläubiger ihm nad) der Haren Vor- 
fchrift des 8. 1358 alle vorhandenen Rechtsbehelfe und Sicherftellungs- 
anittel abtreten.” 

Der oberfte Gerichtshof hat der außerordentlichen Reviſionsbe— 
ſchwerde, in Erwägung, daß die gleidylautenden unterrichterlichen Ent- 
ſcheidungen durch die Vorſchrift des 8. 1358 vollkommen begründet 
find, nicht ftatt gegeben. 


Nr. 1103. 


Giltigkeit eines Vertrages, deſſen Erfüllung von der Er⸗ 
tbeilung einer Gewerbsconceffion abhängt. 

Eutſch. v. 13. März; 1860, Nr. 2740 eetätigung des Urtheild des B. ©. 
Teltih dv. 26. September 1859, Nr. 2873, Abänderung des Urtheild des 
O. L. G. Brünn v. 23. November 1859, Nr. 8523). ©. 9. 1860, ©. 317 ff. 

B beſitzt ein Haus, mit welchem dad Recht, Bier und Brannt- 
wein zu fchenfen, verbunden ift; dieſes Recht verpadhtete er an ben 
A. Zugleich aber wurde bevungen, daß er aud das Befugniß für 
ein Einkehrwirthshaus erwirken und ven Betrieb dem A überlaffen 
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werde. Da er den Vertrag nicht erfüllen will, beruft er fih, ver 
lage des A gegenüber darauf, daß der Vertrag auf eine unmögliche 
und unerlaubte Handlung gerichtet fei; unmöglich, weil ein radicirtes 
Befugniß nicht zu erlangen fei, unerlaubt, weil ein perfönliches nicht 
verpachtet werben könne. Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch 
das dem Slagebegehren entjprechende Urtheil der erften Inſtanz aus 
folgenden Gründen: „Die Erwirkung des Befugnifjes zur Errichtung 
eines Gaſt⸗ und Einkehrwirthshanjes ift weder unmöglich noch uner- 
laubt, und in wiefern ein perjünliches Befugniß an einen Dritten 
übertragen oder in Beftand gegeben werben dürfe und könne, ift le— 
biglich der Beurtheilung der politifchen Parteien anheimgeftellt.“ 


Nr. 1104. 


MWiedereinfegung wegen Verſchuldens des Rechtsfreundes: 
Beginn der Frift. — Unterlaffung der Verwahrung gegen eine 
unpafiende Faſſung der Eidesformel. 


Entf. v. 13. März 1860, Nr. 2774 Glit ung des Decrets des B. G. 
Kruman v. 30. September 1859, Nr. 3894, Abänderung des Decrets des 
O. L. G. Prag v. 19. December 1859, Nr. 22183). G. 3. 1860 Nr. 72, 
Giornale di Giurispr. prat. 1860, ©. 154 ff. 

A hatte ven B auf Zahlung von 400 fl. belangt, welde A an 
X zu fordern, B aber zur Berichtigung als Selbſtſchuldner übernom« 
men haben fol. B wurde zur Zahlung der AOO fl. in erſter In⸗ 
ftanz verurtheilt, wenn er den in der Replik ihm aufgetragenen Haupt« 
eid nicht ablege: „Es fei feines Wiſſens und Erinnerns unwahr, daß 
er zu Ende October 1847 in des Klägers Haus gelommen fei, und 
daß er, B, hierbei erklärt habe, die Schuld des X zur Zahlung zu 
übernehmen.” DB appellirte gegen dieſes Erfenntniß nicht, wohl aber 
A, und nachdem felbes vom Dbergerichte beftätigt worden mar, trat 
B den Haupteid rechtzeitig an. ALS es jedoch zur Eidestagſatzung 
fam, Härte der biefelbe vornehmenvde Richter ihn darüber auf, daß er 
den Eid nicht fchwören könne, wenn er zu jener Zeit wirklich bei A 
geweſen, obſchon er fein Zahlungsverfprechen gemacht habe. Er legte 
nun den Eid nicht ab, fchritt jenoh um Wiebereinfegung in den vo- 
rigen Stand gegen beibe Urtheile, behufs der Erftattung einer neuen. 
Einrede wegen Berfehulden des Kechtöfreundes ein, und zwar inner» 
Halb 14 Zagen nad Zuftellung der Erledigung über die erwähnte. 
Tagſatzung. A entgegnete, daß das Geſuch verfpätet, nämlich erft 
ungefähr drei Monate nad Zuftelung bes beftätigenden Urtheils 
zweiter Inftanz und 6 Wochen nach der Eides⸗Tagſatzung eingebradt 
fei, bei welch leterer fchon dem B belannt wurde, daß er den Eid 
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nicht ablegen könne. Die erfte Inſtanz gab diefer Wievereinfegung 
Statt, weil nad ben Entſcheidungsgründen beider Gerichtsbehoörden 
nur das Zahlungsverſprechen, nicht auch die Anweſenheit des B in 
der Wohnung bed A entjcheidend war, weil bie Eidesformel durch 
Hinweglafjung dieſes unerheblihen Umftandes hätte berichtigt werben 
follen (8. 208 a. ©. D.), und weil der Vertreter des B e8 unter- 
Tieß, dieſes durch Appellation gegen das erftrichterliche Urtheil zu be- 
wirken. Es war ihm daher nad) ven Berorbnungen vom 6. Octo⸗ 
ber 1785 Nr. 477 und vom 1. Yuli 1790 Nr. 31 die Wiederein⸗ 
fegung zu ertheilen, weldye nicht verfpätet, fondern in der durch Hof- 
decret vom 19. Dec. 1801 Nr. 545 beftimmten Frift angeſucht 
wurbe, bie nicht von der mündlichen Belehrung des Richters bei ver 
Eivestagfagung, ſondern erft von Zuftellung des Beſcheides darüber . 
zu berechnen war. (Hofd. vom 19. Dec. 1801 Nr. 545.) 

Dagegen hat das Obergeriht den Weftitutionswerber abgemwie- 
jen, weil in Folge des zuletzt bezogenen Hofdecretes die Frift zu 
Wiebereinfegungs- Begehren von jenem Tage an zu rechnen ift, an 
welchem ber verkürzten Partei bie Verordnung oder das Urtheil kund⸗ 
gemacht worden tit, unter welchem Worte Verordnung nur eine ben 
Gegenftand des Streites in merito entſcheidende Erledigung des Ge⸗ 
richtes verſtanden werden kann, weil es ſich hier um die Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand handelt, wo die Verkürzung der Partei 
Durch einen richterlichen Spruch erfolgt. B bätte alſo binnen 14 Ta⸗ 
gen nach Zuftellung des Urtheils zweiter Inftanz, und nicht nad) In⸗ 
timation der Erledigung über die Eidesantretung, fein Geſuch äber- 
zeichen jollen. 

Dem dagegen von B ergriffenen Revifions - Recurfe hat ber 
oberfte Gerichtshof Statt gegeben und die Entſcheidung erfter In- 
ftanz beftätigt: „Denn B fam erft durch die über den ihm ungünftigen 
Erfolg der Eides-Tagſatzung hinausgegebenen Erledigung von felbem 
in Senntniß. Seinem Red;töfreunde war obgelegen, ihn, einen gewöhn⸗ 
lichen Landmann, über den Inhalt des aufgetragenen Haupteides zu be- 
Iehren, und im Valle eines Anftandes, das Geeignete zu veranlafjen. 
Daß dieſes geſchehen, kommt nicht vor; es zeigt fich vielmehr, daß B erft 
bei der Eides⸗Tagſatzung dur die ihm gegebene Auseinanverfegung 
ver Eidesformel zur Einficht gelangte, daß er den angetretenen Eid, 
ohne ſich der Beſchuldigung eines Meineives bloßzuftellen, dem vollen 
Inhalte nach zu ſchwören nicht vermöge. Es liegt auch vor, daß die 
gehörige Leitung und Inſtruirung des B durch feinen Vertreter un⸗ 
terlaffen wurde, da Letzterer zu beurtheilen in der Lage gewefen fein 
Tonnte, inwiefern der Umſtand, ob B zu Ende October 1847 in das 
Haus des A gekommen fei, auf die Entjcheivung der Sache felbft 
soon weſentlichem Einfluffe fein könne, und Inwiefern biefer Umſtand 
auf Wahrheit beruhe oder nicht.“ 
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Nr. 1105. 


Klage auf Anerkennung des Eigenthums an einem Grund- 
flüd gegen die „unbefannten Eigenthümer“ desfelben. 


Entid. v. 13. März 1860, Rr. 2797 ——— sieinförmigen 
Serrete dei ®. ©. Neumarkt ». 10. Jänner 1 2924 und des 
D. 8. G. Wien v. 24. Jänner 1860, Nr. 886), Zeile 1861, Nr. 68. 

Zeitſchr. für das Notariat 1860, Nr. 38. 

Die Schligengefellichaft in A —— gegen „die unbekann⸗ 
ten Eigenthümer der Schießſtätte“ eine Klage, worin fie auf Grund 
des Iangjährigen Beſitzes der Schiefftätte und des darauf erbauten. 
Schügenhaufes, bezüglid welcher Immobilien ein Eintrag in dem 
Grundbuche nicht beftehe und Feine hiezu geeignete Urkunde in ihren 
Händen fei, die Zuerkennung bes Eigenthums und bie Geftattung 
des Eintrages desſelben im Grundbuche begehrte. — Beide Untere 
gerichte verorbneten die ſofortige Zurüdtellung der Klage, weil nad 
den geltenden Vorſchriften Über das Grundbuch die Anftellung einer 
Klage nicht nöthig fei, um die Errichtung eines Grundbuchfoliums zu 
erwirken; weil ferner die Klägerin jelbft zugegeben, daß Niemand ihr 
Eigenthumsrecht beſtreite, und weil die angebliche Gegenpartei, der 
Vorſchrift des F. 1 a. ©. DO. zuwider, gänzlich unbeſtimmt gelaſſen 
wurde. 

Der oberſte Gerichtshof verordnete die aufrechte Verbeſchei— 
dung der Klage, „weil einerſeits das Geſetz ſelbſt geſtattet, die 
unbekannten Theilnehmer an einem Geſchäfte zu belangen ($. 276 
a b. ©. B.), und in vielen Fällen die nähere Bezeichnung des 
Gegners unmöglich ift, andererfeitd aber einer Partei von Amtswegen 
nicht verwehrt werden darf, Rechte auf dem Proceßwege zu verfolgen, 
welche fie nad) der Meinung des Gerichts auch außer demfelben gel- 
tend machen kann, und bie ihr zur Zeit Niemand beftreitet.” 


Nr. 1106. 


Verkauf auf Borg — oder unter der auflöfenden Bedingung 
der Zahlung innerhalb einer beftimmten Frift? Abſchluß 
des Geſchäfts mit fich felbft. 

Entid. v. 14. März 1860, Nr. 2505 (Beftäti gu des das lirtheil des 
8.6. Taruow d. 23. December 1858, Wr. 16 abändernden Urt 5 

d.80.2. ©. Krakau v. 17. October 1859, Nr. 7306). ©.H. 1860, &.225 

Der Kunftverein zu Krakau gibt Actien aus, welche an ven * 
lichen Verloſungen Antheil haben. Ein Agent dieſes Vereines, A, 
erhielt am 13. April 1858 von feinem Bekannten B vie briefliche Auf- 
forderung, ein Actien⸗Los für ihn zurüdzubehalten, wofür er den Preis 
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noch im Laufe der Woche bezahlen werte. Er behielt demzufolge eine 
beftimmte Actie zurüd, und trug in dem ber Gefellfchaft vorgelegten Ver⸗ 
zeichnifie B als Käufer ein; da indeß B nicht zahlte, fette er deſſen 
Namen nicht in die dafür beftimmte Actie und zahlte den Kaufpreis 
aus Eigenem. Inzwifchen entfiel auf diefe Actie ein namhafter Gewinn; 
der Kunftverein folgte aber das gewonnene Bild, welches zugleich von 
A und von B in Anfprud gewonnen ward (B erfuhr die Nummer 
der ihm zugewiefenen Uctie durch die in der Zeitung veröffentlichte 
Biehungstifte), nicht aus, und A begehrte daher wider B, daß ber 
Kaufvertrag für aufgehoben erflärt und ihm felbft das Eigenthum an 
dem Actien⸗Los zuerkannt werde. 

Die erfte Inftanz wies das Klagebegehren zurüd, vie beiden 
höhern Inftanzen gaben vemfelben Statt. 

Gründe der erfien Inftanz: „Nah 8. 863 a. 6. G. B. 
fann man feinen Willen zur Schließung eines Vertrages nicht nur 
ausdrücklich durch Worte, fondern auch ftillfehweigend durch foldhe Hand» 
[ungen erklären, welche mit Ueberlegung aller Umftänve feinen ver- 
nänftigen Grund daran zu zweifeln übrig laſſen. Der Kläger war 
Agent des Krakauer Vereins ber Treunde der ſchönen Künfte. Belang- 
ter bat ihn, er möge für ihn eine Actie um den Preis von 5 fl. 
. behalten, den er ihm innerhalb einer Woche zu erfegen verſprach. A 
hat bemzufolge den B dem Krakauer Bereine als Eigenthümer ber 
Actte Nr. 1296 unbedingt angezeigt, was auch nad gejchehener Ver⸗ 
lofung verfelden dur den „Czas“ vom 13. Mat 1858 die Beftäti- 
gung erhielt. Daraus erfieht man die Mare Abficht des A, den Kaufe 
vertrag Namens bed Kunftvereind mit B zu fchließen, welcher auch 
wirklich durch die Anzeige des Belangten als Eigenthümer ber Xctie 
Nr. 1296 zu Stande fam (8. 1053 a. b. G. B.). Daß Belangter 
dem Kläger den verabrebeten Preis von 5 fl., den biefer für ihn an 
die Caſſe des Kunſtvereines vorgeftredt hatte, noch nicht bezahlte, 
kann die Nullität des Vertrages auf feine Weife bewirken und gibt 
dem Kläger blo8 das Recht, gegen den Belangten auf genaue Er- 
füllung des Vertrages und Schadenerfaß zu ringen (8. 919 a. b. ©. B.). 
Die Behauptung des Klägers, daß er anf den Berlauf der Actie an 
B nur gegen die Beringung der Zahlung des Preijes binnen acht 
Tagen einging, kann bier nicht berüdjichtigt werben, weil diefer angeb- 
liche Vorbehalt dem Belangten nicht erklärt wurde und mit ver unbes 
dingten Notification desfelben als Käufer an den Kunftverein im 
ſchreiendſten Widerſpruch fteht, daher nur als Mental-Refervation fich 
darftellt, die auf das, durch den äußerlich kundgegebenen Willen beiter 
Theile zu Stande gelommene Geſchäft von keinem Einfluffe ift.” 

Gründe der dritten Inftanz: „Die Grundlage des zwi⸗ 
ſchen den Streittheilen bezüglih des Anfpruches auf die Actie des 
Krakauer Bereind der ſchönen Künfte vom 1. April 1857, Nr. 1296, 
obwaltenden Rechtsverhältniffes bildet Tebigli die vom Geklagten 
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unterm 13. April 1858 an den Kläger gemachte Aufforderung, für 
ihn, Geklagten, ein Los dieſes Kunſtvereins zurückzuhalten, wofür er dem 
Kläger den entfallenden Betrag im Berlaufe derſelben Woche zu zahlen 
erklärte. Nad dem Haren Wortlaute und Sinne diefer Aufforderung war 
der Kläger im alle der ausdrücklichen oder jtilfchweigenden Annahme 
diefer Aufforderung blos verpflichtet, ein Los viefes Kunftvereind zur 
Berfügung dee Geklagten bereit zu halten nnd dem Letzteren gegen 
Erlag des Betrages binnen derfelben Zeit auszufolgen. Da uun der 
Geklagte nicht erweifet, fi) wegen Uebernahme viefer Actie in ver 
feſtgeſetzten Frift bei dem Kläger gemeldet und ven hiefür entfallenden 
Betrag bezahlt oder im Falle eines eingetretenen Hinvernifjes gericht. 
ih erlegt zu haben, jo ift dur den Ablauf der Zeit, auf welde die 
Berpflihtung des Klägers, dieſes Los für den Geklagten bereit zu 
halten, bejchränft war, jeder Anfpruch des Geklagten auf dieſes Los 
erloſchen und dem Kläger ftand von dieſem Zeitpunfte au das freie 
Berfügungsreht, ſomit auch das Recht zu, viefes Los für fi zu 
behalten und zu erwerben ; und da der Kläger ſich im Beſitze dieſes 
Lofes befindet und den hiefür entfallenden Betrag feldft bezahlte, fo 
ift au das von ihm angejprodhene Eigenthumsrecht bezüglich dieſes 
Lofes und des hierauf gefallenen Gewinnſtes vollfommen begründet, 
weßhalb auch dem Klagebegehren mit dem angefochtenen obergerichtlichen 
Urtheile ganz gefetlih Statt gegeben wurde, zumal der in der Revi⸗ 
ſions-⸗Beſchwerde behauptete Beſtand eines Vollmachtsvertrags ebenfo 
wenig als ein Kauf auf Borg in dem vorliegenden Falle angenommen 
werben kann, indem in ber brieflichen Aufforderung, wonach ber Ge» 
Hagte leviglih um die Zurüdhaltung eines Loſes durch eine Woche 
bat, für das Zuftandelommen der oberwähnten Verträge durchaus fein 
gejetliher Anhaltspunkt gefunden werden kann. Der Umftand endlich, 
daß der Kläger in der Anhoffung des Ankaufes des Loſes von 
Seite des Gellagten dem Kunftvereine angezeigt hat, daß der Geklagte 
das 208 gelöft habe, Tann für ven Geklagten einen Eigenthumsanſpruch 
auf diefes Los nicht begründen, weil, wie dies in ben obergerichtlicdhen 
Entfheidungsgrünvden ganz richtig angeführt wird, nicht die Ausweiſe 
des Agenten über vie Losabnehmer das Recht gewähren, am Spiele 
Theil zu nehmen, fondern nur die wirklichen und rechtmäßigen Befiger 
der Loſe dieſes Necht erwerben.“ 
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Verhältniß der weltlichen Gerichte zu den geiftlichen Ehe- 
gerichten. 


Eutſch. dv. 20. März 1860, Nr. 3162 (Beftätinung ded dad Decret des 
. 6. Wien v. 2. December 1859, Nr. 60397, aufbebenden Decreteö 
des 9.8.6. Wien v. 10. Jänner 1860, Nr. 150). 6.9. 1860, ©. 156. 
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Bertragsihließung: Erklärung der Annahme an einen Agen- 
ten des DOfferenten. 
Entid. v. 21. März 1860, Nr. 3144 (Beitätigung des Urtheils des $ G. 
Benedig v. 18. October 1859, Nr. 18484, Nbanderung deö Urtheils des 
O. L. G. Venedig v. 22. December 1859, Nr. 22108): Giorn. di Giurispr. 
prat. 1860, ©. 53 ff. 
A und B waren mit einander in Kaufunterhandlung über Wein, 
für welchen B 48 8. verlangte, A aber weniger bot; enblid gingen 
fie mit der Verabredung auseinander, daß A, wenn er fich zu diefem 
Preis entjchließe, hievon den B am nächſten Morgen (8. Yebruar 1859) 
im Caff& delle nazione um 10 Uhr benachrichtigen werde, B befand jich 
zwar am nächſten Morgen eine Biertelftunde vor 10 Uhr in dem 
Caffeehauſe, allein die Senfale, welde ver A mit Benachrichtigung von 
feiner Annahme betraut hatte, fanden ihn weder dort, noch zu Haufe und 
machten die Mittheilung dem Z, deſſen ſich B als Agenten zu bebie- 
nen pflegte, ohne daß derſelbe bei dieſem angeftellt iſt, und einer der⸗ 
jelben fertigte einen Schlußzettel aus, welder auf 9 Uhr datirt if. 
Auf Grund diefes Schlußzetteld klagt A auf Erfüllung des Ver- 
trages, wird aber mit feinem Begehren in erfter und drifter In 
ſtanz zurüdgewiejen, nur die zweite entfcheidet zu feinen Gunften. _ 
Gründe der zweiten Inftanz: „Die Parteien find einig 
darüber, daß der Vertrag zwilchen ihnen wirklich abgejchloffen wurde 
und daß nur die Ausführung desſelben von einer legten Erklärung 
des A bedingt war, welde den B vor 10 Uhr Morgens am 8. Fe⸗ 
druar 1859 mitgetheilt werben follte. Für die Frage, ob diefe Bedin⸗ 
gung erfüllt wurde; kommt nun in Betracht, daß A die Annahme 
wirklich erklärt hat, und daß viefelbe dem Z, Agenten des A, vor 
10 Uhr notificirt wurde. Dabei verdient aud der Schlußzettel Berück⸗ 
fihtigung, welcher mit dem Gefammtergebniß der Beweitführung nicht 
in Widerſpruch ſteht.“ 
Gründe der dritten Inſtanz: „Was immer im Schluß«- 
zettel ftehen mag, Thatſache ift, daß die Parteien am 7. Febrnar über 
deu Kauf des Weines unterhandelten, und daß Kläger fich die defini⸗ 
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tive Erflärung für den nächſten Tag vorbehielt. Nun ift zwar gewiß, , 
daß er die Annahme rechtzeitig erklärte und die Senfalen rechtzeitig 
beauftragte, dieſe Erflürung dem A zu übermitteln; allein Kläger 
felbft gibt zu, daß bis 10 Uhr Bellagter perfünlich nicht benachrichtigt 
war, während biejer doch weder die Senfalen, nod feinen gelegentli- 
hen Agenten Z ermächtigt hatte, eine ſolche Erklärung für ihn ent 
gegenzunehmen." 


Nr. 1109. 


Einwilligung des Gebenten in die Löſchung der Hypothek 
. nach erfolgter, aber noch nicht intabulirter Ceſſion. 


Eutid. v. 28. März 1860, Nr. 2471 (Abänderung der gleihhförmigen 

Heipeile der Prätur Pordenone v. 29. Juli 1859, Nr. 5465, und bed 

O. 8. G. Venedig v. 22. November 1859, Nr. 17691). 8.3. 1861, Nr.109. 

Eco d. Trib. 1861, ©. 133 ff. Giorn. di Giurispr. prat. 1861, ©. 91fl. 
Tribine 1861, Nr. 139. 

Mit der Urkunde vom 7. Mai 1844 erklärte fih S als 
Schuldner des M bezüglich der Summe von 1400 L. a., verpflichtete 
fih, diefe Schuld nad) Ablauf eines Jahres mit 5% Intereſſen zu 
begleichen und beftellte ifm an einigen feiner Orunpftüde eine Hypo» 
thek, deren Eintragung am 11. September 1844 erfolgte. Am 
11. Juni 1845 cebirte M diefe Forderung durd einen Bevollmädye 
figten dem A und ermädhtigte ihn zugleich, die Anmerkung hierüber bei 
ver für ihn beſtehenden Pfandrechtseinfchreibung zu erwirken, was 
jedoch erſt am 18. Mai 1854 gefhah. — Inzwiſchen war aber A 
in Concurs verfallen, und der Concursmaffe » Bertreter Hagte gegen 
den urſprünglichen Schuloner S auf Zahlung, erwirkte gegen ihn das 
Contumazurtheil vom 27. November 1853 und flellte fohin, da bie 
verpfänbeten Grundſtücke inzwiſchen auf B übergegangen waren, gegen 
diefen die Hypothekarklage an. B berief fi auf eine von M am 
14. Mai 1850, alfo nad der Ceſſion ver Forderung an A, aber 
vor ihrer Anmerkung im Hypothekbuche, ausgeftellte Erklärung, wos 
mit er den Empfang „des Reſtbetrages von 250 L. auf gebadıte 
Forderung“ beftätigt und feine Einwilligung zur gänzlichen Löſchung 
des Pfanprechtes ertheilt — eine Erklärung, welde übrigens nicht 
benütt worben ift. 

Die beiden unteren Inſtanzen wiejen das Begehren des Klä- 
gers zurüd, während ber oberfte Gerichtshof im Wege der außerordent⸗ 
lihen Reviſion vemfelben Statt gab. 

Gründe der erften Inftanz: „Das wider S gefällte Con⸗ 
tumacialerfenntniß bat fi nicht auch über den Fortbeftann des Pfand- 
rechtes ausgefprodhen; es kömmt daher zu erwägen, ob nit in Folge 
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der angezogenen Erklärung die darauf bezügliche Klage für erloſchen 
zu betrachten fei. Angenommen nun, M jet am 14. Mai 1850 noch 
Eiguer der fraglichen Yorderung gewefen, fo ift fein Zweifel, daß er 
mit der am 14. Mai 1850 gegebenen Einwilligung zur Löſchung des 
zur Sicherftellung dieſer Forderung beftehenden Pfandrechtes rechts: 
giltig darauf verzichtet habe und dasſelbe nicht mehr geltend machen 
durfte, wenn auch die Löſchung der bezüglichen Einfchreibung unter- 
blieb. Die Beftimmung des 8. 469 a. b. ©. 3B., welche erflärt, daß 
zue Aufhebung einer Hypothek die Tilgung der Schuld nicht hinreiche, 
fondern wirkliche Löſchung der Pfanvrechts-Auszeichnung erforderlich 
fei, könnte, wenn. fie auch in diefen Provinzen im Allgemeinen ans 
wendbar wäre, in dem vorliegenden alle keinesfalls Platz greifen, 
weil es fih nicht um die Aufhebung der Hypothek durch Tilgung ber 
Schuld, die vielmehr geſetzlich fortbefteht, jondern um die Wirkung eines 
Berzichtes Handelt, wobei der. 8. 467 a. b. ©. B. in Betracht fommt, 
ber das Pfandrecht ohne weiters für erlofchen erklärt. Zugegeben num, 
daß in Folge der Erklärung vom 14. Mai 1850 das fraglihe Pfand⸗ 
recht feine Wirkung mehr haben könnte, wenn M zu jener Zeit no 
Gläubiger geweſen wäre, fo folgt daraus, daß ein Anderes auch fei- 
nem Cefjionar C gegenüber nicht gefagt werben kann, da die Ceſſion, 
obſchon fie früher erfolgte, dem perjönlich verpflichteten Schulpner 8 
und dem nunmehr gellagten dritten Befiger der verpfändeten Grund⸗ 
ſtücke gegenüber rechtliche Geltung erft mit dem Tage der gefchehenen 
Denunciation erhielt. Für letztere beftand die fragliche Ceflion vor dem 
genannten Tage noch gar nicht, und fie konnten dem urfprünglichen 
Gläubiger Zahlung leiften und fih mit ihm anderweitig vergleichen 
(8. 1395 a. 6. ©. B.). Endlich hat der Kläger nicht dargethan, daß 
die Anmerkung der Ceſſion vor dem 14. Mai 1850 erfolgte. Dies 
und der Umftand, daß in ven mannigfachen, vor jener Zeit errichteten 
und in biefem Rechtsſtreite allegirten Urkunden von jener Anfchreibung 
feine Erwähnung geinacht wird, fowie, daß die Anmerkung zur Pfand- 
rechts⸗Einſchreibung erft fpäter erfolgte und die Ceſſion nicht von 
dem Gläubiger ausging, fondern durch einen, hierzu zwar ermächtig- 
ten, aber nicht fpeciell damit beauftragten Machthaber abgeſchloſſen 
wurde, machen es wahrſcheinlich, daß die erfolgte Geffion ſowohl dem 
Gläubiger als auch dem Schuldner unbelannt blieb.“ 

Gründe der dritten Inflanz: „In Erwägung, daß die von 
S dem M in dem Sculpfcheine vom 7. Mai 1844 an den daſelbſt 
befchriebenen Grunpftüden zur Sicherftellung der anerkannten Schuld⸗ 
forderung beftellte Hhupothef am 11. September 1844 eingetragen 
wurde und mittelft Vertrages vom 11. Yuni 1845 durch Anmerkung 
bei der Pfandrechtseintragung auf ten Ceffionar des M überging; 
fowie daß diefe Grundſtücke, über deren Identität kein Zweifel ob- 
waltet, mit dieſer Belaſtung in das Eigenthum und den Befi des 
Geklagten durch Vertrag vom 12. Februar 1850 gelangten, ohne daß 


— 716 — 


Dritten gegenüber die Erklärung vom 14. Mai 1850 etwas nützen 
oder ſchaden konnte; in Anbetracht, daß dieſe Hypothek niemal® durch 
wirklihe Tilgung der Schuld, für welde fie beftellt war, aufge- 
hoben wurde, zumal jeder Gedanke einer Zahlung durch das wider 
S auf DBerlaugen des Rechtsfolgers des M gefällte Urtheil vom 
27. November 1853 ausgejchloffen wird; in Erwägung, daß, wenn 
man aud der Urkunde vom 14. Mai 1850, ungeachtet ihrer Mängel 
in dem hauptfädlichften und weſentlichſten Theile, wenigftens für den 
unbedenklichen Theil Glauben beimeflen wollte, darin doch kein Act 
der Aufhebung des dinglichen Rechtes felbft, ſondern nur ein Beleg 
für bie erflärte Einwilligung zur Löfchung der Einfchreibung, an deren 
Fortdauer fein weiteres Interefle mehr vorhanden fein fol, daher nur 
ein Verzicht auf jedes, aus der Einfchreibung felbft hervorgehende Hecht, 
d. i., da die Einfchreibung eine äußerlihe Form, ein Act der Publi- 
<ität, eine formelle Bedingung des Vorrechtes in der Weihe der bie 
Grundſtücke belaftenden Hypotheken, nicht aber das Recht felbft ober 
das Subftanzielle der Hypothek ift, ein Verzicht auf die bloße Art 
der Ausübung, nicht aber auf den Rechtsgrund der Hypothekarklage 
gefehen werden kann; in Anbetracht, daß, da der Sinn der anbezogenen 
Urkunde zweifelhaft ift, der ftrictefte angenommen werden muß, indem 
man die Tragweite der Verzichtleiftung auf die Sicherftellung einer 
noch unbezahlten Schuld auf den Verluſt des Ranges unter den Gläu- 
bigern, nicht aber auch auf den Berluft des aus einem noch aufrecht- 
beftehenvden, weil Hinfichtli des Zahlungsverſprechens noch nicht er- 
fülten Bertrage abgeleiteten Pfanprechts bezieht; in Erwägung, daß 
unzweifelhaft diefe Berzichtleiftung unwirffam und in den Händen bes 
Käufers und Verkäufers der verpfändeten Grundftüde verborgen blieb, 
da die Pfanprechts- Auszeihnung nicht gelöſcht wurde; in Berückſichti⸗ 
gung, daß, obgleih S in Ermanglung einer Nachricht Über die er- 
folgte Ceffion der Forderung an A die 1400 L. a. redhtögiltig an 
den eriten Gläubiger zahlen konnte und felbſt M gefetlich vie Fähig⸗ 
Teit hatte, die Befreiung der Grundftüde zum Nachtheile feines dem 
Schuldner unbelannten Cefjionars herbeizuführen, eine ſolche Entla- 
ftung doch nicht durch die Erklärung vom 14. Mai 1850, fondern 
nur durch die Löſchung der Pfandrechtseintragung ftattfinden konnte, 
und daher S, indem er fi, mehr oder weniger überlegt, enthielt, wor 
der Beräußerung der Grundſtücke dieſe Löſchung zu erwirken, auf den 
aunmehrigen Geklagten nur das durch eine zur Sicherftellung einer 
noch nicht getilgten und an ben Kläger cebirten Yorberung beitellte, 
noch in Kraft beſtehende und aus den dffentlihen Regiſtern erficht- 
lihe Hypothek bejchräufte Eigentum übertrug; in Anbetracht, daß 
durch Nichtanerlennung des Pfandrechtes unter jo bewandten Berhält- 
niffen das Syſtem des Realcredites in feiner Grundlage erfchüttert, 
die bloße Möglichkeit der Tilgung des Pfandrechtes dem wirklichen 
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Eintritt derfelben gleichgeftellt und fo jeder im Vertrauen auf die öffent- 
lihen Bücher Contrahirende unvermeidlichen Berluften ausgejegt würde." 


Nr. 1110. 


Zeitpunkt der Vollendung des Pfändungsactes. 


Entſch. 0.28. März 1860, Ne. —— ber Tas, a bes. Des 
crete des 8. ©. Briin dv. 4. November 1 ®. 
| Brünn v. 11. Jänner 1860, Nr. 889 3. 1861, Wr. 30. 

Die beiden unteren Inſtanzen Gatten eine am age dor der 
am 22. September 1858 erfolgten Eröffnung des Concurſes vorge- 
nommene Pfändung deßhalb für ungiltig erklärt, weil ſich heransftellte, 
daß fich der zur Vornahme dieſes Erecutionsactes beauftragte Amtsdiener 
wohl am 21. September 1858 in die Wohnung des Exgcuten begeben, 
hier die ihm aufgetragene pfandweiſe Befchreibung in der Art vor» 
genommen hat, daß er ſelbe nicht unmittelbar in das Pfänpungs- 
Protokoll, fondern als Concept notizenartig niebergefchrieben, fih aus 
diefem Haufe entfernt, und zwar am felben Tage in feiner eigenen 
Wohnung des Pfändungsprotofoll theilmeife in's Reine gefchrieben 
(ohne basjelbe abzufchliegen und zu unterfertigen) und erft am nächſten 
Tage, d. i. am 22. September 1858, das Protofoll weiter zu Ende 
geihrieben und unterfertigt hat, und daß diefe Unterfertigung von Seite 
ver anderen intervenivenden Perfonen erft in den nächſten Tagen nad) 
dem 21. September 1858 ftattgefunven hat. 

Dem aufßerorventlihen Nevifionsrecurfe hat der oberfte Gerichts⸗ 
hof Statt zu geben befunden, „Denn — fo lauten die Beweggründe — 

„der aufgenommene Erecutionsact wurde zwar von dem Qurator ber 
mittlerweile in Concurs gerathenen Berlafjfenfhaftsmaffe aus dem 
Grunde beftritten, daß das fragliche Pfändungsprotofoll niht am 21. 
September, fonbern erft am 22. September 1858 niebergejhrieben und 
unterfchrieben wurde; doch kann daraus die Nullität und die Rechts⸗ 
unwirkſamkeit dieſes Erecutionsactes um fo weniger angefproden 
werden, als die Pfändung ganz richtig am 21. September 1858 vorr 
genommen und das Executionsprotokoll mit dieſem Datum bezeichnet 
wurde, und im dieſer Hinſicht ein geſetzwidriger Vorgang des Pfän- 
dungs⸗Commiſſärs ſich daraus nicht entnehmen läßt, daß dieſes Exre⸗ 
cutionsprotofoll erſt am andern Tage, d. i. am 22. September 1858, 
ausgefertigt wurde, weil nach 8F. 342 a. ©. O. der zur Erecutionsanf- 
nahme Abgeordnete Die gepfändeten Güter genau bejchreiben muß, und 
dadurch fchon der Erecutionsführer auf folde das Pfandrecht erlangt. 
Es ift alſo aufliegend, daß ſchon dadurch Die gerichtliche Beſchrei⸗ 
bung und Bezeihnung der in Pfand gezogenen Güter das Pfand- 
recht als conflituirt um fo mehr nad diefer gefetlichen Beſtimmung 
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anzunehmen iſt, als ſchon damit geſetzlich im Sinne des 8. 451 
a. b. G. B. die Erwerbung des Pfandrechtes begründet wird. Nach 
dieſem angenommenen geſetzlichen Grundſatze kann alſo die ſpäter 
erfolgte Ausfertigung des Executionsprotokolls dieſes bereits erwor⸗ 
bene Pfandrecht um ſo weniger beirren, als dasjenige, was ſchon 
wirklich ausgeführt wurde und in materieller Hinſicht rechtswirkſam 
beſteht, durch die ſpäter erfolgte Formaliſirung nicht ungiltig und rechts⸗ 
unwirkſam gemacht werden kann. Da alſo erhobenerweiſe die Pfän⸗ 
dung am 21. September 1858, alſo vor dem Tage der Coucurs⸗ 
eröffnung, vorgenommen wurbe, fo mußte diefe auh um fo mehr auf- 
recht erhalten werben, als, wie ſchon erwähnt wurbe, das ſchon er- 
langte materielle Recht durch die unterlaffene gleichzeitige Formaliſirung 
desſelben mittelft Protokolls nicht für ungiltig und rechtsunwirkſam 
angefehen werden kann; daher, da bie fpäter erfolgte Anfertigung des 
Protofols über vie ſchon ausgeführte Pfändung keinen gefeglichen 
Ungiltigkeitsgrund darbietet, um zur Ausführung des gerichtSorpnungs- 
mäßig durchgeführten Erecutiondactes fchreiten zu können, dem Geſuche 
des Curators um Ungiltigkeitserflärung keine Folge gegeben, und in 
dieſem Sinne die unterrichterlihen Erläffe abgeändert werben.“ 


Nr. 1111. 


Gemeinrechtliche Klage auf Grund eines unförmlichen Wechjels. 


Entid. v. 4. April 1860, Nr. 3486 (eektätigung des das Urtheil des 
K. G. Wiener Neuſtadt v. 20. Juli 1859, Nr. 2565, abändernden Urtheils 
des O. L. G. Wien v. 22. November1859, Nr. 10670). G. 3. 1860, Nr. 99. 

Die Eheleute B hatten in Folge des mit A über eine Kauf- 
preißforderung des leßteren getroffenen Uebereinkommens einen Wechfel 
über 4000 fl. acceptiren follen; indeß fegte Maria B nur ihr Hand⸗ 
zeihen auf den Wechfel und ließ ihren Namen von ihrem Gatten 
jchreiben. Als fpäter über das Vermögen der Eheleute B der Concurs 
ausbrach, meldete A feine Forderung, die inzwifchen auf Grund bed 
Wechſels pränotirt worden war, bei der Concursmaſſe an, ward aber 
mit feinem Begehren um Liquiderflärung der Forderung und Yuftifi- 
cirung der Pränotation, fo weit es die Maria B betraf, in erfter 
Linie abgewiejen, „weil diefer gegenüber der Rechtsgrund der Forderung 
nad) der Klage ald in dem Accepte derfelben gelegen bezeichnet wird; 
alfo dargethan werden muß, daß ein wirkliches, nach dem Wechfel- 
geleße giltige8 Accept ver Maria B vorliege, was nicht der Fall ift. 
Hätte Kläger, wie er in der Replik gethan, als Rechtsgrund feiner 
Vorberung das Berfprehen der Maria B, ihm für einen ſchuldigen 
Kauffchilling den Betrag von 4000 fl. zu bezahlen, ſchon in bie Klage 
aufgenommen, fo würde es bei dem Zugeſtändniſſe des Gegentheils, 
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daß die zum Beweiſe dieſes Verſprechens beigebradhte Urkunde von 
Maria B mit ihrem Handzeihen gefertigt wurde, völlig gleichgiltig 
fein, ob dies Handzeichen auch im irgend einer Art beglaubigt fei oder 
nicht. Der Richter ift aber nur den in der Klage aufgeführten Rechts⸗ 
grund zu berüdjichtigen und feiner Beurtheilung zu unterziehen ver- 
pflihtet ($ 21 ver ©. D.), er hat daher, wie er bei Darlehens- 
oder Kauffchillingsforderungen zu prüfen hat, ob bie behauptete Ver- 
pflihtung aus einem Darlehens- oder Kaufvertrage befteht, Hier, wo 
bie Forderung aus einem Wechfelvertrage abgeleitet und liquibirt 
werben will, lediglich zu prüfen, ob dem Kläger eine Wechfelforderung 
uſtehe.“ 

Die beiden höheren Inſtanzen entſchieden zu Gunſten des Klä⸗ 
gers, und zwar der oberſte Gerichtshof: „In Erwägung, daß es 
ſich nicht darum handelt, ob das Accept der Maria B Wechſellkraft 
habe, weil eine wechſelmäßige Verpflichtung gegen dieſelbe nicht geltend 
gemacht wird; in der Erwägung, daß von dem geklagten Concurs- 
mafje-Bertreter jedoch zugeflanden worden ift, daß Maria B dem Klage 
wechſel ihr Handzeichen beigejeßt habe; in der Erwägung, daß die 
Beftimmung des $. 114 a. ©. D. über die äußere Form von Schuld⸗ 
verfchreibungen und bie Beftimmung des $. 116 a. G. O. über bie 
bei Privaturkunden, deren Auöfteller nicht unterfchreiben kann, zu be- 
obachtenden Förmlichkeiten nur ben Zweck haben, verlei Urkunden vor 
dem Widerſpruche der Echtheit zu fihern und im Yale des erfolgten 
Widerfprudes dem richterlihen Ausfprudhe über die Beweiskraft 
der Urkunden zur Norm dienen, daß aber der Mangel ber diesfalls 
vorgefehriebenen äußeren Förmlichkeiten von dem Ausfteller der Ur- 
funde dem aus derſelben wider ihn geftellten Anſpruche dann nicht 
entgegengefeßt werben kann, wenn berjelbe bie obgleich unförmlich aus⸗ 
geftellte Urkunde dennoch als echt und von ihm herrührend felbit an- 
erkennt, und in der Erwägung, daß, indem Maria B, wie durch das 
Zugeſtändniß des Concursmaſſe-Vertreters über die Echtheit ihres 
Handzeihens erwiefen ift, den von ihrem Gatten acceptirten Klage⸗ 
wechſel gleichfalls als Acceptantin mitgefertigt bat, eben hierdurch 
auch ihrerfeit8 das Berfprehen der Zahlung der Wechſelſumme ge- 
macht hat, und daß, wenn auch die durch dieſes Verſprechen begrün- 
dete Berbinblichleit wegen des Mangels der nad dem Wechfelgefege 
vorgefchriebenen Yörmlichkeit des Acceptes gegen fie nicht nach Wechſel⸗ 
recht geltend zu machen ift, doc die gemeinrechtliche Wirkung des 
gemachten Zahlungsverſprechens nicht ausgefchloffen fein kann.“ 
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Nr. 1112. 


Erlangung des executiven Pfandrechtes zwiſchen der Feil⸗ 
bietung des Grundſtückes und der Meiſtbotvertheilung. 


Eutſch. v. 11. April 1860, 7 3366 ME. 2108, da der Zegete bes 8. G. 
Karolinenthal_v. 9. Sebrnar 1859, G. Prag. 
v. 13. September 1859, Nr. 16170). © ee, Nr. “18 

Nachdem A für 1000 fl. anf —8 ſeines Schuldners 
die Pränotation erwirkt und durch richterliches Erkenntniß gerechtfertigt 
hatte, übergingen die Grundſtücke auf einen andern Beſitzer und wurden 
in Execution gezogen und dem B al Meiſtbieter zugeſchlagen. Nun 
begehrte A auf Grund des erwähnten Rechtfertigungs-Erkenntniffes für: 
die Forderung von 1000 fl. die Eintragung des erecutiven Pfand- 
rechts auf jene Immobilien. — Beide Untergerichte bewilligten dieſes 
Geſuch und ver oberfte Gerichtshof verwarf den dagegen ergriffenen 
Recurs des Käufers B, worin berfelbe geltend machte, daß durch die 
executive Veräußerung und ven an ihn erfolgten Zufchlag der Grund⸗ 
ftüde die Execution zum Abfchluffe gelangt und eine weitere Execution 
auf biejelben nicht mehr zuläſſig fi. Gründe: „Nah remZabularftande- 
ift das im Grundbuche pränotirte Pfandrecht "des A für 1000 fl. noch 
nicht gelöfht und daher kein Grund vorhanden, die executive Eintra- 
gung zum Zwecke ber Umwandlung des bebingten Pfandrechts in ein 
unbebingte8 erecutives Pfandrecht zu verweigern, weil, wenn bei ber 
fünftigen Meiftbotsvertheilung diefe Forderung vermög der bucdmä ßi⸗ 
gen Rangordnung zur Zahlung aus dem Kaufſchillinge gelangt, das ere= 
cutive Pfandrecht auch gegen den licitatorifchen Käufer der Grundſtücke 
wirkſam wird, in dem entgegengefegten Falle aber die Forderung ohne⸗ 
bin im Grundbuche gelöfcht werden muß, mag fie num in demfelben blos 
pränotirt oder erecntiv eingetragen worden fein." 


Nr. 1113. 


Unftatthaftigleit der Bränotation ver Vollmacht eines Advocaten. 


Entf. v. 13. April 1860, Ru: a Sid, m Bertäfigun der eg des B. G. 
Graz v. 20. December 1859, R Fgze. 15. Fe⸗ 
braar 1860, Nr. 108078 FIN ẽ. 558, Ss 
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Nr. 1114. 


Execution gegen ven Beneficiarerben vor Ausmittlung und 
Einantwortung des reinen Nachlaffes. 


Entid. v. 13. April 1860, Nr. 3989 (eiätigung der Decrete des 8. ©. 
Wien v. 29. November 1859, Nr. 59516, und des O. L. G. Wien v. 

17. Jänner 1860, Nr 566). ©. 3. 1860, Nr. 14 
Das Inventar des M'ſchen Nachlaſſes weift einen Activftand von 
36000 fl., einen Paſſivſtand von 32000 fl. aus. A, welcher gegen 
M eine executionsfähige Forderung von 10000 fl. hat, führt gegen B, 
einen der acht Beneficiarerben, von welchem er bereits 300 fl. erhalten 
bat, Execution wegen des Schuldreſtes von 950 fl. B befchwert ſich 
dagegen, indem er den erwähnten PBaflivftand geltend macht, welder 
jevenfall8 ausgemittelt fein müfje, ehe er zur Zahlung verhalten werben 
könne. 

Das Obergericht hat dieſen Recurs abgewieſen, „weil das Execu⸗ 
tions⸗Geſuch mit den demſelben zu Grunde liegenden executionsfähigen 
Urkunden übereinſtimmt, die ziffermäßige Summe ſich aus dem Geſuche 
zweifellos ergibt, Execut, als Miterbe des M, für dieſelbe perſönlich ver- 
pflichtet iſt, auf ihn ein die Erecutiond-Summe überſteigendes Activ- 
Vermögen aus der Verlaſſenſchaſt des M gefallen iſt, und die inventirten 
Paſſiven den Erequenten um fo weniger berühren, als fie gegen ihn 
nicht erwiefen find.” B ergriff nun den außerorbentlihen Reviſions⸗ 
Recurs, worin nebfl dem im Appellations-Recurfe Angebrachten noch 
beroorgehoben wurde, daß der bedingt erklärte Erbe nicht für feine Pers 
fon, fondern nur mit feinem Erbtheile hafte ($. 821 a. 5. ©. B.), daß 
nicht ihm die Unzulänglichleit des Erbtheiles, als eine Negation, fondern 
dem Erecutionsführer die Behauptung, daß felber hinreiche, zu beweifen 
obliege, und er allenfall® auf Ablegung des Manifeſtations⸗-Eides drin⸗ 
gen könne. 

Der oberfte Gerichtshof bat dieſem Recurſe keine Folge gegeben, 
„weil über die Einwendung des Executen, daß feine Erbportion zur Be- 
rihtigung des auf ihn fallenden Theiles der klägeriſchen Forderung nicht 
binreiche, nicht im Wege des Recurſes, fondern nur in jenem der Klage 
um Aufhebung der Erecution entjchieden werden kann, zumal ein Beweis 
geſetzlich (88. 821 und 1298 a, 6. ©. 3.) dem Erecutionsführer nicht 
aufgebürdet werben kann, und bie Unzulinglichleit der Maſſe eigentlich 
von den Erben nachgewiefen werben follte,” 


Ölafer, Unger und Walther Entf. 11. 6 


— 
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Nr. 1115. 


Haftung der Vorbehaltserben: Vorgang bei Geltendmachung 
der Unzulänglichkeit des eingeantworteten Nachlaſſes zur 
Tilgung der Erbſchaftsſchulden. 
dis v. 13. April 1860, Nr. 300 I a ettätigung Der der Decrete des L. ©. 
Wien dv. 20. November 1859 7, um 8. G. Wien dv. 
17. Jänner 1860, fr. ve), 6.8, 1860, CE 

Die Erben nad) M waren verurtheilt, eine Schuld desfelben nach 
Zulänglichleit des ihnen eingeantworteten Nachlafjes zu bezahlen. Der 
Gläubiger erwirkte gegen fie die Pfändung; gegen diefen Beſcheid re- 
currirten die Erben, weil laut der Inventur nur ein unbeventender Be- 
trag aus dem Nachlaſſe zur Befriedigung der fraglihen Schuld übrig 
bleibe. Mit diefem Recurſe wurden fie jedoch von den beiden oberen 
Inftanzen zurückgewieſen, vom oberften Gerichtshof aus den bei der Ent- 
ſcheidung Nr. 1114 angeführten Gründen. 


Nr. 1116. 


Pränotirung der aus einem Pachtvertrag erwachjenden Rechte. 


Entf. v. 13. April 1860, Nr. 4087 (Beitätigung des das Decret deö 
8. G. Wiener-Nenftadt v. 9. November 1859, Nr. 3969, abändernden 
Decrets des O. L. G. Wien v. 3. tra 1860, Nr. 13129). ©. 3. 1860, 


Nr. 111%. 


Vorrecht von Tohnforderungen der Fabriks-Arbeiter bei einem 
Concurfe, Stellung des Dritten, welcher für Rechnung des 
Cridatars eine privilegirte Forderung tilgt. 


Eutſch. dv. 17. April 1860, Nr. 3987 (Betätigung des dad Urtheil des 
* a St. Pölten dv. 12. December 1859, Nr. 2686, abändernden Urtheild 
es O. L. G. Wien dv. 8. Februar 1860, Nr. 1068). G. 3. 1860, Nr. 136. 


Nr. 1118. 
Ceſſion an Zahlungsftatt oder zum Incaſſo? 


v. 17. April 1860, Nr. 4202 eo hätign ng des das Urtheil ded 
Wien dv. 24. November 1859, 4, abandernden Urtheils 
de D.8.6. Wien v. 15. Februar 1860, Nr. 943). ©. 3.1860, Nr. 133. 
Die A war ber Geſellſchaft B bedeutende Beträge ſchuldig, wegen 
welcher letztere Execution führte; die Concursmaſſe der A verlangt jegt 
bie Aufhebung der Erecutionsacte, indem fie ſich darauf berief, daß die 
A der Geſellſchaft nach dem Urtheile eine Yorderung von 8000 fl. an K 
„zur Begleihung aller Forderungen“ derart abtrat, daß die Geſellſchaft 
fie zur Tilgung ihrer Forderung verwenden könne, wobei fie für die 
Richtigkeit und Einbringlichkeit der Forderung haften zu wollen erklärte. 
Die erfte Inſtanz hob die Erecutionsacte auf; „denn“, heißt e8 
in den Entſcheidungsgründen, „die A hatte ihre Forderung pr. 8000 fl. 
der Geſellſchaft B zur Begleihung der Wechjelforberungen , welche 
legtere an fie zu ftellen Hatte, ind Eigenthum abgetreten. Es er- 
folgte daher eine Zahlung im Sinne des $. 1414 des a. b. ©. B., da 
die Cedentin auch für bie Nichtigkeit und inbringlichleit der cedirten 
Forderung haften zu wollen erklärte, was keinen Sinn hätte, wenn dieſe 
Ceſſion nur eine Vollmacht an die genannte Geſellſchaft zur Eincaſſirung 
dieſer Forderung und Saldirung der von der A ſchuldigen Wechſel hätte 
ſein ſollen.“ 

Die zweite und dritte daan erhielten die von der Geſell⸗ 
ſchaft erworbenen Pfandrechte aufrecht. Sie faßten nämlich die Ceſſion 
in zweifacher Richtung auf; erſtens gegenüber dem Schuldner (Ceſſus) 
und zweitens gegenüber der Geſellſchaft als Ceſſionärin. 

ad 1. Dem Schuldner gegenüber übertrug die A das ihr zu— 
ftehende Forderungsrecht an die Gefellihaft, jo daß Erfterer hiedurch 
verpflichtet wurde, feine Schuld nad) ver erfolgten Verftändigung nur 
an die Gefellichaft zu Ieiften, da er nur diefe ald Eigenthümer der Yor- 
derung anzujehen hatte. 

ad 2. Zwiſchen ver A, als Ceventin, und der Geſellſchaft hin- 
gegen wurde das Rechtsverhaͤitniß derart geregelt, daß dieſe den Be⸗ 
trag pr. 8000 fl. einheben und zur Zilgung ihrer Forderung an 
A verwenden follte. Es wurde daher die Eefjion nicht als eine Zah- 
Iungsart und al8 eine gänzliche Tilgung der Yorberungen ber Gefell- 
ihaft an A angefehen, da fonft von feiner Haftung berfelben für bie 
Richtigkeit und Einbringlichkeit der Yorberung an K die Rebe hätte fein 
fönnen. Es ift vielmehr zwifchen der A und der Gefellfehaft eine Ver— 
rechnung über den Betrag der Schuld der Erfteren und deffen, was von 
der Forderung an K eingebracht wird, vorbehalten worden, was Mar 
zeigt, daß die Ceſſion nur zur Befeftigung der ſchon beftehenden und mit 
allen erworbenen Rechten aufrecht bleibenden Forderungsanſprüche der 
Geſellſchaft zu dienen hatte. 

6* 
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Nr. 1119. 


Berhältniß der weltlichen Gerichte zu den geiftlichen Ehe- 
gerichten. 

ui. 8 v. 18. April 1860, Nr. 2856 ge 3 ded das Urtheil des 

Ei gerichi⸗ Stu (weißenbnrg v. 5. Auguſt 2, 


den Decreid des O. L. G. Be Ist. December 185g, Ir. 11 380) 


Nr. 1120. 


Einantwortung der im executiven Feilbietungsweg erftan- 
denen Realität an den Käufer. — Anzeigung des ergriffenen 
Recurſes bei dem unteren Richter. 


—5 — v. 18. April 1860, Nr. 3243 (Beſtütigung des Decrets des O. L. ©. 
Wien v. 3. Janner 1860, Nr. 13165). Zeitfhr. f. d. Notar. 1860, Nr. 24. 
Der nad) vorausgegangener Verhandlung über die Vertheilung 
des im erecutiven Feilbietungswege gelöften Kaufichillingd ergangene 
Theilungs- und Erfolglaffungsbefcheid war dem Erecutionsführer A 
am 23. November 1859 zugeftellt worden. Nach Ablauf der 14tägi- 
gen Necursfrift wurden am 15. December 1859 den Hypothekar⸗ 
gläubigern die entfprechenden Antheile vom deponirten Kaufjchilling 
erfolgt. A. hatte aber mittlerweile (7. December) gegen jenen Bes 
fheid bei dem höhern Nichter ven Recurs eingebracht, jedoch ohne 
den untern Richter hievon verftändigt zu haben. Die Erlebigung des 
Recurſes langte von ber zweiten Inſtanz nad) Ablauf der 14tägigen 
Necursfrift und einen Tag nad) Erfolglafjung des Depofitums herab. 
A begehrte nun in einem neuerlihen Recurſe, daß jener erfte Be- 
Schein aufgehoben, und daß bis zur Berichtigung der angeblich nod 
nicht bezahlten Erecutionskoften und Zinfen vom eingellagten Cap ital 
mit der Ausfertigung der Cinantwortungsurfunde an den Erfteher 
innegehalten werde. Beide Inſtanzen wiefen dieſen Recurs zurüd, 
1. Weil mit der Erfolglaffung vorzugehen fei, da von dem gegen 
den Erfolglaffungsbefcheid ergriffenen Recurs binnen der gejeglihen 
Yrift von 14 Tagen eine Anzeige bei dem erſten Richter nicht erfolgt 
war; 2. weil durch die Yeilbietung für die Hhupothefargläubiger nur 
Rechte auf den Kaufſchilling entftehen, welcher venfelden als Yond 
zur Befriedigung ihrer Forderungen nad der bücherlihen Ran gord⸗ 
nung dient, fo, daß der erlegte Kauffchilling an die Stelle der von 
biefem Augenblid an erlöfchenden Hhpothel tritt, und dem Käufer 
daher die Einantwortungsurktunde auszufertigen ift. 
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Nr. 1121. 
Beſonders dringende Gefahr als Erforderniß des Verbotes. 


Entid. v. 24. April 1860, Nr. 3805 (Betätigung des Decrets des Stuhl⸗ 
rihteramtes Giralt v. 26. Jänner 1860. er: ded Derzetd des 
DR. G. Eperies v. 5. März 1860), © 1860, Sr 85. 

Die Gründe der oberftrichterlichen —— womit ein in 
erſter Inſtanz bewilligtes, in zweiter verweigertes Verbot bewilligt 
wurde, lauten: „Durch bie in dem Geſuche des A angeführten Um⸗ 
ftäande, daß nämlih wider B in Folge des zwifchen ihm und dem 
Berbotöwerber beftehenden Pachtverhältniſſes ein Rechtsſtreit im Zuge 
ift, daß er das vom BerbotSwerber übernommene Bieh zum größten 
Theile bereit8 verkauft hat, daß das von ihm gepachtete Gut dem 
Grafen X verkauft und ber Pacht von biefem gekündigt worden ift, 
daß. er die im Pachtvertrage bebungenen Cerealien und Stroh an 
den Berbotswerber nicht ausgefolgt hat, daß er endlich Fein ander- 
weitiges Vermögen beſitzt, hat Verbotswerber die Gefahr, die er ſonſt 
mit ſeiner Forderung laufen würde, genügend beſcheinigt; auch hat B 
in ſeinem gegen den erſtrichterlichen Beſcheid eingebrachten Recurſe die 
oben erwähnten Umſtände nicht in Abrede geſtellt, und ſich von der 
Laſt des angeſuchten Verbotes blos aus Formalgründen loszumachen 
geſucht. Das angeſuchte Verbot war daher in Berückſichtigung der 
obigen Umſtände nach 8. 407 und 408 C. P. O. umſomehr zu be- 
willigen, als Verbotswerber mit dem Werthe des Pachtgutes für. die 
dem Pächter aus dieſem Verbote allenfalls gebührende Genugthuung 
hinlängliche Sicherheit geboten bat.“ 


Nr. 1122. 


Pränotationsfähigfeit des notariell beglaubigten Handelshuch⸗ 

anszuges. Rangorbnung im Falle einer von beiden unteren 

Inftanzen verfagten und erft vom oberften Gerichtshof be- 
willigten bücherlichen Eintragung. 

Eutſch. v. 24. April 1860, Nr. 4277 (Abänderung der a LEN: 


ecrete des L. Prag d. 17. December 1859, 
B S.L. G. Prag d. 7. So enar 1860, Nr. 2063). 6. 3 1860, ©. 234 fi. 
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Nr. 1123. 


Erwerbung des Pfandrechtes an einer dem Schuldner gegen 
eine öffentlihe Cafje zuftehenden Forderung. 


d. dv. 24. April 1860, Nr. 54 q, Feſtargea des das Urtheil des 

* G. Venedig v. 8. November 1 9, abändernden Urtheils 

des O. L. G. Venedig v. 14. —S — Nr 2547). Giorn. di Giurispr. 
prat. 1860, ©. 95 ff. 

M war Rottocollecteur und hatte als foldher bei der Lottobirec- 
tion eine Kaution erlegt, weldhe in einer Empfangsbeftätigung ber 
Amortifationscaffe über 2000 Lire deftand. Am 20. September 1844 
erwirkte B gegen bie Berlaffenfhaft de8 M vie Pfändung der Mo» 
bilien und der erwähnten Forderung. Der Pfändungsbeſcheid, welder 
der Rottodirection zugeftellt wurde, trug Überdies dem Gerichtsdiener 
auf, die flattgefundene Pfändung auf der Empfangsbeftätigung zu be= 
merken. Letzteres unterblieb, „weil ſich die Empfangsheftätigung nicht 
in den Händen ber Lottodirection, ſondern in denen britter Perfonen 
befinde“. 

Bei diefer ihm gemachten Mittheilung ließ es B bis zum 
21. Jänner 1858 bewenven, an welhem Tage er bie erecutive Ein⸗ 
antwortung ter auf der fraglichen Empfangsbeftätigung beruhenden 
Forderung begehrte; fie warb ihm am 18. Februar 1859 bewilligt. 
— Inzwiſchen belangte die A, Witwe de M, deſſen Exben auf 
Herauszahlung ihres Heirathsgutes; in dem hiedurch veranlaßten ge= 
rihtlihen Vergleich wurbe ihr jene Forderung an die Amortiſations⸗ 
caffe, deren Betrag inzwifchen von der Pottopirection zu Gericht er⸗ 
legt worden war, abgetreten. Auf Grund dieſes am 28. Septem- 
ber 1858 abgejchloffenen Bergleiches fuchte die A am 7. Febrnar 1859 
um die Erfolglaflung an, welche ihr jedoh mit Rückſicht auf die ent⸗ 
gegenflehenven Rechte des B abgejhlagen wurde, weßhalb fie gegen 
diefen eine Klage auf Zuerlennung ber bei Gericht erliegenden Summe 
anbrachte. 

Die erſte Inſtanz gab dem Klagebegehren ſtatt, „in Erwägung, 
daß das Pfandrecht an einer Forderung, und von einer ſolchen rührt 
die bei Gericht erlegte Summe her, nah $. 452 a. b. ©. B. nur 
durch bie Anbringung eines jolden Merkmals, wodurch bie erfolgte 
Berpfänbung britten Perfonen erkennbar wird, erworben werben fann; 
daß diefes Merkmal im vorliegenden Falle, nah dem Anfuchen des 
Bellagten felbft in ver Anmerkung des gerichtlihen Befcheides auf 
der Empfangsbeftätigung beftehen follte, die Anmerkung aber laut der 
Relation des Gerichtsdieners nicht flattfinden Tonnte; daß B, hievon 
benachrichtigt, ftatt feine Rechte auf andere Weife wahrzunehmen, ſich 
viele Jahre hindurch ruhig verhielt, bi8 er am 21. Jänner 1858 um 
die Einantwortung anfuchte, und daß bis zu der am 18. Februar 1859 
erfolgten Erledigung dieſes Gefuches die Ceſſion.... ohne Rüllſicht 
auf die Anfprüce des B rechtswirkſam erfolgen fonnte®. 
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Die zweite Inftanz wies das Klagebegehren zurüd und zwar 
aus folgenden Gründen: „Daraus, daß der Gerichtsdiener die An- 
merkung ber Pfändung auf der Empfangsbeftätigung .... nicht vor- 
nehmen fonnte, folgt noch nicht, daß die Pfändung ben Erecuten ge- 
genüber nicht Schon von jener Zeit an wirkfan gewejen; denn a) nad 
8. 450 ital. ©. O. (8. 421 weftgal. ©. O.) fteht e8 dem Gläu- 
biger frei, auf eine Forberung, die fein Schuloner an einen Privaten 
zu ftellen bat, vie Pfändung zu führen, ohne daß babei als noth- 
wendige Bedingung ver Giltigkeit des Actes vorgefchrieben ift, daß 
ber ©erichtöviener die Pfändung auf ter Urfunde anmerfe; b) nad 
8. 452 a. 6. ©. B. genügt aud die fymbolifhe Uebergabe zur Er- 
werbung des auf einen giltigen Titel beruhenden Pfandrechts; es 
genügt alfo, daß man ſich folher Zeichen beviene, woraus Jedermann 
die Verpfänbung leicht erfahren fann; c) im vorliegenden alle ift 
anzunehmen, daß zu dieſem Zwede genügte: die Zuftellung des Be 
ſcheides an die Schuloner, die Nachfrage des Gerichtsdieners bei 
legteren zum Zwecke der Anmerkung, endlich die vom Gericht an bie - 
Tottodirection, bei welcher da8 Document ſich befinden follte, und wie 
fih fpäter zeigte auch wirklich befand, erlafjene Benachrichtigung. 
Wichtiger noch ift, daß der Zwed des Geſetzes in der That erreicht 
wurbe, indem die Lottodirection, die ihr zugekommene Benadhrichtigung 
berüdfichtigend, weder das Document noch den bafür eingelöflen Be⸗ 
trag den Erben des M ausfolgte, vielmehr das Geld zu Gericht er- 
legte. Es war daher das Pfaudrecht des Beklagten von dem Angen- 
blick an giltig erworben und die Erecuten konnten daher über die ihm 
verpfänbete Forderung nicht mehr zu Gunſten der Klägerin ver- 
fügen...... Testere ift umfoweniger als redliche Ceffionärin anzu- 
ſehen, weil ihr als Vormünderin der Erben des M der Pfänbungs- 
befheid vom 20. September 1844 zugeftellt wurbe, weil der Gerichte- 
biener bei ihr nad) der Empfangsbeftätigung, auf welche ex die Pfän- 
dung anmerken follte, Nachfrage hielt; weil endlich auch das Geſuch 
um erecutive Einantwortung vom 21. Jänner 1858 ihr vor ber er- 
folgten Ceſſion bekannt geworben war." 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Entfcheitung ver zweiten 
Inſtanz unter Berufung auf deren Begründung, indem er weiter be⸗ 
merkte: „Der Pfändungsbefcheid ift der Lottodirection zugeftellt wor- 
den, welde nad $. 401 ital. G. O. (8. 412 weftg. ©. D.) verpflichtet 
war, die Pfändung vorzumerfen. Dieß allein genügte, um gegenüber 
den Erecuten wirkſam das vichterliche Pfandrecht an der gedachten 
Forderung zu erlangen, weil dadurd.... den Executen die Möglich 
feit einer freien Verfügung über die Forderung gänzlich entzogen und 
fomit dasfelbe erreicht war, was fonft durch die materielle Ergreifung 
und Uebergabe erreicht werden fol. Die Anmerkung ver Pfändung 
auf der Urkunde war im vorliegenden Falle nicht nothwendig, weil, 
da es ſich um eine öffentliche Caſſe handelt, Jedermann von der er- 
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folgten Vinculirung Kenntniß erhalten und kein Dritter durch bie 
unterlaffene Anmerkung zu Schaden kommen konnte. ebenfalls ift 
die Anmerkung auf der Urkunde nur zu Gunften des Gläubigers an- 
georbnet, um nämlich zu verhindern, daß ihn der Schuldner durch 
Uebertragung oder Verpfändung der Forderung an einen im guten 
Glauben befindlichen Dritten benachtheile. Die Klägerin aber ift.. 

jevenfall® in mala fide, da fie von allen Executionsacten Kenntnif 


hatte." 


Nr. 1124. 


Gerichtsſtand zur Einklagung und zur Rechtfertigung der 
Pränotation eines präjudicirten Wechjels. 

Entf. v. 24. April 1860, Nr. 4622 — der sleihförmi en 

Dertete des B.G. Buchen v. 25. Jänner 1 85,0 ne 2 .6. 

Brag d. 27, Februar 1860, Nr. 3730), 6 3. 108 

A erwirfte die Pränotation eines wegen —— — in 
Art. 43 der W. O. vorgeſchriebenen Proteſtes präjudicirten Wechſels 
auf einer Beſitzung des Acceptanten B, und brachte nun bei dem Be⸗ 
zirksgerichte eine Klage ein, in welcher er auf die Angabe des der 
Acceptation zu Grunde liegenden Nechtsgejchäftes die Zahlung und 
bie Gerechtfertigterflärung der Pränotation verlangte. Die beiden un- 
terem Inſtanzen wiejen die lage wegen Incompetenz zurüd, weil 
fie eine Wechjelfache betreffe. Die dritte verfügte die Annahme der 
Klage aus folgenden Gründen: 

„Erwägt man, daß in dem gegenwärtigen alle zwar bie For⸗ 
berung des Klägers auf dem Wechſel berube, daß jedoch der wechfel- 
rechtliche Anſpruch durch die Nichtprotefterhebung nad Art 43 W. O. 
verloren ging, und daß die Einleitung eines wechſelrechtlichen Ver- 
fahrens von dem Kläger nicht begehrt wurde, jo muß bie bei dem 
Dezivkögerichte überreichte Klage um jo mehr in die Verhandlung ge- 
nommen werben, als in dem gegenwärtigen Valle bie causa debendi 
nicht auf dem Wecjfelgefhäfte beruht, ſondern eine Exrpromiffion gel- 
tend gemacht wird und biefe mit dem fraglihen Wechjel dargethan 
werben will. Daber findet auf diefen Wall der S. 57 und 60 IN. 
feine Anwendung, vielmehr treten bei der zugleich begehrten Rechtfer⸗ 
tigung der Vormerkung die Beftimmungen des $. 56 9. N. ein. Es 
wird alſo dem auf die gerichtsordnungsmäßige Verbeſcheidung der Klage 
gerichteten Recurfe Statt gegeben.“ 
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Nr. 1125. 


Unzuläſſigkeit der pfandweifen Befchreibung der nad Aus⸗ 
bruch des Concurſes entſtandenen Früchte zu Gunſten des 
Verpächters. 


rg v. 24. April 1860, Nr. win a wligung der Decrete des K. G. 
v. 26. November 1859, N DR. <Kemedbar v. 
so Jänner 1860, Nr. 818). G. 3. — Nr 33. G. H. 1861, ©. 86 


Nr. 1126. | 
Erfüllung einer Amtspfliht — oder Berühmung ? 


Entih. v. 25. April 1860, Nr. 3738 (bänberung ber : sihförmiaen 

Urtheile des L. ©. Venedig v. 16. Anguſt 1 und des 

D. 2. G. Venedig v. 29. December 1859, Mr sen), Zribilne 1861, 
Rt. 154. Eco d. Trib. 1860, ©. 259 ff 

A kaufte mehrere LTandgüter im Benezianifihen, die in ben 
Stenerregiftern als freies Eigenthum des Verkäufers eingetragen 
waren. Einige Yahre nachher Tieß die Statthalterei als landesfürſt— 
liche Lehenſtube durch die Finanzbehörde in den Steuerregiſtern die 
Lehenbarkeit jener Güter anmerken, und- da A die Löſchung dieſer An- 
merkung auf officiöfem Wege nicht durchfegen konnte, forderte er mit 
Klage die Statthalterei auf, die Lehenseigenfhaft der Güter zu be- 
weifen. Die Klage wurde mit der Einwendung beantwortet, daß die 
Lehenftube die in der Natur des Lehenweſens und ben befleheuven 
Geſetzen gegründete Verpflichtung babe, die I. f. Lehen in Evidenz zu 
halten und demnad für die Erfihtlihmachung der Lehenseigenſchaft 
in den Öffentlichen Büchern Sorge zu tragen; wenn fie Daher nad) gewon⸗ 
nener Weberzeugung von ver Lehenbarkeit jener Güter des A die 
Feudaleigenfchaft derſelben anmerken ließ, fo liege darin die pflicht⸗ 
gemäße Amtshanblung einer I. f. Behörde und nicht eine Berühmung. 
— Beide Untergerihte haben die Aufforderungsflage im Sinne dieſer 
Beantwortung abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof hingegen trug der Bellagten bie Nad- 
weiſung der Lehenseigenſchaft auf unter Androhung der Auflage des 
ewigen Stillſchweigens. Gründe: „Die Statthalterei, welche als 
I. f. Lehenſtube, mithin als Partei und keineswegs als ftaatlihe Be⸗ 
hörde auftrat, war nicht berechtigt, bei den im Stenerregifter als Allod 
eingetragenen Gütern de8 A eigenmädtig nnd ohne die Grundlage 
eines richterlihen Erkenntniſſes die Anmerkung der Lehenbarfeit zu 
veranlaffen und dadurch den A in feinem Rechte der freien Verfügung 
zu beſchränken. Die gejchehene Eintragung kann zwar nicht als eine 
Beſitzanmaßung qualificirt werben, weil das Sieuerregiſter über Beſitz 
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und Eigenthum keinen Beweis macht und Inhabung, Beſitz und Ge⸗ 
nuß jener Güter durch den Eintrag nicht beſchränkt wurden, allein 
ſie iſt allerdings als eine Berühmung im Sinne der Gerichtsordnung 
aufzufaſſen, weil ſie in Folge Auftrags der Finanzbehörde in den Steuer⸗ 
regiſtern vorgenommen wurde, welche die Eigenſchaft öffentlicher Bücher 
haben, da Jedermann dieſelben einſehen und Abſchriften und Auszüge 
daraus ſich verſchaffen darf, und bei allen auf Immobilien bezüglichen 
Geſchäften fi denn auch jeverzeit verfchafft.“ 


Nr. 1127. 


Gerichtsſtand der Juſtificirungsklage. Zuftändigfeit der Ab⸗ 
bandlungsinftanz. 

Entid. v. 1. Mani 1860, Nr. 4843 (Beftätigung des Decrets der Brätur 

Bicenza v. 27. Jänner 1860, Nr. 1269, Abändernng des Decrets des 


O. L. G. Seted edig v. 6. Ma ir 1860 Nr. en: Eco d. Trib, 1861, 
eibäne 1861, Nr. 114. ©. 3. 1861, Nr. 84. 


Nr. 1128. 


Anspruch der Concursmaſſe auf wiederholte Zahlung des vom 
Hausadminiftrator dem Cridatar vorausbezahlten Miethzinſes? 


Entid. v. 2. Mai 1860, Nr. 4981 (Beftät — des das Urtheil des 

L. G. Wien v. 28. October 1859, Nr. 4119 ändernden Urtheils des 

O.L. G. Wien v. 7. Februar 1860, sr 12986). ©. 3.1860, Nr. 95 um 
1861, Rr. 21. 

B, der Adminiftrator eines Haufes, hatte einem Miteigenthümer 
desſelben, dem A, für Rechnung des zu Michaeli fällig werdenden 
Zinfes, mit Zuftimmung der anderen Miteigenthümer, ſchon am 2. 
Mai 1856 einen Betrag von 500 fl. ausgezahlt. Am 24. Juli warb 
über das Vermögen des A der Concurs eröffnet, und als B bei Ab⸗ 
führung des Zinſes die vorausbezahlten 500 fl. abredhnete, belangte 
ihn der Concurdmaffevertreter auf Ergänzung des Zinsbetrages. Die 
erfte Inſtanz gab dem Klagebegehren Statt, die beiden höheren Ges 
richte aber wiefen es zurüd. 

Gründe der dritten Inftanz: „Da A am 2. Mai 1856 
noch tie freie Verwaltung feined Vermögens hatte, jo war er aller⸗ 
dings berechtigt, die künftig zu Michaeli 1856 fällig werdenden Zin⸗ 
ſungen ſeines Hausantheiles oder einen Theilbetrag derſelben entweder 
ven den Miethparteien ſelbſt oder von dem Verwalter des Hauſes zu 
erheben, und dieſe demnach zu ermächtigen, ihm die diesfällige Summe 
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ſeiner Zeit in Abzug zu bringen, und ein ſolches Geſchäft ſtellt ſich 
keineswegs als ein Darlehen heraus. Niemand würde wohl in dem 
ähnlichen Falle, wenn A von feinem Schuldner oder einem Dritten 
für felben am 2. Mai .1856 ein im September 1856 fälliges Ca- 
pital erhoben und rüdfihtlihd dem Dritten cedirt hätte, behaupten, 
daß feine Concursmaffe tasfelbe noh einmal fordern könne. Der 
Adminiftrator des Haufes tritt im vorliegenden Falle an die Stelle 
der Wohnparteien, für welche er dem A im vorbinein den Michaeli- 
Zins berichtigte, und eben fo wenig als dieſe ift er verpflichtet, den⸗ 
felben noch einmal dem Cribatar oder der Concursmaſſe desselben, vie 
nicht mehr Rechte ald er felbft Hat, zu entrichten. Anders wäre bie 
Sade, wenn durch obige Vorauszahlung die Rechte von Hhpothelar- 
Släubigern verlettt worden wären, in welchem alle allerdings bie 
Miethparteien und rüdfichtlih der Aominiftrator diefen Gläubigern 
und dem aud ihre Rechte vertretenden Concursmaffe-Verwalter, die 
Vorausbezahlung einer weitern Zinsrate nicht entgegenjegen könnten 
(8. 1102 b. ©. B.); daß aber hier Rechte von Hüpothefar-Gläu- 
bigern benadhtheiligt wurden, hat Kläger nicht einmal angeführt, viel 
weniger bewiefen." 


tr. 1129. 


Condictio indebiti, geftügt auf den ftrafgerichtlihen Aus- 
ſpruch der Verfälfchtheit einer Schuldurfunde. 
Eutid. v. 8. Mai 1860, Nr. 4710 (nekütigung des das Urtheil des B. ©. 
Proßuitz v. 11. October 1858, Nr 3460, abuundernden Urtheils des Q. L. ©. 
rüun v. 30. December 1859, Nr. 6350). G. 3. 1861, Nr. 31. 

Die von den Eheleuten A gegen den Curator des wegen Des 
truged verurtheilten B gerichtete Condictio indebiti fügt fich lediglich 
darauf, daß das Strafurtheil ven Schuldſchein, auf welchen bin fie 
eine Theilzgahlung geleiftet, für faljch erfläre. Der Curator wendet ein, 
daraus, daß der Schulpfchein falſch fer, folge noch nicht, daß die 
Schuld nicht zu Hecht beftanden habe. Die erfte Inftanz wies deßhalb 
auch das Klagebegehren zurüd; die beiden oberen Gerichte aber gaben 
ibm Statt. 

Gründe ber dritten Inſtanz: „Die Kläger behaupten, daß 
fie laut Quittung ddo. 26. Auguft 1846 dem B die darin erwähnten 
94 fl. indebite bezahlten, indem ver in der Quittung bezogene Schuld⸗ 
fhein ddo. 30. Mai 1844 durch das firafgerichtliche Erkenntniß vom 
17. Rovember 1848 für falſch erflärt wurde. Bei diefem vorliegenden 
Ausſpruche des Straferkenntnifjes, welches nad Bezahlung der 94 fl. 
erfolgte, mangelt in ber That jeder Anhaltspunkt, eine giltige: Forde⸗ 
rung bes B an die Kläger pr. 250 fl, woron im Schuldſcheine ddo. 
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30. Mai 1844 Erwähnung geſchieht, vorauszuſetzen. Die bloße Mög- 

lichleit, daß dennod eine giltige Forderung von 250 fl. beftehe, ge- 

nügt nicht, weil es die Sache des Gläubigers ift, feine Forderung zu 

beweifen. Das Beweismittel, der Schulvfchein, ift gerichtlich als falſch 

et und folglich die hierauf geleiftete Zahlung pr. 94 fl. ungiltig 
geſchehen.“ 


Nr. 1130. 


Letztwillige Ernennung einer Erzieherin: ſpätere Standes⸗ 
veränderung derſelben. 


Eutſch. v. 8. Mai 1860, Nr. 5332 (Beſtätigung des Decrets des K. ©. 
Korneuburg v. 31. Jänner 1860, Nr. 39, Abänderung des Decrets des 
D. 8%. 6. Wien v. 97. März 1860, Ne. 3375). ©. H. 1860 ©. 180 fi. 

Die Witwe M hat in ihrem Xeftamente ihre einzige Tochter 
zur Erbin eingefeßt und hinzugefügt: „zum Erziehen übergebe ich fie 
meiner Schwefter Karoline.” Karoline, welche damals im Haufe ihrer 
Eltern lebte, übernahm das Kind, und bezog aus dem Ertrage bed 
Pupillarvermögens jährlih 600 fl. Nach einigen Jahren heirathete 
fie einen E. E Auditor, und nun verlangten der Vormund und bie 
väterlichen Großeltern des Kindes, daß das Kind Karolinen abge 
nommen und ihnen übergeben werde. Diefem Anfuchen gab die zweite 
Inſtanz Statt, „venn die teflamentarifche Erklärung ber M ift im In⸗ 
terefje der minderjährigen Erbin und gewiß mit Rüdfihtnahme auf 
die damals beftanvenen Berhältniffe gemacht, woraus fi für Karo⸗ 
Iine eben fo wenig als aud aus der erfolgten obervormundſchaftlichen 
Genehmigung der Uebernahme der Minderjährigen in die Erziehung 
ein dauernde Recht ableiten läßt. Die zugeftandene Standesverändes 
rung und die damit nothwendige Yenderung des Aufenthaltes der bis⸗ 
herigen Erzieherin find Umftände, die e8 mehr als bezweifeln Laffen, 
daß unter ſolchen Borausfegungen vie Erblafferin ihren Wunſch feft- 
gehalten haben würde. Abgefehen von allen anderen auf das Wohl 
der Minderjährigen, welches allein entfcheivet, Einfluß nehmenden 
Möglichkeiten, ift es gewiß, daß der ſtete Wechſel des Aufent: 
baltes, welcher den wäünfchenswertben ununterbrodenen Unterricht 
flören, vie Erziehungsmittel bejeitigen (ohne andere an deren Stelle 
zu feten), die Aufficht des Vormunds, wenn nicht vereiteln, doch er: 
ſchweren muß, der Erziehung abträglih und daß ohne Noth ein uns 
gewiffer Stand herbeigeführt wird, was Alle nicht im Beften ver 
Minderjährigen liegt, zu defien Wahrung allein das obervormund⸗ 
ſchaftliche Gericht berufen ift, weldes bie Stimme des Bormundes 
und der Verwandten vor Allen zu berüdfichtigen hat. — Dieſe Rück⸗ 
figten rechtfertigen eine Vorkehrung für den Wall, als die Pflegerin 
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R-g verläßt, wobei auch die Betrachtung maßgebend erfchien, daß das 
Beifammenfein der Verwandten jedenfalls einer wechſelnden fremben 
Umgebung der Dlinderjährigen vorzuziehen fei." 

Der oberfte Gerichtshof hat „in Erwägung, daß das wahre 
Wohl, d. i. das geiftige und leibliche Gedeihen des im zarten Alter 
von fünf Jahren ſtehenden Mäpchens allein bei gegenwärtiger Ent⸗ 
ſcheidung maßgebend fein kann; in Erwägung, daß für vasfelbe feine 
Borkehrung eine wahrhaft mütterlihe Pflege und Sorgfalt erjegen 
fann; daß zu biefer die Bittftellerin Karolina von ihrer Schwefter, der 
fterbenden Deutter des Kindes, vertrauensvoll berufen war, welche An⸗ 
orbnung ſchon im Sinne des $. 142 a. b. G. 2. volle Beachtung 
verbiente und auch von dem Oheime und Vormunde des Kindes und 
den väterlihen Großeltern bisher geehrt wurde; in Erwägung, daß 
in dem Protokolle vom 29. Jänner 1860 von dem Vormunde aud- 
drücklich anerkannt werden mußte, daß die Pflegerin ihrer Verpflich⸗ 
tung feit 1857 treulich nachkam, und daß auch nach ihrer Vereheli⸗ 
hung von dem ihm als fehr gebildet und anftändig befannten Gat⸗ 
ten derfelben ein nachtheiliger Einfluß nicht zu beforgen fei, während 
bie erft in ber Borftellung gebrachten Zeugniffe wegen bes noch nicht 
ertbeilten fatechetifhen Unterrichtes und der Verwendung einer Kinds⸗ 
frau mit Rüdfiht auf das fchon erwähnte Alter des Kindes jeder 
Bedeutung entbehren; in ber Erwägung, daß die Beſorgniſſe wegen 
Schwierigkeit ver Ausbildung bei vielleicht öfter gewechfelten Wohn 
fisen, abgefehen von dee laut Reviſionsrecurſes angeblich bevorftehen- 
den Firirung des Aufenthaltes, vor der Wichtigkeit der bleibenden 
Einwirkung einer die Mutter erfegenden, liebevollen Pflegerin, ins⸗ 
beſondere bei der weiblihen Erziehung und in biefen Jahren ver- 
ſchwinden; in Erwägung endlich, daß nad den ſchließlich geäußerten 
Abfihten des Bormundes nicht einmal der Aufenthalt bei den ſchon 
mehr als fiebzigjährigen Großeltern, fonvern die Unterbringung in 
einer Erziehungsanftalt, an die Stelle der dem mütterlihen Willen 
entfprechenden und bisher bewährten Pflege treten follte”, den kreis⸗ 
gerichtlichen Befcheid zu beftätigen befunden, 


Jr. 1131. | 
Zuläffigleit der Aenderung eines urtheilsmäßigen Haupteides. 


richteramted Szepft v. 25. November 1850, Nr. 6026, Abänderung des 
Secrets des an 8. —8 1, Sehrnar 1860, Nr. 678). ©. 3. 
r. . 


Dem Urtheil zufolge hätte Kläger zu jchwören, „daß er aus 
dem Haufe des Geflagten durch biefen hinaus gewieſen wurde und daß 
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ver Kläger bereitS durch volle ‚neun Monate vor Anftellung ver 
Klage weder durch den Geklagten noch durch deſſen Gefchwifter ver» 
köftigt worden ſei.“ Bei der Eivestagiagung erflärte er aber, er könne 
den durch das Urtheil formulirten Eid nur mit Weglafjung der Worte 
ablegen: „daß er vom Gellagten ans deffen Haufe hinausgewieſen 
worden fei.” Der Geklagte wirerfeßte fi) jeder Aenderung der Eides⸗ 
formel, berief fih auf ven $. 242 C. P. O. und verlangte, daß ber 
Kläger nur dann zur Ablegung des Haupteides zugelafjen werde, wenn 
er ihn nad dem vollen Inhalte des Urtheiles ablegen will, Der Klä⸗ 
ger führte nody an, daß, wenn aus der Eidesformel der von ihm be> 
anftändete Sag wegbleibt, defjenungeachtet der Eid in feinem Weſen 
nicht geändert werde und verlangte die Entſcheidung über dieſe Frage. 
Das Stuhlrichteramt hat dem Begehren des Klägers Folge gegeben 
und zwar, weil ber geflagterfeits eingewenvete $. 242 C. P. O. nur 
dann Anwendung finden könnte, wenn durch jene Weglafjung in ber 
Eivdesformel eine wefentlihe Aenderung gefchehen möchte, was jedoch 
vorliegend nicht eintritt; denn e8 Tann Jemand, beſonders aber ein 
gebildeter und zartfühlender Menih, aus einem Haufe nicht allein 
durch phyſiſche Kraft, fondern allerdings auch moraliſch, d. i. durch 
Entziehung der nöthigen Nahrungsmittel, weggefchafft und hinausge⸗ 
wiefen werden, Das Dberlanveögericht fand dem hiergegen ergriffenen 
Recurſe des Geklagten ftattzugeben, den Beſcheid der eriten Inſtanz 
aufzuheben und die Parteien auf die Rechtsfolgen des Urtheiles zu 
verweiſen, und zwar „in Erwägung, daß in dem Urtheile vom 2. Sep⸗ 
tember 1859, welches dem Kläger zugeſtellt wurde, die Eidesformel 
nah 8. 242 C. P. O. wörtlich ausgedrückt ift und er dasſelbe in 
Rechtskraft erwachſen ließ; daß ferner bei der Tagſatzung, welche nach 
8. 268 C. P. ©. zur Ablegung des Eides angeordnet wurde, die 
Verhandlung über die Modification der Eidesformen gegen die Zuſtim⸗ 
mung des Gegners unzuläſſig erſcheint, überdies aber ver Kläger ſelbſt 
in der Replik den negativen Haupteid auch über den Umſtand ange⸗ 
nommen hat, daß er gezwungen war, das Haus des Geklagten zu. 
‚ verlafjen und von bemfelben binausgewiefen wurde, daß fohin bie 
Eidesformel, fowie fie aufgetragen und angenommen wurde, abgefaßt 
worben ſei.“ | | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte ven Beſcheid des Stuhlrich⸗ 
teramtes „in Erwägung, daß Recurrent dad Urtheil zwar in Redts- 
kraft erwachſen ließ, mithin der beftehenten Vorſchrift nad) den Ei, 
fowie derſelbe im Urtheile formuliert erfcheint, wörtlich abzulegen hätte, 
allein in der weiteren Erwägung, daß der Eid in dem Urtheile nicht 
in Gemäßheit des $. 242 C. P. O. abgefaßt, fondern in demſelben 
auch der Thatumftand, worüber der Beklagte den Haupteiv dem Res 
eurrenten nicht aufgetragen und biefer auch nicht angenommen hat, 
nämlich, daß Recurrent bereits durch volle neun Monate vor Anftel- 
lung der Klage weder durch den Geklagten, noch durch deſſen Ge 


ſchwiſter verküftiget worden fei, aufgenommen wurde, obwohl Geklagter 
im Tagfagungs Protofolle felbft geiteht, daß ſich bei ihm ber Kläger 
bereit8 mehr al8 neun Monate nicht aufhielt, über dieſen Umſtand 
alfo kein weiterer Beweis nothwendig ift; in Erwägung ferner, daß 
der Necurrent den ihm vom Bellagten bei ver ebenerwähnten Tag— 
fagung darüber, daß er (Kläger) vom Beklagten nicht weggewiefen 
wurde, aufgetragenen Haupteid in negativer Yorm zwar angenommen 
bat, dieſer Umftand jedoch bei der Entſcheidung der Sache ganz un- 
weſentlich ift, indem der Beklagte vertragsmäßig zur Alimentation ver- 
pflichtet ift, und, wie oben bereits erwähnt wurde, jelbft gefteht, neun 
Monate hindurch felbe den Kläger nicht verabreicht zu haben, nadı 
8. 242 €. P. D. aber gleichgiltige Nebenumftände von Amtswegen 
ans dem Eide wegzulafien find, und über ven Umftand, daß Kläger 
auch von ven Gejhwiftern des Geklagten durd neun Monate Feine 
Alimentation erhielt, bderfelbe ohnehin den Eid abzulegen bereit ift.“ 


Nr. 1132. 
Wirkung des unterlaffenen Widerfpruches. 


Entid. p. 16. Mai 1860, Nr. 5279 Beftäfinuug der Urtheile des 8 G. 
Wien v. 9. Februar 1860, Nr.6659, und des O L. G. Wien v. 7. März; 1860, 
Nr. 2440). ©. 3. 1860, Nr. 119. 
Einer Wechſelklage ftellen vie Beklagten eine Currende batirt 
12. Mai 1859 entgegen, vermöge welcher ein Ausgleich ftattgefunden 
hatte. Die Kläger antworteten hierauf nicht und wurden auf Grund 
ber 88.11, 29 a. G. O. für fahfällig erklärt. In der dagegen er⸗ 
griffenen Appellation machten die Kläger geltend, daß fi dieſe Eur- 
rende auf bie eingellagte Wechſelforderung nicht beziehen könne, da 
erftere das Datum vom 12. Mai 1859 trage, während der Wechfel 
erft am 1. Juni 1859 ausgeftellt wurde. Defjenungeachtet beftätigte 
das Dberlandesgeriht die erftrichterlihe Entfeheidung, weil die Ge⸗ 
Hagten in ihren Einwendungen ausprüdlic behaupteten, daß ver laut 
Eurrende mit ihren Gläubigern geſchloſſene Vergleih aud auf bie 
eingellagte Wechſelforderung Bezug habe, und da viefer Angabe von 
Seite der Kläger nicht widerſprochen wurde, biefelbe für wahr gehalten 
werben mußte, ohne auf die Differenz in dem Datum der Currende 
und des Wechſels Rüdficht zu nehmen, da es allbefannt ift, daß foldye 
Eurrenden von dem einen oder andern Gläubiger oft erft viel fpäter 
unterfchrieben werben, weßhalb ſich dieſe Eurrende ganz gut au auf 
bie erft fpäter entſtandene Wechfelforderung beziehen konnte. 
Die gegen die gleichlautenden Entſcheidungen ver beiden unteren 
Inſtanzen von den Klägern ergriffene außerorventliche Reviſionsbe⸗ 


fchwerde wurbe von Seite des oberften Gerichtähofes aus ben bereits 
angeführten Gründen verworfen. 


Nr. 1133. 
Zuftändigfeit Des Handelsgerichtes für Klagen auf Erſatz des 
Schadens, welcher duch verfpätete Erfüllung eines bie Lie- 
ferung von Actien betreffenden Vertrages entftanden ifl. Ver⸗ 
hältniß des Perfonalgerichtsftandes zum Caufalgerichtsftande. 


Entid. v. 16. Mai 1860, Ne. 5280 gi ätigung des Urtheild des H. ©. 
Wien v. 24. November 1859, N 2 h n. derung des ee des 
9.8. ©. Wien vd. 14. Dr 180. Dr 5,8 1860, Nr. 88. 


14 

B batte Xctien der Kaiſer —— — in Prolonga⸗ 
tion genommen, zu deren Ausfolgung deſſen Erben in einem durch 
drei Inſtanzen geführten, drei Jahre währenden Rechtsſtreit verhalten 
werden mußten. Der Kläger brachte daher wider die Erben des B 
eine neue Klage ein, welche auf Erſatz des aus der verzögerten Er— 
füllung jenes Vertrages erwachſenen Schadens gerichtet war. Die Klage 
war beim Handelsgerichte eingebracht, und darauf flügten die Beklag⸗ 
ten die Einwendung der Unzuftändigfeit des Gerichtes, da die aus 
dem Xctiengefchäfte erwachjene urfprünglihe Streitigfeit bereits been- 
digt fei. Diefe Einwendung ward in erfter Inſtanz zurückgewieſen, 
„da Verträge nad 8. 902 a. b. ©. DB. zu der Zeit, an dem Drte 
und auf die Art erfüllt werden müfjen, wie es die Parteien verabredet 
haben, und dem Schuldner eine Verzögerung zur Laft fällt, wenn er 
ben durch Geſetz oder Bertrag beftimmten Zahlungstag nicht zuhält. 
In vorliegendem Falle begehrt nun Kläger den Erſatz des Schadens, 
welchen er burch die veripätete LXieferung von Norobahn- Actien Sei- 
tens der gellagten VBerlafjenfchaft erlitten zu haben behauptet; es Tiegt 
jomit eine Streitigfeit aus einem Lieferungsgefhäfte in Actien vor, 
wenn gleich fich diefelbe nicht mehr anf die bereits rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedene und vollzogene Leiſtung, ſondern nur auf eine Nebenbedin⸗ 
gung des Lieferungsvertrages, nämlich auf die rechtzeitige Lieferung 
ber Actien bezieht, welcher Stipulation das poſitive Geſetz die Sanc⸗ 
tion ertheilt hat, indem es das Gegentheil ben Beſchädigungen bei- 
zählt.“ Die zweite Inſtanz gab der Einwendung Statt, und berief 
ſich darauf, daß der gegenwärtig erhobene Anſpruch mit der früheren 
Klage nur infofern einen Zufammenhang habe, als Kläger behauptet, 
daß ihm wegen ımterlaffener vechtzeitiger Rüdftellung der Actien ein 
Schade zugegangen fer. Diefes Sjabenerfas-Borbeumgereot gründe 
fih aber unmittelbar auf das Geſetz (88. 919 und 1294 a. b. ©. 3.) 
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und werde mittelſt einer beſonderen Klage verfolgt. Da dieſelbe gegen 
eine Verlaſſenſchaft gerichtet iſt, ſo gehöre ſie nah F. 37 3. N. zur 
Competenz ber Verlaſſenſchaftsabhandlungs-Behörde. Es gehöre daher 
auch vorliegende Klage dahin, und zwar um ſo mehr, als Cauſal⸗ 
Gerichte ſtets Ausnahmen des gewöhnlichen Perſonalgerichtsſtandes 
bilden und daher eher beſchränkend als ausdehnend auszulegen ſind. 

Die dritte Inſtanz beſtätigte die Entſcheidung der erſten aus 
beren Gründen und ver ferneren Betrahtung, „daß nah 8. 1295 
a. 56. G. B. der Rechtsgrund einer Erfaßforderung ebenfowohl in 
dem Geſetze jelbft, als in einem Vertrage beftehen kann, welches let - 
tere bier auch der Fall ift. Es muß daher für letztere Klage viefelbe 
Competenz gelten, welche für den Hauptproceß galt, da fie nur eine 
nothwendige Folge desjelben ift. Der $. 37 93. N. hingegen gehört 
zu dem perfünlichen Gerichtsſtande, und Tann auf die Competenz in 
Real-, Handels⸗, See- und Bergangelegenheiten feinen derogirenven 
Einfluß üben, und zwar im vorliegenden alle umfoweniger, als es 
gerade bier auf die Beurtheilung ankömmt, inwieferne durch die Ver- 
jchiebenheit des Courjes der Norpbahnactien, dann durch die Hinaus- 
gabe neuer Actien die verfpätete Rüdftellung dem Kläger nachtheilig 
wurde." 


Jr. 1134. 


Berichtigung einer von der mündlichen Verabredung abwei- 
chenden Pertragsurfunde. 


Entid. v. 16. Mai 1860, Nr. 5282 (Beitätinung ded das Urtheil des 

8. G. Zell am See dv. 8. October 1859, Nr. 1008, abändernden Urtheild 

des O. 2%. G. Wien v. 31. Jänner 1860, Nr. 12726). Zeitſchrift |. d. 
Notar. 1860, Nr. 32. 

A fhlch mit B mündlich einen Kaufvertrag, worin er dem B 
fein Gut —x mit Ausnahme von prei Parcellen überließ. In der 
ſpäter errichteten Raufurfunde wurde aus Berfehen jene Ausnahme- 
beftimmung hinweggelaffen. Da B aud das Eigenthum ber drei Par- 
cellen in Anſpruch nahm, fo Hagte A auf Berihtigung der Vertrags⸗ 
urkunde, reſpect., nach erfolgter Abtrennungsbewilligung , des Grundbuchs 
und des Steuerkataſters. B widerſpricht dem mündlichen Vorbehalte 
und beruft ſich auf 8. 887 a. b. G. B. Die erſte Inſtanz wies 
unter gleicher Berufung auf 8. 887 den Kläger ab. Die beiden hö— 
beren Inſtanzen ließen den Zeugenbeweiß über bie vor fehriftlicher 
Errihtung des Kaufvertrages gejchehene Verabredung zu. 

Gründeder zweiten Inftanz: „Es unterliegt feinem Zweifel, 
daß Kaufverträge auch mündlich abgefchloffen werben können, und dieſe 
Art des Abjchluffes wird im vorliegenden Fall behauptet, wenn aud) 
in Folge der zur grundbücherlihen Amtshandlung erforderlichen Urs 

Glafer, Unger und Walther Entf. III, 7 
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kunde zur Ausfertigung eines ſchriftlichen Vertrages geſchritten wurde. 
Wenn nun in der Ausfertigung dieſer Vertragsurkunde das Verkaufsobject 
irrig bezeichnet wurde, und dieſes zuwider der ausdrücklichen Willenserklä—⸗ 
rung der vertragſchließenden Theile erfolgte, ſo handelt es ſich nicht um 
ſolche mündliche Vorbehalte und Zuſätze, welche im 8. 887 a. b. G. B. 
aufgeführt find, ſondern um Berichtigung einer mit dem audgefpro- 
henen Willen der Compaciscenten im Widerſpruch ftehenden irrthüm⸗ 
ich verfaßten Urkunde, deren Verbeſſerung anzuftreben feinem Theil 
verwehrt ift.“ 

Der oberfte Gerichtshof ging gleichfall® von der Erwägung 
aus, daß der 8. 887 a. 6. G. B. zwar die Bedachtnahme auf vor- 
geſchützte mündliche Verabredungen, welche zugleich gefchehen fein jollen, 
aber mit der fchriftlich errichteten Vertragsurkunde nicht übereinftim- 
men oder neue Zufäße enthalten, ausjchließt, Feineswegs aber tie Be- 
bauptung und Beweisführung unmöglich macht, daß bei Errichtung ber 
Ichriftlihen Urkunde ein Irrthum ſich eingefchlichen und dieſe nicht 
dem wahren Uebereinfommen der Kontrahenten gemäß aufgenommen 
war. (8. 876 a. b. ©. 2.) 


Nr. 1135. 


Benennung der Sachverſtändigen: infchreiten des Ob— 
mannes beim Ausbleiben eines ber Sachverftändigen. 


Entid. v. 23. Mai 1860, Nr, 5549 (Beitätinung des Decretö des B. ©. 
Rufitein v. 18. Jänner 1860, Nr. 3047, Abänderung ded Decrets des 
O. L. G. Innsbruck v. 6. März 1860, Nr. 808). ©. 9. 1860, ©. 337. 

Kläger und Bellagter hatten jeder einen Sachverſtändigen und 
einen Obmann vorgejchlagen, das Gericht 305 den von Bellagten vor- 
geihlagenen Obmann vor, Bei der Befundaufnahme blieben der Kläger 
und der von ihm benannte Sachverftändige aus; der Befund ward 
vom anderen Sacverftändigen und vom Obmann aufgenommen 
und von der erften Inſtanz für giltig erflärt. Dagegen erkannte das 
Oberlandeögeriht, Daß ber vorgenommene Augenfhein und Kunft- 
befund ungiltig und zu erneuern fei, weil nur die gewählten und 
vom Gerichte beftimmten Sachverftändigen einen giltigen Befund und 
nur in der Art abgeben Fünnen, daß der Obmann feine Meinung 
blos im Falle eines Wiverfpruches zwifchen den Meinungen der Sadı- 
verfländigen zu äußern hatte, und weil es daher Sache des Gerichtes 
war, beim Nichterfcheinen des vom Kläger vorgefchlagenen Sachver⸗ 
ftändigen, diefen zum Erſcheinen zu verhalten oder im Falle der Un- 
möglichkeit zur Benennung eines andern Aunftverftändigen zu fohreiten. 

Dem dagegen angebrachten Kevifionsrecurfe wurde vom oberjten 
Gerichtshofe Statt gegeben und der vorgenommene Augenfhein und 
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Sachbefund als rechtsgiltig anerkannt, „weil die ©. O. den Unter- 
ſchied zwiſchen Sachverſtändigen und Obmann nicht kennt, ſondern 
nur die einhellige Ausſage zweier Sachverſtändigen und den Beizug 
eines dritten nur dann erferdert, wenn die andern zwei uneinig waren 
(8. 268 und 269 weſtg. ©. O.), und weil es ganz gleichgiltig iſt, welcher 
von den beigezogenen drei Kunſtverſtändigen zur Beweisherſtellung 
beigezogen werde, wenn nur zwei unter dieſen dreien derſelben Mei— 
nung find.“ 


ir. 1136. 
Umfang der Beweiskraft eines Zauffcheines. — Beweis der 
Mutterfehaft durch Indicien. 


Entſch. v. 24. Mai 1860, Nr. 3897 Zeſriti ung der Irtheie, des L. G. 
Peſt dv. 9. Anguit 1859, Nr. 13750, a u) LG ei n 19. Decem⸗ 
ber 1859, Nr. 11832). @ 5. 1860, —* 

Nach dem Tode der Anna A Carl A, ſeit früher 
Jugend im Hauſe der Erblaſſerin gelebt, den Familiennamen ihres 
Gatten geführt und unter dieſem auch geheirathet hat, als deren un— 
ehelicher Sohn ihre Erbſchaft in Anſpruch. Seine Beweismittel für 
die angeſprochene Mutterſchaft der Anna A waren ein Tauffchein, 
worin der 13. März 1814 als der Tag feiner Geburt, der 28. Te- 
bruar 1856 als der Tag der vollzogenen Taufe angegeben find, worin 
er ferner als filius illegitimus bezeichnet, als feine Mutter die Erb- 
lofferin genannt, und in der Rubrik der Anmerkungen gefagt wird: 
„ad benignum suae Eminentiae mandatum nec non fundamento authen- 
ticatorum testium fassionis sub conditione baptisatus4. Der in biefer 
Anmerkung berufene Auftrag Sr. Eminenz des Primas von Ungarn 
lag gleihfall8 bei. Ferner brachte er drei Documente bei: einen Brief 
der Erblafferin an einen gewiffen M, der indeß zur Zeit der Klage ver- 
ftorben war, welcher auf ein intimeres Verhältnig mit dem Adreſſaten 
bindeutet und von ihrem Sohne in foldhen Beziehungen Erwähnung 
thut, welche es gewiß machen, daß der Kläger darunter gemeint 
jei, — dann einen Wäfchzettel, von der Erblafferin unterfchrieben, 
mit dem Beifag „für meinen Sohn Carl", dann einen Brief an den 
Kläger jelbft, worin fi die Erblafferin, die den Brief fendet, ale 
feine Mutter unterfchreibt. 

Alle drei Inftanzen haben zu Gunften des Klägers erfaunt, 
benfelben als den natürlihen Sohn der Anna A erflärt amp ihm 
das gejeglihe Exrbredht auf den ganzen Nachlaß diefer Erblaſſer in 
zugeſprochen. 

In den Entſcheidungsgründen der dritten Inſtanz heißt es: 
„Dem a. o. Reviſionsbegehren konnte nicht Statt gegeben werden, 

7* 
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denn abgejehen davon, daß im Allgemeinen nicht behauptet werben 
kann, daß ein kirchlicher Zauffchein nur über den Act ver Aufnahme 
in die Chriftengemeinde einen Beweis herftelle und über die Abflam- 
mung nichts beweife, und daß insbefondere ein nad dem Tode ber 
Mutter ausgeftellter Tauffchein, wofern bie geiftliche, für vie Richtig— 
feit der Matrifelführung nad ihren eigenen Borfchriften einftehende 
Behörde das Nothwendige über die betreffenden Verhältniffe auf vers 
läßliche Weife erfahren hat, was fie eben durch Ausftellung des Tauf⸗ 
zeugniffes befcheinigt — an Rechtswirkung und Beweiskraft einem 
bald nah der Geburt des Täuflings ausgeftellten Taufſchein nicht 
gleihlomme, fo fonnte bei dem Mißlingen ber von der Geklagten 
gemachten Berfuche, die Hägerifchen Zeugenausfagen zu ſchwächen, und 
bei der durch die Mägerifhen Zeugenausfagen volllommen conftatirten 
Thatfache, daß die verftorbene Anna A den Kläger als ihren natür- 
Iihen Sohn mehrfady und ausprüdlich anerkannt, wie nicht minder als 
folhen in ihr Haus aufgenommen und erzogen bat — fo wie mit 
Rüdfiht auf die Analogie des Schlußfages des $. 163 a. b. G. B. 
in der Yuffaffung der Untergerichte eine offenbare Acten- oder Gefeg- 
wibrigfeit nicht gefunden werben.“ 





Nr. 1137. 


Deweislaft im Fall der Behauptung, daß die für vollftändig 
gehaltene Zahlung unvollftändig erfolgt fei. 
Entid. v. 24. Mai 1860, Nr. 5429 (Beftätigung bei bus Artheil deö 


B. G. Leopoldftadt in Wien dv. 28. Nonember 1859, Nr. 4767, abän- 
dernden Urtheils ded O.1.®. Wien v. 27. März 1860, Nr. 1444). ©. 2, 
1860, Nr. 121. 


A belangte den B auf Zahlung von 100 fl. als Reſt eines 
Kauffhillings von 790 fl. Diefer entgegnete, unter Berufung auf 
Zeugen nebft Erfüllungseid und vorfichtöweife unter Auftragung des 
Haupteides, daß er dem A acht Banknoten zu 100 fl. zuzählte, fein 
Schwager T fie ihm noch einmal vorzählte, und A ibm, B, 10 fl. 
herausgab, weder damals die Zahlung beanftänvete, noch über einen 
vorgeblihen Reſt ein weiteres Uebereintommen traf, fondern erft einige 
Tage fpäter brieflich behauptete, er habe nur 690 fl. ftatt 790 fl. 
empfangen. Der Kaufvertrag ſei vollftändig erfüllt, und eine Klage 
aus felbem alfo unzuläſſig. Der Kläger erinnerte, daß damals B 
eiligft binausgerufen wurde, er ihm fomit die zu geringe Zahlung 
nicht gleich beanftänden konnte, daß er übrigens die 10 fl. in der 
Borausfegung zurüdgab, er habe von B 800 fl. erhalten. Diefelben 
Zeugen werben berufen, um zu erhärten, daß er nur 700 fl. befam. 
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Es wurden im Wege bes fummarifchen Verfahrens die Zeugen 
abgehört, von denen ber eine nur die Durchzählung von Banknoten 
buch B, und daß T fie nochmals zählte und dem A behändigte, ohne 
bie Summe angeben zu können, beftätigte; ber zweite aber, T, Schwa- 
ger des B, daß B adt Banknoten zu 100 fl. auf ven Tiſch te, 
er, T, fie überzähte, richtig fand und wieder ‚auf ben Tiſch gab, A 
jelbe in feine Brieftafche ftedte, und dem B einen dem Zeugen nicht 
mehr erinnerlihen Ueberſchuß zurüdftellte. 

Das Bezirksgericht hat den Geklagten zur Zahlung der 100 fl. 
verurtheilt, wenn Kläger den ihm aufgetragenen Haupteid dahin, daß 
Geklagter ihm die Kauffumme pr. 790 fl. im vollen Betrage nicht 
zugezählt habe, ablegen würde; weil Gellagter die Schuld eingeftan- 
den babe, daher die Erfüllung ver ihm obliegenden Bertragspflicht, 
d. i. die erfolgte Zahlung der Kaufſumme, oder die Abſchließung eines 
befonveren Uebereinfommens bezüglich der Berichtigung des aushaf- 
tenden Keftbetrages, welches Letsterer aber nicht einmal behaupte, er- 
weifen müfje; dazu die Ausfagen der Zeugen auch nicht zur Hälfte 
genügen; weil endlich aus ber ftillfehweigenden Annahme eines Theil- 
betrages eine Berzichtleiftung auf den Reſtbetrag nicht gefolgert wer- 
den kannn. | 

Das Oberlandesgericht hat den Kläger unbedingt abgemiefen, 
aus nachſtehenden Gründen; „Es iſt nad der Behauptung beider 
Theile außer Zweifel, daß ver Geklagte eine Anzahl Banknoten 
& 100 fl. dem Kläger ald Zahlung der Kauffumme übergab, und 
Kläger gibt jelbft zu, daß er die Zahlung für voll geleiftet gehalten 
babe; es ftimmt auch damit überein, daß Kläger einen Ueberfchuß 
herausgab, und daß er erft einige Tage darnach über einen Abgang 
Hogte, wie ftillichweigend Kläger zugibt. Es beruht das Klagerecht 
demnach nicht auf dem Titel des Kaufes, fondern jenem, daß bie 
Leiftung des Geflagten, welche als voll gegeben und genommen wurde, 
binterher als mangelhaft fi darſtellte. Es ift aber dann ficher 
nicht Sache des Geklagten, zu erweiſen, daß feine Leiftung vollftändig 
war, was bei ber Annahme durch den Kläger vorausgefet werden 
müßte; vielmehr hat Kläger den Beweis des Mangeld zu führen. 
In dieſer Richtung bat aud in der That der Kläger den Beweis 
durch Zeugen zu führen gefucht; er mißlang jedoch, und da ein wei—⸗ 
terer Beweis darüber nicht vorgeführt ift, fo fonute dem Klagebegehren 
feine Folge gegeben werben.“ 

In der Revifionsbefchwerde bob Kläger hervor, daß Stillſchwei⸗ 
gen, in Folge Refolution vom 31. Detober 1785 Nr. 489, für keine 
Rechtsbegebung zu halten, und ber Fall einer Gewährleiftung, welchen 
das Oberlandesgericht anzunehmen fcheine, hier nicht vorhanden ei, 
wie er dann z. B. eintreten würde, wenn er (Kläger) behauptet hätte, 
F falſche Banknote ſtatt einer echten vom Geklagten bekommen zu 

aben. 
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Der oberfte Gerihtöhof hat jedoch das Erfenntniß zweiter 
Inſtanz auf Abweifung bes Klägers beftätigt, indem der Kläger durch 
die Herausgabe won 10 fl. die vom Geklagten als voll geleiftete 
Zahlung aud als ſolche anerkannte und ftilfehweigenn beftätigte, im 
der Vorausſetzung, Gegner habe ihm acht Banknoten gegeben; indem 
er in biefer Borausfegung demfelben auch eine Schuld⸗Urkunde, wenn 
eine ſolche beftanden hätte, zurüdgeftellt und dadurch die Vermuthung 
ber geleifteten Zahlung für ihn begründet haben würde (8. 1428 a. 
b. ©. B.); indem er daher nicht mehr aus dem früheren Kaufver- 
trage, fondern nur aus einer, auf Abficht oder einem Berfehen bes 
ruhenden Handlung des B, welcher ihm nur fieben, ftatt acht Bank—⸗ 
noten zu 100 fl. aufgezählt Habe, Hagen könne, und daher ihm oblag, 
den Beweis darüber zu führen, ver ihm aber nicht gelungen ift. 


Nr. 1138. 


Berfauf eines emphyteutiſchen Grundftüdes ohne Angabe 
dieſer Eigenjchaft. 


Entſch. v. 24. Mai 1860, Nr. 5628 (Beftätigung des dad Urtheil der 
rätur Sacile v. 10. Febrnar 1860, Nr. 533, abandernden Urtheild des 
.2.6. Venedig dv. 14. März 1860, Nr. 5408). Giornale di. Giurispr, 

prat. 1860, ©. 155 ff. 

B verfaufte vem A ein Haus und bezeichnete fich in dem Kanf- 
vertrage als „einziger und ausfchliegliher Eigenthümer desſelben.“ 
Später zeigte fih, daß B nur emphuteutifcher Eigenthümer jenes 
Hauſes war; und A Hagte daher gegen deſſen Erbin auf Aufhebung 
des Vertrages, während biefe fi nur bereit erflärte, Entſchädigung 
zu leiften. Die erfte Inſtanz erkannte nad dem Klagebehren, die 
beiden oberen Gerichte wiefen dasfelbe zurüd. 

Gründe der dritten Inftanz: „Da bie Bellagte fi) be- 
reit erflärt, wegen des erft jetzt entvedten emphyteutiſchen Bandes 
Entfhädigung zu leiften, fo ift nur zu unterfuhen, ob B, indem er 
jenen Umftand verfehwieg, ven A durch falfhe Angaben in einen Irr- 
thum über tie Hauptfahe oder eine wefentlihe Bejchaffenheit ver: 
felben, worauf die Abficht vorzugsweife gerichtet und erklärt worden, 
geführt habe, fo daß Kläger nah 8. 871 a. 6. ©. B. die Aufhebung 
des Vertrages fordern kann, oder ob jenes Band als ein Nebenum— 
ftand, welcher nicht als vorzügliche Abficht erklärt wurde, anzujehen 
fei, in welchem Falle der Kläger nah 8. 872 a. b. ©. 3. nur auf 
Entſchädigung Anſpruch hat, d. i. die im $. 923 0.6. ©. 2. er- 
wähnte actio quanti minoris anftelen kann. Im vorliegenden Falle 
betrifft der Irrthum.. .nicht die Hauptſache, denn das Verkaufte 
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bleibt, auch dem emphhteutifchen Bande unterworfen, noch immer jenes 
Haus, welches Kläger kaufen wollte; auch nicht eine wefentliche Eigen- 
ſchaft, denn auch fo fann er das Haus regelmäßig benugen. Im 
Allgemeinen fauft man, wenn man ein Grundſtück braucht, eben fo 
bereitwillig ein völlig freied wie ein emphhteutifches; nur daß man 
für Ietteres Teinen jo hohen Preis zahlen mag wie für erftered, und 
auch im vorliegenden Falle weift nichts darauf hin, daß der Kläger 
das Haus, märe ihm deſſen Eigenfhaft befannt gewejen, auch nicht 
um geringeren Preis hätte kaufen wollen.“ 


Nr. 1139. 


Abgrenzung der Competenz des Bezirfögerichtes und des 
Gerichtshofes erfter Inſtanz bei Genehmigung von Rechts: 
gefchäften für Pflegbefohlene. 

Eutſch. v. 24. Mai 1860, Nr. 6013 (Abänderung der Deerete der Prätur 
Tregnagn dv. 18. December 1859, Nr. 7108, und des O. L. G. Venedig 
v. 28. Fehrnar 1860, Nr. 5019). Eco d. Trib. 1860, S. 277. Tribline 
1861, Nr. 151. 

Zwifhen Prätur und Landeögericht entftand ein Competenz- 
eonflict, al8 e8 fih um die Genehmigung eines über Immobilien ge- 
ſchloſſenen Taufchvertrags zwifchen Großjährigen und der vormund- 
fhaftlihen Gerichtsbarkeit der Prätur unterworfenen Minderjährigen 
banbelte. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte die Prätur für competent und 
bemerkte in den Motiven, daß der $. 78 der Jurisd. Norm ($. 83 
ber Jurisd. Norm für die deutfchen Sronländer) nur die Veräußerun- 
gen, nicht aud die Bertaufhungen unbewegliher Sachen und ebenfo- 
wenig bie übrigen im $. 233 a. b. G. B. erwähnten wichtigen Ge- 
Ihäfte der Genehmigung des Gerichtshofes unterftelle, mithin die Ge- 
nehmigung biefer legteren offenbar dem gewöhnlichen PBupillargerichte 
vorbehalten wollte, wie dies auch aus der Beftimmung des $. 187 
des Geſetzes über das Verfahren außer Streitfahen ſich entnehmen 
laffe. 
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Nr. 1140. 
Berbot: Beweis der Gefahr. 


. 0. 29. Mai 1860, Nr. 6213 (Beitätinung des dad Decret des B. G. 
gofeimant v. 30. December 1859, Nr. 9755, abändernden Decrets des 
G. Prag v. 7. Februar 1860, Nr. 2090). ©. 3. 1860, Nr. 138. 

A begehrte wider das in Rzeszow (Öalizien) etablirte Spedi⸗ 
tiond- und Commiſſionshaus B die Verbotlegung auf die von ihm 
für NRehnung diefer Firma als Nachnahme beim Eifenbahnamte 
Brandeis beponirte Summe von 2903 fl. zur Sicherftellung feiner 
angeblihen Forderungen von 563 fl. 25 fr. und 987 fl. gegen eine 
Caution von 200 fl. für Schimpf und Schaden, und begründete bie 
behauptete Gefahr des Berlufte® feiner Forderungen durd die An— 
gabe, daß die Gegner in Böhmen fein Vermögen befigen und ihm 
nicht befannt fei, ob fie in Öalizien ein Vermögen haben. Die erfte 
Inftanz bat dem Geſuche Statt gegeben, dad Oberlandeögericht das⸗ 
felbe abgewiejen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerihtliche Verord⸗ 
nung aus folgenden Gründen: „Die vom Berbotswerber erlegte Cau— 
tion kann zwar den Beweis für die Nichtigkeit feiner Forderung, 
nicht aber ven Beweis ver Gefahr entbehrlich machen, welde ven 
Berluft feiner Forderung herbeiführen könnte; der Verbotswerber bat 
aber nicht nachgewiejen, daß fein Schuldner, nämlich das Rzeszower 
Commiſſionshaus B, feine hinlänglihen Zahlungsmittel zu feiner Be- 
frievigung befige. Diefe feine Behauptung wird weder dur den 
Umftand begründet, daß B in Böhmen fein Vermögen befigen, noch 
minder dadurch, daß ihm nicht befannt ift, ob fie in Galizien ein 
Bermögen haben over nit. E8 find fomit tie gefeglihen Erforder- 
niffe zum Verbote nicht vorhanden." 


Nr. 1141. 

Einfluß der Herabjegung eines Frachtſatzes auf die vor 
deren Bekanntwerden auf entfernteren Stationen gejchloffenen 
Frachtverträge. 

Entſch. v. 29. Mai 1860, Nr. 3, (Betätigung der Urteile des B. G. 


Preßhurg v. 21. September 1859, Nr. 5053 und das O. L. G. Preßburg 
vom 19. December 1859, Nr. —320 —R seien 1860 IL. Nr. 12. 


A übergab am 8. Yuli 1858 ver Agentie ver erften Donans 
dampfſchiffahrts-Geſellſchaft in Raab eine Partie Weizen zur Ver⸗ 
frachtung nad) Preßburg und bezahlte der Agentie in Preßburg nad 
erfolgter Ankunft der Waare den im Frachtbriefe für Transport, Affe- 
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curanz u. |. w. feſtgeſetzten Betrag. Da jevoh an dem erwähnten 
Tage der Aufgabe — 8. Juli 1858 — die Direction der Donau- 
Dampfſchiffahrts-Geſellſchaft in Wien vie Frachtgebühr für Weizen 
berabgefegt hatte, jo belangte A die Agentie in Preßburg auf Zurüd- 
ftellung von 41 fl., um welde Summe er mehr gezahlt hatte, als 
bie Frachtkoſten nah ven reducirten Frachtſatze betragen haben 
würden. — Beide Untergerichte erfannten gegen das Begehren, und 
zwar das Oberlandesgeriht aus folgenden Gründen: „Das zwiſchen 
dem Kläger und der Geſellſchaft beftehenve privatrechtliche Verhältniß 
ift Das des Lohnvertrags und die denfelben‘ normirende Urkunde ift 
der Frachtbrief dd. Raab, 8. Juli 1858, gemäß welchem vie Gefell- 
ihaft die Verfrachtung des Weizens übernahm und der Kläger zur 
Zahlung einer beftimmten Summe fi verpflichtete. Da nun biefer 
wechjelfeitig verbindliche Vertrag von beiden Seiten bereits erfüllt 
worden ift und daher nah 8. 920 a. b. ©. B. nicht rückgängig 
werden Tann, jo wäre der Kläger, welcher durch die Entrichtung des 
feſtgeſetzten Frachtpreifes die Zahlung einer wirklihen Schulo geleiftet 
bat, zu einer Nüdforderung nur in dem Falle berechtigt, wenn für 
die Geſellſchaft der rechtliche Grund, das Empfangene zu behalten, 
ganz oder zum Theile aufgehört hätte; und der Kläger will nun diefen 
Tal darin finden, daß die Gefellfhaft in Wien am Tage des ge- 
ichlofjenen Frachtgefhäfts nen Frachtſatz herabgeſetzt hat. Allein dieſer 
Beſchluß, der ſchon nad den Zeit: und Raumverhältniffen nicht jofort 
im Augenblide feines Zuftandefommens auf allen Stationen der Ge— 
jellfchaft ausgeführt werden konnte, ift nicht geeignet, im Sinne des 
8. 1435 a. 6. ©. 8. auf den in Raab gefchloffenen Vertrag zurüds 
zuwirfen, weil ber Rechtsgrund, aus welchem ver Kläger die Zahlung 
leiftete, nänılid da8 Vertragsverhältniß, zu eriftiren nicht aufgehört 
hatte, die Aenderung des Tarifſatzes von Seite der Direction dem 
Kläger gegenüber nicht aus einem DBertragsverhältniffe hervorging, 
fondern eine ſelbſtſtändig befchloffene Verfügung war, welde eine 
Aenderung des Tarifſatzes auf den Stationen erſt nah Mittheilung 
derjelben an vie erpenirten Betriebsorgane zur Folge haben, mithin 
auf früher gefchloffene Verträge nicht zurüdwirken kann und der vom 
Kläger geltend gemachte S. 904 a. b. ©. B., welder nur die Er- 
füllung eines Vertrages betrifft, auf ven einfeitig gefaßten Beſchluß 
der Direction in dem Eintritt der Wirkſamkeit desjelben Feine An- 
wendung hat. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die a. 0. Reviſionsbeſchwerde 
des Klägers und verhängte gegen ihn eine Muthwillensftrafe, „weil 
ber Kläger und fein Rechtsfreund aus den Entſcheidungsgründen des 
Dberlandesgerichtes die unmwiderlegbare Belehrung über die Unftatt- 
baftigfeit des Klagebegehrens ſchöpfen mußten.“ 
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Nr. 1142. 


Berechnung der reftituirten Friſt zur Appellationsanmeldung. 


Entid. v.29. Mai 1860, Nr. 6399 (Beitätigung des dad Decret des K. ©. 
Nenfat v. 20. October 1859, Nr. 4839, abandernden Decret? des O. L. ©. 
Temesvar vd. 15. Februar 1860, Nr. 508). ©. H. 1861, S. 35, 36. 

Der in erfter Inftanz fachfällig gewordene Kläger war gegen 
das durch Verſchulden feines Rechtsfreundes bewirkte Berfäunmiß der 
Appellationsanmeldung unter der Bedingung der Ablegung eines dies⸗ 
bezüglihen Eides reftitwirt und ihm eine neue Friſt von 14 Tagen 
„vom Tag der Eivesleiftung” an zur Anmeldung dev Berufung be- 
willigt worden. Kläger legte ven Eid ab und brachte fofort nach Er- 
langung des Protokolls über die Ablegung des Eides die Appellation 
ein. Die erfte Inftanz wies dieſe Berufung zurüd, weil Die vierzehn- 
tägige Friſt zur Ueberreihung der Appellation vom Eivestage zu zah- 
len und dieſe Friſt bereits verftrichen fei. Die beiden oberen Inftan- 
zen erfannten, daß die Appellation rechtzeitig eingebracht fei, da troß 
jenes Beifages der erften Inftanz die Friſt zur Ueberreihung ber 
Appellation nur vom Tag ber erfolgten Zuftelung des Protokolls über 
die Eidesablegung laufen fonnte, indem ver Reſtitut früher nicht in 
der Lage war, ſich über vie Erfüllung der an die Reftitution gefnüpf- 
ten Bedingung, nämlich über die wirkliche Ablegung des Eides aus: 
zuweifen. 


Nr. 1143. 
Mündliches ZTeftament ? 


gti. v. 30. Mai 1860, Ne. 6253 (Beitätigung ded dad Urtheil des 

3. G. Wieden in Wien dv. 4. December 1859, Wr. 22300, abänderuden 

Urtheild des D. 2. ©. Wien v. 29. Februar 1860, Nr. 1904). © 
1860, Nr. 147. Tribüne 1861, Nr. 137, 138. 

Einige Tage vor dem Tode des M verfammelten fich drei Freunde 
desjelben an feinem Sterbelager und ridjteten an ihn die Frage, ob 
er denn nicht zur Vermeidung künftiger Streitigkeiten ein Teſtament 
machen molle, worauf M zu feiner Gattin, welche ver Trage der Män- 
ner durch ihr Andringen noch mehr Nachdruck gab, die Worte ſprach: 
„Wozu brauchen wir ein Zeftament? es brauchts nicht; es gehört 
ohnehin alles Dir, wie es liegt und fteht; es kann Dir fein Menſch 
etwas nehmen.” Auf Grund diefer Aeußerung, die von den drei Zeus 
gen vor Gericht eidlich beftätigt wurde, überreichte die Witwe des M 
ihre Erbserflärung aus dem Teſtamente und wurde von den Inteftat- 
erben desfelben, welche die Erbichaft aus dem Geſetze angetreten bat- 
ten, wegen Ungiltigfeit de8 von ihr geltend gemadıten Nuncupativ- 
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teftauentes des M belangt. — Das Klagebegehren wurde vom Gericht 
erfter Inftanz zugelafjen, von dem Oberlandesgericht abgewiefen. 

Der oberite Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Oberlandes- 
gerichte8 und bemerkte in den Motiven: „Die Kläger beftreiten das 
Nuncupativ-Teftament des M zunächſt aus dem Grunde, weil M über- 
haupt nicht Willens geweſen fei, eine leßtwillige Verfügung zn treffen 
und weil feine Erklärung eine beftimmte Erbseinfegung ber Bellagten 
auch nicht enthalte. Allein bei der von den drei Zeugen beftätigten 
Beranlafjung zu der von M abgegebenen Erklärung kann die erftere 
Behauptung nicht aufrecht erhalten werden; denn geradezu und aud« 
brüdlich aufgefordert, feinen legten Willen fund zu geben, mußte M 
wiffen, daß dasjenige, was er in Folge diefer Aufforderung über bie 
nit feinem Vermögen zu treffende Verfügung erklären wird, von den 
Zeugen als feine legte Willensmeinung werde entgegen genommen 
werben; hätte er alfo darüber, wie e8 nad) jeinem Tod mit feinem 
Bermögen gehalten werden fol, fih nicht ausſprechen wellen, fo 
würde er die an ihn geftellte Aufforderung abgelehnt oder einfach un- 
beantwortet gelaffen haben. Eben dadurch aber, daß M auf die Vor- 
ftellung der Nothwendigkeit der Errichtung eines Teſtamentes eingehend, 
eine Erflärung bezüglich feines Vermögens abgab, bekundete er den 
Willen, jeine Dermögensangelegenheiten für den Fall des Todes zu 
ordnen; und bei dem Umſtande, daß M wirklich erklärt hat, was er 
rüdfichtlich feines Vermögens zu erflären für nöthig hielt, wäre e8 
auch gewiß eine der Sachlage und der Vorftellung des rechtsunkun— 
digen Erblaffers Zwang anthuende Auslegung, wenn in den Worten: 
"Zu was ein Teftament? es braucht's nicht’, eine directe Verweige— 
rung der Kundgebung feines legten Willens erkannt werben follte (wie 
dies eben die Kläger fordern), denn augenjcheinlich deuten dieſe Aus- 
prüde nur auf die dem Erblaffer eigenthümliche Auffaffung und auf 
die in ihm feftftehenve Ueberzeugung, daß es weiterer Unftänpdlichleiten 
nicht bedürfe, und daß es genüge, wenn er erllärt: Niemand als fein 
Weib habe einen Anſpruch auf fein Vermögen. Was aber ven Inhalt 
der von dem Zeugen beftätigten Erklärung des M betrifft, fo kann 
darüber, daß in den Worten: Es gehört alled, wie es liegt und fteht, 
meinem Weibe’, eine Erböeinfegung der Bellagten enthalten fei, ein 
gegründeter Zweifel wohl nicht beftehen. Nach den thatfächlichen Ber- 
hältniffen, fo weit fie die Streitverhandlung vargelegt hat, nad den 
einander gegenüber ftehenden Anſprüchen beider Parteien auf die Ver- 
laſſenſchaft des M und nad den Rechtsausführungen verfelben, wäre 
bie Auslegung jedenfall® ungerecdhtfertigt, die jener Erklärung des M 
den Sinn beilegt, vaß er damit jagen wollte, er befite fein Vermögen, 
worüber er teftiren könne, weil alles Vorhandene fhon feinem Weibe 
gehöre. Wenn aber diefer Sinn der befagten Erklärung nicht unter- 
legt werden darf, fo fann fie nur mehr den Sinn haben, daß nad) 
dem Tode des Erblaffers niemand Anderer als fein Weib auf das 
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vorhandene Bermögen Anſpruch machen foll, und e8 fünnen daher der- 
jelben die auf den Inhalt bezüglichen Erforderniffe eines giltigen Te— 
ftaments (88. 552, 553, 564, 565 a. 6. ©. 3.) nicht abgeſprochen 
‚ werben.” 


Nr. 1144. 
Zuftändigfeit der Milttärgerichte für Klagen des Militäre 
Aerars gegen Civilperfonen. 
Entſch. v. 30. Mai 1860, Nr. 6371 (Beftätigung de der vogerete des L. ©. 


— v. 31. October 1859, 6, und des O L. ©. der. 
mannftadt v. 14. Februar 1860, Nr. 1387). ©. ©. 0, ©. 315 ff 


Nr. 1145. 


Aufhebung der Ehepacten im alle der Eheſcheidung auf 
Berlangen des fehuldlofen Gatten. 
5. Juni 1860, Nr. 6372 (theitmeile du erung des des Urtheils 


Bi 6. Renengbach v. 12. November 1859, Nr. des Urtheils 
O. L. G. Wien v. 14. mir On. 23 "sa, Beitfhrift f. d. Notar. 


Die Ehe zwifchen dem B und der A war aus Berfchulden des 
B auf die Dauer von zehn Jahren vom Chegerichte geſchieden worden. 
In den Ehepacten war allgemeine Gütergemeinſchaft bedungen worben. 
In diefe Öütergemeinfchaft hatte Die A das Gut x eingebradt und dem 
B die Auffandungsbewilligung in Anfehung ver Hälfte diefes Gutes 
ertheilt, in Yolge deren die Intabulation auch vollzogen wurde. Die 
A verlangt nun nad $. 1264 a, b. ©. B. die Aufhebung der Ehe- 
pacten und Wiebereinfegung in den vorigen Stand, daher das grund» 
bücherliche Alleineigenthun des Gutes X und der zur Zeit der Ehe- 
ſchließung vorhanden gewejenen ſämmtlichen Einrihtungsftüde. B er- 
Härte in biefe Abfchreibung nur gegen das zu willigen, daß die A 
ihm die angeblih baar in die Wirthfchaft von ihm eingebrachten 
1200 fl. Hinauszahle, womit er jenes „Heiratsgut“ „widerlegt“ zu 
haben behauptet. 

Die erfte Inftanz entſchied: „Der Heiratövertrag wird als 
aufgehoben erklärt, dagegen dem meiteren Klagebegehren nit Statt 
gegeben. " Gründe: „Die 88. 1264, 1265 und 1266 a. 6. ©. 2. 
enthalten drei ganz verſchiedene Fälle und deshalb find aud für jeden 
verfelben verſchiedene Beftimmungen gejett. Wird bei der Scheivung 
ein Theil ſchuldlos erkannt, fo kann er die Aufhebung der Ehe- 
pacte verlangen; wird die Ehe für ungiltig erklärt, jo zerfallen die 
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Ehepacte ; wird fie getrennt, fo find fie erlofhen. Der Ausprud 
‘zerfallen bietet feine Schwierigkeit in der Auslegung; gleichwie 
nämlih die Ehe jelbft fchon zur Zeit ihrer Abſchließung nichtig war, 
fo waren e8 auch die Ehepacten ſchon zur Zeit der Schließung ber 
Ehe dergeftalt, daß jett fogar das Heiratsgut, weldes ein Dritter 
beftellt, feineswegs wie im alle der Aufhebung oder des Erlöſchens 
der Ehepacte an die Gattin gelangt, fondern dem britten Befteller 
zurüdfält. Ebenſo klar ift der Ausdruck “erlöfchen’ des $. 1266; 
mit der Urſache endet die Wirkung; die Wirkfamkeit des früher aller- 
dings giltig gewefenen Ehevertrages hört mit der Trennung der Ehe 
auf. Die Aufhebung endlih befteht nah dem Vorderſatz des 
$. 1264 in dem ridhterlihen Erkenntniß, daß die Wirkſamkeit der 
Ehepacten aufzuhören habe. Die Folge des Erlöſchens und des 
Berfallens find in den 88. 1265, 1266 Mar ausgevrüdt. Ebenſo 
deutlich beftimmt das Geſetz die Folgen der Aufhebung, jedoch nicht 
im 28., ſondern im 16. Hauptftüd des II. Theiles. Erfteres enthält 
die beſonderen Beftimmungen über Ehepacten; geben dieſe feinen 
Anbaltspunct, fo ift nach den allgemeinen Borfchriften zu urtheilen. 
Da nun der 8. 1264 über die Folgen der Aufhebung ſchweigt, fo 
ift auf die SS. 841 und 843 zurüdzugehen, wornad bei Aufhebung 
ber Gemeinfchaft die Theilung der der Gemeinschaft unterzogenen 
Güter ftattzufinden hat. Klägerin will, um ihr Slagebegehren zu mo« 
tiviren, eine analoge Anwendung des $. 1265 geltend machen. Allein 
abgefehen davon, daß von einer analogen Anwendung nad $. 7 des— 
bald Feine Rede fein kann, weil das Gefe ohnehin im 16. Haupt- 
ftüd die deutlichſten Beftimmungen über ven fraglichen Yal enthält, 
fo haben tie in den 88. 1264 und 1265 enthaltenen Fälle gar fein 
wejentlihes Merkmal mit einander gemein. $. 1265 jest eine nich- 
tige Ehe, $. 1264 eine giltige voraus, Der Grund des Zerfallens 
der Ehepacten liegt in der der Ehe anklebenden Nichtigkeit, ver Grund 
der Aufhebung nah $. 1264 in dem Willendact des ſchuldlos Ge- 
ſchiedenen. Eher noch finden fi gemeinfchaftlihe Merkmale zwifchen 
den in 88. 1264 und 1266 behandelten Fällen. Beide PBaragraphe 
baben eine giltige Ehe zum Gegenſtande, mehrere ver gefeglichen Schei— 
bungsgrünvde fallen mit den Trennungsgründen zufammen ; der vormals 
in Wirkſamkeit geftandene 8. 108 ordnete für den Fall der Scheitung 
dasfelbe Verfahren an wie 8. 117 im Falle der Zrennung. Allein 
auch gegen diefe Anwendung der Analogie ſpricht der Umftand, daß 
für den fraglihen Fall ohnedies ein ausdrückliches Gefetz befteht, 
mithin ein Schluß aus der Analogie unzuläflig if. Wollte man ver 
analogen Anwendung des 8. 1265 auf vorliegende Streitfadhe Statt 
geben, fo könnte Klägerin nad Inhalt des 8. 1264 felbft dann, wenn 
fein Theil an ber Scheidung fehuldtragend erfannt worden wäre, ver- 
langen, daß fie ohne Hinauszahlung der von dem Gatten eingebrady- 
ten, nicht mehr vorhandenen Summen in den Alleinbefig der Realität 
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gejegt werbe. Ließe man dieſe Analogie gelten, fo müßte man wohl 
die GStilifirung der 88. 1264 und 1265 für fehr unlogifch erklären, 
weil das Gefeg den Fall des 8. 1265 frenge gefondert hinftellt, 
während ganz dasfelbe, was im Falle des 8. 1265 gefchieht, auch in 
mehreren fhon im 8. 1264 enthaltenen Fällen, wenn nämlich die 
Aufhebung begehrt wird, einzutreten babe. Wenn nämlich der ſchuld⸗ 
loſe Theil nicht einmal bei getrennter Ehe das Hecht hat, die Pro- 
zedur des 8. 1265 zu begehren, ſondern fich mit der im $. 1266 
vorgefehenen Zheilung begnügen muß, warum joll ein fo erorbitantes 
Hecht dem gefchiedenen Ehegatten zuftehen? Will ja doch der Gejeß- 
geber offenbar gerade der Trennung viel einfchneidendere Yolgen zu- 
geftehen als der Scheivung, fo daß bei erfterer der ſchuldloſe Gatte 
den Anfprud auf das gefetliche Erbrecht verliert, was bei der Schei- 
dung keineswegs der Yall iſt.“ 

Die zweite Inftanz erfannte: „l. Der Heiratsvertrag wirb 
als aufgehoben erflärt, das Alleineigenthumsredht der Klägerin auf die 
Realität ift wieder einzuverleiben und Geklagter fhulvig, ihr dieſe 
Realität fammt dazu gehörenden Gründen und ven fpecificirten Fahr⸗ 
niffen wieder in den pänfifchen Aleinbefig und Genuß zu überlaflen. 
2. In Anfehung des von dem Geklagten in der Einrede und Duplik 
geftellten Begehrend zu erfennen, daß ihm vie Klägerin bie bei 
Eingehung der Ehe von ihm eingebrachten 1200 fl. binauszuzahlen 
ſchuldig fei, wird verfelbe angewiejen, dieſe feine Rechte in einer be- 
jonderen Rechtsführung gegen feine Gattin geltend zu machen.” Im 
den Entjcheidungsgründen heißt e8: „Die Erklärung, ein Vertrag 
werde für aufgehoben erflärt, enthält vie Beftimmung, daß derfelbe 
von einem beftimmten Zeitpunft an nicht mehr beftehen folle und ift 
von befjen Ungiltigkeitserflärung ($. 1265) wohl zu unterſcheiden. Be- 
ftehen die Ehepacten aber nicht mehr, fo hat der Ehegatte das ihm 
darin beftimmte Heiratsgut, nämlid) vie Hälfte des Bauernhaufes, von 
da an ohne Rechtsgrund in Händen und dieſe Realitätenhälfte umjo- 
mehr der Klägerin in den Alleinbefig zurüdzuftellen, ald das Heirats- 
gut feiner Natur nad) dem Manne zur Erleichterung des mit der 
ehelichen Gemeinfchaft verbundenen Aufwandes übergeben wird, aljo 
mit dem Aufhören dieſer Gemeinſchaft von felbft hinwegfällt. Belan- 
gend die 1200 fl., welche ver Geklagte bei feiner Verehelichung in ven 
gemeinjhaftlichen Haushalt mitgebracht haben will und in dem gegen- 
wärtigen Rechtöftreite zurücforbert, fo löft ſich dieſe Forderung in neun 
Poſten auf, die er gegen die Klägerin aus den verfchiedenften Rechts— 
titeln und unter Beibringung mannichfaltiger Beweife geltend machen 
will. Dieſe Forderungen eignen fich wegen ihrer Ungleichartigfeit mit den 
von der Klägerin erhobenen zu feiner Compenfation mit denjelben und 
find deßhalb um fo mehr in einer befonderen Rechtsführung gegen 
bie Kläger auszutragen, als bei der Verhandlung hierüber Fragen zu 
beurtheilen fein werben, welche in dieſem Rechtsſtreit nicht näher bes 
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rührt wurden und als die heutige Klägerin fonft um eine Rede zu 
kurz fommen würde.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
ad 1, änderte ed jedoch ad 2 dahin ab, daß ver ©ellagte gleichzeitig 
mit der ihm obliegenden Rüderftattung der Realität und Yahrnifje vie 
Rückzahlung des Betrages von 800 fl. von Seite der Klägerin zu 
fordern berechtigt fei und nur der weitere Anfpruch der ferneren Rechts» 
führung vorbehalten bleibe. Die Entfeheidungsgründe lauten: „Es Liegt 
in der Natur der Sache, daß wenn die Ehepacten aufgehoben werben, 
das Heiratögut und die Widerlage, wenn diefe von einem Dritten be- 
ftellt ift, an diefen, und wenn fie, wiewohl das Eigenthum der Wider» 
lage (8. 1230) eigentlich nur der Überlebenden Gattin gebührt, dieſer 
von dem Gatten ſchon behändigt war, an den Gatten, das Heirats- 
gut aber aud), wenn es für fie von jemand andern beftellt wurde, 
immer der Gattin zurüdgeftellt werde ($. 1229). Im vorliegenden 
Tale nun wird der aus Berjchulden des Gatten gefchiedenen Klägerin 
von beiden Gerichten das Recht, die Aufhebung des Heiratsvertrags 
zu verlangen, zuerkannt und in richtiger Confequenz diefer Aufhebung 
vom Obergerichte das Alleineigenthbum der Braut auf das zur Hälfte 
als Heiratsgut dem Bräutigam zugebrachte Gut wieder hergeftellt und 
die Ueberlaſſung vesfelben fammt dem fundus instructus an bie Klä— 
gerin ausgeſprochen. In diefer Beziehung ift das Urtheil ganz geredht- 
fertigt, denn es kann nicht von einer Theilung des gemeinfchaftlichen 
Gutes, fondern eben nur von der Wiederherftellung des vor dem Ehe- 
vertrage, der den Beklagten in bie Gemeinſchaft einführte, beftandenen 
Eigenthumsverhältniſſes der Klägerin die Rede fein, was der Bellagte 
ſelbſt an mehreren Stellen der Verhandlung auch ausdrücklich aner- 
kannte, wie er denn gleich anfangs der Einreve erflärte: “er habe nichts 
Dagegen, daß Gegnerin in den bücherlichen Alleinbefig der Wirthſchaft 
fomme und daß fie auch das Zugehör derſelben, ſowie es zur Zeit 
der Eingehung der Ehe vorhauden war, wieder übernehme’. Jedoch will 
er auch feinen damaligen Vermögensſtand wieder hergeftellt haben, 
insbefondere feine nah Art. 2 des Vertrags eingebrachte Widerlage 
pr. 1200 fl. erhalten. Nach der obigen Bemerkung könnte won dieſer 
Forderung feine Rede fein, wenn die Widerlage, welche zur Ver— 
mehrung des Heiratsgutes ausgefett ift und wovon der Gattin wäh- 
rend der Ehe fein Genuß gebührt ($. 1230), in den Händen des Gatten 
geblieben wäre; aber anders geftaltet fich die Frage und es Tann nicht 
mehr ver ganze Anſpruch des Bellagten unbedingt auf den feparaten 
Rechtsweg verwiefen werben, wenn und infoferne angenommen werben 
muß, daß mit und durch den Bertrag eine Summe jener Widerlage 
ihon Eigenthum der Klägerin geworden oder für fie von dem Be— 
Hogten verwendet wurde; denn dann ift die nothwendige Yolge, daß 
and) im gegenwärtigen Nechtsftreit mit der Aufhebung des Vertrages 
die Rüdftellung der Widerlage jowie des Heiratsgutes verfügt werde, 
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indem ber viesfällige Anfprud des Gatten nicht als eine unpafjend 
eingemengte Widerflage, fondern als die aus dem aufzuhebenven 
Bertrage fließende Beſchränkung des Klagebegehrens erfcheint. Es kann 
auch von Seite der Klägerin diefer durd die von ihr felbft verlangte 
Heiratsvertrags- Aufhebung jhon begründeten Gegenforberung die Com⸗ 
penfation mit angeblihen Entſchädigungsanſprüchen an den Gatten 
für eigenmädhtigen Holz: und Heuverfauf jo wenig entgegengefeßt 
werden, als die von dem Bellagten aus dem Zitel eines in der Wirth- 
Ihaft gemachten Aufwandes, zu dem er nicht verpflichtet gewefen wäre, 
erhobenen Poften bier zur Geltung gebracht werden können. Was 
nun die Widerklage betrifft, fo hat die Klägerin felbft in der Replik 
zugeftanden: Was Gegner bei Eingehung der Ehe zugebradht hat, 
waren 800 fl, worüber er felbft einverftännlih mit mir disponirt 
bat’, und diefe Angabe kann und muß als Anhaltspunkt genommen 
werben... Ueber jene 800 fl. kann fchon heute, da e8 fid) um Auf- 
hebung des Bertrags und auf Grund vesfelben um NRüdftellung des 
an Heiratsgut und Widerlage wirklich Geleifteten handelt (wobei bie 
genoffenen Erträgniffe der Wirthihaft und die Zinfen der baaren Wi- 
berlage nicht in Anſchlag kommen können, quia resolvitur in tunt) 
gefproden.... werben.“ 


Nr. 1446. 


Befisftörungskflage des Eigenthümers der verpachteten Sache 
gegen den Pächter. 


Entſch. v. 12. Juni 1860, Nr. 5444 (Beftätigung ded Decrets ded B. ©. 

Karolinenthal v. 22. December 1859, Nr. 937786. Gbänderung des Decrets 

des O. L. G. Prag v. 28. Februar 1860, Nr. 2660). ©. 3. 1860. Nr. 120. 
Giornale di Giurispr. prat. 1860, ©. 334 ff. 

A ift Eigenthum eines Grundftüdes, auf welchem fi Kalf- 
öfen befinden und weldes an B verpachtet ift; diefer begann Kalt 
brechen zu lafjen und A brachte deßhalb fofort gegen ihn eine Beſitz⸗ 
ftörungsflage ein. Die erfte und dritte Inftanz wiefen die Klage 
zurück, während ihr die zweite ftatt gab. 

Gründe der zweiten Inftanzg: „Nah dem $.5 ber Tail. 
Berorbnung vom 27. October 1849, Nr. 12 R. ©. Bl., kommt es 
bei Streitigkeiten wegen Störung des Beſitzes lediglih auf den ber 
Thatfache der Störung des Beſitzes vorangegangenen factifchen Befit- 
ftand und auf die deflen Störung begründende Thatſache jelbit an. 
Es kann daher bei vorliegender Beſitzſtörungsklage nit in die Er— 
wägung der Frage eingegangen werden, ob aus den Pachtrechten bes 
Geklagten auch das Befugniß desſelben, ven unter der Oberfläche be- 
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finvlihen Kalkftein zu feinem Bortheile zu Tage fördern zu laflen, 
begriffen, oder ob Kläger Kraft feines vom Gellagten anerkannten 
Eigenthumsrechtes einer derlei Benügung des verpachteten Grundes 
fi zu widerſetzen berechtigt jei, ſondern e8 hat der Entfcheidung ledig⸗ 
ih der feitherige Beſitz, ſoenach die Art und Weife ‚ver feitherigen 
Ausübung der Pachtrechte des Gellagten zur Grumblage zu dienen. 
Geklagter gibt weder an, daß feine Vorgänger in dieſer Grundpach⸗ 
tung oder er felbft vor dem 10. December 1859 in dem gepacdhteten 
Grunde je Kalkftein gebrochen haben, und Kläger wiberfpricht Diefes 
ausdrücklich, ſo wie Gellagter in der Duplik felbft zugibt, daß Ge⸗ 
klagter und deſſen Vorgänger in dem Pachte des fraglichen rundes 
in diefem nie Kalkſtein gebrochen haben. Es erfcheint daher der fac- 
tifhe Befit dahin fichergeftellt, daß ungeadhtet des feit 40 Jahren 
beftehbenden und feit 30 Jahren bücherlich vorgefchriebenen Pachtes 
des fraglichen Grundes von den Pächtern in demfelben nie Kalkftein 
gebrodhen wurde. Da nun der Gellagte gefteht, daß er am 10. De- 
cember 1850 in diefem Grunde Kalkſtein breden und denſelben zu 
Zage fördern ließ, fo hat er durch diefe Handlung den bis dahin be— 
ftandenen factifchen Befig, vermöge deſſen die Pächter dieſes Grundes 
in bemfelben nie Kalt gebrochen haben, geftört; er mußte daher ber 
Störung des Mägerifhen Beſitzes fchuldig, zu der Befreiung diefes dem 
Kläger eigenthümlichen Grundes von dem Brechen des Kalkſteines ver- 
pflichtet erfaunt und ihm gemäß 8. 339 a. b. ©. B. die fernere Störung 
dieſes Befiges unterfagt und die Herftellung des früheren Standes 
unter Bemeflung der im 8. 300 a. G. DO. beftimmten Friſt ver- 
orbnet werden, ” 

Gründe der dritten Inftanz: „Nah $. 5 ber kaiſ. Ber- 
erdnung vom 27. Detober 1849 Nr. 12 R. ©. B. kommt e8 bei 
Beſitzſtörungsklagen einzig auf die Erörterung und den Beweis der 
Thatſache des letzten factiichen Beſitzſtandes und der erfolgten Stö- 
rung an. Wer einen Befig, das ift nach dem Wortlaute des erften 
Abſatzes dieſes Paragraphen factifcher Beſitzſtand, erft erwerben oder 
ein flärferes Recht zum Befite geltend machen will, muß den ordent- 
lichen Rechtsweg ergreifen, in welchem aud die ragen über Titel, 
Redlichkeit oder Unreblichkeit des Beſitzes zu behandeln find. Im vor- 
liegenden Falle bat nun nad Inhalt der Verhandlungsacten feiner 
ber beiden Streittheile vor dem Acte, welcher vom Kläger als das 
Befigftörungs » Factum angegeben wird, auf dem in Frage ftehenden 
Grundſtücke N. Top. 240 wirklich Kalkſteine gebrochen, ed hat fid 
aljo feiner ber beiden Streittheile im factifchen Beſitzſtande dieſes 
Kalkſteinbrechens befunden, wornach audy eine Störung im factiſchen 
Befige nicht eingetreten fein kann. Der Kläger ift grunpbüderlicher 
Eigenthümer des Grundſtückes N. Top. 240, ver Gellagte aber im 
grundbücherlichen Befige der Pachtrechte bezüglich desſelben Grund» 
ftüdes. Die Entfcheivung der Frage nun, ob und wie weit das 

Glaſer, Unger und Walther Entf. II. 8 
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Eigenthum, das ift das Recht, mit ver Subftanz und den Nugungen 
des Grundſtückes zu fohalten und jeden andern davon auszufchließen, 
durch die Verpachtung desſelben Grundſtückes bejchränft worden fei, 
dann ob dem Kläger als Eigenthümer ein ftärferes Recht zum Bruche 
des Kalkſteines auf viefem Grundſtücke zuftehe, als vem Pächter, 
welcher fih im factifhen Befige des Rechtes, das Grundſtück während 
der Pachtvauer zu gebraudhen und durd Fleiß und Mühe zu benüten, 
befindet, kann keineswegs in diefem bloßen Befigftörungsftreite, fon- 
dern nur in einem burdzuführenden orbentlihen Rechtsſtreit er- 
folgen. Da nun nad dein Inhalte der vorliegenden Klage das Be: 
ſitzſtörungs⸗-Factum blos darin beftehen fol, daß der Geflagte auf 
diefem Grundftüde Kalkftein zu brechen angefangen habe, und da die 
eigentlihe Tendenz des geftellten Klagebegehrens dahin gerichtet if, 
daß dem ©ellagten das weitere Kalffteinbrehen unterfagt werden 
folle, weil ihm als bloßem Pächter ein Recht dazu nicht zuftehe, jo 
ſtellt ſich diefe Klage nicht als eine eigentlihe Beſitzſtörungsklage im 
Sinne der faif. Verordnung vom 27. October 1849 dar, weßhalb 
auch auf diefelbe nicht erfannt werben Tann, daß das dem Oeflagten 
nah dem Grundbuchs⸗-Extracte zuftehende Recht der Pachtung des 
Kalkſteinbruches nicht das Befugniß, Kalkftein zu brechen, in ſich faſſe; 
e8 mußte daher der dieſes Klagebegehren abweifende Erkenntnifbe- 
ſcheid des Bezirkögerichtes beftätigt werben.“ 


Nr. 1147. 


Beweislaft bei der actio negatoria. Erwerbung im Ber: 
trauen auf die öffentlichen Bücher. - 


Entid. v. 12. Inni 1860, Nr. 6268 (Beitätigung des dad Urtheil ded B. ©. 
Audit v. 28, December 1858, Nr. 905, abändernden Urtheild des O. 2. ©. 
Prag v. 21. December 1859, Nr. 10321). ©. 3. 1861, Ar. 75. 

Im Yahre 1856 brachten die Eheleute A, Beſitzer der Rea— 
lität I, gegen bie Eheleute B, Befiger der Realität IL, eine negato- 
rifhe Klage ein, welche jedoch mur in erfter Inftanz Erfolg hatte. 

Gründe der erften Inftanz: „Die Kläger haben redhts- 
beftändig erwiefen, daß über deren "Karittenfelo’ nie ein Fahrweg be- 
ftanden, daß es jedesmal, wenn die Gellagten darüber gefahren waren, 
Zänfereien gegeben und die Kläger die Wagenfpuren gleich wieder 
aufgeadert haben, daß die Gellagten mit den Getreivefuhren vom 
Müůhlbergacker öfter auch über das “große Stüd’ gefahren find, fo- 
mit das angemaßte Fahrrecht nicht ununterbrochen und nicht ungeſtört 
buch den Zeitraum von dreißig Jahren ausgelibt hatten. Die Kläger 
haben weiters erwiejen, daß fie die Wirthfchaft I im Jahre 1843 
grundbüderli erworben haben, und daß auf diefer Wirtbfchaft und 


— 15 — 


auf Teinem Theile derfelben irgend eine Servitut haftete; fie find 
daher in dem Nechte, jeden anderen von ter Benügung ihres Eigen— 
thumes auszufchließen, $. 354 a. b. ©. B., daher aud in dem Nechte, 
bie Unterfagung des von den Geklagten angemaßten Fahrrechtes durd 
den Hofraum ihrer Wirthſchaft und über das dazu gehörige ſogenannte 
Rarittenjeld zu begehren, weßhalb auch dem Klagsbegehren gemäß 
erfannt werden mußte." 

Gründe der dritten Inftanz: „Bei dem Klagsanſpruche 
auf Unterfagung und Aberfennung des Rechtes, durch den zum Pa 
halten der Kläger gehörigen Hofraum und über das zu diefem Haus- 
halten gehörige fogenannte Karittenfelo behufs der Unbauung und Ein- 
fechſung des den geflagten Eheleuten B gehörigen Mühlbergaders fahren 
zu dürfen, müſſen die Kläger nad $. 523 a. b. ©. B. die Anmaßung 
dieſer Dienftbarkeit in ihrer Sache erweifen. Der factifche Befig der 
Öeflagten als Eigenthümer der Wirthfchaft II iſt binfichtlih des 
Fahrens über das Karittenfeld und durch den Hofraun ber Kläger 
felbft durch die von den Klägern geführten Zeugen erwiefen, da nad) 
deren Ausfage, obwohl über jenes Weld ein abgefahrener Weg nicht 
befteht, dennoch die Befiger des Mühlbergaders mit ihren Wirth: 
Tchaftsfuhren über dasfelbe gefahren find, um zu dem Mühlbergacer 
zu gelangen. Es ift aber auch weiter durch bie von den Geklagten 
geführten Zeugen erwiefen, daß fowohl die gegenwärtigen Befiter der 
Wirtfehaft II als auch ihre Befigvorfahren über dreißig Jahre mit 
Dung- und Getreidefuhren alljährlih durd den Hofraum der Kläger 
und über ven Rarittenader auf ihren Mühlbergader und zurüdgefahren 
find, wenn dafelbft die Feldfrüchte abgeräumt waren. Ueberdieß ift 
auch durch den gerichtlihen Augenſchein fichergeftelt, daß un mit 
den Wirthichaftsfuhren zu dem Mühlberg zu gelangen, ein Weg erft 
in einer andern Richtung fahrbar hergeftellt werden müßte. Bei diefem 
Sachverhalte können die Kläger ihren Klagsanſpruch auf Unterfagung 
und Aberfennung dieſes Fahrrechtes auch dadurch nidıt begründen, daß 
ihnen bei ihrem im Jahre 1843 erfolgten Beſitzantritt der Wirthichaft 
I die Ausübung diefes Fahrrechtes nicht befannt geweſen fei, fie daher 
im Bertrauen auf die öffentlichen Bücher ihre Wirthichaft als ein freies 
Eigenthbum erworben haben, indem der Gebrauch dieſes Nechtes auch 
während ihres Beſitzes fortgefegt worben ift, und bie Geflagten ven 
Titel zum Befite dieſes Rechtes bei der über dreißig Jahre beftan- 
denen Benütung nicht auszuweiſen haben, und eine Unreblichkeit ihres 
Defiges nicht eriwiefen wurde. Um jedoch der Mißdeutung vorzubeugen, 
daß den Geklagten durch dieſes oberftrichterliche Urtheil ein unbe- 
ſchränktes und unbedingtes Fahrrecht über den klägeriſchen Hofraum 
und deren jogenanntes KRarittenfeld eingeräumt fei, wird bei dem Um- 
ftande, als zufolge mehrerer Zeugenausfagen das fraglihe Dienftbar- 
teitörecht der Durchfahrt erft nad Abräumung der Feldfrüchte ansgeübt 
wurbe, und ald nad $. 484 a. b. ©. B. Dienftbarkeiten nicht er- 
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weitert, fondern möglichft eingefchränft werden müſſen, den Slägern 
das Recht vorbehalten, nöthigenfalls ihre Rechte bezüglich der ihnen 
möglihft unfchädlichen Ausübung des gegentheiligen Fahrrechtes befon- 
ders geltend zu machen.“ 


Nr. 1148. 


Anfpruch auf Gewährleiftung: Verjährung der Einwendung des- 
jelben. — Das Gefäß als Zugehör der Flüffigfeit. 


Entid. v. 12. Juni 1860, Nr. 6524 (Beitätign — des Urtheils des K. G. 
Wiener Renitadt v. 23. 3 ruar 1860, Nr. 2 bänberung des umbeil 
des O. L. G. Wien v.1 Fir a MM 3623) 6. 3. 1860, Rr. 89, 
In den Sutfeibungegränber des oberften Gerichtähofes heißt 
e8: „Der Geklagte gefteht, von dem Kläger jene Waaren gefauft zu 
haben, für welche terjelbe nun den Heft des Preifes mit 77 fl. fordert, 
wenbet aber ein, daß er 1. wegen Gewichtsabgang bei Spiritus und 
2. geringerer Gradhältigkeit (Qualität), 3. Gewichtsabgang bei Rübsöl, 
4, deßgleichen bei Kolophonium, die diefen Mängeln entfpredenden 
Geldbeträge vom Kauffchillinge zurückzubehalten befugt fei, und ebenjo 
5. die ganze mit 7 fl. aufgerechnete Summe für das Faß, womit 
das Rübsöl ihm gefandt wurde, weil er felbes dem Kläger retour: 
nirte. Durch die von 1 bi8 4 erwähnten Behauptwigen will der 
Geklagte fein Recht auf Gemwährleiftung, meil bevungene Eigenfchaften 
der gedachten Gegenſtände mangelten (8. 922 a. b. ©. 3.), geltend 
machen. Dieſes kann er aber in Yolge 8. 933 nur binnen jech® 
Monaten, nachdem ihm dieſe Mängel befannt wurden, thun, weil 
jpäter fein Recht erlofhen ift. In die Kenntniß der gerügten Abgänge 
an Maß und Gewicht der Waaren, dann an ter Stärfe des Spiritus 
gelangte er am 30. Yäanner 1858, wo ihm das lette Collo zukam, 
und da er innerhalb ſechs Monaten keinen Schritt biesfalls that, war 
fein Recht auf Gewährleiftung erlofhen, und ein erlofchenes, fomit 
nicht mehr beftehendes Recht Tann auch im Wege der Einwendung 
nicht mehr geltend und dadurch wieder aufleben gemacht werden. Es 
wäre ebenjo, al8 wenn jemand den Kläger compensando eine Forderung 
an rädftändigen, jedoch ſchon verjährten Capitalszinſen u. dgl. entgegen« 
jegen wollte, und diefer die Verjährung bezüglich jener, die ſchon über 
drei Jahre rüdftändig find, rügen würde, wo man fchwerlich behaupten 
wird, daß ber Geklagte diefe Durch Verjährung erlofhenen Zinfen zwar 
nicht einflagen, aber ald Einwendung immerhin der num angejprochenen 
anderweitigen Forderung entgegenjegen und jo, ungeachtet ber Erlö⸗ 
ſchung ſeines Rechtes, dieſelben doch wieder zur Geltung bringen könne. 
Auch die Abſicht des Geſetzes, Gewährleiſtungsanſprüche in kürzerer Zeit 


verjähren zu laſſen, würde fonft vereitelt. Wäre ver Gellagte früher be- 
langt worden, hätte er fein Recht auf Gemährleiftung binnen ſechs Mo⸗ 
naten von dent Zeitpunfte an, wo e8 ausgeübt werden fonnte ($. 1478), 
der Klage entgegengejegt, fo hätte darauf auch als Einwendung Bedacht 
genommen werben können, nicht aber jet, wo es bereits erlofchen ift. 
Nachdem ihm übrigens ſchon aus den mit den Waaren zugleich erhal- 
tenen Yacturen erfichtlich wurde, daß der Kläger ihn für das ganze darin 
angefegte Gewicht und Grade des Spiritus die Preife berechnete, alfo 
verlange, fo war er auch damals bereits in Kenntniß, daß wegen der vor- 
geblihen Mängel ihm Schaben drohe; und es ift überhaupt das Recht 
der Gewährleiſtung nicht durch einen erlittenen Schaden, ſondern durch 
den Vertragsbruch bedingt. Endlich wäre nach 8. 932 ber Kläger be- 
rechtigt, der Gewährleiftung zum Theile durch nachträgliche Lieferung des 
abgängigen Gewichtes Genüge zu thun, und kann nicht ohne weiteres 
verpflichtet werben, bafür Geld zu geben over, was dasſelbe ift, ſich 
ſolches verrechnen zu lafjen, was Öetlagter buch feine Einwendungen 
bezwedte. — Mit den Kauf des sub 5 berührten Rüböls war nad) ber 
Natur der Sache aud) jener des bazu gehörigen Gefäüßes verbunden, da 
es ohne ſolches dem Geklagten nicht geſchickt werden konnte, und er nicht 
behauptet, daß er felbft ein ſolches beiftelltee Hat er es dem Kläger 
zurüdgefendet, ohne daß Died bedungen war, fo brauchte Letzterer ed nicht 
anzunehmen, und ber Geklagte kann in Gemäßheit des 8. 1431 a. b. 

©. 3. höchſtens wegen feines Irrthums die Rückgabe desſelben, nicht. 
aber deffen Werth verlangen.“ 


Nr. 1149. 


Unterſchied der Urtheilsformel: „Nicht ſchuldig“ und „das 
Begehren habe nicht ſtatt.“ 


Entſch. v. 13. Zurn 1860 33 sis) Veltätigung des dad Urtheil des L. ©. 
Graz n. 18. Angut 1859, 1 0836,  ubanberuben Urtpeild bea D. 3. ©. 
Graz v. 2 Jänner 1860. OS 429). © . 3. 1860, Nr. 104. 

Die Hutfabrifantin A begehrte von ihrem Berföteifer B auf Grund 
von Preiscouranten und Inventarien, welche bei Uebernahme des Hut: 
verſchleißgeſchaftes durch B und bei Zurückgabe desſelben an die A er- 
richtet worden waren, die Bezahlung eines Reſtbetrages von 2014 fi. 
57 kr. ſ. N. für Diejenigen der vem B zum Verſchleiße anver- 
trauten Hutwaaren, fir welche er den entfallenden Preis nicht abgeliefert 
und die er aud) in natura nicht zurüdgeftellt hatte. Der Geklagte B 
widerſprach die Richtigkeit der ohne feine Mitwirkung errichteten In- 
ventare und behauptete, daß er zum Verkaufe der Waaren noch unter 
den im Preiscourante angefegten Beträgen ausdrücklich ermächtigt 
worden fei, wodurch ber behauptete Abgang an Waaren oder Geld 
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und fomit der geftellte Anfpruch entfalle. Die hierüber angebotenen 
Beweiſe und Gegenbeweife durch Zeugen, welche mit rechtskräftig ge- 
worbenem Urteile des Landesgerichtes zugelaffen wurden, fielen zu 
Gunften des Gellagten aus, und es erkannte das Landesgericht mit 
Aufhebung der Gerichtsfoften: Der Geklagte B fei nicht ſchuldig, den 
angeſprochenen Reſtbetrag von 2014 fl. 57 kr. zu bezahlen. Auf 
Appellation der Klägerin änderte das Oberlandesgericht dieſes Urtheil. 
dahin ab: Es werde dem in der Klage geftellten Begehren, der Ge- 
Hagte fei fhuldig, den Weftbetrag von 2014 fl. 57 fr. |. N. zu be- 
zahlen, nicht flattgegeben. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte das Urtheil des Oberlandes- 
gerichtes aus folgenden Gründen: „Beibe Inftanzen haben das in ber 
Klage geftellte Begehren abgemiefen. Die Reviſionsbeſchwerde des 
Geklagten ift lebiglih gegen ‚die Form diefer Abweifung gerichtet. 
Der oberfte Gerichtshof muß fih mit der vom Oberlandesgerichte 
gewählten Formel, dem Siagebegehren werde nicht Statt gegelen, 
einverftanden erflären, weil der A aus dem ver Klage zu Grunde 
liegenden Sachverhalte allerdings noch Rechte zuftehen fünnen, deren 
Geltendmahung ihr durch das heutige Urtheil nicht entzogen werben 
darf; dahin gehört das Recht auf Rechnunglegung und auf Bezug 
ihres allfälligen, aus dieſer Rechnung berrührenden Guthabens. Der 
Geflagte konnte daher von jeder VBerantwortlichkeit aus dem laut der 
Klage zwifhen ihm und A beftandenen Rechtsverhältniſſe noch nicht 
108gezählt werden. Die Anorbnung der allerh. Refolution vom 
14. Juni 1784, Nr. 306 lit. e, fteht der vom Oberlandesgerichte 
gewählten Faffung des Erfenntniffes nicht entgegen, weil felbe klar 
und verftändlich ift und den Gegenſtand des Streites und das Klage⸗ 
begehren, dem nicht Statt gegeben wird, enthält.” 


Nr. 1150. 


Zuläffigfeit der Pränotation einer beyeits auf anderen Grunb- 
ftüden des Schuldners intabulirten Forderung. 


Entſch. v. 13. Inni 1860, Nr. 6781 (Beitätigung der Tecrete der Prätur 
Monielice vd. März 1860, Ne. 197 17T, und be D, 8 G, Beucbip 
v. 17. April 1860, Nr. 8029). Eeo d . Trib. 1860, ©. 371 fi. T 
bine 1861, Nr. 71. 
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Kr. 1151. 


Umfang des gefeglichen Pfandrechtes des Vermiethers. — 
Erfeinbieungöflage. — Borausfegimgen der Zuläffigfeit des 
Erfillungs- und Haupteides. 


Entfe, v. 19. Juni 1860, Nr. 5591 a des das Urtheil des 
Swbigericht Saenfi v. 20. Juli 1859 abändernden Urtheils 
8 O. L. G. Eperies v. 5. Mars gr. 1397). Zeitſchr. fiir Geſetzk. 


Bei der wegen geſchuldeten Miethzinſes vorgenommenen pfand— 
werfen Befchreibung der in ver Wohnung des Miethers befindlichen 
Fahrniſſe, hat deffen Gattin A mehrere Einrichtungsftäde als ihr Eigen- 
thum angemeldet und hierauf gegen den Exequenten B und ihren Gatten 
C die Erjeindirungsflage eingebradt. Sie behauptet, einen beftimmten 
Theil der Einrihtungsftüde mit den von ihrer Mutter bei der Ber- 
ebelihung gefchenkten 60 Dukaten gefauft, die anderen fpeciell bezeich- 
neten Einrichtungsftüde aber von ihrer Schwiegermutter zum Ge⸗ 
ſchenk erhalten zu haben, und fucht diefe Behauptungen theils durch 
BZeugenausfagen und den Erfüllungseid, theils durch den Haupteid zu 
erweijen. Die erfte Inftanz erfannte bedingt nad) Ausfall des Er- 
füllungseives und des Haupteives dem Begehren der Klägerin gemäß. 
Dagegen wies die zweite Inftanz die Klägerin aus folgenden Grün« 
ben ab: „Die von der Klägerin geführten Zeugen haben nicht beftä- 
tigt, daß Klägerin für die von ihrer Mutter erhaltenen 60 Dufaten eben 
jene Gegenftände für fi) angelauft habe, deren Ausſcheidung begehrt 
wird. In Betreff des angefprochenen Eigenthumsrechtes auf diefe Ge- 
genftände bilden daher diefe Zeugenausfagen feinen Beweis, weßhalb 
bei dem Abgang der Bedingung des 8. 270 C. PB. O. für Ungarn 
(vgl. $. 212 a. ©. D.) auf den Erfüllungseid nicht zu erfennen war. 
Aber auch der von der Klägerin der Geklagten in der Klage aufge 
tragene Haupteid erfcheint unzuläffig, weil der Geklagte von den zu 
beſchwörenden Umſtänden, nämlich: daß Klägerin die Mehrzahl der 
angeſprochenen Gegenſtände für die erwähnten 60 Stück Dukaten ange⸗ 
kanft und die anderen von ihrer Schwiegermutter zum Geſchenke er- 
balten habe, aus eigener Ueberzeugung, da e8 fi um ein fremdes Fac⸗ 
tum handelt, feine Kenntniß bat, was die Slägerin in ber Ber- 
handlung auch gar nicht behauptet, Ueber viefe Umftände konnte daher 
nad $. 235 C. P. D. für Ungarn der Geklagte gar nicht zum Eide 
zugelafjen werden. Er wäre genöthigt, tiefen Haupteid zurüdzufchieben, 
wodurch derfelbe die Natur eines Erfüllungseides annehmen, und hier- 
durch die Klägerin zur Beſchwörung ihrer Angaben zugelaffen würde, 
ohne daß fie für ihre Angaben irgend einen erheblichen Beweis her⸗ 
geftellt Hätte. Da dieſemnach die Klägerin ihr angebliches Eigenthums⸗ 
tet nicht erwiefen hat, war fie abzumeifen. Abgefehen hiervon aber 
erſcheint die Klage auch deßhalb unbegründet, weil nach 8. 1101 a. b. 
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G. B. dem VBermiether das gejeglihe Pfandrecht auch auf jene Ein- 
rihtungsftüde und Yahrniffe gebührt, welde dem Miether von einem 
Dritten anvertraut wurden. Geſetzt daher auch, daß die fraglichen Gegen- 
ftände wirflich, wie die Klägerin behauptet, theil ihr zum Geſchenke ge⸗ 
geben wurden, fo ift rüdfichtlich verfelben ihr Ehemann, der eigentliche 
Beitandnehmer, nad) 8. 1227 und 1238 a. 6. ©. B. al8 Berwahrer an⸗ 
zufehen. Kraft des ehelichen Verhältniſſes erfcheinen vie Gegenſtände ihm 
anvertraut . . . ed erftredt fid) daher das geſetzliche Pfandrecht des B 
als Beftandgebers nad $. 1101 a. b. G. B. auch auf die fraglichen 
von der Klägerin in Anſpruch genommenen Gegenftände . . .“ 

Mit diefen Gründen flimmen die ver dritten Inftanz voll- 
fländig überein. 
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Nr. 1152. 


Zulaſſigkeite der Executionsführung auf Gegenforderungen des 
Executen. 


Entſch. v. 19. Juni 1860, 1ar 043 „öchätignug bei des Decretd des B. ©. 
— 2 — v. 25. des Decrets des 
8. G. Prag v. 2 we 1560, Se 4869). ©. 5.18 1861, ©. 204, 208. 
In den Entfheivungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt 
: „Bei dem Umftand, als der Erequent A zur Befriedigung ber von 
ihm gegen B erfiegten Beträge per 125 fl. und 100 fl. bie executive 
Pfändung der von dem Erecuten gegen A eingeflagten Forderungen 
per 750 Thlr. rechtskräftig erwirfte, hat der erfte Richter gerichts⸗ 
ornungsmäßig die weitere Execution, d. i. bie executive Feilbie⸗ 
tung diefer Forderungen bewilligt. Diefe Entfheidung muß um fo 
mehr aufrecht erhalten werden, ald Forderungen erecutionefühig find 
und im Sinne des Hofdecretd vom 27. October 1197 Nr. 385 der 
Erecution unterzogen werden können, dabei rüdfichtlih der Execution 
erſt eingeflagter und in der Verhandlung fchwebenver Forderungen 
geſetzlich ein Unterfchied nicht gemadht wird, daher Forderungen, wenn 
fie auch noch nicht liquid find, in die Erecution gezogen werden können, 
die weiteren Schritte zu deren Einbringung aber dem Käufer biefer 
Forderungen überlaſſen werden müſſen und auch dem Exequenten, wenn 
er die fraglichen Forderungen erſteht, nur die weiteren geſetzmäßigen 
Rechtsmittel zuftehen..... . . “ 
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Nr. 1153. 


Verhältniß des gefetzlihen Pfandrechtes des Vermiethers zu 
anderen Pfandrechten. 


Eutid. v. 20. Juni 1860, Nr. 6363 (Beftätigung des Urtheild des B. G. 
Bozen v. 10. Febrnar 1860, Nr. 1080, Abauderung des Urtheild des 
D. 2. G. Innsbruck v. 10. April 1860, Nr. 868). ©. 3.1861, Nr. 33. 

B hatte gegen C die Mobilarpfündung erwirkt; A, in defjen 
Haufe C zur Miethe wohnte, verlangte, daß aus dem Yeilbietungs- 
erlöfe zunächſt eine ihm zuftehende Miethzinsforderung gezahlt werde. 
Die erfte Inftanz wies das Begehren zurüd, Die Beweggründe ſpra— 
hen fih dahin aus: das einer Miethzinsforverung auf. Grund des 
8. 1101 a. 6. ©. 8. zuftehende geſetzliche Pfandrecht fei zwar auf 
die vom Miethsmanne in die Wohnung eingebrachten Fahrniſſe ſchon 
vom Tage der Einbringung wirkſam, aber nur unter ver Bedingung, 
daß dieſe Fahrniſſe zur Zeit der Klage des Vermiethers nod in der 
Wohnung befindli fein. Nun wurden aber die Yahrnifje des C- 
bereit8 am 23. September 1858 aus der Wohnung des Kläger® A 
entfernt und gerichtlich verfteigert, während die Klage erſt am 5. März 
1859 überreicht wurde. Die am Tage ver Verfteigerung gemachte An- 
meldung der Miethzinsforderung wurde ſchon durch die erjtrichterliche 
und oberlandesgerichtlihe Entſcheidung als ordnungswidrig und. unge- 
nügend erkannt, und Tönnte die Stelle nicht vertreten. 

Das Oberlandeösgericht gab dagegen dem Begehren des Klägers 
Statt, und zwar mit nachſtehender Begründung: „Es frägt fi 1. ob 
ber Yorderung des Klägers ein Pfanprecht auf die für B im Erecutions- 
wege verfteigerten Fahrniſſe des C zuftehe, 2. ob ihm ver Vorzug vor ber 
Forderung des B in diefem Pfanprechte gebühre. Ad 1. Das angefpror 
chene Pfandrecht ift kraft des 8. 1101 a. b. ©. B. im Gejege begrün- 
bet und lajtet auf den eingebrachten Fahrniſſen, jo lange dieſe in ber 
gemietheten Wohnung find, nur bedarf e8 zu dejjen Geltendmachung einer 
fürnlihen Klage. Deswegen wurde die am Tage der Verſteigerung 
überreichte Anmeldung mit Recht für ungenügend erlannt und ber 
Kläger mit feinen Anſprüchen auf den Rechtöweg verwiejen. Da jedoch 
dem Kläger zu gleicher Zeit eine Frift von 14 Tagen zur Anftellung 
jeiner Klage bewilligt, und dagegen kein Recurs ergriffen worden ift, 
fo kömmt die hentige Klage jo anzufehen, als ob fie ſchon am 23. Sep⸗ 
tember 1358, alfo zu einer Zeit, wo die Fahrnifje noch in ver ge- 
mietheten Wohnung fi) befanden, überreicht worden wäre, und wurde 
daher das Pfandrecht rechtswirkſam zur Geltung gebradt. Ad 2. Nach 
dem Hofvecret vom 10. April 1837 Nr. 189 ift das Pfandrecht des 
Bermiethers fchon vom Tage der Einbringung der Yahrniffe in die 
Wohnung wirkfam und geht deßwegen dem erft fpäter erworbenen pr&- 
torifhen Pfandrechte des B vor.“ 
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Der oderfte Gerichtshof betätigte das erftrihterliche Urtheil „in 
der Erwägung, daß der $. 1101 einer Mietbzinsforderung das Pfand» 
recht auf die eingebrachten Fahrniſſe des Mietherd nur unter der Be- 
dingung ertheilt, daß die Klage zu einer Zeit angeftellt werde, wo 
die fraglichen Effecten fi nod) in der gemietheten Wohnung befinden ; 
in Erwägung, daß bis zum 23. September 1858, an welchem Tage 
die Mobilien errecutive verfteigert wurden, der Kläger A feine Klage 
gegen ven Miether C auf Zahlung des Mietbzinfes überreicht hatte, 
indem die von ihm überreichte Pfandrehtsanmeldung, von der man 
auch nicht weiß, ob fie am befagten Tage noch vor der Vornahme 
ber DVerfteigerung überreicht warb, Die Stelle einer Klage nit ver- 
treten kann; in Erwägung endlich, daß demnach durch die dermalige erit 
am 5. Mär, 1859 überreichte Klage das Erecutionsreht des B nicht 
mehr beirrt werden konnte.“ 


Nr. 1154. 
Unzuläſſigkeit der Berufung auf Gewohnheit zum Zweck 
der Ermittlung des Zahlungsortes. 

Entſch. v. 26. Juni 1800, Nr. 677 (Betätigung des das Nrtpeil des C. ©. 
debrecin v. 2. Mat 1859, abänderuden rt rtheils des O. L. G. Großwar- 
dein v. 31. Anguft 1859). Tribüne 1861, Nr. 5 

B, in Großwardein wohnhaft, wurde von A beim Comitatd- _ 
gerichte von Debrecin wegen Zahlung von 467 fl. Mahlgeld für Ber- 
mahlung vom Getreide des B in der Mühle des A in Debrecin be- 
langt und wendete die Incompetenz des angerufenen Gerichtes ein. 
In erfter Inftanz wurde biefe Einrede abgewiefen und der Beklagte 
zur Zahlung der Schuld verurtheilt, weil diefelbe der Gewohnheit zu- 
folge in loco zu bezahlen war. Das Oberlandesgericht ſprach bie In⸗ 
competenz des Debreciner Gerichtes aus und bemerkte in den Moti- 
ven: Was die Gewohnheit betrifft, wornach die für das Mahlen zu 
entrichtenten Gebühren am Orte der Mühle felbft, ohne Rüdficht auf 
den Wohnort des Schuldners, zu bezahlen find, fo könne einer ſolchen 
Mebung, wenn aud) deren Beftand außer Zweifel geſetzt ift, nah 8. 10 
a. b. ©. B. Geſetzeskraft nicht eingeräumt werden. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entfcheidung des Ober: 
landesgerichtes aus deſſen Gründen. 


Nr. 1155. 
Suspenjiowirfung der ſchwebenden Berhandfung über bie 
Bonisceſſion. 
Entid). v. 26. Juni 1869, F A Beitätigung des Decretö a ©. 
Wien v. 31. ai, 1860, Nr. 3 bänberung des Decretd des O. L. G 


Wien v. 6. Juni 1860, 1% 6278). © 3. 1861, Nr. 42. 
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Nr. 1156. 


Wirkungskreis des Zeftamentserecntors: Nichtberechtigung 
vesfelben zur Eintreibung von Berlaffenjchaftsforberungen. 


Entid. v. 3. Juli 1860, Ne. 6476 (Seftätigung des das erftrichterliche 
Urtheil aufhebenden Decrets des O. L. G. Großwardein v. 14. Decem⸗ 
ber 1859, Nr. 9794). Tribüne 1860, Nr. 6. 

A hatte als Teſtamentsexecutor gegen einen in die Verwaltung 
der Berlaffenfhaft — durch Eintreibung von Erbfhaftsforderungen — 
fih einmengenden Miterben Klage geführt und in erfter Inſtanz 
war hierüber verhandelt und erkannt worden. Das Oberlandesgeridht 
hob das Urtheil und das Verfahren wegen mangelnder Sadlegitima- 
tion des Klägers auf. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte vie obergerichtliche Verord⸗ 
nung, in Erwägung, daß die Einhebung der Verlaſſenſchaftsforderun⸗ 
gen in der Regel nicht zur Amtswirkſamkeit des Teſtamentsexecutors 
gehört und im vorliegenden Falle nicht ausgewiefen ift, daß der Erb- 
laffer den Kläger als Zeftamentsexrecutor zur Realifirund der Verlaf- 
activa im Sinne des 8. 816 a. 6. ©. B. beauftragt babe. 


Nr. 1157. 
Aftermiethe? 


eh ». 3. Juli 1860, Nr. 7582 Weätigung des Urtheild des B. G. Land⸗ 
ſtraße in Wien v. 27. Februar 1860, Nr. 2180, Abänderung des Urtheils des 
d. 8. 6. Bien v. 15. Mai 1860, Nr. 3467). ©. 9. 1861, ©. 286 ff. 

Es beſteht die Borfhrift, daß Milttär- Individuen, weldhe vom 
Militärärar ein Ouartiergeld oder Quartierzind » YAequivalent empfan⸗ 
gen haben, bei einem Stationswechjel entweder das empfangene Zind- 
äquivalent für die noch übrige Miethzeit zurückerſetzen oder die gemie« 
thete Wohnung dem Stationd- refp. Plagcommando übergeben müffen, 
welches viejelbe für andere Militärs verwendet. Der Wiener Haus- 
eigenthümer B wollte nun dieſes Berfügungsreht des Placommando 
nicht anerkennen, verweigerte deinfelben die Herausgabe des Schlüffels 
zur Wohnung, die von dem in eine andere Station überſetzten Militär 
benügt worden war und verhinderte auf dieſe Art die Milttärbehörde 
an der Benützung derſelben während der noch Übrigen Miethzeit. Das. 
Militärärar belangte ihn deßhalb auf Schavenerfaß, refpective auf 
Zahlung der auf die Zeit der entgangenen Benützung des Quartiers 
fallenden Tangente des vom Militär vorausbezahlten Miethzinfes. 

Das Geriht erfter Inftanz gab dem Klagebegehren Statt; das 
Oberlandesgericht wies dasfelbe zurüd. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheil und 
ſprach biebei den Grundfag aus, daß die Ueberlafiung der von einem 
Militär gemietheten Wohnung an das Platzcommando nicht® anderes’ 
als eine Aftervermiethbung im Sinne der 88. 1090 und 1098 a. b. 
G. B., folglich der Hauseigenthümer nicht berechtigt fei. wenn keiner 
von den im $. 1098 bezeichneten Ausnahmefällen eintritt, ſich der⸗ 
jelben zu wiberfegen. 


Nr. 1158. 


Einfluß des Grundentlaftungspatents v. 7. September 1848 
auf das Propinationsrecht. 


.d.4. zei 1860, Nr. 7686 derkän gung | des Urtheils des 2. ©, 
—— v. 14. Anni 1859, Wr, bänderung des Urtheils des 
& grhns v.28, Sehrnar1860, z0 sg) Tribiine 1861,Nr.12u.18, 

A belangte als Befiger des Gutskörpers X die Gemeinde der 
Stadt B mit einer Klage, worin er das Begehren ftellte, daß Die Ge- 
meinde als Befigerin des propinationspflichtigen Stadthauſes Nr. 67 
ſchuldig erfannt werde, allen zum Ausſchank in dem genannten Stabdt- 
Ihanfhaufe nöthigen Branntwein von der ehemaligen Herrfhaft X und 
dem jeweiligen Propinationspädter verfelben, fo wie dies bis zum 
Jahre 1848 ver Fall gewejen, abzunehmen. — Bon dem Gerichte 
erfter Inſtanz wurde die auf die Landesverfaffung, ald Duelle des 
geltend gemachten Propinationsrechts, und außerdem auf die Erfigung 
gegrünvete Klage abgewiefen. Das Oberlandesgericht erlannte auf 
den vom Kläger durch Zeugen angebotenen Beweis der Erfigung bes 
Branntweinzwangsrecdhtes. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfirihterliche Urtheil 
aus folgenden Gründen: „Die im 11. Abfate des Grundentlaftungs- 
patentes vom 7. September 1848 enthaltene Beitimmung, daß ber 
Dier- und Branntweinzwang mit den daran haftenden Verbindlich⸗ 
fetten wegzufallen habe, ift, wie das Gericht eriter Inftanz in feinen 
Motiven bemerkt und der oberfte Gerichtöhof bereits in vielen Fällen 
anerkannt hat, durch die nachgefolgten geſetzlichen Borfchriften, insbe⸗ 
fondere durch das Taiferlihe Patent vom 4. März 1849 und bie 
von dem Minifterium des Innern zur Durchführung der Grundent- 
laftung für die einzelnen Kronländer erlaffenen VBerorbnungen dahin 
näher erläutert worden, daß diefe Beſtimmung einftweilen auf ven 
duch Verträge begründeten Getränkzwang keinen Einfluß zu nehmen 
babe. Es war daher Sache des Klägers, zur Begründung feines 
Anſpruchs den Beweis zu führen, daß fich vie beklagte Stadtgemeinde 
durch Vertrag zur Branntweinabnahme verpflichtet Habe. Anſtatt deſſen 
bat aber verjelbe den Anfpruh auf vie Lanvesverfaffung und auf die 
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Erfigung, fomit auf Rectsentftehungsgründe geſtützt, welche von ber 
Wirkſamkeit der allgemeinen Beftimmung des 11. Abfages des kaiſerl. 
Patentes vom 7. September 1848 nit ausgenommen erfcheinen. 
Es waren daher die Fragen: ob der geltend gemachte Getränfzwang 
in ber Landesverfaflung gegründet oder ob verjelbe bis 1848 ausge- 
übt worden fei, gar nicht mehr zu erörtern, weil der in Rebe ſtehende 
Dranntweinzwang felbft im alle der Bejahung dieſer Fragen als 
durch bie oben citirte a. h. Norm aufgehoben anzufehen iſt.“ 


‚Ne. 1159. 


Haftung für die durch Kriegsgefahr berbeigeführte Verzöge— 
rung der Ablieferung und Abnahme einer zur See geführten 
Waare, nah den Vorſchriften des Codice di commercio. 


Eutid. d. 10. Juli 1860, Nr, 5827 1 os hätignng des Urtheils head. 6 

Benedi 16. December 1859, N bünderung des Urtheild des 

O. L. —8 > 7. M Eu Nr. 4580), 6.9.1860, S. 341 ff. 
Eco d, Trib. 1860, & 397 f. 


Ar. 1160. 
Pfändungsvornahme in der früheren Wohnung des Erecuten. 


Sutic. v. 1 Inli 1860, Nr. 8020 (Beftätigung der Decrete dest. G. Wien 
v. 4. Mai 1860, Nr. 22040, und des D. X. ©. Wien v. 23. Mai 1860, 
Nr. 5653). 6. 9. 1861, ©. 301, 302. 

In den Entjheidungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt 
ed: „ES liegt in der Anordnung des 2. Abf. des $. 1 des Hofdecrets 
vom 29, Mai 1845 J. ©. S. Nr. 889 ausgeſprochen, daß im Zweifel, 
wer der Befiger ver in Erecution zu ziehenden Gegenftände fei, das 
Gericht dies nad den obwaltenden Umftänven zu beurtheilen babe. 
Es kann daher in den Entjcheivungen ver beiden unteren Inſtanzen 
mit Rüdfiht auf die erhobenen Umftände, daß A nad) feiner eigenen 
Angabe die Wohnung (in der die executive Pfändung gegen E vor- 
genommen wurde) nur als ein Abfteigquartier benügt, daß er dieſelbe 
feit dem Yahre 1854 dem Erecuten in Aftermiethe überlaffen bat; 
daß dieſer erft am 16. April 1860 und zwar aus dem Grunde, weil 
er mit der Pfändung bevroht war, aus dieſer Wohnung ausgezogen 
iſt; daß zufolge der Pfändungsrelation in der von E feit 16. April 
bewohnten Wohnung fih gar nichts, dagegen in der Wohnung des 
Recurrenten verfchienene als ein Eigenthum vesfelben erkennbare Ge⸗ 
genftände, als Yamilienporträts, Wäjchftüde mit den Anfangsbud- 


— 126 — 


ftaben des E u. dgl. ſich vorgefunden haben; endlich daß Recurrent 
A in feiner erften Eingabe und bei feiner Vernehmung ſich lediglich 
auf die Behauptung, daß mit Ausnahme der Porträts alle anderen 
©egenftände fein Eigenthum feien, beſchränkt hat, ohne dieſe Behaup- 
tung auch nur irgend wahrjcheinlih zu machen, eine offenbare Unge- 
rechtigfeit oder Ungefetzlichleit keineswegs erkannt werben.“ 


Nr. 1161. 


Ausitellung eines Darleihensſcheines über eine anderweitige 
Schuld. — Erklärung des Gläubigers, daß er nichts mehr zu 
fordern habe, — PVorausfegungen der Ablegung eines Haupt- 
eides durch einen freiwilligen Vertretungsleijter des Defe- 
renten; ferner der Zuläffigfeit eines Haupteides zum Nach— 
weis des Inhaltes einer Urkunde. (Berüdfichtigung von 
| Indicien.) 

Ent. v. 19. Zuli 1860, Nr. 8225 (Beitätigung ded das Urtheil des 


B 
der innern Stadt Wien v. 26. lag 1859, Nr. 24659, abändernden 
Urtheild des O. L. G. Wien De 14. a 1860, Nr. 1242). G. 9. 1860, 


Gründe der dritten Inftanz: Die Bellagte hat nicht 
widerſprochen, den Schuldfhein A der Klage ddo. Wien, den 6 No: 
vember 1852, worin fie von der Klägerin ein Darlehen von 350 fl. 
richtig und bar zugezählt erhalten zu haben erklärt, und fich verpflichtet, 
das verfchriebene Schulbcapital am 6. November 1855 und fohin gegen 
vierteljährige Auffündigung zurüdzuzahlen, und inzwifchen mit 59% zu 
verzinſen, ausgeftellt zu haben. Wenn nun gleid der Inhalt des Schuld- 
ſcheins A dur die von der Klägerin über die Art der Entftehung ber 
Schuld per 350 fl. in der Replik gemachten Angaben infoferne wider: 
legt find, als nad diefen Angaben nicht, wie es in dem Schuldſcheiue 
heißt, die Klägerin der Beflagten am 6. November 1852 den Dar» 
Iehensbetrag von 350 fl. bar zugezählt bat, fo ift damit noch nidt 
widerlegt, daß die Beklagte der Klägerin wirklich 350 fl. ſchuldig ge- 
worden ift, und Daß fie dieſe Schuld, wenn fie ſelbſt zum Theil, näm- 
lich mit 320 fl, aus andern Rechtstiteln entftanden war, als eine 
Darlehensſchuld anerfannt, und die Baluta in jenem Betrage als em- 
pfangen angenommen habe, welden fie aus andern Titeln der Klägerin 
ſchuldete; vielmehr bleibt die mit den gefeglichen Erforverniffen ver- 
fehene Urkunde A, wenn fie aud über ven Umftand der am 6. No- 
vember 1852 erfolgten baren Zuzählung von 350 fl. nad Rage ver 
klägeriſchen Angaben in der Replik den Beweis nicht berftellen Tann, 
doch für die Schuldanerfennungserflärung und für das Zahlungs- 
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verfprechen noch immer beweisfräftig. Eben darum hatte auch bie 
Klägerin einen weitern Beweis darüber, daß die anderweitigen Forde⸗ 
rungen, welde in vem verfchriebenen Schulpcapitale enthalten find, 
richtig feien, nicht zu führen, weil ſchon in der Ausftellung ver Schuld» 
verfchreibung A der Beweis liegt, daß die Bellagte vie Richtigkeit 
diefer Forderung einbefannt hat. Daraus ergibt fih, daß bie won 
der Beklagten angebotenen Beweiſe rüdfihtlihd der Einwendung der 
nicht empfangenen Valuta völlig unentjcheidend find, denn weder der 
von den Schuldſcheinszeugen zu beftätigende Umftand, daß in ihrer 
Gegenwart vie Klägerin ver Beklagten ven Darlehensbetrag per 350 fl. 
nicht zugezäblt habe, noch der Umftand, der durch den Haupteid be- 
wiefen werben fol, daß die Klägerin der Beklagten weder am 6. No= 
vember 1852 noch aud früher ein Darlehen per 350 fl. bar zuge- 
zählt habe, würde die von der Bellagten im Schuldſcheine A abgegebene 
Erklärung: „daß fie der Klägerin 350 fl. ſchuldig geworden fei, daß 
fie diefen Betrag erhalten babe, und felben als eine Darlehensſchuld 
anerkenne, als ſolche verzinfen und zurüdzahlen wolle“, zu entkräften 
vermögen. Es ergibt fi aber auch, daß bei den von ber Klägerin 
über die Entftehung der Schuld in der Replik gemachten Angaben von 
einer Aenderung des Klagetiteld nicht die Rede fein kann, weil unge- 
achtet diefer Angaben der Klagetitel immer unverändert jener bed im 
Schuldſcheine A beftätigten Darlehens, nämlich die Anerkennung ver 
Schuld al8 einer Darlehensfhuld, geblieben iſt. Es kann fi ſonach 
in Anſehung ver Berpflihtung der Beklagten zur Zahlung des ein- 
geflagten Schulpbetrages nur noch um die Einwendung handeln, Daß 
die Klägerin in der an den gewejenen Kurator der Bellagten über 
eine Zahlung von 40 fl. ausgeftellten Quittung nunmehr feine wie 
immer geartete Forderung mehr an die Bellagte zu haben erklärt, 
folglich außergerichtlih das Erlöfchen der Forderung aus dem Schuld⸗ 
Scheine A anerfannt babe. Ueber ven Umftand, daß jene von ber 
Klägerin eigenhändig gefertigte Quittung dieſe Erflärung enthalten habe, 
wird der Klägerin der negative Haupteid aufgetragen, welchen im Rüdjchie- 
bungsfalle al8 freiwilliger Bertretungsleifter der Beklagten deren ge- 
wejener Curator C affirmativ ablegen fol. Diefer Beweis wurde jedoch 
vom Obergeriht mit Recht ausgeſchloſſen. Denn abgefehen von dem 
formellen Anftande, daß eine Erklärung des C, ver Beklagten zur Ab- 
legung des viesfälligen Haupteides die Vertretung leiften zu wollen, 
gar nicht vorliegt, indem die Sagfchriften der Beklagten von ihm nicht 
gefertigt find, und lebiglic, eine von C an den Anwalt der Beklagten 
ausgeftellte allgemeine, von dieſer Bertretungsleiftung nichts erwähnende 
Vollmacht der Einrede beigelegt wurde, ftehen der Zulaffung diejes 
Haupteides auch weitere Bedenken entgegen. Nach ven Angaben der Be» 
klagten foll die Klägerin eine Quittung über 40 fl. mit der Erklärung, 
daß fie num feine Forderung mehr an die Beklagte zu ftellen habe, im 
Jahre 1854 over einige Zeit fpäter ausgeftellt haben. Die Zeit ift alfo 
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nicht einmal beftimmt; vie Forderung aus vem Schuldſcheine A wurde 
erft am 6. November 1855 fällig; die Satzſchriften der Beflagten enthal⸗ 
ten nicht die entferntefte Andentung, daß und auf welche Weife bis zur 
Ausstellung jener Quittung im Jahre 1854 oder fpäter die Schuld per 
350 fl. beglihen worden fei, die Klägerin ift noch im Befite des Schulds 
feines, und für eine Verzichtleiftung auf diefe Forderung fpricht feine 
Bermuthung. Sol nun aus dem Inhalte jener Duittung eine Aners 
tennung der Sllägerin, daß fie an die Bellagte überhaupt, und folglich 
auch aus dem Schuldſcheine A nicht mehr zu fordern babe, erjchloffen 
und zur rechtlichen Gewißheit erhoben werden, fo könnte dies offen- 
bar nur bei rem Vorliegen des vollftändigen Inhalts jener Quittung 
möglich fein. Allerdings ift zwar nad) 8. 130 a. ©. O. der Inhalt einer 
verlornen Urkunde auch durch den Haupteid erweislich; allein Der dies⸗ 
falls von der Klägerin der Beklagten aufgetragene Haupteid enthält eben 
uiht den vollftändigen Wortlaut der Quittung, und felbft, wenn felber 
nur die von der Bellagten behaupteten Ausprüde und fonft nichts mehr 
enthalten hätte, könnte doch aus dieſen Ausprüden ein Geftänpniß der 
Klägerin, daß fie aus dem Schuldſcheine A nichts mehr zu fordern 
babe, mit der zur Begründung eines redhtlicheu Erfenntniffes erforder- 
lihen Zuverfiht um fo minder entnommen werden, als ja die Zahlung 
der früheftens erft am 6. November 1855 verfallenen Forderung aus 
dem Sculpfcheine A zu der von der Bellagten angegebenen Zeit ber 
Duittungsausftellung von der Klägerin wirflih noch nicht gefordert 
werten fonnte.” 


Nr. 1162. 
Anfechtung eines Schiedsſpruches, nah Ablauf der Beſtrei⸗ 
timgsfrift, wegen Simulation. — Porausfegungen des 
Haupteibes. 


Eutſch. v. 24. Juli 1860, Nr. 7873 (Abänderung der Urtheile des L. ©. 
Lemberg v. 30. Maı 1859, Nr. 18136, und des D. %. G. Lemberg v. 
31. December 1859, Nr. 27156). G. 3. 1862, Nr. 140. 

Auf den Gütern des A haftet das Pfandrecht für eine Lieferung 
von 2100 Klafter Holz oder Zahlung von 12.600 fl., welche dur 
einen wider A ergangenen, von diefem anerfannten Schiedsſpruch dem 
B zuerlannt worden und durch Ceffton auf C übergegangen war. A be- 
bauptet nunmehr, der Schiedsſpruch, die Anerkennung desfelben und 
die Ceſſion feien lediglich fimulirt, um ein wucheriſches Geſchäft zu 
verkleiden, vermäge bdeffen ihm B gegen Einraumung jener Bortheile 
ein Wechfelaccept von 1000 fl. zurüdgeftellt und ein Darlehen von 
6000 fl. bar zugezählt habe. Er verlangt Nichtigerllärung der For⸗ 
berung und bes Pfandrechtes. 
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Die erfte Inſtanz wies, nachdem durch den inzwilchen einge» 
tretenen Tod des B die ftrafgerichtliche Unterfuchung befeitigt war, das 
Rlagebegehren zurüd, weil die Zabular-Erfigung demſelben ent- 
gegenftehe. 

Die zweite Inſtanz gab dem SKlagebegehren unter der Bebin- 
gung des Haupteides flatt. 

Die dritte Inſtanz entfchied, die Ertabulirung des Rechtes zu 
2100 Klafter Buchenholzes |. N. ©. finde im Falle des Gelingen 
des Beweiſes durch den Haupteid über das Klagefactum, jedoch nur 
in ber Art ftatt, daß das Pfandrecht hinfichtlich des Darlehens pr. 
6000 fl. fammt 5% Zinfen, dann des Wechfelaccepts per 1000 fl. 
aufrecht erhalten bleibe. 

Gründe der dritten Inftanz: „Öegen den in zweiter In⸗ 
ftanz zugelafienen Haupteid ward eingewendet, daß er einen Ableinungs- 
eid in ſich begreife, und daher unzuläffig fei; allein da hier das Ver⸗ 
gehen des Wuchers nad) dem von ber Strafbehörde gefchöpften Ein- 
ftelungsbefchlufie als entfallen angejehen werben muß; da ferner and 
bei durch das Strafgefeß verpänten Handlungen der Civilpunkt des 
Schadens, wenn der Strafridhter hierüber zu erkennen nicht in ber 
Lage, oder der Beſchädigte mit dem zuerkannten Erſatze nicht zufrieden 
ift (8. 1340 a. b. ©. B.), in den Wirkungskreis des Civilrichters 
gehört, und der Haupteid ſohin auch über unerlaubte Handlungen auf- 
getragen werben Tann, zumalen ver Delat den aufgetragenen Eid zu» 
rüdzufchieben berechtigt ift; da endlich ber Beweis einer Scheinhand- 
lung meift nur durch den Haupteid bergeftellt werden kann, jo muß 
der aufgetragene Haupteid als zuläffig betrachtet werden. Die weiteren 
Einwendungen, daß die Frift zur Beftreitung des Schiebsfpruches be- 
reit8 abgelaufen war und daß für ben Bellagten auch die Tabular- 
Erfigung ſpreche, find mit Recht von Obergericht nicht beachtet worden; 
denn wenn gleih in der Compromifforial-Infcription fi) der weitern 
Befchwerbe begeben wurde, und in 8. 363 weſtg. ©. O. der Beſtreitungs⸗ 
termin eines Schiedsſpruches mit 14 Tagen beftimmt ift, fo muß 
bier in Betrachtung gezogen werden, daß die behauptete Scheinhand- 
lung ein durch das Strafgefeg verpöntes Gefchäft enthält, wo die Be⸗ 
ftreitung des Schiedsſpruchs eben fo wenig an viefen Termin gebun« 
den ift, al8 die Beftreitung wegen unterlaufenen Betrugs nad) $. 362 
weg. ©. DO. Auch auf die Tabular-Erfigung kann Beklagter ſich nicht be⸗ 
rufen, weil, falls das Klagefactum bewiefen wird, er als unredlicher 
Beſitzer erſcheint.“ 

„Dagegen muß der, in der Reviſionsbeſchwerde hervorgehobene 
Umſtand, daß ſelbſt in dem Falle, wenn der Beweis durch den Haupt⸗ 
eid dem Kläger gelänge, das Geſchäft gemäß 8. 916 a. b. G. B. nad 
jenen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen iſt, nach welchen es ſeiner 
wahren Beſchaffenheit nach beurtheilt werden muß, einer Berädfidti- 
gung unterzogen werden; denn durch ben Ausfpruch des Oberlandes- 
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gericht8 war dem Bellagten unter der erwähnten Bebingung des Haupt» 
eives das Pfandrecht ganz entzogen, obwohl Kläger felbft zugefteht, 
daß das wahre Gefhäft in einem verzinslichen Darlehen beftand, und 
daß Belangter ihm die 6000 fl. zuzählte und fein Wechjelaccept per 
1000 fl. zurüdftellte. Da nun implieite in.:ber ſchiedsrichterlich zuer- 
kannten Forderung dieſes Darlehen und daß ausgeſtellte Wechſelaccept 
‚Begriffen ift uud fohin angenommen werden muß, Daß das erwirkte Pfand⸗ 
recht ſich auch hierauf’ beziehe, fo kann auch bie Löſchung der Berbind- 
lichleit zur Abftellung von 2100 Klafter Buchenholz |. N. ©. nur 
in der Art erfolgen, daß das Pfandrecht für das zugeſtandene Darlehen 
ron 6000 fl. fammt 5% Zinfen vom 8. Juli 1845 und das zurüd- 
geftellte Accept pr. 1000 fl. aufrecht bleibe.“ 


Nr. 1163. 


Geſuch des Gläubigers um Einverleibung des Eigenthums- 
rechtes feines Schuldners. 


Entſch. v. 24. Juli 1860, Nr. 8082 (Beftätigung der Decrete ded B. ©. 
Rarlöhad v. 10. — 1860, Nr. 1209, und des DO. 2. ©. Prag v. 16. 
Ayrii 1860, Nr. 6632). ©. 3. 1860, Nr. 149 ımd 150. 


ir. 1164. 2 
Unabhängigkeit des Anfpruches auf Evictionsleiftung von der 
Streitverfündigung. Beginn der Verjährung desfelben. 
Extid. dv. 25. Juli 1860, Nr. 5590 (Beitätigung ded das Urtheil des 
Stuhlrichteramtes Szaͤuto v. 10. November 1859, Kr. 3525, abündernden 
Urtheild des ©. 2. ©. Eperies v. 6. Sehrnar 1860, Nr. 878). Zeitfär. f. 

Geſetzt. 1860 I, Nr. 10. 

A belangte als Cefjionar des C am 20. Auguft 1859 den B auf 
Evictionsleiftung. B wendete ein, 1. ver Anfpruch beftehe nicht, da ihn 
C in dem über das evincirte Bauerngut geführten Proceß nicht um Ver⸗ 
tretungsleiftung angegangen habe; 2. ver Anſpruch fei verjährt, da ber 
Evictionsproceh am 26. November 1855 begonnen worden fei und feit- 
ber drei Yahre verfloffen ſeien. Die erfte Iuftanz wies den Kläger ab. 
Die zweite und pritte Inſtanz gaben feinem Begehren ftatt, und zwar 
aus folgenden vom oberften Gerichtshof aboptirten Gründen ber zweiten 
Inſtanz: „Wenngleich C die Bertretungsleiftung nad) 8.25 C. P. O. 
für Ungarn nicht begehrte, jo hat er durch die Unterlaffung dieſes An- 
ſuchens das Recht der Schavloshaltung im Sinne des $. 931 a. b. 
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G. 3. noch nicht verloren und da bie Verjährung dieſes an den Kläger 
cebirten Gewährleiftungsanfpruhs nicht vom 26. November 1855,. an 
welchem Tage der Evictionsproceß begonnen wurbe, fondern von: ber 
Rechtskraft des in dieſem Nechtftreit am 30, März 1858 erfloſſenen Ur⸗ 
theils, vermöge welchem C die von B erfauften Realitäten an D: unent- 
geltlich zu überlafien verpflichtet wurde, zu berechnen ift, von diefem Zeit. 
punkte aber bis zur Erhebung der Klage vom 20. Auyuft 1859 vie 
in $. 933 a. b. ©. 2. beftinnmte — vorliegend, wo ber Anfprud) 
aus der Eviclion eines unbeweglichen Geyenftandes herrührt, auf drei 
Jahre bemeffene — Frift nicht abgelaufen war, fo tft viesfalls Die 
Berjährung noch nicht eingetreten. . . ." 


Nr. 1165. 


Cautionspflicht der die Siftirung einer Erecution begehren- 
den Concursmaffe. 


Entid. v. 25. Juli 1860, Nr. 8717 eſtätigung der Decrete des H. G. 
Wien v. 29. ur. 1860, Nr. 21264, und des D. L. G. Wien v. 24. April 
1860, Nr. 4610). ©. 3. 1861, Nr. 48, 

B B führte Erecution gegen A, und hatte zur Hereinbringung feiner 
Forderung von 12.000 fl. die Pfändung verfchiedener auf dem Hammer⸗ 
werke des Schuldners befindlicher Fahrniffe erwirkt. Inzwiſchen gerieth A 
in Concurs, und der Concursmafjevertreter machte in einer Erfeindirungs« 
Mage die Pertinenz-Eigenſchaft ver gepfändeten Sachen geltend und bat zus 
gleih um Siftirung der Execution. Letztere ward von der eriten Inftanz 
von dem Erlage einer Caution von 100 fl. abhängig erflärt und dieſe 
Derfügung von den oberen Gerichten beftätigt, und zwar vom oberften 
Gerichtshofe „in der Erwägung, daß nad $. 3 des Hofdecretes vom 
29. Mai 1845 Nr. 889 3. ©. ©. die Einftellung der Execution wegen 
von dritten Berfonen erhobener Anfprüde nur in dem alle einer 

binreihenven Beſcheinigung diefer Anſprüche unbedingt, außer dieſem 
Valle aber nur gegen Sicherftellung für allen Schaden zuläflig ift; 
daß in Anfehung jener Gegenftände, binfichtlich welcher die Einftellung 
ber Erecution begehrt wurde, eine Befcheinigung. ihrer Eigenſchaft als 
Zugehör des Hammerwerks nicht beigebracht wurde und diefe auch nicht 
aus ihrer Bezeichnung unzweifelhaft hervorgeht; daß auch eine Con⸗ 
cursmaſſe, melde die Erecntionsfiftirung begehrt, gleich jeder andern 
Partei an die diesfalls geſetzlich ſeſtgeſetzten Bedingungen gebunden iſt; 
daß der Auftrag zum Erlage einer Caution von 100 fl. ſelbſtver⸗ 
ftändlih nicht dem Concurömaffevertreter die Verbindlichkeit auferlegt, 
biefen Betrag aus feinem eigenen Bermögen vorzufchießen, ſondern nur 
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denſelben aus dem Concursmafje-Bermögen beizuſchaffen; daß endlich 
der, dem Erecutionsrichter übrigens nicht ſchon von vornherein befunnte 
Umftand des Abgange8 der erforberlihen Barſchaft der Concursmaffe, 
an ber gefetlich vorgezeichneten Bedingung der Bewilligung ver Exe⸗ 
eutiond-Siftirung nichts ändert.” 


Nr. 1166. 


Auläffigfeit der Intabulation eines Urtheils, womit eine 
noch nicht fällige Forderung zuerkannt wird, 


Entſch. v. 31. Juli 1860, Nr. 8955 (Beitätigung des Decrets des L. ©. 
Wien v. 8. Mai «880, Ne. 23273, Abänderung des Decretö des Q. L. ©. 
Bien dv. 6. Inli 1860, Nr. 6071). Tribüne 1861, Nr. 27. 


Nr. 1167. 


Borausfegungen der Intabulation eines pränotirten Urtheils. 

Entſch. v. 31. Juli 1860, Nr. 90800 Br deln der oleiaförmigen 

Deerete des B. ©. Ried v. 21. April 18 O. L. ©. 
Wien v. 6. Juni 1860, Nr. 6145). Tribine en 3 er. 


Nr. 1168. 
Auffündigungstermin bei Vermiethungen „auf's Jahr“. 


Entſch. v. 31. Juli 1860, Nr. 9063 —— — des das Urtheil der 
rätur Berona dv. 27. Ma ii 1860, Mr. 12830, abändernden Urtheils des 
‚2. ©. Venedig v. 12. Juni 1808, Dun 12221). Eco d. Trib. 1860, 


Cxhatte dem A ein Saus jahrweife („ad anno“) vermiethet und 
es in der Folge dem B verfauft. Der Käufer fündigte dem A die Miethe 
auf den 30. Juni 1860, d. i. auf den Tag, mit welchem das laufende 
Miethjahr fein Ende nehmen follte. A beftritt nun mittelft Klage die 
Siltigfeit der Auflündung, weil zwifchen dem Tag, an weldem fie 
geihehen, vefp. ihm zugeftellt worden war, und dem 30. Juni nicht volle 
drei Monate lagen, wie der 8. 2 des Aufkündungspatents vom 17. Yuni 
1837 vorfchreibt. — Dag Klagebegehren wurde vom Gerichte erfter 
Inftanz abgewiefen — vom Ober-Landesgerichte zugelafien. 
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Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die Entfcheivung ver zweiten. 
Inſtanz aus folgenden Gründen: „Der zur Frage ſtehende Miethvertrag 
wurde ad anno, d. h. aufeine im Ganzen unbeftimmte, jedoch in pe 
riodif wiederkehrende Zeiträume von nicht weniger ald einem Jahre 
eingetheilte Dauer gefchlofjen. Die Partei, welhe das Ende des Beftand- 
vertrages herbeiführen wollte, mußte daher nad) 8. 1116 0.6. ©. 8. 
denfelben fündigen, und zwar in der vom Auffündungspatente vom 
17. Yuni 1837 in 8. 2 vorgefchriebenen Frift, nämlich drei Monate 
vor dem Ende des Miethjahrs. Da nun biefe lettere Vorfchrift, Die 
auch für den Käufer des Beſtandſtücks gilt, weil nah 8. 1120 a. b. 
©. B. der Beftanpnehmer demſelben nur "nad gehöriger Aufkündung' 
weichen muß, von B bei feiner Auffündung außer Acht gelaffen wurde, 
fo mußte fie dem Klagebegehren gemäß als unwirkfam erklärt werben.“ 


ir. 1169. 
Competenz des Gerichtshofes der Provinzial-Hauptftadt zur 
Entſcheidung über das fiscalamtlihe Geſuch wider einen 
unbefugt Ausgewanberten um Sequeftration feines Vermögens, 


Eutſch. v. 31. Juli 1860, Ne. 9105 (Beitätigung des das Decret ded 
8, G. Benedig v. 10. uni 1860, Nr. 50, abändernden Decretö des 
©. 8. ©. Benedig v. 28. Iuni 1800, Re 13306). Eco d. Trib. 1860, 


Nah 8.29 des Auswanderungs-Patentes vom 24. Mär; 1832 
Nr. 2557 9. ©. ©. begehrte die Tinanzprocuratur gegen ben un- 
befugt ausgewanderten B die Sequeftration feines im Bezirk der Prätur 
Chioggia gelegenen Vermögens und überreichte das darauf abzielende 
Geſuch bei dem Lanvesgerichte in Venedig, als dem in der Provinzial« 
bauptftadt refivirenden Gerichtshofe ber erften Inſtanz. Das Landes⸗ 
gericht ſtellte das Geſuch der Finanzprocuratur wegen Incompetenz 
zurück; von dem Oberlandesgerichte wurde das Landesgericht als com⸗ 
petent erklärt und demſelben aufgetragen, das Sequeſtrationsgeſuch 
nach Vorſchrift des Geſetzes zu erledigen. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung des Ober⸗ 
landesgerichtes aus folgenden Gründen: „Das Auswanderungs-Patent 
vom 24. März 1832 bat im $. 29 ale die zum Verfahren wiber 
den unbefugt Ausgewanderten competente Gerichtsbehörde den Gericht- 
bof der erften Iuftanz der Provinzial-Hauptftadt beſtimmt und bei die⸗ 
fem Gerichtshofe hat nad Hoflanzleivefret vom 22. Yänner 1836 
3. 1159 das Fiscalamt gegen den Ausgemanverten aud das Ge— 
ſuch um die Sequeftration feines Vermögens ($. 29 des Auswan⸗ 
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derungs-Patentes) anzubringen. Durd Art. V des Einführungsgeſetzes 
zur Civiljurisdictionsnorm vom 20. November; 1852 für das lomb. 
venet. Königreih (Art. VII der Einführungsverorbnung. zur. Juris- 
dietionsnorm für bie bentfchen Kronländer) find num zwar alle früher 
beftandenen Borfchriften über die Gerichtszuſtändigkeit in hürgrrligen 
Rechtsſachen außer Kraft geſetzt, und e8 ift durch Art. VI des citir⸗ 
ten Einführungsgeſetzes (Art. VIII für die deutfhen Kronländer) auch 
das dem Fiscus in den frühern Normen eingeräumte- Privilegium 
aufgehoben worden, kraft deſſen er als Kläger wie als Beklagter dem 
Gerichte: des Orts unterftand, wo das Fiscalamt feinen Sig hatte. 
Allein das Auswanderungs- Patent vom 24. Mär, 1832 bat nicht 
bürgerliche: Rechtsfachen, fondern eine Uebertretung politiſcher Vorſchrif⸗ 
ten zum Gegenſtand; die Beſtimmungen desſelben und jene des er⸗ 
wähnten Soffanzleivefrets vom Jahr 1836 find demnach von der nur 
bie Gerichtözuftändigfeit in bürgerlichen Rechtsſachen vegelnden Juris⸗ 
bictiondnorm vom 20. November 1852 gar nicht berührt werben und 
baben auch noch vermalen gefegliche Kraft." 


Nr. K170. 
Pränotation auf Grund der amtlichen Ausfertigung des vor 
einer Behörbe gefchloffenen Vertrags, 


Entſch. v. 7. auguft IE 1860, N 9897 ‚oeiätigung des dad Decret des 
2. 6. Brünn v. März 1 , abändernden are ben 
5.8. ©. Brünn v. 2. Mat 1860, Mr. 3250). Tribine 1861, 


Nr. 1171. 
Nichthaftung des Staatsſchatzes für Verſehen des Richters 
bei der Anlage von Waifencafjengelvern. 


Eutſch. v. 2, au uſt 1860, Nr. 6343 Sri ung ded Syndicatderlennt- " 
Nahe des DO. * ie G. Temes hun. do,€ 11, wi 18 eo, fr. 2255). © G. H. 
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Nr. 1172. 


Auslegung einer für Contrahirung eines Gelddarlehens er- 
theiften Vollmacht: Hingabe eines Wechſels anflatt Gelb. 


Entf. v. 8. Anguft 1860, Nr. 6637 (@eitätigung bed Urtheils des L. ©. 

Benedig v. 14. November 1859, ir. 16337, Abänderung des Urtheils 

des D. L. ©. Venedig v. 15. gebenar 1860, Nr. 1681). Eco d. Trib. 
| | 1862, ©. 371 ff. Ä 


C erhielt von feiner Gattin B die Vollmacht, für ihre Ned- 
nung mit A zu feinen Öunften einen Darlehensvertrag über 3450 
Lire zu ſchließen und Metollgeld oder was immer nad feinem Er⸗ 
achten der klingenden Münze gleich gilt (o quel qualunque surrogato’ 
equivalente a danaro sonante da lui per tale riconosciuto), als 
Darlehensvaluta anzunehmen, dem A hiefür ein Pfand zu beftellen: 
und ‚überhaupt das Gefhäft ganz nad) feinem Ermefjen abzumachen. 
Auf Grund. diefer Vollmacht fchloß A: mit C einen‘ Vertrag, womit er 
dem Lestern als Mandatar der B' einen ihm von C über 3450 Tire 
ausgeftellten. eigenen. Wechjel, der am Tage nach der Bertragserrich- 
tung fällig wurde, als „Darlehen“ von 3450 Lire übergab und C im 
Namen: feiner .VBollmachtgeberin -vem A verfprach, diefe Summe nad 
3 Jahren zurüdzuftellen. und inzwifhen mit 59% zu verzinfen. Nach 
eingetretener Verfallszeit belangte A die B auf Zahlung der 3450'Lire 
und der ausſtändigen Zinfen. “ un. 


Das Gericht erfter Inftanz gab dem Slagbegehren Statt, aus 
folgenden Gründen: „Durch den Bertrag, welchen C.im Namen ber 
Beklagten mit A fchloß, ift fie in ver That für 3460 Lire Darlehens- 
Ihuldnerin des Ießtern geworben, weil A dem Mandatar ner, B mit 
dem am Tage nad) der Bertragserrichtung fälligen Wechfel ein Werth⸗ 
papier übergeben hat, welches von ausgezeichneten Schriftftellern (Ei⸗ 
nert, Schmalz) dem Metallgelde gleichgeftellt und, wenigftens im Han- 
belöverfehre, für Metallgeld angenommen wird, und weil ed ſich mit 
dieſem Gefchäfte genau fo verhält, wie wenn A mit ber einen Hand 
von C die Bezahlung der Wechſelſchuld empfangen und ihm mit der 
andern Hand dasjelbe Geld für. die Beklagte als Darlehen gegeben 
hätte. Die Natur der Berbinplichleit, welche die Letztere buch den 
Darlehensvertrag einging, erlitt audy dadurch feine Wenderung, daß C 
im Grunde babei feine eigene Schuld von A für die Bellagte über- 
nommen und fie an feiner Stelle zur Tilgung derſelben verpflichtet 
Bat; benn für ihn lag die Berechtigung hiezu in. dem umfangreichen 
Mandate der B, wodurch fie die Entſcheidung, ob die anftatt Geld 
als Darlehen angebotene Sache vermöge ihrer Beichaffenheit demfelben 
gleih komme, ſchlechthin nur feinem Ermeſſen überließ, und fie darf 
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auch nicht dem Kläger Schuld geben, daß das Geſchäft auf die er- 
wähnte Art zu Stande kam, da er hiebei nichts unternahm, um ihre 
Zuftimmung zu erwirten, noch das Mandat benügte, um fi einen 
unerlaubten Gewinn zu verfchaffen, und übrigens die Vollmacht aus⸗ 
brüdlich dahin bautete: mit A zu feinen Gunften, alfo zu feinem Vor- 
theile, ten Darlehensvertrag zu ſchließen.“ 

Das Oberlandesgericht wies den Kläger ab und bemerkte in ven 
Motiven, daß C, welcher von der Bellagten ermächtigt worden war, 
für fie beim Kläger ein Darlehen in Geld oder in andern ber Hin- 
genden Münze äquivalitenden Sachen, beifpieldweife in Staatsoblige- 
tionen oder Papiergeld, aufzunehmen, durch den mit A gejchloffenen 
Bertrag feine Vollmacht überſchritten habe, weil er bei dieſem Geſchäfte 
unter dem Schein eines Darlehens nur ſich ſelbſt von der Verbindlichkeit 
zur Zahlung ſeiner Wechſelſchuld von 3450 Lire an A dadurch befreite, 
daß er dieſe Verbindlichkeit auf Die Beklagte übertrug, ohne für fie irgend 
eine Gegenteiftung von A zu empfangen, da nicht einmal der MWechfel 
ihr girirt wurde; daß unter dem in ber Vollmachtsurkunde ge⸗ 
brauchten Ausdruck: surrogato di danaro, ohne eine deutlichere Er⸗ 
klärung der Vollmachtgeberin, nicht auch ein Wedel verftanden werben 
durfte; daß Wechfel blos deßhalb, weil fie im Handelsverkehre zu Zah: 
ungen verwendet werben, nicht als Surrogat des baren Geldes zu 
betrachten feien; daß nad) $. 985 a. b. ©. D. ein Gelddarlehen — 
und nur auf ein ſolches habe da8 Mandat der Beklagten gelautet — 
nur in Mingender Münze, in Papiergeld oder in öffentlihen Schuld⸗ 
fheinen gegeben werben könne; daß mithin durch den Vertrag, 
welhen C im Namen der Beklagten gegen vie Beftimmungen ber ihm 
ertheilten, offenen Vollmacht mit A gejchloffen bat, zwifchen dieſem 
und der B ein Rechtverhältniß nicht gegründet worden fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtrichterliche Er- 
fenntniß aus deſſen Gründen. 


Nr. 1173. 


Einfluß des Grundentlaſtungspatents v. 7. September 1848 
auf das Propinationsrecht. 

Entſch. 8 8. Auguſt 1860, Nr. an ae ntatigung des Urtheild des B. ©. 
Brig dv. 10. October 1859, Aband erung des Urtheils des 
O.C G. Bragv. 15. Februar 1860. ” 2425). Tribline 1861, Nr. 38 1. 39. 

A, als Befiger einer ehemaligen Grundherrſchaft in Böhmen, 
ftellte mit Klage gegen B, Beliger eines Wirthshauſes in X, das 
Degehren, daß derſelbe ſchuldig erkannt werde, alles zum Ausichent i in 
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feinem Wirthshauſe nöthige Bier von dem herrſchaftlichen Brauhaufe 
in X zu nehmen und ausſchließlich folhes Bier auszufhänfen. Die 
Klage gründete fi) 1. auf den im Grundbuche aufgenommenen Vertrag 
des früheren Beſitzers der Herrfchaft mit M vom Jahre 1765, womit 
der Lettere das beſagte Wirthshaus in X erfaufte, 2. auf einen Ber- 
trag vom „Jahre 1795, wodurch M das Eigenthbum des Wirthshaufes 
auf N übertrug, und 3. auf die Saufverträge, in Folge welcher das— 
felbe auf andere Perſonen und ſchließlich auf den Beklagten überging. 
Der erfte Bertrag vom Jahre 1765 enthält unter anderem die Beſtim⸗ 
mung: „Und wie zumalen bei diefem Wirthshauſe fowohl der Bier- 
als Weinſchank verbleiben wird, fo wird aud der Schänfer forthin von 
dem Bier und zwar von jeglihem Faß 30 Er. Zapfengeld, dann 3 kr. 
Zufuhrlohn, nit minder von dem Weinſchank einen jährlihen Zins 
per 50 fl. in die obrigkeitlihen Nenten zu entrichten ſchuldig fein.“ 
In dem zweiten Bertrage vom Jahre 1795 findet ſich dieſe Beſtim— 
mung wieder und find unmittelbar nach dem Worte „Bierſchank“ noch 
die Worte: „des obrigkeitlichen Bieres“ eingefügt. — Das Gericht erfter 
Inſtanz wies den Kläger ab, weil nach Inhalt der Urkunde vom Jahre 
1765 ver Öetränkzwang von ven Parteien nicht ausprüdlich bebungen, 
mithin durch das Örundentlaftungs-Patent vom 7. September 1848, 
von deſſen Beftimmungen nur die dur Vertrag begründeten Propi- 
nationsrechte ausgenommen find (Minifterial-Berordnung vom 27. Juni 
1849, $. 67 dä), aufgehoben worden ſei. 

Das Oberlandesgericht gab dem Klagbegehren ftatt aus folgenden 
Gründen: Bis zum Fahre 1788 hatten nach der Verfaſſung des König⸗ 
reichs Böhmen nur die Obrigfeiten auf ihren Dominien das Recht, Bier 
zu brauen und auszuſchänken, betrieben den Bier- und Weinſchank in 
eigener Regie und befaßen eigene Regie-Wirthshäufer. Wenn fie num der- 
lei Wirthshäuſer mit dem Schanfrechte einem Dritten zum Eigenthum über- 
ließen, fo durfte der Emphyteut felbftverftänplich, weil ihm ein obrigkeit⸗ 
liches Schanfhaus überlaffen wurde, in vemfelben nur die von der Obrig- 
keit erzeugten Getränke ausfchänten, ohne daß es nothwendig war, dieſe 
Beſchränkung ausdrücklich feftzufegen; da ihm das Schankrecht nur in 
ber Art und in dem Umfange, wie es bisher die Obrigkeit felbft 
geübt hatte, abgetreten wurbe, fo bilvete die erwähnte Beſchränkung 
bie Regel und mußte vielmehr die Ausgabe, um geltend gemacht zu 
werten, ausdrücklich ftipulirt worden fein. Im Jahre 1788 änderte 
fi dieſes Verhältniß: als nämlid durch das Hofdecret v. 27. Te- 
bruar 1788 erklärt worden war, daß nunmehr den Schänfern (außer 
dem Falle vertragsmäßiger Verpflichtung zur Getränfabnahme) frei 
ftehe, „das Getränt in oder außer der Herrihaft, von wem fie 
wollen, in ven Erblanven fich beizufchaffen”, wurde es nothwendig, 
daß die Obrigfeiten bei ver Empbyteutifirung ihrer Wirthshäufer oder 
bei Errichtung neuer Wirthshäuſer auf ihren Dominien, worin fie 
fih der Abnahme des Bieres von Seite der Wirthshausbefiger aus 
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dem obrigfeitlichen Brauhaufe verfihern wollten, die Berpflihtung hiezu 
ausprüdlich in den Contracten aufnahmen. Nun fällt der Vertrag vom 
Sabre 1765 in die erfte Periode und es ift nicht zu bezweifeln, daß 
in dem der Obrigfeit gehörigen, durch den Vertrag verfauften Wirth: 
baufe auch nur das von ihr felbft erzeugte Bier ausgeſchänkt wurde, 
daß das Haus ein obrigkeitliches Regieſchankhaus geweſen fei. Wenn 
es in dem Kontracte heißt: „und wie zumalen bei diefem Wirthshaufe 
fowohl der Bier- ald Weinfhanf verbleiben wird”, jo wollte: damit 
gefagt werden, daß nad dem Verlaufe des Wirthshauſes — wie bis⸗ 
ber — nur das obrigfeitliche Bier in demfelben ausgeſchänkt werben 
barf, da eine Abweichung von ver frühern Art des Bierausſchanks, 
eine den Käufer begänftigende Ausnahme von dem zur Zeit allgemein 
geltenden Gefege, weldes auf dem herrjchaftlichen Gebiete nur den 
Ausſchank des von der Obrigkeit erzengten Getränkes geftattete, in dem 
Vertrage nicht feilgefett wurde, im Gegentheil die darin fitpnlirte 
Entrihtung eines Zapfengeldes und Zufuhrlohn® von jedem Faß Bier 
dafür, daß das Wirthöhaus dem Emphyteuten mit der Verpflichtung 
zum ausfchlieglihen Ausſchank des obrigfeitlihen Bieres überlaffen 
wurde, eine Beftätigung enthält. Und daß der Vertrag vom Jahre 
1765 fo und nicht anders von den’ Kontrahenten verftanden wurde, 
beweifet der Inhalt des fpätern Vertrags vom Yahre 1795, zumal 
die Einhaltung der Worte „des obrigkeitlihen Biere" nach dem 
Worte: „Bierſchank“ in dem mit dem erften Contracte gleichlautenden 
Abfage bezüglich des Bier- und Weinſchanks, weil dies, beſonders 
bei dem Beſtande des inzwifchen publicirten Hofpecret8 vom 27. Fe⸗ 
bruar 1788, ficher nicht gefchehen fein würde, wenn bie Contrahenten 
nicht überzeugt gewejen wären, daß der erfte Vertrag jene Verpflich⸗ 
tung enthalte, weßhalb ver Zufag im zweiten Bertrage nicht als eine 
erft flipulirte Befchränfung, ſondern nur als eine vom Käufer des 
Wirthshauſes im erſten Contracte ausgegangene Erläuterung desſelben 

zu betrachten iſt.“ Ä 
Dreer oberſte Gerichtöhof beftätigte das erftrichterliche Urtheil und 
bemerkte in den Entfcheivungsgründen: „Aus der im DVertrage von 
1765 enthaltenen Beftimmung der Entrihtung der Zapfengelved und 
Zufuhrlohnes, welche auch in Die fpäteren, bei Beſitzveränderungen ge- 
ſchloſſenen Verträge übergegangen fein mag, läßt fih nur folgern, 
daß der Käufer ſich verpflichtet habe, das darin feftgefette Zapfengeld 
und Zufuhrlohn zu bezahlen, wenn er das Bier aus dem obrigkeit- 
lihen Brauhauſe abnehmen würde, feineswegs aber, daß er auch ver- 
pflihtet fei, dasſelbe ausjchlieglich aus dem obrigkeitlihen Brauhauſe 
abzunehmen. Zwar muß hiebei immer vorandgefeßt werben, daß nad 
der Landesverfoffung in Böhmen alle Unterthanen, die im obrigkeit⸗ 
lihen Bezirke ein Schankgewerbe betrieben, das Bier nur don! der 
Obrigkeit beziehen durften, und daß man beim Abjchluffe des Ver⸗ 
trags vom Jahre 1765 und ter fpätern Verträge dieſes verfafſungs⸗ 
k . sa HA, 
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mäßige Recht aud vor Augen gehabt habe. Allein eben biefes ver⸗ 
ſaſſungsmäßige Recht als ſolches, und inſoweit es nicht auf einem be⸗ 
ſonderen Vertrage beruht, iſt ſeit 1848 aufgehoben, und da ber Ver⸗ 
trag vom Jahre 1765 für den Käufer M den Bierzwang nicht aus⸗ 
drücklich feftjette, fo muß verfelbe als erlofchen angefehen werben,‘ 





Nr. 1174. 


Erecutionsführung auf die executive veräußerte Sache. 


— — v. 11. uguft 1860, Nr. 3866 ME. 108 muB de der zeit des 8. ©. 
Rarolinentpal v 9. Februar 1859 8 O. L. G. Prag 
3. September 1850, Nr. "og .3B. 1860, Nr. 118. 


Die Realität des Z wurde zwangsweife feilgeboten und am 
20. September 1858. von.A.erflanden. Den. 11. Jänner 1859 furhte 
B auf Grund eines wider Z erwirkten Urtheil vom 1. April 1858 
um bie Einverleibung des erecutiven Planbreäted für eine ſchon früher 
pränotirte Forderung von 1000 fl. an. Gegen bie Bewilligung dieſes 
Erecutionsactes ergriff A vergebens. den Recurs an die zweite und 
dritte Inftanz; die letztere gab dem a. o. Kevifionsrecurfe nicht ftatt, 
„weil fi im vorliegenden Falle die angefochtenen Entſcheidungen 
ber erften und zweiten Inflanz nicht als offenbar geſetzwidrig dar⸗ 
ftellen; denn nach dem vorliegenden Tabular-Stande befteht das grund- 
bücherli pränotirte Pfandrecht für zwei Wechfelforderungen des B 
pr. 1000 fl. und 1000 fl. M. noch aufrecht und es ift bisher 
noch nit aus ven Grundbůchern gelöſcht; es iſt daher bei dieſem 
Tabular⸗Stande kein Grund vorhanden, die executive Einverleibung 
zur Umwandlung des im Grundbuche pränotirten bedingten Pfand⸗ 
rechtes in ein unbedingtes executives zu verweigern, weil, wenn bei 
der Kaufſchillings⸗Vertheilung dieſe Forderung in ihrer büdjerlichen 
Rangorbnung zur Zahlung aus dem Kauffchillinge gelangt, das 
erecutive Pfandrecht auch gegen den licitatoriſchen Käufer der Realität 
wirkſam wird, in dem Falle aber, wenn die Forderung aus dem 
Kaufſchillinge nicht zur Zahlung gelangt, dieſelbe ohnehin grunbbüder- 
lich gelöfcht werden muß, mag fie nun blos pränotirt oder executiv 
einverleibt fein.“ 
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Nr. 1175. 


Unzuläffigkeit der Pränotation der ehelichen Gütergemeinfchaft 
ohne Einwilligung des Gatten. 


Entſch. v. 16. Auguſt 1860, Nr. 9368 (Abänderung der gleihförmigen 
Decrete des B. G. Marburg v. 17. März 1860, Nr. 2905, und des DO. g ®. 
Graz v. 24. April 1860, 2529). G. H. 1861, 477. 


Nr. 1176. 


Berechtigung des Dienftherrn zur Entlaffung eines Schaff- 
ner8 vor Ablauf der bebungenen Dienftzeit. 
Entf. v. 18. Auguſt 1860, Ne. 4078 (Benätinnng des dad Urtheil der 
Prätur Bardolino d. 24. December 1859, Nr. 7395, abändernden Urtheils 
de3 D. 2. ©. Venedig v. 28. Februar 1860, Nr. 2051). Giornale di 
Giurispr. prat. 1860, ©. 241 ff. 

A ift Pächter eines Lanpgutes und hat die Ueberwachung ber 
Bewirthſchaftung dem B übertragen, ift aber unzufrieden mit demjelben 
und verlangt die Auflöfung des Dienftverhältniffes. B wiberfegt ſich, 
indem er fi darauf beruft, daß er für die ganze Dauer ber Padıt- 
zeit ald Schaffner aufgenommen fei. 

Die erfte Inftanz wies das Begehren des Dienftherrn zurück 
und begründete dies damit, daß gewohnheitsmäßig Verträge über ber- 
artige Dienftleiftungen mindeftens für ein Wirthſchaftsjahr abgeſchloſſen 
werben. Sollte der zur Dienftleiftung Berpflichtete feiner Verbindlichkeit 
nicht gehörig nachkommen, fo könnte auf Erfüllung bes Vertrages und 
auf Entſchädigung, nach 8. 919 a. 6. ©. B., nicht aber auf Aufhebung 
bes Vertrages geklagt werden, womit aud $. 1160 a. b. ©. B. über- 
einftimme. | 

Das fammt den Gründen vom oberften Gerichtshof beftätigte 
Erkenntniß der zweiten Yaftanz gab dagegen dem Klagebegehren 
ftatt. Die Begründung lautet: „Wenn auch das zwiſchen den Parteien 
beftehende Vertragsverhältnig unter die Verträge über Dienftleiftungen 
einzureihen ift, fo fällt e8 doch auch unter den Geſichtspunct ber 
DBevollmächtigungsverträge; und fowie bei jenen ohne Berlegung ber 
unveräußerlichen perfönlichen Freiheit nicht eine für unbeftimmte Zeit 
übernommene Berbinvlichkeit zu Dienftleiftungen, jo kann bei dieſen 
nicht angenommen werben, daß ber Dienftgeber verpflichtet fer, ſich 
ber Dienfte des andern Kontrahenten auch dann noch zu bebienen, 
wenn er dad Bertrauen zu ihm verloren hat. Dem Dienftherrn und 
Mandanten wird e8 Übrigens zulommen, die Gründe feines Mißtrauens 
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wohl abzumwägen; find fie ungenügend, fo wird er dem Anderen eine 
angemefjene Entjchädigung leiften müſſen, niemals aber kann er ge- 
zwungen werben, einer von ihm mit Mißtrauen und Widerwillen an- 
gefehenen Perfon feine Gefchäfte anzuvertrauen.” 


Nr. 1177. 
Unbejtimmtes Klagebegehren? 


Entſch. v. 21. Mut 1 1P08: gt: 8633 (Benätigung des Urtheils des 
H. ©. Bien v. April 1 Nr. 18813, Abaudernng des Urtheils 
des DO. L. G. Wien v. 28. nr "886. Nr. 5348). Tribline 1861, Nr. 33. 


Nah Auflöfung eines Einkaufcommiſſionsgeſchäftes belangte der 
Committent A den Commiſſionär B mit dem doppelten Begehren, daß 
berfelbe jchuldig erfannt werde 1. das noch vorhandene Commilfions- 
lager zu dem vom Kläger angegebenen Einfaufspreis der Waaren 
mit Netto-Zufchlag von 5 Procent zu übernehmen und 2. ven hiernach 
dem Stläger gebührenten Saldobetrag von 4491 fl. 28 Nr. durch 
Hingabe eines acceptirten Wechſels zu bezahlen. Die ad 1 erwähnte 
Uebernahme des Waarenreftes nad Auflöfung des Gefchäftes war im 
Commiffionsvertrage bedungen worten. — Im zweiten Puncte wurbe 
da8 Begehren von beiden Untergerichten abgewiefen, weil der Kläger 
bie Geldforverung nicht liquid geftellt hatte. Das Gericht erfter 
Inſtanz verwarf aber auch das Begehren des erſten Punctes wegen 
Mangels der im 8. 8 a. ©. D. geforderten Beſtimmtheit. Das 
O. L. ©. erkannte in diefer Beziehung nad) dem Begehren, weil, 
wenn aud der Einkaufspreis der Waaren, um welden der vellagie 
laut Vertrag das reſtliche Lager zu übernehmen bat, im Petit nicht 
ausgedrückt ift und auch nit die Quantität der bei Auflöfung bes 
Gejhäftes vorhandenen Waaren aus der Klage erhellt, dem Kläger 
doch daran gelegen fein kann, wenigſtens principiell die Entfchei- 
dung zu erwirken, daß der Bellagte ſchuldig fei, das reftlihe Waaren⸗ 
lager zu ben vom Stläger angegebenen Einfaufspreifen mit dem Öpro- 
centigen Zufchlage zu übernehmen, zumal biefe Mobalität der Ber- 
rehnung vom Bellagten beftritten wurde und daher eine richterliche 
Entſcheidung nöthig ift, die bei der gänzlichen Abrechnung als Grund» 
lage zu dienen bat. 


Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In⸗ 
ftanz und bemerkte in den Motiven: „Der erite Bunct des Begehren 
fteht mit dem zweiten Puncte, als einer Schlußfolgerung aus dem 
erften, in wejentlihem Zuſammenhange, ift von demſelben nicht trennbar 
und zur Entſcheidung im bloßen Principe, und in der Allgemeinheit 
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ber Bertragsbeftimmung, daß der Beklagte das reftlihe Commiffions- 
lager nach den vom Kläger angegebenen, aber nicht beftimmten Ein- 
faufspreifen zu übernehmen habe, geeignet.” 


Nr. 1178. 


Mafchinen als Zugehör eines Haufes. — Gegenftand des Aus- 
ſpruchs der Sachverftändigen. 

Entſch. v. 21. Ann, 1860, Nr. 9419 (Beftätigung ded das Urtheil 

des 9. G. Wien v. 22. März 1860, Nr. 19785, abändernden Urtheils 

de8 ©. % &. Wien b. 20. Yin 1880, Ir. 5197). ©. 3. 1861, Nr. 69. 

In einem für eine Dampfwaſchanſtalt beftimmten Gebäude wur- 
ben bie erforderlichen Maſchinen und Apparate angebracht; Gläubiger 
der Anftalt führten auf diefe Mafchinen u. f. w. die Mobilarerecution, 
beren Nichtigerflärung fpäter der Concursmaſſevertreter der Actienge- 
jelihaft, welcher die Anftalt gehörte, aus dem Grunde verlangte, 
weil die Executions⸗Objecte Zugehör des Hauſes feien. Die hierauf 
vernommenen Sachverſtändigen erklärten, „daß die befagten Objecte 
fein Zugehör dee Dampfwafchanftalt-Gebäudes find, weil dieſelben 
auch ohne das Gebäude eine gleiche oder ähnliche Verwendung finden 
können, und andererſeits auch das Gebäude ohne dieſe Gegenſtände zu 
andern Zweden benügt werben kann; daß biefelben ferner wejentliche 
Beftandtheile einer Dampfwäſcherei, nicht aber des Gebäudes als 
ſolchen find; daß fie daher bemeglihe Sachen ſeien, indem fie eben- 
jowohl, als das Gebäude, zu andern Zweden, oder an andern 
Orten zu gleihem Zwede verwendet werben können.“ 

Die erfte Inftanz hielt die Pfändung aufrecht, die beiden oberen 
Inſtanzen erklärten fie für ungiltig. 

Gründe der erften Inftanz: „Um das Zugehör einer un» 
bewegfihen Sache zu bilden, muß dasſelbe entweder mit dem Ges 
bäube erd⸗, mauer-, niet» und nagelfeft verbunden, oder zum anhal⸗ 
tenden Gebrauche desſelben beftimmt fein. Keine dieſer Bedingungen 
ift bier vorhanden, da Dampfmafchinen, Rollen, Bügeltifche, Aöhren 
und dergleichen für gewöhnlich mit einem Gebäude nicht untrennbar 
verbunden find, und zwar zum Betriebe de8 Gewerbes der Dampf- 
wäjcherei, keineswegs aber zur Benütung des Gebäudes als folden 
nothwendig find. Ebenfomwenig ftehen fie in einem unzertrennbaren Zu⸗ 
jammenhange mit dem Gebäude, fondern bilden lediglich die Einrich⸗ 
tung des darin etablirten inbuftriellen Unternehmens, welche aber von 
ben zur ordentlichen Bewirthſchaftung der Grunpftüde erforderlichen 
Werkzeugen und Geräthfchaften im rechtlihen Sinne wejentlid ver 
ſchieden if. Auch haben die Directoren der Unternehmung gegen bie 
Bornahme der Mobilarerecution keine Einfprache erhoben, und daburd 
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ſtillſchweigend zugeftanden, daß dieſe Sachen nicht zum anhaltenden 
Gebrauche des Anſtaltgebäudes beftimmt find. Daß enblih das frag- 
lihe Gebäude im Grundbuchsextracte als Dampfwaſch⸗ und Bleich- 
anſtalts⸗Gebäude bezeichnet ift, thut nichts zur Sache, weil diefes Ge- 
bäude nicht blos zur Dampfwäſcherei, ſondern auch zu andern Zweden 
bienen fann, und von dem Augenblide, wo der Betrieb. der Dampf- 
wäfcherei darin aufhört, die befagten Mafchinen und Werkzeuge für 
das Gebäude ganz zwedlos werden." 

Gründe der dritten Inflanz: „Bei Beftimmung ber 
Eigenſchaft von Sachen als Zugehör einer Realität muß auf bie 
Grundbuchseinlage, auf die Widmung des Gebäudes und die Ein- 
rihtung desſelben zu einem beftimmten Zwecke zurüdgejehen werden. 
Laut der vorliegenden grundbücherlichen Vorſchreibung ift nun das 
Gebäude ein der Dampfwafch- und Bleichanftalten-Actiengefellfchaft 
gehöriges Gemeingut, und verjelben mit dem zufammengezogenen Grund» 
complexe eigenthümlich zugejchrieben worden. Schon dadurch ift erkenn⸗ 
bar, daß dieſes Gebäude zum geſellſchaftlichen Erwerbe beftimmt ift, 
und e8 hat nad) den SS. 297 und 457 a. b. ©. B. durchaus feine 
Berechtigung, zwifchen ven urfpränglich beftandenen Bauftellen und 
dem nachher darauf aufgeführten Gebäude hinfichtlih der echte der 
Hypothelargläubiger einen Unterfchied zu machen. Die befondere Wid⸗ 
mung des Gebäudes ergibt fi) aber auch aus der Art der Herftellung 
und der Einrichtung desfelben. Die fraglichen Gegenſtände find von 
dem Eigenthümer offenbar als Zugehör des AnftaltSgebäudes beftimmt 
worden, fie find zum dauernden Gebrauche der Hauptſache mit der- 
jelben in Verbindung gebrachte Nebenfahen, und erlangen durch diefe 
Beftimmung die Eigenfhaft als Zugehör. Daß fie dem Wechjel und 
der Wandelbarkeit unterliegen, hebt dieſe Eigenfchaft, fo lange vie 
Berbindung dauert, nicht auf. Eine ftillfchweigende Anerkennung der 
Direction dur Geftattung der Mobilarpfändung ift unter diefen Um⸗ 
ſtäuden nicht bindend, und auch aus dem Befunde der Sachverſtän⸗ 
digen geht hervor, daß zur Benütung des Gebäudes als Dampfwaſch⸗ 
anſtalt die fraglihen Gegenſtände nothwendig find. Es kann daher 
. der Unterfcheidvung der Sachverſtändigen zwifchen der Benügung des 
Gebäudes und dem Betriebe ver Wafhanftalt um fomeniger 
* Gewicht beigelegt werben, als fie fich lediglich über die thatſächliche 
Beichaffenheit und das Verhältniß, in welchem diefe Gegenftände zum 
Gebäude ſtehen, keineswegs aber Über die rechtliche Natur diefer Sachen 
auszujprechen hatten.“ 
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Nr. 1179. 


Zeitpunct des Eigenthumsübergangs der feilgebotenen Sache. 
Berüdfihtigung der Feilbietungs-Bebingniffe. 


En a 21. Anguft 1860, Nr. 1001 (VBeftätigung des Deerets des 
v2 end. m März 1860, Nr. 1845, — des Decrets des 
8 — Fa ag v. 1. Mai 1860, "ie 7708). Tribüne 1861, Nr. 32. 


Das Geſuch tes Käufers eines im Erecutionswege verfteigerten 
Grundſtückes um fofortige Uebergabe vesfelben und Delogirung des 
Erecuten wurde vom Gericht erfter Inſtanz bewilligt, von dem Ober- 
landesgericht aber wegen nicht erfüllter Feilbietungsbedingnifje mit Be⸗ 
rufung auf 8. 339 a. ©. O. abgewiefen, wornach das erftandene 
Gut dem Meiftbietenden in das Eigenthum nicht eher übergeben wer: 
den darf, als nachdem er den Kauffchilling erlegt, oder für die be- 
dungenen Zahlungsfriften Sicherheit geleiftet over fi in anderer 
Weife mit den DBetheiligten darüber einverftanden hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftrichterlichen Beſcheid 
und bemerkte in den Motiven, daß der vom Oberlandesgericht ange 

führten Borfchrift des $. 339 a. G. D. im vorliegenden Falle durch 
die eilbietungsbedingniffe, refpective duch Art. 7 verfelben, nad 
welchem „Eigenthbum, Nugungen und Laften der feilgebotenen Realität 
vom Augenblid des Zuſchlags an auf den Erfteher übergehen follen”, 
derogirt worden fei, und daß fomit der Erfteher berechtigt war, nad) 
abgehaltener Licitation fofort und ohne Weiteres die phnfifche Üeber- 
gabe des Grundſtücks vom Gerichte zu verlangen. 


Nr. 1180. 


Auslegung einer Vermächtnißanordnung. 


Entſch. * 22. Angnft 1860, Ta AN (Beitätigung des dad Urtheil des 
8 G. Wien v. 16. Februar 18 r. 6964, abändernden Urheils des 
IG6 Wien v. 2. Mai 1860, Or 4612). ©. H. 1861, 6.27 u. 28. 


In den Entſcheidungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt 
eg: „Es ift die natürlichfte aller Auslegungsregeln, daß einem an fidh 
grammatilalifch richtigen Sage nit ein Sinn beigelegt werben dürfe, 
den er nur unter der Borausfegung einer grammatilalifhen Unrichtig- 
feit haben Eönnte. Der 8. 21 des M.ſchen Teſtaments, wörtlich 
lautend: "Meinen Neffen A Maurermeifter in Mauthauſen, feiner 
Gattin Maria, feiner Tochter Anna und feinen Sohn Johann ver- 
made ih „even Ein Stüd Banlactie enthält — mit Ausnahme 
ber grammatitalifhen Wehler bei den Worten: meinen Neffen’, 


— 15 — 


“einen Sohn’ und ‘Seven’, welche Worte, wie nicht ftreitig ift, im 
Dativ gefegt fein follen — keine ftyliftifche Unrichtigfeit, wenn bie 
Erblafferin den Neffen A, deſſen Gattin Maria, Tochter Anna und 
Sohn Johann, femit vier Perfonen, mit dem Vermäãchtniß von je einer 
Bankactie bedenken wollte; dieſer Satz würde aber ein grammatikaliſch 
und ſtyliſtiſch unrichtiger fein, wenn er den Sinn haben fol, daß die 
Erblafferin nicht auch den A für feine Perfon, fondern nur deſſen 
Öattin, Tochter und Sohn als Legatare benennen und des Erfteren 
Namen, Beihäftigung und Wohnort blos zur Bezeichnung ber drei 
bedachten Perſonen beigefügt haben wollte; denn dies hätte richtig nur 
mit den Worten; "der Gattin, der Tochter und dem Sohne meines 
Neffen u. f. w. .... audgebrüdt werden können. Die Auslegungs- 
regel des 8. 655 a. b. G. B., wonad bei Vermächtniſſen die Worte 
in ihrer gewöhnlichen Bedeutung genommen werben müfjfen, erleidet 
zwar eine Ausnahme in dem Falle als erwiefen wäre, daß der Erb» 
laſſer mit gewiffen Ausdrücken einen eigenen ihm befonderen Sinn zu 
verbinden gewohnt gemwejen fei. Allein blos beßhalb, weil M in 
ven Abfägen 18, 19 und 29 des Teftaments, um die X’fchen Finder, 
die Roſa Y und bie Hermine Z als Legatare zu bezeichnen, ſich der 
unrichtigen Ansdrucksweiſe: dem Herrn X feinen Rindern’ — dem 
Herrn Y feiner Tochter Rofa — dem Herrn Z feiner Tochter 
Hermine’ bedient bat, kann noch nicht behauptet und als erwiefen an- 
genommen werden, daß die Erblafferin, wenn fie von Angehörigeu 
einer dritten Perfon ſprach, fich dieſer unrichtigen Ausprudsweife zu 
bedienen gewohnt gewejen fei, da vielmehr weit zahlreichere Stellen 
...... desſelben Teſtaments zeigen, daß fie den Regeln der Sprach⸗ 
fehre entiprechend fich auszubrüden verftanden hat, wonach ber in den 
Abſätzen 18, 19 und 29 unterlaufene Verſtoß gegen die Richtigkeit 
des Ausdrucks noch nicht ald ein Beweis der Gewohnheit ver 
unrichtigen Ausbrudsweife angenommen werden kann .... Daraus, 
daß der Erblafjer fi in jenen Abſätzen 18, 19 und 29 fehlerhaft 
ausgedrüdt hat, Tann ebenfo wenig der Schluß, daß diefelbe Unrid- 
tigfeitt auch in 8. 21 unterlaufen fei, gezogen werben, als ange- 
nommen werben kann, daß der befprodhene Sat des 8. 21 nur zu— 
füllig ſprachrichtig ausgefallen fei.... denn bei der Auslegung einer 
Rede oder eines Aufjages kann nur von der Borausjegung der Kegel, 
nämlich der ſprachlich richtigen, und nicht von der Ausnahme der feh- 
lerhaften Ausdrucksweiſe ausgegangen werden. E38 erjcheint weiters 
auch der Mangel der Interpunktion zwiſchen dem Worte "Maut: 
haufen’ und den Worten “feiner Gattin’ nicht ala weſentlich, denn 
er Ändert an den vier in dem Satz enthaltenen Daliven meinem 
Neffen’ “feiner Gattin’ “feiner Tochter’ und “feinem Sohne' im wefent« 
Iihen nichts, ob fie durch Beiftriche getrennt oder ununterbrochen auf» 
geführt werben. Endlich gewährt auch fonft Feine einzige Stelle des 
Teftaments einen Anhaltspunkt für die Annahme, daß M irgend einen 
Ölafer, Unger und Walther Entf. IIT, 10 
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Grund und daher die Abficht gehabt habe, gerade ihren Neffen A für 
feine Perſon mit einem Legate nicht zu bedenken, vielmehr geben bie 
88. 22, 23 des Teſtaments Zeugniß der von M gegen A gehegten 
vertrauensoollen und günftigen Gefinnung, wonach gewiß die dem Ber» 
mächtnißanſpruch günftige Auslegung des $. 21 wenigfteus nit gegen 
ven Willen des M verftößt.” 


Nr. 1181. 


Klagsrüderlag wegen rechtskräftig entſchiedener Sache: Friſt 
biefür im Fall der Wiedereinfegung zur Erftattung der Einrede. 


Eutſch. v. 22. Auguſt 1860, Ne. 9810 (Beftätigung des Urtheils des 8. ©. 
Baden v. 9 Juli 1859, Nr 3119, Abänderung des Urtheild de 9.2. ©, 
Wien v. 29. November 1859, Nr. 9690). Tribiine 1861, Nr. 30. 


B, von A wegen Zahlung einer Darlehensforderung von 1800 fl. 
belangt, begehrt ven Rückerlag ver Klage, weil über ven Gegenſtand 
berfelben durch Urtheil v. 24. Dechr. 1857 mit Abweifung bed A 
. bereit8 rechtskräftig entfchieven worden fei. — Das Gericht erfter 
Inftanz erkannte auf den Nüderlag ver Klage. Das DO. %. ©, ent: 
ſchied, daß der Rückerlag nit Statt finde, aus folgenden Gründen: 
„Nah 8.40 allg. G. O. muß die Einwenbung der entſchiedenen Rechts⸗ 
ſache längftens vor Ablauf der Hälfte der Einrebefrift angebracht wer- 
ben, widrigensfalls der Beklagte damit nicht mehr anzuhören ift. Diefer 
Grundſatz, auf das mündliche Streitverfahren angewendet, legt dem 
Beklagten die Verpflichtung anf, die Einwendung binnen der Hälfte 
ber zwifchen dem Tage der Rlagzuftellung und dem Tage der ange 
oroneten Verhandlungstagfahrt liegenden Zeit anzubringen. Dem B 
wurde die Klage mit dem die Tagfahrt auf den 20, April 1858: 
anberaunenden Beſcheide am 24. März zugeftellt. Er hat aber nicht nur 
den durch obigen Grundſatz beftimmten Termin verfäunt, fondern auch 
bei ver Tagfahrt die Einwendung nicht vorgebradht; er hat, nad) ger 
troffenem Einverftänpnifje zum fohriftlihen Verfahren, die Einwendung 
felbft nicht in der Hälfte der ihm für die Einrede geſetzten 30tägigen 
Frift erhoben und erft, nachdem er gegen den wegen nicht erftatteter 
Einrede erfloffenen Acteninrotulirungsbefheid die Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand erlangt hatte, die Einwendung der res judicata 
angebracht, welche nad dem Gefagten ald verfpätet abzumweifen war. 
Außerdem ift fie aber auch ungegründet: denn aus dem vorgelegten 
früheren Urtheile v. 24. Dechr. 1857 und deſſen Motiven geht hervor, 
daß die erfte Klage des A nur wegen damald mangelnder Legitima- 
tion des Klägers zurüdgewiefen wurde; ein dem Kläger das angefpro- 
ſchene Recht aberfennendes Urtheil kann darin nicht gefunden werben, 
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da vielmehr ausdrücklich geſagt iſt, daß die Richtigkeit der Forderung, 
abgeſehen von der mangelnden Legitimation, durch das Geſtändniß des 
Beklagten B al8 erwieſen angenommen werben müßte, — ein Beiſatz, 
welcher darüber feinen Zweifel läßt, daß durch bie Abweiſung nicht 
ausgeſprochen werden wollte, daß die eingeklagte Forderung aus innern 
Gründen nicht zu Recht beſtehe. J 

„sn Erwägung, daß der 8. 40 allg. ©. O. nur die declinato⸗ 
rifhen Einwendungen der Incompetenz und Litispenbenz, nicht aber die 
meritorifche exceptio rei judicatae betrifft, — daß daher die für die 
Anbringung jener Einwendungen geſetzten peremtorifchen Friſten Des 
8. 40 allg. ©. O. und des Hofdecrets vom 27. Juli 1792 Nr. 36 a 
auf lettere Feine Anwendung finden, wie dies in&befondere die zur Er- 
läuterung angeführten 88. 32 a. 35 weſtgal. ©. D. zu erfennen ge- 
ben; daß die im Hofvecrete vom 15. Jänner 1787 Nr. 621 aa ent- 
baltene Geftattung, wornah im Falle der wiererholten Anbringung 
einer bereit8 durch Urtheil entichievenen Klage, der Bellagte dieſelbe 
zurüdlegen kann und auf den begehrten Rüderlag eine Tagfahrt an⸗ 
zuordnen und zu erfennen ift, von B innerhalb der über fein Wie- 
bereinfegungsgejucdh vom Gegner ihm zugeftandenen 30tägigen Ein- 
rebefrift mit der Rückerlagsklage geltend gemacht, alſo felbft wenn 
bie Analogie des $. 40 a. ©. D. und des 8. 15 ungar. C. P. O. 
auf die feparate Anbringung der Einwendung der res judicata ange- 
wendet würde, formell rechtzeitig angebradyt worben ift; enplich 
daß die neue Klage fih ausdrücklich auf den nicht wieder probucirten 
Schuldſchein v. 2. Jänner 1849 per 1800 fl. und die Ceſſion des 
Gläubigers C an den A v. 10. April 1849 ftügt, welche Urkunden 
auch in der erften Klage wortdeutlich den Klagegrund bildeten, ber 
aber ausdrücklich mit dem Urtheil v. 24. Dechr. 1857 zurüdgewiefen 
wurde”, — bat der oberfte Gerichtshof die erftrichterliche Entſcheidung 
beftätigt. 


Nr, 1182. 
Nichtaufhebung des bereits in Vollzug gejegten Perſonal⸗ 
arreftes bei Einbringung des Güterabtretungsgefuches. 
Entf. v. 22 Anguft 1800, Nr. 9869 (Beftätigung der Decrete te dub Sal 


Wien v. 6. Jul 1860 , 3 3980 uud dee D. 2 ©. Bien 
1860, Kr. 8217). ©. H. 1860, ©. 404 f 


10* 
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Nr. 1183. 


Unfelbftftändigkeit eines rabicirten Gewerbes. 

Eutid. v. 28. Anguft 1860, Dir. ad er der Dec g- 8. ©. 

vohmiſch⸗ Zwickau v. 14. Yan G. Prag 
vom 14, Mai 1860 St der. G. 9. 1561. Nr. Si 

.  B hatte dem A die auf feinem Haufe radicirte Brauereigerechtigfeit 
verfauft. A juchte nunmehr die Einverleibung feines Rechts auf die- 
fe8 Gewerbe an. Sämmtlihe drei Inftanzen wiefen dieſes Begehren 
ab; die erfte, weil das verkaufte Braumeiftergewerbe einen integri- 
renden Beſtandtheil der Hausgemähr bilde und fomit abgefondert nicht 
verfauft werden könne; vie zweite, weil überdies auf dem betreffen- 
den Haufe mehrere ältere Paffiven haften und die Zuftimmung dieſer 
Gläubiger wie Abtrennung des Gewerbes von der Realität nicht aus- 
gewiefen ift; die dritte, weil in Böhmen das Bierbrauen nad) der 
Tandesverfafjung fein freies Gewerbe ift und nad den für Böhmen 
beftebenden Grundbüchern das Bierbrauereireht als ein auf beftimmte 
Häufer rabicirtes, daher von denfelben untrennbares, keineswegs aber 
als ein freies Gewerbe erfiheine, und weil überdies auf dem betvef- 
fenden Haufe, worauf das Brauereirecht rabicirt ift und daher aud) 
auf dieſem Rechte wirkliche Pafliven haften und es in ver Natur 
des grundbücherlichen Pfandrechtes liegt, daß Grundflüde, worauf 
grundbücherlich verfiherte Gläubiger haften, unzertrennbar feien, daher 
ohne deren Einwilligung eine Abtrennung des Pfandſtücks nicht be- 
willigt werben kann. 


Nr. 1181. 


Behandlung rüdjtändiger, durch Vergleich mit dem Erecuten 
anerkannten Zinfen bei der Kauffchillingsvertheilung. 
a v. 30. Anguft 0 it: either 1050. Mr S0R, vu der Urtpeite ded 


tten sheim v. 24. D und des O. L. G. 
Wien v. ne ai 1860, —* —* 1860, Nr. ‚144. 5 8 1861, 


A befchwert ſich darüber, daß die erſte Inſtanz bei ver Kauf- 
Thillingsvertheilung die über drei Jahre vor Einflagung feiner Forde⸗ 
rung rüdjtändigen Zinfen außer Anfat gelaffen habe, obgleich in dem 
aus Anlaß: jener Klage abgefchlofjenen gerichtlichen Vergleich mehr 
als fiebenjährige Zinfen anerlannt wurden, und daher nad dem 
Minifterialerlag vom 21. Juli 1858, Nr. 105 R. ©. Bl. nur der 
Ojährigen Verjährung unterliegen. Die zweite und dritte In— 
ftanz wiefen dieſe Beſchwerde zurüd. Die Gründe der zweiten gingen 
dahin: „Nach 8. 18 der C. D. genießen nur dreijährige oder unaus— 
gejegt eingeffagte Zinfen gleiches Vorrecht, mie das Capital. Da der 
Concurs eigentlih eine Oeneral-Erecution und die Erecution einer 
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Realität eine Art PBartial-Concurs ift, fo ift jener Grundſatz der Con⸗ 
curs⸗Ordnung aud) auf die Meiftbots-Vertheilung im Erecutionszuge 
anwendbar. Da ferner nah $. 5 des Hofd. v. 19. Novbr. 1839, 
Nr. 388 9. ©. ©., welches für den Vorgang bei Meiftbots-VBer- 
theilungen hierlandes mindeftens analoge Anwendung finden muß — 
nicht blos der Schuloner, fondern alle angemeldeten Gläubiger ihre 
Einwendungen gegen die Richtigkeit oder Priorität des Pfandrechtes 
machen können, fo können Anerkennungen und Eingeflänpnifje des 
Schuldners die im Gefege gegründeten Einwendungen der Gläubiger 
nicht beirren. Nun erfcheinen nad 8. 1480 a, b. ©. B. die ben 
Klägern nicht zugewiefenen Zinfen als verjährt, und die nachfolgen⸗ 
den Hypothekar⸗Gläubiger find jomit berechtigt, jelbft wenn der Schuld- 
ner den Klägern bie Verjährung nicht einwenden würde, dieſe felbft- 
ftändig geltend zu maden, weil es fich dabei nit blos um Rechte 
des Schuldners, ſondern aud um Rechte der nachfolgenden Hypothekar⸗ 
Gläubiger handelt. Demgemäß erfcheint die Einwendung des Ge— 
Hogten zuläfjig. Es fteht hier nicht die Juſtiz-Miniſt.Verord. vom 
21. Juli 1858, Nr. 105 des R. ©. DI. entgegen, weil diefe einen 
andern Fall regelt, nämlid die Trage, in welder Zeit die durch Ur- 
theil oder Bergleih zuerkannten Zinfen, welche früher nicht verjährt, 
dann aber natürlich wieder der Verjährung unterliegen, wirklich ver- 
jähren, hier aber die Frage zu entfcheiden ift, ob bei Zinfen, welche 
bereit8 vor Schöpfung eines Urtheiles oder Vergleiches verjährt wa- 
ren, dieſe Einwendung bei der Meiftbot8-Bertheilung von nachfolgen- 
den Gläubigern gemacht werden kann; welde lettere Trage nad) dem 
früher Erwähnten um fo mehr bejaht werden muß, als fonft durch 
Anerkennung von im Gefege nicht begründeten Anfprücen früherer 
Hypothefar-Gläubiger durch den Schuldner bie gegrünbetften Anſprüche 
fpäterer Hypothekar-⸗Gläubiger leicht vereitelt werden könnten. Dem⸗ 
gemäß erjcheint es überflüflig, in vie Frage einzugehen, ob ber frag- 
liche Bergleih v. 7. Sept. 1858, giltig fei oder nicht, und welche 
Wirkungen er gegenüber vem Schuloner und Erecuten äußere," 

Der oberfte Gerichtshof hat, indem er fih auf Die vom Ober- 
gerichte geltend gemadten Gründe bezog, nur noch bemerkt, daß ver 
Minift.-Erlaß v. 21. Juli 1858, Nr. 105 R. ©. 3. blos das Ber- 
hältniß zwiſchen Gläubiger und Schulpner, nicht jenes zwiſchen den 
Hypothekar⸗Gläubigern unter ſich betreffe, daher hier nicht anwendbar 
jei und das Vertrauen auf die öffentlichen Bücher ganz untergraben, 
ja eine fiere Anlegung von Pupillar- und anderen Geldern ganz 
unmöglich würde, wenn vie Darleiher bejorgen müßten, daß ihnen 
nicht nur bie im Öffentlihen Buche eingetragene Forderung, ſondern 
etwa 2Ojährige und nody länger außftehende Zinſen ($. 1335 a. b. 
G. B.) vorgehen künnen, wenn gegen den Schuldner in der Folge 
ſolche in einem Vergleiche oder Urtheile zugefprochen werben. 
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Nr. 1185. 
Verbot des gleichzeitigen Beſitzes zweier beftifteter Wirth— 
Ichaften. 
En ih. v. 80. Augnft 1860, Br: 0802. Beftätigung der Decrete des 
Dobersberg v. 30. Ay 888, und ded D.2L.G. Wien v. 


17. Jali 1860, N. 7706) * H. 1860, ©. 303 ff. 


Nr. 1186. 


Geſuch bes Erſtehers eines Grundſtückes um Anerkennung 
ſeines Rechtes auf Löſchung einer Satzpoſt als Act des 
ſtreitigen Verfahrens. 


Eutſch v. 80. Augu 1860, Nr. 10342 (Beitätigung der Decrete des B. G. 
Nilolsburg v. nn it 1860, Nr. 26, nnd des O. L. G. Brünn vom 
3. Juli 1800, "sr 4856). 6.5. 1861, 6.240 n. 241. 


In einer rechtskräftigen Kaufſchillingszuweiſung war eine Yor- 
derung bedingt auf den Kaufſchilling gewiefen worden. A, der Erfteher 
ver Realität, deponirte den betreffenden Schulobetrag mit der Bitte, 
den eventuellen Släubigern zu beveuten, daß das Depofitum an die 
Stelle der diesfälligen Hypothek trete und daß es ihm (A) daher 
freiftehe, nach Rechtskraft des Erlagsbeſcheides auf Grund desſelben 
die Löſchung diefer Sagpoft zu erwirken. 

Die erfte Inſtanz nahm den Erlag an, wies aber die Bitte 
auf Löſchung zurüd, 

Die zweite Inſtanz wies die in erfter Inſtanz angebrachte 
„Vorſtellung“ eventuell zurüd: 1. weil dieſe Beſchwerde in einer 
Erecutionsfache, fomit in Streitfahen eingebraht war und aud ber 
angefochtene Beſcheid nur eine Streitfache betreffe und die Bitte um 
Löſchung der Sagpoft nicht als Tabularanbringen betrachtet werben 
könne, naher der Recurs als in einer Streitfahe in erfter Inſtanz 
ungehörig angebracht und bei der zweiten Inftanz ſonach als verjpä- 
tet eingelangt abzuweifen fei; 2. weil der Recurs überdies ungegrän- 
bet fei, da der gerichtliche Exrlag einer Schuld gemäß 8. 1425 nur 
die Stelle der wirkliden Zahlung vertritt, ver Nachweis der geleis 
fteten ‚Zahlung aber nad) 88. 435, 444, 445 und 1369 a. 5. ©. 8, 
zur Löſchung nicht genügt. 

Den dagegen wieber in erfter Inftanz eingebrachten Hofrecurs ver- 
warf der oberfte Gerichtshof als ordnungswidrig eingebracht und als un⸗ 
begründet. Gründe: „Abgefehen davon, daß die Zahlung des Meift- 
botes und die Löſchung der Hypothekarſchulden nur eine Fortſetzung des 
Executionsverfahrens bezüglich der veräußerten Realität ift, daher noch 
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dem ftreitigen Verfahren angehört, folglich der Recurs nicht in erfter In⸗ 
flanzeinzubringen war, fo kann aud in ven gleihförmigen Entſcheidungen 
der untern Inflanzen eine offenbare Gefegwibrigkeit nicht wahrgenoms 
men werben. Denn nad) erfolgter rechtsfräftiger Erledigung über die 
Vertheilung des Meiftbotes können diejenigen Hypothekarpoſten, welche 
aus dem Meiftbot zur Zahlung gelangen, nur auf Grund claffenmäßig 
geftempelter löſchungsfähiger Duittungen gelöfcht werden. Der $. 1425 
a. b. G. 2. geftattet zwar auch dem Meiftbieter unter gewifjen Bedin⸗ 
gungen die gerichtliche Hinterlegung feiner Schuld, um fi von feiner 
Verbindlichkeit zu befreien: allein, ob diefe gefeglichen Bedingungen wirt: 
[th eingetreten feien oder nicht, darüber kann und darf das Gericht ohne 
Einvernehmung der betreffenden Hnpothelargläubiger und in deren Wei— 
gerung, eine löfhungsfähige Dutttung auszuftellen, außer dem orbentli- 
hen Rechtsweg nicht entfcheiden.“ 


Tr, 1187. 


Gerichtsſtand bei Störungen im Beſitze von Bergbauobjecten: 
Berhältniß der Gerichte zu den Aominiftrativbehörden. 


t6. 5. September 1860, Nr. 10583 (Aufhebung des dad Decret des 


ttau v. 14, mar 1860 


Nr. 4145, aufhebenden Decretö des 
‚8. ©. Graz v. 23. Mai 1860, Nr. 2624). ©. H. 1860, ©. 372. 


Das Oberlandesgeriht hat in der Beſitzſtörungsſache der Ge: 
werkſchaft A wider B pcto. eined Schurfbaues auf den Recurs beider 
Streittheile gegen das erftrichterliche Erkenntniß: „in Erwägung, daß 
es ſich im vorliegenden alle nicht ſowohl um eine Befigftörung im 
rehtlihen Sinne des Wortes, al vielmehr nur um eine Unterfagung 
des von Seite de8 Geklagten vorfhriftswidrig betriebenen Schurfs 
baues handelt, wodurch vie Hagende Gewerkſchaft in ihrem angrenzen» 
ven Chryſoſtomus⸗Feldmaß gefährdet werden Fünnte, daß alfo ber 
Geklagte fein ihn bergbehördlich ertheiltes Schurfbefugniß überfchreite; 
in Erwägung, taß zur Entſcheidung der Frage, ob und in wie weit 
der Schurfbau innerhalb der Grenzen ber ertheilten Bewilligung über» 
haupt betrieben werden darf, oder welche Beſchränkungen vesfelben 
gefeglich zuläflig find, micht die Gerichte, fondern nur die betreffenden 
Bergbehörden nah Maßgabe des allg. Verggefees vom 23. Mai 
1854, Nr. 146 R. ©. Bl. berufen find; in Erwägung endlich, daß 
dieſer Gegenftand, mie aus ber vorliegenden Verhandlung hervorgeht, 
ohnehin ſchon bei ber hiezu competenten Bergbehörde anhängig ge- 
macht worden ift, deren Entſcheidung noch nicht erfolgte”, — die ganze 
Berhandlung fowie das in Berufung gezogene erftrichterliche Erkennt» 
niß aufzuheben befunden. 


En 
B. 
O 
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Der oberfte Gerichtshof hat die oberlandesgerichtlihe Verord⸗ 
nung aufgehoben und dem Oberlandesgerichte aufgetragen, über bie 
vorliegende Rechtsſache ordnungsmäßig zu entſcheiden: „in der Erwä- 
gung, daß über die vorliegende Klage blos zu entſcheiden ift, ob die 
klagende Gewerkſchaft in ihrem factifchen Befige durch den Bellagten 
geftört worden fei, melde Entſcheidung gemäß dem Gejege vom 27. 
Dectober 1849, Nr. 12 R. ©. Bl. und der Jurisdictionsnorm vom 
Sabre 1852 den Gerichten, und zwar nad $. 67 felbft dann, wenn 
der Streit ein Bergbauobject betrifft, dem Bezirksgerichte zufteht, in 
defien Sprengel die angeblihe Beſitzſtörung vorgefallen ift; in ber 
Erwägung, daß diefer Grundfag auch in dem allg. Berggejege vom 
23. Mai 1854 fich beftätigt findet, indem nad 8. 69 Streitigleiten, 
die fi) bei Grubenfeldmeſſungen ergeben, im Rechtswege auszutragen 
find, demgemäß auch das Yinanzminifterium als oberite Berg- 
behörbe in dem Erlaffe an das Yuftizminifterum vom 28. Jän: 
ner 1860 erklärt bat, daß unter dem im Schlußſatze des $. 198 des 
Berggeſetzes vorkommenden Ausdruck: "Entfeheivung nur jene bes 
zuftändigen Gerichte gemeint fein könne, vor weldem der Streit 
über Privatredhte ausgetragen werben muß, und daß aud das babei 
eintretende Erforderniß einer markſcheideriſchen Vermeſſung oder tech⸗ 
nifhen Erhebung die privatrechtlihe Natur der Streitfahe nit 
ändere.“ 


Nr. 1188. 


Nothwendigkeit ber eigenhändigen , Namensunterfchrift ber 
Zeftamentszeugen. 


Eutſch. v.6. September 1860, Nr. 10266 (Beftätigung des das Urtheil des 
5.8. ©. Gperieb d. 25. Sun 1860 Sie. 4569). Seitihrikt jr Geieht 
. L. G. 25. Zeitjſchr 
1860 UI. Nr. 50. Zeitſchriſt jur Geies 
In den Entſcheidungsgründen des oberſten Gerichtshofes heißt 
es: „Der 8. 579 a. b. G. B. ordnet an, daß die drei Teſtaments⸗ 
zeugen das Teſtament als Zeugen des letzten Willens unterſchreiben 
ſollen. Die eigenhändige Namensunterſchrift aller drei Teſtaments⸗ 
zeugen iſt daher eine der zur. Rechtsgiltigkeit eines Teſtamentes un- 
umgänglich erforderlichen Förmlichkeiten. Diefe Namensunterfchrift Tann 
durch bie bloße Beifügung eines Handzeichend nicht erſetzt werden, 
denn bie Förmlichkeiten der legten Willenderflärungen find ftrenge nad) 
dem Wortlaut des Geſetzes zu beurtheilen, und ift Feine im Geſetze 
nicht geftattete Abweichung von denſelben geftattet. Der 8. 579 fordert 
aber ausdrücklich, daß die Zeugen unterfchreiben follen, ohne ber Zu- 
läffigleit der Beirückung des Handzeichens zu erwähnen, wie dies in 
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anderen Fällen, wo die Beirüdung des bloßen Handzeichens geftattet 
wird, gejchieht, in welchen Tällen ver Gefetsgeber aber immer aud 
jene Förmlichkeiten beftimmt, welche bei der Unterfertigung einer Ur⸗ 
funde durch Handzeihen zu beobachten find, was aber in 8. 579 nicht 
der Fall if. Es kann fich hier nicht auf $. 580 a. 6. ©. B. bezo- 
gen werden, weil viefer Paragraph blo8 von dem Handzeichen des 
Erblafjers fpricht, ohne dieſelbe Begünftigung auch für Zeugen gelten 
zu lafien. Noch weniger können die Vorſchriften des 8. 886 a. b. 
G. 8. oder des 8. 118 C. P. O. für Ungarn angewendet werben, 
weil ſich diefe Gejege auf Verträge beziehen und an den gefetlichen 
Beftimmungen über die Yörmlichkeiten der legtwilligen Anorbnungen 
nichts ändern wollten nod konnten. Uebrigens ift auf vorliegendem 
Teftumente felbft die Unterfchrift des Namensfertigerd nicht vorhanden. 
Das Teſtament der M muß daher nad 8.601 a. b. ©. 2. als un- 
giltig erklärt werden. ... . “ 


Nr. 1189. 


Beweislaft bei der Klage aus einer Reallaſt. Unzuläffig- 
feit der Auftragung des Haupteides über ein Recht. 


Ent. v. 11. September 1860, Nr. 10903 Beitätigung des Urtheild des 

8. ©. Adlerkoſteletz v. 23. September 1858, Nr. 5050, Abänderung des 

Urtheild ded DO. %. ©. Prag dv. 7. gebrunf 1860, Nr. 18931). Tribline 
1861, Nr. 37. 

A belangte die B al® Befigerin des Gute8 X auf genane Er- 
fülung der darauf haftenden Ausgedingspflidt und auf Entrichtung 
des rüdjtändigen Ausgedings und begründete die Klage mit dem in- 
tabulirten Bertrage, worin er das Gut unter Stipulirung des Aus- 
gedings feinem Sohne M zum Eigenthum abgetreten hatte, mit dem 
intabulirten Vertrage, worin M gelegentlich feiner Verheirathung mit 
der B die Hälfte des Gutes als Widerlage verfchrieb und mit der Be- 
bauptung, daß die dem M verbliebene andere Gutshälfte nad) feinem 
Tode erböweife auf die B übergegangen fei, jo daß fie nunmehr das 
ganze Gut allein befite. Da von der Beklagten der lettere Umftand 
abgeleugnet wurde, fo trug ihr ber Kläger darüber den Haupteid auf. 

Das Gericht erfter Inftanz wies die Klage ab. Das Ober- 
landesgericht verurtbeilte die Beklagte unbedingt zur Entrichtung ber 
Hälfte des Ausgedings und zur Leiftung der anderen Hälfte unter 
der Bebingung, daß der Kläger durch den ihr zugefhobenen Haupt- 
eid beweife, daß die Gutshälfte des M in Folge feines Todes auf 
die Beklagte übergegangen jet. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtrichterliche Urtheil 

aus folgenden Gründen: „Die angeftellte Klage ift eine Hypothekarklage 
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und findet ihre rechtlihe Begründung darin, daß das Ausgeding auf 
dem Gute X haftet und daß die Bellagte Eigenthümerin des Gutes 
it. Für diefe beiden Umftände, welde ihrer Natur nad durch die 
Borlag: de? Grundbuchsauszugs hätten erwiefen werden follen, bat 
der Kläger die oben erwähnten, mit der Intabulationsbeft ätigung ver- 
ſehenen Verträge beigebracht und angeführt, daß die andere Hälfte 
des Gutes nah dem Tode des M auf die Beklagte übergegangen 
jei, welche aber fowohl dieſen legtern, al8 auch den Umftand ableug- 
nete, daß fie zur Zeit der angebrachten Klage noch Kigenthümertn 
der ihr von M durd den Heirathevertrag überlafjenen Gutshälfte war. 
Da nun feit der Eintragung des Heirathövertrages in dem Grundbuche 
bezüglich der damit der Beflagten abgetretenen Gutshälfte Befigver- 
änderungen vorgefallen fein können, fo hatte der Kläger ven Beweis 
tes Nichteintritted derfelben zu führen, woran er e8 aber ermangeln 
ließ. In Betreff der andern Gutshälfte trug der Kläger für feine 
Behauptung, daß fie nah M’8 Tod auf die Bellagte übergegangen 
fei, verfelben den Haupteid auf; allein dieſes Beweismittel ift nach 
dem Hofvecrete vom 18. Yebruar 1846 Nr. 935 unzuläflig, weil 
es nicht ein factifches, fondern ein Rechtsverhältnig, das Eigenthum 
der Beklagten an der zweiten Hälfte des Gutes, zum Gegenftande 
haben würde. Die volftändige Abweifung der Klage im erftrihter- 
lichen Urtheile ift ſomit gefeglich gegründet, um fo mehr, als in dem 
Balle, daß die Abhandlung der Berlaffenfchaft des M no im Zuge 
und das Cinantwortungsvecret noch nicht eingetragen ift, der Kläger 
immerhin die Verlaſſenſchaft des M auf die Mitleiftung des Ausge⸗ 
dinges belangen konnte.“ 


Nr. 1190 und 1191. 


Verpflichtung zur Verzinſung frommer Vermächtniſſe vom 
Todestag des Erblaſſers an. 


zug. v. 12. September 1860, Nr. 10101 BBeitätigung deö das Urtheil 
de8 ©. ©. der innern Stadt Wien v. 16. Februar 1860, Nr. 2010, abs 
ändernden Urtheild des O. 2. G. Wien v. 23. Mai 1860, Nr. 4417). G. 3. 
1860, Nr. 151. 
Entid. v. 12. September 1860, Nr. 10102 (Beftätigung des das Urteil des 
B. 9 der inneren Stadt Wien v. 16. Februar 1860. Nr. 5786, abän: 
dernden Urtheils des O. L. ©. Wien dv. 28. Mai 1860, Nr. 4416). ©. 
9. 1861, S. 34 nnd 35. 


Die erfte Inftanz erfannte in einem darüber geführten Rechts- 
ftreit die Verpflichtung des Erben zur Berzinfung eines frommen 
Vermächtniſſes vom Todestag des Erblaſſers an aus folgenden Gränden 
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nicht an: „Das die Beilage zum Yuftizhofvecret vom 12. Juli 1822 
(3. ©. ©. Nr. 1880) bildende Hoffanzleivecret vom 27. Juni 1822 
erflärt allervings, es fei bei frommen Stiftungen ftetS darauf zu jehen, 
daß außer dem Kapitale auch die Zinfen vom Todestage bezahlt werden, 
da biefe nicht allein nad) 8. 685 a. 6. ©. B., fondern auch deßhalb 
gebühren, weil der Wille des Erblafjers in der Regel auf jährliche 
Leiftungen gerichtet fei, die mit dem Todestage beginnen follen. Es Tann 
jedoch feinem Zweifel unterliegen, daß dieſes Hofvecret eine Aenderung 
oder authentifche Erläuterung der Beftimmungen des a. b. ©. B. weder 
beabfichtigte, noch herbeizuführen geeignet war, da es nicht allein von der 
politiihen Hofftelle ohne a. h. Sanction und blos zu dem ausgeſprochenen 
Zwecke ver Beſchleunigung jener Abhandlungen, bei welchen der Fiscus 
einfchreitet, fowie zur Beförderung der Stiftbriefe und der Intercalar- 
rechnungen erlafjen, ſondern auch nur diefer Zweck in dem dasſelbe ven 
Juſtizbehörden mittheilenden Iuftizhofdecret vom 12. Juli 1822 hervor⸗ 
gehoben wurde, durch diefe Kundmachung und die in Folge derfelben ge- 
ſchehene Aufnahme in die 3. ©. ©. alfo aud nichts Anderes bezwedt 
und allerhöhft fanctionirt wurde..... Es handelt fih nun Darum, ob 
der klägeriſche Anſpruch im bürgerlichen Geſetzbuch begründet fei, was 
bei Betrachtung des $. 685 in Verbindung mit 8. 686 unbedingt ver- 
neint werden muß. Der 8. 685 verordnet nämlich, daß fromme Ver—⸗ 
mächtnifje, dann bie eines einzelnen Berlaffenfhaftsftüdes und Heine 
Belohnungen des Dienftgefindes fogleich gefordert werben können, wäh- 
rend $. 686 verfügt, daß bei den Bermächtniffen eines einzelnen Ber- 
laſſenſchaftsſtückes den Regataren auch alle Zinfen und Nutungen vom 
Zopedtage an zulommen. Aus diefer Tertirung und dem Zufammen- 
bange, in welchem beide Paragraphe offenbar ftehen, geht hervor, daß in 
dem erſteren gewiffen Legataren das Recht eingeräumt wird, ihr Legat 
fogleich zu verlangen und daß unzweifelhaft der mit ven Legat Behaftete 
verpflichtet ift, e8 fogleich, d. i. ohne unnöthigen Aufſchub ($. 904) her- 
auszugeben, aber erft dann, wenn e8 geforvert worden ift, daß er alfo 
erſt von da an im Verzuge fich befindet und die vom Kläger verlangten 
Berzugszinfen entrichten müßte, während bei dem Legate einer beftimm- 
ten Sache der Belajtete alle Zinfen u. |. w. vom Todestage heraudzuger 
ben verpflichtet erfcheint, ohne daß es auf die Zeit ver Forderung durch 
den Legatar ankommt. Diefer Auslegung fteht nicht entgegen, daß beim 
8. 685 die Randbemerkung “Zahlungstag fteht: denn nicht allein könnte 
fie keinesfalls Geltung haben, foweit fie mit ven Anordnungen des Ge⸗ 
jeges jelbft nicht übereinftimmt, fondern fie erfcheint aud an fich nicht 
als unrichtig, da fie fi) auf eine Reihe von Paragraphen bezieht, in 
denen größtentheils beftimmte Zahlungstage von Legaten angeorbnet 
werden..." Die beiden höheren Inftanzen erfannten die Verpflichtung 
der Erben zur Berzinfung des frommen Vermächtniſſes fofort vom 
Todestage des Erblaſſers an. 
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Die Gründe der dritten Inftanzlauten: „Na 8.1334 
fällt einem Schuloner eine Berzögerung zur Laſt, wenn er den durch Geſetz 
oder Vertrag beftimmten Zahlungstag nicht zuhält... . Nun ift offenbar 
in der Abficht der 88. 685, 686 und 687 gelegen, die Zahlungszeit eines 
Legates zu beſtimmen, wenn der Erblaſſer ſelbſt es nicht gethan hat, und 
es tritt ſomit bei frommen Vermächtniſſen zufolge ſ. 685 die Verfalls⸗ 
zeitfogleich, d.i. mit dem Todestage des Erblaſſers, ein. Dieſe Auslegung 
entſpricht nicht nur der erklärten Abſicht des Geſetzgebers, fromme Ver⸗ 
mächtniſſe vor anderen zu begünſtigen und deren oft ſogleich mit dem 
Tode des Erblaſſers beginnende Erfüllung (z. B. jährliche Leſung einer 
beſtimmten Anzahl von Meſſen) ſicherzuſtellen, ſondern iſt auch im Ein- 
klange mit anderen geſetzlichen Anordnungen, namentlich mit jenen des 
$. 813, wonach der Erbe bis nach verſtrichener Friſt zur Einberufung 
der Gläubiger mit deren, daher auch aller Legatare Befriedigung inne⸗ 
zuhalten, berechtigt iſt, ſelbſt wenn Gläubiger und Vermächtnißnehmer 
ſchon ihre Befriedigung verlangt haben und wodurch die im 8. 685 feſt⸗ 
geſetzte ſogleiche Entrichtung der Legatare und deren Wirkſamkeit ganz, 
ſogar bezüglich der Verzugszinſen vereitelt werden könnte, wenn man 
nicht wenigſtens letztere den darin benannten Legataren zugeſtehen würde. 
Nachdem ferner der oberſte Gerichtshof am 12. Juli 1822 verordnet 
hat, nach dem Hofkanzlei⸗Decrete vom 27. Juni 1822 die erſten Behör- 
den zu belehren, fo bat er auch die am Schluffe desjelben ausgeſprochene 
Anfiht und Anordnung gebilligt, daß bei frommen Vermächtniſſen bie 
Intereſſen ſchon vom Todestage des Erblafferd an zu vergüten feien, 
umd es muß dieſe Anficht in Gemäßheit des Hofdecretes vom 29. De- 
cember 1785 Nr. 509 in vorfommenven Fällen zur Geltung gebracht 
werden.“ 


Nr. 1192. 

Beginn der Verjährungsfriſt für Alimentations-Beträge. 
Entſch. v. 12. September 1860, Nr. 10154 (Theilweiſe Abänderung der 
Heipeile des B. ©. Mauthhanfen v. 6. December 1858, Nr. 1354, nnd 

e8 O. 2. ©. Wien v. 2. Mai 1860, N. 3348). Tribüne 1861, Nr. 29. 

Gegen die vom Bormunde der außer der Ehe erzeugten A wider 

die Erben des B angebrachte Klage auf Anerlennung ber Baterfchaft 

des B und Verpflichtung feiner Erben zur Bahlung ber Alimentations- 

foften feit dem Zage der Geburt der A im Betrage von 35 Fr. täglich, 

wenbeten bie Bellagten unter anderm nad) 8. 1480 a. b, ©. 2. vie 
Zriennialverjährung ein. 

Der oberſte Gerichtshof verurtbeilte die Bellagten zur Zahlung 

ber Unterhaltsfoften vom Tage der Geburt des Kindes an mit Her- 
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abſetzung ihres Betrages auf 7 Nr. täglich, und erflärte in den Moti- 
ven bezüglich der VBerjährungseinrebe, daß diefelbe durch 8. 1480 a. b. 
G. 3. nicht begründet werden fünne. Denn vieler Paragraph fee vor- 
aus, daß ein Recht auf, und eine Verpflichtung zu regelmäßig wiederfeh- 
renden Leitungen ſchon beftehe; wo aber dies nicht der Fall iſt, der 
Gläubiger daher zu den beftimmten Zeiten nod gar nicht fordern kann, 
trete auch Feine Verjährung ein. 


Kr. 1193. 


Erwerbung einer Reallaft durch Erfigung. Verträge zu 
Gunſten Dritter. | 


Entſch. v. 12. September 1860, Nr. 10191 Beftätigung deö Urtheils des 
2. G. Graz dv. 26. zugaft 1859. Nr. 11514, Abanderung des Urtheils 
des O. L. G. Graz dv. 24. April 1860, Nr. 2344). G. 3.1860, Ne. 138. 

Im Jahre 1779 wurde von dem Erzftifte Salzburg ale Befiger 
ber Herrihaft H. dem Schullehrer in H. ein jährlihes Deputat von 2 
Megen Weizen und 4 Meten Korn für 3 Jahre bewilligt. Die ent- 
jheidende Stelle der bezüglichen Verordnungen der „hochfüritlichen, 
in ausländifhen Herrſchaftsſachen aufgeftellten Deputation“ ddo. 
Salzburg 22. Dechr. 1779 lautet: „Nachdeme Joh. Paul Schmautz, 
Sculmeifter und Meßner in der Pfarre H. unterthänigft gebethen ihme 
wegen feines ſchmalen Gehalt etwas an Getraid vom berrihaftshaus 
ſiſchen Amtskaſten beizulegen und der Pflegsverwalter in einem barü- 
ber unterthänigft hereingeſendeten Bericht dahin angetragen hat, daß 
ber Supplicant von dem herrfhaftshaufifhen Amtskaften jährlich mit 
2 Metzen Weit und 4 Meten Korn milveft begnädigt werden fünnte: 
daß er dafür alle dem Erzftift Salzburg dienftbare Bürger- und Un- 
terthand- Kinder (deren Eltern zur Bezahlung eines wochentlichen Schul- 
geldes von dem hochfürſtlichen Pflegamt für ohnvermögend anerkannt 
werben würden) ohne Entgelt normalmäßig unterrichten, beynebſt auch 
diefe arme Kinder öfters ermahnen folle, für das Wohl feiner hoch— 
fürftl. Gnaden Erzbifhof zu Salzburg und höchfiverofelben glüd- 
lichſte Regierung Gott den Allmächtigen andächtig zu bitten: als ha- 
ben Höchſtgedacht Seiner Hocfürftlihen Gnaden unfer gnäbigfter 
Herr 2c.... gnädigſt zu refolviren geruht, daß in Conformität des 
pflegsverwalterifchen Gutachtens dem Supplicanten auf drei nächſtfolgende 
Jahre jährlich zwei Metzen Weit und vier Meten Korn herrſchafts 
Kaften Maaß auf des Schulmeifters fortſetzendes Wohlverhalten 
und Inftructions:Eifer von dem herrſchaftshauſiſchen Amts-Kaſten ge- 
gen Quittung verabfolget und jührlih in Rechnung-Ausgab geführt 
werben ſollen.“ Dieje jährliche Unterftüßung wurde dem jeweiligen 
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Schulmeifter in H. auch in der Folge bis zum Jahre 1848 aus dem 
herrfchaftlihen Amtsfaften verabjolgt, im Jahre 1849 aber von ven 
Befigern der Herrfhaft H. aus dem Grunde verweigert, weil der 
Unterthansverband und damit bie Getreide-Eindienung aufgehoben fei 
und der Grund dieſer Leiftung, Unterftügung armer Unterthanenlin der, 
aufgehört babe. Der Schulmeifter von H. wandte fih an das Kreis⸗ 
amt und erwirkte bei viefem die dur das Eultus- und Unterrichts-. 
minifterium beftätigte Verfügung, daß er in dem Fortbezuge dieſes Des 
putate8 von der AdminiftratioeBehörde geſchützt und die Herrichaft zu 
deſſen Abfuhr infoweit verpflichtet erflärt wurde, als fie nicht ihre Nicht- 
verpflichtung vor dem Civilrichter geltend machen würde. In Folge 
deſſen traten die Befiger de8 Gutes H. gegen die Finanz-Pro- 
curatur in Vertretung der Schule zu H. und gegen ven dortigen Schul⸗ 
lehrer mit einer Klage auf, in welder fie das Erkenntniß begehrten: 
Den Befigern des Gutes H. obliege keine Verbindlichkeit zur Berab- 
folgung von jährlih 5 Megen Weizen und 10 Megen Korn (als 
Aequivalent des früheren Kaſtenmaßes von 2 und beziehungsmeife 4 
Metzen) an den jeweiligen Schullehrer in H. Bon ven ©eflagten 
wurde urkundlich nachgewiefen, daß auch das f. k. Aerar als zeitwei« 
liger Eigenthümer ver Herrfchaft H. jenes Deputat an den Schulleh- 
rer verabfolgt hatte, und daß, als vie Herrfhaft im „Jahre 1826 
von der Klägerin und ihrem erften Ehegatten im Ficitationswege er⸗ 
ftanten wurde, in der fonad dem Kaufvertrage zu Grunde gelegten 
Öutsbefchreibung unter den Abgaben und Laſten, welche auf der Herr- 
ſchaft haften, ausprüdlich auch die Verpflichtung aufgeführt worden fei, 
dem Lehrer in H. für die Unterrichtung armer Kinder 5 Meten Weizen 
und 10 Megen Korn ald Deputat zu geben. Jedenfalls fei das Recht 
auf dieſe jährliche Leiftung bei dem erwiefenen Bezuge derjelben vom 
Sabre 1779 bis 1848 von der Schule zu H. durch Erfigung erworben. 

Die erfte Inſtanz wies das Klagebegehren zurüd: Die 
Gründe dieſer Entfheidung find im Wefentlihen folgende: „Das 
ftreitige Oetreive-Deputat ift durch einen Zeitraum von mehr als 70 
Jahren entrichtet worden. Die Schule in H. fteht alſo unzweifelhaft 
im Befige des fraglichen Bezugsrechtes; dieſer Befig ift rechtmäßig, 
rebli und echt, und es ift fomit für die Schuie von H. nad ven 
88. 1452, 1460 und ff. a. b. ©. 3. die Erfigung dieſes Rechtes 
längft eingetreten. Daß das fraglihe Deputat nur ans bloßer Gnade, 
nur bittweife zugeflanden, daß dasſelbe niht als Schuldigkeit gefor- 
dert und geleiftet worden fei, ift unrichtig; denn ber erwähnte Bezug 
ift von dem Erzitifte Salzburg weder unentgeltlich, noch nach Belie- 
ben wiberruflid zugeflanden worden, jondern der Schullehrer hat da⸗ 
gegen ausdrücklich vie Verpflichtung des unentgeltlihen Unterrichts ar 
mer Kinder übernommen. Wenn auch das Deputat urfpränglich nur 
auf drei Jahre zugefichert wurde, fo hat doch der Schullehrer von 9. 
basfelbe aucd während tiefer Zeit nicht blo8 precario modo, fondern 
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kraft feines Bertragsrechtes bezogen, und durd den aud nach Ablauf 
biefer Zeit durch weit mehr als 30 Jahre ununterbrochen fortgefegten 
Bezug und durch die auch ihrerfeitd erfolgte Gegenleiftung ift bie 
Schule von H. in den Befit des fortdauernden Bezugsrechtes bezüg- 
lich des fraglihen Getreid» Deputates gelangt ($. 313 a. 6. ©. B.), 
und dieſer Bejig iſt daher keineswegs ein unechter im Sinne ber 
SS. 345 und 1464 a. b. ©. B., welder ver Erfigung hindernd im 
Wege ſtünde. Es ift unrichtig, daß die Verpflichtung zur feiftung 
bes in Rede ftehenden Getreide: Deputates durch Aufhebung des Un> 
terthänigfeitöverhältnifjes erlofhen jei; denn dieſer Bezug ift dem 
Schullehrer von 9. für den unentgeltlihen Unterricht nicht blos von 
armen Unterthanen-, fondern auch von Bürger-Findern, alfo von ars 
men Kindern überhaupt, zugefichert worden. Daß der fog. Amtskaſten 
nur zur Aufbewahrung der Öetreide- Eindienung beftimmt gewefen fei, 
ift nicht erwiejen. Dies aber felbft zugegeben, jo ift jenes Deputat 
doch nirgends als eine ausfchliegend auf der Getreide-Eindienung haf⸗ 
tende und mit berfelben in ſolchem Zuſammenhange ftehende Laft 
erklärt, daß die Verpflichtung hiezu mit der Aufhebung der Eindienung 
als erlofchen angeſehen werven könnte.“ 

Das Oberlandesgeriht hat dem Klagebegehren ftattgegeben, 
im Wejentlihen aus folgenden Gründen: „In ber urfprünglid nur 
bittweife zugefagten und verabfolgten Gabe ift durchaus feine Ueber: 
nahme einer beftimmten Berbinvlichkeit enthalten, und es entſtand 
wegen Mangeld einer beftimmten übereinftinnmenden Erklärung fein 
Bertrag (869 a. 6.8. ©.), folglich feine gegen ven Verſprecher er- 
wachſene Verbindlichkeit. Daß die nacgefelgten Herrſchaftskäufer 
auch viefe Verabreihung übernommen haben, ändert die Rechtsnatur 
des urſprünglichen Verſprechens nicht, und mit analoger Anwendung 
des 8. 974 a. b. ©. B. kömmt es hier nur darauf an, wie lange 
fie die befagte Gabe geftatten wollten, indem fie fi) jederzeit wieder 
davon frei machen konnten. Für die heutigen Kläger beiteht feine 
Pflicht zur Leiftung, da diefe Laft in den öffentlihen Büchern gar 
nicht eingetragen ift und daher nah $. 443 a. b. ©. 2. auf bie 
Käufer als Reallaft nicht übergegangen war, ber Kaufvertrag aber 
nur perjönliche Rechte zwifchen Käufer und Berfäufer begründet. Nach 
dem Begriffe eines herrſchaft lichen Amtstaftens fann unter dieſem Ge— 
treiveverwahrungsorte nur jener verftanden werden, welcher von der 
Herrſchaft als Grundobrigkeit für das ihr in diefer Eigenjhaft und 
in diefem Wirkungstreife von ihren Unterthbanen zu verabreichende 
oder einzubienende Getreide beftimmt war. Mit der Aufhebung des 
Unterthanenverbandes hat daher, ſowie die Getreide-Eindienung aud 
das zum Beften der Kinder armer Untertanen zu leiftende Öetreide- 
Deputat aufgehört.” 

Der oberfte Gerichtshof Hat das Urtheil der erften Inſtanz aus 
nachſtehenden Gründen zu beftätigen befunden: „Die heutige Mitllä- 
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gerin und deren früherer Gatte haben beim Anfauf der Herrichaft 9. 
bie Berpflichtung übernommen, alles dasjenige, was aus den berr- 
fhaftlihen Renten in Folge des Patronats überhaupt und insbejon- 
ders dem beireffenden Schullehrer herkömmlich, vertrags- oder gejet- 
mäßig zu leiften ift, oder zur Zeit des Abfchluffes des Kaufes wirt: 
lich geleiftet wurde, auch, fortan von der Herrfhaft und aus deren 
Kenten zu leiften; daß die durch den Kaufvertrag vom 7. Yuli 1826 
begründeten Rechte und Verbindlichkeiten auch auf den Mitkläger, als 
er von feiner Oattin zum Mitbefiger der genannten Güter angenom⸗ 
men wurbe, übergegangen find, wurde bon Seite der Kläger nidt 
beftritten. Doch aud der Schule zu H. muß das Recht zuftehen, jene 
Berfprechen, die zu ihren Gunſten bevungen und. gemact, jene Ber- 
pflihtungen, die zu ihrem Bortheile eingegangen wurden, anzunehmen, 
was auch gejchehen ift, indem feit Abſchluß jenes Kaufvertrages das 
dem Schullehrer zu leiftende Deputat erſt von der Ehegattin des DBe- 
figvorfahren, dann von den Klägern gefordert und von biefen auch 
durch eine Reihe von Jahren geleiftet wurde. Wollte man daher aud) 
annehmen, daß die Schule in H. das Recht, von dem jeweiligen Be- 
figer ded Gutes H. jährlid 5 Me. Weizen und 10 Me. Korn für 
ben jemweiligen Schullehrer zu fordern, nod nicht erjeffen hat, was 
aber aus den vom Landeögerichte angeführten Gründen wohl ange- 
nommen werden kann, fo könnten fih dennoch die Kläger jener fei- 
ftung ſchon wegen ver bei Gelegenheit des Kaufes übernommenen Ber- 
pflihtung nicht entziehen; denn daß die Leiftung des Deputates jeit 
dem Jahre 1779 immer erfolgt ift, daher jedenfalls eine herkömm⸗ 
lihe war, daß zur Zeit des Abfchluffes des Kaufvertrages das De- 
putat auch wirklich geleiftet wurde, daß diefe Leiftung als eine fort- 
dauernde Laft und Verpflichtung der Herrfchaft, als ein dem Schul⸗ 
lehrer gebührender Bezug angeſehen worden ift, zeigen nicht nur bie 
Beilagen der Einrede, es erhellet viefes auch aus den von den Klä— 
gern felbft beigebradgten Rechnungen, ja die Kläger felbft haben bie 
Leiftung des Deputates an den Schullehrer bi8 zum Jahre 1848 zu- 
geftanden, e8 kann daher wohl feinem Zweifel unterliegen, daß biefe 
Leiftung zu jenen gehöre, deren Yortentrichtung im öfter erwähnten 
Kaufvertrage übernommen wurde. Don diefer Verpflichtung können bie 
Kläger ſich dadurch, daß gegenwärtig nach Aufhebung des Unterthans-« 
verbandes bie Getreive-Eindienung aufgehört hat, nicht als befreit an- 
jeben, weil, wenn es auch nachgewiefen wäre, daß in der Vergangen- 
heit das Deputat des Schullehrerd gewöhnlich aus jenem Getreide ent- 
richtet wurde, das von den Unterthanen als Einvienung geliefert wor- 
den war, hiedurch noch nicht nachgewiefen erfcheint, daß der Schul- 
lehrer nur aus dieſem Getreide feine Befriedigung erlangen konnte 
und fie nur aus jelbem zu erhalten hatte, und weil beim Abſchluß des 
öfter erwähnten Kaufvertrages feftgeftellt wurde, daß die Gebühren des 
Schullehrer aus den Renten ver Herrſchaft, ohne diefem Worte 
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irgend eine Befchränfung beizufügen, zu entrichten fein werden. Aus 
diefen und aus den von der I. Inſtanz ſchon angeführten Gründen 
mußte das Urtheil der erften Inftanz in der Hauptſache betätigt, die 
Gerichtskoften aber gemäß $. 400 ©. O. aufgehoben werben.“ 


Nr. 1194. 


Eigenthum an einem öffentlichen Fluß: Sinn der Schen⸗ 
kung „einer Herrſchaft ſammt den Flüſſen“. 


virng. v. 18. September 1860, Nr. 10589 Betätigung bed Urtheild 
des 8. ©. Sufoin b. 24. September 1859, Nr. 2654, Abänderung des 
Urtheild des O. L. G. Prag je 20, Müry 1860, Nr. 2244). ©. 3. 1860, 


Der Befiter der Domäne Hohenelbe hatte gegen Wafjerbauten, 
welche zum Zweck eines Fabriksbetriebes von den Befigern eines an ber 
Eibe liegenden Orundftüdes begonnen wurden, Widerfpruch erhoben, 
und brachte, von benfelben aufgefordert, eine Klage anf Anerkennung 
feines Eigenthums an dem die Domäne Hohenelbe durdziehenden 
Elbefluß und Unterfagung des Baues ein. 

Seinem Begehren ward nur in zweiter Inſtanz flattgegeben ; 
bie beiden anderen Inftanzen wiefen es zurüd. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Dur bie ber Klage des 
Aufgeforverten beigejchloffene, von den Gellagten nicht beanftänbete 
Urkunde ddo. 1. December 1635 ift erwiefen, daß der Kaifer Ferdi⸗ 
nand II. als König von Böhmen die heimgefallene Herrihaft Hohen⸗ 
elbe fammt allen hierin fpeciell aufgezählten Appertinentien, worunter 
auch die Wafjerflüffe ausprüdlid genannt find, dem Ahnherrn des 
Klägers aus Rückſicht der ihm von demfelben geleifteten Kriegsdienſte 
geſchenkt hat. Daß der Kläger gegenwärtig Eigenthümer der Herr» 
ihaft Hohenelbe ſei, haben vie Geklagten nicht nur nad dem Inhalte 
ihrer Aufforderungsflage anerkannt, fondern es ift Died auch durch bie 
Beilagen der Klage des Aufgeforderten und durch den nur zum lleber- 
fluß in ver Replik beigebrachten landtäflichen Exrtract außer allen Zweifel 
geftellt. In Folge deſſen muß aber auch — ohne daß der Kläger 
jeine Abftammung von dem obenerwähnten Ahnherrn nachzuweiſen 
nöthig hätte — in fo lange entgegen den ©ellagten angenommen 
werben, daß mit dem Cigenthum dieſer Herrfchaft auch das Eigen- 
thum der Wafferflüffe, welche fih innerhalb der Grenzen des Herr» 
ſchafts⸗Territoriums befinden, demnach auch das Eigenthum des Fluſſes 


Elbe innerhalb der Grenzen dieſes Herrſchafts⸗Territoriums als eines 
Glaſer, Unger und Walther Entſch. III. 11 


Zugehörs verbunden fe, als die Gellagten nicht erweifen, daß das 
Eigenthumsrecht Hinfichtlich des Elbefluffes innerhalb der erwähnten 
Grenzen entweder auf Jemand Anderen übergegangen, oder allenfalls 
im gefetlihen Wege aufgehoben worden jei. Daß ferner unter dem, wie 
erwähnt, dur die Donations-Urkunde auf den Hägerifhen Ahnherrn 
übergegangenen Eigenthum des Elbefluffes innerhalb der Herrfchafts- 
grenzen von Hohenelbe nicht blos das Recht zur Fifcherei im diefem 
Fluſſe zu verftehen fei, ergibt fih aus dem Wortlaute der Schen- 
kungsurkunde felbft, welche aud in allen Beziehungen auf einen vollen 
und ganz unbefchränkten Genuß der gefchenften Objecte hindeutet. 
Nun kann aber eine Benügung des erwähnten Fluſſes offenbar nicht 
nur duch Fiſcherei, fondern auch in anderer Weife durch Sandaus⸗ 
bebung, Eisgewinnen, durch Verwendung des Waſſers mittelft ange⸗ 
mefjener Vorrichtungen zu induftrielen Zweden u. f. w. erfolgen. Eine 
allfällige Mebertragung des erwähnten Eigenthumsrechtes hinfichtlich 
des oftermähnten Fluſſes von Seite des Hägerifhen Ahnherrn over 
von irgend einem feiner Beſitznachfolger an einen Dritten haben die 
Geflagten nicht behauptet, und diefelben ſuchen nur geltend zu machen, 
daß nad den Anordnungen des a. b. ©. B. Flüffe überhaupt für 
ein Öffentliches Gut zu gelten haben, und daß durch das Patent vom 
7. September 1848 und die nachgefolgten Grundentlaftungs-Berorb- 
nungen alle früher etwa beitandenen Wafjerrechte ver Herrfchaftsbefiger 
hinſichtlich der das Herrichafts-Territorium durchſtrömenden Flüffe als 
entfallen anzuſehen ſeien. Wenn nun auch immerhin das a. b. G. B. 
im 8. 287 unter ben darin aufgezählten öffentlichen Gütern auch Ströme 
und Flüffe aufgenommen bat, fo kann doch hierdurch mit Rückſicht 
auf die Beftimmung des $. 5 a. b. ©. 3. an den gefeglid eriwor- 
benen Privatrechten einzelner Herrichaftöbefiger bezüglich der ihr Herr- 
ſchafis⸗Territorium durchſtrömenden Flüſſe nichts geändert worden fein, 
und es kann ſomit auch das Eigenthumsrecht des Beſitzers der Herr⸗ 
ſchaft Hohenelbe als durch die vorerwähnte geſetzliche Beſtimmung 
erloſchen nicht angeſehen werden. Durch das Patent vom 7. Septem⸗ 
der 1848 wurde Über die Eigenthumsfrage hinſichtlich der Flüſſe, 
in foweit fie Territorien von Herrfchaften oder landtäjlihen Gütern 
durchfließen, überhaupt in feiner Art entjchieven, und ebenfo wenig 
find hiedurch und durch die nachfolgenden Grundentlaftungs-Berorb- 
nungen die Wafferrechte jener Herrjchaftsbefiger, welche ſolche bezüglich 
eines ihr Herrſchafts⸗Territorium durchſtrömenden Fluffes im geſetz⸗ 
lihen Wege erworben hatten, aufgehoben worden, zumal durch ven 
8. 71 ver Minifterial-Berorbnung vom 27. Yuni 1849 erft die Er- 
laffung eines das Eigentum unb die Benügung ber Wäſſer regeln- 
den Geſetzes in Ausficht geftellt worden ift. Unter dieſen Verhäfltniffen 
befteht demnach das Eigenthumsrecht des Klägers an dem Elbefluf, 
und muß dasjelbe — auch ohne daß es erft nöthig wäre, in eine 
Erörterung binfichtlih der Richtigkeit ver vom Kläger aufgeftellten 
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allgemeinen Behauptung, daß überhaupt allen Herrfchaftsbeftgern in 
Böhmen auf Grund der. Berfafjung und Gepflogenheit das Eigen- 
thumsrecht an ben ihre Territorien durchziehenden Flüſſen zuftehe, ein- 
zugehen — dem Kläger ald ihm gegen bie Geklagten und zwar unbe- 
ſchränkt gebührend zuerkannt werben, zumal, wenn auch ver Slläger, 
nachdem die Geklagten lange vor Entſcheidung dieſes Hechtöftreites 
bereit8 ein Wehr in dem Elbefluſſe erbaut hatten, mit feiner Befit- 
ſtörungsklage rechtskräftig umd zwar wegen verjpäteter Anbringung 
abgewiefen worden ift, dieſe Entſcheidung offenbar auf feine Rechte 
bezüglich des Elbefluſſes von keiner Wirkung fein kann, befonvers va 
die Gellagten bezüglich dieſes Vorganges irgend ein ihnen zuftehendes 
Recht nicht ausgewiefen haben, indem der Umftand, daß fie ein neben 
dem Elbefluſſe gelegenes Grundſtück zur Errichtung einer Baumwoll- 
fpinnfabrit von deſſen Eigenthümer käuflich an fi) gebracht haben, fie 
bei Beitand des 8. 413 a. b. ©. B. zu einer folden Aenverung in 
dem Laufe des Eibefluffes, wonah ein Theil des Waſſers mittelft 
des Wehrs und eines eigenen Kunftgrabens zu dem Fabriksgebäude 
zu führen beabfichtigt wurde, nicht beredhtigt, und der von ihnen an⸗ 
gerufene Artikel der erneuerten Landesordnung Q. 46 eben bei Be- 
ftand des vorerwähnten und geltenden, allgemein lautenden Geſetzes 
ſich diesfalls nicht anwenden läßt, und wenn er aud, felbft abgefehen 
von den zur Zeit der Erlafſung der erwähnten Landesordnung 
beftandenen Berfafiungsverhältniffen, wirklich Anwendung fände, 
dennoch ein Recht binfichtlich der Waflerleitung nur demjenigen eins 
räumt, auf deſſen, fomit nicht neben veflen Grunde ein Waſſer 
fließt. Daß endlich den Geklagten durch die politifche Banbewilligung 
nicht auch eine unberingte Baubewilligung zu dem erwähnten Wehr- 
baue und zur Ableitung des Elbeflußwaſſers mittelft desſelben und 
eines Kunſtgrabens beziehungsweise zur Zuführung desfelben zum 
Fabriksgebäude ertheilt wurde, geht aus der von ihnen felbft bei- 
gebraten Erledigung des Minifteriumd des Innern Mar hervor, 
indem eben hierin die Austragung des Streite® aus Anlaß der von 
dem Bevollmächtigten des Klägers gegen bie fragliche Waſſerwerks⸗ 
leitung erhobenen privatredhtlihen Einwendungen auf den Rechtsweg 
gewiefen wurde. Wenn nun, wie umftändlich begründet wurde, dem 
Kläger entgegen den Gellagten das unbefchränfte Eigenthum des Elbe⸗ 
fiufjes, infoweit derſelbe durch das Gebiet der Herrfhaft Hohenelbe 
fih hinzieht, gebührt, jo war er immerhin bei Beftand des 8. 354 
a. b. ©. 2. beredtigt, gegen den, wie erwähnt, von ven ©ellagten 
beabfichtigten Bau eines Wehrs in dieſem Fluſſe und Zuleitung des 
Elbeflußwaſſers mittelft eines Kunftgrabens zu der erwähnten Spinn- 
fabrik bei der in Beziehung auf den beahfichtigten Bau des Fabriks⸗ 
gebäutes und diefer Waflerwerle von der politifchen Behörde vorge- 
nommenen Commiffion Einwendung zu erheben, und e8 muß audy 
nah dem Borangeführten überhaupt als nicht geftattlid erklärt wer⸗ 
11* 
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ben, daß die Geklagten ohne Einwilligung des Klägers die eben 
erwähnten Waſſerwerke ausführen, zumal diefe Ausführung ohne deſſen 
Zuftimmung jedenfalls eine Verlegung feines Eigenthumsrechtes in 
ſich begreift. Es mußte demnach auch unter Abänderung des unterridh- 
terlihen Urtheils ganz in Webereinftimmung mit dem Klagebegehren 
erfannt werden.” 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Kläger hat das Be- 
gehren geftellt, daß er als unbeſchränkter Eigenthümer des die Herr- 
ichaft Hohenelbe durchziehenden Elbefluſſes anerkannt werde, indem er 
erachtet, viefes Recht auf Grundlage der früher beftandenen Geſetze, 
nad welchen ven Herrfchaftsbefigern in Böhmen das freie Berfügungs- 
recht Über bie die Herrſchaft durchfließenden, nicht ſchiffbaren Wäfler 
zuftand, dann auf Grund der Urkunde vom I. December 1635, mit 
der wailand Se, Maieftät der Kaifer Ferdinand II. als König von 
Böhmen feinem Ahnherrn die Herrſchaft Hohenelbe fammt allen Apper- 
tinentien, unter welchen auch die Waflerflüffe aufgezählt werden, ge- 
ſchenkt hat, in Anſprnch nehmen zu können. Daß ver Kläger beredtigt 
wäre, diefen Anjpruch in der Klage, zu deren Einbringung er von 
dem Öellagten aufgefordert wurde, geltend zu machen, kann wohl feinem 
Zweifel unterzogen werden; doch erfennt der oberfte Gerichtshof den 
Anſpruch nicht für begründet. Der im $. 287 a. b. ©. B. ausge⸗ 
ſprochene Grundſatz, daß Ströme und Flüſſe, wie Seehäfen und das 
Meeresufer ein allgemeines oder Öffentliches Gut find, von welchem 
jevem Mitgliede des Staates der Gebrauch geftattet ift, galt aud) 
ihon nach den Gefegen, vie vor Einführung des bürgl. Geſetzbuches 
in Wirkſamkeit waren. Das gemeine Hecht bezeichnet die Ylüffe als 
res communes, und auch in den älteren Landesgeſetzen des Königreich® 
Böhmen finden wir denfelben Grundſatz, und zwar insbefondere auch 
rüdfichtlic des Elbeflnſſes ausgefproden; denn in der Yandesorbnung 
wird erflärt (Q. 40), daß jeder fein Holz auf der Elbe und anderen 
Flüſſen, wo es ihm gefällt, doch ohne dem Wehr der Grundherren 
Schaden zuzufügen, binflößen kaun; ferner wird in berfelben (Q. 46), 
wie in der Verordnung vom 24. September 1751 beftimmt, daß jeder 
das durch feinen Grund fließende Wafler zu feiner Nothdurft nad 
Gefallen leiten darf, nur muß er ed, nachdem er es über feine Gründe 
geführt hat, wieder dahin leiten, wo es von feinem Örunde den Aus⸗ 
fall hat, und es fo in den alten vorigen ang bringen. Das Recht, 
weldyes vemnad den Herrfchafts-Eigenthümern auf die die Herrſchaft 
durchfließenden Gewäfler, in fo fern ihnen ein Recht auf Flüſſe über- 
haupt zuftand, gebührte, beftand daher nicht in einem unbefchränkten 
Eigenthume, in deſſen eigentlicher ausgevehnterer Bedeutung, foudern 
mehr in dem Befugnifje zur Ausübung gewiffer Rechte in jenen Ge⸗ 
wäfjern, wie in jenem ber Fiſcherei, ver Ueberfuhr u. dgl. In dieſem 
Sinne müſſen nun auch die Rechte an Flüffen, wenn jelbe in Ver⸗ 
bindung mit dem DBefige von Herrſchaften verliehen werben, aufge 
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faßt werben; denn fo lange es nicht ausdrücklich ausgeſprochen warb, 
fann nicht angenommen werben, daß durch derlei Berleihungen vie 
allgemeinen Verfügungen der Geſetze aufgehoben, die jenem Mitgliede 
des Staates zuftehenden Rechte beſchränkt und dem Bortheile des Ein- 
zelnen geopfert wurden. Nun aber enthält bie Schenktungs-Urkunde 
vom 1. December 1635 nichts, woraus gefolgert werden fünnte, daß 
Kaiſer Ferdinand IL. dem Ahnen des Klägers ausgevehntere Rechte 
und Befugniffe rüdfihtlih des Elbefluſſes zugeftehen wellte, ald ven 
Herrſchafts-Eigenthümern rüdfichtli der ihr Dominium durchfließenden 
Wäſſer zuftanden; denn in jener Urkunde heißt es nur, daß den Ahnen 
des Klägers die Herrſchaft Hohenelbe mit den beſonders aufgeführten 
Appertinentien, unter weldhen auch Wafferflüffe genannt werden, ge- 
fhentt wird. Der Kläger kann aljo and auf Grund dieſer Urkunde 
fo wenig als aus dem Geſetze ein unbeſchränktes Eigenthum der das 
Gebiet von Hohenelbe durchfließenden Elbe in Anſpruch nehmen; er 
mußte daher mit dem erften Punkte jeine® Begehrend abgewiejen 
werden. Da nun eben des unbeſchränkten Eigenthumes wegen, weldes 
der Kläger auf ben Elbefluß zu haben behauptet, von ihm Einſprache 
gegen den Bau erhoben wird, den bie Geklagten zu führen beabſich— 
tigen, dieſes Recht jedoch ihm nicht zufteht, er andere befondere Rechte 
aber, die durch die Führung jenes Baues beeinträchtigt werden könn⸗ 
ten, nicht geltend gemacht hat, jo konnte auch dem Begehren, die gegen 
ven Bau erhobene Einwendung für begründet zu erflären unb ben» 
felben nicht zu geftatten, feine Folge gegeben werben.“ 


Nr. 1195. 
Recht des Sequefters zur Auffündigung. 


Entih. v v. 18. September 1860, Nr. 11271 (@ Deitätigung beö Urtheild des 
2. ©, Lau dftraße in Sin wW 2* 0, Jr. 9908, Abänderung 
des Urteils des O. L Bin g  Anguft 1860 —* 9482). ®. 


Gegen die B, welcher der Frucdtgenuß eines Haufes zufteht, 
ward Erecution geführt und die Sequeftration des Zinjes verfügt. 
Eine Auftündigung, melde die B ohne Mitwirkung des Sequefters 
gegen A angebradht hatte, wurde von Letzterem aus biefem Grunde 
zurädgelegt. Die erfte Inftanz gab dem Rüderlag Statt; bie zweite 
wies ihn zurüd, weil der Sequefter nur zur Einhebung des Binſes, 
nicht zur Adminiſtration des Haufes berufen ſei. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Erkenntniß der erſten 
Inſtanz: „denn die Geklagte kann nicht in Abrede ſtellen, daß zur 
Einhebung der Zinfe des Hauſes im Executions⸗Wege ein Sequeſter 
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beftellt wurde. Wo aber diefes gefchah und es fih um Früchte eines 
liegenden Gutes handelt, gebührt dem Sequefter nah 8. 320 a. ©. 
O. aud die Verwaltung der Sache, da ohne felbe nicht nur bei 
Grunpftüden, ſondern ebenfalls bei Zinshänfern die Früchte nicht ein- 
gehoben und zugleich, wie e8 der Zwed ber Sequeftration iſt, ber reine 
Betrag derfelben, nad) Abzug der Steuern und Erhaltungskoſten, zur 
Befrievigung der Gläubiger verwendet werben könnte. Dafür fpricht 
ber $. 296 a. ©. D., dem zufolge der Sequefter die fequeftrirte 
Sache als ein guter Hauswirth zu beforgen hat." 


Nr. 1196. 


Berechnung der Friſt zur Klage auf Gewährleiftung gegen 
den Verkäufer eines gefälfchten Wechfels. 


Eniſch. v. 26. September 1860, Ar. 8330 ((Beftätigung des das Urtheil 
ded 9. G. Wien v. 29. December 1859, Nr. 97525, abändernden Urtheils 
de ©.2. ©. Wien v. 11. April 1860, Nr. 3085). ©. 3. 1861, Nr. 18. 


A hatte am 27. März 1855 durd Vermittlung eined Börfe- 
agenten einen am 10. Juni 1855 fälligen, mit einem Giro in bianco 
verjehenen Wechſel erworben, deſſen Einlöfung am Berfalldtage der 
Acceptant deßhalb verweigerte, weil das Accept gefälfht war; daß 
dem fo fei, warb von dem Urheber der Fälſchung X vor dem Straf 
gerichte zugeftanden und von legterem fofort auf dem Wechſel und fpäter 
in dem gegen X am 14. Yuli 1856 gefällten Erkenntniß ausprüd- 
lich beftätigt. Inzwifchen hatte A durch ven Börſeagenten erhoben, daß 
Letzterer ven Wechfel im Auftrage des B auf ihn Übertragen habe, er: 
ſuchte am 29. Auguſt 1856 das Strafgeriht um bie Ausfolgung der 
nöthigen Documente, erhielt fie am 30. Auguft 1856 und klagte 
envlih am 5. Februar. 1857 den B auf Erſatz der Wechſelvaluta ober 
doch bes für den Wechjel gezahlten Preijes, und zwar 1. aus dem 
Titel der Gewährleiftung, uud 2. aus dem der lasio enormis. 

Die erfte Inftanz verurtheilte ven Beklagten zur Rüdzahlung bes 
Preifes. Sie ging dabei von der Anfiht aus, daß das Klagerecht nicht 
verjährt fei, weil Kläger die Aufhebung des Kaufvertrages in Anjehung 
eines als Falfificat erwiefenen Wechſels begehre und. daher vor Allen 
der 8. 871 a. b. ©. 3. in Betracht zu ziehen komme, gemäß befjen 
für den Irregeführten keine Verbindlichkeit entfteht, wenn der Irrthum 
in der Hauptjadye oder in einer wefentlichen Beſchaffenheit desſelben, 
worauf die Abficht vorzüglich gerichtet war, eingetreten ift. Ein folder 
Irrthum fei aber beim Wechjelverfehre zweifellos dann vorhanden, 
wenn fich die Unterfchriften des Ausftellers, Acceptanten und Giranten 
nad) der Hand als unecht ermeifen. Es erfcheine daher bie. unter 
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irriger VBorausfegung geleiftete Wechjelvaluta ale Schade ($. 1293 
a. b. ©. 3.) und der hieraus nad $. 1323 a. b. ©. B. begründete 
Enfhänigungs-Anfprucd verjähre nah SS. 1487 und 1489 a. b. 
G. B. erfi binnen drei Jahren. Über auch ber. Anſpruch auf Ge— 
währleiftung könne nad 8. 933 a. 6. ©. B. nur binnen ſechs Mo— 
naten von dem Tage an verjähren, an weldhem. Kläger in bie vecht- 
lihe Möglichfeit Fam, die Klage ordentlich inftruirt, und ‘mit den weſent⸗ 
lichſten Urkunden, als Wechfel, Protefte und Strafurtheil belegt, zu 
überreichen, wa® vor dem 30. October 1856 nicht der Tall war. Es 
kann daher die am 5. Februar 1857 überreichte Klage in keinem Falle 
als verjährt angefehen werden. Die Aufhebung des Geſchäftes hin⸗ 
gegen wegen Berlegung über die Hälfte könne nicht in Betracht fommen, 
weil das Geſchäft felbft als ungiltig angefochten wird, während letztere 
Einwendung ein zweifeitig verbindliches und jomit volllommen giltige® 
Gefchäft vorausfege, 2 

Das Dberlandesgeriht erfannte anf Abweifung bes Klägers; 
denn wenn aud der Beweis hergeftellt werde, daß B wirklich ber 
Vormann des Klägers im Beſitze des Wechjeld war, und daß er daher 
dem Legteren nah Maßgabe des 8. 1397 a. b. G. B. für die Rich⸗ 
tigleit der abgetretenen Forderungen zu haften babe; wenn ferner hie⸗ 
durch auch nad S. 922 a. b. G B. das Recht begründet werde, von 
dem Geklagten die Gewährleiftung, das ift, ven Erſatz des Nachtheiles 
zu verlangen, welden er baburd erleidet, daß bie fragliche Forderung 
wegen ber vorgefommenen Yalfification ber Unterfchriften mehrerer 
Wechſelverpflichteten nicht mehr in ihrem ganzen Umfange geltend ge- 
macht werben kann, und hiernach auch der Anfjprud ver Kläger auf 
gänzlihe Aufhebung des Vertrages zu Folge 8. 832 a. b. G. B. ge 
rechtfertigt erſchiene, weil eine verfälfchte Urkunde felbftverftänvlich zum 
ordentlichen Gebrauche nicht geeignet ift, und dieſer Mangel auch nicht 
mehr behoben werben Tann, — fo fei body im vorliegenden Falle dieſes 
Recht auf Gewährleiſtung bereits durch Verjährung erlofchen, da Der 
jehsmonatlihe Termin, binnen weldem es nah 8. 933 a. b. G. B. 
geltend gemadt werden muß, zu Folge $. 923 mit dem Zeitpunfte be- 
ginnt, wo dad Widerfpiel der bevungenen Eigenſchaften, nämlich hier 
bie Yalfification der auf dem Wechſel erſichtlichen Unterfchriften des 
Ausftellers, Acceptanten und eined Giranten, hervorgelommen, d. i. 
dem Kläger befannt geworben if. Nun liege aber vor, daß ‚Kläger 
jelbft die Verfälſchung dem Strafgerichte anzeigte, daß letzteres ſchon 
am 1. Yunt 1855 ein Zeugniß über die aus der Unterfuchung ſich 
ergebenden Faälſchungen ausftellte und dasſelbe ven Wedel indoſſirte. 
Diefe Beftätigung mußte jedenfalls am 10. Juni 1855 in Händen 
bed Klägers fein, va er an dieſem Tage unter VBorweifung des Ori⸗ 
ginalwechſels bei vem Acceptanten Proteft legen lieh, und legterer eben 
umr aus Nüdfiht der Fälſchungen die Zahlung verweigerte; es müffe 
daher wenigftens letzterer Tag als Beginn der Verjährung angeſehen 
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werden, da Kläger an demſelben in voller Kenntniß der Mängel war, 
auf welche er das Recht der Gewährleiſtung ftütt. Der Abſchluß der 
Strafunterfuhung und die Ausfertigung des Strafurtheild genen X 
hingegen könne nicht in Betracht fommen, weil der 8. 925 a. b. G. 2. 
nur von dem Hervorkommen der Mängel und nicht von deren 
amtlicher Conſtatirung ſpricht, und es auch im Geiſte des Geſetzes 
liegt, daß die Haftung des Gewährleiſters nicht über das zur Geltend⸗ 
machung dieſes Rechtes unerläßlich nöthige Zeitmaß ausgedehnt werde. 
Hiernach ſei aber die am 5. Februar 1857 überreichte Klage um 
mehr al8 ein Jahr verfjpätet, und daher der Anſpruch des Klägers 
auf Gemährleiftung bereits durch Verjährung erloſchen. Eine längere 
Berjährungszeit, insbeſondere jene aus dem 8. 1323 a. 6. ©. 2. könne 
aber Kläger nicht in Anſpruch nehmen, weil er feine Klage einerjeite 
nur auf den Rechtstitel der Gewährleiftung ſtützte, und anbererjeits 
au dann das Klagebegehren nicht gerechtfertiget erfchiene, wenn er 
auch in Gemäßheit 8. 871 a. b. ©. B. den bei dem Bertragsabfchluffe 
obgewalteten Irrthum geltend gemacht hätte, weil aus der Verhand⸗ 
Iung in keiner Weife hervorgeht, daß Kläger durch falſche Angaben 
des Gellagten oder feines Bevollmächtigten zur Escomptirung des 
Wechſels verleitet wurde. 

| Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der z w eiten 
Inſtanz aus den von derſelben angeführten Gründen. 


Nr. 1197. 
Friſt für Klagen auf Ausfcheidung aus dem Erida- Inventar. 


Eutſch. v. 26. September 1860, Nr. 11288 Fefu —I der —— 
ai Terz der Prätur Mani — v. ngnf 1 nnd 
G. Venedig v. 21. —9 2 Hr. 16843). Eco .d. eb 


Nr. 1198. 
Competenz in Anſehung hypothecirter Forderungen. 
Eutil. v. 27. September 1880, Nr. 9519 (Betätigung des dad Decret 


des C. ©. ermeguß ſtadt v. 33. April 1860, Nr. 1140, abändernden De- 
eretd de⸗ G. Herman anne, ur Inni 1860. u 5610). ©. $. 


A Magte auf Zahlung rädjländiger Zinſen einer hypothecirten 
Schuld bei der Realinſtanz. Der im Namen der minderjährigen Kinder 
der verftorbenen urfprüngliden Schuldnerin geflagte Vater derfelben, 
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General B, wendete Die Incompetenz des Gerichte ein. Die erfte 
Inſtanz verwarf diefe Einwendung, während die beiden höheren In⸗ 
ftanzen ihr ftattgaben, der oberfte Gerichtshof in ber Erwägung, daß 
S. 54 der Civiljurispictionsnorm für Siebenbürgen vom 3. Juli 1853 
(8. 56 3. N. für Oefterreih u. f. w. vom 20. November 1852) 
nit den Sinn habe, daß eine mit Hypothek gedeckte Forderung fo« 
fort die Realklage, rejp. die Competenz der Realgerichtsbehörde bedinge, 
daher nicht $. 7 der Militärjurispictionsnorm vom 22. December 1851, 
fondern die Regel anzuwenden fei, tag Geldforderungen nur bei dem 
Perjonalgerichte, alfo gegen Militärperfonen nur bei der Militärge- 
richtsbehörde einzullagen find, und baf hieran durch den Umftand nichts 
geändert werde, taß der Gellagte nicht im eigenen Namen belangt 
fei, da deffen Kinder demfelben Gerichtöftande folgen. 


Nr. 1199. 


Verweigerung der obervormundfchaftlichen Genehmigung eines 
| | Erbvertrag®. 


Entid. v. 27. September 1860, Nr. 11445 (Betätigung der Decrete des 


8. ©. Doberöberg v. 14. Zuli 1860, Rx. 1430, und ded DO. 2. ©. Wien 


v. 8. Unguft 1860, Nr. 8485). ©. $. 1861, ©. 52 u. 58. 


Die zwifchen ven Brautleuten A und B gefchloffenen Ehepacten 
enthielten in 8. 4 folgende Beltimmung: „Für den Finderlofen Todes: 
fall ſetzen fich hiermit beide Brautleute gegenseitig zu Univerfalerben 
ihres Nachlaſſes ein und nehmen gegenfeitig diefe Erbedeinfegung an, 
welche daher die Kraft eines Erbvertrages und wechjelfeitigen Teſta⸗ 
mentes haben fol." Diefe Ehepacten wurden rüdfichtlid des minder⸗ 
jährigen A zur obervormundfchaftlichen Genehmigung vorgelegt. Sämmt- 
liche Inftanzen verweigerten dieſelbe. Die erfte Inftanz, „weil zufolge 
der Beftimmungen des $. 1253 a. b. ©. B. durch den Erbvertrag ein 
reines Biertheil des Vermögens zur freien Verfügung vorbehalten werben 
muß und wechfeljeitige Teftamente nur zwiſchen Ehegatten errichtet 
werten fünnen, da das Hoftecret vom 25. Juni 1817 (9. ©. ©. 
Nr. 1340) die Brautleute den Ehegatten nur rüdfichtlic, der Abſchließung 
des Erbvertrages, nicht auch hinſichtlich jener des wecelfeitigen Te- 
ftamentes gleichftellt, fomit 8. 4 der Ehepacten eine ungiltige Stipu- 
lation enthalte”. Die zweite Inſtanz, „weil die in 8. 4 der Ehe⸗ 
pacten aufgenommene legtwillige Verfügung leicht Anlaß zu Streitig- 
keiten geben könnte, terlei Beftimmungen aber in den hinſichtlich minder- 
jähriger Perfonen zu genehmigenden Verträgen zu vermeiden find“. 
Die dritte Inftanz, „weil der erſte Theil des 8. 4 der Chepacten 
einen Erbvertrag über das ganze Vermögen, alfo aud Über das ber 


freien letzten Anordnung nach 8. 1253 vorbehaltene reine Biertheil 
des Nachlaſſes enthält und die Aufnahme. diefer gefegwidrigen Be- 
ſtimmung allerdings in der Folge Anlaß zum Proceß geben kann". 


Nr. 1200. 


Vertheilung des Kaufihillings von zwangsweiſe veräußeıten, 
mit Simultanhypotheken belafteten Grunpftüden. 
Eutſch. v. 2, October 1860, Nr. 11419 (Beftätigung des Decreted bed 


8. G. Karolinenthal v. 10. Jänner 1860, Nr. 21170, Abänderung des 
Derretd des DO. 8. ©. Prag d. 80, Dat 1860, Di. 9455). ©. 3. 1861, 
r. . 


Drei demſelben Schuloner gehörige, fonft aber von einander un» 
abhängige Realitäten wurden vereint zwangsweife veräußert; e8 wurde 
aber durch bie Yeilbietungsbedingnifje feftgejett, daß zum Behufe ver 
Berechnung des Kaufſchillings, das für diefe drei Realitäten erzielte 
Meiftgebot nad Verhältnig des Schäßungswerthes jeder biefer Ren» 
Iitäten zum Meiftgebote getheilt werden folle. Bei der Berechnung 
des Kauffchillings verlangte ein Gläubiger A, für welchen eine For- 
verumg fimultan auf allen drei Realitäten haftete, feine volle Befrie- 
digung zunächft aus der von ihm bezeichneten Realität und bie Ber 
wahrung feines Pfandredites an den anderen beiden (beziehungsmeife 
feines Anſpruches auf ‚den Kaufihilling) bis zur Tilguug feiner For⸗ 
derung. Diefes in erfter Inftanz bewilligte Gefuh ward vom Obers 
landesgerichte abgewieſen, „weil nad) erfolgter Veräußerung des Pfanbes 
ver hierfür gelöfte Kauffhilling von dem Richter unter die Gläubiger 
nad) der unter ihnen beftehenden Rangordnung der Pfandrechte zu ver⸗ 
teilen ift, und der auf mehreren gleichzeitig veräußerten Pfanpftäden 
verficherte Gläubiger überhaupt nur das Recht hat, feine Befriedigung 
zu verlangen, ohne daß ihm auch zuftehen würde zu beftimmen, aus 
welchem Theile des für die Pfandſtücke gelöften Kaufſchillings feine 
Zahlung erfolgen fol; infofern aber, wie e8 vorliegend ber Ball if, 
die Befriedigung ber Gläubiger nicht durch bare Zahlung, fonbern 
buch Verweiſung auf bie früheren Hypotheken erfolgen ſoll, es nicht 
angehet, daß. ein Hypothelargläubiger feine Befriedigung aus einer der 
veräußerten Hypotheken allein, jedod mit Verwahrung der Pfandrechte 
auf den übrigen Hypotheken verlangen könne, indem hierdurch der Um⸗ 
fang des ihm ale Pfandgläubiger zuftehenden echtes, feine Befrie- 
bigung Überhaupt zu fordern, überfchritten würde“. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften 
Inftanz, „weil der gemeinfchaftlich worgenommmene Verlauf ver nem Exe⸗ 
cuten gehörigen drei Realitäten nur zur Folge haben konnte, daß das 
erzielte Meiftgebot nach Berhältnig des Schägungswerthes jeder dieſer 
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Realitäten zum Meiſtgebote getheilt wurde, was auch in den Feil⸗ 
bietungsbedingniſſen feſtgeſetzt worden iſt, hierdurch aber an den Hypo⸗ 
thekarrechten der Gläubiger nichts geändert würde, durch dieſe Theilung 
bes Meiſtgebotes vielmehr die Wahrung des auf jeder Realität ‚ber 
Behenven abgefonderten und verjchiedenartigen Laſtenſtandes beabfichtigt 
worden ift, wornach dem A unbenommen bleiben muß, die Bumeifung 
feiner auf allen brei Realitäten verfiherten Forderung aus einer ober 
ber anderen ber verpfänveten Realitäten zu verlangen, ba dieſem 
Gläubiger das Pfandrecht für feine Forderung an jeder diefer Reali⸗ 
täten zuftehet". 


Nr. 1201. 


Anſpruch des Pächters auf Einſammlung von Früchten des 
Pachtgutes nach Ende der Pachtzeit? 


Entſch. v. 3. October 1860, Nr. 11172 „ackätinung bed dad Urtheil des 
— 6 Gifi v. 14. Suni 1860 ändernden, Urtteils —3— 
D. 2. ©. Graz v. 7. Anguft —XR ve 4409). ©. 3. 1861, 


A hatte nebft anderen Grundſtücken auch einen Teich in Pacht 
genommen; als nun mit 31. October 1858 der Pacht zu Ende und 
auf den neuen Beſtandnehmer B Überging, brachte A eine Klage gegen 
den Legteren an, daß er, nachdem Kläger auf dem fraglichen Teiche im 
December 1858, wo felber erft gefroren und das Schilf zugänglich war, 
das Schilf hatte fchneiden Iaffen, das Gefihnittene für ſich wegführen 
ließ, obfhon ihm vom Verpächter war bedeutet worden, daß das 
ftehende Schilf no des Klägers Eigenthum fei. Er bat um Erfennt- 
niß auf Nüdftellung des Schilfes oder Erſatz des Werthes. Bellag- 
ter wendete ein, daß er mit 1. November 1858 ven bei der Yeilbie- 
tung erflanbenen Pacht antrat, in ben diesfälligen Bedingniſſen feine 
Ausnahme bezüglich irgend welcher Nutzungen enthalten war, ober 
ihm vom Berpächter mitgetheilt worben fei, welcher ihm erft, nachdem 
er das Schilf ſchon hatte wegführen laſſen, ſchrieb, daß es dem Kläger 
gehöre. Diefer Hätte dasſelbe auch ſchon während der Dauer feines Be 
fanpverhältnifies einbringen Fünnen. Der Berpächter babe übrigens 
nachträglich feine Beflimmung treffen dürfen, die. nit in den De 
dingniſſen enthalten mar. 

Die erfte Inftanz erfannte auf Rüdftelung des Schilfes oder 
Erſatz des ſchätzungsweiſe zu beſchwörenden Werthes. „Denn da A bis 
1. November 1858 den Teich in Pacht hatte, gebühren ihm aud alle 
Nutungen aus vemfelben für das Yahr 1858, wozu aud das im 
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biefenn Teiche im Jahr 1858 gewachſene Schilfrohr gehört, daher er 
berechtigt war, es für fich zu verwenden, wogegen es dem Gellagten 
für den Fall, als er durch das erft in feiner Pachtperiode erfolgte Schnei- 
den des Schilfrohres Schaden gelitten haben follte, ohnedies freifteht, 
ben Kläger auf ven Erſatz desjelben zu belangen. B bat alſo durch 
Berwendung des Scilfes für fi fremdes Eigenthum ſich zugeeignet 
und ift daher nad $. 1295 a. b. ©. B. verpflichtet, dem A ben 
Schaden zu erjegen, weldhen er dieſem durch die Wegnahme des 
Schilfes zufügte.“ 

Das Oberlandesgericht hat jedoch den Kläger abgewiefen. Die 
Gründe waren: 

„Beide Streittheile find darin einig, daß ber fragliche Teich vom 
Kläger feit vielen Yahren bi8 1. November 1858 gepachtet worden 
und daß deflen Pachtung ohne Beſchränkung irgend einer Nugung mit 
1. November 1858 auf die Dauer von drei Jahren an ven ©ellagten 
übergegangen ſei und daß das im December 1858 durch den Kläger, 
als gewefenen Pächter des fraglichen Teiches, auf felbem gejchnittene, 
bereit8 im October 1858 zur Reife gelommene Schilfrohr vom @e- 
Hagten dem Kläger durch deſſen Wegführung vorenthalten worden fei. 
Dieſemnach hantelt e8 ſich vorliegend nur um die Frage, ob der Ge 
Hagte wegen diefer VBorenthaltung des Schilfrohres dem Kläger erfag- 
pflichtig 'fei, welche Trage aus dem Grunde verneinend beantwortet 
werden muß, weil der Kläger als bis 1. November 1858 gewefener 
Pächter nah $. 1098 a. b. ©. B. zum Bezuge der Nugungen von dem 
fraglichen Teiche nur innerhalb des Zeitraumes feiner Padhtzeit, d. i. bis 
1. Seovember 1858, berechtigt war, und weil ber Kläger nah Ablauf 
feiner Pachtzeit bei Erlöfchen feiner Pachtrechte auf das im Teiche be- 
findliche, wenn auch reife Schilfrohr, feinen Eigenthumsanſpruch erheben 
kann, weil er unterlaffen hat, während feiner Pachtzeit deſſen Eigenthum 
durch Trennung vom Grund und Boten zu erwerben, das im Teiche be- 
findlihe Schilfrehr fomit von dem Geklagten al8 ein feiner Benützung 
unterliegendes freies Object mit Grund um fo mehr angejehen werben 
mußte, als bei der Verpachtung des in Frage ſtehenden Teiches in Bezug 
auf das in felbem befinplihe Schilfrohr eine ausnahmsweiſe Veſtin- 
mung nicht getroffen wurde.“ 
| Aus diefen Gründen, und weil dad von dem Teiche nod) nicht 
abgefonderte, ſomit gleichfalls als unbemeglihe Sache anzuſehende 
Schilfrohr (295 a. b. G. 3.) mit 1. November 1858 der Benägung 
des Klägers entzogen wurde, bat der oberjte Gerichtshof das ober- 
gerichtliche Urtheil beftätigt. 
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Air. 1202. 


Behandlung der Erbſchaft im Falle vergeblicher Aufforderung 
einzelner Erben zur Erbserklärung. 


Entf. v. 3. October 1860, Nr. 11545 (Aufhebung der Derzeie des B. G. 
Leodoldſtadt in Wien v. 26. Mai 1860, Nr 7502, md de! O. L. ©. Wien 
. 17. Juli 1860, Nr. 7758). G. 3. 1860, Wr. 148. 


Die unteren Inftanzen hatten eine Erbtheilung beanftändet, weil 
auf einige wiederholt zur Erbserflärung vergebens aufgeforderte Erben 
gar feine Rüdficht genommen und die ganze Erbſchaft unter die übrigen 
gefelihen Erben vertheilt war. Der oberfte Gerichtshof verfügte, 
daß vorerft die Finanzprocuratur in Vertretung des Caducitätsfondes 
zu vernehmen fei, weil die Stage, ob die nicht angetretenen Erbtheile den 
übrigen gefeglichen Erben oder dem Staat gebühren, auf dem Wege des 
Berfahrend außer Streitfahen und ohne Beiziehung der Vertreter des 
Caducitätsfondes nicht entſchieden werden könne. 


Nr. 1203. 


Unzuläffigkeit der Siftirung der Execution wegen ftrafgericht- 
licher Anzeigen. 
Eutin. D v. 3. October —8 11690 at ung des Decretö bed 
Wien v. 14. Anauft ufheb u —9 — En 
de8 DO. 2. ©. Wien v. 28. one 1886, ir. 9392). ®.3.1 Nr. 7. 
A hatte wider die B auf Grundlage eines —— Ur⸗ 
theiles und bes von ibm demgemäß abgelegten Haupteides die Execu⸗ 
tion ihres Hauſes bis einſchließlich der Feilbietungsbewilligung erwirkt. 
Nun bat die B bei der erſten Inſtanz um Innehaltung mit der Vor⸗ 
nahme der Feilbietung, weil fie gegen A beim Strafgerichte ſchon vor 
vier Monaten die Anzeige gemacht habe, daß er einen falſchen Eid 
ablegte, worüber dad Verfahren bort nod im Zuge fei; würde das⸗ 
jeibe bie Berurtheilung des A herbeiführen, jo müßte das Urtheil und 
ie geführte Execution aufgehoben werden, und fei daher in Gemäßheit 
des Hofvecretö vom 6. März 1821 Nr. 1743 9. ©. ©. um jo mehr mit 
der Bornahme der Teilbietung innezuhalten, als fonft ihr ein unwie⸗ 
berbringlicher Schaven zugefügt würde. — Gegen den Beſcheid barüber: 
„Diefem gerichtsordnungswidrigen Geſuche Tann nit Statt gegeben 
werden“, ergriff fie den Recurs, worin fie bemerkte, daß, wenn bie 
Gerihtsorbnungswibrigteit ihres Begehrens etwa durch das Hofdecret 
vom 22. Juni 1836 Nr. 145 3. ©. ©. begründet werden ſollte, dieſes 
Hofdecret nur Anwendung finde, wenn im civilgerichtlichen Wege die Auf⸗ 
hebung oder Sifttrung der Execution angeftrebt wird, hier ‚aber, wo 
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es im ſtrafgerichtlichen Verfahren gefchehe, jenes vom 6. März 1821 maß- 
gebend ſei. Hierüber hat das Dberlandesgeriht dem Landesgerichte 
aufgetragen, Bericht im Einvernehmen mit dem Strafgerichte zu erſtatten 
und einftweilen mit der Execution nicht weiter vorzugehen. 

Der oberfte Gerichtshof dagegen hat „in ber Erwägung, daß 
nach den Hafbecreten vom 6. März 1821 Nr. 1743 und v. 9. mi 
1835 Nr. 29 vie Anzeige einer ftrafbaren Handlung nur das Ber: 
fahren in erfler Inftanz, dann die Urtheilsfhöpfung oder die Annahme 
ber Klage hemmt, und zwar blos ausnahmsweiſe, nicht aber auch die 
Erecution, auf welche dieſe Hofdecrete, eben weil fie nur beichräntte 
Ansnahmen aufftellen, um fo minder anzumenben find, als auch die 
88. 234 bis 237 a. ©. D., welche von der Ablegung eines falfchen 
Parteien- und Zeugen-Eives handeln, doch keine Siſtirung der Execution 
für zuläffig erflären, vielmehr bei einer Anzeige wegen eines ſolchen 
die Entſcheidung über allfällige Entihädigungsanfprüde im $. 361 
ber Strafprocef-Orbnung vom 29. Yuli 1853 der Strafbehörbe zu: 
gewiefen ift“, die Siftirung aufgehoben. 


Nr. 1204. 
ben ber Pränotation von Erſatz⸗Anſprüchen. 
Entid. October 1860, Nr. 11733 (Beltätigung des das Decret 


de⸗ 8 6 —8 v. 8. Mai 1866, Nr. 2123, abünbeenpen Decrets des 
O. L. G. Wien v. 17. Iuli 1860, Nr. 7721). ©. 3. 1860, Nr. 145. 


Nr. 1205. 


Zuziehung der Notherben bei der Schägung ber Verlaſſen⸗ 
ſchaftsſachen. 


—VJ v. 8. October 1860, Pr. 11735 (Beftätigung des das Decret dei 
G. Oberhollabruun v. "En Nr. 4 abändernden Des 
—* des 8 6wWien 1 1. Snti 1860, Nr. 8299). ©. 5. 1862, 


Die Notherben nach M befchweren ſich darüber, daß fie zu der 
zum Zwed ber Inventur vorgenommenen Schätung einer Mühle nicht 
beigezogen worben ſeien, und verlangen die Wiederholung der Schätzung. 
Die erfte Inſtanz wies fie ab, das Oberlandesgericht aber bewilligte 
die nochmalige Schätzung und führte in ſeinem Beſcheide als Grund 
an, „daß es fi um eine Schätzung im Berlaffenihaftsabhandlungs- 
wege handelt, zu deren Vornahme nah $. 95 des Patente vom 
9. Auguft 1854 Nr. 208 die Recurrenten, deren Vorladung füglich 
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erfolgen fonnte, und melde einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten 
hatten, von Amtswegen hätte follen vorgeforbert werben, was nicht. 
geihah, durch welche Außerachtlaffung viefelben außer Stande geſetzt 
wurden, bei ver Schäßung ihre Erinnerungen zur Würdigung ab- 
zugeben. u 

In dem Revifionsrecurje wurde geltend gemacht, «8 fei im 
$. 95 des Patentes vom 9. Auguſt 1854 zwar die Vorladung der 
Erben, aber nirgends die der Pflichttheilnehmer angeoronet; auch ſei 
keine Beſtimmung vorhanden, welche die Ungiltigkeit einer Schätzung 
ohne Intervention des Pflichttheilsberechtigten normirt. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
aus dem dort angeführten Grunde und in der weiteren Erwägung, 
daß der in der Inventur eingeſtellte Werthanſatz nach der eigenen 
Angabe der Recurrenten auf einer infolge ihres freiwilligen Anſuchens im 
Sinne des 8. 267 des kaiſ. Patentes vom 9. Auguſt 1854 vorge⸗ 
nommenen Schätzung beruht, eine derlei Schätzung aber nach dem 
Hofdecrete vom 16. Juli 1814, Nr. 1094, J. G. S., gegen einen 
hiervon nicht vorhinein verſtändigten Dritten von keiner Wirkung 
ſein kann. 


Nr. 1206. 


Erforderniffe der Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
ob noviter reperta. 


Entid. v. 10. October 1860, Nr. 11014 L Göehtätigung ber 2 er Sesteie des K. ©. 
Tarnopol v. 7. December 1859, 4, und des ©. Lemberg 
v. 4. Juni 1860, Nr. 5388), ©. H. 1861, 101. 

A hatte die in integrum restitutio gegen a8 erfiunmig ber 
Erftattung der Einrede angefuht. Diefe war ihm gegen Ablegung 
eines Eides bewilligt worden. Ehe noch über das Reftitutionsgefuch 
entfhieden war, trat A mit einer Reſtitutionsklage wegen neu aufge 
fundener Beweismittel auf und bat, ihm zu geftatten, bei einem wie- 
der anzuberaumenden Einredtermine von ven noviter repertis Gebraud) 
zu machen. Sämmtlihe Inftanzen wiefen ihn ab. 

Grände der dritten Inftanz: „.... Die Wiebereinfegung 
in den vorigen Stand nad) $. 489 lit. b und 8. 493 weſtg. ©. D. kann 
blos wider einen ergangenen Spruch Plag greifen, worunter nur ein 
über das gefchloflene Proceßverfahren geſchöpftes Urtheil zu verftehen 
ft. Im gegenwärtigen Yalle wurde aber blos die Eontumaz wegen 
nicht erflatterer Einrede zugelaflen, in welcher Beziehung Recurrent den 
im 8. 489 lit. a weflg. ©. O. angebeuteten Weg der Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand wegen verfäumter Fallfriſt zwar eingejchlagen, 
jedoch den ihm vorbehaltenen Haupteid nicht abgelegt hat und hiedurch 
auch dieſer Wiedereinfegung verluftig geworben if. Allein abgejehen 
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davon, daß hier die Wievereinfegung in den vorigen Stand wegen nen 
vorgefundener Behelfe nad) den Vorſchriften der ©. O. unzuläſſig 
iſt, fo bat Reſtitutionswerber feine in ber Klage aufgeſtellte Behaup⸗ 
tung, daR er von den angeblihen novis feine Kenntniß gehabt habe, 
in der Replik ausprädlich dahin modificirt, daß biefe Unkenntniß nicht 
im allgemeinen und für die vergangene Zeit, fonvdern in Bezug auf 
die Anwendung dieſer nova zur Bertheibigung gegen die Hauptklage 
behauptet wird. Nur das Nichtwiffen und Nichtfindenkönnen dieſer 
Behelfe kann aber dieſe Wievereinfegung herbeiführen, nicht auch bie 
Unkenntniß über die Anwendbarkeit der Bebelfe, da unter dem leßteren 
Vorwand leicht jede Reftitution erwirft werben Könnte. Uebrigens find 
bie angeblihen noviter reperta in der That lauter Urkunden, von 
denen der Keftitutionswerber nothwendig Wiffenfchaft haben mußte und 
bie er leicht finden konnte.....“. 


Nr. 1207. 


Entlafjung aus dem Arreſt wegen nicht verabreichter Alt: 
mentation. 
Entih. v. 11. October 1860, Nr. 11887 (Betätigun der Decrete des 


- G. Wien v. 22. Augnft 1860, Nr. 56018, es D.2.G. Wien 
. db. September 1860. Nr. gr) © G Z. 1861, fr . 63. ©. H. 1861, 


Nr. 1208. 


Collifion von Erbserklärungen: Anweifung des Vertrags- 

erben, welcher aus der Vertragsurkunde den Anſpruch auf 

das freie Viertel erhebt, zur Klage gegen bie gejeglichen 
Erben. 

Entſch. v. 16. October 1860, Me. 12226 (Beitätigung bed Decrets ded 
8. ©. Leopoldftadt in Wien ». 8. Anguſt 1860, Ne. 10731, Abüände⸗ 
rung des Decrets des O.X.G. Wien d. 28. Auguft 1860, Rt. 9505). 

®. 3. 1861, Nr. 14. 

Anton und Joſepha M haben am 1. April 1858 Chepacten 
geſchloſſen, worin (8. 2) ein Erbvertrag des Inhalts errichtet wurde, 
daß der ganze Nachlaß des verftorbenen Ehetheiles dem überlebenden 
Gatten kraft des Erbvertrages eigenthümlich zufallen foll, daher beide 
Ehegatten durch Unterfertigung des vorliegenden Vertrages gegenfeitig 
bie bier bedungene Erbichaft annehmen. $. 3. Wenn bei Ableben des 
einen ober des andern Ehegatten gefegliche Notherben vorhanden fein 
ſollten, ſo werden viefelben hierdurch auf den ihnen nach dem Geſetze 
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zuftehenden Pflichttheil eingefchräntt. $. 4. Wenn jedoch ber im Ab- 
jate 3 vorgefehene Fall nicht eintreten würde, aljo beim Ableben des 
einen oder des andern Ehegatten feine Notherben vorhanden wären, 
fo ſoll fraft des hiermit zwifchen den Ehegatten gegenjeitig bedungenen 
Erbrechtes jenes Nachlaßvermögen, welches fonft den Notherben vor- 
behalten wäre, dem Überlebenden Ehegatten freieigenthümlich ale Erb» 
ſchaft zufallen“. Es flarb Unton M, ohne Notherben und ohne eine 
weitere letztwillige Anordnung zu binterlaffen. Seine Witwe über- 
reichte ihre Erbserflärung auf Grund der Ehepacte zum ganzen Nad)- 
laſſe, feine Gefchwifter erflärten ſich als Erben nad) dem Geſetze zu 
einem reinen DViertheile der Verlaſſenſchaft. Bei ver darüber ange- 
sroneten Verhandlungstagſatzung berief die Witwe ſich darauf, daß 
fie aus dem Erbvertrage $. 2 einen Anſpruch auf drei Biertheile des 
Naclaffes, und aus der im $. 4 der Ehepacte enthaltenen legtwil- 
Iigen Anordnung auf das weitere im $. 1253 a. b. ©. 2. den ge: 
jeglichen Erben vorbebaltene Viertheil babe. — Letztere bemerkten ba- 
gegen, daß in den Ehepacten von dieſem Biertheile gar feine Er- 
wähnung gemacht wurde, daß in 8. 4 der den Notherben vorbehaltene 
Antheil ven Gatten kraft des gegenfeitig bedungenen Erbrechtes, alfo 
nicht Fraft letwilliger Anordnung zugewendet wurde. Das Bezirks⸗ 
gericht hat die Witwe angewieſen, ald Klägerin ihren Anfpruc auf das 
fragliche Viertheil geltend zu machen, in Erwägung, daß bie Ehepacten 
ſchon nad ihrer Auffchrift, noch mehr aber nad) ihrer Abfafjung, insbe⸗ 
jonder8 nach dem Wortlaute des $. 4 „kraft des zwifchen beiden Ehe- 
gatten gegenfeitig bedungenen Erbrechtes“ nicht die im 8. 12503 a. b. G. B. 
bezeichnete freiwillige Anordnung, ſondern eine vertragsmäßige Beſtim⸗ 
mung auf den Todesfall enthalten, welche eben durch die geſetzlichen Be⸗ 
ftimmungen über ven Erbvertrag bezüglich des reinen Biertheile® ausge- 
ſchloſſen ift. 

Auf den Recurs der Witwe Joſepha M bat das Oberlandesgericht 
entſchieden, daß die gejeglihen Erben als Kläger bezüglich des gedachten 
Viertheiles aufzutreten haben, weil Die Witwe eine der Form und dem In⸗ 
halte nach unbeftrittene Urkunde für fich hat, folglich die Inteftaterben, welche 
die Beſchränkung behaupten, dieſe Auslegung geltend zu machen haben. 

Der oberfte Gerichtshof hat den Beſcheid des Bezirkögerichtes und 
ſomit die Nöthigung der Witwe, ihre Anſprüche auf das erwähnte Vier⸗ 
theil im Klagewege auszutragen, beftätigt, in der Erwägung, daß in den 
Ehepacten über das fragliche Biertheil des Nachlafjes eine ausprüdliche 
Berfügung zu Gunften des Überlebenden Ehegatten nicht enthalten ift, 
und daher Joſepha M erft im Rechtswege darzuthun bat, daß eine jolche 
Zuwendung des PViertheiles für fie fi dennoch aus dem Inhalte der 
Ehepacten durch Auslegung verfelben ergebe, zumal nad) 8. 1253 a. b. 
®. 2. eine ſolche Zuwendung felbft in dem Verſprechen des ganzen Nach⸗ 
lafjes nicht zu finden ift. 


Glaſer, Unger u. Walther, Entſch. II. 12 
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Nr. 1209. 


Tilgung oder Befeftigung einer Schuld durch Girirung eines 
Wechjels ? | 


Entf. v. 16. October 1860, Nr. 12265 (Beftätigung des Urtheils des 
3. ©. Bielit v. 31. Juli 1860, Nr. 3460, Abauderung des Urtheils 
des O. L. ©. Brünn v. 16. Anouit 1060, Nr. 6133). ©. H. 1861, 


Die erfte Inſtanz verurtheilte den Geklagten zur Zahlung der 
Summe von 200 fl. aus folgenden Gründen: „Es ift erwiefen, daß 
ber Kläger A dem C, Schiwiegerfohn des Bellagten B, im Jänner 
1858 auf Erfuchen des Lettern erft dann 200, fl. dargeliehen und 
das Geld beiten zugleich zugezählt habe, nachdem B ausdrücklich ver- 
ſprochen hatte, daß er dafür gutitehe und daß A die Rüdzahlung diejes 
Darlehens aus feinen, des B, Händen erhalten werde. Aus dieſem 
Bürgſchafts- und Zahlungsverfprechen ift B gemäß 8. 1357 a. b. G. 2. 
verpflichtet, vem A das verbürgte Darlehen von 200 fl. zu bezahlen. 
Dur den Umstand, daß A fpäter einen von B girirten und von C 
acceptirten Wechfel über die Darlehbensfumme pr. 200 fl. erhielt, 
ift das Bürgſchafts- und Zahlungsverfprehen des B Teinesimegd 
erfüllt: denn diefes kann nur durch die wirffihe Zahlung der barge- 
fiehenen Summe erfüllt werden. Auch kann die fpäter erfolgte Ueker: 
gabe und Annahme des Wechſels nicht als eine Novation angefehen 
werden, indem weber in ver Berfon des Schulpnerd und des Gläubigers, 
noch in dem Rechtsgrund und dem Gegenjtand der Forderung eine 
Aenderung vor ſich gegangen ift (88. 1375, 1376 a. b. G. B.); denn 
ber Kläger, welcher als Zuchfcheerergefelle mit den Wehhfelgeſchäften 
gar nicht bekannt ift, hat ven Wechfel blos ale ein Beweismittel, ale 
eine Urkunde über das ſchon früher zugezählte Darlehen angenommen, 
was gemäß $. 1379 um fo weniger als ein Neuerungdvertrag anzu: 
ſehen ift, als ihm C, ohne eine Zahlung zu Teilten, den Wechſel 
wieder abgefordert und der Kläger ihn auch zurückgeſtellt hat, daher der 
Letztere gar nicht in der Tage war, gegen C als Ucceptanten und B als 
Siranten ein Wechfelrebt geltend zu machen. Der Kläger hat durd) 
bie fpätere Annahme des Wechſels den Geflagten feines bei der Zu: 
zählung des Darlehens gemachten Bürgjhafts- und Zahlungsverfpre- 
chens nicht entlafjen und tft daher, da der Hauptſchuldner C zahlungs- 
unfähig und flüchtig geworben, berechtigt, die Zahlung von B als 
Bürgen und Zahler zu verlangen (88. 1356, 1357)... ." 

Die zweite Inftanz wied den Kläger ab. In den Entſchei— 
dungsgründen heit es: „.... Es fonımt bei diefer Rechtsſache blos 
darauf an, ob die von dem ©ellagten eingewenvete Novation burd) 
die Austellung eines von C acceptirten, von B girirten, jebody vom 
Kläger nicht weiter geltend gemachten Wechfeld den Geklagten von 
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feiner anerkannten Verbindlichkeit als Bürge und Zahler zu entbinden 
vermochte. Diefe Trage muß bejahend beantwortet werben. Denn 
durch die Annahme des von C acceptirten, von B girirten MWechfels 
ift die früher gemeine Schuldforberung des Klägers in eine Wedhjel- 
forderung umgeändert und hiedurch wegen der eingetretenen Aen— 
derung bed Rechtsgrundes, welcher urfprünglid in einem Darlehens- 
vertrag, dann aber in einem MWechjelrehtöverhältnig beftand, fo daß 
die Darlehensfhuld in eine Wechſelſchuld umgeändert wurde, ein 
Neuerungdvertrag abgefchloffen worden, wodurch nad 88. 1377 und 
1378 vie früher beftandenen Bürgfchaftsredhte des Klägers und die 
denſelben entjprechenden Bürgfchaftöverpflichtungen des Geklagten er- 
lofhen find. Nachdem alfo der Kläger aus dem zwiſchen ihm und 
dem Geflagten beftandenen Bürgjchaftsverhältnig fein Klagerecht mehr 
gegen den Geklagten ableiten kann, fo muß er mit feiner Klage... 
abgewiefen werben... .“ 

Die dritte Inftanz beftätigte das erftrichterliche Urtheil. Gründe: 
„Sowohl die Darlehensforderung des Klägers gegen C al® der Um- 
ftand, daß B fih als Bürge und Zahler für dieſe Forderung erklärt 
babe, wird von Letzterem als richtig zugeftanden, Wenn dieſe Ber: 
pflihtung fpäter durch Indoſſament auf einen von C bezüglich diefer 
Schuld acceptirten Wechſel beurfundet wurde, fo ift dieſelbe hiedurch 
zwar befeftigt, aber nicht umgeändert worden, denn hiedurch wurde 
weder die PBerfon des Gläubigerd oder Schuldners, noch der Rechts— 
grund oder der Hauptgegenftand ber Forderung verwechſelt ($. 1376), 
fondern e8 wurden dem urfpränglihen redhtsgiltigen Darlehend- und 
Bürgſchaftsvertrage nur die wechſelrechtlichen Folgen beigefügt und 
diefe find im Bezug auf den Giranten, dann Bürgen und Zahler 
eben biefelben. (Art. 831 W. O.)“ 


Nr. 1210. 


Nichtberehtigung der Staatsverwaltung zur Forderung . eines 
Koftenbeitrages für Herftellungen an öffentlihem Gute wegen 
des dadurd auch einem Privaten verfchafften Nugens, 
ie v. 17. October 1860, Nr. 11903 (Beftätigung des das Urtheil 


der Prätur Venedig v. 9. April 1860, Nr. 11778, abändernden Urtheils 
des D. 2. G. Venedig dv. 26. Suni Pu Nr. 12553). Eco d. Trib. 1861, 


Es ergab fih für die Staatdverwaliung die Nothwendigfeit, 
einen fhadhaft gewordenen Canaldamm zur Sicherung ber über ihn 
laufenden Poftftraße berftelen zu laſſen. Da nun diefe Herftellung 
au für B, als Eigenthümer der an der andern Seite des Dammes 

12* 
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liegenden Grundſtücke und der darauf errichteten Mühlen, vortheilhaft 
war, indem fie die Gefahren befeitigte, womit ver ſchadhafte Zuſtand 
des Dammes diefe Immobilien bebrohte, fo forderte die Staatsbehörde 
ihn auf, zu ven Koften ver Herftellung einen Beitrag zu leiften, ließ, 
nachdem B ficdh deſſen geweigert hatte, gevrängt durch die Gefahr, die 
auf dem Berzuge ftand, die nothwendigen Arbeiten ausführen und 
belangte dann den B auf Erjag der Hälfte der hiezu verwendeten 
Koften. — Die erfte Inflanz verurteilte ihn nad) dem Slagebegeh- 
ren. Das Oberlandesgeriht jprady den Bellagten frei und begründete 
fein Erfenntniß damit, daß es fi hier um Arbeiten handelte, welche 
am Stantseigenthume im Intereffe des Staates und aus Nüdficht für 
den allgemeinen Nuten unternommen wurben, da durch biefelben bie 
für die Poftftraße und die Eintedung des Kanals eingetretene Gefahr 
befeitigt und brohenden Ueberſchwemmungen der angrenzenden Grund⸗ 
flüde vorgebeugt werben follte, daß fomit die Koften dieſer Herftellun- 
gen, was immer für einen Nugen biefelben direct oder indirect auch 
dem Privateigenthume verfchafft haben, von der Staatöverwaltung 
allein getragen werden müſſen, e8 wäre denn eine durch Bertrag ober 
in anderer Weife begründete befondere Berbinblichleit eines Einzelnen 
zur Beitragsleiftung vorhanden, deren Beweis aber von der Klägerin 
dem widerfprechenden Beklagten gegenüber nicht geführt wurde, — daß 
verjelbe lediglich um des Nugens willen, ven ihm bie unternommenen 
Herftellungen gewähren, um jo weniger zur Mitbeftreitung ver Koften 
herangezogen werben darf, als erſt nod in Frage ſtünde, ob er nicht 
fogar berechtigt gewefen wäre, von der Staatöverwaltung die Vornahme 
der für die Sicherheit feines Eigenthums vor der drohenden Gefahr 
dringend nothwendig gewordenen Arbeiten zu fordern, — daß aufßer- 
dem die Slägerin auch nicht dargethan hat, wie fidh ver durch die 
Herftellungen herbeigeführte Nugen auf das Staatsgut auf das Eigen- 
thum des Bellagten und auf jenes der Übrigen Beſitzer von angren- 
zenden Grundſtücken vertheilt, mithin die Größe des vom Bellagten 
zu leiftenden Koftenbeitrags gar nicht beftimmt werden könnte. 

In Erwägung, daß nad den Anführungen der Klägerin ver vor 
Beginn der Herftellungsarbeiten zur Leiftung eines Koftenbeitrags auf- 
geforderte Beklagte ſich deſſen beharrlich geweigert hat, weßhalb er 
nah 8. 1040 a. b. ©. O. nicht verpflichtet ift, für die Koften der 
teogdem unternommenen Arbeiten, obgleich fie ihm einen Nuten ge 
währt haben mögen, irgend welchen Erſatz zu leiften, und mit Be 
rüfung auf die Motive des Oberlandesgerihts hat der oberfte Ge⸗ 
richtshof das Urtheil der zweiten Inſtanz beftätigt. 
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Nr. 1211. 


Berechtigung des Nutnießers der Erbſchaft zur Verwaltung 
berjelben, 


Entid. v. 23. October 1860, gr. 10510 0, St OR, m der Decrete des 
K. G. Wiener⸗Renfiadt v. 18. April l 1860 1, und des DO. L. ©. 
Wien v. 33. Mai 1860, r. 5738). 6ð . 3. 1861, Nr. 45. 


Der Hausbeſitzer M beftimmte in feinem Teſtamente verſchie⸗ 
bene Regate und feste zu Erben „feines übrigen beweglihen und 
unbeweglichen Vermögens“ das Bürgerſpital und den Geſellenverein 
zu X mit dem Beifügen ein, daß der Fruchtgenuß dieſes Vermögens 
jeiner Ehegattin auf Lebenszeit gebühren folle. Die Yinanzprocuratur, 
zur Bertretung der frommen und gemeinnüßigen Anftalten berufen, 
ftellte nach überreichter Erbserflärung an die Abhandlungsbehörde die 
Bitte um Legitimation zur Mebernahme der Adminiftration der Ver⸗ 
lafjenfchaftsrealitäten gegen Verrechnung und Erlag ber einfließenden 
Mieth- und Pachtzinſe und um Ermähtigung zur Beftellung eines 
mit diefer Adminiftration zu betrauenden Stellvertreterd. Diefe Kea- 
litäten, welde ale bis auf das Verlaſſenſchaftshaus Nr. 113 zu 
Legalen beſtimmt worden waren, ſtanden disher in Beſorgung und 
Verwaltung der Witwe. Von Seite der Finanzprocuratur wurde 
nun das erwähnte Begehren damit unterſtützt, daß bedeutende 
Legate und zahlreiche Paſſiven vorhanden, viele Activforderungen aber 
uneinbringlich ſeien oder nur mit einem gewiſſen Koſtenaufwande wer⸗ 
den eingebracht werden können, weßhalb der Fruchtgenuß der Witwe, 
welcher ihr vom reinen Nachlaßvermogen gebühre, wahrſcheinlich einen 
viel geringeren Umfang haben werde, als der Fruchtgenuß des Ver⸗ 
laſſenſchaftshauſes Nr. 113, deſſen Nutzen fie ſeit dem Tode des Erb- 
laſſers ausſchließend bezieht. Weil ſich nun der Umfang des teſtamen⸗ 
tariſchen Fruchtgenuſſes derzeit nicht beſtimmen läßt, aus dem Yort- 
bezuge des ganzen Erträgniſſes der Realitäten von Seite der Witwe 
alſo für die Verlaſſenſchaft die Gefahr entſteht, daß ſie zum Abbruche 
der Maſſe mehr als was ihr gebührt erhalte, fo können die Nutzun⸗ 
gen ber Realitäten nicht ohne Sicherftellung an fie ausgefolgt reſp. 
in ihren Händen belafien werden. ($. 692 a. b. G. B.) Es müſſen 
darum aud die Erfaganfprüde an die Witwe wegen ber von ihr bis⸗ 
ber etwa zu viel bezogenen Nußgungen vorbehalten werden. Dagegen 
verwahrte fi) die Witwe aus dem Grunde, weil durd die angeftrebte 
Adminiftration unnöthige Koften erwachſen, und der ohnehin mißliche 
Stand der Verlaſſenſchaft noch mehr herabgedrüdt würde, während 
anderſeits fie mit den Verhältniſſen wohl bekannt, zur entſprechenden 
Beſorgung der Realitäten geeignet ſei und an Erhoͤhung des Erträg- 
nifſes derfelben einen unmittelbaren Nutzen habe. Sie ſtellt in Ab- 
rede, daß die Gefahr beſtehe, daß ſie durch den Fruchtgenuß des 
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Haufes zu viel an Zinfen beziehe, und nur eine Gefahr berechtige den 
Eigenthümer vom Fruchtnießer Sicherftellung zu fordern. Außerdem 
komme ihr der Fruchtgenuß des Haufes nah dem ZTeftamente zu, da 
dieſes die einzige nicht legirte Berlaffenfchaftsrealität fei._ Gerade das 
von ihr einzuziehende Zinfenerträgniß, über welches Rechnung zu legen 
fie fich nie weigern werde, bilde andertheild eine Saution für den Er» 
ben. Und würde wirflih das bewegliche Berlaffenfchaftsvermögen zur 
Zilgung der Schulden und Bezahlung der Legate nicht hinreihen, fo 
belafte man die Realität durch Aufnahme eines Darlehens; hiedurch 
würden bie fehlenden Geldmittel, die man unbilligerweife aus den 
Renten des Haufes, alfo durch Eludirung ihres Fruchtgenuſſes erzielen 
wolle, geſchaffen, und wäre andererſeits zugleich, indem die Witwe bie 
Zinfen des intabulirten Capitales zu beftreiten hat, der Einklang zwi» 
jhen tem legirten Fruchtgenuſſe und dem Berlafjenfchaftsvermögen 
von felbft hergeftellt, ohne daß es einer Sequeftration bedürfte. 

Die erfte Inftanz bat in Erwägung, daß der Erbe nad 
8. 145 des Patents vom 9. Auguft 1854 nur dann die Beforgung 
und Berwaltung der Berlaffenfhaft anſprechen könne, wenn ihm 
auch ter Genuß derfelben, von weldem die Berwaltung wohl nidt 
getrennt werben kann, zufteht, dies aber bier wegen des Fruchtge— 
nuſſes der Witwe nicht der Fall ift, dem Begehren der Yinanzprocura- 
tur feine Folge gegeben, vielmehr der Witwe die fernere Bejorgung 
der Berlaffenfchaftsrealitäten, indbefondere des Haufes gegen bem be» 
laflen, daß fie eine gehörig belegte Adminiftrationsrehnung zu über: 
reihen habe. Dabei wurde ausgefprodhen, daß die Witwe Sicerftel- 
lung bezüglid der von ihr bezogenen Kealitäten-Erträgniffe nicht zu 
leiften habe: nicht in ihrer Eigenfchaft als Sequefter oder Adminiſtra⸗ 
tor, weil dies im Geſetze nicht vorgefchrieben werde, nicht im der 
Eigenſchaft als Fruchtnießer, weil die Bedingungen hiezu, nämlich eine 
fi) Außernde Gefahr Hinfichtlih der Subftanz ($. 520 a. b. ©. B.), 
nicht vorliege. 

Diefe Verfügung wurde von den beiden höheren Gerichten beftä- 
tigt; vom oberften Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Wenn aud) 
die Witwe, in deren Obforge die Realitäten bei der gerichtlichen To⸗ 
besfallsaufnahme in Gemäßheit des $. 43 des Geſetzes vom 9. Au- 
guft 1854 belafjen wurven, aus dem vorliegenden Teftamente nur den 
Fruchtgenuß jenes beweglichen und unbeweglichen Vermögens in An: 
fprud nehmen kann, weldhes nad Berichtigung der Paffiven und ber 
angeordneten Legate verbleiben wird, und wenn aud nad) dem ber- 
malen erhobenen Berlaffenfhafts-Bermögensftande, die in Geldforde— 
rungen beftehenden Actiopoften des Nachlafjes, zu deren Realifirung 
die Finanzprocuratur für die Erben ermädtiget wurde, zur Dedung 
der fiquidirten Paffiven und der beveutenden Legate nicht hinreichen, 
und die Beilhaffung anderweitiger Zahlungsmittel aus der Berlafjen- 
ſchaft fih als dringend darftellt, jo kann doch in ben gleichlautenden 
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Erläſſen der Unterbehörden eine offenbare Geſetzwidrigkeit oder Unge⸗ 
rechtigkeit deßwegen nicht gefunden werben, weil der im $. 145 des 
obigen Geſetzes bezogene, vom $. 810 a. b. ©. vorgejehene Fall ver 
Ueberlaſſung der mittlerweiligen Benügung, auf welde die zu Erben 
eingefegten Stiftungen während der Lebensdauer der Witwe feinen An- 
ſpruch haben können, nicht eintritt; weil ferner in dem erftgerichtfichen 
Beſcheide der Witwe zugleich der Auftrag ertheilt wurde, die gehörig 
bocumentirte Anminiftrationsrechnung für die Jahre 1858 und 1859 
vorzulegen, duch diefe Rechnungslegung aber jener Theil der Nugun- 
gen, ter den ihr zuftehenden Fruchtgenuß überfteigt und in die Ver- 
laſſenſchaft zu erjegen kommt, ermittelt werden kann; weil ferner Die 
Nothwendigkeit einer Aenderung in der Bermwaltung der Realitäten 
zur Vermeidung offenbaren Nachtheild nicht unzweifelhaft vorliegt, auch 
der vom Schlußſatze des $. 692 a. b. G. 2. vorgejehene Fall einer 
zu leiftenden Sicherftellung nicht eintrifft, indem eine Gefahr, daß die 
Legate das ganze reine Vermögen überfteigen, nicht bargethan ift, und 
der Witwe ohnehin nicht eben der Fruchtgenuß der Realitäten von 
Seite des Gerichted eingeräumt wird, fondern ausdrücklich nur Die 
mittlerweilige Verwaltung gegen Rechnungslegung überlaffen bleibt; 
und weil infoferne vie Ueberlaffung der Apminiftration an die von der 
Finanzprocuratur vorgefhlagene Perfon zu dem Ende begehrt wird, 
daß die einfließenden Mieth- und Pachtzinſe ſämmtlich für die Erb- 
maſſe ohne weitere Unterfcheidung ihrer Beftimmung zu Gericht hin- 
terlegt werben, bie dagegen erhobene Einfpradhe der Witwe folche 
Tragen berührt, welche füglich nicht im officiöfen Wege entfchieden 
werten konnten.“ 
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Nr. 1212. 


Bedingungen der Giltigkeit einer Wette. Sichere Kenntniß 
vom Ausgang der Wette. Einfeitiger Erlag des Wettpreijes. 


Entſch. v. 23. October 1860, Nr. 12153 (Beitätigung des das Urtheil 
de3 B. G. Teplitz v. 3. Juni 1860, Nr. 3946, abändernden Urtheild des 
O. 8%. G. Prag dv. 20. Anguſt 1860, Nr. 13769). ©. 3. 1861, Nr. 12. 


Der Kläger A hatte behauptet, daß der Gellagte B im Jahre 
1829, und nicht Schon im Yahre 1828 — wie diefer felbft angab — 
zum Militär geftellt worden fei. Beide metteten über dieſen Umjtand 
um den Preis von 50 fl., welde A fogleid dem B erlegte, ſpäter aber, 
als ſich die Richtigkeit der Behauptung des Letteren heransftellte, wie⸗ 
der mit Klage zurüdforberte, indem die Wette ungiltig fei, weil ver 
Sellagte von dem Ausgange derjelben ſchon bei Abſchließung des Ver⸗ 
trages Kenntniß gehabt, und nur er, Kläger, nicht aber auch der Geklagte 
den Preis erlegt habe. Diefer geftand wohl zu, daß ihm ſchon damals 
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der Ausgang der Wette befannt war, wendete aber ein, baß er dieſe 
Gewißheit dem Kläger nicht verheimliht ($. 1270 a. b. ©. B.), und 
derfelbe feinerfeitS auf den Erlag der 50 fl. durch ihn nicht gebrungen 
babe. Die erfte Inftanz wies das Begehren des Klägers ab, „venn 
nah 8. 1270 a. db. ©. B. war der von beiden Theilen gefchlofjene 
Bertrag eine Wette, und wurbe durch den Erlag des Geldes ($. 1271 
a. b. ©. 3.) begründet, würbe aber ungiltig fein, wenn der gewin« 
nende Theil vom Ausgange Gewißheit hatte und ſie dem anderen Theile 
verheimlichte. Wohl hatte, wie zugeſtanden, der Geklagte vom Aus⸗ 
gange der Wette Kenntniß; da er aber, wie Kläger nicht in Abrede 
ſtellt, dieſen Ausgang nicht verheimlichte, beide Säge der Geſetzesſtelle, 
turh das Wörtchen und verkunten, das Vorhanvenfein beider Bes 
dingungen als den Bertrag auflöfend erfordern, fo ift die in Form 
Rechtens abgefchloffene Wette gegenüber dem Kläger, der nur aus 
Starrfinn oder Zweifelfucht auf feiner Behauptung beharrte, als recht®- 
beftändig um fo mehr zu betrachten, al8 dem Geklagten als Gewinner 
die vom Geſetze präfumirte Arglift nicht zur Laſt fällt. Aus dieſem 
Grunde kann daher Kläger den Rüderfag des erfolgten Preifes nicht 
verlangen. Der vom Geklagten nicht hinterlegte Wettpreis kann übri« 
gend aud dem rechtlichen Beitande der Wette feinen Eintrag thun; 
denn obgleich durch Nichterlag desfelben eine Ungleichheit der Barteien 
herbeigeführt wird, weil nur der hinterlegte, nicht aber auch der blog 
angeſprochene Brei gerichtlich geforbert werben kann, fo liegt hierin 
lediglich ein Verſchulden des zweiten vertragſchließenden Theiles welcher 
unterließ, auf die Hinterlegung zu dringen, und ſich ſonach die Folgen 
ſeines Verſäumniſſes ſelbſt zuzuſchreiben hat.“ 

Das Oberlandesgericht ſprach jedoch dem Kläger die fünfzig 
Gulden aus nachſtehenden Gründen zu: „Der Geklagte B hat nad) 
jeinem Eingeftänpniffe die Thatjahe, daß er im Jahre 1828 zum 
Militär afjentirt wurde, zur Zeit der Eingehung der Wette mit dem 
Kläger, welcher behauptete, die Aſſentirung des Geklagten fei fpäter 
als im Jahre 1828 erfolgt, beftimmt gewußt. Dieſe Thatfache konnte 
daher nad dem $. 1270 a. b. ©. B. feinen ©egenftand einer gil- 
tigen Wette bilden, weil biezu ein beiden Theilen noch unbelanntes 
Ereigniß erfordert wird. — Aus der weiteren Beftimmung dieſes 
Paragraphes, welche wörtlich dahin lautet: “Hatte der gewinnenbe 
Theil von dem Ausgange Gewißheit und verheimlidyte er fie dem an- 
dern Theile, fo macht er fi einer Arglift ſchuldig und die Wette ift 
ungiltig” — läßt fid) nicht folgern, daß in jenem Falle, wenn feine 
Berheimlihung ftattfand, die Wette giltig ſei. Der Abgang der Arg- 
liſt ift nicht allein in diefer Beziehung maßgebend. Nur wegen des 
Unterfchiedes ter Rechtsfolgen, ob ber gewinnende oder verlierende 
Theil den Ausgang vorher wußte, find in dem 8. 1270 a. b. G. 2. 
dem erften Satze desſelben, welcher den Begriff einer Wette im ge- 
jeglichen Sinne feftfegt, die weiteren Beftimmungen für jene zwei 
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Wechjelfälle hinzugefügt worden. — Die Nichtigkeit dieſer Auffaffung 
und Auslegung des 8. 1270 a. b. G. 3. ergibt fih aus dem Wort- 
laute des nachfolgenden $. 1271 a. b. ©. B.: Redliche und fonft 
erlaubte Wetten find infoweit verbindlich, als der bevungene Preis 
nicht blos verſprochen, fondern wirklich entrichtet oder hinterlegt wor- 
ben iſt. Redliche Wetten find nämlich mit Hinblid auf ven 8. 1270 
a6. ©. B. folhe, wobei feine Arglift gebraucht wurbe; erlaubte, 
welhe über ein beiden Theilen noch unbefanntes Ereigniß verabrebet 
worden find. Aus dem Geſagten folgt vorerft, daß zwifchen dem 
Kläger und dem Gellagten, da der Letztere das Ereigniß, welches 
Gegenftand der Wette war, zur Zeit der Eingehung ver letteren be- 
flimmt wußte, jhon darum nah dem $. 1270 a. b. ©. 2. feine 
giltige Wette zu Stande gefommen if. Im dem gegenwärtigen Yalle 
fehlt aber überdies aud) die zweite in dem 8. 1271 a. b. G. B. 
vorgeſehene Bedingung zu einer rechtswirkſamen Wette, da nad ben 
unbeftrittenen Angaben beider Streittheile nur der Kläger, nicht aber 
audy der Geklagte den Preis der Wette von 50 fl. öſt. Währ. erlegt 
bat, indem der $. 1271 die aus dem Vertrage der Wette entftehende 
Berbindlichleit überhaupt, nicht etwa blos für den verlierenden Theil, 
an die Borausfegung Tnüpft, daß der Preis wirklich entrichtet oder 
hinterlegt worden ift. Die entgegengefegte, in den Entjcheidungsgrün- 
den bes erften Richter angeveutete Auslegung des 8. 1271 a. 6. ©. 2. 
wiberftrebt nicht nur geradezu dem Wortlaute dieſes Paragraphes, ſon⸗ 
bern auch dem allgemeinen Grundſatze, daß dort, wo von beftinmten 
thatſächlichen Umſtänden die Giltigkeit eines beftimmten Vertrages durch 
da8 Geſetz abhängig gemacht wird, derjenige Theil, welcher aus einem 
ſolchen Bertrage Rechtsanſprüche für ſich ableitet, erweifen muß, daß 
er, hat ihn das Geſetz hievon nicht ausdrücklich entbunden, von feiner 
Seite dasjenige erfüllte, was das Gefeg zum rechtsgiltigen Beftande 
des Bertrages fordert, worauf er feinen Anfpruh fügt. Da nad 
dem Gejagten zwifchen dem Kläger und dem Geflagten in boppelter 
Beziehung feine giltige Wette zu Stande gelommen ift, mithin ber 
Geklagte ohne allen Rechtsgrund den von dem Kläger erlegten Betrag 
von 50 fl. öft. Währ. dieſem vorenthält, jo wurde berfelbe zur Zurück⸗ 
ſte llung dieſes Betrages an den Släger verurtheilt.“ 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des Geflagten hat der oberfte Gerichts: 
bof das Urtheil zweiter Inftanz beftätigt. Die Gründe waren: „Zur 
Giltigleit des Glücksvertrages Wette’ ift ein wefentliches Erforderniß, 
baß der Erfolg des betreffenden Ereigniffes für die vertragſchließenden 
Theile ungewiß if. Im vorliegenden Falle bat der Geklagte von dem 
ihm günftigen Erfolge fichere Kenntniß gehabt. Es liegt in der Na- 
tur von derlei Verträgen, daß der Kläger, fowie bie erwähnte gefeß- 
lihe Bedingung entfällt, die Abficht nicht hatte, feinen Einſatz dem 
Geklagten zu überlafien. Da ver Gellagte das Eigenthum des von 
bem Kläger gegebenen Wettgelves rechtmäßig nicht erwerben Tonnte, 
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ber Abgang der Arglift den Geklagten nur vor anderweitigen Folgen be- 
wahren künnte, wurde das obergerichtliche Urtheil beftätigt.“ 


Kr. 1213. 


Frift zur Geltendmachung der exceptio forı declinatoria 
im alle der Anwendung des S. 16 a. G. O. 


Entid. v. 23. October 1860, Nr. 12238 ‚Senden des End Urtheil 
des B. ©. der Alt- umd Nenftadt Brag v. 28. Dgce mber 1859, Nr. 57540 
abändernden Urtheild ded DO. 2. ©. Prag ge 1860, Nr. 7118) 
©. H. 1861, ©. 197 ud i 

A Magte gegen B auf Bezahlung eined Kauffhilings, worliber 
nah 8. 16 a. ©. O. eine Tagfahrt auf den 26. Sept. 1859 an- 
geordnet wurde. Bei diefer Zagfahrt einigten fi beide Theile auf 
das ſchriftliche Verfahren und es wurde fofort die Klage dem B 
zur Erftattung der fchriftlihen Einrede zugeftelt. In der Eingabe 
vom 24. Dct. 1859 machte nun B die Einwendung des ungehörigen 
Gerichtsſtandes. Die erfte Inftanz gab diefer Einwendung ftatt: 
vorne. Nah dem Hofvecret vom 27. Iuli 1792 (I. ©. ©. Nr. 36) 
ift im mündlichen Verfahren die Einwendung eines ungehörigen Ge⸗ 
richtöftandes bei der erjten Tagfahrt anzubringen, bei welcher beide 
Theile erfcheinen. Diefe Norm gilt nach dem ausdrücklichen Wortlaut 
blos für das mündliche Verfahren und kann im vorliegenden Rechts⸗ 
fall deßhalb nicht zur Anwendung kommen, weil bei der erften Tag⸗ 
fahrt am 26. Sept. 1859 eben erft entſchieden werben follte, ob das 
mündliche oder fchriftlihe Verfahren einzuleiten fei uud letzteres auch 
eingeleitet wurde. Hätten die Geklagten das mündliche Verfahren 
gewählt, jo hätten fie Die exceptio fori fofort anbringen müfjen ; da fie 
aber das fchriftliche Verfahren wählten, fo ftand ihnen diesfalls auch 
das Recht zu, die Einwendung des ungehörigen Gerichtöftandes nad) 
den über das fhriftliche Verfahren erfloffenen Normen, fomit in ber 
Friſt des $. 40 a. ©. O. anzubringen, was fie auch gethan haben. . .“ 

Die beiden höheren Inftanzen verwarfen die exceptio fori de- 
elinatoria und zwar ber oberfte Gerichtähof aus folgenden Gründen: 
„Da mit der Klagsverbefcheidung die Verhandlungstagfahrt unter den 
Folgen des 8.160. ©. O. angeordnet und zugleich ausdrücklich bei- 
gefügt worden ift, daß B fich dem mündlichen Verfahren oder der Vor- 
ſchrift des Gefeges in Mitbringung der fchriftlihen Einrede zu fügen 
babe, jo war mit diefem Beſcheide auch zugleich die Yrift zur Ein- 
rede beſtimmt. B war daher verpflichtet, die Einwendung des unge- 
börigen GerichtSftandes ſogleich bei dieſer Tagfahrt anzubringen, weil 
einestheil® bei diefer Tagfatzung beide Theile erſchienen und darüber 
verhandelten, ob mündlich oder fehriftlih zu verfahren fei, jomit das 
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Hofdecret vom 27. Juli 1792 Nr. 36 3. ©. ©. in Wirkſamkeit trat, 
dann weil andern Theils die Tagſatzung nad Hofvecret vom 10. Mai 
1784 Nr. 285 auf die Trift angefegt worden war, die durch das 
Geſetz zur Erftattung der Einrede ausgefegt ift, nad Verftreihung 
dieſer Friſt aber die exceptio fori nah 8. 40 a. ©. DO. nicht mehr 
erhoben werben konnte... .“ 


Nr. 1214. 
Klage des unehelihen Kindes auf Leitung der Unterhalts- 
foften pro praeterito. — PBerjährung der einzelnen Ali— 
nientationsraten. 


Plenar-Euntſch. v. 24. October 1860, Nr. 8823 (Beitätigung des dad 

Urtheil des L. ©. Laibach v. 3. December 1859, Nr. 5844, abänderuden 

Urtbeild des O. 8. ©. Graz v. 8. Mär 1860, Nr. 1909). ©. 3. 1861, 
L. . 


Die Mutter und der Vormund eines unehelichen Kindes be— 
langten im achten Jahre nad deſſen Geburt den Vater des Kindes, 
und zwar die Mutter auf den Erfag der Koften des Wochenbettes, 
ver Dormund im Namen des Pupillen auf Leitung der Alimente vom 
Tag der Geburt an. Der Bellagte wendete gegen die Forderung 
des Vormundes ein, 1. daß er dem Kinde für die Alimentation bis 
zum Tag ber Klage überhaupt, nicht verpflichtet fei; 2. daß zum min 
deften feine Erfagpflicht auf den Zeitraum ver legten drei Jahre von 
der Klage zurücgerechnet befchränft werben müßte, da für die frühere 
Zeit der Anfprud durch die Triennalverjährung nad) den SS. 1480 und 
1489 a. b. ©. B. erloſchen fei. — Bon der erften Inftanz wurde 
die Einwendung ad 1 abgewiefen, jener ad 2 fiattgegeben und der 
Beklagte, unter der Bedingung des von dem Vormunde abzufhwören- 
den Schätungseides, zum Erſatz der Alimentationsfoften für vie legten - 
trei Jahre vom Tag der Klage zurüdgerechnet und zur Leiftung der 
Alimente vom Tag der Klage bis zum Zeitpunkt der Selbiterhaltungs- 
fähigkeit des Kindes verurtheilt. — Bon dem Oberlandesgerichte wurden 
dem Vormunde die Koften der Alimentation des Kindes vom Tag der 
Klage angefangen unbedingt ohne Schätungseid des Erfteren in dem 
von ber erften Inftanz ausgefprodhenen Maße zuerkannt, hingegen ber 
Anfprud auf Erſatz der früher erwachſenen Alimentationskoften vollends 
abgewiefen. — Beide Kläger ergriffen bie ordentliche und die außerorbent- 
liche Revifionsbefchwerpe; die legtere gegen bie in erfter und zweiter In» 
ftanz gleihmäßig erfolgte Abweifung des Anſpruches auf Erſatz der 
Alimentationstoften für die den leßten drei Jahren von der Klage zurüd 
vorhergegangene Zeit, — die erftere gegen das obergerichtliche Urtheil, 
in foferne dadurch der Bellagte felbit vom Erjag der Alimentations- 
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toften für die dem Tag der Klage borauögegangenen brei Jahre ent: 
bunden wurde. 

Vom oberften Gerichtshof wurde aus den nachſtehenden Gründen 
bie Reviſionsbeſchwerde in beiden Nichtungen verworfen und das Ur. 
theil de8 Oberlandesgerichtes beftätigt : Die vom Beklagten auf rund 
der 88. 1480 und 1489 a. b. ©. B. vorgebradhte Einwenbung ber 
Berjährung kann dur den Inhalt jener SS. nicht für gerechtfertigt 
gehalten werden; denn wenn der Erfat der fraglihen Alimentations- 
foften von der Mutter des Kindes als Vergütung eines dem Beklagten 
obgelegenen Aufwandes gehörig angefprodhen und der Betrag berjelben 
nachgewiefen worden wäre, fo würde diefer Anſpruch allerdings und 
zwar durch $. 1042 a. b. ©, B. rechtlich begründet gemwefen fein und 
e8 hätte weder der Begriff der im $. 1489 erwähnten Entſchädigungs⸗ 
age, noch der einer jährlichen Nente nach $. 1480 darauf eine An- 
wendung. Die von der erften Inſtanz gemachte Unterjcheibung der 
Alimentationskoſten der legten drei Sahre von der Klage zurüd von 
den älteren ift daher ungefeglich und es müßten den Klägern entweder 
bie Alimentationsfoften für die ganze Zeit von der Geburt des Kindes 
bis zur Anftellung ver Klage, oder pro praeterito gar nichts zugefpro- 
hen werben. Erwägt man aber, daß in dem vorliegenden — fehrift- 
ih verbandelten — Procefje nit die Mutter des Kindes im eigenen 
Namen, fondern der Bormund des Pupillen in defjen Namen ben 
Erfag der Alimentationsktoften für jene Zeit gefordert hat ; daß aber 
ber bereits Berpflegte die Verpflegung nit noch einmal in Anſpruch 
nehmen kann; daß ferner der Bormund zur Ablegung eines Schägung®- 
eides über ben Betrag der Alimentationstoften ſchon nad) 8.223 a. G. O. 
nicht zugelaffen werben fönnte, fo ergibt ſich die gänzliche Unftatthaf- 
tigkeit de8 von dem Vormunde erhobenen Erbanfprudes für die vor 
Anftelung der Klage beftrittene Verpflegung des Kindes.“ 


Nr. 1215. 
Ablegung des fententionirten Haupteides durch Einen ber 
Streitgenoffen. 
Eutſch. v. 35. „Delober 1860 Nr. 12460 (Beltätigung des Decrets des 
B. ©. Ried 6. gu 1 1860, Nr. 3920, At andczun des Decrets des 
O. x. ©. Bien h. 1 Augnft 1860, a 8924). . 1861, ©. 139 


Die fünf Erben des M hatten als Kläger dem rechtskräftigen 
Urtheil gemäß den zurüdgefchobenen Haupteid zu ſchwören. Sie traten 
ſämmtlich den Eid mit dem Bemerken an, daß nur die A bvenfelben 
ablegen werde, Die erfte Inftanz ordnete hierauf eine Tagſatzung zur 
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Ablegung des Eides durdy die A an. Die zweite Inſtanz hob auf 
ergriffenen Recurs den Beſcheid der erften. Inftanz auf und ertheilte 
den fünf Klägern eine neuerliche Frift zur Reproducirung ihres Eibes- 
antretungsgefuches. Die dritte Inſtanz beftätigte den Beſcheid der 
erften Inſtanz mit folgender Begründung: „Nah Inhalt des auf- 
getragenen Haupteides hätten zwar alle Kläger Kenntniß von den dies⸗ 
fälligen Thatumftänven: dies ſei jedoch nicht wahrſcheinlich, da ſchwer⸗ 
lich alle fünf bei den betreffenden Thatumſtänden zugegen geweſen 
feien; e8 genüge daher, wenn aud nur Einer von ihnen den Eid 
ablegt, zumal gewiß auf den Eid der A allein im Rückſchiebungsfall 
erfannt worden wäre, wenn in ber Berhandinng nur fie dazu fich er⸗ 
boten hätte.“ 


Nr. 1216. 


Unzuläſſigkeit der Executionsführung auf ein Cridagut für 
den Fall, daß dasſelbe zur freien Verfügung des Cridatars 
zurückkehre. 

Entſch. v. 25. October 1860, Nr. 12570 Geftätigung ber Zeeeete ed .G. 


Wien v. 4. September 1860, Nr. 58944 . Wien 
v. 18. September 1860, Nr. 10800) G. 3. 1861, Nr. 3. 


Nr. 1217. 
Abweifung des Klagebegehrens zur Zeit wegen Streit⸗ 
bängigfeit. 


Ei q. r 8 October 1860, Nr. 12152  Gedtätinung be des das Urpeil des 
ee v. 2. Mai 1860 ändernden Wrtheild des 
8 I "Bien v.22. Aupan 1800, 3. TOD, Beitiheift f. d. Notar. 1861, 





A klagte den 17. April 1858 gegen B auf Uebergabe dreier in 
einem Gutsverkauf begriffenen Parzellen. B wendete unter anderm ein, 
daß er die Uebergabe deshalb verweigere, weil die Kaufsurkunde in 
biefem Punkt unrichtig fei und er auh am 8. Juni 1858 bereits eine 
Klage auf Berichtigung ver Urkunde überreicht habe; Überdies erbot er 
fih zum Beweiſe diefer unrichtigen Faſſung der Urkunde durch Zeugen. 
Die erfte Inflanz gab dem SKlagbegehren ftatt; die beiden oberen 
Inſtanzen wiefen e8 zur Zeit ab. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Der Hägerifche Anſpruch 
will durch den ſchriftlichen Kaufvertrag begründet werben, gegen wel: 
hen der Geklagte die Einwendung vorbringt, daß bei Verfaflung des⸗ 
felben Irrthümer in der Wefenheit und dem getroffenen Uebereinkom⸗ 
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men zuwider ohne fein Verſchulden unterlaufen feien. Da nun ber 
8. 887 a. b. ©. DB. keineswegs die Behauptung unt Beweisführung 
unmöglih macht, daß die Urkunde nicht dem wahren Uebereinfommen 
der Parteien gemäß aufgenommen wurde (8. 876 a. 6. ©. B.), fo 
wäre die Einwendung des Gellagten in dieſer Richtung von Wefenheit 
und es müßte auf den Zeugenbeweis der Einrede abgegangen werben, 
weil hiedurch erprobt werben kann, ob der behauptete Vorbehalt Hin- 
fihtlih der fraglichen drei Parzellen wirklich einverftändlich verabredet 
wurde, wodurch die rechtlihe Folge fich herausftellen würde, daß der 
Kaufvertrag zur Begründung des Hägerifchen Anſpruchs nicht geeignet 
ſei. Es wurde jedod auf diefen Zeugenbeweis nicht abgegangen, weil 
von Seite des Beklagten durch die Beilage der Einrede nachgewieſen 
ift, daß die Berichtigung des Kaufvertrages von ihm in Anfprud 
genommen wurde, dies von dem Kläger in der Replik zugegeben und 
ausprüdlich erflärt wird, daß die Frage, ob die Berichtigung der 
fraglichen Urkunde ftattzufinden habe, fein Gegenſtand der Entfchei- 
bung des vorliegenden Rechtsſtreits ſei. Da jedoch die rechtlichen Fol- 
gen aus dem DBertrag erft dann abgeleitet werden können, wenn ber- 
felbe als vollen Glauben vervienend erfcheint; ta es ferner überflüffig 
erfcheint, denfelben Beweis wiederholt abzuführen und die Entſcheidung 
der vorliegenden Rechtsfrage von jener über vie Rechtswirkſamkeit der 
Verkaufsurkunde abhängig ift, fo konnte derzeit dem klägeriſchen Be— 
gehren um Uebergabe der drei Parzellen feine Folge gegeben werden....“ 

Die Gründe des oberſten Gerichtshofs ſtimmen mit dem Ange— 
führten im Wefentlichen überein. 


Nr. 1218. 


Anfrehnung der Koften für Entjendung eines Bevollmäd- 
tigten an den Ort, wo die Execution vorgenommen Wird. 


Entf. v. 31. October 1860, Nr. 12933 (Beitätigung des das Decret 
des 8 G. Wien v. 11. Mai 1860, Nr. 30274, obändernden Decreted 
des D. 8. ©. Wien v. 11. Inli 1860, Ne. 7495). ©. 2. 1861, Nr. 5. 
<ribüne 1861, Nr. 10. 


Ein Wiener Advocat hatte wider zwei in Graz domicilixte 
Schuldner beim Wiener Gericht als Erkenntnißinftanz die Erecutions- 
‚bewilligung erlangt und zur Intervention bei Bornahme des Execu⸗ 
tiondactes ein Kanzleiindividuum nad) Graz entjendet. Dafür hatte er 
ben Schulpnern 32 fl. aufgerechnet, und viefe ‚begehrten die Mode— 
rirung des Exrpenfenanfages, indem fie geltend machten, daß die Ab- 
ordnung eines befonderen Individuums nach Graz zur Erecutionsvor: 
nahme ganz unndthig gewejen fei, weßhalb fie zur Bezahlung ber 
biesfälligen Reifeloften ſich nicht für verpflichtet erachten, Mit diefem 
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Geſuche wurden fie jedoch in erfter Inſtanz zurüdgemwiefen, weil fie 
nah Ausweis des Klägerd auf wiederholte Mahnungen nicht gezahlt 
und dadurd die Reife des vom Erecutionsführer abgejchidten Indivi— 
duums felbft veranlafßt haben. Dagegen fprad fi das Oberlandes— 
gericht dahin aus, daß die erwähnte Reiſe nach Graz behufs der In— 
tervention bei der Erecutionsvornahme nicht nothwendig war, weil fie _ 
auch durch einen zu Graz wohnhaften Advocaten oder Notar hätte be- 
forgt werden fünnen, daher mit Bedacht auf 8. 405 a. ©. ©. ftatt 
der auf dieſe Reiſe entfallenden 32 fl. nur die mit der Intervention 
eines zu Graz wohnenden Bevollmächtigten verbundenen Koſten in 
einem Paufchalbetrage von 10 fl. pajfirt wurden. Der oberfte Gerichts- 
bof beftätigte die Entfeheitung der zweiten Inſtanz aus den von der— 
felben angeführten Gründen. 


Nr. 1219. 


Sofortige Aufhebung der Pfändung, weldhe an im Befige 
britter Perfonen befindlichen Sachen vorgenommen wurde. 


Eutid. v. 6. November 1860, Nr. 13039 (Aufhebung der gleichförmi⸗ 
gen Deerete des H._G. Wien v. 6. September 1860, Nr, 59064, und des 
. 8. 6. Wien v. 25. September 1860, Nr. 10492). ©. 3. 1861, Nr. 15. 


Gegen den B, welder bei der A wohnt, warb eine Pfändung 
vorgenommen; mehrere Gegenftände wurden ungeachtet der im Pro- 
tokoll erfichtlich gemachten Erklärung der A, daß fie ihr Eigenthum 
feien, in die Pfandbefhreibung aufgenommen. Die A verlangte nun 
in einem Geſuch die Aufhebung diefer Pfändung, ward jedod von 
den beiden unteren Inſtanzen angewiejen, ihre Anfprüdhe im orbent- 
lihen Rechtswege geltend zu machen. 

Dagegen bewilligte der oberite Gerichtshof die fofortige Auf- 
hebung der vorgenommenen Pfändung, weil nad dem Hofdecrete vom 
29. Mai 1845 Nr. 889 die Erecution zwar, der Einwendungen 
britter Perfonen ungeachtet, an allen Bermögensftüden zu vollziehen 
ift, weldye bei der Vornahme im Beſitze des Schuldners angetroffen 
werden, daß aber dieſes von Effecten nicht gefagt werben kann, welche, 
wie ſchon in der Pjändungsfpecification angegeben erjcheint, al8 Eigen- 
thum einer dritten Perfon in Anfpruch genommen wurden und in deren 
Wohnung und Befig ſich befanden. 
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Nr. 1220. 


Zuläffigfeit des Perfonalarrefties nah Aufhebung des Con- 
curſes. 


Ent. v. 6. November 1860, Nr. 13128 (Beitätigung des dad Decret ded 
8 Wien v. 30. Anguſt 1860, Nr. 56067, abändernden Decretes des 

. L. ©. Wien v. 25. Septauber 1860, Nr. 10399). Tribüne 1860, 
Nr. 7. ©. 3. 1861, Nr. 66. 


Nr. 1221. 


Nichthaftung der Partei, auf deren Verlangen einem Dritten 
ein Eurator beftellt wurde, für die Koften. 


Sutih. v. 6. November 1860, Nr. 13160 (Betätigung ded das Urtheil des 
. 6. Sm v. 18. Juli 1860, Nr. 10108, abündernden Nrtheils des 
O. L. ©. Graz v. 12. September 1860, Nr. 4684). ©. H. 1862, ©. 11 ff. 


A war in einem vom f. f. Zollärar gegen X geführten Procek 
als Curator des abwefenden Beklagten beftellt, und die Koften dieſes 
Procefjes waren gegenfeitig aufgehoben worden. Nunmehr belangt A 
das Zollärar auf Begleihung feiner Erpensnote, einfchließlich baarer 
Auslagen für Stempel u. ſ. w. Dem Begehren ward nur in erfter 
Snftanz flattgegeben; die beiden höheren Gerichte wiefen es zurüd, vie 
dritte Inflanz „in Erwägung, daß nad 8. 425 a. G. D. jede Partei 
ihren Sachwalter felbft aus Eigenen zu bezahlen hat, wenn nicht der 
Gegner in den Erfag der Unkoften verfällt wurde; in Erwägung, daß 
der Vertreter einer mittellofen Partei, in fo fern er nicht Stempel. 
vormerlung und nad Borfchrift des Minifterial-Erlaffes vom 8. Fe⸗ 
bruar 1853 Nr. 110 vom Staatsſchatze vorſchußweiſe Berichtigung . 
feiner Auslagen erwirkt, — biefer und feiner Lohnanſprüche verluftig 
wird, und in Erwägung, daß wenn in einem Rechtsſtreite die Gerichts- 
unkoſten gegenfeitig für aufgehoben erflärt wurden, eine Partei auf 
das in einem nachträglichen Rechtöftreite geftellte Begehren Des Geg- 
ners, nicht mehr zum Erſatze der ihm in jenem früheren Procefie auf- 
gelaufenen Gerichtsunkoſten verurtheilt werden kann.“ 


DO 
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ir 1222, 


Gerichtsſtand des Vertrages, begründet durch das Verſprechen 
der Zufendung dur Poſt. 


Entid. dv. 7. November 1860, Nr. 11137 (Beftätigung des Urtheils des 
B. ©. Gitfhin v. 30. Mai 1860 , Nr. 2900. Abänderung des Urtheils deö 
DO. % ©. Prag v. 24. Ini 1860, Nr. 12869). ©. 3. 1861, Nr. 16. 


A in Gitſchin hatte dem B in Kollin bevungenermaßen Waaren 
geliefert, und belangte ihn um die Zahlung des Preifes berfelben bei 
bem ftäbt. del. Bez.Ger. in Gitſchin, weil B ihm verfprocden habe, ihm 
diefen Preis mittelft ver Poft nah Gitſchin zu jenden, worüber er ihm 
den Haupteid auftrug. Bei der Verhandlung machte der Geklagte die 
Einwendung der Unzuftändigfeit des Bez.⸗Ger. Gitſchin, indem er Die Zah- 
Iung8-Zufiherung in Abrebe ftellte und behauptete, daß, wenn fie aud) 
wahr wäre, er jhon durch Aufgabe des Geldes auf die Poſt in Kollin, 
aljo durch Befolgung der vom Kläger genehmigten Ueberjendungsart, 
den Kaufpreis dem Kläger übergeben würde (8. 429 a. b. G. B.), 
aljo die Erfüllung des Vertrages von feiner Seite in Kollin, und 
nicht in Gitſchin zu geſchehen habe, fomit der Gerichtöftand des Ber- 
trage8 (8. 43 Yurisd. Norm) keinesfalls für Gitſchin eintrete, fondern 
vielmehr Kolin der Zahlungsort fei. 

Die erfte Inftanz bat die Zuläfligfeit der gedadhten Einwen- 
dung von dem über die Zuſicherung, das Geld mit Poft nad Gitſchin 
zu fenden, dem Gellagten negativ aufgetragenen Haupteide abhängig 
gemacht. 

Das Oberlandesgericht hat der Einwendung des nicht zuſtändi⸗ 
gen Gerichtes ſtattgegeben, und den Kläger an das Bez.⸗Amt Kolin 
gewieſen, weil mit dem Augenblicke, wo der Geklagte den für die ge— 
lieferte Waare entfallenden Betrag in Kollin ver Poſt aufgegeben, 
bie Hebergabe diejes Betrages von Seite des Geklagten an ben Kläger, 
fomit die Zahlung erfolgt war, weil nah 8. 429 a. 6. ©. B. dann, 
wenn der Uebernehmer die Ueberfchietungsart jelbft beftimmt oder geneh- 
migt bat, vie überfchidte Sache mit denn Momente, wo fie der Abfender 
in diefer Art abfendet, d. i. dem beſtimmten Boten, Fuhrmanne u, }. w. 
übergibt, als jenem Uebernehmer übergeben gehalten wird; im gegen- 
wärtigen Falle vertragsmäßig die Poſt al8 Ueberſchickungsart beflimmt 
wurde, daher die Aufgabe des Betrages von Geite des Geklagten auf 
die Poft in Kollin als Uebergabe, ſonach als Zahlung an den Rlä- 
ger zu gelten hatte. Stellt ſich aber Gitſchin nicht al8 der Ort dar, wo 
diefe Zahlung vertragsmäßig geleiftet werben follte, fo ift aud nad) 
$. 43 des Pat. vom 20. Nov. 1852 Nr. 251 R. ©. Bl. auf Seite tes 
ftädt. del. Bez.-Ger. Gitſchin keineswegs der Gerichtsſtand des Vertrages 
begründet, fondern nad) $. 13 diefes Patentes das Bez.-Amt in Kollin 
für die gegenwärtige Rechtsſache zuftändig. 

Ölafer, Unger und Walther Entf. II. 13 
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Der oberfte Gerichtshof hat das erftrihterliche Urtheil be— 
ftätigt. 

Gründe: „Wenn der vom Kläger angeführte Vertrag genau er⸗ 
wogen wird, fo ging deſſen Sinn offenbar nur dahin, zu beftimmen, daß 
ver Geklagte die Waare nicht in Gitſchin, und der Kläger die Zahlung 
nit in Kollin abzuholen habe, fondern daß der Erftere in die Lage ge: 
jet werde, die Waare in feinem Wohnorte zu übernehmen, der Kläger 
aber die Zahlung ebenfalls in feinem Wohnorte Gitfehin empfange. Der 
Geflagte wäre daher nad) diefem Bertrage jedenfalls verpflichtet, vie 
Berfügung zu treffen, daß der Kläger die Zahlung wirklich in Gitſchin ein- 
gehändigt erhalte. Dem Abfchluffe Des Vertrages lag daher offenbar bie 
Adficht Heider Contrahenten zum Grunde, eine Ausnahme von der in ben 
88. 905 und 1420 a. 5. ©. B. beftimmten gefeglihen Regel zu begrün- 
ben, nad weldyer bewegliche Sachen am Drte des gemachten Verſpre⸗ 
chens zu übergeben und Zahlungen am Wohnorte des Schulpners zu 
leiften find. Der im 5. und nicht im 17. Haupıftüce des zweiten Theiles 
bes a. b. G. B. eingereihte $. 429 ſpricht nur aus, daß überjchidte 
Sachen auch dann ſchon für übernommen gehalten werden, wenn ber 
Uebernehmer die Ueberihidungsart felbft beftimmt oder genehmigt hat. 
Diefe Anordnung fett aber voraus, daß die Sache aud ſchon wirklich 
abgefendet worben jei. Eine ſolche Abſchickung, d. i. eine Aufgabe 
auf die Poft, wird aber vom Geklagten nicht behauptet. Es ftellt 
fih daher der 8. 429 a. b. ©. B. als auf ven vorliegenden Tall 
durchaus nicht anwendbar dar, weil e8 fi bier nit um bie Trage, 
ob eine ſchon überſchickte Sache für übergeben gehalten werben fol, 
handelt. Es ift demnach nur der nom Kläger angeführte Vertrag 
entfcheivend und wenn der Abjchluß desſelben dadurch, daß der Ge— 
Hagte den ihm hierüber anfgerragenen Haupteid nicht rechtzeitig an- 
tritt, oder nicht ablegt, bewiefen wird, die Competenz des Bez.-Ger. 
Gitſchin zweifellos fichergeftellt. 


Nr. 1223. 


Recht des Wieverfaufes: Bedingungen desfelben. — Boraus- 
fegungen der Wirkſamkeit eines gerichtlichen Erlages. 


vl v. 7. November 1860, Nr. 11330 (Betätigung des dad Urtheil 

der Prätur Tolmezzo v. 27. April 1860, Nr. 4591, abandernden Urtbeild 

des O. L. G. Venedig dv. 26. Juni 1860, Nr. 11989). Eco d. Trib. 
1861, ©. 21. &. 3. 1861, Nr. 96. 


Mit Vertrag vom 21. Juli 1856 verfaufte A dem B ein 
Grundſtück für 200 Lire, behielt ſich jedoch das Hecht des Wiederfaufs 
für die Dauer von 20 Jahren vor. Am 6. Yuli 1857 hatte A von 
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B weitere 24 Lire erhalten und behändigte ihm darüber einen Schuld⸗ 
fein, in weldhem er erklärte, dieſe 24 Lire für den Fall, als er die⸗ 
felben bis zum 30. September 1857 nicht zurüdgezahlt haben follte, 
als ein Aufgelo zu dem obenerwähnten Kaufpreife anfehen und be— 
halten, dagegen aber auf fein Wiederkaufsrecht verzichten zu wollen, 
Am 30. September 1857 begab fih A in die Wohnung des B, um 
ihm die 24 Lire zurüdzuftellen, fand ihn jedoch nicht zu Haufe und 
verfäumte es, diefelben fofort gerichtlich zu deponiren. Erft am 30. 
April 1858 hinterlegte er bei Geriht die Summe von 252 fire 
(nämlich 200 Lire als Kaufpreis, 24 Lire, die er am 6. Juli 
1857 von B empfangen hatte, und 28 Fire für etwaige Koften) und 
belangte jodann den B mittelft Klage, worin er fein Wiederkaufsrecht 
geltend machte und folgendes Begehren ftellte: Es fei: 1. der Kauf⸗ 
vertrag vom 21. Juli 1856 in Folge des mit der Eingabe vom 
30. April 1858 ausgewiefenen Erlages von 252 Lire für aufgelöft 
und erlofchen zu betrachten; 2. ver Gellagte verpflichtet, mit dem Kläger 
einen Bertrag Über den Rüdfauf des fraglichen Grundſtückes zu ſchließen 
und der Kläger berechtigt, basjelbe wieder auf feinen Namen in die 
Öffentlichen Steuerregifter eintragen zu laſſen; 3. der Beklagte ge- 
halten, innerhalb 14 Tagen das Grundſtück zu räumen und zur freien 
Berfügung des Klägers zu ftellen, endlich 4. der Geklagte ſchuldig, 
binnen 14 Tagen über die vom 31. Mai 1858 ab gezogenen Früchte 
Rechnung zu legen oder bie fpäter bis zur wirklichen Uebertragung 
zu ziehenden dem Kläger zu überlaffen. 


Die erſte Inftanz erfannte nad) dem Klagebegehren und zwar 
in feinem vollen Umfange, indem fie blo8 die Worte „unbeſchadet 
ver Gegenrechnung“ einſchob. 


Die zweite Inſtanz erkannte zu Recht: Ad 1. und 2. Der 
Kaufvertrag vom 21. Juli 1856 ſei zwar nicht durch den Erlag von 
252 Lire aufgelöſt worden und nunmehr für erloſchen zu betrachten; 
aber der Beklagte ſei ſchuldig, mit dem Kläger binnen 14 Tagen einen 
förmlichen Vertrag über die Rückübertragung des fraglichen Grunds 
ſtückes zu ſchließen, und deßhalb der Kläger berechtigt, dasſelbe wieder 
auf ſeinen Namen in die Steuerregiſter eintragen zu laſſen. Ad 3. 
Der Geklagte habe das erwähnte Grundſtück dem Kläger entweder ſelbſt 
oder durch Mittelsperſonen zu übergeben und zwar innerhalb des Mo» 
nats April 1861 und gegen gleichzeitige Rüdzahlung des Kaufspreifes 
pr. 200 Fire der laut Urkunde von 6. Juli 1857 gefchuldeten 24 Lire, 
und der auf 32 Lire Liquidirten Koften des Kaufvertrages vom 21. Juli 
1856 und des foeben erwähnten Schuldſcheines, fowie des ſchätzungs⸗ 
weife feftzuftellenden Betrages der auf das Grundftüd gemachten Ber- 
wenbungen Seitens des Kläger. Ad 4. Der Geklagte ſei nicht ver- 
pflichtet, über die vom 31. Mai 1858 bis zum Zage der wirklichen 
Uebergabe gezogenen Früchte Rechnung zu legen. 

13 * 
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Gründe: „Wenn aud der Kläger in dem Schulpjcheine von. 
46. Juli 1857 erflärte, daß er die 24 Lire als einen Preiszufchlag 
der mit Vertrag. vom 21. Juli 1856 verkauften Grunbftüde für den 
Fall behalten wolle, al8 er ermangeln follte, die jo Feine Summe bis 
zum 30. September 1857 zurädzuerftatten, jowie daß er für dieſen 
Tall einwillige, des ihm in jenem Kaufvertrage vorbehaltenen Rechtes 
des Wieverfaufes jener Orunpftüde verluftig zu werben, fo iſt doch 
unbeftritten, daß fih der Kläger am beftimmten Tage in vie Wohnung 
des Geklagten begab, um die fraglidhe Rüdzahlung zu leiften, und daß 
er nur in Folge der Abwefenheit des Gellagten, daher ohne feine Schulb, 
fein Berfprechen nicht erfüllen Tonnte; und es wäre unbillig, die Folgen. 
der erwähnten Berfäumniß auf den Kläger fallen zu lafien. Wenn 
Letzterer es auch unterließ, innerhalb ver Frift Die gerichtliche Hinter- 
legung ver fraglichen 24 Lire fowie der Koften des Schuldſcheines zu 
bewirken, jo hat er doch, ſoviel an ihm war, gethan, um an dem im 
Bertrage feitgefegten Tage jeiner Verpflichtung in einer der gewöhnlichen 
Ürten, wie fie auch in dem Vertrage vorausgeſetzt werden, zu entjpre= 
hen. Und dieſes Hecht des Wieverfaufes, welches ſomit noch als fort- 
beftehend angefehen werden muß, fteht dem Kläger auf bie Dauer von 
20 Iahren zu. Aus der Erhöhung des Kaufpreifes um 24 Lire, die 
noch nicht zurüdgezahlt wurden, erwächſt dem Kläger blo8 vie Ber- 
pflihtung, nunmehr als Kaufpreis 224 Lire zu erftatten, fowie bie 
auf 32 Fire liquidirten Koften des Kaufvertrages und der Austellung 
des Schuldſcheines und den auf das fragliche Grundſtück gemachten Ame- 
liorationsaufwand zu erfegen. So nad) ven Haren Beitimmungen bes 
Vertrages. Mit der Eingabe vom 30. April 1858 und der dem 
gegenwärtigen Rechtsftreite zu Grunde liegenden Klage hat A feinen 
Willen, das Wiederfaufsreht auszuüben, manifeltirt. Aber bie gericht- 
liche Hinterlegung von 252 Fire kann, abgefehen von dem zu geringen 
Betrage, die Stelle der Zahlung nicht vertreten, weil nicht nachge- 
wiefen wurde, daß fie auf Grund der Abmefenheit des Geflagten oder 
deßhalb erfolgte, meil derfelbe ungeredhtfertigter Weife die Annahme 
verweigerte (8. 1425 a. 6. ©. B.). Diefes Geld liegt daher noch auf 
Gefahr und zur freien Dispofition des Kläger bei Gericht, und er 
verlangt mit Unrecht in feiner Klage, daß blos in Folge der Hinter- 
legung der Kaufvertrag vom 21. Yuli 1856 für aufgelöft und er— 
loſchen zu halten, ihm das verkaufte Grundſtück zurüdzuftellen fei, fo- 
wie daß der Geklagte Rechnung legen jolle über die vom Tage ber 
Bekanntgabe der gefchehenen Hinterlegung bis zu jenem der wirklichen 
Rückgabe gezogenen Früchte. Anderſeits iſt nach dem geltenden Rechte 
der Verkäufer bei ver Ausübung des Wiederfaufsrechtes nicht verpflich- 
tet, den Kaufpreis im Borhinein zu erftatten; ed genügt vielmehr, 
wenn bie Rüdzahlung gleichzeitig mit der Uebergabe des Grundſtückes 
erfolgt ($. 1062 a. b. ©. B.). Dieſen Grundſätzen gemäß mußte 
Das Klagebegehren in feinem zweiten Theile für wohl begründet und 
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gerechtfertigt gehalten, im erften und vierten jedoch zurüdigewiefen werden... 
Ebenſo konnte vemjelben bezüglich ter Nüdübertragung des Grund⸗ 
ftüdes nur unter der Bedingung gleichzeitiger Erfüllung der Verbind⸗ 
Tichleiten des Klägers und mit der vertragsmäßigen Beſchränkung ftatt- 
gegeben werben, daß biefelbe in dem dem Rüdfaufsvertrage (welcher 
binnen 14 Tagen a dato des rechtskräftigen Urtheil® zu errichten ift) 
nädftfolgenden Monate April zu erfolgen habe.“ 

Auf die Revifionsbefchwerde des Klägers, worin er nament- 
Iih die Zulafjung des Begehrens ad 4 und überhaupt die Beftäti- 
gung bes erftrichterlihen Erkenntniſſes forderte, beftätigte der oberfte 
Gerichtshof das obergerichtlihe Urtheil unter Hinweifung auf die Mo— 
tive desfelben fowie aus folgenden Gründen: 

„Da der Kläger im Laufe der Verhandlung nicht angeführt hat, 
daß er dem Geklagten die Zahlung der gefchuldeten Summe, der Koften 
des Kauf- und Wiederfaufvertrages, fowie der Ameliorationen des frag- 
lihen Grundſtückes angeboten, und ebenfowenig behauptet, daß ver 
Geklagte die Annahme verweigert habe, fo kann auf die Revifions- 
beſchwerde bezüglich dieſer Anführungen Feine Rüdficht genommen werden. 
In Anbetracht daher, daß der Kaufvertrag vom 21. Juli 1856 nicht 
ſchon durd die inzwifhen erfolgte gerichtliche Hinterlegung von 252 
Lire für aufgelöft angefehen, nod dem Kläger das Recht auf die Früchte 
bes Grundſtückes, das er wieder zu erwerben beabfichtigt, zugeſprochen 
werben kann, da er diefelben laut Bertrag erft nach Leiſtung des vollen 
Kaufpreifes und für das Yahr, in welchem der Wieverfauf ftattgefun- 
den, felbft nur dann fordern kann, wenn die Zahlung im Laufe des 
Monats April geleiftet wurde, bat der oberfte Gerichtshof das Urtheil 
der zweiten Inftanz beftätigt". 


Nr. 1224. 


Bemeſſung der Frift zur Erftattung der Einreve, wenn eine 
Tagfagung nah $. 16 a. G. D. vorausgegangen ift. 


ſch. v. 7. November 1860, Nr. 13136 (Beitätigung des dad Decret 

8 G. Wien v. 25. Augnit 1860, Nr. 32451, abandernden Decrets 

. L. G. Wien v. 25. September 1860, Nr. 10629). ©. 3. 1861, 
Nr. 9. Tribüne 1861, Nr. 17. 


Mit Rüdfiht auf den Umftand, daß mehrere der Beklagten ſich 
im Auslande befanden, war die nad 8. 16 a. ©. D. angeordnete 
Zagfagung auf 90 Zage gegeben worden. Als nun zwilchen bem 
Kläger und dem ausgewiefenen Vertreter ver Bellagten das Ueberein- 
fommen auf das fchriftlihe Verfahren getroffen wurde, beftmmte dae 
Gericht zur Exftattung der Einrede eine Frift von 30 Tagen, weil 


Ent 
des 
des 
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bereit zur Tagſatzung ein 90tägiger Termin anberaumt, und biebet 
von Ceite der Geklagten ein hier bomicilirter Vertreter namhaft 
gemacht worben fei. Die zweite Inſtanz änderte jedoch diefen Be— 
ſcheid dahin ab, daß zur Erftattung der fhriftlihen Einrede ein Ter⸗ 
min von 90 Tagen anzuorbnen fei, und ver oberfte Gerichtshof be- 
ftätigte diefe Verfügung, „weil diefelbe ganz der Anordnung tes 8. 35 
a. ©. DO. und Hofdecrets vom 15. Jänner 1787 Nr. 620 lit. d ent- 
fpricht, bei Beftimmung ber Frift zur Einrete nah Rejolution vom 
11. September 1784 Nr. 336 lit. o nur der Aufenthalt ver beflag- 
ten Partei, und nicht jener ihres Bevollmädtigten maßgebend und zu 
einer Abkürzung der gefegmäßigen Frift im Einne des 8. 4 des Adap- 
tirungspatentes für Handelögerichte vom. 9. April 1782 Nr. 41 um 
fo weniger ein Anlaß vorhanden ift, als fein hierauf gerichtetes Be— 
gehren des Klägers vorlag.” 


Nr. 1225. 
Zeftament eines Taubſtummen. 


Entid. v. 13. November 1860, Nr. 8576 (Beitätigung der Urtheile des 
8. ©. Baroth v. 14. Febınar 1860, Nr. 2200, und des O. 2. G. Hermann- 
ftadt v. 27. März 1860, Nr. 2920). Tribline 1861, Nr. 15. 


A, die Schweiter des verftorbenen taubftummen M, begehrte 
mittelft Klage gegen ihren Bruder B und deſſen Tochter C die Un- 
giltigerflärung des von M hinterlaffenen ſchriftlichen Teftaments, worin 
die Beflagten al8 Erben eingefeßt waren, und die Eröffnung der In— 
teftaterbfolge. Das Teſtament ift von dem Teftator, von dem Orts- 
rihter und dem Notar al8 Zeugen, und außerdem noch von ſechs 
Zeugen, meift Ortögefhworne, unterichrieben. Die Vernehmung diefer 
im Procefje verhörten Zeugen ergab folgendes: Nach der Ausfage ves 
Notare, welcher aud das Zeftament jchrieb, verdolmetfchte ihm ber 
beflagte Bruder bed Teſtators die ihm — dem Zeugen — unver 
ftändlihen Zeichen, welde ver Letztere machte; Zeuge ſchrieb ven 
Teftamentsauffag, worauf der Teftator ſich vom Bett erhob, den Auf- 
fag überblidte, und feinen Namen darauf fehrieb. Ob derſelbe lejen 
und mehr als nur feinen Namen fehreiben konnte, ift dem Zeugen 
nicht befannt. Der Ortsrichter, welcher beim Schluffe des Dictats 
zugegen war, beftätigte gleihfall®, daß M das Schriftſtück, nachdem 
er hineingeblidt, unterzeichnet habe, und gab an, daß M auch fonft in 
ihm vorgehaftene Schriften Hineingeblidt und ihm einmal den Betrag 
des Macherlohne für Schneiderarbeiten, die der Teſtator ihm geliefert, 
mit Kreite auf den Tiſch gefchrieben habe, und daß verjelbe nach Ber: 
faffung des Tejtaments zur Beklagten C getreten fei, die Hand auf ihr 
Haupt gelegt und dann ji zum Verſchlag, wo das (der C voraus» 
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vermachte) Silberzeug aufbewahrt war, gewendet und dabei wieder 
auf die C gebeutet habe, Die.übrigen ſechs Zeugen fagten überein- 
flimmend aus, daß fie den Tag nad) Berfafjung des Teftaments zu 
M gerufen wurden, und dasſelbe, nachdem e8 ihnen vorgelefen worben 
war, der deutlichen durd Zeichen gemachten Aufforderung des M ges 
mäß, als Zeugen unterfchrieben. Nach der Angabe eines dieſes Zeugen 
fonnte M aud feinen und feiner Gattin Namen fohreiben, — 
nad) der Ausfage eines andern, bei dem M einit arbeitete, ſchrieb er 
dem Zeugen ganze Zeilen als Erwiberung auf Nedereien. Daß das 
Teſtament vem Willen des M entiprad, erjchloßen die Zeugen aus 
den damaligen Geberven des Teſtators, welcher durd Zeichen die C 
und das ihr zugedachte Silbergeräth in Verbindung fette, durch Striche 
auf dem Boden die Grunpftüde andeutete und, wie einer der Zeugen 
ausjagte, durch eine gegen die Stadt Üdvärhely gerichtete Bewegung 
zu verftehen gab, daß er feine bort lebenden Verwandten nicht be= 
benfen werde. — Beide Untergerichte haben die Klage abgewiejen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die untergerichtlichen Ent⸗ 
jheivungen aus folgenden Gründen: „Nah 8. 579 a.b. ©. 3. muß 
der Erblafjer, wenn er — wie im vorliegenden Yale — das Zefta- 
ment don einem Andern fehreiben läßt, dasſelbe eigenhändig unter- 
zeichnen und von drei Zeugen, von bemen wenigftens zwei zugleid) 
gegenwärtig fein ſollen, als feinen legten Willen beftätigen, und muß 
ver Auffa ſodann vor den Zeugen unterfehrieben werden. Nad ber 
Ausfage der bei der Teftamentsverfafjung zugleich gegenwärtig gewe— 
jenen zwei Zeugen — Drtsrihter und Notar — wurde nun vom 
Beklagten B das Teftament nad) den Zeichen des M dem Notar dic» 
tirt, von dieſem niedergefchrieben, fodann von M überjehen und unter» 
ſchrieben, — und von ſechs andern Zeugen ift beftätigt, daß man fid) 
mit dem taubftummen Teftator in feiner Zeichenſprache ganz gut ver- 
ftändigen fonnte, daß dies insbeſondere bei feinem beflagten Bruder 
B der Fall, und daß M des Leſens und Schreibens fundig war. Es 
ift ferners durch die Ausfage von fünf Zeugen, bie gleichzeitig an- 
wejend waren, beftätigt, daß fie Tags tarauf zu M gerufen, dort auf 
feine Aufforderung das Teſtament von B ihnen vorgelejen wurde, daß 
M durch ihnen verftäntliche Zeichen erklärte, daß dies fein letter Wille 
jei und daß er fie erfuche, venjelben zu unterjchreiben, indem er bie 
Hand jedes Zeugen in feine nahm und zur Stelle leitete, wo fie unter: 
zeihnen jollten, worauf fie das Teſtament als Zeugen des lebten 
MWillend unterjchrieben. — Hiemit haben die Bellagten die Erfüllung 
aller im 8. 579 a. b. ©. B. vorgejchriebenen Erforderniffe des Tefta- 
ments nachgewieſen.“ 
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Nr. 1226. 


Zuftändigfeit der Gerichte bei Klagen auf Erſatz des durch 
ungiltige Steuererecutions-Acte erlittenen Schaden. 


Catie. v.13.November 1860, Nr. 10978 ter de AuiaTirmk 
ecrete bed 8. ©. Venedig v. 14. Zuni 1 4, und des 
.L. G. Venedig v. 24. Inli 1860, Nr. 14853). Sribiine 1861, Nr. 45. 


Ein Schuloner der Finanzverwaltung hatte verfelben an Zah⸗ 
lungsſtatt feine Forderung bei A cebirt und die Finanzverwaltung leitete 
nun gegen A das in Lombardo-Benetien durch das Patent vom 18. 
April 1816 (wegen Steuerforderungen) geftattete ſ. g. privilegirte Erxe- 
eutionsverfahren ein, worauf A die Finanzverwaltung wegen Nichtig- 
feit der vorgenommenen Erecutiondacte — aus dem Örunde der Illi⸗ 
quibität der cebirten Forderung — belangte. Durch diefe Klage un- 
aufgehalten, nahm die Erecution ihren Yortgang, Die derjelben unter- 
zogenen Grundſtücke und Mobilien des A famen unter den Hammer 
und erft nachher erwirkte er auf feine Klage gleihförmige Urtheile ver 
erften und zweiten Inftanz, wodurch die Nichtigkeit der Erecution aus⸗ 
gefprohen wurde. Auf Grund diefer Entfcheidungen nun belangte A 
die Finanzverwaltung um den Erfat des durd die geführte und voll» 
endete Execution ihm zugefügten Schadens, wogegen bie Beklagte die 
Incompetenz der Gerichtsbehörbe einwendete. — Dieje Einrede wurde 
von beiden Untergerichten zugelaffen, und von dem Oberlandesgericht 
in feinen Entjcheidungsgründen bemerkt, daß die von der Finanzbehörde 
verfügte Durchführung der privilegirten Erecution, worauf der flägeri- 
Ihe Schadenerfaganfprud beruht, das Gebiet des Privatrehts nicht 
berührt, jondern im Wirkungsfreis der ftaatlihen Finanzbehörden Liegt, 
weßhalb, wenn nicht einer Verwirrung der Gebiete der verſchiedenen 
Staatsbehörden Thür und Thor geöffnet werden fol, aud das Ere 
kenntniß über den Erſatz des aus ſolchen Erecutionsführungen ent- 
ftandenen Schadens nur der Yinanzbehörve zuftehen darf, wie denn 
auch die frühern vom Kläger erwirkten Urtheile der erften und zweiten 
Inftanz fid) nur Über den Beftand feiner Schuld ausfpredhen konnten 
und im Wejentlihen nur darüber entſchieden haben. 

Der oberfte Gerichtshof verorbnete, mit Verwerfung der In⸗ 
competenzeinrede, die aufrechte Verbeſcheidung ver Klage, in Erwägung, 
daß die Klage des A auf Scaploshaltung gerichtet, alſo auf rein 
privatrechtlihem Gebiete fteht und zudem fih auf vorausgegangene, 
gleichfalls civilgerichtliche Urtheile ftägt, — daß es fih nur darum 
handelt, über vie rechtlichen Yolgen einer in fi) abgefchloffenen That- 
ſache zu erkennen, keineswegs aber die von der Finanzbehörde in ihrem 
amtlihen Wirkungsfreife unternommenen Handlungen einer Prüfung 
zu unterziehen, — daß fomit die Untergerichte, indem fie ſich zur Ente 
ſcheidung einer unzweifelhaft vor ihre Forum gehörigen Sache für in- 
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<ompetent erklärten und vie Rechtshilfe verweigerten, offenbar das Ge⸗ 
jet verlett haben. 





Nr. 1227. 
Beweiskrafl von zwifchen Dritten errichteten Urkunden. 


Entfh. v. 13. November 1860, Nr. 12670 ER des das Urtheil 

der Prm ortogruaro v. 26. April 1860 575, abändernden 

Urtheils v. 11. September 1860, Nr. 17641). Eco d. Trib. 1861, 
6. 35 f. &.'3. 1861, Nr. 106, 


A belangte die B auf Zahlung des für die Jahre 1854, 1855 
und 1856 aushaftenden Erbzinjes. Zur Begründung feines Anfpru- 
ches berief er fi auf ven gerichtlihen Vertrag vom Jahre 1816, kraft 
deffen die Geklagte von ihrem Vater alle von ihm befefjenen Grund⸗ 
flüde gegen die Verpflichtung zur Zahlung des einzeflagten Erbzinſes 
übernahm, fowie auf den Umftand, daß während der Minderjährigkeit 
der Geklagten ihre Eltern diefen Zins als Befiger der Immobilien 
entrichteten und noch im Jahre 1826 in einem Vertrage die fragliche 
Zinspfliht anerkannten; er wies endlich darauf hin, daß die Mutter 
ver Geklagten in den legten Fahren zu wiederholten Malen bei ber 
Zinszahlung die Ausftellung der Quittung auf deren Namen verlangte. 

Die erfte Inſtanz wies das Klagbegehren ab, weil fie dafür 
hielt, daß basfelbe weder auf das Rechtsgeſchäft vom 12. December 
1816, noch auf den Vertrag vom Jahre 1826 geftügt werden Tönne, 
da bei erfterem ber Kläger, bei leßteren die Geklagte nicht betheiligt 
oder vertreten war, und daß aus ben beigebradhten Beweisntitteln 
weder die Zinspflichtigkeit der Gellagten, nod auch nur jene der von 
ihr befeffenen Grundſtücke hervorgehe. 

Die zweite Inftanz gab demſelben Statt und die Dritte 
beftätigte das obergerichtlihe Erkenntniß aus folgenden Gründen: 

„Es Tann nicht bezweifelt werden, daß die fraglichen Grundſtücke 
bisher der von dem Kläger als Nachfolger der Abtei von Sefto geltend 
gemachten Zinspflicht unterlagen. Dies wird von dem früheren Eigen» 
thümer berfelben, dem Vater der Beklagten, zugegeben und wurde aud) 
von der letzteren felbft in der Urkunde vom 12. December 1816 an- 
erkannt. Weiter beftätigt es der Zeuge Z aus eigener Erfahrung. 
Gleicherweife fteht es feft, daß diefe Grunpftüde in das Eigenthum 
der Geklagten übergingen und von ihr thatſächlich beſeſſen werben. 
Diefer Umftand erhellt nicht blos aus der vorgenannten Urkunde, 
fondern auch aus den Steuerregiftern und der übereinftimmenvden Aus- 
fage dreier Zeugen. Es ift ferner unbeftreitbar, daß die Geklagte in 
ber befagten Urkunde die Verpflichtung übernahm, dem Kläger den 
jährlihen Canon zu leiften, und gerade in Berüdfichtigung desſelben 
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wurde ber Mebertragungspreis mit 2%. 1741-40 angefegt. Wenn 
daher auch viefes Rechtsgeſchäft nur eine unvollftändige Affignation in 
fih ſchloß, jo ift doch nicht zu leugnen, daß diefe auch nachträglich von 
dem Oläubiger zu jeder Zeit angenommen werben konnte, wad wohl 
ohne Zweifel geſchehen ift. Thatſächlich haben dann auch die Eltern 
der Geklagten, denen während der Minderjährigkeit derfelben vie Ver- 
waltung diefer Grundſtücke ausprädlih vorbehalten wurde, den Zins 
aljährli an die Machthaber des A entrichtet und wurde verjelbe von 
ihnen angenommen..... Es läßt fih dagegen nicht einwenven, daß 
bie fragliche Uebereinkunft von den Eltern der Gellagten für fid und 
nicht als Nepräfentanten der letzteren gefchloffen wurde; denn da fie 
felbft feine Verpflihtung hatten, fo ift es aus ihren Beziehungen zu 
ver Geklagten klar, daß fie diefelbe nur in deren Intereffe abſchloſſen. 
Andererfeits folgt aus der Ausfage des Zeugen X, daß biefer Mangel 
in ter Folge dadurch gehoben wurbe, daß die Mutter der Geklagten 
ausdrüdlih erklärte, nur in ihrer Eigenſchaft als Vormünderin zu 
zahlen und die Ausftellung ber Quittung auf den Namen der Tochter 
verlangte. Wenn nun nod hinzukommt, daß dieſe Jinszahlung aud) 
noch nad dem Tode der Mutter bis zu tem Jahre 1852 und zwar 
flet8 im Namen der Geklagten erfolgte, jo fonnte dies nicht anders 
geſchehen, als weil fie in diejer Zeit die Grundſtücke beſaß. Denn 
Niemand Anderer hatte an einer bergleihen Handlungsweife irgend 
ein Intereſſe.“ 


Nr. 1228. 


Zuftändigfeit des Abbandlungsgerichts für Klagen auf Necht- 
fertigung einer Pränotation. 

Entſch. v. 13. November 1860, Nr. 13051 (Beftätigung des dad Tecret 

ber geälur Legnago v. 11. Auguſt 1860, Yır. 8167, abandernden Decretö 

es O. 


2. ©. Venedig v. 12. Eipiember 1860, Nr. 17879). ©. 3. 1861, 
Nr. 48. Eco d. Trib. 1862, ©. 36. 


Nr. 1229. 
Angabe einer falſchen Cauſa in dem Schuldſchein. 


Entid. v. 13. November 1860, Nr. 13118 (Beftätigung des das Urtheil 
de8 B. ©. Rakonitz v. 31. December 1859, Nr. 9090, abandernden Urtheil® 
des O. L. G. Prag v. 17. Juli 1860, Nr. 12285). Tribiine 1861, Nr. 2. 


B batte mit der A ein intimes Verhältniß, in Folge deſſen fie 
Mutter wurde, Durch diefes Ereigniß wurde B beftimmt, der A einen 
auf 600 fl. Iautenden Schulpfhein auezuftellen, in welchem er aber 
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fälſchlich ein Darlehen als die Cauſa feiner Verpflichtung bezeichnete. 
Die B belangte ihn nun auf die Zahlung der 600 fl. und wurde 
vom Gerichte erfter Inftanz abgewiefen, weil der Schuldſchein wegen 
feines faljyen Forberungstiteld keine Beweiskraft habe, und bie bier 
zu Grunde liegende Schenkung aus der Urkunde nicht erfihtlich und 
überbied die Urkunde auch nicht von der Klägerin zum Zeichen ihrer 
Annahme unterfertigt ſei. Das Oberlandesgericht verurtheilte den Be- 
Hagten zur Zahlung von 470 fl., reip. der Klagefumme nad Abzug 
von 130 fl., welche die Klägerin feit der Ausftellung des Schuld— 
fcheines von A empfangen zu haben im Proceſſe zugeftand, — weil 
„die formelle Beweiskraft des Schulpfcheines troß der Unrichtigfeit des 
Darin angegebenen Rechtögrundes ber Yorderung aufrecht Bleibe, wenn 
in anderer Art ein gilliger Rechtstitel dafür nachgewiefen wird, und 
die Klägerin als folhen das Verſprechen des Beklagten, ihr wegen 
des gepflogenen vertrauten Umganges und ihrer daraus erfolgten 
Schwängerung die im Schuldſcheine verfchriebenen 600 fl. zu bezah-. 
len, angegeben habe, meil ferner die Annahme dieſer Schenkung jchon 
in der Uebergabe der Urkunde an die Klägerin liege, mithin ein gil- 
- tiger Schenfungsvertrag zu Stande gekommen fei". 

Der oberfte Gerichtshof beitätigte das Urtheil der zweiten 
Inftanz nit Bezugnahme auf die obergerichtlihen Motive, an die er 
noch folgende Erwägungen fnüpfte: „Wenn ed auch richtig ift, daß in 
der Urkunde ein faljher Beltimmungsgrund angegeben wurde und 
daß der Beklagte nur eine Schenkung machte, fo kann blo8 wegen bed 
in ber Urkunde angeführten falfhen Beftimmungsgrundes dieſelbe nicht 
als wirkungslos angefehen werden, weil, wenn aud ver Bellagte 
eine Schenkung machte, bei ſonach unentgeltlibem Bertrage gemäß 
$. 901 a. 6. ©. 8. hinfihtlih des Beweggrundes die für legtwillige 
Anordnungen gegebenen Vorſchriften anzumenten find, daher nad) 
8. 572 ebendort, jelbft im Falle, daß der Beweggrund zur Scen- 
tung als falſch befunden würbe, die darüber ausgeftellte fchriftliche 
und rechtsförmliche Erklärung von Wirkung iſt.“ 


Str. 1230. 


Ablegung des einer Scecietätsfirma aufgetragenen Haupteides 
durch Einen öffentlichen Gefellfchafter. 


v. 13. November 1860, Nr. 13426 (Beitätigung des Decrets des 
Wien dv. 30. Auauft 1860, Nr. 43160, Abänderung des Decrets 
8, G. Wien v. 26. September 1860, Nr. 10585). ©. 3. 1861, 


utſch. 
Nr. 2 


—FX 
Y O. 
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Nr. 1231. 


Auslegung eines Vertrages: Verpflichtung des Pächters, 
welcher die Steuern zu tragen bat, zur Zahlung des Ge- 
meindezuſchlages. 


Eutſch. v. 14. November 1860, Nr. 10264 (Beftätigung des Urtheils 
des v. G. M. Spigett v. 15. Mai 1860, Nr. 3013, Abänderung ded Hr- 
theild des D.2. ©. Eyeried v. 20, Juri 1860, Nr. 4642). ©, 3. 1861, 


In einem Pachtvertrage war bedungen, daß die Verpäcdterin bie 
Steuern, alle übrigen öffentlihen Laften aber ver Pächter zu tragen 
babe. In Folge deſſen verlangt die Verpäcdhterin, daß der Pächter 
zur Zahlung der Gemeindezufhläge verurtheilt werde. Ihrem Begeh⸗ 
ren ward nur in zweiter Inftanz ftattgegeben; bie erfte und dritte 
wiejen es zurüd, leßtere aus folgenden Gründen: 

„Rad dem vierten Punkte des hier maßgebenden Vertrages bat 
Klägerin Die Zahlung der auf die verpachteten Güter entfallenden 
Steuern auf fi genommen, und Belangter ſich blos zur Leiftung der 
übrigen öffentlihen Laſten verpflichtet. In Erwägung nun, daß aud 
nach dem von ber Klägerin vorgewiejenen Steuerbäcdhel der bezogene 
Punkt des Pachtvertrages verfhieden ausgelegt wurde, — daß aber 
in folden Fällen nad) 8. 915 a. b. ©. 2. die undeutliche over ver- 
ſchiedene Deutungen zulaffende Aeußerung zum Nachtheile besjenigen 
erflärt werben muß, ber fi) derjelben bedient hat und hier auch das 
jehsjährige Schweigen der Klägerin für den Belangten fpricht, war 
das erftrichterliche Urtheil zu beftätigen.“ 


Jr. 1232. 


Erecutive Anbaltung zur Erfüllung des zu gerichtlichen 
Protokolle erklärten Verfprechens, eine beftimmte Perfon 
aus feinem Haufe zu entfernen. 


Eutſch. v. 14. November 1860, Nr. 12891 (Beitätiguug des Decretö ded 
L. ©. ge v. 7. Juli 1860, Nr. 16031, Abänderung ded Decrets des 
O. L. G. Drag v. 13. Auguit 1860, Nr. 14430). ©. 3. 1861, Nr. 4. 

Im Laufe eines durch Klage der Gattin A auf Trennung ber 
Ehe entftandenen Procefjed wurden bei Gericht zwei Protokolle auf: 
genommen, in welchen ver Ehegatte B ſich verpflichtete, eine Frauens⸗ 
perjon, mit welder im Soncubinate zu leben er beſchuldigt war, aus 
feinem Haufe zu entfernen. Als nun fpäter der Ehemann viefelbe 
Berfon in fein Haus wieder aufnahm, verlangte die Gattin, das Ger 
richt jolle ihrem Gatten in zwangsweifer Bolfftredung der erwähnten 
Vergleiche die Entfernung der Katharina N unter Androhung einer 
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Strafe nah $. 310 a. ©. D. auftragen. Dem Anfuchen ward im 
erfter Inſtanz entiprodhen; die zweite wies dasfelbe zurüd, „weil 
das in dem Berhanblungsprotofolle vom 14. Jänner enthaltene Ueber- 
einlommen, nach welhem ſich B verbunden bat, die Katharina N. 
aus feiner Wohnung zu entfernen, nad dem weitern Inhalte bes 
Protokolls nur in Bezug auf die damald von den Ehegatten beab- 
fihtigte zweimonatlihe Scheidung von Tifh und Bett zu Stande 
fam, keineswegs aber dieſes Webereinfommen die Natur eines gericht- 
lichen Bergleiches, welcher eine auf den Gegenftand desſelben gerichtete 
Klage vorausfegt, an fi trägt; und weil ferner auch das bei Gele- 
genheit der Reafjumirung ver Verhandlung wegen Chetrennung in 
dem Protofolle vom 2. September von B abgegebene Berfprechen, 
baß er die Katharina N wirklich aus feinem Haufe entfernen werde, 
als eine zur Ertheilung der Erecution geeignele rechtsverbindliche Er- 
Härung nicht angefehen werben Tann.” 

Der oberite Gerichtshof beftätigte dagegen den Beſcheid ber 
erften Inftanz: „denn in den während des Zuges des Ehetrennungsd- 
procefjeg am 14. Yänner und 2. September aufgenommenen Pro= 
tofollen, welde über die Anzeige der A, daß ihr Gatte mit 
Katharina N zum Nachtheile des Wohles ihrer Kinder in einem un- 
erlaubten Verhältniffe lebe, mit beiden Gatten zu Stande Tamen, 
verpflichtete fih B ausbrüdlih, die Katharina N aus feinem Haufe 
zu entfernen. Diefe Protofolle ftellen fih aber allerdings als 
ein erecutionsfähiger Vergleih und nicht als ein bloßes Verſprechen 
dar, da bie verpflichtende Erklärung von Seite des B auf die 
Hagbare Beſchwerde feiner Gattin erfolgte und die Befeitigung des 
Hinderniffes des Zufammenlebens beider Gatten zum Ziele hatte, Der 
Erecutionsfähigkeit fteht fernerd auch nicht entgegen, daß die Leitung 
fih nicht auf das Vermögen bezieht, indem auch Handlungen der Ge⸗ 
genſtand eines Vertrages und ſohin auch eines Vergleiches ſein können.“ 


Nr. 1233. 


Vollziehung eines durch eine Gegenleiſtung bedingten Urtheils 
trotz mittlerweile eingetretener Unmöglichkeit derſelben. 


Entſch. v. 14. November 1860, Nr. 13211 Geſtätigung des Decrets des 
8. ©. der Alt⸗ und Neuftadt Brag v. 14. Juli 1860, 0, Nr. 28565, NAb- 
ünberung des Decrets des ©. U G. Prag geptember 1860, 
(Nr. 15398). &. H. 1861, ©. 66 nd 6 

B war rehtsfräftig verurtheilt worben, dem A einen Schimmel 
und 100 fl. gegen Rüdjtelung eines braunen Reitpferde X zu über- 
geben. Noch vor erlangter Rechtskraft des Urtheild war das Pferd 
X umgelommen, und fofort auf Verlangen des A eine Commiſſion 
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Nr. 1231. 


Auslegung eines Vertrages: Der 
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von Kunftverftändigen zur Aufnahme des Beweifes zum ewigen Gedächtniß 
über Urſache und Anlaß des Todes angeordnet worven, als weldhe ein 
Gedärmbrand conftatirt wurde. A ſchritt nun um Erequirung des ob» 
gedachten Urtheild ein. Diefelbe wurde von der erſten Inſtanz ber 
willigt, weil das an B rüdzuftellende Pferd X nad) dem aufgenommenen 
Kunftbefunde umgeftanden und die Unmöglichkeit der Rüdftellung des» 
felben an ven Erecuten durch Zufall eingetreten fei, welcher Zufall letteren 
al8 Eigenthümer des umgeftandenen Pferdes treffen müffe. Die zweite 
Inftanz wies den Erequenten mit feinem Begehren ab, „venn mit dem 
betreffenden Urtheil war Erecut fhuldig erfannt worden, den Schinmel 
nebft 100 fl. nur gegen Rüdftellung des braunen Reitpferdes an den 
Erequenten zu übergeben; dieſe Bedingung aber kann nicht erfüllt wer⸗ 
ven, e8 fann daher auch die Erecution des bebingt lautenden Urtheils . 
nicht flattfinden, zumal über die Frage, ob nunmehr nady geänderten 
factifchen Verhältniffen B zur unbedingten Ausfolgung des Schimmels 
nebft 100 fl. verpflichtet fei, nur im contradictorifchen Weg entfchieden 
werben kann“. Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterliche Ent» 
jheibung, „weil bie urtheildmäßige Verpflichtung des B zur Zurüdftel- 
lung des Schimmels fammt 100 fl. zwar nur bevingt lautet, nämlich 
gegen Rüdftellung des braunen Pferdes; die Erfüllung diefer Bedingung 
jedoch durch die feither eingetretene Verendung ded braunen Reitpferdes, 
welche im Beifein des Erecuten gerichtlich conftatirt wurde, unmöglich 
geworden ift und fonad die Beftimmung des $. 882 eintritt; und weil 
e8 dem B freifteht, feine allfälligen Erfaganfprüde in abgefonvertem 
Wege geltend zu maden”. 


Nr. 1234. 
Berjährungsfrift für Altimentationsbeträge. 


vu. v. 20. November 1860, Nr. 10859 (Beitätigung des das Urtheil 
des B. G. Meran v. 11. Mai 1860, Nr. 1739 abändernden Urtheild des 
O. L. G. Innsbruck v. 26. Juni 1860, Nr. 2109). ©. 3. 186 , Nr. 20. 


Gegen A, welcher durch Urtheil fehuldig erklärt worden war, 
feinem außer der Ehe erzeugten Sohne B einen jährlichen Erziehungs- 
beitrag von 18 fl. fo lange zu bezahlen, bis diefer in die Lage kommen 
würde, felbft ſich den Unterhalt zu verdienen, erwirkte der Vormund des 
B die Execution für 14 Jahresraten, mit deren Bezahlung A im Rüd- 
ftand geblieben war. Nun beftritt A mittelft Klage das geltend gemachte 
Erecutionsreht und bei der Entſcheidung des Procefied handelte es 
ſich vorzüglich um die Frage, ob für jene Raten, die vor mehr als drei 
Jahren von: Tag derlleberreichung des Erecutionsgefuches zurüdgerechnet 
verfallen waren, das Erecutionsredht nad) 8. 1480 a. b. ©. B. durch 
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die Berjährung erlofchen fei oder nidt. Das erjtrichterliche Urtheil 
lautete verneinend, — bejahend Hingegen die Entjcheivung bes Ober- 
landesgerichts. | 

Gründe der erften Inftanz: Das dem B gegen feinen 
Bater A zuftehende Recht, von demjelben den zu feinem Unterhalt nöthi- 
gen Beiftand anzufprechen, kann, weil e8 fi) auf eine perfonenrechtliche 
Berbindlichkeit gründet, durch Verjährung nie erlöfchen (8. 1481 a. b. 
©. 3.) und fein Redt, vom Bater die rüdftändigen Alimentations- 
beiträge zu fordern, verjährt, wie jedes andere Recht nur durch dreißig- 
jährigen Nichtgebrauch (8. 1479 a. b. ©. B.). Durch das frühere Ur» 
theil wurden die Rechte und Verbinplichkeiten beider Parteien nicht im 
Mindeften geändert und bie darin enthaltene Beftimmung, daß bie von 
A dem B zu zahlenden Erziehungsbeiträge in einer (auf 18 fl.) feft- 
gefegten Jahresſumme beftehen follen, kann fomit feinen Einfluß auf 
bie Forderung des Lebteren haben und folglich auch nicht die Zeit ihrer 
Berjährung von 30 auf 3 Jahre beſchränken. — Der 8. 1480 a. b. 
G. B. findet auf den gegenwärtigen Yall auch deßhalb Feine Anwendung, 
weil in jenem Paragraphe die verfchiedenen Forderungen, welche in drei 
Jahren nad) eingetretener Fälligkeit verjähren, fpeciell angeführt find 
und die bier zur Trage ftehende Forderung des B weder aus rüdftän- 
digen Abgaben, womit das Gejeß die auf Grund von Erbpadt-, Erb: 
zins- und Bodenzinsverträgen zu entrichtenden Abgaben meint, noch aus 
rückſtändigen jährlihen Zinfen oder Renten befteht, 

In den Gründen ber zweiten Inftanz ift gefagt: „Es 
kann wohl feinem Zweifel unterliegen, daß die ftreitige Forderung eine 
von jenen fei, die nad) $. 1480 a. b. G. B. in drei Yahren verjähren, 
weil fie, wie Zinfen und Renten, ſtets von gleihem Betrag ift 
und immer den nämlichen, jährlich wiederkehrenden Verfallstag hat. 
Diefe Verjährung ift nun gemäß Minifterial-Berordnung vom 21. Yuli 
1858 Nr. 105 R. ©. B. für alle nad dem früheren Urtbeile ver- 
füllenen Yahresraten, mit Ausnahme der während des vorigen Pro- 
ceffes reifenden Kate des erften Jahres und der Raten der legten 
drei Jahre vom Tag ber Ueberreihung des Erecutionsgefuches zurüd- 
gerechnet, wirklic eingetreten.“ 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte Die das Erecutionsrecht des 
B nur für die erwähnten 4 Raten aufrecht erhaltende Entſcheidung 
des Oberlandesgerichte8 mit einfacher Berufung auf die von bemfelben 
hinausgegebenen Beweggründe. 
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Haftung des Uebernehmers eines Gefchäftes für die daraus 
erwachfenen Schulden feines Vorgängers, 


gutib. v. 20. November 1860, Nr. 13757 (Beitätigung des Decrets des 

© geima v.24. Kugafi t 1860, Nr. 9103, gabänhernng dei Decretö des 

5. 2. ©. Venedig A 25. September 1860, 19299). Giornale di 
Giurispr. prat. 1861, s 1 ff. 


Am 3. Mat 1860 ftellte Die C, welche damals an der Spiße 
eines unter der Firma X geführten Schufter- und Kürfchnergefchäftes: 
ftand, dem A einen Brief aus, in weldem fie anerfannte, vemjelben 
für gelieferte Waaren 400 L. ſchuldig zu ſein. Am 14. Juli 1860 
ſchloß die C mit ihrem Sohne B einen Dertrag, in welchem fie ibm 
ihr Gejchäft mit dem echte, e8 unter eigener Yirma weiterzuführen, 
übertrug. A fuchte nun auf Grund des gedachten Briefes um die Prä- 
notation des Pfandrechtes für feine Forderung wider ven B an. 

Die erfte Inftanz bewilligte diefelbe; die zweite jedoch wies 
das Geſuch ab, „in der Erwägung, daß es fih, wie Geſuchſteller 
felbft zugibt, um eine Schuld der C und nit des B handelt, welcher 
zur Zeit ihrer Contrahirung an der Firma keinen Antheil hatte; in 
Erwägung, daß die Thatſache der Abtretung des Geſchäftes und 
aller damit zufammenhängenden Rechte noch Teineswegs zur Folge 
bat, daß der Uebernehmer auch für alle von der Uebergeberin ge⸗ 
machten Schulden einzuſtehen habe“. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Pränotations-Bewilligung, 
„in Erwägung, daß die Schuld durch den Ankauf ſolcher Waaren ent- 
ftanden ift, wie fie für den Geſchäftsbetrieb der Firma X erforderlich 
find, daß es fih alfo um eine Schuld handelt, welche der Firma zur 
Laft fällt und nicht der Perfon, welde fie damals repräfentirte und 
fie fpäter al eine Gefammtheit von Sahen und Forderungen an 
einen Andern abtrat; daß diefer Complex nothwendig fowohl Schulden 
als Forderungen umfaßt, und man daher annehmen muß, daß der gegen» 
wärtige Eigenthlimer des Gefchäftes jede darauf bezugnehmenbe Schuld 
Dritten gegenüber übernommen hat, insbeſondere alſo auch die in dem 
fraglichen Briefe anerkannte Schuld, welche daher gegen ihn ebenſo 
gut, wie gegen feine Vorgänger geltend gemacht werben kann...... 
daß die beigebrachten Urkunden zur Begründung des Gefuches genügen, 
und es daher nicht zuläſſig iſt, durch Zurückweiſung desſelben die un⸗ 
redliche Benachtheiligung eines redlichen Gläubigers zu begünſtigen.“ 
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Str. 1236. 


Unwirkfamfeit der von dem Erben vor der Einantwortung 
vorgenommenen Veräußerung einzelner Erbichaftsfachen gegen- 
über den Gläubigern des Erblaſſers. 


Entſch. v. 27. November 1860, Nr. 12576_(Beltätigung des uupein 
des 2. ©. Verona d. 9. Mai 1860, Nr. 3383, Abanderung des Urtheilg 
des DO. 2. G. Venedig v. 11. Inli 1860, Nr. 13461). ©. 3. 1861, Nr. 37. 
Die Descendenten des ohne lestwillige Anordnung verftorbenen 
M verkauften und übergaben ver B aus der Berlafjenfchaft ein Grund⸗ 
flüd (im Venetianifchen belegen, wo ber Webergang des Eigenthums 
an Immobilien an den Eintrag in ein Grundbuch bekanntlich nicht 
geknüpft ift), nachdem fie die Erbserflärung überreicht hatten und die— 
felbe von der Abhandlungsbehörde angenommen worden war. Bald 
darauf und noch vor der gerichtlichen Einantwortung der Erbſchaft be= 
gehrte und erwirkte die C, eine Gläubigerin des Erblafferd, gegen bie 
Erben, zur Sicherftellung ihrer Forderung die Pränotation auf das 
Grundſtück, welches dieſe bereits der B verkauft hatten. Als nun bie 
B bievon Kenntniß erhielt, trat fie gegen die C mit einer Klage auf, 
worin fie um Erkenntniß bat, daß diefelbe nicht berechtigt gewefen 
fei, ihre Forderung an die Berlaffenfhaft auf das befagte Grunpftüd 
pränotiren zu laflen, daß fomit die Beklagte fehuldig fei, fofort um 
bie Löſchung der Pränotation einzufchreiten, widrigens die Löſchung von 
der Klägerin auf Koften ver Beklagten veranlagt werben könne. 
Das Gericht erfter Inftanz hat die Klage abgewieſen, da es 
von der Anfiht ausging, daß nach ben erbrechtlihen Vorfchriften des 
a. 6. © B. die Erben erft durch die gerichtlihe Kinantwortung ber 
Berlaffenfhaft die Befugniß erlangen, mit einzelnen Erbſchaftsſachen 
frei zu verfügen. Die zweite Inftanz hingegen verurtheilte Die Be- 
Hagte nad) dem Slagebegehren, und zwar in Erwägung, daß die Des- 
cendenten des M beredtigt waren, die nad) feinem Tode ihnen ange: 
fallene ($$. 532 und 536 a. b. ©. 3.) und von ihnen angetretene 
Erbſchaft zu verkaufen (8. 1278), — daß das gleiche Recht denjelben 
auch für einzelne Erbſchaftsſachen zuftand, — daß durch den Act der 
gerichtlihen Einantwortung der, Berlafjenfhaft das Succeſſionsrecht 
der Erben nicht erſt zur Erxiftenz gebracht, fondern das auf dem Ge— 
feße, Teſtament oder Erbvertrag beruhende Dafein desjelben nur ein» 
fach anerfannt werde, — daß bis zum Erbantritte die Verlaſſenſchaſt 
zwar als von dem Berftorbenen bejefjen betrachtet werde, von da an 
aber der Erbe den Erblaffer vorftelle (8. 547), — daß fomit die Erben 
des M, gleich diefem, zur rechtswirkſamen Veräußerung bes fraglichen 
Grundſtücks befugt waren, — daß zwar die Klägerin bei der Erwer⸗ 
bung des Grundſtücks ſich der Gefahr ausſetzte, daß die Verkäufer die 
Anerkennung ihres Erbrechts auf dem Wege des nichtftreitigen Ver⸗ 
Glafer, Unger und Walther Entſch. III. 14 
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fahrens vermittelft der gerichtlichen Eimantwortung nicht erwirken, dieſe 
Eventualität aber die Letzteren nicht verhindert haben würde, bie Ans 
erfennung des Erbrechtes im Proceßwege zu fordern und durchzuſetzen, 
übrigens in dem vorliegenden Falle die gerichtliche Einantwortung bald 
nach dem Verlaufe in der That erfolgt ift und durch fie die volle Giltigkeit 
ber Veräußerung des Grundſtücks beftätigt wurde, — daß der Grunb- 
fat der Veräußerlichkeit der Erbichaftsfahen im Zuge der Berlafjen- 
ſchaftsabhandlung und vor der gerichtlichen Einantwortung durch bie 
Beitimmungen der SS. 145 und 166 des kaiſerl. Patents vom 9. Auguft 
1854 befräftiget werde, — daß das Verfahren in den Verlaſſenſchafts⸗ 
fadhen viel mehr die Wahrung der erhobenen Erbsanfprüdhe und der 
Rechte des Staatsſchatzes an dem Nachlaſſe, als den Schuß der Rechte 
der Berlaffenfhaftsgläubiger bezwede, für welche Rechte nur fo weit 
geforgt werben bürfe, als die Gläubiger felbft verlangen, — daß jo- 
mit, nachdem bie Klägerin durch Kauf und Uebergabe Eigenthümerin 
bes fraglichen Grunbftüdes geworden war, die Beklagte nicht mehr 
berechtigt ſein konnte, auf dasfelbe ihre Forderung an einen Dritten, 
d. i. an die Erben des M in Vorftellung des Erblaſſers, pränotiren 
zu lafjen, — und daß endlich die Zuläffigfeit einer ſolchen Pränotation 
auch nicht durch die Vorfehrift des 8. 1282 a. b. ©. B. begründet 
werben könne, welche ben wejentlich verfchienenen Yal des Verkaufes 
einer Erbſchaft im Ganzen, nicht einzelner Erbſchaftsſachen, zur Bor 
ausſetzung bat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterliche Entjchei- 
dung aus folgenden Gründen: „Nach den Grundſätzen der öfterreichi- 
fhen Geſetzgebung über die Verlaffenfhaftsberichtigung vollzieht ſich 
der Uebergang ver Erbſchaft auf den Erben mittelft Zwiſchenkunft des 
Richters durd die Einantwortungsverordnung, fo daß während des 
Abhandlungeverfahrens den Erbsanfprehern nur die Verwaltung und 
Benützung des Nachlaſſes eingeräumt werden darf (88. 810, 819, 
797 a. b. ©. 3.) Wenn nun ſchon vermöge des Begriffes der Ber- 
weltung und Benützung dem Erben die Befugniß zur Veräußerung 
von Erbihaftsfachen abgejprochen werden muß, fo ift diefe Beſchrän⸗ 
fung feines Rechts überdies ſogar ausprüdlih von dem Geſetze ver- 
orpnet (8. 822 a. 6. ©. 3. und SS. 145—147, 177, 178 kaiſerl. 
Patents vom 9. Auguft 1854). Wollte man dem Erben das Recht 
zugeflehen, nad) erfolgter Antretung der Erbſchaft noch vor Beendigung 
der Abhandlung über die Verlaſſenſchaft nah Willkür zu verfügen, 
jo wäre der Zwed des gerichtlichen Verfahrens der Nachlaßberichtigung 
vereitelt, und insbeſondere würde dann die Vorſchrift des 8. 812 
a. b. ©. B. illuforifch fein, mit welcher gerade die von der Klägerin 
im vorliegenden Procefje angefochtene Pränotation in Verbindung fteht. 
Die Klägerin gründet ihr Eigenthum an der von der Pränotation bes 
troffenen Sache auf einen ohne die Ermächtigung des Abhandlungs⸗ 
gerichtes gejchlofjenen Kaufvertrag, welcher eben deßhalb erſt vom Zeit 
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punkt der Einantwortung der Verlaſſenſchaft an wirkſam ſein kann: 
daher muß fie ſich die Pränotation gefallen laſſen, welche die Beklagte 
auf jenes Grundſtück noch vor der Einantwortung, mithin zu einer 
Zeit erwirkt Hatte, wo dasſelbe noch als Eigenthum des Schulpners 
der Bellagten anzufehen und demnach der Norm des $. 812 a. b. 
G. B. unterworfen war.“ 


Nr. 1237. 
Priorität im Falle mehrfacher Eeffion derfelben Forderung. 


gu ı b. 28. November 1860, m 11205 , Beftätign ang des lirtheils des 
Meran dv. SL, Mai 1860, Abänderung des Urtheils 
des O. L. ©. Junsbrnd v. 25. JFuii 1860, Or 2349). & 3.1861, Nr. 50 


Am 26. März; 1856 wurde dem Z als Erben nah M von 
einer dem letteren gegen B zuftehenden Forderung ein Betrag von 
652 fl. eingeantwortet. Am 4. April 1856 wurde einem Öläubiger 
des Z, dem A, bie executive Pfändung biefes Erbtheiles bewilligt, 
wovon der Schuloner B verftändigt wurde. A erwirkte die erecutive 
Weilbietung der: Forderung, erfand fie (am 30. Mai 1857) jelbft um 
250 fl. und klagte fie gegen B ein. Diefer aber berief ſich darauf, 
daß Z bereits einen Betrag von 500 fl. vritten Perfonen cevirt babe, 
und zwar mit Ceſſion vom 29. Jänner 1855, dem Ceſſus zugeftellt 
am 17. April 1855, 300 fl., und mit Ceflion vom 5. April 1855 
äugeftellt am 12. April 1856, 200 fl. Die zweite Inſtanz ver- 
urtheilte demungeachtet B zur Zahlung des vollen Betrages von 652 fl., 
während die erfte und die dritte Inſtanz ihn nur zur Zahlung 
von 152 fl. verhielten. 

Gründe der zweiten Inſtanz: „Der Kläger hat jhon am 
4. April 1856 das executive Pfandrecht auf das Erbcapital des B 
per 652 fl. erlangt, während die Ceſſion vom 5. April 1855 erft am 
12. April 1856, jomit nach der obigen Pjändung dem Schuldner B 
notificirt wurde. Die Ceffion vom 29. Jänner 1855 wurde zwar 
ebenfalls am 4. April 1856 verfacht, und ift daher das bingliche 
Recht vom gleihen Tage mit dem Pfandrechte begründet; da jedoch in 
ber Eefjion ein Betrag von 300 fl. nur im Allgemeinen aus dem 
Erbrechte des B abgetreten wurde, während die Pfändung fi auf das 
jpecielle Exrbcapital per 652 fl. bezieht, muß der letteren der Vorzug 
eingeräumt werben. Nachdem fomit beide Cefjionen dem früheren bing- 
lichen Rechte des Klägers weichen müſſen, entfällt dieſe Einwenbung 
des Geklagten, und mußte dem Rlagebegehren ftattgegeben werben. . 

Gründe der dritten Inftanz: „Der oberfte Gerichtöhof 
kann ſich mit der Entjcheivung bes Oberlandeögerichtes nicht einvers 
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ftanden erklären, ſondern theilt vielmehr die Anficht des erften Richters, 
daß bei dem rechtlichen Beftande der Ceflionen vom 5. April 1855 
über 200 fl. und vom 29. Sänner 1855 über 300 fl, wodurch dieſe 
Beträge bereitd in das Eigenthum Dritter übergegangen waren, ber 
Kläger weder dur die von ihm fpäter erwirkte executive Pfändung 
vom 4. April 1856, noch durch die erecutive Erfteigerung der Erbs⸗ 
forberung gegen ven Bellagten B vom 30. Mai 1857 per 652 fl. 
ein Recht oder eine Forderung mehr erlangen konnte, welche der Erecut 
felbft nicht mehr hatte, und daß ſich demnach der Kläger mit dem ihm 
in erfter Inftanz zugeſprochenen, nad) Abzug der beiden Cefjionen per 
500 fl. verbleibenden Kefte per 152 fl. begnügen muß; es kommt 
dabei nicht darauf an, ob dieſe Ceſſionen verfacht feien oder nicht, oder 
daß die Ceffion vom 5. April 1855 dem Schuloner B erft am 12. April 
1856, fomit nad) der erwähnten Pfändung notificirt wurde; — denn es 
ift ohne Einfluß auf den rechtlichen Beftand der Ceſſion und bat nad) 
$. 1395 a. 6. ©. B. nur die Folge, daß der Schuloner, fo lange 
ihm der Uebernehmer oder Ceflionar nicht befannt wird, berechtigt ift, 
den erften Gläubiger zu bezahlen, over ſich fonft mit ihn abzufinden; 
allein von einer folden Bezahlung oder Abfindung ift feine Rebe, und 
ber Beklagte ift zur Bezahlung der abgetretenen Beträge um fo minder 
verbunden, als er fi dadurch offenbar der Gefahr einer Doppelzah⸗ 
lung ausjegen würde, da die abgetretenen Forberimgen mit Verbot 
belegt find.“ 


Nr. 1238. 


Gerichtsſtand des Aufenthaltsortes. 


Entid. v. 28. November 1860, Nr. 13792 jBrkätigung des dad Deeret 
des %. G. Wien v. 6. September 1860, Nr. 45134, abändernden Decrets 
des O. 8. G. Wien v. 1 ‚ September, 3860, Nr. 10234). Tribline 1861, 


Der Sänger B hatte ſich durch fchriftlihen Vertrag verpflichtet, 
ein Jahr bei dem Hoftheater zu Kafjel Dienfte zu leiften und für den 
Gall der Vertragsbrüchigkeit die Zahlung einer Conventionalftrafe von 
2400 Thlr. verſprochen. In der Bertragsurfunde ift B als in Kaffel 
wohnhaft bezeichnet. Bor Ablauf des Jahres belangte nun die Inten⸗ 
bantur des Kaſſeler Hoftheaters den in Wien befinvlichen B beim Lan- 
desgerichte daſelbſt auf Zahlung der EConventionalftrafe und führte an, 
daß derſelbe fi von Kaffel eigenmäctig mit der brieflich erklärten 
Abficht, niemals dahin zurüdzulehren, entfernt habe und fi) laut Mit- 
tbeilung des k. k. Oberftfämmereramts vorläufig in Wien aufbalte, 
wo er für die nächte Dauer dieſes Aufenthalts fi zu Gaftrollen 
auf der Hof-Opernbühne verpflichtet babe, für welde er von Yall 
zu al, ohne engagirt zu fein, bonorirt werde. Das Landesgericht 
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hat die lage von Amtswegen wegen Incompetenz zurückgewieſen. Das 
Oberlandesgericht verorbnete, mitı Befeitigung bes erftrichterlichen Ab- 
weifungsgrunbes, die aufrechte Verbeſcheidung der Klagefchrift. 

Auf den Reeurs des Bellagten, worin die Incompetenz des 
angerufenen öfterreichifchen Gerichts and der in der Klage enthaltenen 
Anführung: daß Bellagter in Wien nur „Gaſtrollen“ gebe, deducirt 
und bemerft wird, daß er die Verbinplichfeiten des in Kaffel gefchloffenen 
Vertrags nicht hier auf fi genommen babe, mithin aud nicht nach 
8. 18 Jurisd. Norm beim hiefigen Gerichte belangt werben bürfe, 
— beftätigte der oberfte Gerichtshof die Entſcheidung der zweiten In- 
flanz, „weil zwar B nad dem Inhalte des erwähnten Vertrags als 
in Kafjel wohnhaft erfcheint, jedoch in der Klage Umſtände und Be- 
weismittel angeführt wurben, welche Kaſſel als bleibenden Wohnort 
desſelben zweifelhaft erfcheinen laſſen, daher das Landesgericht Feinen 
genügenden Grund hatte, die Klage wegen Incompetenz von Amts⸗ 
wegen zurüdzumeifen”. 


Nr. 1239. 


Borausfegungen des Executivproceſſes: Innere Erforberniffe 
ber Urkunde, 


Eutſch. v. 28. November 1860, Nr. 18793, VBeftätigung des Decrets des 
8. G. Bien v. 11. September 1860, Nr. 59761, Abänderung des vecrei⸗ 
on. X. ©. Wien v. 16. Detaber 1860, Nr. 11356). Tribiine 1860, 


Nachdem gegen B da8 Vergleichsverfahren eingeleitet worden war, 
traf er mit A, welcher zwei von ihm indefjirte Wechſel beſaß, das 
Uebereintommen, daß dieſer fein Wechſelregreßrecht im Vergleichsver⸗ 
fahren nicht geltend machen und dafür von B nad Aufhebung des 
Bergleihsverfahrene 209% feiner Forderung erhalten fol. Der von 
B an den A gerichtete Brief, welcher dieſes Arrangement enthält, 
lautet: „Ich verpflichte mich hiermit, für Streihung meines Giro 
und für Tilgung Ihrer Regreßforderungen bezüglich meiner in Ihren 
Händen befinvlihen Tratten auf X & Comp. mit 1500 fl. vom 15. Juni 
d. 9. mit 1500 fl. vom 15. Juli d. J., 20% und zwar mit 
300 fl. in meinem viermonatlihen Accepte und mit 300 fl. in meinem 
fehsmonatlichen Accepte vom Tage der Aufhebung der Abminiftration 
meine® Vermögens zu bezahlen, womit Sie fih in einer Entgegnung 
gefälligft einverftanden erklären wollen.” Nachdem der Vergleich des 
B mit feinen Gläubigern abgefchloffen und feit länger als 6 Monaten 
gerichtlich genehmigt war, belangte A ben B wegen Ausſtellung von 
zwei Wechfelaccepten & 300 fl., eventuell wegen Zahlung von 600 fl., 
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und begehrte die Einleitung des im 8. 298 a. ©. DO. und im Hofe 
becrete vom 7. Mai 1839 Nr. 358 I. ©. ©. normirten Erecutio- 
verfahren®, | 

Das Gericht erfter Inftanz gab diefem Begehren Statt. Das 
Oberlandesgericht hingegen verorbnete, daß auf die Klage das orbent- 
liche Verfahren eingeleitet werde, „weil in dem derſelben zu Grunde 
liegenden Ausgleihöbriefe die Berpflihtung des Bellagten zur Aus« 
folgung der Accepte von einer Gegenleiftung, nämlid von der Strei- 
hung des Giro des Beklagten und Tilgung der Regreßforderungen bes 
Klägers, abhängig gemacht wurbe, über deren Erfüllung ber Kläger 
feinen Beweis beigebracht hat, mithin durch die Vorlage des Aus- 
gleichsbriefes allein det Vorjchrift des HofdecretS vom 7. Mai 1839 
nicht entfprochen wurbe, um fo minder, als auch nicht die rechtzeitige 
Annahme des in jenem Briefe gemachten Antrags erwiefen ift*. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die erftrichterliche Entſcheidung, 
„in Erwägung, daß der Ausgleihäbrief des Bellagten, als eine von 
ibm nad) Angabe des Kläger eigenhänvig gefchriebene und unter« 
fohriebene Urkunde, vermög ihrer äußern Form zum vollen Beweife 
gegen den Ausfteller geeignet ift und das geftellte Klagebegehren ver 
vom Bellagten in dem Briefe übernommenen Verbindlichkeit ent- 
fpriht, und daß, wenn der Leßtere diefe Verbinplichkeit aus dem Grunde, 
weil ihm die Berechtigung zur Uebernahme berjelben gefehlt, oder weil 
der Kläger den gemachten Antrag nit angenommen oder aber bie 
Gegenleiftung, wofür bie im Ausgleihsbriefe erwähnte Zahlung von 
600 fl. verſprochen wurde, nicht bewirkt habe, zu beftreiten gedenkt, 
dies lediglich Suche feiner Einwendung wäre, die Möglichkeit folcher 
Einwendungen des Bellagten aber die Einleitung des Erecutivver- 
fahrens über die auf einen vollen Glauben vervienende Urkunde ge- 
gründete Klage nicht hindern Tann“, 


Nr. 1240. 


Durdftreihung einer Testwilligen Anordnung. 


ent vb. 4. December 1860, Nr. 10080 (Beitätigung der Urtheile des 
St. A. Munkacs v. 10. Jänner 1860, Nr. 49481, und des O. 8. G 
Eperied v. 25. April 1869, Nr. 1980). &. 3. 1861, Nr. 483. 

‚In einem Teſtament war ein Legat zu Gunften des ungarifchen 
Notional-Mufeums und Theaters angeoronet; die betreffende Stelle aber 
durch einen Schlangenzug, der fie volllommen Ieferlich ließ, ausgeftrichen. 
Der Erbe brachte gegen die jene Anftalten vertretende Finanzprocuratur 
bie Klage auf Ungiltigerklärung des Legates ein, warb aber mit feinem 
Begehren in allen drei Inftanzen abgewiefen. 

nAbgejehen davon (fo lauten die Gründe der dritten Inflanz), 
baß es nicht erwiejen vorliegt, daß ber im dem zweiten Abſatz bes 
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Teftamentes exrfichtlihe fogenannte Schlangenzug wirklich von der Erb- 
lafferin und nicht von einer unberufenen Hand herrührt: kann diefes 
Durchſtreichen, wodurch der Inhalt des fraglichen Abſatzes nicht aus: 
gelöfcht erfcheint, nad F. 721 a. 6. ©. 2. nicht als ein genügenver 
Grund zur Ungiltigleitserflärung der darin enthaltenen Legate ange- 
nommen werben." 


Nr. 1241. 


Behandlung eines intabulirten Bewirtbfchaftungs- und Wob- 
nungsrechtes bei der Kauffhillingsvertheilung. 


Entih. v. 4. December 1860, Nr. 14077 (theilweife Abänderung des 

Decrets des B. G. Tetihen dv. 27. April 1860, Nr. und des 

decreis ded D. 8. ©. Prag v. 19. Inm 1860, Nr. 10372). ©. 9.1860, 
©. 108 nnd 109. 

Auf der im Erecutionsweg verkauften Realität X Haftete zu 
Gunſten der B das Bewirtbfchaftungs- und Wohnungsredt. In Er- 
levigung des Kauffhillingsberehnungs-Protofols wies die erftle Ins 
ſtanz der B diefes Recht dergeftalt zu, daß der Erſteher A diefe Laften als 
auf der Realität haftende Serpituten der Nugnießung und des Ge- 
brauchs nah 8. 443 a. b. ©. 3. ohne Abſchlag vom Kauſſchilling 
zu übernehmen habe. Gegen diefe Zuweifung ergriff A den Recurs, 
dem die zweite Inſtanz ftatt gab, indem fie eine neuerliche Berechnungs⸗ 
Commiſſion anzuordnen verfügte, bei welcher die B aufzufordern jet, 
ihre Bewirthſchaftungs- und eventuelles Ausgebingsrecht mit einem ent- 
ſprechenden YAequivalent in Geld zu liquidiren, hierüber die nachfolgen- 
den Gläubiger zu vernehmen, im Ball eines erzielten Einverſtändniſſes 
der viesfällige Betrag auf den Kaufſchilling in der Rangordnung ber 
Naturalleiftung zu verweifen, im entgegengefetten Yalle jedoch über Die 
Anſprüche der B felbft zu entſcheiden, und auf Grund deſſen in Die Be- 
rechnung und Zuweiſung des Kaufihillings einzugehen fei. Gründe: 
Die executive Feilbietung einer Realität fei in der Regel als ein Kauf- 
vertrag anzufehen, wobei die verfteigerte Realität gegen Erlag des Kauf⸗ 
ſchillings in das Eigenthum des Iicitatorifhen Käufers übergeht, und 
dieſe Regel erleive nur dann eine Ausnahme, wenn die biesfälligen 
Bedingniffe anderweitige Beftimmungen enthalten. Außer biefem Falle 
könne jedoch dem licitatorifchen Käufer außer der Zahlung des Kauf: 
ſchillings keine anderweitige Verbinvlichleit aufgebürdet werben. Die 
Richtigkeit dieſer Auffafjung erhelle aus pofitiv gefeglihen Anorbnun- 
gen, indem die 88. 338 und 339 a. ©. DO. die Zahlung des Kauf— 
ichillings als einzige Verbindlichkeit des Licitatorifchen Käufers aufftellen, 
nad) Hofdecret vom 15. Jänner 1787, Nr. 621 lit. s, defien Haftung 
den Zabulargläubigern gegenüber fich blos auf den Umfang des Kaufe 
ſchillings erftredt, und nach Hofdecret vom 23. October 1794 Nr. 199 
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ver Tabularrichter ausprüdlich gehalten iſt, dem Käufer das Verzeich⸗ 
niß der bücherlich vorgemerkten Gläubiger nach der unter ihnen herr⸗ 
ſchenden Rangordnung behufs ihrer Befriedigung namhaft zu machen. 
Endlich beſtimme der 8. 1121 a. b. G. B. in dem einem intabulirten 
Bewirthſchaftungsrecht ganz analogen Falle einer bücherlich ſicherge⸗ 
ſtellten Miethe oder Pachtung, daß die Beſtandnehmer im Falle einer 
gerichtlichen Veräußerung dem neuen Käufer weichen müßten, ihm je⸗ 
doch rückſichtlich ſeines Entſchädigungsrechtes das Vorzugsrecht vorbe⸗ 
halten bleibe. 

Der oberſte Gerichtshof erkannte, daß zwar das Bewirthſchaf⸗ 
tungsreht und das Wohnungsausgedinge der B bei einer neuerlichen 
Tagſatzung in Geld zu veranfchlagen fei, daß jedoch die Rechte der B 
auf den Naturalgenuß, infoferne fie nad) der bücherlichen Rangorbnung 
zur Zuweiſung geeignet find, dadurch unberührt hleiben, und daß das 
Relnitionscapital erft nah Erlöfchung viefer Rechte an die zunächſt be- 
rechtigten Gläubiger zu vertheilen fei. Der oberfte Gerichtshof ging 
hiebei von der Erwägung aus, daß Servitutsrechte durch die erecutive 
Veilbietung der Realität nicht erlöfchen, fondern bei der Vertheilung 
des Meiftbots infoferne berüdfichtigt werden müſſen, als fie vor an» 
bern Hüpothefargläubigern, die von dem Meiftbote etwas erhalten, 
grundbücherlich verfichert find, weil der Servitutsberechtigte wider feinen 
Willen nit verhalten werden kann, feine Rechte in Gelb reluiren zu 
laſſen, daß der Erecut felbft nur ein befchränftes Eigenthumsrecht auf 
bie Realität hatte und eben nur biefes beſchränkte Eigenthumsrecht in 
Execution gezogen werben Tonnte, und daß der Meiftbieter nach Abſ. 7 
ber Yeilbietungsbebingniffe die auf der feilgebotenen Realität haftenden 
Schulden zu übernehmen bat. 


Nr. 1242. 


Haftung des VBerpächters für widerrechtlihe Handlungen 
des Pächters. 


ati. v. 5. December 1860, Nr. 10633 geeitätigung der Urtheile des 
.1, gebrunr 1860, Nr, 6141, und ded O. 2. ©. Venedig 
60, Nr. 10441). ©. $ 1862, Nr. 144. Giornale di 

Giurispr. prat, 1861, ©. 34 ff. 

‚C, welder ein dem B gehöriges Grundſtück gepachtet hatte, hat, 
um dieſes Grundſtück zur Neiscultur benügen zu können, auf uner- 
laubte Weife den Lauf eines Gewäflers abgelenkt, auf deſſen Benützung 
A ein ausſchließliches Recht hat. A richtet nun feine Entſchädigungs- 
klage nicht bloß gegen den Pächter, fondern auch gegen B, den Eigen- 
thümer des Grundes, welcher bei verfchievenen, durch die Wafferents 
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ziehung veranlaßten Verhandlungen vor der Adminiſtrativbehörde ſich 
der Wieverherftellung des urfprünglihen Zuftandes widerſetzt hatte. 
Seinem Begehren ward in allen drei Inflanzen Statt gegeben und 
zwar vom oberften Gerichtshofe, „in der Erwägung, daß bie Ablei- 
tung des Waflers....... bereits zu Streitigkeiten und Erhebungen 
im Berwaltungswege Anlaß gegeben hat, an welden auch der Bes 
klagte B als Eigenthümer und Verpächter des Grunpftüdes, zu deſſen 
Nuten das entzogene Waſſer widerrechtlich verwendet wurbe, Antheil 
hatte, — daß er, indem er die Handlungsweiſe feines Pächter vor 
der Berwaltungsbehörde vertheidigte, ſich dieſelbe angeeignet hat und 
fi) der daraus entjpringenven civilrechtlihen Haftung für den ver⸗ 
urfachten Schaden nicht entziehen kann.“ 


Nr. 1243. 
Einwendungen gegen den vom Executionsführer vorgejchlagenen 
Sequeſter. 
Entſch. v. 5. December 1860, Nr. 14298 (Berätinung des dad Decret 
des 9. G. Wien v. 27. September 1860, Nr. 61637 abändernden Des 
cretes des O. L. G. Wien v. 30. —F 1860, Nr. 11695). ©. 3. 1861, 


A erwirkte die executive Sequeftration der in Graz und Voits⸗ 
berg gelegenen Realitäten des B und die Beltellung des Z, Con- 
cipienten feines Wiener Anwalts, als Sequefter. Gegen letteres er- 
bob B Einwendungen, indem er feinerfeitd zwei in Graz und Voits⸗ 
berg lebende Perfonen vorfhlug. Die erfte Inſtanz wies B gänz- 
ih ab; die zweite entfchien, daß es von ber verfügten Beftellung 
bes Z als Sequefter abzulommen habe und ber Erxecutionsführer an» 
zuweifen ſei, ftatt desfelben einen andern Sequefter in Borfchlag zu 
bringen. „Denn ba nad 8.296 a. G. D. der Sequefter bie feques 
ftrirte Sache wie ein guter Hausvater zu verwalten hat, und ba zu 
ben zu fequeftrirenden Realitäten auch Grundſtücke, Wiefen und mon» 
taniftifche Werfe gehören, fo können fih die Obliegenheiten des Se⸗ 
quefters nicht blos auf die Einhebungen der Nutungen beſchränken, 
fondern es liegt demfelben auch ob, die Bewirtbichaftung der Gründe 
und den Betrieb der gedachten Werke zu überwachen, daher derſelbe 
auch beſondere Fachkenntniſſe befigen muß, welde bei Z ald Ajpiran- 
ten zur Advocatur nicht vorausgejegt werben können, und worüber 
auch keine Belege beigebracht wurden. Auch ift vie Stellung desſelben 
als Eoncipient des Rechtsfreundes des Klägers nicht ganz unbefangen 
und fein Aufenthalt in einem anderen Kronlande mit größeren Reiſe— 
auslagen verbunden. Es mußte daher im Sinne der Ref. vom 
31. October 1785 Nr. 489 zz von der Beftellung des gedachten Se⸗ 
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queſters fein Abkommen erhalten. Andererſeits konnte aber auch dem 
Begehren des Geklagten um Aufftellung der zwei von ihm vorgefchla- 
genen Perjonen nicht entjprochen werden, weil die gleichzeitige Be⸗ 
ftellung mehrerer Sequefter nah dem Hofdecrete vom 6. Mai 1814 
Nr. 1085 3. ©, ©. überhaupt nicht zuläflig ift, und der Wahl des 
einen der von B vorgejchlagenen Individuen aud der Umftand ent: 
gegenfteht, daß vemfelben als Rechtsanwalt des B bie erforderliche 
Unbefangenheit mangelt. (Reſolution vom 31. October 1785, 
Nr. 489, ad fl.) 

Der oberfte Gerichtshof trat vollfländig ver Anſicht des Ober- 
gerichtes aus den von demſelben entwidelten Gründen bei. 


Nr. 1244. 


Borausfegungen bes Erecutivprocefjes: Innere Exrforberniffe 
ber Urkunde, 


Eutib. N v. 5. December 1860, Nr. 14301 —A ug des dad Decret des 
8 . Wien dv. 25. zinguft 19 1860, Nr Ändernden Zecrt⸗ des 
. L. G. Wien v. 23. October 18607 And 11546). ©. 3. 1861, Nr. 52. 


Die erfte Inflanz hatte auf eine Klage, welde auf Grund 
eines Briefed und mehrerer Bon's „für Börfenvifferenzen und für 
Koftgebung von Werthpapieren” 1200 fl. in Anſpruch nahm, eine 
Tagſatzung nah 8.298 a. G. O. u. Hofd. vom 7. Mai 1839 an- 
georonet. Die beiden oberen Inſtanzen erflärten die Einleitung des 
Erecutivprocefjes für unzuläffig, und zwar der oberfte Gerichtshof des⸗ 
halb, „weil ſich die Klage nach der eigenen Angabe der Recurrentin 
auf ein Darlehen gegen Pfand gründet, und der nadı Verkauf bes 
Pfandes unbededt gebliebene Darlehensreft begehrt wird; ber beige⸗ 
brachte Brief aber dieſes Verhältniß durch die Ausdruͤde “in Koſt 
geben', Börſedifferenz' und durch den Mangel der Angabe, worin das 
Darlehen beſtanden habe und welches ver Erlös der Effecten, rück⸗ 
ſichtlich die Abſchlagszahlung geweſen ſei, nicht auf ſolche Art nach—⸗ 
weiſet, wie zu dem Executionsverfahren erforderlich iſt.“ 
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Nr. 1245. 
Subjectiver Umfang der Rechtskraft des Urtheils. 


Entid. v. 11. December 1860, nr: er teeiäti A der der dget⸗ des 
B. , Mattighofen v. 30. Auguſt 18 L. ©. 
Wien v. 23. October 1860, 18a, 333 f. h Mat 1361, 


B wollte einen Waſſerbau führen und das in den Weiher des 
C und feiner Öattin A fließende Waffer ableiten. Er ftellte bei ber 
politiihen Behörde das betreffende Geſuch, worüber eine commifftonelle 
Berhandlung ftattfand, zu welder nur C vorgelaven war. Dieſer 
brachte privatredhtliche Einwendungen vor, wonach B auf den Rechts⸗ 
weg gewiefen wurde. Die in Folge deſſen gegen C allein gerichteten 
und von ihm allein geführten Proceffe gingen für biefen verloren (Ur⸗ 
theil vom 16. Mai 1860) und die politifhe Behörde geftattete ſodann 
ben Bau ber Wafferleitung. Als nun ver Bau begonnen wurde, über 
reichte die A eine Befisflörungsflage gegen ven B. Die erfte Inftanz 
gab dieſem Begehren nicht ftatt, Ebenſowenig die zweite Inftanz aus 
folgenden Gründen: „Durch das bereits rechtskräftige Urtheil vom 
16. Mai 1860 wurde ber Geklagte für berechtigt erklärt, ven Wafler- 
lauf in den Weiher abzuftellen. Diefes Urtheil muß aber auch als 
wider die jegige Klägerin geltend angejehen werden, weil basjelbe be⸗ 
züglich des Waſſerlaufs, um den es ſich noch gegenwärtig handelt, 
ganz allgemein lautet; weil bie Klägerin und ihr Gatte gemeinſchaft- 
liche Beſitzer des Weihers, daher dritten Perſonen gegenüber als eine 
einzige Perſon anzuſehen find ($. 361 a. b. G. B.), und weil diefes 
Recht und die entgegenftehende Beroflihtung des Waſſerlaufes ſchon der 
Natur der Sache nach untheilbar iſt. Hat aber das obige Urtheil auch 
auf die heutige Klägerin eine Wirkung, ſo war der Geklagte ganz in 
ſeinem Recht, in Gemäßheit desſelben den Waſſerlauf abzuſperren, iſt 
hiefür Niemandem verantwortlich ($. 1305 a. b. G. B.) und kann 
fich durch eine Ausübung feines Rechts auch keiner Beſitzſtörung ſchul⸗ 
dig machen und dies der Klägerin gegenüber um ſo minder, als es für 
die Nechtöficherheit in hohem Grave gefährdend wäre, wenn es bei 
einem Mitbefite von Sachen jedem Mitbefiger geftattet wäre, durch 
Bornahme von Befighandlungen bezüglich des ftreitigen Objectd einen 
bereits rechtskräftig entſchiedenen Rechtöftreit wieder aufzunehmen.“ 
Der oberfte Gerichtshof verwarf den außerorventlihen Recurs, 
‚in weldem 8.12 a. b. ©. 3. berufen wurde, insbejondere in der 
Erwägung, daß durch das Urtheil vom 16. Mai 1850, da es fih 
um eine untheilbare Kealjervitut handelte, der heutige Beklagte die 
Berechtigung ihrer Ignorirung erlangt bat, daher von einer eigen⸗ 
mächtigen Befigftörung nicht mehr die Rebe fein fann, und daß bie 
bentige Klägerin fih die Folgen des von ihrem Gatten für ihr ge- 
meinſchaftliches untheilbares Recht geführten Rechtsſtreites muß gefallen 


— MM — 


laſſen, zumal ihr Einverftänpnig mit dem Gatten nicht bezweifelt wer- 
ben Tann. ($$. 828, 863 a, b. ©. 3.) 


Nr. 1246. 


Auslegung eines Vertrages: Suspenfiv-Bebingung, Zeitbe- 
ſtimmung oder Anweifung des Gläubigers auf einen beſtimm⸗ 
ten Zahlungsfond ? 


Entſch. v. 12. December 1860, Nr. 12021 (Beätienng des das Urtheil 

der Stadtprätur Venedig v. 5. Inni 1860, Nr. 16839, abändernden Ur⸗ 

theild ded DO. 2. ©. Venedig v. 8. Angnit 1860, Nr. 15050). Giorn. di 
Giurispr. prat. 18360, ©. 862 ff. 


Die B ift der Schuld ihres in Concurs gerathenen Bruders C 
gegen ven A als Bürgin und Zahlerin in einer Urkunde beigetreten, 
welche noch folgenden Beifat enthält: „wobei ich Herrn A die Bezahlung 
aus jener Summe zufichere, weldhe mir aus der Concursmaſſe meines 
Bruders zugefprochen werten wird.” Aus jener Concursmaſſe erhielt 
bie B nichts, weil fie den ihr im Liquidirungserkenntniß auferlegten 
Eid nicht zu ſchwören vermochte. Nun verweigerte fie dem A die Zah⸗ 
[ung und wurde von ihm darum belangt. Die erfte Inftanz wies deſſen 
Begehren zurüd, „weil die Prüfung ver Urkunde deutlich das Kefultat 
gibt, daß die Bellagte nicht einfach und unbebingt die Schuld auf fi 
nehmen wollte, fondern nur unter einer Suspenſivbedingung, daß fie 
nämlich aus der Concursmaffe ihres Bruders dasjenige erlange, was 
fie nad) ihrer Behauptung zu fordern habe, weil die Urkunde ein ein⸗ 
heitliche8 Ganzes bildet, und e8 hier fo wenig, wie bei einem münd⸗ 
lichen Geftänpniß angeht, bei Beurtheilung daraus hervorgehender Rechte 
eine willfürlihe Theilung vorzunehmen“. 

Das Oberlandesgericht erkannte nach dem Slagebegehren aus 
folgenden Gründen: 

„Die in der Urkunde gebrauchten Worte, welche die Zahlung aus 
ber bei ver Concursmaſſe angemelveten Forderung zufihern, können nichts 
daran ändern, daß die Bellagte die Zahlung auf fih nahm, betreffen 
vielmehr nur die Sicherftellung und die Beftimmung der Zahlungszeit. 
Es geht nicht an, gegen ven Maren Wortlaut der Urkunde anzunehmen, 
es ſei darin die Abficht der Beklagten ausgedrückt, daß fie nur in dem 
Falle der Realifirung ihrer Forderung an die Concursmafje zahlen 
wolle.... Vielmehr iſt jegt, da feftfteht, daß dieſe Forderung nicht 
liquid geworben ift, der Zeitpunkt gefommen, in weldhem ver Kläger 
berechtigt ift, die Zahlung zu fordern.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes Urtheil und deſſen 
Gründe, indem er nur die Bemerkung beifügte: Die fragliche Er⸗ 
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Härung enthalte eine Anweiſung pro solvendo auf die Forderung an 
die Concursmaſſe, teren Nichtbeftand jegt unzweifelhaft geworben. 


Nr. 1242. 


Nullität eines in Abwefenheit der ‘Parteien aufgenommenen 
Beweiſes durch Sachverftändige? 


Ne A v. 12. December 1860, Nr. 14413 100, Br 1004 des dad Decret 

rätur Spilimbergo dv. 24, September 1860 4, abändernden 

Seren v. 30. October 1860 21515). Eco d. Trib. 1861 
©. 85.8. 3. 1862, Nr. le, Tribüne 1861, Nr. 74 u. 75. 


In einem Rechtsſtreite hatte das requirirte Gericht den angeord⸗ 
neten Beweis durch Sachverftändige vor der dazu anberaumten Tag- 
fagung aufgenommen. Hiedurch fühlten fi die Kläger in ihrem Rechte 
verlegt und ftellten da8 Begehren, der aufgenommene Befund fei für 
nichtig zu erllären und zur Bornahmen eines neuen neuerlich eine 
Tagſatzung anzuorbnen. 

Die erfte Inftanz gab dem Begehren Statt in Anbetracht, daß 
ber Erfenntnißrichter nicht blos berechtigt, fondern auch verpflichtet 
fei, Über die Vermeidung von Formfehlern im Verfahren zu wachen. 

Die zweite und dritte Inſtanz wieſen dasſelbe zurück, letztere 
„in der Erwägung, daß nad dem im 8. 336 ital. ©. DO. ausge⸗ 
ſprochenen Orundfage nicht ſchon alle Formmängel, wenn fie aud) 
gegen ein zwingendes Geſetz verftoßen, die Ungiltigleit diefer Acte nach 
fi ziehen, fondern nur diejenigen, welche das Weſen der Rechtsfache 
oder des Procefjes betreffen und die Schöpfung eines gründlichen Er» 
fenntniffes unmöglih machen; daß mit heilbaren Mängelu behaftete 
Acte vielmehr ergänzt und ex post fanirt werben können, ohne deß⸗ 
balb an Giltigfeit oder Glaubwürdigkeit zu verlieren; vaß die Ab⸗ 
weſenheit der Parteien von der Vornahme des gerichtlichen Augen⸗ 
ſcheines ihnen wohl die Möglichkeit entzieht, den Sachverſtändigen 
ihre Bemerkungen zu machen, dieſe aber einerſeits ſpäter über ein- 
zelne Punkte Aufſchlüſſe ertheilen können, ſowie andererſeits die 
Anweſenheit der Parteien zur Giltigkeit eines Kunſtbefundes nicht un⸗ 
bedingt nöthig iſt“. 
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Nr. 1248. 
Bemeſſung des Alimentationsbetrages für ein uneheliches Kind. 


Entſch. v. 18. December 1860, Nr. 10927 (Beitätigung des Urtheilö der 

Prätur Chioggia v. 1. December 1859, Nr. 6859, Abänderung des Urtheils 

des O. L. G. Venedig v. 22. Mai 1860, Nr. 6691). ©. 3. 1862, Nr.142. 
Giornale di Giurispr. prat. ©. 14 ff. 


Der auf Aimentation feines unehelihen Sohnes Belangte hatte 
fih darauf berufen, daß fein Heiner Grundbeſitz einen offenbar für 
feine eigene Eriftenz nicht ausreichenden Ertrag bringe, daß er da⸗ 
neben nur fehr felten als Muftler einen geringen Berbienft fi ver- 
Ihaffen könne. Die erfte Inftanz beftimmte den Alimentationsbetrag 
mit 30 Tr. pr. Tag, die zweite feste ihn auf 25 fr. herab; der 
oberfte Gerichtshof beftätigte die Bemeſſung der erften Inſtanz und 
ging dabei von folgender Erwägung aus. „Es fehlt, da bier nur eine 
Approrimativberedhnung möglih ift, an ficheren Anhaltspunkten zur 
Rechtfertigung der Reduction von 30 auf 25 fr..... Im Zweifel 
aber mußte mehr auf das Schickſal des Kindes, als auf das des Vaters 
Rüdjiht genommen werden, denn, wenn man Erfterem nicht basjenige 
gewährt, deſſen e8 nothwendig bebarf, um zu leben, zu feinem eigenen 
Nuten und zu dem Anderer heranzumachfen, ohne Jemand läftig oder 
gefährlich zu werden, fo legt man ihm harte Entbehrungen auf, die 
es nicht von ſich abzuwenden vermag, und das Alles blos, damit ber 
Bater ein weniger beengte® und faft müßiges Leben führen könne, 
während er dod als Erwachſener fich feinem rechtlichen Erwerbe ent- 
ziehen darf, der ihm die Mittel zur Erfüllung feiner Verbindlichkeiten 
bieten könnte." 


Str. 1249. 
Pränotation einer ungewiſſen Forderung: Erforberniffe ihrer 
Rechtfertigung. 


Entf. v. 18. December 1860, Nr. 14510 (Beftätigung des Urtheild des 
2. 6. Wien v. 23. December 1859, Nr. 44096, Abändernng des Urtheils 
des DO. . ©. Wien v. 18. Iuli 1860, Nr. 5926). ©. H. 1861, ©. 50. 


Nr. 1250. 
Competenz ber Militärgerichte für Klagen gegen das Militärärar. 


Entf. v. 18. December 1860, Nr. 14776 (Beitätigung ded dad Decret 

des 8 G. Wien v. 13. October 1860, Nr. 67563, abändernden Decretö 

des D. 8. ©. Wien v. 6. November 1860, Nr. 121061, ©. 3. 1861, 
Nr. 56. ©. H. 1861, ©. 189. 
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ir. 1251. 
Einfluß der Pränotation auf die Höhe vertragsmäßiger Zinfen. 


Entſch. v. 27. December 1860, Nr. 11484 GBeſtätigung des Urtheils des 
L. G. Venedig v. 22. März 1860, Rt. 1050, Mbauberung des Artweu⸗ 
des O. L. ©. Denenig U v. 13. Inni 1860 ). . Trib. 

1861, 6. 28 ff. ©. 3. 1861, Nr. 97. —2— 1861, Nr. 1. 


ir. 1252. 
— Umfang der Rechtskraft eines Urtheils. 


v. 27. December 1860, Nr. 11210 au 1800, 1 der E gieichförmigen 
in ie der Prätur S ilimbergo ». t. 5475, und des 
O. L. G. Venedig v. 18. rn 03 1600, Nr. 1 71634). Eco d. Trib. 


Dreizehn Individuen übernahmen auf gemeinfchaftlihe Rech— 
nung den Bau einer Straße und winmeten den eventuellen Gewinn 
ihrer Pfarrkirche. Zwei von ihnen, C und D, leiteten den Bau und 
wurden von dem Gefellihaftsglieve B nad) vollenbeter Herftellung auf 
Ablage der Rechnung belangt und hiezu verurtheilt; fie legten bie 
Rechnung ab und e8 wurde in bem zwiſchen ihnen und dem B ge- 
führten Rechnungsproceſſe ihr Sol an die Geſellſchaft durch richter⸗ 
liches Erkenntniß auf 1992 Lire feſtgeſtellt. Nun traten vier andere 
Mitglieder der Geſellſchaft, die den vorausgegangenen Proceſſen fern 
geblieben waren, gegen C und D mit einer Klage auf und ſtellten 
das Begehren, daß die Beklagten verurtheilt werben, ven Betrag ihrer 
auf 1992 Lire richtig geftellten Schuld zu hinterlegen. Die vorzüg- 
lichſte Einwendung der Bellagten beftand darin, daß die Kläger fi 
an dem Rechnungsproceſſe nicht betheiligt hätten, mithin nicht befugt 
feien, das in jenem Procefje erfloffene Urtheil, wodurch die Schuld 
ber Bellagten Liquibirt wurde, gegen fie geltend zu machen und darauf 
ihre Klage zu gründen. Die beiven Untergerichte erfannten nad) dem 
Klagbegehren. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf die von den Beklagten ergriffene 
außerordentliche Reviſionsbeſchwerde und bemerkte in den Motiven über 
die vorhin erwähnte Einwendung derſelben: „ALS Geſchäftsführer waren 
C und D verpflichtet, ver Geſellſchaft Rechnung abzulegen; jedes der 
Geſellſchaftsglieder konnte von ihnen die Ablage der Redhnung fordern, 
und die in Folge einer feldyen Aufforderung von C und D abgelegte 
Rechnung war nicht dem einzelnen Geſellſchaftsgliede B (von welchem 
fie aufgefordert wurden), ſondern der Gejellfehaft abgelegt. Wenn nun 
anf Grund dieſer Rechnung durch richterliches Urtheil erkannt wurde, 
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daß fie in Folge der Gejchäftsführung Schuldner von 1992 Lire feien, 
jo fteht wieder jedem Gliede der Geſellfchaft das Recht zu, fie auf 
die Herausgabe, beziehentlidh auf den Erlag diefer Summe zu belangen, 
damit biefelbe der von der Geſellſchaft damit getroffenen Beftimmung 
zugeführt werde.“ 


Nr. 1253. 


Unzuläffigkeit der executiven Pfändung einzelner bereits in 
ben Befig dritter Perjonen übergegangener Erbſchaftsſachen 
durch Erbichaftsgläubiger. 


Die A hatte das ihr in Gemeinſchaft mit X von M hinterlaffene 
Bermächtnig des Fruchtgenuſſes an deſſen ganzem beweglichen und un⸗ 
beweglihen Vermögen angenommen und fidy bereit8 unter Zuftimmung 
ber Erben und des Collegatars in den Beſitz der einzelnen Berlafjen- 
ſchaftsſachen gejett, als X no vor der Einantwortung der Erbichaft 
wegen einer ihm an den Erblaſſer zuftehenvden, von den Erben aud 
gerichtlich anerfannten Forderung von 2000 L. gegen bie Berlafjen- 
ſchaft des M vie executive Pfändung aller dem Nutznießungsrechte 
ber A unterliegenden Grundſtücke erwirkte. Dagegen brachte nun die A 
eine Klage ein, mittelft welcher fie die Nichtigerklärung der erfolgten 
Pfändung, fowie die Siftirung aller weiteren Executionsſchritte info: 
weit begehrte, als ſich diefelben nicht auf das bloße Proprietätsredht 
befhränfen, ſondern auch das ihr gebührende Recht des Ufusfructus 
treffen. | 
Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren für den Fall ftatt, 
al8 Klägerin den ihr über den Thatumftand, daß fie ſchon vor der 
erfolgten Pfändung in dem Befige der gepfändeten Verlaſſenſchafts⸗ 
objecte gewejen jei, aufgetragenen Haupteid ablegen würde. 

Die zweite Inſtanz wies das Klagebegehren ab, da felbft für 
den Fall, als durch den aufgetragenen Haupteid erwiejen wärbe, daß 
fi die Klägerin ſchon während der Verlaſſenſchaftsabhandlung in dem 
Beſitze des ihr legirten Ufusfructns befunden habe, vie Berlaffen- 
ſchaftsſachen dadurch der fraglichen Erecution nit entzogen werben 
könnten (8. 684 a. b. G. B., 88. 145, 178 des Gejeges vom 9. Auguft 
1854), weil bei dem Umftande, als der Erbe vor der Einantwortung 
der Erbſchaft, d. i. vor der geſetzmäßigen Einweifung in den Beflg 
derſelben, das Eigenthumsrecht an einzelnen Verlaſſenſchaftsgegenſtän⸗ 
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den nicht vechtsgiltig auf Dritte übertragen lünne, der Nachweis fehle, 
daß fie gefegmäßig in ven Beſitz derſelben gelangt fei, und auf biefe 
Weiſe das von ihr angefprochene Hecht erworben habe. 

Die dritte Inſtanz beftätigte das erſtrichterliche Erkenntniß aus 
folgenden Gründen: „Nah dem Wortlaute des 8. 684 a. 6. ©. 2. 
erwirbt der Vermächtnißnehmer das Vermächtniß ſogleich nach dem Tode 
des Erblaſſers, das Recht auf die vermachte Sache ſelbſt aber nach 
den Beſtimmungen über ben Erwerb des Eigenthumsrechtes oder Uſus⸗ 
fructus ... in dem lombarbifchvenetianifchen Königreihe duch Tra- 
bition. Nah dem $S. 685 a. b. G. B. fteht e8 dem Erben frei, ein- 
zelne Vermächtnißſachen nah dem Tode des Erblaſſers dem Legatar 
zu überlaffen. Demzufolge erwirbt Leßterer, fowie auch nah 8. 817 
a. b. G. B. und $. 160, 161 des Gef. vom 9. Auguft 1854 noch 
vor der Einantwortung der Erbſchaft das Recht an der vermachten Sache 
rechtögiltig und mit dem Erfolge bereits flattgehabter Einantwortung. 
Nun erhellet..., daß die Klägerin das ihr von M hinterlafjene Ver⸗ 
mächtniß des Fruchtgenuffes an feinen beweglihen und unbeweglichen 
Dermögen angenommen habe und daß dasſelbe auch von den Erben 
und dem Mitlegatar anerlannt worden fei. Klägerin behauptet ferner 
auch den phyſiſchen Beſitz der einzelnen Vermächtnißgegenftände früher 
erlangt zu haben, als ver ©ellagte die executive Pfändung erwirkte, 
über welchen Umftand demſelben, da er widerfprochen wurbe, der Schieds⸗ 
eid aufgetragen wurde. Würde nun dadurch feftgeftellt, daß die Grund⸗ 
flüde, an denen der Ufusfructus der Klägerin legirt worden, in ben 
Beſitz derfelben übergegangen feien, fo müßte auch anerfannt werben, 
daß fie dadurch das Recht des Fruchtgenuſſes rechtsgiltig erworben 
habe, noch ehe der Gellagte die executive Pfändung berfelben veran- 
laßte. Wenngleich ein Gläubiger eines Berftorbenen aus der ganzen 
Berlofienfchaft Befriedigung feiner Forderung verlangen Tann, fo muß 
er doch fein Recht bezüglich einzelner Berlafjenfchaftsgegenftände, bie 
bereit in das Eigenthum dritter Perfonen übergegangen find, biefen 
Perfonen felbft gegenüber geltend machen. Der Geklagte war daher 
verpflichtet, hirecte gegen bie Klägerin bie erecutive Pfändung zu er- 
wirken, infofern er diefelbe auch auf den ihr legirten Ufusfructus aus- 
dehnen wollte. Dies ift nicht geſchehen und ſomit die Klägerin im 
Rechte, fih den Erecutionsacten, infoweit fie das Recht der Frucht⸗ 
nießung treffen, zu widerfegen und zu verlangen, daß es von wei⸗ 
teren Erecutionsfchritten fein Ablommen erhalte.” 


Glaſer, Unger u. Walther, Entf. II. 16 
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Nr. 1254. 

Borausfegungen der Einverleibung eines durch mehrere außer- 
bücherlihe Webertragungen vermittelten Eigenthumsüber⸗ 
gange®. 

Entih. v. 27. December 1860, Nr. 14922 (Abä a eng | der Decrete bed 


8. 6. Klagenfurt v. 15. S tember 1860, 583 nnd des O. L. 
Graz v. 6. November 7 60, Nr Nr. 6323). Tribiine 1861, Nr. 35. 


Nr. 12355. 


Umwandlung einer anberweitigen Schuld in eine Darleihens- 
ſchuld. — Zuläffigleit der Aenverung des Klagegrundes im 
fummarifchen Verfahren. 


€ F 2. —*— 1800, Nr. 15136 er tigung Be des das Uripeit 
des berg am dB v. 80. Anguſt 83770, 
dernden Tee des D. * FW ee ggetober 1880, Nr. 11068, 


A Hagte gegen B M Rüdzahlung eines Darlehensbetrages 
pr. 150 fl. auf Grund eines Schuldſcheines, worin B erllärt, ein 
Capital von 150 fl. „haar zugezählt" exhalten zu haben. B gefteht 
zwar bie Ausftellung des Schuldſcheines zu, widerſpricht aber bie Zu⸗ 
zählung des angeblichen Darleihensbetrages. A gibt in der Replik zu, 
das Darleiben den B niemald gegeben zu haben, behauptet jedoch, 
er ‚babe fih mit B, ver ehrenrührige Beſchuldigungen über ihn ver- 
breitet hätte, dahin abgefunden, daß dieſer ihm einen Betrag von 
150 fl. zahlen ſolle, wogegen A auf bie ſtrafgerichtliche Anzeige und 
anf Erſatanſpruch verzichten wolle; da B nicht in ber Tage war, ben 
Abfindungsbetrag zu bezahlen, fo habe er jenen Schuldſchein ausge⸗ 
ftelt, Die erftie Inſtanz wies ven A .ab, weil burd fein Geſtänduiß 
erwiejen fei, daß er bem B ben eingeffagten Darleibensbetrag nicht 
sanr duaeght habe und daher ein Darleihensnertrag nad) $. 983 

nicht zu Stande gefommen fei; ferner weil A ven in feiner 
Sage angefüaen Titel aus einem Darleihensvertrag replicando in 
ben aus einem Abfindungsvertrag geändert und jomit ber Vorſchrift 
bed 8. 21 4. G. O. und des $. 7 bed Gef. v. 18. October 1845 zuwider 
gehandelt habe, Die zweite Inſtanz verurtheilte den B zur Baar- 
zahlung der 150 fl. und zwar nicht als Darleihensbetrag, wohl aber 
als Abfindungsfumme für Unterlaſſung der Anzeige einer angeblichen 
Ehrenbeleidigung. In den Entſcheidungsgründen wird zunächft bie 
Rechtögiltigleit eines folhen Abfindungsvertrages ausgeführt und dann 
fortgefahren: „Auch konnte der Umftand, daß die lage und der Schuld- 
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ſchein ſich auf einen Darleihensvertrag fügen und es ſich nicht um 
ein eigentliches Darleihen banpelt, weil eine Zuzählung des Geldes 
weder mittelbar noch unmittelbar erfolgt ift, der Zulaffung des Klage— 
begehrens nicht hinderlich fein, da aus ven 88. 14, 17, 25 des Gef. 
v. 18. October 1845 hervorgeht, daß im fummarifchen Verfahren es 
dem Richter obliegt, den Kläger auch bei einer fchriftlich überreichten 
Klage zu einem der Sache angemefjenen genau beftimmten Begehren 
die erforderliche Anleitung zu geben, daß daher aud eine nadıträg- 
liche Berichtigung hinſichtlich des eigentlichen Klagegrundes ſtattfindeu 
önne.” Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Entjcheidung der zwe i⸗ 
ten Inftanz in der Erwägung, „....baß eine Aenderung des Yor- 
derungstitel8 nicht vorliegt, indem der Kläger, wiewohl er replicando 
zugegeben bat, dem Geflagten ein Darleihen von 150 fl. nicht zuge= 
zahlt zu haben, dennoch auf dem Titel des Darleihens beharst und mit 
Grund beharren Tann, weil nach dem Geſetze Fein Anftand obmaltet, 
daß einem Schuloner die Zahlung, die er aus einem anderen Rechts⸗ 
titel feinem Bläubiger zu leiſten dat, von diefem letztexen darleihens⸗ 
weife belafjen werde, was vprfiegend nad) dem Zugeftänbniß ber Ge⸗ 
Hagten aber dadurch gefchehen tft, daß ber Kläger dem Beflagten ven 
als Abfindung verfprochenen Betrag von 150 fl. Bis zur bebungenen 
Auflündigung und gegen Verzinfung belaffen und ver Geklagte vem- 
nad den Schuldſchein ausgeftellt Hat; in der Erwägung endlich, daß 
felbft eine Aenderung des Klagetitels im fummarifchen Berfahren, auch 
wenn bie Klage fehriftlich eingebracht worben ift, nicht als außgefchlof- 
jen angefehen werben Könnte, wenn anders bie durch $. 25 des Gef. 
v. 18. October 1845 angeftrebten beiberfeitigen volllommenen Erörte- 
zungen des Streitgegenftandes und bie möglichfte Aufllärung der ftrei- 
tigen Berhältniffe erreicht werden ſollen.“ 


"15* 


1861. 


Nr, 1256. 


Wiebereinfegung in den vorigen Stand zur Antrefung (und 
Zurückſchiebung) eines aufgetragenen Haupteides. 


Eutſch. v. 3. Jänner 1861, Nr. 15198 (Beftätigung des das Decret ber 
Prätur San Pietro Incariano v. 18. October 1860, Nr. 7235, abändern 
den Decrets des O. L. ©. Penedin v. 13. November 1860, Nr. 22086). 
G. 3. 1861, Nr. 44. 


Dur) Urtbeil wurde dem A ein rüdjchiebbarer Hvupteid auf- 
getragen. und die norgefchriebene Frift gefegt, fih zu erklären, daß er 
entwever ben Eid ſchwören wolle oder denfelben dem Gegner: B zurück⸗ 
fhiebe, und nachdem diefer Termin, von A unbenügt, verftrihen war, 
trat B den ftillfchweigend ihm zurückgeſchobenen Haupteid rechtzeitig an. 
Nun begehrte und erwirkte A die restitutio in integrum gegen bie von 
ihm verfäumte Frift zur Antretung des Haupteides, was zur Yolge 
hatte, daß die Ablegung des Eides dur feinen Gegner einftweilen 
ausgeſetzt wurde; anftatt aber den Eid anzutreten, überreichte A inner= 
halb der durch den Keftitutionsbefcheid geſetzten Frift die Erklärung, 
daß er denfelben dem B zurüdfchiebe. Bei der hierüber ftattgefundenen 
Verhandlung proteftirte nun B gegen diefe Erflärung, indem er behaup⸗ 
tete, daß A ausprädlih nur zur Antretung des Eides in ben vorigen 
Stand verfegt wurbe, fomit nicht mehr berechtigt war, den Eid zurüd- 
zufehieben. Diefer Streit, deffen praftiihes Interefje lediglich in der 
Frage lag, ob B, bei fenftigem Eintritt der im Urtheile ausgebrüdten 
Folgen, den zurüdgefhobenen Haupteid (dem er bereitd angetreten 
hatte) noch einmal antreten müſſe, — entſchied die erfte Inftanz dahin, 
daß A nicht mehr zur Zurückſchiebung des Eides berechtigt war und 
daher feine Erklärung, denfelben zurüdzufcieben, ungefeglih und wire 
fungslos fei. Das Oberlandesgericht hingegen entſchied, daß A des 
Rechtes der Eidesrückſchiebung ſich allerdings noch bebienen konnte, 
und fomit der Haupteid im Sinne des erfloffenen Urtheils erſt in Folge 
der nad) der restitutio in integrum von ihm abgegebenen Erklärung 
für zurüdgefchoben zu halten fei. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entfcheivung der zweiten 
Inſtanz, und zwar in Erwägung, daß A dur das Gefuh um bie 
MWiebereinfegung in den vorigen Stand zur Antretung des Haupteibes 
feinem Rechte, ven Eid im Falle der Gewährung desfelben zurädzu> 
ſchieben, nicht entjagt, und ebenfo wenig der richterliihe Reftitutions- 
beſcheid die ihm zuftehende Befugnif zur ausprüdlichen oder ſtillſchwei⸗ 
genden Zurückſchiebung befeitiget Hat, — daß ferner, wenn A. um dieſes 
Recht in der That gekommen fein fol, ber Haupteid ald von ihm an- 
getreten gedacht und — bei dem ˖ Mangel einer fürmlichen Eivesantre- 
tung von feiner Seite — als folde das vom Nichter bewilligte Ge- 
ſuch um bie restitutio in integrum angejehen, folglich mit vemfelben 
ine Wirkung verbunden werden müßte, die e8 der Natur der Sache 
nad doch niemals haben Tonnte, 


Nr. 1257. 
Pachtung einer Sache buch den Miteigenthümer. 


eutii. v. 8. Yänner 1861, Nr. 15302 (Betätigung des das Urtheil der 
Stadtprätur Vicenza v. 30. October 1860, Nr. 17931, abündernden Ur⸗ 
theils ded O. L. G. Venedig dv. 30. November 1860, Nr. 23716). Eco d. 
Trib. 1861, S. 203 ff. G. 3. 1862, Nr. 70. 


Der teftamentarifh zum Verwalter des ungetheilt bleibenden 
väterlichen Nachlaſſes beftellte Miterbe B Hatte feinem Bruder A das 
ähm früher in mündlicher Verabredung gegen Abrehnung jährlicher 
75 L. von feinem Nutungsantheile überlafiene Gebrauhsreht an einem 
zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücke gekündigt. Dagegen brachte A 
eine Klage ein, mit welder er die Nichtigerflärung viefer Kündigung 
verlangte. 

Die erfte Inflanz gab dem Begehren ftatt, indem fie von der 
Anſicht ausging, daß während der Dauer der Gemeinfchaft Beſitz und 
Nutgenuß des fraglihen Grundſtückes ungetheilt ſämmtlichen Brüdern 
als einer juriftifhen Perſon zugehöre, e8 daher für A, um ein Padıt- 
verhältnig mit allen feinen rechtlihen Wirkungen zwifchen ihm und den 
Übrigen Brüdern annehmen zu können, worerft nöthig geweſen wäre, 


auf die aus jener Gemeinschaft reſultirenden Rechte zu verzichten, was 


jedoch nicht erwiefen fei, ja nicht einmal behauptet werde, endlich daß 
bie Annahme eines jolden Vertragsverhältnifies dem Eigenthumsrechte 
des A widerfpreche, da er auf diefe Weife feine eigene Sache in Pacht 
haben würde. 

Die zweite und dritte Inftanz wies ben Kläger mit feinem 
Begehren ab; Ießtere aus folgenden Gründen: „Da der Kläger ſelbſt 
gefteht, der Geklagte habe als teftamentarifch beftellter Verwalter des 
väterlihen Nachlaffung ihm die Nutznießung des in Rebe ſteheuden 
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Grundſtückes gegen jährliche 75 L. berlaffen, fo ift ein wahrer Pacht⸗ 
vertrag im Sinne des 8. 1090 a.b. ©. B. — mit allen von dem: 
Geſetze geforderten Merkmalen: ver —** einer unverbrauchbaren 
Sache, dem feſten Termine eines Jahres (wenn auch von Jahr zu 
Jahr ſich erneuernd) und dem beſtimmten Preiſe — zu Stande gekom⸗ 
men, deſſen Natur und Beſchaffenheit ebenſowenig dadurch geändert 
wird, daß der Pachtzins, anſtatt baar bezahlt zu werden, von dem 
auf den Klager entfallenden Antheil an den Nutzungen des gemein⸗ 
ſchaftlichen Nachlaſſes in Abrechnung gebracht wird, als dies durch den 
Umſtand geſchieht, daß ber Kläger Miteigenthümer des verpachteten 
Grundſtückes iſt, weil das Geſetz im 8. 1093 a. b. G. B. den Fall 
vorſieht, daß der Eigenthümer die Benützung ſeiner eigenen Sache in 
Beſtand nehmen könne.“ 


Kir. 1258. 


Berpachtung eines Grundftüdes von Seite des Fruchtnießers ; 
Fortdauer derfelben nach Erlöſchung der Fruchtnießung. 


ch. v. 8. Zünuer 1861, Nr. 12678 (8 g ded das —55— der 
ätım Werona v. 8. Mai 1860, Nr. 4052, abändernden Hrtheild 
O. L. G. Venedig v. 16, Knguf 1860, Mr. 15485), © 3. 1861, Nr, 18. 
Giornale di Giurispr. prat. 1861, ©“. 212 

Die Fruchtnießerin mehrerer Grundſtücke ——— dieſelben 
am 3. Jänner 1859 auf Ein Jahr, ließ ſich vom Beſtandnehmer das 
Pachtgeld voransbezahlen und ftarb am 29. März 1859. Nun traten 
die Eigenthümer der Grundſtücke fofort gegen den Curator der ruhen⸗ 
den Berlaffenfhaft der Fruchtuießerin und gegen ven Pächter mit ver 
Eigenthumsklage auf, und forderten von jenem bie Herausgabe ber 
Grundſtücke und aller feit dem Todestag der Frudtnießerin gewon⸗ 
nenen Erträgnifje, — ferner vom Pächter den Abzug von den Grunde 
flüden. Die Bertheibigung des Letztern, welcher ſich der" Curator der 
Verlaſſenſchaft anſchloß, beſtand darin, daß er dilatoriſch ſeinen Pacht⸗ 
vertrag einwendete und deßhalb das Recht der Kläger, die Reſtitution 
der Grundſtücke vor Ablauf der Pachtzeit zu fordern, beſtritt. 

Die erfte Inſtanz erkannte nach dem Klagebegehren, weil die Ber 
fugniß der Fruchtnießerin zur Verpachtung auf die Dauer ihres Lebens 
beſchränkt war, folglich der von ihr mit dem DBellagten geſchloſſene 
Pachtvertrag nur bis zur Zeit des Todes berfelben zu Hecht beftand 
und über biefe Zeit hinaus feine rechtlihe Wirkung nicht erftreden 
fönnte, — übrigens der Pächter gegen den Reftitutionsanfprudy ber 
Kläger auch nicht durch den Umftand der von ihm der Verpächterin 
geleifteten Vorauszahlung des ganzen Pachtſchillings geſchützt werde, 
da er felbft daS zeitlihe und unvererbliche Recht berjelben an ben 
Beftandfachen kannte umb dennoch den Pachtvertrag mit ihr einging. 
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Das Oberlandesgericht wies die Kläger ab, mit dem Vorbehalte 
des Rechtes, nach Ablauf der Pachtzeit die lage auf Herausgabe ber 
Grundſtücke wiederanzuftellen und die juriftiihen Früchte derſelben 
(frutti eivili) zu fordern. In den Entfheidungsgründen wird geſagt: 
Die Vorſchrift des 8. 519 a. b. ©. B., gemäß welcher in dem Falle ver 
Erlöfhung der Fruchtnießung die juriftifchen Früchte der Sache nad) 
Maß der Dauer der Fruchtnießung (in dem Jahre der Erlöfhung) 
getheilt werben müfjen, fee voraus, nicht nur Daß ber Fruchtnießer 
das Recht haben müfje, die Sache in Beftand zu geben, um eben 
juriftifche Früchte (Pacht: und Miethgeld) daraus zu gewinnen, ſondern 
auch, daß der von ihm geſchloſſene Beſtandvertrag nicht ipso jure durch 
die Erlöfchung der Fruchtnießung aufgelöft werbe, vielmehr feine Dauer 
über diefen Zeitpunft hinaus exftrede, weil ſonſt von einer Theilung 
der (eben in Pacht: und Miethzinſen beftehenden) Civilfrüchte aus der 
Epoche des Jahres der Erlöfhung der Fruchtnießung keine Rede fein 
könnte. Demnach fei der beflagte Pächter berechtiget, feinen Beſtand⸗ 
vertrag bis zum Eintritt des Yahresterming, auf welchen die Pachtung 
gefchloffen wurde, fortzufegen, gleihwie in dem analogen Valle ver 
Beräußerung der verpadhteten Sade, nad ven 88. 1120 und 1116 
a. b. ©. B., die Pachtung demungeachtet erſt nach BVerftreihung des 
laufenden Pachtjahrs aufhört; und durd die Einwendung dieſes Rechts 
habe ver Beklagte allerdings den mittelft der Eigenthumsklage ver- 
folgten Reftitutionsanfpruh nah 8. 364 a. b. ©. B. mit dilatoriſcher 
Wirkung (bis zum Verlauf der vertragsmäßigen Pachtzeit) zu bejei- 
tigen vermodt. Was die Erträgniffe der verpadhteten Grundſtücke be= 
trifft, entfalle der Anſpruch der Kläger auf bie feit dem Todestag ber 
Fruchtnießerin erzielten natürlichen Früchte mit dem Anſpruche auf die 
Rückſtellung ver Pachtſachen; dagegen fei ihnen das Hecht (welches fie 
übrigens in dem gegenwärtigen Proceffe nicht yeltend gemacht haben) 
auf Herausgabe der nad Maß der Dauer der Fruchtnießung im Jahre 
der Erlöfhung ihnen allenfall® gebührenden Duote der Civilfrüchte 
durch den dem Urtheil beigefetten Vorbehalt gewahrt. 

„In Erwägung, daß der Fruchtnießer nicht auf den eigenen Ge- 
brauch der Sache beſchränkt, fondern durch das Geſetz berechtigt ift, 
biefelbe mit Schonung der Subftanz auf jede andere Weife nugbar zu 
machen, worunter auch eine bonae fidei Pachtgebung bei Saden, die 
nur dur Fleiß und Mühe benützt werben können, fih um fo mehr 
von felbft verfteht, als fonft, wenn ver Fruchtnießer bie nöthige Arbeit 
und das erforberlihe Kapital nicht aufbringen kann oder will, ver 
Werth ver Liegenfchaften natürlich zum Schaden aller Betheiligten ver- 
mindert werben müßte, taß demnach der Fruchtnießer während des für 
ihn begonnenen Agrarjahres vermöge der Natur der Sache und des 
im Geſetze gegründeten Mandats das Recht hat, die anzuboffenden 
fructus naturales in fructus civiles 3u verwandeln,” — und mit Be- 
rufung auf die vom Oberlandesgerichte hinausgegebenen Entſcheidungs⸗ 
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gründe, hat der oberfte Gerichtshof das Urtheil ber zweiten Inflanz 
beftätigt. 


Nr. 1259. 


Anſpruch der erfchienenen Kaufluftigen auf Zuerfennung des 
Koftenerfages wegen Erftredung des Weilbietungstermines. 


Entid. v. 8. Jänner 1861, Ne. 178, SReRK ung bed Deeretö be 
O. L. G. Fr —94 , 17. October 1860, Nr. 1 Abind erung | des Decretö 
des 8. elwarn v. 1. September 1800, "ne 84102), ©. 9. 1861, 


Die Teilbietungstermine waren auf den 4. Auguft und 1. Sep- 
tember gejegt worden. Bet dem erften Termine erfchien fein Kaufluftiger. 
Am 31. Auguft überreichte B, der Erequent, ein Geſuch um vierwöchent⸗ 
liche Verlegung der zweiten Tagfahrt. Diefes Geſuch konnte wegen Kürze 
ber Zeit nicht mehr erledigt und den Parteien zugeftellt werben; als dieſe 
nun am 1. September erſchienen und ihnen das Erftredungsgefudh zur 
Aeußerung vorgelegt wurde, willigten fle zwar in die Erftredung, be⸗ 
gehrten jedoch von B Koftenerfag. Die erfte Inftanz fprad ihnen deu- 
jelben zu, weil B dur fein Verſchulden diefelben durch Zureife zur 
heutigen Tagfahrt muthwilligerweife in Unkoſten verfegt habe. Die 
zweite Inſtanz wies das Begehren ab, weil der Erecutionsrichter zu 
einem Zuſpruch von Koſten, welche von ben Kaufluſtigen und Intereffen- 
ten aus Anlaß der Siftirung einer Feilbietung angefprohen w:rben, 
gefeglich nicht berufen erjcheine. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den ergriffenen Revifionsrecurg 
aus folgenden Gründen: „Die gerichtliche Vorladung der Parteien, ver 
fonftigen Intereſſenten und ber Kaufluftigen zur Yeilbietung bat ben 
Zwed, ven betreffenden Interefjenten die allfällige Wahrung vermeint- 
licher Gerechtfame zu ermöglichen, und den Anderen vie Gelegenheit zu 
geben, an der Feilbietung durch Mitbieten tbeilzunehmen; es tritt durch 
biefe Vorladung keineswegs eine zwangsweiſe Verbindlichkeit zum Er- 
feinen ein, Für den Erequenten erſcheint nirgends eine Friſt beſtimmt, 
binnen welcher derſelbe gehalten wäre, die Verlegung der Feilbietungs⸗ 
tagſatzung zu begehren oder von der Feilbietung abzulaffen. Es kanu 
daher die Gerichtsbehörde anf das einfeitige Einfchreiten der Recurren⸗ 
ten um Erſatz der Erfcheinungstoften bei der auf dem 1. September 
angeorbneten Yeilbietungstagfagung auf dem von ihnen gewählten Wege 
nicht eingehen.“ 
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Nr. 1260. 


Gerichtsſtand des Vertrages, begründet durch Annahme einer 
den Zahlungsort beftimmenvden Factura. 


Eutſch. dv. 15. Jänner 1861, Nr. 14433 (Beitätigung ded das Urtheil 
des 8 G. Wien v. 23. Auguſt 1860, Nr. 48792, abandernden Urtheils 
des D.2%. ©. Wien v. 2. October 1860, Rr.10218). ©. 3. 1861, r 

Ein in Krakau etablirter Handeldmann, bei dem Wiener Huan- 
delögerichte ald forum contractus wegen Zahlung des Kaufpreifes für 
ihm gelieferte Waaren belangt, brachte gegen die Klage die Einrede 
der Unzuftändigfeit des angerufenen Gerichtes vor, welde von ber 
erften Inſtanz zugelaffen, von dem Oberlandesgerichte verworfen wurde. 

Der oberite Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
aus folgenden Gründen: „Das mit der Klage producirte Duplicat der 
Factura, beffen Uebereinftiimmung mit der Originalfactura vom Ber 
klagten nicht geleugnet wurde, enthält in den Worten ‘zahlbar in Wien’ 
die Bedingung der in Wien zu leiflenden Zıhlung des Kaufpreifes 
ber Waaren. Nun bat der Beklagte weder den Empfang der Factura 
mit den Waaren in Wrede geftellt, noch behauptet, daß er vie Be- 
dingung des in der Yactura feftgefegten Zahlungsertes beanftändet 
babe, fondern nur angeführt, daß die ihm zugefhidten Waaren man« 
gelhaft, unbraudbar, unter dem in der Factura angefetten Werthe 
geweſen feien, und er deßhalb fih veranlaft gefehen habe, den Kläger 
hievon zu verftändigen, damit derſelbe die Waaren wieder zurüdnehmen 
möge. Hiernach erfcheint es unzweifelhaft, daß der Beklagte, wenn er 
überhaupt zu einer Zahlung für die empfangenen Waaren angehalten 
werben kann (was gegenwärtig nicht zu unterfuchen und zu entjcheiven 
iſt), Diefelde in Wien leiften muß, und zwar in Folge der durch Vertrag 
geſchehenen Beftimmung tiefes Zahlungsortes, weil im kaufmänniſchen 
Verkehr die unterlaffene Beanftändung einer in der Yactura aus- 
drüdlich feftgefegten Bedingung nach $. 863 a. 6. G. B. als Annahme 
diefer Bedingung gelten muß, — weßhalb denn der Kläger nad $. 43 
der Yurisdictionsnorm beredhtigt war, tie Klage bei dem Handels⸗ 
gerichte in Wien, als dem bedungenen Orte der Zahlung, anzubringen.‘ 


Nr. 1261. 
Schriftliches Teftament eines Erblaffers, der nicht leſen Tann. 
— Beifegung eines Handzeihens durch den Teftamentszeugen. 


Entid. v. 16. Jänner 1851, Nr. 10660 (Beätigun des Urtheils des 
. 8. ©. Zambor v. 31. December 1859, Nr. 4670, Abänderung des Urtheils 
des O.2. G. Temes var v. 260. Mai 1860, Nr.3534). ©.3. 1861, Rr.57. 
M war des Leſens und Schreibens unkundig; er wollte ein 
Codicill errichten, ließ dasſelbe von B verfafen und fchreiben, und 
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ſetzte demſelben ſein Handzeichen bei in Gegenwart des B, welcher als 
„Verfaſſer des Teſtamentes und erbetener Zenge“, des Y, welcher „als 
Namensfertiger des Erblaſſers und Zeuge” unterfchrieb, dann des W 
und X, welde, felbft des Schreibens und Leſens unfundig, ihr Hand» 
zeichen beifegten. Es Tiegt nicht vor, daß das Codicill des Erblaſſers 
in Gegenwart der Zeugen vorgelejen wurbe. 

Dieſes Codicill wurde von der erſten und britten Inſtanz 
für ungiltig, von der zweiten für giltig erflärt. Ä 

Grüne der erften Inftanz: „Obwohl in der Regel bie 
Willenserklärung an feine beftimmte Form gebunden erfcheint, fo muß 
doch in jenen Fällen, in welchen das Geſetz ausprüdlich eine beſonders 
eingerichtete Handlungsweiſe verzeichnet, diefe ftreng beobachtet werben, 
wenn die vorbanvene Erklärung als ver giltige Ausdruck des rechtser- 
zeugenden Willens angeſehen werben, und die beabfichtigte rechtliche 
Wirkung hervorbringen fol. E& hat demnach die Außerachtlaffung der 
vorgefchriebenen weſentlichen Form die Wirkungslofigkeit, ſomit Ungiltig- 
feit des Hechtsgejchäftes zur unmittelbaren Folge. Nachdem die von 
dem Gefege für die Erklärung des letten Willens vorgefchriebenen 
Formen nicht zu den willfürlichen, fondern wejentlihen Formen gehören, 
fo zieht jeve Vernachläſſigung verjelben gemäß 8. 601 a. b. ©. 2. 
bie Nichtigfeit der letztwilligen Verfügung nad fih. Diefe Norm ift 
ausnahmslos, Es Tann demnach das in der gewählten Form nichtige 
Rechtsgeſchäft in einer anderen nicht beabfichtigten nicht wieder aufleben, 
folglich das fchriftlich errichtete aber ungiltige Teftament oder Codicill 
nicht al8 ein mündliches Geltung erlangen. Zu diefen wejentlichen 
Erforderniffen gehört die Norm des $. 581 a. b. ©. B., welche die 
unerläßlichen Vorkehrungen bei ber Teſtirung eines leſensunkundigen 
Teſtators aufzählt. Da nun ter Erblaffer ... des Leſens und Schrei- 
bens nicht fundig war unt dieſe Vorſchrift außer Acht ließ, fo ift auch 
feine legtwillige Verfügung nichtig. Die als Solennitätd-Zeugen ver⸗ 
wenbeten und vernommenen Perfonen find gleichfalls des Leſens und 
Schreibens unkundig, daher zu einem folden fogenannten feierlichen 
Rechtsgeſchäfte an ſich untauglih, weil dieſelben nicht die Eignung 
befigen, um em ſolches Rechtsgeſchäft zur Erxiftenz zu bringen. Es 
bedurfte daher nicht exft ihrer eidlichen Verſicherung, daß fie den... Auf- 
ſatz nicht eingefehen haben, daher außer Stand feien, ven legten Willen 
des M zu bezeugen." 

Gründe der zweiten Inftanz: „Der Erblaffer M bat vie 
über feinen legten Willen durch den gleichzeitigen Teftaments-Zeugen B 
gefchriebene Urkumde nah den Ausfagen ver hierüber vernommenen 
Übrigen Zeugen W und X mittelft feines eigenhändigen Handzeichens 
in Gegenwart dieſer und noch zwei anderer Zeugen, nämlich des Schrei» 
bers desſelben B und des mittlerweile verftorbenen Y unterfertigt, und 
den ihm in Gegenwart aller Zeugen vorgelegten Auffat, gegen beffen 
Ipentität mit der der Klage abjchriftlich beigelegten Urkunde kein An⸗ 


— 235 — 


ftand erhoben wird, als feinen legten Willen beftätiget, ſowie auch 
diefelben Zeugen diefe Urkunde, und zwar, wie fie bei ihrer Verneh⸗ 
mung beftätigten, als Zengen des letzten Willens unterſchrieben haben. 
Es find alfo bei der in Frage ftehenven letzten Willenserflärung bes 
M alle in den SS. 579—581 a. 5. ©. B. geforderten Förmlichkeiten 
beobachtet worden und das Begehren der Kläger um Ungiltigerflärung 
berjelben Mangels ihrer äußeren Form ift unbegründet.” 

Gründe der dritten Inftanz: „Nah dem $. 579 a. b. 
G. B. ift bei einer fhriftlichen letzwilligen Erklärung weſentlich er⸗ 
forderlich, daß alle drei Zeugen ſich auf die Urkunde als Zeugen des 
letzten Willens unterſchreiben. Das Geſetz fordert alſo nach ſeinem 
klaren und deutlichen Wortlaute die Unterſchrift der Zeugen bei einer 
ſchriftlich aufgeſetzten letzten Willenserklärung und begnügt ſich mit 
einem bloßen Hand⸗ oder Kreuzzeichen nicht. — Wollte das Geſetz das⸗ 
Letztere ebenfalls für hinreichend anfehen, fo würde es ausdrücklich dies 
beigefügt haben, fo wie e8 in dem nächftfolgenden $. 580 Mar und 
deutlich ausjpricht, daß das Handzeichen des Erblaffers anftatt der Unter- 
frift desfelben unter gewiſſen Vorſichten hinreichend fei. Da nun auf 
dem fchriftlihen Auffage der letztwilligen Erklärung des M nur zwei 
Zeugen unterfchrieben erfcheinen, der dritte und vierte Zeuge Dagegen 
denfelben nicht unterjchrieben haben, ver Aufſatz felbft aber von dem 
Erblafier weder eigenhändig geſchrieben noch unterfchrieben ifl, jo muß 
biefer Aufjag als fchriftliche legte Willenserklärung wegen Mangels der 
vorgefchriebenen wefentlihen Erforderniſſe nach $. 601 a. b. G. 2. für 
ungiltig erflärt werben.* 

„Als mündliche letzte Willenserklärung aber Tann viefer Aufſatz 
ebene nicht gelten, weil eine münbliche legte Anorbnung nad 8. 586 

. ©. 3, nur dann rechtskräftig ift, wenn ber Inhalt berfelben 
* die übereinſtimmende eidliche Ausſage von wenigſtens zwei Zeu— 


gen beftätiget wird." 


Nr. 1262. 
Compenfationsrecht im Concurs, 


Euntſch. v. 16. Zänner 1861, Nr. 14990 (Benätigung des das Urtheil 
363 9. ©, Wien v. 14.Yuni 1860, Nr. 35757, abandernden Nrtheils des 
D. 2. ©. Wien v. 30. October 1860, Nr. 9521). ©. 3. 1961, Nr. 83. 
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Nr. 1263. 


Zuläſſigkeit der Vereinbarung gemeinſamer Verhandlung über 
mehrere Klagen. 


— v. 16. Fine 1991 Nr. 130 (Aufhebung de? dad Urtheil des B. ©. 
Stratonis 9.27. Juli 1860, Nr. 3962, aufhebenden Decretd des O. L. G. 
Brag v. 18. Rovember 1860, Nr. 17047). ©. 3. 1861, Nr. 32 


A bat gegen B fünf Klagen eingebracht. Bei der Verhandlung 
haben fi beide Theile mit Rüdfiht darauf, daß die ſämmtlichen Kla⸗ 
gen auf demſelben Rechtstitel beruhen, geeinigt, über alle fünf Klagen 
blos eine gemeinfhaftlihe Verhandlung zu pflegen und es hat fofort 
as Bezirksgericht über ſämmtliche Klagsanſprüche mit einem Urtheile 
erlunnt. 

Aus Anlaß der Appellation des Gellagten hat das böhnifche 
Dberlandesgericht Die gepflogene Verhandlung und das erlafjene Urtheil 
behoben und dem Bezirkögerichte die Vornahme der über diefe einzel. 
nen Klagen angeordneten Berhandlungen und fofort die Entfheidung 
mittelft abgefonderter Urtheile veroronet. „Denn Über jede einzelne 
Klage ift nad den Beitimmungen der a. ©. D. im mündlichen, ober 
— tie vorliegend — im fummarifchen Verfahren, ein einzelnes Ver⸗ 
handlungsprotofoll aufzunehmen und nach geſchloſſenem Verfahren ein 
Urtheil zu erlaffen, weßhalb ein Uebereinkommen der Parteien, über 
verſchiedene Klagen eine Verhandlung und die Füllung nur eines Ur⸗ 
theils eintreten zu lafjen — unzuläffig erſcheint.“ 

Auf den Reviſionsrecurs des B hat der oberfte Gerichtöhof 
bie oberlandesgerichtlihe Entſcheidung aufzuheben und dem Ober⸗ 
Iandeögerichte zu verordnen befunden, mit der Entſcheidung in ber 
Hauptſache vorzugehen — „weil das, bei der auf die Klage des A 
peto. 5 fl. 25 fr. angeordneten Tagſatzung von beiden Streittheilen 
geftellte Anfuchen, daß bei einer und derſelben Tagfagung zugleich aud 
über die Klagen wegen 10 fl. 50 kr., 21 fl., 21 fl. und 31 fl. 50 kr. 
verhandelt und nur mit einem Ürtheile entfehieven werde, ſich darauf 
gegründet hat, daß dieſe Klagsanſprüche auf vemfelben Rechtsverhält⸗ 
nifje beruhen und zur Exweifung der factifhen Umftände viefelben 
Beweismittel angeboten wurben, diefe Slagsforderungen mithin auch 
urſprünglich ſchon in einer und verfelben Klage haben geltend gemacht 
werden können, es daher dem Zwede des ſummariſchen Berfahrens 
und dem Anſuchen der Parteien nicht entipricht, ein Verfahren, gegen 
das ſich die Parteien nicht bejchwerten, und welches aud in formeller 
Deziehung den gefeglichen Beitimmungen nicht entgegen ift, zu beheben 
und hiedurch eine zwedlofe Weitwendigkeit der Procedur herbeizuführen. * 


+ 
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Nr. 1264. 


Auslegung der Bertragsbeftimmung, daß der Pächter die 
ef das Pachtobject entfallenden Steuern” zu tragen Babe. 


.v. 23, Jänner 1861, Nr. 11194 (eibünberung ber ale gleinfärmigen 
u ie des St. G. Renhäufel v.12. April 18 9, und ded 
Preßburg v. 5. Juli 1859, Nr. 6070). Tribüne 1861, 14 98. 


In dem Bertroge, womit die Grundherrſchaft A dem B das 
Weinſchankregale in X nebft Gebäuden u. |. w. verpacdhtete, wurbe 
Art. 6 feftgefeßt: „Die auf diefe Pachtobjecte entfallenden oder darauf 
zu werfenden Landes⸗ oder Gemeinde- orventlihen und außerordent⸗ 
lichen Steuern, welchen Namens immer, nicht minder die Comitats⸗ 
ober Gemeinde-Berbindlichkeiten und Laſten ift der Pächter gehalten zu. 
tragen, hierher verftanden auch die Verzehrungsfteuer für den von der 
Herrfhaft genommenen Wein." Auf Grund diefer Stipulation belangte 
bie Herrſchaft den B um Zahlung der 125 fl. betragenden Steuer 
von dem mit 2500 fl. berechneten reinen Einfommen vom verpach—⸗ 
teten Weinfhanfreht und obfiegte in beiden untern Inſtanzen. 

Der oberfte Gerichtshof hingegen wies bie Klägerin ab, „in Er- 
wägung, daß ber Beklagte im Art. 6 des Contract nur die auf bie: 
Pachtobjecte entfallenden Steuern übernommen hat, die Einkommen 
fleuer aber nicht auf die Pachtobjecte ausgemworfen, fondern eine folche 
perfönlihe Steuer ift, welche der Steuerpflichtige nach feinem rei⸗ 
nen Einkommen, das im gegenwärtigen Falle in dem vom Bellagten. 
entrichteten Pachtſchillinge befteht, zu bezahlen ſchuldig iſt.“ 


Nr. 1265. 
Auslegung eines Creditvertrages. 


Le v. 23. Jänner 1861, Nr. 12771 (Beftätigung des Urtheild des 
a v. 5 an 1860, Nr. 3651, Abänderung des Urtheils ba 5 L.G. 
6. Anguft 1860, Nr. 5908). Tribiine 1861, Nr 


Nr. 1266. 
Berfahren bei der Zuftellung der Aufkündung eines Beſtand⸗ 
vertrages. — Berechnung des Termins zur Einſprache gegen. 
die Aufkündung. 


v. 29. Jänner Bol, Nr. 690 (Beltäti ug des dad Urt el he 

—* Kto ». 10 ——— 3 2652, a Tb, 
en v ecember r 

des g 1862, S. 205 #. 
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Nr. 1267. 
Borausfegungen des Erecutionsrechtes. 


Entſch. v. 29. Jänner 1861, Nr. 781 (Abänderung der sleiniörmigen 
Deerete der Prätur afote vd. 27. October 1860, Nr. 5209, und des 
D.2.6. Venedig vom 27. November 1860, Nr.28015). ©. 3.1861, Nr.49. 

Auf Grund eines von A und B mündlich gefchloffenen Leibren- 
tenvertrages wurde durch rechtskräftiges Urtheil erfannt: 1. daß B binnen 
14 Tagen bie mit Ende YAuguft 1859 bereits fällig geworvene Rente 
im Betrag von 236 Lire dem A zu bezahlen habe; 2. daß er ſchuldig 
fei, innerhalb der nämlichen Friſt über das mündliche Uebereinkommen 
mit A eine notarielle Urkunde zu errichten, worin er fih dem A zur 
Zahlung ver mit 2 Lire per Tag bemefjenen Leibrente in Bierteljahres- 
raten vom 1. September 1858 angefangen verpflichtet und bemfelben 
zur Sicherftellung des diefer Rentenſchuld entſprechenden Capitals eine 
genügende Hypothek einräumt; 3. daß, wenn bie Urkunde binnen ber 
feitgefetsten Zeit nicht,errichtet würbe, das gegenwärtige Urtheil an deren 
Stelle zu treten babe und fofort für A die im 2. Punkte erwähnten 
Rechte begründe und derſelbe befugt fei, zu feiner Sicherftellung auf 
fammtlihe Immobilien des B für 14.600 Lire ſich inferibiven zu laſſen. 
Diefer non Seite des Beklagten gänzlich unerfüllt gebliebene Spruch 
beftimmte ven A, gegen B erft wegen ber 236 Lire, beren Zahlnng 
dem Letsteren im Urtheile aufgetragen worden war, und dann aud) zur 
Eintreibung ver fpäteren, feit Ende Auguft 1859 xeif gewordenen 
Vierteljahresraten der Leibrente die Mobilarerecution zu begehreu. — 
Bon beiden Untergerichten wurde ſowohl dem erften als dem zweiten 
Geſuche ftattgegeben. 

Der oberjte Gerichtshof hingegen hat das zweite Erecutiondgefuch 
abgewiefen, und zwar in Erwägung, daß gemäß $. 396 weitgal. 
(8.298 a.) ©. O. die Execution nur auf Grundlage jener Urtheile 
fogleich bewilliget werben kann, durch welche dem Bellagten eine be- 
flimmte Leiftung innerhalb ‚einer gewiſſen Friſt aufgetsagen wurde, — 
daß das dem Frecutionsgeſuche bes A zum Grunde liegende zichter- 
liche Urtheil eine folhe Zahlungsanflage zwar für die bis Ende Auguft 
1859 verfallenen Raten ver Leibrente, allein nicht auch für jene Raten 
enthält, die erft fpäter fällig geworben find, weil, abgefehen von ber 
mit Ende Auguft 1859 fällig gewefenen Rate, durch das Urtheil nur 
erfannt wurde, daß der Beklagte ſchuldig fei, binnen 14 Tagen über 
den mit dem Kläger gejchloffenen Leibrentenvertrag einen notariellen. 
Het errichten zu laſſen, widrigens das Urtheil felbft die Stelle jener 
Urkunde zu vertreten babe und das Recht des Klägers, die Leibrente 
zu fordern, als beſtehend anzufehen fei, — daß, wenn in der That 
die notarielle Urkunde errichtet worben wäre, biefelbe den A wegen 
ber fpäter fällig gewordenen Raten wohl zur Klage gegen B auf deren 
Zahlung, nicht aber fofort zur Execution berechtigt haben würde. 
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Nr. 1268. 


Verjährung der Einwendung der Verlegung über die Hälfte. 


Entid. v. 30. ‚„güuner 1861, Nr. 11876 Be des zas urtzen der 
Brätnr Saupietro Incariano v. 28. Febrnar 1 udernden 
Urteils dei 5 SR. ©. Benedig v. 19. 9. Iuni 1860, hei —2 5 5 1861, 


B hatte dem Stlagebegehren de8 A anf Zahlung eines Kauf- 
Tchillingsreftes für ein im Jahre 1840 verlauftes Grundftüd die Ein- 
wendung ber Verlegung über die Hälfte entgegengeſetzt. Die erfte 
Inftanz erlannte biefe Einwendung als ftatthaft; bie beiben oberen 
Inſtanzen verwarfen fie; der oberfte Gerichtshof, „in Erwägung, daß 
8. 1487 a. 6. ©. 2. erklärt, daß das Recht, einen entgelticen 
Bertrag wegen Verlegung über die Hälfte aufzuheben, binnen drei Habren 
geltend gemacht werben muß unt daß nad Verlauf biefer Zeit das 
Recht verjährt, daher verloren und erlofhen fei; daß ein erlofchenes 
Recht aber auf keine Weife mehr geltend gemacht werben kann; daß e8 
daher unzuläffig ift, demjenigen, der das Recht, einen entgeltlichen 
Bertrag wegen Verlegung über die Hälfte anzufehten, in Anſpruch 
nimmt, die Ausübung diefes Rechtes, das er innerhalb der gefeßlichen 
Friſt geltend zu machen unterließ und das deßwegen ſchon verjährt ift, 
doch noch im Wege der Einwendung zu geftatten; daß, wenn jenes 
Recht dem B zugeftanden wäre, felbe8 dennoch gegenwärtig als verjährt 
und erloſchen angefehen werden müßte, weil ber Kaufvertrag, der ange- 
fochten werben fol, fhon am 29. Sänner 1840 abgefchloffen, das ver- 
kaufte Grundſtück auch dem Käufer übergeben worden iſt, ſo daß ſelber 
ſich in der Lage befand, den wahren Werth desſelben zu erkennen, daß 
er aber demungeachtet u viel mehr als drei Jahre den Vertrag 
anzufechten unterlaſſen hat.. 


Ar. 1269. 
Gen bes Verſchuldens. — Vorausfegungen des Haupteibes. 
Jänner well, er 13365 —— der arieie des 
— G. Hermanns 
via 8384). eeihäne 1861, Nr. 58. 


A lange feinen Dienſtknecht B auf Zahlung des 33 fl. betra- 
genden Schäßungswerthed von zwei Yüllen, die in einer Nacht auf 
offener Weide, wo B fie hüten follte, durch Wölfe umgelommen waren, 
weil der Bellagte die Wacht in einer vom Weideplage 500 Schritte 
entfernten Sennerhütte verfchlafen habe. B gab alle biefe Behauptun⸗ 
gen zu, führte aber dagegen an, daß er am Tage vor jener Nacht i im 
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Dienfte des Klägers ſich äußerſt müde gearbeitet hatte, und deßhalb 
in der Nacht fich fchlehthin des Schlafes nicht erwehren konnte. — 
Beide Untergerichte erlannten auf den über legteren Umfland von B 
dem A aufyetragenen und von A ihm zurüdgefchobenen Haupteid und 
entbanden den B im alle der Abſchwörung des Eides von ver Klage. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die untergerichtlichen Erkennt⸗ 
niffe und bemerkte in ven Motiven: Ein Verſchulden des Bellagten 
könnte nur dann als erwiefen angenommen und die baraus entftandene 
Beihädigung demfelben zugerechnet werben, wenn B die Bernadjläffte 
gung einer Sorgfalt und Mühe, die von gewöhnlichen Fähigkeiten. 
erwartet werben kann, fih hätte zu Echulben kommen Iaffen. Eine 
Beihäbigung aber, welche nur durch eine in das Ungewöhnliche gehende: 
Anfpannung der Kräfte hintanzuhalten gewefen wäre, kann dem Beſchä⸗ 
Diger nicht zugerechnet werben, weil jenſeits des im $. 1297 a. b. G. B. 
bezeichneten Verſehens der Zufall liegt ($. 1311 ebendort). Da nun 
der Beklagte tiefen entlaftenden Umftand dur den Haupteid zu be= 
weifen fi) angeboten hat, fo wurde darauf von den Untergerichten 
mit Recht erfannt, und das (vom Kläger erhobene) Bedenken, daß ver 
Eid vermöge feinem Iuhalte zur Zurückſchiebung, reſp. zur Abſchwö⸗ 
rung buch den Deferenten nicht geeignet war, mithin vom Bellagten 
gar nicht aufgetragen werben fonnte, verdient Feine Berüdfichtigung, 
weil durch die von Seite des Klägers erfolgte Zurüdjhiebung des 
Eides ein Compromiß der Parteien auf Entſcheidung des Proceſſes 
durch diefen Eid zu Stande Fam. 


I 


Nr. 1270. 


Execution der Verpflichtung zur Ausftellung einer Urkunde. 


Entid. v. 80. Jänner 1861, Nr. 728 (Betätigung ber gleidhförmigen De= 
erete ded B. ©. Buchau v. 24. November 1860, Nr. 3783, und de 
O. L. G. Prag vom 18. December 1860, Nr. 21497). 6.3.1862, Nr. 96. 


B hatte fi in einem Vergleich verpflichtet, eine Urkunde. aus⸗ 
zuftellen. Da er dies unterließ, bat A um Aufftellung eines Curators 
ad hoc. Die erfte Inftanz wies das Begehren ab, weil B eine Arbeit, 
die von einem Dritten nit zu Stande gebracht werben Tann, zu lie 
fern hat, daher nah F. 310 a. ©. O. gegen benfelben nur Zwang 
durch Geld⸗ oder Leibesftrafen angewendet werden Tann. Die zweite 
Inſtanz beftätigte diefe Entſcheidung, weil ber Curator doch nicht den. 
zu verbuchenden Raufcontract ftatt des B ausftellen Tönne, indem es 
fih dabei um die Unterfertigung desſelben durch B handeln würde, 
übrigens die Aufftellung eines Curators nicht das Mittel fei, um bie 
im 8. 309 a. ©. DO. bezeichnete Erecutionsart zur Ausführung zu 
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bringen, da dieſem zufolge ber Kläger blos begehren darf, daß ihm 
ber Richter bewillige, die Arbeit durch einen Dritien auf die für beide 
Theile unfhäplichfte Art zu Stande bringen zu laſſen und feines 
Schadens bei dem Beklagten ſich zu erholen oder aber den erweislichen 
Werth der Arbeit und ſeinen Schaden gegen den Beklagten einzu⸗ 
klagen, daher auf ben vorliegenden Fall blos die in $. 310 a. G. O. 
angeführte Erecutionsart Anwendung findet. Der oberſte Gerichtshof 
wies den a. o. Recurs zurüd, weil der in $. 310 a. ©. D. ange 
deutete Weg, den ſäumigen Schuldner mittelft Gelv- oder Reibesftrafen 
zue Erfüllung feiner Verbindlichkeit zu nöthigen, noch nicht verfucht 
worden ſei. 


Kr. 1271. 
Pachtung eines Berlaffenfchaftsgutes durch den Miterben. 


Entſch. v. 3. Februar 1861, Nr. 15302 AS eitätigung des das Urtheil 
der Prätur Bicenga v. 30. Detober 1860, Ar 17931, abändernden Ur⸗ 
theild des O. L. G. Venedig br 4 gtozemb er 1860 Nr. 22716). 6.9. 


' 


A und B Fefigen al8 Erben ihres Vaters mehrere Grundſtücke. 
B, als teftamentarifcher Verwalter der väterlihen Verlaſſenſchaft, 
überließ dem A die Nutznießung eines dieſer Grundſtücke gegen jähr- 
lihe 75 Lire, welche A, anftatt fie baar zu bezahlen, ſich von feinem 
Antheile an den Nutungen der Berlaffenfhaft abrechnen laffen ſollte. 
B füntigte nad) einiger Zeit dem A diefen von ihm als Padtung 
qualificirten Vertrag, worauf A die Kündigung mittelft Klage beftritt. 
Tas Gericht erfter Inftanz erflärte, dem Klagebegehren gemäß, bie 
Auffündigung als wirfungslos; das Dberlandesgericht verwarf das 
Begehren. 

Der oberfte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz und bemerkte in den Motiven, daß der in Rede ſtehende 
Vertrag, wodurch dem Kläger die Benügung einer nicht vertretbaren 
Sache auf eine gewiffe Zeit — von Einem Jahre, rejpective von 
Jahr zu Jahr — gegen einen beftimmten Preis überlafjen wurde, 
ein mit allen Erforberniffen des S. 1090 a. 6. ©. B. verjehener Be- 
ftandvertrag fei, deffen rehtlihe Natur durch die Nebenbeftimmungen, 
wonad der Beſtandzins, anftatt baar bezahlt zu werden, von dem 
Antheile des Pächters an den Nußungen ber väterlihen Erbichaft 
in Abrechnung zu bringen ift, ebenfo wenig als durch den Umſtand 
geändert werde, daß der Kläger Miteigenthümer des von ihm gepach— 
teten Grundſtückes ift, weil das Geſetz ($. 1093) ben Fall vorſieht, 
daß der Eigenthümer die Benützung ſeiner eigenen Sache in Beſtand 
nehmen könne. 





Glaſer, Unger und Walther Entſch. III. 16 
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Nr. 1272. 
Subjectiver Umfang der Nullität eines Urtheils. 


gl. v. 6. Februar 1861, Nr. 6238 Bettätigun des dad Decret bed 

8.6. Reps v. 31. Anguft 1860, Nr. 8557, abändernden Decretes des 

D. L. G. Hermannitadt v. 29. Deinber 4560, Nr. 10594). Tribline 1861, 
r. ® 


Gegen das in erfter Inftanz gefällte Erkenntniß, wodurch auf 
die Sage ber Gemeinde A wider 14 Infaflen der Gemeinde diefelben 
zur Zahlung von 40 fl. verurtheilt wurden, ergriffen einige ber Be- 
Hagten im eigenen Namen und in dem ihrer Genofjen, von benen 
aber zwei nicht angeführt wurben, die Appellation und das Oberlan- 
desgericht caffirte mit Decret, welches im Recursweg vom oberften 
Gerichtöhofe beftätigt wurde, wegen Mängel in der Streitverhandlung 
das appellirte Urtbeil und das Verfahren mit Einfluß der Klage. 
Nun begehrte Die Gemeinde die Execution dieſes Urtheil® gegen jene 
zwei Bellagten, welde fi dem Appellationsverfahren nicht ange: 
ihloffen hatten. — Das Gericht erjter Inſtanz bewilligte das Ge⸗ 
fu; das Oberlandesgeriht verwarf dasſelbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die obergerichtlihe Entſchei⸗ 
bung in Erwägung, daß das fragliche Urtheil von den Obergerichten 
veßhalb als nichtig aufgehoben wurde, weil bei der mangelhaften 
Streitverhandlung ein Urtheil in merito nicht gefällt werben Tonnte, 
und daß ein nichtiges Urtheil die Rechtskraft bezüglih aller Streit» 
genoſſen verliert. 


Nr. 1273. 


Unerbieten eines Geſchenkes an einen Privat-Bebienfteten für 
bie Berfchaffung einer Anftellung. 


Eutii v. 12. Februar 1861, Nr, 1070 Beftätigung des das Hetpeit 

des B. ©. ber inneren Stadt Wien v. 10. September 1860, Nr. 34970, 

abändernden Decrets bed O.L. G. Wien v. 12. December 1860, Ne. 11497). 
G. 3. 1861, Nr. 36. Tribline 1861, Nr. 228. 


A wollte ih um einen Dienftpoften bei einer Eifenbahngefell« 
Ihaft bewerben und überreichte deßhalb dem B, Vorftand einer Rech⸗ 
nungsabtheilung dieſer Geſellſchaft, welcher auf die Beſetzung der 
Dienftesftellen Einfluß hatte, perfänlih das Competenzgeſuch. Diefer 
erwiderte, bag er ihn, ba berzeit ein Poften nicht offen fei, in Vor⸗ 
merkung nehmen werde. Hierauf übergab A dem B ein in einem 
verfiegelten Couvert befinvliches Creditlos mit einem Schreiben, worin 
er ihm dieſes Los als Ausprud des Dankes für die Bemühung bei 
Berihaffung einer Anftellung anbot. B aber fuhr, nachdem er das 
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Packet eröffnet und den Brief geleſen, den B mit den Worten an: 
„Was ift das? Wie können Sie ſich unterftehen, mir etwas anzu⸗ 
bieten? Das ift eine Beleidigung für mid; ich werde Sie der Polizei 
anzeigen.” A erwiberte Eierauf, daß er nicht beleidigen wollte und 
daß er dad 208 zurücknehme. B entgegnete ihm: „Das belommen 
Sie nit mehr!“ worauf ihn A unter Proteftation wegen Nicht- 
zurädftellung des Loſes verließ. Einige Tage darnach erhielt A von 
der Eifenbabngefellihaft die Verftändigung, daß feine Dienftesftelle 
dafelbft erledigt fei und daß B das ihm zugebachte Los dem Pen- 
fionsfond dieſer Geſellſchaft übergeben babe. — A verlangt num, 
da ein Schenfungsvertrag nicht zu Stande gekommen fei, das Los 
zurüd. Der Bellagte behauptet aber, daß er eben durch die ver- 
weigerte Zurüdftellung des Loſes vie Abficht, es zu behalten, ganz 
unzweideutig ausgefprochen habe, weßhalb aud der Schenkungsvertrag 
zu Stande gefommen und er zur Nüditellung des Loſes oder Erfah 
des Werthes nicht verhalten werden könne. 

Die erfte Inſtanz hat dem Slagebegehren nicht Statt gegeben, 
wohl aber die zweite und dritte. 

Gründe ver erften Inftanz: „Da der Bellagte felbft zu- 
gibt, daß er nach Leſung des Briefes und Empfangnahme des bem- 
felben beigelegten Erebitlofes dem Släger erwidert habe: "Was ift 
das? Wie können Sie ſich unterftehen, mir etwas anzubieten? das ift 
eine Beleidigung für mich; ich werde Sie der Polizei anzeigen!” — 
jo ergibt fi, daß ver Bellagte die von Seite des Klägers erfolgte 
Anerbietung und Uebergabe eines Crebitlofes, im Sinne eined Ge⸗ 
henfes, nicht angenommen habe, und daß fomit, weil zur Berfection 
eines Schenfungsvertrages die auf die Schenkung gerichtete Willens» 
einigung ber Paciscenten erforberli ift, ein folder Vertrag nicht zu 
Stande gekommen fei (88. 861 und 869 a. b. ©. B.) Aus dem 
Titel des Schenfungsvertrages ift alfo ver Bellagte nicht Lerechtiget, 
bie Rückgabe des fraglichen Loſes zu verweigern. Deſſenungeachtet 
fann dem Klagebegehren nicht Statt gegeben werden. Denn es ift 
vor Allem das Geſtändniß des Klägers ins Auge zu fafen, daß er 
das erwähnte Creditlos dem Beklagten nur deßhalb gegeben habe, weil 
Kläger ſich um einen Dienftpoften bei der Eifenbahngefellfhaft bewarb, 
und weil er hörte, daß Beklagter auf die Befegung ſolcher erlevigter 
Dienftpoften Einfluß nehme; ferner, daß ihn, dem Kläger, nur um bie 
Erhaltung des angefuchten Dienftpoftens zu thun gewefen ſei, und fi 
nur darauf dieſe Erfenntlichfeitsäußerung bezogen babe; daß er es 
baher für zweckmäßig gehalten habe, dem Gegner ein Geſchenk zu 
machen, um deſſen Verwendung für fi zu gewinnen; daß er das Ge. 
ſchenk nur als Remuneration für die Verwendung zu feinen Gunften, 
und blos in Anerkennung der in Ausficht geftellten Verwendung an⸗ 
geboten habe, endlich daß diefes fein Benehmen Tadel verdiene und 
den Beflagten als Ehrenmann verlegen könne. Dem Ungeführten zu⸗ 
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folge hat alſo der Kläger dem Gegner das fragliche Creditlos nur 
in der Abſicht übergeben, damit ihm dieſer in Berückſichtigung des ge⸗ 
gebenen Creditloſes eine Anſtellung bei der Eiſenbahn verſchaffe. Der 
Natur der Sache nach kann daher in dieſem Rechtsfalle eine von Seite 
bes Klägers beabfichtigte Schenkung (animus donandi) gar nicht ange- 
nommen werden, fondern ift diefer Fall vielmehr, da es dem Kläger 
nur um eine Öegenleiftung des Beklagten zu thun war, nad den 
Grundſätzen über die entgeltlichen Dienftverträge zu beurtheilen. Da 
es nun feinem Zweifel unterliegt, daß es dem Bellagten feiner 
Dienftesftelung nad nicht erlaubt fei, in Rüdfiht auf die ihm ob- 
liegende Dienftleiftung und Gejhäftsführung von Dritten Geſchenke 
anzunehmen, und daß ihm insbeſonders bei Dienftesbefegungen obliege, 
mit der firengften Gewifjenhaftigkeit vorzugehen, fo erhellt, va dem 
Beklagten das Creditlos nur zur Bewirkung einer unerlaubten Hand⸗ 
lung, als welche die Berfhaffung eines Dienftpoftend gegen Remune- 
ration jebenfall® angefehen werden muß, übergeben worben ſei. Nach 
Analogie des $. 1013 a. b. G. B. verfällt aber das einem Bedien⸗ 
fieten mit Rüdficht auf feine Dienftleiftung Gegebene, und ebenfo kann 
nad $. 1174 a. b. ©. 3. das zur Bewirkung einer unerlaubten 
Handlung Gegebene nicht mehr zurüdgeforbert werben; daher erſcheint 
die Weigerung des Bellagten zur Rüdgabe des ihm von dem Kläger 
gegebenen Crevitlofes im Geſetze begründet und das Klagebegehren 
unſtatthaft.“ 

Gründe der dritten Inſtanz: „Die Angabe des Klägers 
A, daß der Geklagte B, als er den ihm übergebenen Brief, worin das 
Creditlos eingejchloffen war, gelefen hatte, im barfchen Zone ihn, 
Kläger, mit den Worten anfuhr: "Was ift das? u. f. w., ift vom Ge⸗ 
Hagten nicht in Abreve geftellt worden. Diefe Aeußerung des Letzteren 
zeigt aber deutlich, daß er kein Gefchent für fi, wie e8 doch Kläger 
beabfichtigte, annehmen wollte, vielmehr ſchon das bloße Anerbieten 
für eine Beleidigung erklärte. Er nahm e8 daher auch nicht für fi an, 
fonvern blo8 um e8 der Generaldirection der Eifenbahn zur Verfügung 
zu ftellen, was er fohin auch that, zu welchem Behufe aber der Kläger 
das 208 ihm nicht behändigt hatte. Nachdem alfo diefer ihm zwar 
ein Geſchenk damit für ihn felbft machen wollte, er aber dasjelbe für 
fi nicht behalten zu wollen durch concludente Handlung erflärte, jo 
ift kein Schenfungsvertrag zu Stande gefommen, und der Geflagte: 
muß das Los, welches er ohne rechtlihen Grund inne hat, zurück⸗ 
ftellen, oder deſſen Werth erjegen, weßhalb das obergerichtliche Urtheil, 
welches diefe Verpflichtung ausſprach, zu beftätigen war, —“ 


— 245 — 


Ar. 1274. 


Auftrag an ben Abvocaten, einen beferirten Haupteid anzu- 
nehmen: Tod des Delaten vor dem Urtheil. 


gut, v..13. Febrnar 1861, 3. 727 (Beftätigung des das Decret des 

B. G. Raudnic v. 16. Inni 1860, Nr. 3013, abandernden Decretö des 

O. L. ©. Prag dv. 31. Juli 1860, Nr. 12816). ©. 3. 1862, Nr. 78. 
G. H. 1862, ©. 355. 


A trug dem B den Haupteid auf; der Advocat des B nahm, 
geftüägt auf eine von diefem eigenhändig unterfchriebene species facti, 
in der Einrede und Duplif den Haupteid an. Ehe jevody noch das auf 
den Haupteid erkennende Urtheil erging, ftarb B. Sein Advocat ver- 
langt nun, daß ber Eid für abgefhworen angefehen werde, gegen 
welches Anſuchen A proteftirte, da fih B zur Ablegung des Haupt- 
eides gerichtlich nicht angeboten habe, daher die Bedingung bes 8.233 
a. ©. O. abgehe. Das Hofvecret vom 5. März 1795 Nr. 222 
3 ©. ©. handle nur von dem Falle, daß ver Eid vom Deferenten 
angeboten wurde. Nacd dem Hofdecret vom 12. Mär; 1789 Nr. 986 
3. ©. ©. fei in den Fällen, wo der von einem Theile aufgetragene 
Haupteid vom Gegentheile angenommen wurde, derjenige, der die An- 
nahme im Procefje erklärt hat, an diefe Erklärung nicht gebunden. 
Die Satjchriften feien von B nicht unterfchrieben. 

Die erfte Inftanz fah den Eid nicht als abgejhworen an; 
die beiden höheren Inftanzen entſchieden im entgegengefegten Sinne. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der 8.233 a. ©. O. 
ſpricht fih im Allgemeinen dahin aus, daß wenn Jemand vor der Ab- 
legung des ihm zuerfannten Eides ftürbe, der Eid unter der normir⸗ 
ten Bedingung für abgefhworen zu halten fei. Das Gefeg ftellt hier 
zwijchen den Deferenten und Delaten feinen Unterſchied auf, daher 
aud die Behauptung des Recurſes, daß nur in dem Falle, als 
der Tod des Deferenten eingetreten fein würde, biefer Paragraph zur 
Anwendung kommen könnte, unridhtig iſt. — Es iſt ferner gleichgiltig, 
ob der Tod der Partei vor oder nad) dem Urtheile eintrat, ſobald ſich 
nur diefelbe entweder gerichtlich zur Ablegung des Eides angeboten, oder 
zufolge HofvecretS vom 5. März 1795 Nr. 222 in ver ihrem Rechts⸗ 
freunde Übergebenen species facti denfelben zu der Anbietung des Eides, 
worunter auch die hiedurch beurkundete Bereitwilligfeit zu deſſen Ab» 
legung zu verftehen ift, obgewaltet hat. — Nachdem nun der Bellagte 
in der vorliegenden species facti ausdrücklich erklärte, daß er den ihm 
in der lage aufgetragenen Haupteid rüdfichtlih des zu Stande ge- 
tommenen Kaufvertrages in verneinender Form mit gutem Gewiſſen 
ablegen könne, nachdem ferner nicht in Abrede geſtellt wird, daß die 
Vollmacht des Advocaten auf die Auftragung und Annahme von Eiden 
gelautet hat, fo läßt es ſich mit Rückſicht auf die species facti und 
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die Vollmacht in ihrem Zufammenhange nicht bezweifeln, daß der Bes 
vollmädtigte zur Annahme des Haupteides im Namen des Bellagten: 
ermächtigt war, und daß, ta ber Bellagte erwiefenermaßen vor 
Füllung des Urtheils ftarb, das Geſuch, daß diefer Eid für abge- 
[hworen gehalten werte, im Sinne des erwähnten Hofdecrets ge⸗ 
ftellt werben konnte.“ | 


Nr. 1275. 
Berpflihtung zum Erfag der Koften des Eidesverfahrens. 


Entf. dv. 13. Februar 1861, Nr. 808 (Beltätigung des dad Dreret der 
rätur Revere dv. 16. November 1860, Nr. 5368, abändernden Decrets 
es O. L. G. Denenig v. 18. December 1860, Nr. 24123). ©. 3. 1861, 

Nr. 85. Eco d. Trip. 1861, ©. 141 ff. 


Durch rechtsfräftige® Urtheil wurde der Kläger für ten Yall, 
daß der Beklagte den ihm aufgetragenen Haupteid ſchwören werde, 
mit feinem Begehren abgewiefen und jchuldig erklärt, dem Letztern bie 
Procepkoften zu erfegen. Der Bellagte überreichte das Eivesantretungs- 
geſuch, in welchem er auch bie damit verbundenen Koften zur Liquis 
dirung anmelvete, und nachdem die Liquibirung von Eeite des Richters 
erfolgt und vom Bellagten der Eid abgelegt worden war, begehrte er 
gegen den Kläger die Mobilienpfändung zur Hereinbringung ber richtig 
geftellten Koften der Eivesantretung. — Diejes Executionsgeſuch wurde 
von der erften Inſtanz abgewiefen, von tem Oberlandesgerichte be= 
willigt. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die Entfcheitung der zweiten 
Inſtanz aus den nachftehenden Gründen: „Die Partei, welcher durch 
richterliches Urtheil — unter der Bedingung eines von ihr zu ſchwö— 
renden Eides — ber vom Gegner zu leiftenne Erfag der Koften ihrer 
Streitführung zuerlannt wurde, hat hiermit das Executionsrecht für 
ſämmtliche Proceffoften erworben. Diefelben umfaffen nun auch die 
mit der Antretung und Ablegung des Eides verbundenen Auslagen, 
weil nad ven beftehenden Borfchriften des Civilproceſſes Parteieneide 
zu den Bemweismitteln zählen, mithin die Antretung und Ablegung 
folder Eide Proceßhandlungen find, weldhe, obſchon fie vermöge ber 
Einrichtung des Streitverfahrens dem (bedingten) Endurtheile nach⸗ 
folgen, immerhin gleich der vor deſſen Fällung ftattfindenden Aufnahme 
anderer Beweife noh dem Erfenntnißverfahren angehören. Aller» 
dings können bie viesfallfigen Koften nicht Gegenſtand der Liquidirung 
im Enburtheile fein, denn fo lange der aufgetragene Parteieneid nicht 
angetreten und abgefhworen ift, bleibt e8 ungewiß, ob und welche 
Koften aus der Vornahme dieſer Procephandlungen für die Partei 
entftchen werten: allein dieſer Umftand verhindert nicht, daß biefelben 
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nad ter Ablegung des Eides durch richterliche Verordnung liquidirt 
werben, in welchem Falle ihnen, gleich den bereits im Endurtheile 
liquibirten Proceßkoſten, das Executionsrecht zukommt“. 


Nr. 1276. 


Unzufäfigeit des Borbehalts eventueller Wiederaufnahme eines 
Erecutionsmittels. 


Entid. v. 18. Fchruar 1861, Nr. 1259 „bänterung der zeaele der 
rätne Seravalle dv. 30. Cetober 1860 3, un D. 
enchig v. 11. Ferember 1800, N.2854 235 545) Eco d. Trib. . 1801, ©. 157. 


Nach fruchtlos gebliebenem Verſuche der erecutiven Mobiliarpfäne 
dung hatte A wegen ſchuldiger 300 Lire den Perfonalarreft gegen 
bie B erwirkt. Einige Zeit nachher brachte A jedech in Erfahrung, daß 
B inX einige Grundftüde befige und fuchte deßhalb um die Bewillis 
gung ter erecutiven Pfändung berfelben, fowie um Entlaffung ver 
Schuldnerin aus dem Perfonalarrefte unter der Bedingung an, daß 
er letztere wieder aufnehmen dürfe, falls die angefuchte Pfändung zu 
feiner Dedung feiner Forderung führen follte. 

Die erfle Inflanz gab diefem Begehren feinem vollen Umfange 
nad) Statt, die zweite ſchlug dasſelbe rückſichtlich des Vorbehaltes 
‚ver eventuellen Fortſetzung des Perſonalarreſtes ab. Der oberſte Ge⸗ 
richtshof beſtätigte die untergerichtlichen Entſcheidungen, inſoweit ſie 
miteinander gleichlautend waren, erklärte jedoch jede wie immer geartete 
Entſcheidung unter Zuläſſigkeit einer eventuellen Wiederaufnahme der 
Perſonalexecution für derzeit unſtatthaft, in Anbetracht, „daß die Par- 
teien nicht das Recht haben, vor Gericht ein gegen einen Sat bes 
jus publicum verſtoßendes Uebereinfommen zu fchließen, nod meniger 
aber eine derfelben dem Richter eine wibergejegliche Bedingung im Exes 
eutionsverfahren ftellen könne. Als folche aber fielle ſich das Begehren. 
dar, über ein fünftiges Geſuch definitiv nunc pro tune zu entſcheiden“. 


tr. 1277. 
Abweifung eines wiederholten Friftgefuches ohne Vernehmung 
des Gegners. 


Entid. v. 21. Februar 1861, Nr. 1456 (Beftätigung der neihfürmigen 
Decrete des „Wien v. 15. Decımber 1860, Nr. 83254 und des O L. G. 
Wien v. 9. Jänner 1801, Nr. 203, 8 3. 1861, Nr. 58. 2 5. 1861, 


Nah Abweifung eines Gefuches um Ertheilung einer Frift zur 
Einrede brachte ter Zellagte, indem er angab, zur Aufertigung ber 
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Reinſchrift noch einiger Tage zu bedürfen, ein neuerliches Friſtgeſuch 
ein, welches jedoch von der erſten Inſtanz ohne Vernehmung des 
Gegners ſofort abgewieſen wurde. Dem dagegen ergriſſenen Recurſe 
ward weder in zweiter noch in dritter Inſtanz ſtattgegeben; der 
oberſte Gerichtshof bemerkte: 
„Durch die Beſtimmung des Hofdecretes vom 4. Mai 1785 
Nr. 420 3. ©. ©. wird ver Partei nur die Rechtswohlthat zu Theil, 
nad) der Zurüdweifung eines Frifterftredungsgefuches noch fo viele Tage, 
als bei Ueberreichung des abgefchlagenen Gefuches von der früheren Frift 
erübrigten, zur Erftattung der Satzſchrift benägen zu können, und bie 
Hofpecrete vom 14. Juni 1784 Nr. 306 lit.u, vom 11. September 1784 
Nr. 335 lit. hund vom 31. October 1785 Nr. 439 it. u nebft der 
Erläuterung der Gefeßgebungs-Hofcommiffion vom 13. Sinner 1825 
Nr. 20 (Wefjely J. Nr. 336) können nicht bahin ausgedehnt wer⸗ 
den, daß der Partei, die mit ihrem Friſtgeſuche gänzlich abgewiefen 
wurde, auch geftattet fein follte, nun anftatt ber Sagihrift das be- 
reitö abgefchlagene Friftgefuch wieder mit der Wirkung anzubringen, 
„daß darüber abermals die Gegenpartei um ihre Aeußerung einver- 
nommen werde, und inzwifchen und bis zur Enverledigung dieſes er- 
neuerten Gejuches ver Ablauf der Frift zur Einbringung der Sup- 
Schrift in der Schwebe gehalten werde, weil dadurch im Wiverfpruche 
mit den in den 88. 37 und 38 a. ©. D. und in den oben allegirten 
Hofdecreten, fowie in jenem vom 25. Auguft 1783 Nr. 179 dit. e 
und vom 18. Juni 1795 Nr. 236 lit. b liegenden Grundſätzen, — 
daß nämlich dem Belangten wohl die Möglichkeit feiner Vertheidigung, 
aber nicht ein Mittel eingeräumt werden fol, das Einfchreiten des 
Rechtsſuchenden willfürlih zu hemmen, — dem Belangten Gelegenheit 
gegeben wäre, die Contumacirung fo lange unmöglih zu machen, als 
e8 ihm gelänge, immer noch innerhalb eines foldhen Wriftreftes, oder 
wenn fein voller Tag erübrigte, nod an vemjelben Tag, an welchem 
ihm ein abjchlägiger Beſcheid zugeftellt wurde, das Friftgefuh auch 
ohne einen neu dazwiſchen gefommenen haltbaren Grund zu erneuern. 
Wenn die Untergerichte ferner in vorliegendem Falle in der legten 
Vriftwerbung nur die Reproducirung eines bereit® gänzlich abge- 
ſchlagenen Friftgefuches erkannten, jo fann aud hierin eine acten- 
widrige Auffaffung nicht gefunden werden, weil das ſelbſtverſtändliche 
und jedenfalls vorausgejegte Erforderniß einer Zeit zur Anfertigung 
einer Reinfohrift und zur Revidirung derſelben, fowie zur Genehm⸗ 
haltung von Seite der vertretenen Partei Fein neu vorgelommenes 
Hemmniß bildet, worüber die Einvernehmung des Gegentheiles erfor- 
derlich wäre.“ 
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Außergerichtliches Geſtändniß der unehelihen Vaterſchaft. 


gatu. v. 26. Februar 1861, Nr. 1237 GBeſtätigung des das Urtheil des 
G. Buchau v. 20. Jun i 1860, Nr. 1737, abandernden Urtheils des 
88 . G. Brag dv. 5. Stopember 1860, Nr. 14812). ©. 3.1861, Nr. 100. 


Die A klagt gegen vie Verlaffenfhaft B auf Alimentation 
ihres unehelichen Kindes; fie beruft ſich auf ein außergerichtliches Ge— 
ſtändniß des B, der Vater diejes Kindes zu fein, und beweift das— 
felbe dur Zeugen und Erfüllungseid. Ein Zeuge beftätigt aud, 
daß das Geſtändniß in Gegenwart der A abgelegt wurde, allein die 
erfte Inſtanz findet das nicht genügend, weil noch nicht bewiefen 
ſei, daß das Geſtändniß auf Befragen einer Perfon, „von welcher 
B wußte, daß ihr daran gelegen fei, die Wahrheit zu erfahren, erfolgt 
fei, welder Umftand jedoch zugleich mit erwiefen fein muß, wenn 
das außergerihtlihe Geſtändniß nah 8. 110 a. ©. O. beweid- 
wirkend fein fol”, und weil, auch abgefehen davon, „noch nicht 
die geſetzliche Vermuthung eintreten würde, daß B diefes Kind auch 
wirklich erzeugt habe, weil ver 8. 163 a. b. ©. B., welder dieſe 
geſetzliche Vermuthung aufftellt, niht blos von dem Geſtändniſſe eines 
Mannes, Vater irgend eines unehelihen Kindes zu fein, jondern von 
einer ausdrüdlichen Erklärung des Mannes, der Mutter eines Kindes 
innerhalb des in diefer Gefegesftelle aufgeführten Zeitraums beige» 
wohnt zu haben, fpricht, über diefe Beimohnung innerhalb des in der 
Klage angegebenen Zeitraums aber aud der Zeuge nichts anzugeben 
im Stande war", 


Dagegen erlannte die zweite Inflanz auf den Erfüllungseib 
ver A. Sie fand, es fei „über den hier entjcheidenden Umſtand bes 
außergerichtlihen Geftänbniffe® des B, daß er der Vater des unehe- 
lichen Kindes fei, worin offenbar zugleich das Geſtändniß liegt, der 
Mutter innerhalb der im 8. 163 a. b. ©. B. feftgeleßten Zeit bei- 
gewohnt zu haben, jedenfalls die erfte halbe Probe hergeftellt, welche 
durch den Erfüllungseid der A. ergänzt werden kann. Die von dem 
erften Richter ausgefprochene Anfiht, daß das im $. 163 a. b. ©. 
B. erwähnte außergerichtliche Geſtändniß, um beweiswirkend zu fein, 
mit den Erforderniffen des $. 110 a. G. O. verjehen fein müſſe, 
kann das Oberlandesgericht nicht theilen, weil das. im $. 163 nor- 
mirte aufßergerichtliche Geſtändniß eine befondere Art des Beweiſes 
der Baterfchaft bildet und dieſes Geſtändniß mit den Erforderniffen 
des 8. 110 a. ©. O. nicht verjehen fein muß, indem fonft der Ge- 
feßgeber im 8. 163 a. ©. DO. viefen Beweis nicht befonderd und 
als Gegenfa zu der gerihtsorbnungsmäßigen Beweisart Hingeftellt 
haben over der ganze zweite Say etwas Weberflüfjiges enthalten 
würde, was nicht angenommen werten kann. Mebrigens mürde im 


Falle ver Herftellung tes von den Klägern angetragenen Beweifes 
die in Rede ftehbende Bedingung des $. 110 a. ©. O. wirklich vor⸗ 
handen fein, indem bewiefen wäre, Daß das außergerichtlihe Geſtändniß 
von Eeite des Bellagten der Kindesmutter gegenüber abgelegt worden 
fei, der zumeift daran gelegen war, bie Wahrheit zu erfahren. Es 
mußte demnach mit Abänderung des in anderer Richtung ergangenen 
erftrichterlichen Urtheild auf den gehörig angebotenen Erfüllungseid ver 
A in Gemäßheit des $. 212 a. ©. D. erkannt und von deſſen Ab- 
legung oder Verweigerung die Entſcheidung der Streitſache abhängig 
gemadt werden.” 

Diefes obergerichtlihe Erkenntniß hat der Gerichtshof mit dem 
Beilage beftätigt, daß der der A auferlegte Erfüllungseid dahin zu 
lauten babe: „daß B nad der Geburt ihres unehelichen Kindes Karl 
ihr gegenüber aufergerichtlich befannt habe, Erzeuger dieſes Kindes 
zu fein”, und zwar aus folgenden Grünten: „In Betracht, vaß ver 
unbevenflihe Zeuge L ausgefagt hat, daß B der A öfters und aus 
drücklich erkiärt habe, vaß er der Vater ihres Kindes ift, daß dem⸗ 
nach der Zeuge beftätiget, B habe jene Erklärung derjenigen Perſon 
gegenüber ausgefproden, ber daran gelegen war, die Wahrheit zu 
erfahren; in Betracht, daß A der Erfüllungseib dahin aufgetragen 
werden muß, B habe fih nach ter Geburt ihres unehelichen Kindes 
Karl ihr gegenüber al8 den Erzeuger diefes Kindes außergerichtlich 
befannt, wie felber von ihr auch angeboten worden ift, und mit Rüd- 
fit auf bie weiteren Entfeheitungsgrünte des Oberlantesgerichtes hat 
ber oberfte Gerichtshof das Urtheil desfelben beftätiget und nur vie 
Eidesformel im obigen Sinne modificirt.“ 


Nr. 1279, 


Berechtigung zum Begehren einer Pränotationslöfchung, 


Entid. v. 27. Februar 1861, Nr. 1533 (Abänderung der Decrete des B. G. 
Leitomifhl dv. 5. December 1860, Nr. 8935, und deö DO. 8. G. Prag v. 
15. Jänner 1861, Nr. 605). ©. H. 1861, ©. 254. 

Das dem A gehörige Gut X war im Erecutionsweg veräußert 
worden. Der Erfteher C hatte eine darauf pränotirte Erſatzforderung 
des B ohne Abſchlag vom Kaufſchilling übernommen. Gleich nad 
Ablauf der Frift zur Einbringung der Rechtfertigungsklage (1. De⸗ 
cember) juchte A die Löfhung der Pränotation an. Diefelbe wurde 
bewilligt und das am 8. December überreichte neuerliche Friſtgeſuch 
bes Prünotirten B darauf gewiefen. Die zweite Injtanz wies den 
ergriffenen Recurs ab, „weil A, wenngleich die Realität X an C über- 
ging, für das pränotirte Recht noch immer perſönlich haftend bleibt, 
mithin es jedenfalls in feinem Intereſſe liegt, die Löſchung der gegen 
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ihu bewilligten Pränotation zu erwirken“. Der oberſte Gerichtshof 
wies den A mit feinem Löſchungsgeſuch ab und trug ber erften In» 
ſtanz auf, das Friftgefuh vom 8. December mit KRüdfiht darauf 
dem Gejege gemäß neuerlich) zu erlevigen. Gründe: „Nicht ber 
Bitifieller A, fondern C ift in Folge der grundbücherlich einverleib- 
ten Uebergabsurfunde Eigenthümer ber mit ber betreffenden Pränote- 
tion behafteten Realität X. A war taher in eigenem Namen zur ' 
Stellung des Löſchungsbegehrens nicht berechtigt, weil es ſich hier nur 
um Rechte und Verpflichtungen zwiſchen B und C ald Befiger jener 
Realität, welchem die pränotirte Verpflichtung ohne Einrehnung in 
den Rauffchiling überwiefen worden war, handelt, in welche Rechts⸗ 
verhältniffe eine dritte Perfon einzugreifen nicht berechtigt if. Der 
Umftand, daß C noch perfönlich verpflichtet ift, macht feinen Unter- 
fohied, da nicht die Verpflichtung desfelben, fonvern jene des Reali- 
tätenbefigers, mit welcher die perfünliche Verpflichtung noch keineswegs 
erlofhen wäre, in Rebe ſteht.“ 


Nr. 1280. 


Einklagung eines Kaufpreifes nach Verjährung des zu deſſen 
Begleihung acceptirten Wechfels. — Verhältniß des Urtheils 
zu dem in ber Klage geltend gemachten: Rechtsgrund. 


Entid. v. 5. März 1861, Ne. 4491 a —— des Urtpeite des ed ®. 
Bien v. 6. September 1860, Abänderung des Urtheils des 
D. 8. 6. Wien v. 21. November 1860, Nr. 11692), ©. . 1861, Nr. 62. 

Die Firma A hat dem B Waaren verkauft und diefer hat zur Be- 
gleihung des Kaufpreifes einen Wechfel acceptirt. Nach Eintritt der 
Wechſelverjährung klagt nun A den Betrag ein, ohne des Wechſels zu 
gedenken, und lediglich auf das erfolgte Berfaufsgeicäft ſich ſtützend. 

Die erſte Inſtanz verurtheilte den Beklagten auf Grund des 
Art. 83 W. O., alſo aus dem Titel der Bereicherung; die zweite 
wies das Begehren zurüd, „meil dur die Acceptirung des Wechfels 
der gemeinrechtliche Forderungsgrund des Klägers aus der behaupteten 
Waarenlieferung in ein wecjelmäßiges Rechtsverhältniß verwandelt 
wurbe, welches als ein felbfiftändiges erjcheint, da die Kläger hiedurch 
den Willen an den Tag gelegt haben, fich bei Geltendmachung ihres 
Vorberungsrechtes den Normen des Wechjelrechtes zu unterziehen. Es 
ftehen daher ven Rechten der Kläger feine anderen als wechjelmäßige 
Berpflichtungen des Geklagten gegenüber; es hat nad $. 1376 a. 6. 
&. B. tur Umänderung des Nechtögrundes eine Novation ſtatt⸗ 
gefunden, und ift das gemeinrechtliche Forderungsrecht erlofhen. Da 
nun auch ver Wechfelanfprud verjährt ift, auf den Titel der Bes 
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reiherung nad) Art. 83 W. O. die Klage aber gar nicht geftügt wurde, 
jo müſſen die Kläger mit ihrer Forderung abgewiefen werden.” 


Der oberfte Gerichtshof beftätigte hingegen das Urtheil ber 
eriten Inſtanz, „weil nad dem vom Geklagten acceptirten Wechfel 
die Baluta ausprüdlih aus einer Waarenlieferung entfprungen ift, 
und wenn aud durch die Acceptation des Wechſels und die hiedurch 
‚erfolgte Aenderung des Rechtsgrundes nach $. 1376 und 1377 a. b. 
©. B. eine Novation eingetreten, und das MWechfelreht felbft ver- 
jährt ift, doch noch der Art. 83 W. DO. zu Gunſten der Klaͤger 
erübriget, welcher vom Richter berüdfichtiget werden muß, da bie 
öſterr. Gerihtsorbnung nicht wie das römiſche Recht die Geltend⸗ 
madhung ber orberungen von genau beftimmten. Arten der Klagen 
abhängig macht, fondern der Richter von Amtswegen auf Recht und 
Geſetz zur ſehen hat.“ 


Nr. 1281. 


Hemmung der Execution eines Schiedsſpruches durch bie 
Klage wegen Nichtigkeit desjelben. 


Entid). v. 12. März 1861, Nr. 1551 (Betätinung | der Decrete nei L. ©. 

Wien dv. 30. November: u. 4. December 1860 59715 n. 60411, 

Abänderung des Decretd des O.X. 6. Wien v. 9. "Fünner 1861, Nr. 1). 
Tribüne 1861, Nr. 81. 

In Folge dee. Compromiffes, wodurch A und B die Entſchei⸗ 
bung von Streitigkeiten einem Schievögerichte mit Berzichtleiftung auf 
das Recht der Beſchwerdeführung übertragen hatten, wurde ber Schieds⸗ 
ſpruch gefällt, jedoch von B mittelft einer innerhalb der 14tägigen 
Frift angeftellten Klage als nichtig angefochten. Nah Berftreihung 
biefer Frift und im Zuge des auf die Klage eingeleiteten Procefjes 
begehrte A auf Grund des Schiedsſpruches gegen B die Execution für bie 
Summe, zu deren Zahlung der Legtere vom Schiedsgerichte verurtheilt 
worden war, 

Das Gericht erfter Inftanz verwarf das Erecutionsgefuh unter 
Sinweifung auf Die von B angeftellte, ven Eintritt der Rechtskraft des 
Schiedsſpruches hemmende Nichtigkeitsklage. Das Oberlandesgericht 
bewilligte die Execution, weil das Laudum, gegen welches eine Berufung 
weder angebracht wurde, noch, bei der vorausgegangenen Verzichtleiſtung 
der Parteien auf jegliches Beſchwerderecht, zulaͤſſig ſei, Die Rechtskraft 
beichritten habe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterlihe Entſchei⸗ 
dung, weil die Execution zur Erlangung einer Zahlung nur auf 
Grund eines rechtöfräftigen Spruches ertheilt, ein fchiebsrichterliches 
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Urtheil aber, wegen deſſen Ungiltigfeit, wie im gegenwärtigen alle, 
im Sinne der Refol. v. 14. Juni 1784 Pr. 306 9.6.6. und 
des Hfr. Eirc. v. 14. Mai 1833 €. Nr. 631 im ordentlichen Rechts⸗ 
nee bie Klage anhängig ift, nicht al8 rechtsfräftig betrachtet werben 
ann.” 


Nr. 1282. 
Condictio indebiti. 


Entf. v. 12. März 1861, Mr. 1788 1 San Een des A des 

8. ©. der inneren Stadt Wien v. October 1 35869, 

änderung des Urtheild des O. L. G. Wien v. 31. Jänner 1861, Nr. 13382). 
G. 3. 1862, Nr. 84. 


Die A wandte ſich zur Erleichterung des Loſes des wegen Ver⸗ 
untreuung angeklagten Z an den Beſchädigten B und bezahlte alle 
Beträge, welche nach einer von B ihr vorgelegten Rechnung von Z vers 
untreut fein folten. Das Gericht nahm einige der Veruntreuungsfacta 
nicht ald erwiejen an, und verwies bezüglich derfelben B auf den Civil- 
rechtsweg. Die A verlangt nunmehr von B den Rücderfaß der ent⸗ 
ſprechenden Beträge, indem fie ſich erbietet, zu beweifen, dieſelben jeien 
von Z nicht veruntreut worden. 

Die zweite Inftanz wies ihr Begehren zurüd, weil fie feinen 
Beweis eines Irrthumes anbiete. Der oberfte Gerichtshof beftätigte das 
Urtheil der erften Inftanz, welche dem Klagebegehren bevingt flattge- 
gegeben hatte, 

Gründe der dritten Inflanz: „Wenn die A burd ben 
Haupteid ihres Bertretungsleifters Z erprobt, daß diefer die...... 
eincaffirten Beträge nicht veruntreut habe, fo hat fie offenbar eine 
Nichtſchuld bezahlt, weil fie mit dem von ihr acceptirten Wechjel nur 
ben durch Die Beruntreuung des Z dem Bellagten zugegangenen Scha⸗ 
den vergüten, und nicht dem Geklagten ein Geſchenk machen wollte. 
Hat fie nun am 17. März 1859 auch die angeblich veruntreuten 50 fl. 
und 25 fl. anerkannt, vermagaber nun, nachdem das Strafurtheil wider 
Z am 11. Juni 1859 ergangen ift, worin dem B auch binfichtlich der nicht 
erwiefenen Handlungen des Z der Rechtsweg vorbehalten wurde, dar⸗ 
zuthun, daß diefe zwei Unterfchlagungen nicht beftehen, fo ift 
zugleih außer Zweifel, daß ihre Anerkennung und Zahlung auf einem 
Irrthume beruhte, ſonach ſie die diesfülligen Beträge zurüdzuforben be= 
rechtigt iſt.“ 


— DA — 
Nr. 1283. 


Hccrescenzrecht bei einem Vermächtniß. 


suis v. 18. März 1861, Nr. 1504 (Beitä inunp des das Urtheil des 

VB. &. Ravelsbach v. 30. December 1859, Nr. 2754, abändernden Urtheils 

des O. L. G. Wien v. 1. Anon 1860, a. 7132) G. H. 1861, ©. 522. 
® + ’ r. 0 


M verorbnete in 8.4 ſeines Teſtaments: „Vermache ich vor mein 
Bruder feine zurüdgelafjenen 5 Kinder, nämlich Marie, Rofalia, Anna, 
Louiſe und Katharina 2000 fl... .' find auf fünf gleiche Theile zu ver- 
theilen.”" Marie und Rofalia ftarben nod vor M. Die Univerfalerbin 
B wollte den drei übrigen Kindern jedem nur 400 fl. auszahlen. Diefe 
begehren nun mittelft Klage das ganze Legat, refp. bie rückſtändigen 800 fl. 
Die erfte Inftanz wies diefes Begehren ab; die zweite und dritte 
Inftanz gaben vemjelben ftatt. 
Gründe der dritten Inſtanz: „.... Die Anordnung des 
$. 4 des Teſtaments ift wohl zu unterfcheiten von dem falle, wenn M 
erflärt hätte, daß er jeder der 5 Töchter feines Bruders 400 fl. ver- 
mache, oder daß er ver Marie ?/, eines Eapitales pr. 2000 fl. u. ſ. w. 
binterlaffe. Denn wenn auch unter Vorausſetzung des Dafeins der Bes 
rufenen vasfelbe Ergebniß einträte, fo hat doch das Gefeg (SS. 560, 
689 a. b. ©. 3.) und zwar mit Recht — in Anwendung der in ben 
allgemeinen Auslegungsregeln niebergelegten Grundſätze — jener Ver⸗ 
fügung, welche mehrere Berfonen zufammen ungetheilt oder auch mit der 
ausprüdlichen allgemeinen Anorbnung der Theilung in ebenfo viele 
gleiche Theile zur Nachfolge in ein Ganzes beruft, einen weitern und 
namentlich den Sinn beigelegt, daß der Erblaſſer dieſes Ganze allen dazu 
berufenen Perfonen und jeder derfelben, foweit fie mit Beachtung der 
Concurrenz der Mitberufenen verlangen Tann, zugedacht wiffen will. 
Wenn auch im gegebenen Tall der Erblafjer bei ver Anordnung der Ber- 
theilung in gleiche Theile auch die Zahl ver Theilnehmenven und der Theile 
genannt bat, fo hat er hiemit doch uicht daS, was er der Marie, der 
Rofalia u. f. w. zudachte, ausdrücklich und unbedingt nur auf Y/, ver 
Lapitalsfumme von 2000 fl. befhränft, und e8 kann eine foldhe Bes 
ſchränkung um fo weniger in den Worten und in dem Sinne des Tefta- 
ments gefunden werben, nachdem er im Schluß des bezüglichen Artitels 
nicht von fünf befonveren Legaten, fondern nur von Einem viesfälligen 
Geſammtlegat fpricht, welches ein Jahr nad) feinem Tode ohne Abzug 
ausgezahlt werben foll, und welches demnach, infoweit Antheilnehmer 
- entfallen werben, vermöge des Zuwachsrechts an die re et verbis Mit- 
berufenen zu gelangen hatte.” 
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Nr. 1384. 


Wirkung der Unterbrehung des Perfonalarreftes. 


gr. — Mär 1501, Ko 1858 — —IVI — —S ö se 
embera d un abände c 
a — 


Nr. 1285. 


Zulaſſigkeit des Perſonalarreſtes nach Aufhebung des Con⸗ 
eurſes ohne Entſcheidung über die Rechtswohlthaten. 


Eutſch. v. 13. März 1861, Nr. 1969 1801, 9.0000 der sleihförmigen 
Deerete des H. ©. Wien v. 24. ame 1861, Nr 000 ‚und b 2. ©. 
Bin v. 6. ebrnar 1861, Nr. 6. 3.18 74. habs 
di Giurispr. prat. 1861, = 10. ibine ser, Nr. 92. 


Jr. 1286. 
Anatocismus: Verzugszinfen von rückſtändigen Zinfen. 


Entid. v. 19. März 1861, Nr. 1182 22070 You des Decretö des L. ©. 

Benedig v. 6. December 1860, banderung des Decrets des 

D.8.G. Venedig v.31. December 1560, Nr. 2 en Giorn. di Giurispr. 
prat. 1862, ©. 115 


Nr. 1287. 


Erecutivproceß: Behandlung des Anſuchens um Erecution 
zur Sicherſtellung, wenn der Beklagte inzwiſchen ſeine Ver⸗ 
bindlichkeit zu erfüllen unternimmt. 


Entſch. v. 19. Bin. nal, F 2030 2 htötigung des Decrets de! H. © 

Wien dv. 2 gsuuner 18 bänderung des Decreiö des O.L. ©. 

Wien v. 29. Yänner 1861, 18801 6. 3. 1861, Nr. 69. Tribüne 
Bi, Nr. 82. Beitfägr. für bad Notariat 1862, Kr. 18. 


B batte fich verpflichtet, dem A und C zwei Accepte über je 
300 fl. zu behändigen, und warb im Erecutioproceß auf Erfüllung 
dieſer Berbinbligei belangt. Während die Kläger um Crecution zur 
Sicherftellung anfuchten, erlegte B zwei Accepte zu je 300 fl. bei Gericht, 
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weßhalb die erſte Inſtanz die Execution verfagte. Dagegen verordnete 
das Oberlandesgeriht, auf das Executionsgeſuch eine Tagſatzung im: 
Sinne des Hofbecretes vom 7. Mai 1839 Nr. 358 3. ©. ©. an⸗ 
zuordnen und biebei vor Allem feftzuftellen, ob die Kläger bereit feien, 
bie 'erlegten Wechfel zu übernehmen ober nicht, und ſonach erſt zu ent⸗ 
ſcheiden, ob viefelben noch einer Sicerftellung bedürfen. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die Erledigung der erften In- 
ſtanz „in ber Erwägung, daß das von den Klägern geftellte Begehren 
auf Uebergabe zweier Uccepte des Geklagten a 300 fl., und eventuell 
auf Zahlung von 600 fl. gerichtet iſt; daß ber Geklagte zwei derlei 
Accepte wirklich zu Gerichtshänden erlegt und bie Kläger hievon ver- 
ſtändiget hat; daß im Zuge des Verfahrens nach dem Hofdecret 
vom 7. Mai 1839 dem Kläger die Erecution zur Sicherſtellung über- 
haupt nur infofern ertheilt werben fol, als er nicht bereit8 hinläng- 
lich ſichergeſtellt ift; daß bie Kläger, wenn fie ungeachtet des ge- 
machten Erlages nod eine weitere ficherftellungsweife Execution auf 
das Mobiliarvermögen des Geklagten begehren, hiezu nur injofern für 
berechtigt angefehen werden könnten, als ſie zu zeigen vermöcten, daß 
und warum fie buch den Erlag ver beiden Wechſel nicht hinlänglich 
fichergeftellt feien; in der Erwägung endlich, daß dies in dem Ere- 
cutionsgefuhe von ben Klägern nicht einmal angeführt, vielweniger 
nachgewieſen wurde”. 


Nr. 1288. 


Klage des Verpächters auf Rückſtellung des Pachtgutes nach 
Ablauf der Pachtzeit ohne vorhergegangene Aufforderung des 
Pächters zur Reftitution. 


Entid. dv. 19. März 1861, Nr. 2075 aha des arthei des B. ©. 
gar inenthal v. 31. October 1859, Abänderung des Urteils 
des O. L. G. Prag v. 17. Juli 1860, Nr. 10358). Tribüne 186), Nr. 118. 

A: belangte feinen Pächter B nad) Ablauf der Beftandzeit um Zu⸗ 
rückgabe des verpachteten Grundſtückes. Das Gericht erfter Inftanz er⸗ 
kannte nad) dem Klagebegehren. 

Das Oberlandesgericht wie den Kläger ab aus folgenden Grün 
den: Die Zurüdftelung des Pachtobjects, wozu der Beklagte nad) Ber» 
lauf der Beftandzeit gemäß 8. 1109 a. b. G. B. allerdings verpflichtet 
war, konnte nad) der Bejchaffenheit der (unbeweglichen) Beſtandſache 
nur darin beftehen, daß fih der Bellagte jeder ferneren Benügung 
berfelben enthielt und den Kläger an ver Ausübung feiner Eigenthums» 
befugniffe nicht binderte. Da nun der Kläger nur anführte, daß B 
in Rüdjtellung des Grundſtückes ſäumig fei, jedoch nicht behauptete, 
daß derſelbe nach verftrichener Pachtzeit die Benützung fortgefegt ober 
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ihn an ber Verfügung mit der Sache gehindert habe, und bie Ein- 
wendung bed Bellagten, daß A nichts veranlaft habe, um das Pacht: 
gut zurädzunehmen, ganz unbeantwortet ließ, — da ferner eine Ber» 
pflihtung des Pächters, dem Verpächter die Zurädftellung anzubieten, 
rechtlich nicht befteht, und der Kläger nicht einmal anführte, daß er 
vom Beklagten die Zurüdftellung gefordert und Letzterer fie verweigert 
babe, — mithin eine vertragswidrige Handlung des Bellagten nicht 
vorliegt, jo war die Klage abzumeifen.“ | 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte das erftrihterliche Erkennt: 
niß und bemerkte in den Motiven: „Darin, daß der Beklagte feine Ber- 
pflihtung zur Zurüdftellung der Beſtandſache nach bereits verftrichener 
Pachtzeit ausprüdlic zugegeben und in der Duplif erklärt bat, hiezu 
jeden Augenblid bereit zu fein, liegt feine förmlichſte Anerkennung des 
außerdem im $. 1109 a. b. G. B. vollbegründeten Anſpruches des Klä⸗ 
gers, und bei dieſem Sachverhalte war der Richter nicht berechtigt, das 
Klagebegehren abzumweifen. Die obergerichtlihe Abweiſung ift auch nicht 
durch deren Begründung gerechtfertigt; denn die Bereitwilligfeit des Ver» 
pächters, das Pachtobject zurüdzunehmen, liegt Har in der Ueberreichung 
der Klage ausgeſprochen, und wenn der Pächter nicht die Abſicht hatte, 
bie Zurüdftellung zu verweigern, fo war er aud nicht genöthigt, fich 
auf die Klage in einen Proceß einzulafjen und dadurch ben Ber: 
pächter in muthwilliger Weife an der Verwirklichung feined gegründeten 
Anſpruchs zu hindern.” 


Nr. 1289, 


Borausjegungen der Hemmung der Erecution wegen mitt- 
lerweiliger geleifteter Zahlung. 


Eutſch. v. 19. März 1861, Nr. 2106 (Beftätigung ded Decrets ded B. ©. 
gerg v. 26. November 1860, Nr. 2628, Abänderung ded Decrets des 
D. L. G. Wien v. 22. Jänner 1861, Nr. 725). Tribiine 1861, Nr. 230. 


Als die dem A bewilligte executive Schägung des Hauſes 
ſeines Schulonerd B vorgenommen werben follte, wies ber Xegtere 
dem Gerichtscommiſſär die ihm von einem Copiſten ded Abvocaten 
des A ausgeftellte Duittung vor, laut welder B feine ganze Schuld 
dem Copiften für die Kanzlei des Vertreterd des Erecutionsführerd 
bezahlt hatte. Deßhalb unterblieb die Schägung, deren Vornahme 
jevoh von A neuerdings nachgeſucht wurde, weil der Copift das 
empfangene Geld unterfchlagen hatte und darum bereitd in ftraf- 
gerichtliche Unterfuhung gezogen worden war. B opponirte Dagegen, 
indem er mit Berufung auf die Quittung die Erlöfchung des geg- 
neriſchen Erecutionsrechtes behauptete. 

Glafer, Unger und Walther Entf. II. 17 
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Das Geriht erfter Inſtanz verordnete die Vornahme der 
Schätung Tas O. L. ©. wies den A mit feinem Geſuche ab, weil bei 
dem durch die Quittung nachgewieſenen Erlag der vollen Erecutiond- 
fumme der Erecut nad) Analogie des 8. 338 a. ©. D. gegen bie Yort« 
fegung der Execution bi8 zur Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit des 
Erlags geſchützt werden müſſe, diefe Entfcheidung jedoch vom Gerichte 
nicht im Erecutionsverfahren getroffen werden fünne. 

Der oberſte Gerichstshof beftätigte die Verordnung der erften 
Inſtanz „in der Erwägung, taß nad dem Hofvecrete vom 22. Juni 
1836 Nr. 1453. ©. ©. der Erecut, welcher die Erlöfchung des Erecutiond- - 
rechtes durch Zahlung behauptet, dies mittelft Klage geltend zu machen 
hat, daß aber in ſolchem Falle die Erecution nur dann gehemmt wird, 
wenn ber Execut die Thatfache, kraft weldher das Erecutionsredt erlo- 
ſchen fein foll, durch vollbeweifende Urkunden darzuthun vermag; daß 
bie von B beigebrachte Quittung als eine ſolche Urkunde nicht ange» 
fehen werben fann, weil tie Berechtigung des Ausfteller8 derfelben 
zum Empfang des Geldes und hiermit die Siltigfeit der geleifteten 
Zahlung eben beftritten ift; dag nun dieſe Frage allerdings nicht im 
Erecutionsverfahren entfchieven werden darf, allein eben jo wenig der 
Crecutionsführer mit der Klage auf Ungiltigfeit der Zahlung aufzu- 
treten, fondern vielmehr der Erecut, der ſich auf diefe Zahlung beruft, 
die Wirkſamkeit derfelben als Kläger geltend zu machen hat“. 


Nr. 1290. 
Competenz des Eivilgerichtes für Milttärperfonen wegen zu- 
ſammenhängender Streitfachen. 
Eutid. v. 22. märg 1861, Nr. 2277 (Abänderung der a j rmigen 
i 0, Nr. 85744, 


Decrete des A G. Wien v. 27 December 186 und de 
O. 8%. 6. Wien o. 15. Jänner 1861, Nr. 375). ©. 3. 1861, Nr. 64. 


| Nr. 1291. 
Beftimmtheit des Kaufobjectes. Exceptio non adimpleti 
contractus, 


Entid. v. 26. März 1861,Nr. 1755 Geſtätigung des das Urtheil des H. G. 
Wien dv. 30. Anguſt 1860, Nr. 513023, abändernden Mripeits des O. L. G. 
Wien v. 19. December 1860, Nr. 13023). G. 3. 1861, Nr. 89 


A behauptet, B habe ſich verpflichtet, ihm 2 Fäſſer Ceylonkaffee, 
ben Zentner zu 52 fl., und 2 Fäſſer Laquayrakaffee, ven Zentner zu 
49 fl. zu liefern, und klagt auf Erfüllung des Vertrages. Die erfte 


+ 
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Inſtanz wies das Begehren unbebingt zurüd, und begründete dies zu— 
nächſt damit, „daß nach den 88. 1052 und 1062 a. b. G. B. der⸗ 
jenige, welcher auf die Hebergabe dringen will, feine Verbindlichkeit be- 
reitö erfüllt haben oder wenigften® bereit fein muß, fie zu erfüllen. 
Diefe Bereitwilligfeit darf aber fein blos innerer Willensentfchluß fern, 
fondern muß auch Außerlih auf eine für dritte Perfonen erkennbare 
Art, 3. B. durch gerichtliche Hinterlegung des zu Leiftenden, bethätiget 
werden. Eine folde äußere Handlung liegt bier nicht vor. Einen 
weiteren Abweifungsgrund bildet der Mangel einer Teftfegung ver 
Duantität des gekauften Kaffee’s, ta die Gewichtömenge außer den Ein- 
heitspreifen für den Wiener Bentner, blo8 durch den Ausprud Dri- 
ginalfäffer bezeichnet war, ohne daß im Laufe der ganzen Berhanblung 
weber der Ankauf beftimmter 4 Fäſſer, noch aud) die Menge des in 
4 Fäflern enthaltenen Kaffee’s nad) Zentner und Pfunden angegeben . 
war. In Erinangelung dieſer zwei mefentlichen Bedingungen ift daher 
nad den 88. 869 und 1054 a. b. ©. B. gar fein Vertrag zu Stande 
gefommen, weßhalb der Kläger mit feinem Begehren abgewiefen wer- 
den mußte.“ 

Die beiden höheren Inftanzen gingen auf die vom Kläger 
angebotenen Beweife ein, da, wie der oberfte Gerichtshof bemerkt, „die 
Einwentung, daß der Vertrag wegen Unbeftimmtheit der Menge des 
verfauften Kaffee’8 durch die bloße Bezeihnung Originalfoß ungiltig 
fei, vom Geklagten feltft während der Verhandlung nicht erhoben 
wurde, daher fie von Amtswegen nicht geltend gemacht werben fann. 
Uebrigens werben häufig Kaufverträge über Gegenſtände geſchloſſen, 
deren Menge over Gewicht beim Abfchluffe nicht befannt ift, ſondern 
erft nahträglih erhoben und der Berechnung des Kaufpreifes zu 
Grunde gelegt wird; wie 3. B. bei einem Wagen mit Frucht, bei 
Thieren, die erjt gefchlachtet werben follen u. f. w. Daß übrigens 
das Anerbieten des Klägers zur fogleihen Bezahlung des baaren Kauf- 
preifed genügt, um aud den Geklagten zur Erfüllung des Kaufge- 
ichäftes gerichtlich verhalten zu können, ergibt 1“ aus der klaren An- 
ordnung des Geſetzes von ſelbſt.“ 


Nr. 1292. 
Zurüdweifung (a limine) der nach Beendigung des Eoncur- 
ſes angeftellten Klage auf Ertheilung der Rechtswohlthaten. 


Entid. v. 26. März 1861, Mu 2254 nn Ir der aleichförmigen Te 

crete ded 8%. ©. Venedig dv. 7. Jänner 1 RR. 

Venedig v. 29. Jänner 1861, Nr. 2018). Eco d. 34* 1862, ©. 357. fl 
<ribiine 1862, Nr. 19. 
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Nr. 1293. 


Verpflichtung zur Beftellung der Klagscaution — trotz des 
erwirkten Armenrechtes. 


Eutſch. 27. Mär 1861, Nr. 2337 (Betätigung des dad Decret des 
2.9 ©, Wien v. 31. Yünner 1861, Nr. 5994, abändernden Decret3 des 
2.6. Wien v. 26. Februar 1861, Nr. 2190). ©. 3. 1861, Nr. 82. 
Die Eheleute A hatten in ihrem Rechtsſtreite wider B fid) das 
Armenrecht erwirkt. B erklärte jevoh, daß er auf dieſe Klage erft 
dann Rede und Antwort geben wolle, wenn von den Klägern die 
actorifhe Caution zur Sicherfielung der ihm aus dieſem Proceſſe 
erwachſenden Gerichtskoſten geleiftet fein werde. Zugleih wied er 
darauf hin, daß ber Klägerin Johanna A aus dem erecutiven Ber- 
Lauf ihrer Haushälfte noch ein Kauffhillingsreft zu Guten kommen 
bürfte, und daß er fich begnüge, wenn ihm biefe Reſtforderung als 
Santion für die Gerichtskoſten beftelt werde. — Die Kläger ver- 
weigerten Die begehrte Kautionsftellung und beriefen fih auf das 
ihnen ertheilte Armenreht, woraus ihre Unvermögen,, die gedachte 
Caution zu leiften, fattfam hervorgehe. Uebrigens erboten fie ſich 
auch zum Eide, daß fie die begehrte Sicherftellung nicht zu leiften 
vermögen. 

Die erfte Inflanz wies den Geklagten mit dem Begehren auf 
Sicherſtellung der Gerichtskoſten ab, indem fie da8 den Klägern 
ertheilte Armenrecht und deren hiedurch conftatirte Mittellofigkeit für 
ein hinreichendes Motiv anfah. Allein das Oberlandesgericht verord- 
nete, daß die allfällige Yorderung, welde ver Johanna A aus dem 
Berfaufe ihrer Haushälfte noch zu Guten kommen dürfte, ale Si- 
cherſtellung für die dem Geklagten in dem erwähnten Rechtsſtreite 
erwachſenden Gerichtskoſten zu dienen habe; — „weil die Kläger 
ſelbſt zugeben, daß ſie nicht ſattſam bemittelt feien, mithin die Vor⸗ 
ausfegung des 8. 406 a. ©. O. eintritt, und durch das den Klä⸗ 
gern aus öffentlichen Rückſichten gemährte Armenrecht das Privat- 
recht des eflagten, die Legung der Caution oder den Eid nad) 
8. 406 zu fordern, nicht beirrt wird; übrigens der Geklagte den 
Einwurf, daß die Kläger eine Caution nicht zu leiflen vermögen, in- 
fofern jelbft gelten läßt, ale er erklärte, daß er ſich mit der er- 
ne Forderung der Klägerin begnüge, und hiedurch auf den in 
$. 406 a. ©. D. vorgefehenen Eid Verzicht leiftete. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die Entfheidung der zweiten 
Inſtanz aus den von berfelben angeführten Gründen. 
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Nr. 1294. 


Borausfegungen der Berurtheilung zum Erſatz ber Proceß⸗ 

toften. 

Entſch. v. 2. April 1861, 1828 Beftätigung des das Urtheil des 
— 3. ehrune 1860, Sir. 5 RR H nbänbernd den U Hribeiie be wi 8 
Wien v. 7. November 1500, fr 4218). Tribüne 1861. Nr. 129. 

Der Verwalter ver Concursmaſſe des A belangte ven B auf 

Ablage der Rechnung über Gelder, die B theild vom Crivar, um 

für ihn Orunpftüde zu kaufen, empfangen, theil® aus dem von A 

ihm aufgetragenen Verkaufe mehrerer Mobilien desſelben bezogen 

babe. Der Bellagte wendete ein, daß er vom Cridar Geldſummen 
nicht zum Ankaufe von Grundftüden, fondern als Lohn für feine 

Mühemaltung bei dem befchloffenen Verkaufe einer Antikenſammlung 

des A erhalten habe, und daß er zum Verkaufe der Mobilien für 

jeine eigene Rechnung von A ermächtigt worden fei. Hierauf probu- 
cirte der Kläger das Protofoll über ein Criminalverhör des B, worin 
derfelbe ven Empfang, rejpective Bezug, der fraglichen Geldſummen 
zugeftanden, jedoch ebenfalls erflärt hatte, Daß er die Gelber zu 
andern Sweden und zwar für fi jelbjt empfing, — und erbot fi 
endlih da8 von B abgeleugnete Mandatsverhältnig durch den Haupt» 
eid des Cridars zu beweifen. — Beide Untergerihte erfannten auf 
ven Eid; die erfte Inſtanz verurtheilte den Kläger für ven Fall 

feines Unterliegeng zum Erſatz der Proceffoften, wogegen das O. 

L. ©. für diefen Fall die Compenfation derſelben aus folgenden 

Gründen ausfprad: 

„In den zwifchen A und B beftandenen Verhältniſſe, wie es 
nicht nur aus den Angaben und Behelfen des Klägers, ſondern 
ſelbſt aus der Darſtellung des B hervorgeht, konnte ver Kläger einen 
binreihenden Grund zur Anftelung der Klage finden. Wenn übrigens 
durch bie Bejchaffenheit jenes Berhältniffes dem Kläger in der Bei« 
Ihaffung von rechtlichen Beweifen enge Grenzen gezogen waren, fo hat 
er doch immerhin durch die Anftellung der Klage feine Pflicht als Con- 
cursmaſſeverwalter erfüllt: die Maſſe nah Möglichkeit vor Schaden 
zu bewahren; er kann daher in diejer Eigenfchaft, ſelbſt wenn die Be- 
weisführung mittelft Haupteid zum Nachtheil der Concursmaſſe aus- 
fällt, zum Erfag der Koſten nicht verurtheilt werben, um fo weniger, 
da er in ber Replik Behelfe vorbradte, die er immerhin für ent- 
ſcheidend halten konnte.” 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte in dem ber Reviſion unter- 

zogenen Koftenpunfte das Urtheil des DO. L. ©. aus deſſen Gründen. 
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Jr. 1295. 
Selbfthaftung aus einen in fremdem Namen gejchloffenen 
Vertrag. — Frift zur Mppellationsanmeldung in einem 


Proceß um Zahlung des Miethzinfes. 


Entid. v. 2. Ayril 1861, Nr. 2138 (Beltätigung des Urtheild des B. ©. 
der inneren Stadt Wien dv. 22. Jänner 1861, Nr. 2322, Abänderung des 
Urtheils des ©. 2. ©. Wien v. 15. Juli 1861, Nr. 1680), ©. 9. 1861, 


Die erfte Inftanz verurtheilte ven Geklagten B, der die Woh— 
nung x im Namen des C gemiethet hatte, zur Bezahlung des ein- 
geflagten Miethzinfes und motivirte ihr Urtheil mit Folgendem: „Der 
Geklagte gibt zu, daß er die Wohnung x gemiethet habe, fo wie er 
auch gegen ten Beſtand ver klägeriſchen Miethzinsforberung feine 
Einwentung erhebt. Dagegen behauptet verfelbe, daß er die fragliche 
Wohnung nicht, für fi und in feinem Namen, fondern im Vollmachts⸗ 
namen des C, Inhabers einer Privatgefchäftsfanzlei, gemiethet habe. 
Diefer Umftand ift auch entſcheidend, va nad 8. 1017 a. 6. ©. 2. 
die dur das Miethverhältnig gegründeten Rechte und Verbindlich— 
keiten dem Machtgeber und nit dem Machthaber zukommen wür— 
den, daher aud auf den Beweid durch den Zeugen C, welchen 
Beweis Geklagter durch feinen angebotenen Erfüllungseid ergänzen 
folle, abgegangen werden müßte. Allein biefen Beweis hat ver Ge- 
klagte nicht herzuftellen vermodht. Denn durd die Ausfage des C hat 
fid) herausgeftellt, daß B, welcher die Wohnung x für die Privat: 
kanzlei des C miethete, bei dem Geſchäfte des letzteren infoferne be- 
theiligt fei, al8 er den nothwendbigen Fond hiezu herbeifchaffen, an ven 
viesfälligen Gefhäften mitwirken, dagegen auh an dem Nuben ge- 
meinſchaftlich mit C theilnehmen fol. Wenn nun auch C angegeben 
bat, daß er fich bereit erflärte, daß B die fraglihe Wohnung auf 
feinen Namen miethe, fo fann doch bier mit Küdfiht auf die Stel- 
ung des B ald Compagnon des C von einem eigentlihen Vollmachts⸗ 
verhältniß feine Rede fein und muß taher die Zıhlung des eingeffag- 
ten Miethzinfes umfomehr den Geklagten auferlegt werden, ald zwi— 
Shen ihm und C ausprüdlih das Webereinfommen getroffen worden 
war, daß Erfterer die Wohnung aus feinen Mitteln bezahle, da fid 
C zur fraglichen Miethe außer diefem Factum nicht einverftanden hätte 
und es aud feine Berhältniffe nicht erlaubt hätten, eine Derartige 
Wohnung zu miethen..... “ 

Die zweite Inftanz ſprach den Geflagten von aller Zahlung 
frei, dafern er den Erfüllungseid ablegen würde, daß C den B er: 
mädhtigt habe, für ihn (C) vie Wohnung x zu miethen, 

Gründe: „Der Kläger hat zugegeben, daß der Gellagte bie 
Wobnung x im Auftrag und für Rechnung des C zu mietben erflärt 
habe..... Es fommt daher für die Entſcheidung auf den Umftand an, 
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ob C den Geklagten wirklich bevollmächtigt habe, die fraglihe Woh— 
nung für ihn und auf feine Rechnung zu miethben. Ueber diefen Um- 
fland .... ift ein halber Beweis zu Gunſten des B bergeftellt 
durch die Ausfage des C, da derjelbe ungeachtet des eigenen etwa zu 
gewärtigenden Nachtheils erklärte, er ſei mit B einverftanden gewefen, 
daß berjelbe bie fragliche Wohnung auf feinen (C’8) Namen miethe. 
Diefes eine Bevollmädhtigung in ſich fchließende Einverſtändniß konnte 
nur den Sinn haben, daß C dem Bermiether gegenüber die dem 
Miether obliegenden Verpflichtungen übernehme, da fonft der Mieth- 
vertrag nicht auf feinen, fondern auf des Geklagten Namen abzuſchlie- 
Ben gemwefen wäre. Zwar behauptet C, es hätten noch andere Verab⸗ 
redungen, und insbejondere jene zwifchen ihm und B beftanven, daß 
biefer die Wohnung aus feinen Mitteln bezahle. Allein dieſe Berab- 
redungen, von denen nicht ausdrüdlich beftimmt wurte, daß fie dem 
Kläger bekannt zu geben feien, konnten nur Redte und Berpflichtun- 
gen zwiſchen B und C begründen, nidht aber das Nechtsverhältniß 
des Miethers zu dem Bermiether berühren. E& war demnad auf den 
Erfüllungseid über ven Umftand zu erfennen, daß C den Geklagten 
bevollmädhtigt habe, für ihn und auf feine Rechnung bie fragliche 
Wohnung zu miethen, und nur wenn der Beweis über biefen Auftrag 
nicht hergeftellt werden follte, der Gellagte zur Zahlung der eingeklagten 
Summe zu verurtheilen, weil er in dieſem Falle den Kläger durch eine 
falſche Angabe getäuſcht hätte und daher für den daraus demſelben zuge⸗ 
gangenen Nachtheil verantwortlich wäre.” 

Gegen dieſes Urtheil ergriff der Kläger die Reviſionsbeſchwerde und 
verband damit die Nullitätsbeſchwerde, weil B erft am achten Tage nach 
Zuſtellung des erftrichterlichen Urtheild die Appellation angemelvet habe, 
während er dies nach den Beftimmungen ver 88. 12 und 15 lit. a. des 
Gef. vom 16. November 1858 Nr. 213R. G. B. bereit am 3. Tage hätte 
thun follen. Der oberfte Gerichtshof verwarf Die Nullitätsbefchwerve, gab 
jedoch dem Reviſionsbegehren ftatt und beftätigte das erftrihterlide 
Erfenntniß aus folgenden Gründen: „.... Die Frift zur Appellations- 
anmeldung im fummarifchen Proceß beträgt 8 Tage und davon ift im 
$. 15 lit. a. des Gef. vom 16. November 1858 nur für jene Klagen 
eine Ausnahme gemacht, mit welchen die Aufhebung oder vie Erlö- 
ſchung eines Beftandvertrages in mehreren Fällen, dann bie Uebergabe 
der in Beftand gegebenen Sachen begehrt wird, während es ſich hier 
nur um die Zahlung des Miethzinfes handelt. Was nun die Haupt- 
ſache felbft betrifft, jo bat ver ©ellagte, weldher die Wohnung im 
Vollmachtsnamen des C miethete, bei dem Widerfprud des Klägers 
viefes Verhältniß, nämlich) daß C ihm wirklic die Vollmacht zur Beſtand⸗ 
nahme der Wohnung für ihn ertheilte, zu beweifen, widrigend, wenn er 
nämlich die gedachte Vollmacht falfhlich angegeben hat, er im eigenen 
Namen für den Miethzins haftet. Nun hat aber C ausgejagt, daß 
zwar zwifchen ihm und dem ©ellagten das Einverftändniß getroffen 
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wurde, daß die Wohnung desſelben auf den Namen C’3 gemiethet, 
ber Zins aber vom Geflagten allein gezahlt werde, wornah fi bie 
auf den Namen C’8 geſchehene Beſtandnahme als blos zum Schein ger 
macht und der Geklagte al8 jener ſich varftellt, welcher den Zins zu be- 
richtigen hat. Er kann daher nicht zum Erfüllungseid darüber, daß er 
die Wohnung für C und defien Rechnung miethete, zugelafien, ſondern 
muß zur Zahlung des Miethzinfes verhalten werben.“ 


Nr. 1296. 


Aenderung des Klagegrundes im fummarifchen Verfahren, 


iten v. 20. December 1860, Ibänberunn des Hrtheild 


erh 8. April 1861, Nr. 2482 en des Urtheils des B. ©. 
L. G. Wien v. 20. schnee 181, Nr. 1040). Zribiine 1861, 


A belangte den B mit fohriftlicher Klage auf Zurüdzahlung eines 
Dorleihens von76fl. In der funmarifch geführten Verhandlung Ieugnete 
B die Hingabe des Darleihend, worauf A in der Replif anführte, daß 
er eine Schuld des B an C mit 76 fl. bezahlt habe and auf diefe Weife 
Gläubiger des Beklagten geworben fei. — Das Gericht erfter Inftanz 
verurtheilte den B zur Zahlung der 76 fl. unter der Beringung, daß A 
die in der Replik angeführte Thatjache mit dem Haupteide bejchwöre. 
Das Oberlandesgericht wied den Kläger ab, vorerfi aus dem formellen 
runde der unzuläfjigen Aenderung des Klagegrundes und dann aud 
aus meritoriihen Gründen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil und 
bemerfte in den Motiven über die Aenverung des Klagegrundes, daß der 
Kläger, durch die Einreve des Gegners genöthigt, in der Replik eigent- 
lich nur aufgeflärt habe, wie die eingeflagte Schuld entftanden fei und in 
welchem Sinne er fomit in der Klagfchrift das Wort „Darleihen“ ger 
braucht gebe was nadı 8 25 des Gef. vom 18. October 1845 Nr. 906 

3. ©. ©. im ſummariſchen Verfahren zuläffig war. 
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Nr. 1297. 


Rechtskraft des Zahlungsauftrages. — Beweislaſt hinſicht⸗ 

lich der Höhe einer Gegenforderung, welche der Gläubiger 

abzurechnen verpflichtet iſt. — Vorausſetzungen des irreferiblen 
Haupteides. 


Entid. dv. 4. April 1861, Nr. 2334 (Beſtätignug des Urtheils des B. ©. 
der inneren Stadt Wien ». 15. Jänner 1861, Nr. 1117, Abändernn Br 
Urtheild des O. L. 8. Wien v. 20. oo amar 1861, Nr. 1597). G. 3. 


Zwifhen A unb B waren zwei Notariatsacte abgefchloffen wor⸗ 
den. Mit dem erften räumt A dem B einen Credit ein, und B ver«- 
pflihtet fi die Zahlung durch Kupferlieferung und nöthigenfalls im 
Baarem zu leiften. Nady dem zweiten hat A 110.095 fl. zu fordern, 
wovon der Erlös für eine dereits avifirte Kupferfendung abzurechnen 
if. A, welder feither noch eine zweite Kupferfendung erhalten hat, 
berechnet nady Abzug ber Gegenforderung des B feine Forderung auf 
102.717 fl. und erwirkt auf Grund diefer feiner Angaben und ver 
Notariatdacte wider B einen Zahlungsbefehl. B beftreitet, daß A die 
Gegenforderung richtig berechnet habe, und A trägt dem B, ohne die Be- 
weislaft diesfalls zu übernehmen, vorfichtsweife den irreferiblen Haupt- 
eid darüber auf, daß der von dem Kupfer nad den jeweiligen Plab- 
preifen erzielte Erlös nach Abrechnung der Speſen ꝛc. fih nur fo 
hoch geftellt habe, daß nad) Abzug verfelben die Forderung bes Klä⸗ 
gers nody 102.717 fl. betrage. 

Das Bezirkögeriht hat die Einwendungen des Geklagten wider 
den Zahlungsauftrag verworfen, und fih in den Entſcheidungsgründen 
dahin ausgefprochen, daß der Beklagte die Laſt des Beweifes über ven 
eingewendeten allfällig höheren Erlös des Kupfers und die daraus 
hervorgehende größere Abjchlagszahlung zu tragen habe. 

Das Oberlandesgericht wies das Klagebegehren zurüd. Gründe: 
„Was den Beftand der eingeflagten Forderung betrifft, fo ift es 
allerding® richtig, daß wenn nur einerfeitd der Beſtand der For—⸗ 
derung aus dem Crebitöverhältniffe allein, und anderſeits die Zah- 
Iung der Schuld in die Frage geftellt wird, der Kläger nur die An- 
ertennung feiner geftellten Erebitsforderung, hingegen ber Geklagte 
die hierauf geleifteten Zahlungen zu erweifen hätte Allein nad den 
Notaristsacten handelt es fich bei dem Kläger und dem Beſtande 
feiner Forderung nicht ausfchliefend um das Grevitsverhältnig und 
den Beftand der Yorderung aus dieſem allein, ſondern der Kläger ift 
dadurch, daß er nach diefen Acten die Kupferlieferung des Geflagten 
zum Verſchleiße in der Weife übernahm, daß er den Erlös zur Ab- 
ftattung der Schuld des Geklagten zu verwenden, und zur biesfälligen 
Berrehnung Conto eorrente an den ©ellagten zu jenen hatte, 
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auch in das weitere Berhältniß eines zur Verrechnung verpflichteten 
Mandatars getreten, und diefe beiden Rechtsverhältniſſe ftehen eben 
dadurch in einem fo nahen Verbande, daß ſich erft aus der Verredh« 
nung bes Ergebniffes aus den Kupferfendungen zu der vor Einlangen 
und Berwendung diefer Sendungen anerkannten Yorderung bes Klä- 
gers der wahre und richtige Beftand feiner Forderung ergibt. Eben 
teshalb weil ohne eine foldhe Verrechnung der Geklagte den Beftand 
und die Summe jeiner Schuld an den Geflagten gar nit zu er—⸗ 
fennen, und daher auch in diefer Beziehung gar keine, allenfalls fonft 
fihb ergebenden Einwendungen anzubringen vermag, war es Sache 
des Klägers, durch Beibringung des Conto corrente und beziehungs- 
weife durch Verrechnung mit dem Ergebniffe aus ber Verwerthung 
der Rupferfenpungen, feine fich hierans ergebente Forderung aufzu- 
ftellen und nachzuweiſen und nicht wie es gefchehen ift, blo8 das Gre- 
ditsverhältniß allein feinem Klagebegehren zum Grunde zu legen. Da 
nun biefe Nachweiſung der Forderung aus den heiberfeitigen nicht 
willfürlic trennbaren Rechtöverhältniffen nicht erfolgte, fo konnte ber 
Geklagte auf die vorliegende nicht genügend begründete Klage zur 
Zahlung des eingeflagten Betrages pr. 102.717 fl. öft. W. nicht 
verurtheilt werden.” 

Der oberfte Gerichtshof hat das erftrichterlihe Urtheil 
beftätigt. Gründe: „In Anbetraht, daß das Oberlandesgericht, 
indem es mit feiner Entjheidung vom 16. October 1850 die 
Srlaffung eines Zahlungsbefehles an den Geklagten bezüglich des 
Forderungsreſtes von 102.717 fl. angeoronet hat, erkannte, daß bie 
Forderung in dem eben angegebenen Betrage rechtlich begründet, und 
durh die der Klage beiliegenden Urkunden in Verbindung mit dem 
Zugeſtändniſſe des Klägers rüdfichtlih ter theilweifen Zahlung er: 
wiefen jei, weil, wenn dieſes nicht der Fall gewefen wäre, ver Zah- 
Iung&befehl gemäß 88. 1 und 2 der faif. Verordnung vom 21. Mat 
1855 Nr. 95 und $. 1 der Minift. Verordnung vom 18. Juli 1859 
Nr. 130 R. ©. Bl. von felbem gar nicht hätte erlaffen werden fünnen; 
in Betradht, daß wenn ber Geklagte erachtete, daß bie eingeflagte For— 
derung ſowohl in der Hauptſache, als rüdfichtlic der Nebengebühren 
- in ber Klage nicht erwiefen wurde, daß demnach der Zahlungebefehl 
nicht zu erlaffen gewejen wäre, es ihm gemäß 8. 3 der leßterwähn- 
ten Minift. Verordnung oblag, feinen Recurs gegen jenen Befehl ein- 
zubringen, was er jedoch zu thun unterlaffen hat; in Betracht, daß 
wenn nun ter Geklagte, nachdem ter Zahlungsbefehl in Rechtskraft 
erwachſen ift, behauptet, vem Kläger auf Abfchlag feiner Forderung mehr 
geleiftet zu haben, als diefer empfangen zu haben zugefteht, daß dem⸗ 
nad) die Forderung desfelben theilmeije nicht zu Recht beftehe, e8 ihm 
gemäß 88. 3 und 6 des Miniſt. Erlaffes vom 18. Yuli 1859 ob- 
liegt, diefe feine Behauptung geltend zu machen und für felbe bie 
Beweismittel beizubringen; in Betracht, daß der Geklagte dieſes zu 
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than unterließ, indem er, nachdem er zugeftanden bat, dem Kläger 
auf Abſchlag der unbeanfländeten Forderung desfelben von 110.095fl. 
nur 200 Etr. Kupfer geliefert zu haben, fih darauf befchränfte, in 
Abrede zu ftellen, daß der Erlös für jene 200 CEtr. nach Abzug der 
Verſrachtungsſpeſen, der Senjarie und der Verfaufsprovifion fi nur 
, auf ben vom Kläger in Abzug gebrachten Betrag, nämlid auf 7378 fl. 
33 fr. belaufe, und daß der Kläger über diefen Verkauf ihm nicht 
Rechnung gelegt hat; in Erwägung, daß, wenn auch der Geklagte die 
Rechnung, welche ihm der Kläger gefendet zu haben behauptet, wirklich 
nicht erhalten hätte, er dennoch in der Tage geweien wäre, nachzu—⸗ 
weifen, daß der Erlös für die 200 Ctr. Kupfer ſich auf einen höheren 
Betrag ald auf den in Abzug gebrachten belaufen müßte, indem er 
fewohl über den Preis des Kupfers am Wiener Plag, welcher gemäß 
den Verträgen im vorliegenden Falle der maßgebende war, fowie über 
die Fracht und Senfariefpefen die nöthigen Belege fi hätte verfchaffen 
fönnen, der Betrag der Verkaufsprovifion aber in jenen Verträgen 
ſchon beflimmt wurde; in Erwägung, daß auf den vom Geklagten 
dem Kläger aufgetrazenen Haupteid nicht erfannt werden fann, weil 
berjelbe nicht über Thatumftände aufgetragen wurde, und fi nad) 
feiner Form als ein nah dem Geſetze unzuläffiger Ableinungseiv 
darftellt; in Erwägung daher, daß die Behauptung des Geklagten, 
der Kläger habe für vie 200 Etr. Kupfer mehr gelöft, ald von ihm 
zugeftanden worben iff, und daß demnach ein größerer Betrag von 
der Forderung desſelben in Abzug zu bringen fei, als er in Abzug 
gebracht hat, gänzlich unerwiefen ift, bat der oberfte Gerichtshof das 
Urtheil der erften Inſtanz beftätigt.“ 


Nr. 1298. 


Deweis der unehelichen Mutterfhaft. Zuläffigkeit der Auf- 
tragung des Haupteites über dem Delaten unbelannte That— 
ſachen. 


Entſch. v. 9. April 1861, Nr. 14527 (Beitätinung des Urtheils des L. G. 
F v. 10. Zänner 1860, Nr. 28919, Abänderung des Urtheils des 
. 2%. ©. Prag v. 8. Mai 1860, Nr. 6661). Triviine 1861, Nr. 141. 


| Yulie A belangte al8 unehelihe Mutter der ohne Teftament 

verftorbenen Eugenie M den Gatten verjelben auf Anerkennung ihres 
gefeglihen Erbrechts an der Berlaffenfhaft der M. Der Bellagte 
wendete ein, daß feine Gattin nicht Die Tochter der Klägerin, fonvdern 
das außer der Ehe geborne Rind einer Yulie X gewefen fei, und 
producirte einen Auszug aus dem Taufbuche ter Pfarre in P, wor: 
nah am 24. Mai 1792 in befagter Pfarrkirche ein Mädchen auf 
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den Namen Eugenie, unehelihe Tochter der Julie X, getauft wurbe. 
Die Klägerin felbft anerkannte die Identität der Erblafjerin mit dem 
am 24. Mai 1792 in ver Pfarrkirche zu P getauften Kinde, be= 
bauptete aber, unter Vorlage eines Taufbuchertracts, welder dem 
obigen gleichlautete, allein vor dem Namen der Kindedmutter noch 
das Wort „angeblihe” enthielt, die Mutter eben viefes Täuflings 
zu fein, und trug zum Beweife hiefür dem Bellagten ven rüdfhieb- 
baren Haupteid auf. 

Das Gericht erfler Inſtanz erkannte auf den Haupteid im 
folgender Faflung: Wahr, daß die Klägerin am 24. Mai 1792 von 
einem Mädchen entbunvden worden fei, weldes an demfelben Tage 
in der Pfarrficche zu P getauft und mit dem Namen Eugenie, eine 
uneheliche Tochter der Julie X, in dem Taufbuche eingetragen wurbe. 
Auch das DO. 2. ©. erkannte auf diefen Sciedseid, nahm aber in 
die Formel desfelben auch nod mehrere Umflände auf, die auf bie 
Eriftenz des Kindes im Haufe und in der Familie der Klägerin Be 
zug hatten. 

Der oberfte Gerichtshof entjchied fich gleichfalls für den Haupt⸗ 
eid und zwar in ber von.der erften Inflanz angenommenen Faſſung 
aus folgenden Gründen: „Durch die beiden Tauffcheine, welche nur 
darin von einander abweichen, daß die in dem einen enthaltene Be- 
zeichnung der Mutter als angeblich' in dem andern nicht vorkommt, 
ift jedenfalls die am 24. Mai 1792 erfolgte Geburt und Taufe ver 
Eugenie, einer unehelihen Tochter der Julie X, bewiejen und nur 
die Frage noch unentſchieden gelaffen, ob die Klägerin die Mutter 
diefes Kindes, nämlich jene Perfon fei, welche in den Zauffcheinen 
“Julie X aus P gebürtig’ genannt worden if. Der Haupteid nun, 
den die Klägerin zum Beweis dieſes Umftande® dem Gegner auf- 
trug, erjcheint als ein im vorliegenden Procefje zuläffiges Beweis- 
mittel. Denn einerfeit8 wird durd fein Geſetz ausgefproden, daß der 
Gegenbeweis gegen den partiellen Inhalt einer öffentlichen Urkunde 
durchaus und unbedingt unzuläffig jet, und andererfeit8 enthielt das 
Patent vom 20, Yebruar 1784 Bol. ©. S. Joſef II. Bd. 4 Nr. 113, 
welches im Jahre 1792 bei Führung ver Geburtsbücher als Richtſchnur 
zu dienen hatte, noch nicht die erft im Hofdecret vom 21. October 1813 
P. ©. ©. Franz I. Bo. 41 Nr. 49 sub 1 u. 3 gegebenen ftrengen 
Vorſchriften über die Art und Weile der volllonmenen Sicherſtellung 
des wahren Namens der Rindesmutter. Wenn daher auch im Jahre 
1792 der Name der Mutter mit Julie X im Taufbuche eingetragen 
ift, jo kann die Richtigkeit diefes Namens keineswegs als durch eine 
öffentliche Urkunde unmiderlegbar bewiefen angeſehen werden, um fo 
weniger, als in dem Taufbuche nit angeführt ift, daß jener Name 
der wahre Name der Mutter fei, und nad) Hofvecret v. 15. Jänner 
1787 3. ©. ©. Nr. 621 sub ff die Geburtsbücer nur in den Um- 
jtänden, wofür fie eigens errichtet find, und nicht auch in auf bloßes 
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Angeben ſich gründenden Nebenumftänven, die mit einfließen, vollen 
Glauben verbienen. Es ift dieſer Haupteid aber auch nad) 8. 207 
a. ©. O. zuläffig, weil vermöge biefer Vorſchrift demjenigen, welder 
(mie hier der Beklagte) im eigenen Namen Proceß führt, der Haupt⸗ 
eid fowohl über eigene wie über fremde Handlungen aufgetragen 
werben darf, und das Gefe bei ven leteren feinen Unterfchied macht, 
ob der Delat in ber Lage war oder nicht, fi über bie Wahrheit 
oder Unmahrheit der in Trage ftehenden Thatfache eine Ueberzeugung 
verihaffen zu können.“ 


Nr. 1299. 


Abweifung des Gläubigerd eines Erben mit dem Gefuh um 
Pränotation feiner Forderung auf einer feinem Schuldner 
nicht zufallenden Verlaſſenſchaftsrealität. 


u v. 9. April 1861, Nr. 2466 OBeftätigun un des dad Decret des 
Prefnib v. 12. Septemb ee 1860, Ne. 2 abändernden Decretö 
des O. L. G. Prag v. 8. Jänner 1861, Nr. Bis Tribüne 1861. Nr. 107. 


Nr. 1300. 


Stillſchweigendes gerichtliches Geſtändniß durch Unterlaffung 
ausdrüdlihen Widerſpruchs. 


Entid). v. 9. April 1861, Nr. 25223 (Beitätiguug der gleichförmi en un 

theile des 8. @. Prag v 15, September 1800, de S12 se und ded 

Brag d. 29. Decen er 1860, Sir. 300), 6 sl Nr. 90. —* 
den Beten — 


Wie A in feiner gegen B angeftellten Klage anführte, hatte er 
ſich durch ſchriftlichen (mit der Klage producirten) Vertrag verpflichtet, 
von feinem Kohlenwerke dem Beklagten in mehreren Jahren 300.000 
Zentner Braunkohle zu liefern und belangte ihn nun wegen Zahlung 
von 3966 fl. für eigene von ihm zum vertragsmäßigen Kaufpreis 
abgelieferte Kohlenquantitäten. Zum Beweis der Lieferungen trug A 
dem B den Haupteid auf, zu defien Ablegung im Falle ver Zurüd- 
ſchiebung zwei Werksbeamte des Klägers, die fi) als Bertretungs- 
leifter dem Proceſſe angeſchloſſen, ſich bereit erklärten. B leugnete 
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in der Einrevde, daß überhaupt der Kohlenlieferungsvertrag zur Aus- 
führung gelommen ſei und insbeſondere, daß er für feine Rech— 
nung die in Rebe ftehenten Kohlenquantitäten aus dem Bergwerke 
des Klägers übernommen babe. In der Replik bemerkte ver Kläger, 
daß er nur die Üebernahme ver Kohlen von Seite ded Bellagten zu 
beweifen babe, wogegen viefem der Beweis obliege, daß er dieſelben 
nicht für ji übernommen, fondern den Berlauf für den Kläger be- 
forgt habe. In der Duplik führte der Beklagte aus, daß er deßfalls 
nur Spediteur des Kohlenverjchleißes des Klägers geweſen, taß es 
fih blo8 um die Frage handle: ob er bie in der Klage bezeichneten 
Kohlenquantitäten für eigene Rechnung gefauft und bezogen habe, 
und erbot fih den vom Gegner zum Beweis ter Uebernahme ihm 
zugefhobenen Haupteid mit diefer Einfhränfung (nicht für eigene) 
Rechnung zu ſchwören. — Beite Untergerichte erkannten unbedingt 
nad dem Sllagebegehren. Die erste Inflanz bemerkte in den Mo- 
tiven: Nah 8. 5 a. G. O. habe rer Bellagte in der Einrede alle vom 
Kläger angebradhten Umftänte ohne Zweideutigkeit zu beantworten 
und nad 8. 11 ebendort knüpfe fi an vie unterlaffene Beantwor- 
tung die Folge, daß die unbeantwortet gebliebenen Behauptungen bei 
der Entſcheidung des Procefjes für wahr zu halten find, Nun habe 
B in der Einrede zwar geleugnet, daß er fpeciell für feine Rech— 
nung von der Magazinsverwaltung ded A die Kohlen übernommen, 
allein tiefer Widerſpruch enthalte durch den Beifag „für feine Rech— 
nung” eiwas ganz anderes als die Klage; denn das Klagefacrum fei 
nur dahin gerichtet, Daß B die fragliche Kohle übernommen habe, und 
diefe Uebernahme jei im Allgemeinen von ihm nicht abgeleugnet wor: 
ben, da fein Wiverfpruh nur gegen tie Uebernahme für eigene Nech- 
nung gehe und er fi zur Ablegung des ihm von A aufgetragenen 
Haupteided eben nur mit diefer Modification angeboten habe. Wegen 
des unterlaffenen Widerſpruchs gegen das Klagefactum ſei daher für 
wahr zu halten, vaß ter Beklagte die angeführten Kohlenquantitäten 
von der Magazinsverwaltung des Klägers übernommen habe, ohne 
daß ed noch des hierüber aufgerragenen Haupteides bedürfe u. f. w. 
— In den obergeridtlihen Motiven beißt e8 unter Anderem: Aus 
der probucirten Urkunde ergebe fih, daß zwiſchen ven Parteien ein 
fürmliher Kaufvertrag beftanden habe und darin liege der von B be- 
firittene Rechtsgrund für ten Klaganfprudh des A. Belangend bie 
Effectuirung dieſes Vertrags, nämlich die Uebergabe ver verkauften 
Kohle an B, habe diefer die Uebernahme der in der Klagſchrift mit 
DBeifegung des Datums jeder einzelnen Lieferung angegebenen Kohlen⸗ 
quantitäten, wie die erftrichterlihen Beweggründe darthun, durch Un⸗ 
terlaffung des ausprüdlichen Wiverfpruhs (88. 11 a. ©. O.) ſtill⸗ 
ſchweigend zugeflanden, da die Anführung in der Einreve, daß er 
biefelben nicht für feine Rechnung übernommen babe, al8 ein einfacher 
ausprüdlicher Widerſpruch gegen die Behauptung des Klägers, daß 
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der Bellagte jene Kohlen auf Grund des erwähnten Vertrages be- 
zogen babe, nicht angefehen werben könne. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die untergerichtlichen Urtheile 
und erflärte in feinen Motiven — in MUebereinftimmung mit jenen 
der Untergerihte — daß der ſchriftliche Vertrag für den vorliegenden 
Tall maßgebend und vom Beklagten die Uebernahme der in der Klage 
angeführten Kohlenmenge im Allgemeinen anerfannt worden fei. 


Nr. 1301. 
Auslegung eines Vertrages. 


Eutſch. v. 10. April 1861, Nr. 1581 (Beftätigung des das Urtheil des 

8. ©. Bregenz v. 9. Juni 1860. Nr. 1943, theilweife abändernden Ur⸗ 

theild des O.%. G. Iunsbrud v. 14. November 1860, Nr. 3684). Tribüne 
1861, Nr. 111 u. 112. 


Im Jahre 1859, während des italtenifchen Krieges, vereinigten 
ſich 158 loſungspflichtige Männer aus einer tirolifhen ©emeinde, 
um durch Geldeinlagen einen 2874 fl. betragenden Yond zu bilden, 
welcher zur Unterftügung der aus ihrer Mitte durch das Loos gewählten 
Lantesvertheidiger beftinımt war und dem von ihnen mit ber Geld— 
gebahrung betrauten B übergeben wurde. Das Loos fiel auf 25 In- 
bividuen, welche in drei Aufgebote getheilt wurben, deren erftes, aus 
acht Mann beftehend, nach Bregenz abrüdte, dort bewaffnet, eingeübt 
und bis zum Ausmarjche kafernirt wurde. Der Auszug der beiden 
anderen Aufgebote unterblieb, da inzwifchen der Friede von Villafranca 
‚gefhloffen wurde, wilder aud das "erfte Aufgebot wieder in die Hei- 
math führte, Hierauf belangten 117 von den erwähnten Genofjen 
den B auf Herausgabe der von jedem von ihnen eingezahlten Geld⸗ 
einlagın. B, der das ganze empfangene Geld den 25 Ausgelosten 
bereit8 übergeben hatte, was von Seite der Kläger nicht beftritten 
wurde, wendete unter Anderem gegen ven Klaganfprud ein, daß der 
von ven 158 Genoſſen gefchloffene Vertrag ein Glüdsvertrag und 
als folder nad) $. 1271 a. 6. ©. B. zu beurtheifen fei, mithin die Ber- 
fierenden — d. i. die vom Looſe nicht Getroffenen — kein Recht haben, 
den bedungenen Preis zurüdzufordern, und daß der Zweck ver Geld— 
einlagen darin beftand, Die Ausgelosten damit zu betheilen, ohne Rüd- 
fiht, ob fie ausziehen würden oder nicht, und ob fie zum erflen ober 
zu einem fpäteren Aufgebot gehörten, weßhalb Bellagter, indem er 
den 25 vom Loos beftimmten Männern das zujammengelegte Gelb 
auszahlte, fein Mandat nicht überfchritten habe. Die Kläger erwiderten 
darauf, daß nad) dem Bertrage die active Dienftleiftung der Ausge— 
[osten die felbftverftändlihe Bedingung ihres Anſpruchs auf das Gelb 
gewefen fei, obgleich viefelbe nicht ausdrücklich feftgefett wurde. Das 
Gericht erfter Inſtanz verurtheilte ven B zur Zahlung ber ganzen 
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eingellagten Summe; vom O. L. ©. wurde berfelbe vom Erſatz jenes 
Betrages freigefprocdhen, welchen er den acht Männern des erften Auf- 
gebotes verakfolgt hatte. 

B ergriff nun gegen das ihm güuſtigere Erkenntniß der zwei⸗ 
ten Inftanz die außerordentlichs Reviſionsbeſchwerde und begehrte die 
vollſtändige Abweifung der Kläger. Der oberfte Gerichtöhof beftätigte 
das obergerichtlihe Urtheil. In den Entſcheidungsgründen berief fi 
berjelbe dafür, daß der Vertrag nicht nad den bei Glücksverträgen 
geltenden Orundfägen zu beurtheilen ſei, auf die Motivirung der 
erften Inſtanz des Inhalts: „Der wegen der Loſung geſchloſſene 
Bertrag über die Gelveinlagen und ihre Verwendung kann den Vor⸗ 
Ihriften über die Glücksverträge nicht unterftellt werden, weil feine 
Wirkſamkeit durch jene der Loſung bedingt war und daher der Vertrag 
nad) den allgemeinen Beitimmungen über Verträge (88. 897, 696, 
699 a. b. ©. 3.) beurtheilt werden muß, woraus fidy ergibt, daß 
bie ausgelosten Männer, da der Ausmarſch unterblieb, alfo die als 
Bedingung der Wirkſamkeit des Vertrags geſetzte Wirkung der Lo⸗ 
fung — der Ausmarfh — nicht eintrat, auf die Öelveinlagen feinen 
rechtlichen Anfprucd hatten.“ Ueber den Zwed des Vertrags, worauf 
fi die andere Einwendung des Bellagten bezog, heißt es in den 
oberftrichterlihen Motiven, daß verfelbe und die Abficht der Contra⸗ 
henten nur darauf gerichtet war, für diejenigen unter ihnen, weldye 
in Folge der Auslofung an der Yanvesvertheidigung wirklich thätigen 
Antheil nehmen müſſen, einen Unterftügungsfond zu bilden und ihnen 
während der wirklihen Dienftleiftung für die Mühe und Entbehrun- 
gen eine ©elohilfe zuzumenven, wie denn auch die Heinen Beträge, 
wozu man ſich verpflichtete, nur auf einen folden Zwed jchließen 
laſſen; daß aljo nad dem Friedensſchluß in Billafranca, der ed zum 
Ausmarſch und zur Tandesvertheidigung nicht mehr kommen ließ, die, 
17 Männer des zweiten und dritten Aufgebotes, da fie für die Lan⸗ 
besvertheidigung gar nicht in Anjpruch genommen wurden, auf eine 
Betheilung aus dem Geldfonde fein Recht hatten, mithin ver Bes 
klagte, welder ven befagten Individuen die Geldbeträge auszahlte, 
obgleich noch gar nicht befannt war, ob und wann das Aufgebot er- 
folgen werde, ja bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit, beim Wechjel der 
Ereignifje, mit Grund daran gezweifelt werden konnte, hiedurch feine 
Befuguiffe, als Mandatar oder als einfacher Depofitar des Geldes, 
überfchritten hat und für diefe Ueberfchreitung, in Yolge feines Dabei 
unterlaufenden Verſchuldens, den Klägern verantwortlid iſt.“ — Die 
drage nad dem Erſatze der den acht Männern des erften Aufgebotes 
bezahlten Gelder hatte der oberfte Gerichtshof nicht mehr zu entjchei- 
den, weil das in diefer Beziehung den Bellagten jreifprechende Urtheil 
ber zweiten Inſtanz von den Klägern nicht angefochten worden war. 
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Nr. 1302, 


Gerichtsftand des Bertrages: Unzuläfiigfeit des Haupteides 

über den Incidenzpunkt nach einer zugleich für die Haupt- 

ſache entjcheidenden Formel. — Vorausſetzungen der Zuläffig- 
feit des irreferiblen Haupteides. 


Entf. v. 10. April 1861, Nr. 2398 Be ätimung bes ded Aripeit des 8. ©. 

der inneren Stadt Wien v. 6. Decembe Er a unberun 

des Urtheils ded DO. L. ©. ‚Bien v. 12. Sebrnar 1801, er ©. 9. 
1861, Rr. 355 u. 256. 


Der Berwalter der —— bes A belangte ben außer- 
halb Wiens wohnenden B in Wien auf Zahlung eines Kaufſchillings 
von 186 fl., indem er behauptete, daß B dem A Weine abgenommen 
babe und daß A feine Weine ftets mittelft Factura, im welcher ver 
Zahlungsort Wien angegeben if, verfende, was denn auch bei dem 
fraglihen Weine der Fall gewefen fei. Hieräber erbot ſich diefer zum 
Beweis durch Zeugen, fowie durch den irreferiblen negativen Haupteib. 
B leugnete die SKlagtbatfachen, beftritt die, Zuläfligfeit des irreferiblen 
Haupteides und ſchützt Die exceptio fori declinatoria vor. Die erfte 
Inſtanz erkannte zu Recht: der Einwendung des nicht gehörigen Ge- 
richtöftandes werbe ftattgegeben. Die zweite Inſtanz gab dieſer Ein⸗ 
wendung nur unter der Bebingung ftatt, daß B den irreferiblen Haupt- 
eid ablege, daß er die fraglichen Weine nicht mit einer Factura erhalten 
babe, worin die Zahlung in Wien bebungen war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterliche Entfchei- 
bung jedoch aus folgenden Gründen: „Der Kläger glanbt deshalb 
bererhtigt zu fein, ven B auf Bahlung von 186 fl. für abgenommene 
Weine in Wien belangen zu lönnen, weil ihm bie Weine mittelft 
einer Yactura, worin bie Preife gegen Zratten des A in Wien 
zahlbar angegeben find, gefenvet und von ihm angendmmen wurden. 
Kun ift e8 wohl unzweifelhaft, daß, wenn Jemand eine Waare be» 
ftellt bat, biefelbe ihm nur gegen Berichtigung des Preifes an einem bes 
flimmten Orte überfhidt und von ihm, ohne Anftand zu erheben, an- 
genommen wurde, er nad $. 863 a. 6. ©. B. mit den gejeßten Be- 
bingungen, demnach mit der Leiſtung der Zahlung an dem bezeichneten 
Orte einverftanden betrachtet werden muß. Allein den für dieſen Um- 
ftand angebotenen Beweifen durch Zeugen und dem irreferiblen Haupteid 
fteht das Bedenken entgegen, daß nach denfelben nicht nur die Frage 
über die Zuftändigfeit der Gerichte, fondern zugleich die Hauptfache 
des Rechtsſtreits entfchieven werden würde, während doch ftetS die ge— 
dachte Zuftänpigfeit außer Zweifel geftellt fein muß, wenn mit einem 
Erkenntniß in der Hauptfache vorgegangen werden foll, weshalb Dies 
im fummarifchen Proceſſe auch nur dann geſchehen kann, wenn ſchon 
die erſte Inſtanz, zwar in demſelben Erkenntniß, jedoch Bon abge- 
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ſehen von der Verhantlung in ter Hauptfache jene Competenz begründet 
eradtet. Zudem ift kein Grund vorhanten, auf biefen irreferiblen 
Haupteib abzugeben, nachdem A von bem Inhalt des Haupteides 
Kenntniß haben muß, alſo jenen, wenn er zurückgeſchoben wird, ſchwören 
kann und der in ſeinem Verſchulden gelegene Umſtand, daß er flüchtig 
und unbekannten Aufenthaltes iſt, dem Gegner in ſeinem Rechte, den 
Eid zurückzuſchieben, nicht nachtheilig fein darf....“ 


Nr. 1303. 


Behandlung von Anzeigen dritter Perſonen über die einem 
Erecutionsmittel entgegenſtehenden Hinderniſſe. 


Eutſch. v. 10. April 1861, Nr. or En ochätigung des Decrets des H. ©. 
Wien v. 14. Fıbınar 1861, fir. 11056. Aban rung des Decretd deß 
O. L. G. Wien v. 5. März 1861, de 2339). ©. 3. 1861, Nr. 85. 

A führte Execution auf eine Forderung, welde fein Schuldner 
Ban zu ftellen hatte; -C proteftirte dagegen, indem er in einer beim 
Hantelögericht überreihten Eingabe bie der Ausführung dieſer Exe- 
cution entgegenflehenden Hinderniſſe darlegte und ven Erecutionsfüh- 
rer mittelft des beigebradhten Duplicats feiner Eingabe hievon zu ver- 
fländigen bat. 

Diefem Begehren wurde in erfter Inftanz entſprochen; Dagegen 
verorbnete das Oberlanvesgericht die Zurüdweifung des Erecutiond- 
Nüderlagegefuches, va mit felbem keineswegs blos eine einfache Ver⸗ 
fländigung des Erecutionsführere von den darin angeführten thatjüch- 
lihen Berhältniffen bezwedt werde, fondern es ſich vielmehr als eine 
Proteftation gegen die dem Recurrenten bewilligte Execution barftellt, 
eine folche Proteftation aber nach ten Hofvecrete vom 25. Yuni 1789 
Nr. 1026 unftatthaft ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften 
Inſtanz, weil das unrihtig „Rückerlag“ genannte Geſuch keineswegs 
eine Proteftation oder Beſchwerde gegen die Erecutionsbewilligung 
bezwede, zu deren Anbringung dem Geſuchſteller gar fein Recht zu⸗ 
ſtände, ſondern nur die Verſtändigung des Klägers, daß C die in 
Pfindung gezogene Rente des B kraft letztwilliger Verfügung nicht 
ben Öläubigern verabfolgen fünne, weil fie in dem Augenblide erlifcht, 
als ein Oläubiger auf diefelbe Erecution führt; — und eine foldhe 
Berftändigung im Geſetze nicht unterfagt iſt. 
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fir. 1304. 


Unzuläffigfeit eines Kunftbefundes zur Liquibirung von 
Nebengebühren im Erecutionsverfahren. 


Eutſch. v. 16. April 1861, Nr. 1 (Beta ehe: ded das Urtheil der 
Feüine San Daniele v. 18. Juli 1 abändernden Urtheils 
es O. L. G. Venedig v. 31. —2 Nr. 18521). Glorn. di Giu- 
rispr. prat. 1862, ©. 173 fi. 
Die von A gegen B angeftellte Bindicationsflage ſchloß mit der 
Ditte, zu erfennen, daß B fhulbig fei, 1. das vindicirte Grundſtück 
herauszugeben und 2. die im Erecutiondverfahren durch Kunftverftän- 
dige zu liquidirenden Früchte des Grundſtücks feit dem Tag ver Klage: 
zuftellung dem A zu erfegen. — Das Gericht erfter Inftanz wies 
den Kläger vollends ab und zwar wegen bed nicht erbrachten Bewei⸗ 
fes feiner Eigenthumsanſprüche. Das Oberlandesgericht erachtete, daß 
diefer Beweis hergeftellt worden jei und verurtheilte ven Beklagten zur 
Herausgabe des Grundſtückes unter der Bedingung eines dem Kläger 
aufgetragenen Haupteides, durch welchen eine vom Gegner angebrachte 
Einwendung elidirt werben folltee Allein das ad 2 auf Erſatz ber 
Brüchte geftellte Begehren wurde auch von der zweiten Inſtanz ab⸗ 
gewiefen und in dieſer Nichtung in den Motiven angeführt, vb zur 
Feſtſtellung und Ermittlung der Früchte, die nad dem Verlangen des 
A durch Sachkundige im Erecutionsverfahren geſchehen fol, jedenfalls 
erſt die Kenntniß der Culturart des Grundſtücks, der. Beichaffenheit 
und Menge jo wie des Werthes der reinen Früchte des Gutes er⸗ 
forderlich ſei; über dieſe Umſtände aber den Parteien das Feld zur 
förmlichen Verhandlung — in einem Rechnungs- oder ſonſtigen Pro⸗ 
ceſſe — eröffnet werden müßte, wozu das Executionsverfahren aber 
nicht geeignet ei. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Oberlandes⸗ 
gerichtes mit Berufung auf die Entjcheidungsgründe desſelben. 


tr. 1305. 


Erforderniffe einer Güternamhaftmachung. 
Entf. v. 16. April 1861, Nr. 2544 (Beftäligung des Decrets der Prütur 
Eite v 15. December 1860, Nr. 10077, Abanderung des Decrets des 


8.8. 6. Benedig d. 5. gebenat 1861, Wir 2335). Eco d. Trib. 1861, 
S. 251 fi. ©. 3. 1862, Nr. 80. 
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Nr. 1306. 


Dienftbarkeit der Wohnung: Befugniß desServitutsberechtigten 
zur Aufnahme Dritter in die Wohnung. 


E06 v. 16. April 1861, Nr. 2687 eg Dh des das Urtheil des 
Kadan n dv. 24. December 1860, bändernden Urtheils 
. 8. Prag v. 18. Februar 1861, Mr. 1432). ©. 3. 1861, Nr. 128, 
Den Eheleuten C ftand im Haufe des A vertragsmäßig das 
Recht ver Wohnung zu; als fie nım ihre Tochter B mit deren Finde 
zu fih nahmen, ſuchte A die legtere durch eine gegen fie gerichtete 
negatorifche Klage aus dem Haufe zu treiben. Seinem Begehren 
ward in erfter Inſtanz, nicht aber von ben höheren Inſtanzen ſtatt⸗ 
‚gegeben. | 
Der oberite Gerichtshof begründete die Abweifung folgenver- 
maßen: „Den Eheleuten C fteht vertragsmäßig das Recht zu, im 
Haufe x lebenslänglih und unentgeltlih die in der Klage bezeich- 
neten Wohnungsbeftaudtheile zu benügen. Sie find in dieſer Be 
ziebung jeder andern Miethpartei gleichgeftellt, welde eine Woh⸗ 
nung gegen Entgelt benüßt, und haben daher aud) ohne Zweifel wie 
jebe andere Wohnpartei das Recht, ihre Tochter und deren Kind zu 
fih zu nehmen, um ſich entweder ihrer Hilfe in der Haushaltung zu 
bedienen oder auch nur, um ihr eine Wohlthat zu erweilen (8. 1098 
0.6. ©. B.). Der Begriff einer Ausgedingswohnung bringt es feines» 
wegs mit fi, daß der Hauseigenthümer das Recht habe, dem Aus» 
gedinger zu verbieten, feine Kinder oder Dienftleute mit fich in die 
Ausgedingswohnung zu nehmen, und da die B nicht im eigenen Namen, 
fondern nur mit Geſtattung ihrer Eltern fi in der Ausgedings⸗ 
wohnung befindet, jo ift das Stlagebegehren unbegründet.” 


Nr. 1307. 


Außergerihtlihe Abſchätzung eines angerichteten Schadens: 
Anspruch des Befchädigten auf Erfag der hierauf verwendeten 
Koften. — Borausfegungen der Aufhebung der Gerichtskoften. 
Entf. v. 18. April 1861. Nr. 1971 (ab änberung her Urtheile ded 8. 4 
Gondbit „23 Auguit 1860, Nr. 245 Graz. v 

- 15. Jänner 1861, Wr. 210). —X den Nr. 167. 

Dem A wurde ein Theil feiner Feldfrüchte durch das Hornvieh 
des B abgemeidet. Er ließ den Schaden außergerichtlich durch Sach— 
verftäntige feftftellen und belangte hierauf den B auf Zahlung des 
von ihnen ausgefprodenen Betrages des Schadens per 8 fl., der - 
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Koften der Schadensermittelung per 1 fl. 50 kr. und der Procefloften. 
Das Geriht erfter Inſtanz erkannte in allen Punkten unberingt 
nah dem Kiagebegehren. Die zweite bingegen verurtheilte ven B zur 
Zahlung der 8 fl. als Schavenerfag unter der Beringung bed vom 
Kläger abzufchwörennen Schätungseibes, ſprach ihn von der Zahlung 
der Schadenerſatzkoſten per 1 fl. 50 Fr. frei, weil die Ermittelung 
des Schadens, welche der Kläger durch die Sachkundigen einfeitig 
unternommen, ein zwedlofer Schritt geweſen fei und ber Beklagte 
nicht angehalten werben könne, ihm aud den Erfaß diefer unnützen 
Koften zu leiften, — und erklärte die erftrichterlichen Proceßkoſten 
wegen theilweifer Sachfälligkeit des Klägers für compenfirt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entfchei- 
dung im Ausſpruche Über den Schavenerfag und erfannte in Betreff 
ber beiden Nebenpunkte, mit Abänderung der untergerichtlichen Ur» 
theile, daß im Falle der Ablegımg des Schätzungseides von Seite 
des Klägers, ver DBellagte ihm fowohl die Schapenerhebungstoften 
ver 1 fl. 50 kr. als auch die Procefloften ver erften Inftanz zu 
erfegen habe. Gründe: „Wenn der Nichter zweiter Inftanz bin 
fihtlich des begehrten Schadenerjagbetrages fih nicht an den Aus- 
ſpruch der fachverftändigen Zeugen zu halten fand, durch welche der 
Kläger, zur Erfparung der höheren Koften eines gerichtlichen Augen 
feines und Befundes, den Schaden außergerichtlich abſchätzen lieh, 
und durdy die Einwendungen des Beklagten fich genöthigt ſah, nad 
den Borfchriften der Gerichtsordnung die PVerurtheilung des Letzteren 
zum Schabenerfag vom Schäßungseide des erfteren abhängig zu machen, 
fo lag in diefer nur die Gerichtsförmlichkeit betreffenden Abänderung bes 
erftgerichtlichen Erfenntniffes fein hinreichender Grund, den Bellagten von 
dem nad 8. 398 a. ©. O. ihm obliegenden Erfage der Proceßkoſten 
fetoft für den Fall zu befreien, al8 der Kläger den ihm vworbehaltenen 
Beweis durch den Schätungseid erbringen und fomit der Beklagte auch 
in zweiter Inftanz fachfällig würde. Dasjelbe gilt von den Kelten ber 
Schavenserhebung, welde nicht als ein unnüter Aufwand zu betrachten 
find, da der Kläger nicht ſäumen durfte, den ihm an feinen Feldfrüchten 
zugefügten Schaden durch wirthichaftöverftändige Zeugen rechtzeitig be: 
fihtigen zu laſſen, fhon um rüdfichtlih des quale der Beſchädigung 
den vorausfichtlihen Einwendungen des Beklagten mit Erfolg begegnen 
zu können.“ 
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Nr. 1308. 
Zuläffigkeit des Perfonalarreftes nah Aufhebung des Eon- 
curfes ohne Entſcheidung über die Rechtswohlthaten. 


zutid. v. 18. April 1861, Nr. 2109 (Beftätigung des dad Urtheil bed 
G. Wien v. 30. Anguft 18 861, Nr. 53481, abändernden Urtheils des 
. 28. Wien dv. 28. November 1860, Nr. 11803). ©. 3. 1861, Nr. 135. 


Str. 1309. 


Unzuläffigkeit der Einwendung der Simulation gegen bie 
auf eine vollen Beweis machende Bertragsurfunde geftügte 


Erfeindirungsflage. 
Entf. v. 23. April 1861, Nr. 2794 ‚Beltätigunn des das Urtheil der 
ee San Daniele v. 16. Au nit 1860 r. 4818, abändernden Ur⸗ 


eils des O. 2. G. Venedig v. 18. December 1860 Ar. 21259). Giorn. 
di Giurispr. prat. 1862, ©. 182 ff. 

Nachdem C im Jahre 1852 durch notarielles Schenfungs- 
inftrument feiner Gattin A das ihm zuftehende Miteigenthum an 
Immobilien überlaffen hatte, erwirkte B gegen C für eine Schuld des⸗ 
felben die Pränotation auf der bejagten Eigenthumsquote und ſodann 
bie erecutive Pfändung und Schätung verjelben. Die A trat nun 
gegen B mit einer Klage auf, worin fie, als Eigenthümerin feit 1852, 
die Nichtigerflärung und Löſchung der Pränotation und Inſcription, 
ſowie die Einftellung des Erecutionsverfahrens begehrte. Die Verthei⸗ 
digung des Beklagten beftand vorzugsweiſe darin, daß er die Giltig- 
keit des Schenfungsactes wegen Simulation beftritt, und die Frage 
nach dem Beweife der eingewendeten Simulation war der Gegenftand 
fowohl der Berhandlung als der Erörterung der beiden Untergerichte, 
von denen die erſte Inſtanz die Simulation als bewiefen anfah und 
daher den Beklagten freifprach, und die zweite, ber entgegengejeßten 
Anfiht folgend, dem Klagebegehren ftattgab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte — ohne die Simulatione- 
frage zu berühren — das obergerichtliche Urtheil „in Erwägung, daß 
das notarielle Inftrument vom 3. 1852 mit allen gefeglichen Förm⸗ 
lichkeiten verfehen und fomit durch dasfelbe die von Seite des C an 
bie Klägerin erfolgte Ueberlaffung des Eigenthums feines Antheil® an 
ben Immobilien erwieſen iſt, welche die Letztere auch übernommen 
hat, da ſie ſelbſt die Umſchreibung in den Regiſtern des Cenſus auf 
ihren Namen veranlaßte; daß ſie demnach, bis nicht durch richterlichen 
Spruch auf Ungiltigkeit oder Widerruf der Schenkung erkannt worden, 
als die Eigenthümerin des Immobilientheils zu betrachten iſt, und daß, 
ſo lang ſie als ſolche zu gelten hat, derſelbe wegen Schulden ihres 
Gatten, reſpective des Geſchenkgebers, nicht gepfändet und in Erecution 
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gezogen werben darf; daß, wenn nun ber DBellagte vie Pfäntung 
der Immobilien nach dem Uebergang des Eigenthums auf die Klägerin 
für eine Schuld des C erwirft hat, ohne vorher ihr Eigenthums- 
recht beftritten zu haben, folhe Pfändung nicht als giltig angefehen 
werden kann, noch dadurch giltig wird, daß nun ber Bellayte im 
Wege der Einwentung die Schenkung zu beftreiten ſucht; daß 
folglich die Klägerin allerdings berechtigt war, die Erklärung ber Un- 
giltigfeit der bereits ftattgefundenen Erecutionsacte und bie Einftellung 
der Erecution zu verlangen.“ 


Nr. 1310. 


Unzuläſſigkeit der Feilbietung einer Rente, aus welcher ber 
Wechſelgläubiger binnen drei Jahren feine Befriedigung er- 
langen Tann. 


Entid. v. 23. April 1861, Nr. 30623 (Beſtätigung des Decrets des H. ©. 
Bencdig v. 12. Febrnar 1861, Nr. 2209, Abanderung des Teerctö des 
O. L. G. Venedig v. 13. März 1861, Ne. 4774). Tribline 1861, Nr. 181. 

Gegen das Geſuch des Wechſelgläubigers A um Feilbietung ver 
feinem Schuldner B gebührenven Tebenslänglihen Rente von jährlichen 
1271fl. 20 fr., woran A das executive Pfandrecht erwirkt hatte, proteftirte 
B mit Berufung auf$. 462 weftgal. ©. D., wonach jene Einkünfte, die 
Erecut lebenslänglich zu genießen hat, für ein hinreichendes Gut zur 
Bedeckung des Klägers anzufehen find, wenn derfelbe daraus binnen 
brei Jahren feine Befriedigung erhalten fann, ein Fall, der bier eben 
eintrete, da zur Bezahlung der nur 1162 Lire betragenden Forderung 
des Klägers auch ſchon tie einjährige Rente genüge. Das Gericht 
erfter Inflanz verweigerte die Feilbietung der Rente, das O. L. ©. 
bewilligte biefelbe. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die erſt richterliche Ent- 
fheitung. Gründe: „Durch die Wechfelprocefgefege wurden vie 
Vorſchriften der 8. 421 fl. weftgel. ©. O. nicht aufgehoben. Nach 
denjelben fann der Gläubiger die Pfändung und weitere Execution 
auf Privatforberungen feines Schuldners zwar unternehmen, jedod nur 
unter den dort angegebenen Mopalitäten, welche insbeſondere bei lebens⸗ 
länglihen Einkünften des Legtern darin beftehen, daß er fich dieſelben 
nad Maßgabe feiner Forderung einantworten laffe. Nun hat A das 
Gegentheil der Behauptung des Erecuten: daß bie fragliche Rente zur 
Abzahlung der Schuld in drei Jahren binreiche, nicht erwiefen, weßhalb 
bie Rente als ein zu feiner Bedeckung hinlängliches Gut anzufehen ift, 
und A zur Feilbietung derſelben um fo weniger berechtigt gehalten 
werben kann, da die Feilbietung ein geringerer Erecutionsgrad als der 
Perſonalarreſt if.“ 
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Novation: Umwandlung einer gemeintechtlihen Schuld im 
eine Wechſelſchuld. 


Entſch. v. 24. apell 1861, Wo 2962 62 heit des dad Urtheil des 
8. ©. — — v. 8. Juni 1860 abänderndeu Urtheils des 
D. 2. ©. Briiun v. 21. November 1860, Kr. Yo ®. 3. 1861, Nr 64. 


Eine Fabrik A hatte dem Handelsmann B Waaren geliefert, 
und bat nun bei deſſen Concursmaſſe um Ligquibhaltung ihrer Reft- 
forderung von 800 fl. unter Allegirung eines Buchauszuges, wort 
nebft Waarenlieferungen im Soll des B audy zwei nneingelöfte, d 
Klage angefchloffene Accepte vesfelben pr. 300 fl. und 200 fl., und 
im Haben gleihfall8 diefe Accepte, aber umter früberem Datum er- 
ſchienen. Sie erbot fih, den Buchauszug durch ihren Procuraführer 
erfüllungs⸗ und ſchätzungsweiſe zu beſchwören. Der geflagte Maſſe— 
vertreter wendete ein, daß über einen Theil jener Wanrenforderungen, 
die in ben eingellagten 800 fl. enthalten feien, zwei im Namen ber 
Fabrik auf B gezogene Wechſel über 300 fl. und 200 fl. von dieſem 
acceptirt, dadurch aber die bezüglichen Waaren gezahlt worben feien, 
und e8 nicht angehe, nunmehr den Preid derjelben neuerlich und ab» 
gejehen von den Wechjeln anzujprechen. 

Die erfte Inftanz machte die Liquidhaltung aller 800 fl. von dem 
Erfüllungs- und Schätzungseide des Procuraführers abhängig, indem 
aus dem Buchauszuge Feine Mängel, welche deſſen Beweiskraft auf 
heben würden, zu erjehen feien, und bei der durch den Notar erfolg- 
ten Beftätigung desſelben die Vermuthung für die Beweisfähigfeit 
des Buches ſpreche. 

Das Oberlandesgericht erfannte ftatt 800 fl. nur einen Betrag 
von 300 fl. gegen den erwähnten Erfüllungs- und Schäßungseib für 
liquid, und begründete die Abweifung des Reſtes von 500 fl. mit 
Volgendem: 

„In der Klage wurde angeführt, daß B von der Fabrik A die 
im Buchauszuge benannten Waaren von 1400 fl. bezogen habe, und 
nach geleifteten Abftattungen noch mit einem Betrage von 800 fl. im 
Rückſtande geblieben fei, daß zur Dedung dieſer Wanrenpoften von 
B die Wechſel pr. 200 fl. und 300 fl. zu Gunften ver Klagſeite 
acceptirt, jedoch nicht realifirt wurden, demzufolge im Soll und Haben 
des Conto Corrente erfcheinen. Dur dieſe beiden Accepte des B 
murben jedoch die demſelben entjprechenden Waarenſendungen im gleichen 
Werthe von 200 und 300 fl. gänzlih beglihen, und es murbe 
mit diefen Accepten die Zahlung bereits geleiftet, wonad auch bie 
Einflagung diefer Theilforderung aus dem Buchauszuge nicht mehr zuläffig 
ift, fondern dem Gläubiger, rückſichtlich Wechjelinhaber, lediglich be 
vorfteht, feine ihm aus biefen Wechſeln zuftehenven Rechte gegen ben 
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Wechſelſchuldner zur Verfallzeit bei nicht erfolgter Zahlung geltend zu 
machen. Durch die Xcceptation der fraglichen Wechſel von Seite des 
B ift zwifchen dem Ausftellee — bier der Klagfeite — und dem Letz⸗ 
teren ein von dem Handelsgeſchäfte ganz unabhängiges, auf einer ganz 
anderen Grundlage berubendes und auch nad andern Normen geltend 
zu machendes Rechtöverhältniß begründet worden, weßhalb auch bie 
Belaftung des B mit dieſen Accepten wegen nicht erfolgter Zahlung 
der Wechſelſummen rechtlich nicht mehr Pla greifen Eonnte, ſonach 
feinen rechtlichen Beftand hat, und dies um fo weniger, als diefe Be- 
Taftung zu einer Zeit gefchah, wo über das Vermögen des B bereits 
ber Concurs eröffnet war, daher die Gefchäftsverbinpung mit B auf- 
gehört bat, und fonady das Geſchäftsbuch mit dem Tage der Concurs- 
Eröffnung zum Abjchluffe fommen muß.“ 

Der dagegen ergriffenen Reviſionsbeſchwerde gab der oberſte Gerichts⸗ 
hof nicht Statt. Gründe: „Möge es immerhin unter Handelsleuten und 
Fabrikanten üblich ſein, ihre Forderungen manchmal durch Wechſel decken 
zu laſſen, und möge immerhin ein Wechſel im mercantilen und induſtriellen 
Leben die Stelle des baren Geldes vertreten, ſo iſt es doch gewiß, daß 
durch einen Wechſel noch nicht die Zahlung, d. i. die Tilgung der Schuld, 
wirklich erfolgt; denn die tägliche Erfahrung lehrt, daß Wechſel unbe- 
zahlt bleiben, wie es insbeſonders im vorliegenden Rechtöftreite mit 
den beiden Wechfeln der Fall ift. Wenn aber gleich durch die Acceptation 
biefer beiden Wechſel von Seite des B die Zahlung der Buchſchulden 
pr. 200 fl. und 300 fl. noch nicht erfolgte, fo ift doch gewiß durch Die 
Ausstellung diefer Wechfel von Seite des Procuraführers ner Fabrik A, 
durch deren Acceptation von Seite des B und durch deren Uebernahme 
von Seite der Fabrik A die Buchſchuld in eine Wechſelſchuld über- 
gegangen, folglid ein Neuerungsvertrag entftanden. Vermöge dieſes 
Neuerungsvertrages hörte die vorige Hauptverbinbfichfeit auf und bie 
neue nahm ihren Anfang (8. 1377 a. b. G. B.). Es ftehet demnach der 
Fabrit A nur das Recht zu, auf Grundlage der Wechſel zu klagen, 
nicht aber, wie e8 in dem vorliegenden Proceffe gefhah, auf Grund 
des Buchauszuges; und hieraus folgt, daß aud) bezüglich dieſer beiten 
Wechjelforderungen pr. 200 fl. und 300 fl. über den Buchauszug weder 
ein Erfüllungs- noch ein Schätzungseid zugelaffen werden kann, wie dies 
in erfter Inftanz geſchah. Ob der Fabrik ihre Forderungen auf Grund 
des Artikels 83 der Wechſelordnung gebühren, kann im vorliegenden 
Rechtsſtreite nicht entſchieden werden, da nicht auf Grund der Wedel, 
fondern auf Grund des Buchauszuges gellagt wurde, und da ed mög⸗ 
ih wäre, daß die Wechſelſchuld anderwärts realifirt würde." 
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Nr. 1312. 
Erforderniſſe der Berpfändung eines Waarenlagers. 


Entfd. v. 1. Mai 1861, Nr. 1647 (Beftätigung des das Urtheil des 8 G. 
Wien v. 11. October 1860, Nr. 57153, abandernden Urtheils des O.L. G. 
Wien v. 19. December 1860, Nr. 13550). Tribüne 1861, Nr. 126. 


C ftellte als Chef des Hauſes B der Firma A am 16. Yuli 
1859 eine Pfandverfchreibung aus, die folgendermaßen lautet: „Nach« 
dem uns Herr A gegen unfere Uccepte einen gegenwärtig auf 50.000 fl. 
fih belaufenden Escomptecredit eingeräumt hat und für diefes Gut- 
baben eine Sicherftellung wünſcht, fo verpfänden wir hiermit ſämmt⸗ 
lihen Waarenvorrath in den Magazinen in Paufh und Bogen und 
haben zu biefem Ende die Schlüffel ausgehändigt, und ermächtigen zu- 
gleih den Herrn A, die Waaren, deren Inventirung unverzüglich 
vorgenommen wird, zu den aus unfern Büchern erfichtlichen Einkaufs⸗ 
preifen, falls feine befjern zu erzielen find, ohne gerichtliche Inter⸗ 
vention zu veräußern und ſich zahlhaft zu machen.” An dem näm- 
lichen Tage ſchrieb C folgeudes in einem Briefe an die Firma A: 
„Sie haben mir das Ihnen von der Firma B ald Pfand beftellte 
und zur außergeridtlihen Realiſirung übergebene Waarenlager zu 
dem Ende anvertraut, damit ich e8 für Ihre Rechnung in Gemäß— 
beit der Pfanpbeftelungsurfunde vom heutigen Tage realifire, und 
baben mir zu biefem Ende aud die Schlüffel behändigt. Ich unter- 
ziehe mich bereitwillig biefem Auftrage.“ Im Auguft 1859 wurde 
über die Firma B das Bergleichöverfahren eröffnet. Der Chef der Firma 
A forderte nun die Herausgabe der Schlüffel zum Waarenlager, die 
ihm verweigert wurde, und belangte hierauf die Firma B auf Aus: 
folgung bes verpfänveten Waarenlagers und der Schlüffel, fowie auf 
Ablage ver Rechnung über die bißherige Renlifirung der Waarenvorräthe. 

Das Klagebegehren wurde von ber erften Inſtanz zugelaffen, 
von dem O. 8. ©. abgewieſen. 


Der oberfte Gerichtöhof beftätigte das Urtheil der zweiten 
/Inſtanz aus folgenden Gründen: „Die Pfanpbeftellungsurfunde vom 
16. Juli 1859 verſchaffte der Firma A nur einen Titel zum Pfand⸗ 
rechte an dem Waarenlager der Firma B, nicht das dingliche Pfand- 
recht felbft, zu deſſen Erlangung eine der in den $. 45l u. 452 a. 
b. G. B. bezeichneten Erwerbungsarten erforderlich war, die jedoch von 
ber Klägerin nicht nachgewiefen wurde. Denn bei der Berpfändung 
beweglicher, allein die Förperliche Uebergabe von Hand zu Hand nidt 
zulafiender Sachen, muß man fid nad 8. 452 a. b. G. 2. folder 
Beichen bedienen, woraus Jedermann die Verpfändung leicht erſehen 
kann. Bon denim 8.427 ebendort (worauf fich 8.452 beruft) erwähn- 
ten Arten der ſymboliſchen Uebergabe ift aber hier feine vorhanden. 
Die Behändigung der Pfanpbeftelungsurlunde, worin das in den Hän⸗ 
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den bes Chefs der Firma B verbliebene Waarenlager nicht. einmal 
nad feiner Beichaffenheit im Allgemeinen bezeichnet, viel weniger ſpe⸗ 
eificirt ift, kann der Ucbergabe von Urkunden, wie fie der $. 427 im 
Sinne hat, nicht gleich gehalten werden. Die Uebergabe der Schlüffel, 
obfhon an ſich ein geeignetes Mittel, wodurch die Yirma A in ben 
Stand geſetzt worten wäre, von den verpfändeten Waaren den aus- 
fließenden Befit zu ergreifen, konnte diefe Wirfung nicht haben und 
batte fie 1hatfählic auch nicht, weil die Firma A, nad dem gleich- 
jeitigen Briefe des C, Chefs der beflagten Firma, bie Schlüffel noch 
am nämlihen Tage dem Lebtern zurüdgeftellt hat, damit er für ihre 
Rechnung‘ das Waarenlager realifire. Bon einem fonftigen mit dem 
Banrenlager verbundenen Merkmale, woraus Jedermann erfennen 
mochte, daß es der Firma A verpfündet fei, ift nirgend eine Rede, 
und die Erklärung des Gläubigers, daß fein Schuloner die Sache, 
welche dieſer ihm verpfünden will, in feiner Gewahrſame als ein 
Pfand (im Namen des Glänbigers) behalten fol, Tann felbftver« 
ſtändlich al8 eine Art ver Erwerbung des Pfandrechts nicht angejehen 
und eben fo wenig die Erklärung des Schuldners, die Sache als Pfand 
bes Gläubigers inne zu haben, nah 8. 452 a. b. ©. B. als eine 
zuläffige Art der Pfunrübergabe betrachtet werden. — Die klagende 
Birma fuht zwar der Zurüdjtellung der Sclüffel an den Chef ber 
Birma B und die Einräumung der Pispofition über das Waarenlager 
einen andern Sinn und eine andere Wirkung beizulegen, indem fie 
denſelben in zweifacher Eigenfchaft auftreten läßt, wornad er einmal 
als Chef des Haufes B der Firma A das Waarenlager verpfändet 
und die Schlüffel übergeben und dann als Privatmann und Bevolls 
mädhtigter der legtern Firma die Schlüffel und den Verkauf der 
Waaren für Rechnung verjelben wieder übernommen haben fol. Allein 
biefe Unterfcheidung ift, wenn gleich die Faſſung des Briefes‘ vom 
16. Juli 1859, worin der Schreiber (ob zufällig oder abfichtlich) 
feine Perſon von feiner Firma trennt, ihr einen Anftrid von Wahr⸗ 
fheinlichkeit geben fol, tod ganz und gar unzuläffig; denn thatjäd- 
lich blieb C der Chef und Repräfentant der ſchuldenden und verpfün- 
denden Firma und konnte, wenn er, was Kläger zugibt, das Wuaren- 
lager für Rehnung des Haufed A realifiren folte, dieſen Verkauf 
doch wieder nur fraft feines Handlungsbefugniffes bewerfftelligen: 
thatſächlich waren aljo die Schlüffel, da8 Waarenlager und die Dis- 
pofition mit demfelben derjenigen Perſon belaffen, welde Schuldner 
und zugleich. Eigenthümer und Berpfänder des Waarenlagers war und 
nah 8. 1204 a. b. ©. 3. mit ihrem ganzen Vermögen für bie 
Schulden der Firma B haftet, und darin eben liegt der Grund, weß—⸗ 
halb ber Uebergabe der Schlüffel an tie Firma A, in Folge der wieder 
gefcheheren Zurüdftelung verfelben an C, die Wirkung einer Ueber- 
gabe durch Zeichen nicht zugefchrieben werden kann. — Nachdem fomit 
die wirkliche Erwerbung des Pfandrechts auf Seite der klagenden 
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Firma nicht erwiefen ift, konnte das auf Herausgabe des Waaren⸗ 
lagers geftellte Begehren nicht zugelaffen werben, womit von ſelbſt 
auch das Begehren um Redhnungsablage entfällt.“ 


Nr. 1313. 


Haftung des gemeinrechtlichen Bürgen auch für die Bereiche- 
Ä zungsfchuld des Wechjelacceptanten. 


Entſch. v. 1. Mai 1861, Nr. 2587 (Aufhebung der Urtheile des B. ©. 
der innern Stadt Wien v. 27. Jänner 1861, Wr. 736 und ded D.%. ©. 
Wien v. 27. Februar 1861, Ne. 2077). ©. H. 1861, ©. 239, 240. 


B hatte vem A fchriftlih die Zufiherung gegeben, im Falle 
C jeine Ende September 1840 zahlbare Tratte pr. 200 fl. nicht be» 
zahlen würde, „viefen Betrag als eigene Schuld anzuerleunen und 
einen Monat nah der Berfalldzeit ohne die mindefte Einwendung zu 
bezahlen.” A Eagte nun, da der Wechfel nicht eingelöft worden jet, 
gegen B ald Mitſchuldner. B wendete ein, daß er nit als Mit- 
fhuloner, fondern nur als Bürge anzufehen fei; als folder fei ex 
nur fubfiviarifch verpflichtet, ver Hauptſchuldner aber weber gerichtlich 
noch aufergerichtlih gemahnt worden; überdies fei das Wechſelrecht 
bed Klägers wider den Acceptanten längft verjährt und daher auch 
bie Bürgfhaftsfhuld erlofhen; endlich feien dem Bürgen alle Rechts⸗ 
bebelfe und Sicherftellungsmittel abzutreten, was jet nach erlofchener 
Kraft des Wechfeld nicht mehr gefchehen fünne. In der Replik erbot 
fi) A, obwohl dem B der Beweis der Zahlung des Wechſels obliege, 
unter Anderem zu dem Zeugenbeweife, daß die Zahlung für ben 
Wechfel aus dem Grunde von C nicht verlangt werben konnte, weil 
fowohl er ald B damals unbelannten Aufenthalt8 waren; ferner zu 
dem Beweis, daß C über gekaufte Waaren jene Tratte acceptirte. 

Die erfte Inftanz verurtbeilte ven B zur Zahlung der 200 fl. 
für den Fall, daß A den Haupteid ſchwöre, daß C feine Ende Sep- 
tember 1840 zahlbare Tratte per 200 fl. nicht bezahlt babe. Die 
zweite Inftanz wies das Klagebegehren aus folgenden Gründen zu- 
rück: „In der fchriftlihen Erklärung des B hat derfelbe lediglich bie 
Berfiherung gegeben, daß er, falls C feine an A ausgeftellte Tratte 
per 200 fl. nicht bezahlen follte, diefen Betrag ald eigene Schuld 
anerfennen und einen Monat nach der Berfalldzeit des Wechfels ohne 
bie minvefte Einwendung bezahlen werde. Nach dem im $. 945 
a. b. ©. B. aufgeftellten Grundfage, daß bei einfeitig verbinplichen 
Berträgen angenommen werden müfje, ter Verpflichtete habe ſich eher 
bie geringere als die ſchwerere Laſt auflegen wollen, kann die erwähnte 
Anerkennung der Schuld und die übernommene Zahlungsverbindlichkeit 
nur als ein einfaches Bürgfchaftsverhältnig zwifchen dem Gellagten 
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und dem Kläger angefehen werden. Nach 8. 1363 a. b. ©. B. Hört 
bie Verbindlichkeit des Bürgen verhältnigmäßig mit der Berbinvlich- 
feit des Schuldners auf. In Folge Art. 77 vr W. DO. vom 
25. Jänner 1850 ift der wechfelmäßige Anſpruch gegen den Accep- 
tanten, wofür Bürgfchaft geleiftet wurde, .... bereit verjährt. Nach 
8.83 der W. DO. bleibt der Acceptant allerdings noch nach der Ber- 
jaͤhrung bes wechſelmäßigen Anſpruchs infoweit verpflichtet, al8 er ſich 
mit dem Schaden des Wechſelinhabers bereichern würde. Eine foldhe 
Bereicherung iſt aber im vorliegenden Fall nicht dargethan, fomit 
au in diefer Richtung eine Forderung des Klägers gegen den C 
nicht nachgewiefen, daher eine Bürgſchaftsverpflichtung für eine nicht 
nachgewiefene Forderung auch nicht gegen ben Geklagten geltend ge- 
macht werden kann.“ 

Die dritte Inſtanz verordnete, daß vorläufig gemäß 88. 39 
und 40 des Gefetes über das fummarifche Verfahren die vom Kläger 
in der Replik angebotenen Zeugenbeweife aufzunehmen feien. Diefe 
Berordnung fügt fih auf die Betrachtung, „vaß der Beklagte feine 
Hoftungserllärung nicht auf eine gewiffe Zeit und namentlich nicht 
auf die Zeit der Zuläffigfeit der Geltenpmadhung eines wechjelmäßigen 
Anſpruchs beichränfte,; dag im Sal der Annahme der Verjährung 
des wechſelmäßigen Anſpruchs die Zahlungsverpflihtung des Accep- 
tanten, infoweit er fih mit dem Schaden des Wecfelinhabers bes 
reichern würbe, aufrecht geblieben ift; daß der Kläger durch einen 
Zeugen und feinen Erfüllungseid zu erweifen ſich erboten hat, daß 
der Ücceptant in Waaren die volle Wechſelvaluta empfangen habe, wos 
mit er ſich zu feinem Schaden bereichern würde; daß er auch einen 
Beugenbeweis über die Abwefenheit und das Unbelanntfein des Aufent- 
halts des Acceptanten am hiefigen Pla zur Verfalldzeit des Wechſels 
angeboten hat, welcher Umftand ebenfalls unter Borausfegung eines 
Bürgſchaftsrechtes mit Hinblid auf die 88. 1355 und 1356 a. b. G. B. 
von Einfluß erfcheint.“ 


Nr. 1314. 


Umfang der dem Zabularrichter obliegenden Prüfung der 
Dispofitionsbefugniß der Parteien. 


Eutſch. v. 1. Mai 1861, Nr. 3033 (Beitätigunn des Decretd des B. ©. 

Stry v. 18. November 1859, Nr. 620, und v. 27. April 1860, Nr. 1192, 

Abänderung ded Decrets des DO. X. G. Lemberg v. 16. Jänner 1861, 
Sir. 28444). ©. H. 1862, ©. 416 n. 417. 
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Nr. 1315. 


Neftitution wegen ſchlechter Bertretung: Unbedingte Ber- 
pflihtung des NReftitutionswerbers zum Erſatz der Koften 
des Reſtitutionsverfahrens. 


er v. 1. Mai 1861, Nr. 3162 ——— der nleihförmigen Urtheile 
DER. G. Wien u. 16. 0bemder 1869, Wr. 35072 uud des D.R.W. Wien 
v. 19. Yebruar 1861, Nr. 1786). & H. 1862, ©. 420. 


Bon beiten Unternerihten wurde dem A wegen fchledhter Ber- 
tretung durd feinen (inzwifcben verftorbenen) Rechtsfreund die Reftitution 
zur Anftellung einer neuen Klage gegen B bewilligt, jedoch ver Erſatz 
der ten B erwachjenen Koften des Reſtitutionsproceſſes auferlegt. Die 
Motive des O. L. ©. fagen Über den Kojtenpunft: „Wenn aud) das 
Hofdecret vom 1. Yuli 1790 Nr. 31 nur in feinem erften Theile 
in Bezug auf die Reftitution gegen eine verfäumte Falfrift verordnet, 
daß der Rejtitufienswerber dem Gegner jedenfalls die Koſten zu ers 
fegen habe, fo ſpricht dod der Grund des Geſetzes für die gleiche 
Verfügung aud in dem Falle der Wiedereinfegung wegen fchlechter 
Vertretung des zum Gegner des Reftitutionöwerberd in keiner un⸗ 
mittelbaren Beziehung ftehenden Advocaten. Die im zweiten Theile 
des angeführten Hofdecrets angeordnete Verfällung des ſchuldtragenden 
Advocaten zum Erſatz der beiderfeitigen Proceßkoſten und nad Um⸗ 
ſtänden tie Beftrafung desfelben, ift eine Disciplinarverfligung, welche 
gegen den Advecaten nicht verhänyt werden fann, ohne ihn wenigften® 
gehört zu haben, was im vorliegenten Yale durch den eingetretenen 
Tod des kläger'ſchen Nechtsanwalts unmöglich geworden if. Es muß 
daher dem Kläger umfomehr überlaffen bleiben, den Anſpruch auf Ers 
faß der Koften in Regreßwege gegen die Erben feine® Rechtsfreundes 
geltend zu machen.” 

Der oterfte Gerichtshof verwarf Die außerordentliche Reviſions⸗ 
beſchwerde des A „in Erwägung, daß eine offenbare Ungerechtigfeit 
oder Geſetzwidrigkeit darin nicht erkannt werten könne, wenn der im 
Hofdecrete vom I. Juli 1790 Nr. 31 ausgeſprochene Grundſatz, wor⸗ 
nad) der Nejtitutionsmerber dem Gegner die Koften zu erjegen hat, 
and auf den vorliegenren Fall ber Wrevereinfegung wegen mangel- 
bajter Vertretung angewendet, und daß dem Stläger überlaffen wurde, 
feinen eimaigen Erfaganfprud gegen die Erben feines früheren Ver⸗ 
treter8 geltend zu machen.“ 
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Nr. 1316. | 
Poſſeſſoriſche Klage auf Entrihtung eines Grundzinfes, 


Eutſch. v. 2. Mai 1861, Nr. 2893 (Beftätt ung des das Nrtheil der Prätur 
ortogruaro v. 24. November 1860, Nr. 6674, abäuderuden Urtheils des 
.L. G. Venedig vn. 6. Febenar 1861, Nr. 1386). Eco d. Trib. 1861, 

S. 324 ff. Zeitfchr. f. d. Notariot 1862, Nr. 14. 


Das Kapitel der Canonicatliche A belangte den B auf Ent- 
richtung eines in Getreide beftehenden Grundzinſes für die Jahre 
1856 bis 1858 und fügte die lage lediglich darauf, daß der Grund⸗ 
zins bis zum Jahre 1856 von dem Bellagten und feinen Vorfahren 
tegelmäßig geleiftet worden war. Die Entflebung des Rechtes wurde 
nicht nachgewiefen, vielmehr gejagt, daß dasſelbe alten, nicht bekann⸗ 
ten Urfprunges fei und ebenfowenig erbrachte der Kläger den Beweis, 
daß B das zinsbare Grundſtück befige. Der Bellagte berief fi zu 
feiner Bertheidigung auf die erwähnten Mängel in der Begründung 
der Klage und bemerkte außerdem, daß die bloße Thatſache der bis 
1856 geichehenen Entrihtung des Grundzinfes nicht genügen könne, 
um den Klageanſpruch zu rechtfertigen, weil einerfeitd der Grundzins 
nicht die ganze Erfigungszeit hindurch ununterbrochen geleitet wurbe, 
und anbererfeits er felbft ven Grundzins in der Meinung bezahlte, 
biezu verpflichtet zu fein, bis er durch die Aeußerung des Berwalters 
des Capitularvermögens, daß es dem Capitel an Beweifen für fein 
angebliche Recht fehle, Über den Irrthum aufgellärt wurde, in wel 
dem er ſich bisher befunden habe. — Das Klagebegehren wurde vom 
Gerichte erfter Inftanz abgewiefen, vom Oberlandesgerichte zugelafien. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz „in Erwägung, daß das Kapitel lediglich mit der pofſſeſſoriſchen 
Klage auftrat und daß ver Bellagte die Thatfache der bis zum Jahre 
1856 fortgeſetzten Entrichtung des Grundzinſes ausdrücklich zugeftan« 
ben hat, ohne zu beweifen, daß die Leiftung feinerjeit$ indebite und 
aus einem Irrthum gejchehen fei, da die von ihm angeführte Erflä- 
rung des Capitelverwalters nur der Ausdruck der individuellen Mei⸗ 
gung des Lebtern war, wodurd den Rechten des Capitels nichts ver- 
geben werben konnte“. 


Nr. 1317. 
Auslegung der legtwilligen Anordnung: „Alle ſich vorfinden- 
den Schuldforberungen find erlojchen.“ 


Entid. v. 7. Mai 1861, Nr. 2590 (Beftätigung der Urtheile ded 2. ©. 
Wien v. 5. October 1860, Nr. 44185, und des O. L. G. Win v. 29. Jän- 
nce 1861, Nr. 13926). ©. 3. 1861, Nr. 125. 


Die M erklärte in ihrem Zeftamente vom 7. Jänner 1852 
„ale ſich vorfindenden Schulpforderungen für erloſchen“. Am 9. Aus 


= 
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guft 1853 gab fie ein Darlehen, weldes nad ihrem Tode zurüd- 
gefordert wurde. Die Bellagten beriefen fi auf jenen Paſſus des 
Teftamentes, vie Erben darauf, daß er bie fpäter entflandenen dor- 
derungen nicht umfafjen könne. Die erfte Inftanz wies das 
begehsen zurül. „Die Worte: “Alle ſich vorfindenden Säuloforder 
rungen erkläre ic für erlofchen’, deuten mit Bejtimmtheit darauf hin, 
daß die Erblafferim ihre fämmtlihen bei ihrem Tode vorhandenen 
Schuldforderungen ohne Rüdficht, ob fie vor oder nach der Teftaments- 
errichtung entftanden jeien, für erlofchen erllärt wiſſen wollte; denn 
eben weil ſich die Erblaſſerin des Ausdruckes: “ale ſich vorfindenden 
Schuldforderungen' bediente, können darunter nur jene verſtanden 
werden, welche zur Zeit, in welcher nach ihnen geforſcht wird, näm⸗ 
lich nach dem Tode der Erblafſerin, vorfindlich ſind, und es wäre 
ſprachunrichtig, unter ſich vorfindenden Schuldforderungen nur die bei 
Errichtung des Teſtaments vorhandenen zu verſtehen, weil damals 
von Niemandem nach den vorhandenen Schuldforderungen' geforſcht 
werde, und man in Beziehung auf den Zeitpunkt der Teſtaments⸗ 
errihtung unmöglich von ſich vorfindenden Schuldforderungen ſprechen 
kaun. Sollte der Ausdruck “fi vorfindenden’ als gleichbedeutend mit 
“verbandenen’ ohne Rüdficht auf einen Zeitpunct ausgelegt werben, 
fo würden die Worte “fi vorfindenden’ gänzlih wirkungslos er- 
feinen, indem Schuldforderungen, welde nicht vorhanden find, ohne⸗ 
bin nicht Gegenftand eines Echulverlaffes fein können. Der $. 666 
a. b. G. 2. ſteht diefer Auslegung nicht entgegen, denn biefer Para- 
graph beftimmt nur, wie eine teftamentarische Erlaflung einer Schuld 
amdzulegen ift, wenn vie teftamentarifhe Anordnung einen Zweifel 
zuläßt; er hat aber auf den Fall keine Anwendung, wenn ber Erblaffer, 
wie in dem gegenwärtigen Falle, ausdrücklich alle bei feinem Ableben 
vorfindlihen Schuldforderungen für erlofhen erklärt.” 

Diefes Urtheil wurde von Seite des Oberlandesgerichtes be⸗ 
flätigt, weil „es der Natur einer leptwilligen Erklärung gemäß fei, 
daß diefelbe auf ven zur Zeit des Ablebens beftehenden Bermögensftand 
bezogen werde. Demgemäß erfcheint die Deutung, welche die Kläger 
der fraglichen Teftamentsftelle geben- wollen, unridytig, umſomehr, als 
bie Erblafferin, wenn fie diefer Anficht geiwefen wäre, nicht die Worte 
“die fih vorfindenden’, fondern die Worte, "vie bis heute vorhandenen’ 
Sculpforderungen hätte gebrauden müſſen. 

Auf die von den Klägern ergriffene außerordentliche Revifionsbe- 
fhwerde wurden die Urtheile der beiten unteren Inftanzen vom oberften 
Gerichtshofe beftätigt: „denn, obwohl die Schuld erft nach Errichtung 
des Vermächtniſſes entftanden fei, daher nad) vem Wortlaute des 8. 666 
a. b. ©. B. auf felbe die Erlaffung nicht bezogen werben bürfe, fo 
ſei e8 doc zweifelhaft, ob die Erblafferin mit dem Ausorude “fi 
vorfindenden’ nicht auch fchon die künftigen Schulden, die fi) erft bei 
ihrem Ableben vorfinden werben, begreifen wollte, und kann daher in 
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ber in diefem Sinne gemachten Auslegung der Gerichte erfter und 
zweiter Inftanz Feine offenbare Ungerechtigkeit gefunden werben.“ 


Nr. 1318. 


Zinsfuß bei einem die Höhe der Verzinſung nicht angeben- 
den Vermächtniß. 

6%. ei 7. Mai 1861, Nr. 2633 a, des dad Urtheil des 

5.0. een v, 13. September 1860 a ir 


G. ®ien v. 28. Secember 1860, Nr. 18280) 1, 
Nr. 118. Tribline 1861. Nr. 185. 


Nr. 1319. 


Zuftändigkeit der weltlichen Gerichte zur Entſcheidung über 
bie aus dem Teftament des Patrons abgeleiteten Anfprüche 
Pocier Geiftlihen auf diefelbe Pfründe. 


Euntſch. v. 7. Mat 1861, Nr. 2931 (Beltäti 06 der Agheue, det — 

&. Pietro Incariano v7. Septemb 6 L. G. 

Benedig v. O. Jänner 1861, Nr. ) Glorn ar —8 prat. 
1861, & Son 


M batte durch legtwillige Anordnung i in der Kirche San Martino 
zu Burre eine Capellanei geftiftet und diefelbe mit Grundſtücken dotirt. 
"Die Capellanei war zunächft dem damaligen Rector der genannten Kirche 
zugewieſen; nach defjen Tode ſollte, das war der im Teftamente ausge» 
drüdte Wunſch, „unter den Caplänen“ B, der Neffe des M, den Vorzug 
haben. Nach dem Tode des gedachten Rectors machte nun einerſeits 
deſſen Nachfolger A, andererſeits ver im Teſtament genannte B auf die 
Pfrände Anſpruch, weßhalb bie Teftaments-Erecutoren des M dem neuen 
Rector die Ueberlaſſung der gedachten Grunpftüde werweigerten. Seiner 
Klage ward die Einwenbung entgegengefegt, daß zur Entſcheidung über 
bie Verleihung von Pfründen die weltlichen Gerichte nicht berufen ſeien. 
Die Einwendung ward in allen drei Inſtanzen zurückgewieſen, und zwar 
vem oberſten Gerichtshof „in der Erwägung, daß ber Rechtsſtreit zwiſchen 

wei Geiſtlichen geführt wird, deren jeder in dem Teſtamente des Mfür die 

2* bezeichnet zu fein T “hauptet , weßhalb die Sache nad) Art. XII 

des durch Patent vom 5. November 1855 publicirten Concordates vom 
18. Auguſt 1855 zur Competenz der weltlichen Gerichte gehört“. 


Glafer, Unger und Walther Entf. IE. 39 
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Nr. 1320. 


Zwangscours: Verſprechen der Rückzahlung „in Aronthalern⸗. 
— Einfluß des Ortes des Vertragsabſchlufſes auf die Valuta. 


Entſch. v. 8. Mai 1861, Nr. 2507 (Beſtätigung des Urtheils des B. ©. 

BSrannan v. 26. October 1860, Nr. 2097, Abänderung des üriheils bes 

O. 8. G. Wien v. 16. Sänner 1861, Nr. 327). Tribüne 1861, Nr. 145. 
©. 3. 1861, Nr. 118. 

Der öſterreichiſche Unterthan C hatte in Baiern von dem baieri- 
ſchen Unterthan A ein Darlehen von 900 fl. in Kropthalem em- 
pfangen und demſelben in Baiern hierüber einen auf Zurädzahlang 
in der nämlichen Geldſorte, in Kronthalern“⸗lautenden Schuldſchein 
ausgeſtellt, welchen A auf tem von C ihm dafür verpfändeten Grund⸗ 
ftüde intabuliren ließ. Das Grundſtück überging durch Kauf auf B, 
der nun nad eingetretener Berfalldzeit ver Darlehensforderung von 
A mit ter Hypothekarklage auf Zahlung von 900 fl. in effectiven 
. Kronthalern bei fonftiger Execution der Pfandſache belangt wurde. 

Der Bellagte betritt den Anfpruh auf Zahlung in Metallgeit, 
indem er behauptete, daß der Kläger viefelbe nicht anders als in 
öfterreichifchen nady ihren Nennwerth berechneten Banknoten fordern 
fönne. — Das Gericht erfter Inſtanz erkannte w- Abweifung diefer 
Einwendung nad dem Klagebegehren. Bom D. 2. 9. Hingegen wurde 
derſelben ftattgegeben und das Slagebegehren nur mit ber dadurch be⸗ 
bingten Beſchränkung aus nadftehenden Grünten zugelaffen: „Die 
Ausnahme von ver Regel des Zwangscourſes ber Banknoten, welche 
das Patent vom 2. Suni 1848 Nr. 1157 I. ©. ©. im Falle der 
in ausländischer Silbermünze bedungenen Zahlung zu Gunften bes 
Släubigers feſtſetzt, kommt hier dem Kläger nicht zu Statten, weil 
die Rückzahlung des Darlehens ſchlechtweg in Kronthalern, deren es 
aber auch öſterreichiſche gibt, bedungen wurde, und zur Annahme, daß 
im Schuldſcheine, weil er in Baiern ausgeſtellt iſt, die Zahlung als 
in baieriſchen Kronthalern bedungen zu verſtehen ſei, fein Grund vor- 
liegt, da der Kläger ſelbſt nicht baieriſche Kronthaler begehrt, noch 
einen Unterſchied im Werthe zwiſchen den in Baiern und anderwärts 
geprägten Kronthalern behauptet hat. Der Umſtand, daß der Schuld⸗ 
ſchein in Baiern ausgeſtellt iſt, ändert nichts an der Verpflichtung des 
Beklagten: denn ber Kläger forderte nicht, daß jener die Zahlung im 
befagten Orte leifte, und wenn aud der Ausftellungsort nach 8. 905 
a. b. ©. 2. als Zahlungsort angefehen werben wollte und das Darlehen 
nach ‚baierifchen Geſetzen beurtheilt würde, fo kann das öſſerreichiſche 
Gericht doch nicht die Verpflichtung des Bellagten ala Yaländer zur 
Zahlung in Kronthalern, wenngleich viefelbe einem Ausländer im 
Auslande geleiftet "werden fol, im vorliegenden Falle ausfprechen, 


weil das citirte Patent vom Yahre 1848 auf jede Zahlung, um die 


ein Inländer vor einem öſterreichiſchen Gerichte belangt wird, An 
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wendung bat und die Ausnahme hiervon (Bedingung der Zahlung in 
ausländifcher Silbermünze) eben nicht eintritt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil 
aus folgenden Gründen: „Der in Rebe ftehende Darlehensvertrag ift 
vermög 8. 37 a. b. ©. B. nad dem Gefege des Ortes, wo er 
geichloffen wurde, alſo nady baierifchem Gefege zu beurtbeilen, weil 
einerſeits die Zugrundelegung eines andern, fpeciell des -öfterreichifchen 


Rechtes, vom DBellagten, welcher. vie® zu beweifen hatte, -da er die 


Auwendung des einheimifhen Geſetzes bei der Zurüdzahlung des 
- Darlehens forberte, nicht einmal behauptet wurde und ebenfowenig 
aus dem Inhalte des Schuldſcheins zu entnehmeh ift, und anderer» 
feit auch der $. 4 a. 6. ©. B. dem nicht entgegenfteht, da die .per- 
fönlihe Fähigkeit des Schuldners zur Abſchließung dieſes Rechts⸗ 
geſchäfts im Auslande nicht beſchränkt war und die Folgen bes ge- 
ſchloſſenen Gefchäftes in Defterreih in feinem Falle darin beftehen 
können, daß der ausländifche Gläubiger bei der Zurückzahlung des im 
Auslande hingegebenen Darlehens den Beſchränkungen unterworfen 
if, die das öfterreichifche Gefeg für die zwifchen Defterreihern im 
Inlande geſchloſſenen Darlehensverträge feftgefegt bat. Schon aus 
biefem Grunde und ganz abgefehen von ver Frage, ob das Darlehen 
in ausländifchen, refpective baieriſchen oder in öſterreichiſchen Kron⸗ 
thalern ausgezahlt wurde, ift daher die Einwenbung bes Bellagten, 
in öfterreichifhen Banknoten nah ihrem Nennwerthe die Darlehens- 
fumme zurüdzahlen zu dürfen, unbaltbar. Der Umftand, daß bie 
Forderung vor einem öfterreichifchen Gerichte eingeflagt wurde, ändert 
hieran nichts, weil basfelbe von dem üfterreihifchen Geſetze ($. 37) 
eben angewiefen ift, das Gefhäft nad dem Geſetze des Ortes des 
Abſchluſſes zu benrtheilen, — und wenn im Schuldfcheine ber Ort 
ber Zurückzahlung des Darlehens nicht ausdrücklich feftgefegt wurde, 
jo hat diefer Mangel gerade nad öfterreihifchem Gefeke ($. 905) 
nur die Yolge, daß der Ort der Hingabe aud ale der Met. der 
Zurückzahlung des Darlehens zu gelten bat, woraus fidh.benu wieder 
ergibt, daß die Art der Zurüdzahlung nit den Beſtimmungen des 
öfterreichifchen Gejees unterworfen werden fann. Daraus aber, daß 
der Kläger nidt die Zahlung im Orte der Hingabe gefordert hat und 
bereit ift, biefelbe auch im Wohnort des Beklagten zu empfangen, 
darf felbftverftändlich die BVerzichtleiftung auf das ihm nach dem Ge⸗ 
fee des Ortes des Geſchäftsabſchluſſes gebührende Recht und ſeine 
Unterwerfung unter eine nicht nad jenem, fondern nur nad) Afler- 
reichiſchem Geſetze beſtehende Beſchränkung nicht gefolgert werden." 


i9e 
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Nr. 1321. 


Einſtellung der Execution wegen einem Dritten drohenden 
unwiederbringlichen Nachtheils. 


*6 v. 8. Mai 1861 Nr. 3351 (Abänderung der Decrete des B. G. 3 
».19:. Februar 1861, Nr. 563, und des D. X. ©. Wien v. 27. März 1861, 
Rr. 3069). ©. 3. 1861, Nr. 98. | 


B hatte wider X .die executive Pfändung fehr vieler Gewerbs- 
requiſiten. und ſohin deren erecutive Schägung erwirkt, bei deren Bor- 
nahme fie auf ungefähr 14.000 fl. bewerthet wurden und an⸗ 
gemerkt warb, baß die zuleßt angeführten, im Betrage von 550 fl., 
nah Angabe ver Dienftleute des abwefenden Erecuten X ein (i- 
genthum des A, Pächters des Gefchäftslocales, feien. B ſchied felbe 
in feinem Yeilbietungsgefudhe aus, daher die Licitation nur bezüglich 
“der Andern bewilligt wurde. Allein A brachte num mittelft Klage wider 
B an, daß nod weit mehr Effecten fein Eigenthum feien, und legte 
ein Verzeichniß derfelben bei, worin der Erecut X dieſes anerfannte, 
und in die Ausfolgung der Effecten an ihn willigtee Er behauptete 
unter Auftragung des Haupteives, daß er, A, während feiner Pacht: 
“zeit diefe Requifiten in das Locale gebracht, und nur nach abgelaufe- 
nem Pachte nicht wieder weggefchafft habe. Unter Anerbieten einer 
Caution bat er um Aufhebung der Execution und mittlerweilige Ein- 
ftellung der Teilbietung. Dat Bezirksamt leitete auf die Klage bie 
Berhandlung ein, bewilligte aber auch fogleih und unbedingt — ohne 
Sicherſtellung — die Siftirung der Licitation, weil e8 das Eigenthums⸗ 
recht des Klägers für genügend befcheinigt hielt; weil die auf 550 fl. 
bewertheten Effecten ohne frühere Vernehmung der Parteien von ver 
Feilbietung — welcher fie keinesfalls zu unterziehen feien, — doch 
nicht ausgeſchieden werden könnten, da bei der nicht übereinflimmeis 
den Bezeichnung berfelben im Schägungsprotofolle mit jener des klä⸗ 
gerifchen Berzeichniffes ihre Identität fi nicht erheben, und daher 
der auf felbe entfallende Erlös fi nicht feſtſtellen laſſe; weil enb- 
lich dem Kläger durch den Verkauf ein unwieverbringlicher Nachtheil 
zugehen könne. U 

Auf Recurs des B hat die zweite Inſtanz dieſe Siſtirung ganz 
verweigert. „Denn die Erklärung des Erecuten auf dem Berzeichniſſe 
kann bei dem Mangel des Nachweiſes, daß ſich die darin enthaltenen 
Effecten unter dem von B gepfänveten dem X gehörigen Mobiliare 
befinden, nicht als hinreichende Befcheinigung des Eigenthums bes A 
angefehen werben; ein unmwieberbringlider Nachtheil durch die Ber 
fleigerung tritt für ihn nicht ein, ba ihm frei fteht, auf die von ihm 
angefprochenen Efferten mitzubieten, und ſich feine Entfchäbigungs- 
vechte vorzubehalten, bezüglich ber auf 550 fl. geſchätzten, und von 
ber Feilbietung ausgenommenen Gegenftänbe aber, deren Ausſcheidung 


— 293 — 


in natura zu begehren“ (d. i. wohl, anzugeben, welche Effecten ſeines 
Berzeichniffes den im Schätzungsprotokolle als fein Eigenthum be⸗ 
zeichneten, mit 550 fl. bewertheten Gegenſtänden entſprechen). 

Der oberfte Gerichtöhof hat dem von A dagegen ergriffenen 
Kevifionsrecurfe fo weit ftattgegeben, daß mit ber Teilbietung 
aller Effecten bis zur rechtskräftigen Entfcheivung des Erſeindi⸗ 
rungsproceſſes nur dann innezuhalten fei, wenn A binnen einer. 
vom Gerichte zu beftimmenden angemeflenen Friſt zur Sicherftellung 
für den dem Erecutionsführer aus der Erecutionsfiftirung etwa zuge- 
henden Schaven einen Betrag von einhundert Gulden gerichtlich exlege, 
und binnen eben dieſer Frift alle jene, angeblich unter den gepfänveten 
und geſchätzten Mobilien befindlichen Gegenftände, welde er als 
fein Eigentbum anſpricht, genau mit der Bezeihnung umb mit dem 
Schätzungswerthe, mit welchem fie in dem betreffenden Schätzungs⸗ 
peotofolle vorkommen, und mit den fonftigen zur Unterfcheibung von 
andern Gegenſtänden gleicher Gattung erforberlihen Merkmalen dem 
Gerichte angebe. Wenn er diefen Bedingungen in ver feftgefegten Friſt 
entfproden haben werbe, feien die von ihm als fein Eigenthum an⸗ 
gefprochenen Gegenftände von der erecutiven Feilbietung auszufcheiden, . 
und bie Feilbietungsvornahme auf die Übrigen Gegenftände zu bejchrän- 
fen; im entgegengefeßten Falle aber fei auf ermeuertes Anfuchen des 
Erecutionsführers ohne weiters zur executiven Peilbietung aller jener 
Gegenſtände zu ſchreiten, bezüglich welcher viefelbe bereits bewilligt 
worden ift. 

Die Gründe dafür find im Wefentlihen folgende: Die Erflä- 
rung und Zuflimmung zur Exfolglaffung, welche ver Execut auf dem 
Berzeichniffe der Klage abgegeben hat, kann zwar nicht als eine hin⸗ 
reichende Beſcheinigung des von A erhobenen Eigenthums-Anfpruches 
auf die bezeichneten Gegenſtände im Sinne des Hofdecretes vom 29. 
Mai 1845 Nr. 889 9. ©. ©. angefeben werben, und dies um fo 
weniger, als aus der Vergleihung des Verzeichnifies mit den betref- 
fenden Pfändungs⸗ und Schätzungs⸗Protokollen nicht zu erfehen ift, 
daß und welde von den wider den Erecuten X gepfändeten und ge- 
ſchätzten Gegenflände gerade die in dem Berzeichnifie aufgeführten feien. 
Anderſeits jedoch geftattet das bezogene Hofbecret im 8. 3 für ven Yall 
des einem dritten Anfpruchnehmer zugehenven unwieberbringlichen Nach» 
theiles die Siftirung ver weiteren Executionsſchritte aud in Erman- - 
gelung einer hinreichenden Befcheinigung der erhobenen Anſprüche gegen 
eine Sicherftellung für allen Schaden. A bat fih zu einer ſolchen 
erboten; er erfcheint durch den Bollzug der erecutiven Weilbietung ber 
Effecten, die er als fein Eigenthum anſpricht, von einem unwieder- 
bringlichen Nachtheile bebroht, gegen welchen ihn der Vorbehalt, bei 
ber Berfteigerung mitzubieten — wozu er nicht angehalten werben 
kann — und der Borbehalt der Geltendmachung feiner etwaigen Ent- 
ſchaͤdigungsanſprüche nicht ſchützen; endlich geht es, da weder in bem 
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Pfaͤndungs⸗ und Schaͤtzungs⸗Protokolle, noch in dem vom Kläaͤger bei⸗ 
gebrachten Verzeichniſſe eine genügende und unterſcheidende Bezeich⸗ 
nung enthalten iſt, nicht an, aus den gepfändeten und geſchätzten 
Mobilien auf Grund des erwähnten Verzeichniſſes irgend welche 
Gegenſtände als von A in Anſpruch genommen von Amtswegen aus⸗ 
zuſcheiden, und die Siſtirung der Feilbietung auf dieſe zu beſchränken, 
erſcheint aber anderſeits eben ſo unzuläſſig, die Vornahme der bewil⸗ 
ligten Feilbietung in Anſehung aller gepfändeten und geſchätzten Effer⸗ 
ten, mithin auch hinſichtlich jener Gegenſtände zu ſiſtiren, welche von 
A nicht als fein Eigenthum angeſprochen werben. 


Nr. 1322. 


Abgefonderte Veräußerung zweier Grundſtücke, von benen 
das eine dem andern mittelft befonderer Vorrichtung that: 
ſächlich diente. 


Entfd. v. 14. Mai el Nr. 2717 (Beftätigung deö Urtheild des 8.8, 
Marburg v. 6. Inni 1860, Nr. 2499, Abänderung des Urtheils des O. L. G. 
Graz dv. 17. October 1860, Rt. 5545). ©. 3. 1861, Nr. 114. 


X befaß die aneinanderftoßenden Häufer Nr. 1 und 2, und hatte 
eine Beranftaltung getroffen, vermöge deren das Regenwaffer von 
Nr. 1 auf Dad und Grund von Nr. 2 ablief. In. diefem Zuſtand 
befanden ſich die Häuſer, als ſie executive veräußert wurden, mit der 
Bedingung (8. 7 der Bedingniſſe), daß der Erſteher alle mit der Rea⸗ 
Iität verbundenen Laften übernehme. Dennod Elagte A, der Erfteher 
von Nr. 2, gegen B, den Erwerber von Nr. 1, auf Befeitigung ber 
fraglichen Vorrichtungen. | 
| Die erfte Inſtanz wies das Klagebegehren zuruck: Rläger fe 
durch den licitatorifhen Kauf, der fi als ein Kaufvertrag darftellt, 
an bie diesfälligen Bedingniſſe gebunden, wonach er zufolge $. 7 der⸗ 
jelben auch vie zur Zeit. der Erftehung des Haufes ſchon beſtandene 
und ihm wohlbefannte Laft der Ableitung. des Regenwaflers von dem 
Haufe Nr. 1 auf jenes Nr. 2 — welches er faufte — überneh- 
nıen mußte (88. 1066, 1047 und 1048 a. 5. ©. B.). Es kan Daher 
von einer Anmaßung der Servitut im Sinne des 8. 523 a. b. G. B. 
keine Rede ſein, und iſt das darauf geſtellte Klagebegehren unſtatthaft. 
Die zweite Inſtanz gab dagegen dem Klagebegehren Statt, 
und bob die Gerichtskoſten gegen einander auf. Der Kläger beſchwert 
ſich nämlich mit Recht über vie Anmaßung einer: Servitut. Daß bie 
in Rede ftehende Wafjer- Ableitung dem Kläger gegenüber nicht nur 
eine Laſt im Allgemeinen, welche er fi etwa nad den Licitations⸗ 
Beringniffen als Käufer des: Haufes: gefallen laſſen müßte, ſon⸗ 


N 
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bern fpeciell eine Servitut fei, ergibt fi aus dem gefeglihen Be- 
griffe einer Servitut (8. 472 a. b. ©. B.), und es ift diefelbe noch 
insbefondere als Serpitut unter Ben im’ 8. 475 a. b. G. 3. aufge 
zählten angeführt. Es beruht nun Alles auf der Frage, ob dem Ge- 
Hogten ein Recht zur fraglihen Servitut gebühre? Der Geklagte be- 
bauptet sticht, daß .ein ſolches erſt in der Zeit, feit er zum Beſitze des 
Hauſes Nr. 1 gelangte, entſtanden fei, ſtellt dies ſogar in Abreve. 
E83 müßte alfo, wenn überhaupt eines vorhanden ift, früher entitan- 
den fein. Der Geklagte gibt indeſſen au, daß» diefes fein Haus, dann 
das klägeriſche Haus Nr. 2 früher einen Befiger hatten. Es war 
alſo, da eine ſolche Servitut nah 8. 474 a. b. ©. B. zwei Be- 
figer vorausjett, deren Einen das bienftbare, dem Andern das herr- 
ſchende Gut gehört, das Entftehen jenes Rechtes gar. nicht möglich, 
und es ift, falls e8 auch in der Vorzeit entflanden fein follte, unter 
dem Borfahrer - des Geklagten, welcher Vorfahrer unbezweifelt den 
Befitz beider Häuſer in ſich vereinigte, als nicht intabulirt, nach 
8.526 a. b. ©. B. für immer erloſchen. 

Vom oberſten Gerichtshofe wurde jedoch das erſtrichterliche 
Erkenntniß in der Hauptſache beftätigt, aus nachſtehenden Gründen: 
„Das fragliche Verhältniß des. Waſſer⸗Abfluſſes iſt, wie überhaupt 
jede mit einem Baue verbundene Servitut, jedenfalls eine ſchon ihrer 
Natur nach auf der Sache ſelbſt haftende Laſt. Kläger geſteht zu, 
dieſe fragliche Beſchaffenheit, das Bauverhältniß der beiden Häufer, 
fhon vor dem Kaufe gekannt zu haben. Er wußte, daß er in biefer 
Art. ein beſchränktes Eigentyum an ſich bringe, hat daher fein Recht, 
da® Haus plöglid frei von biefer Beſchränkung genießen: zu wollen, 
und noch weniger ein Recht, den Bellagten, ver fi eine Servitut 
nit anmaßt, fondern das burd ihn erftandene Haus fo beſitzt, wie 
er ed an fih gebradıt und übernommen ‚hat, zu verhalten, an dieſem 
feinem Befigtbume zu Ounfien des klagenden Nahbars Aenderungen. 
vorzunehmen oder zu geftatten, daß auf feine Koften dev Kläger foldye: 
Aenderungen vornehme. Und wenn der 8. 481 a. b. G. B. beitimmt, 
daß das dingliche Hecht der Dienftbarkeit auf unbeweglihe Sachen 
nur durch die Eintragung in die Öffentlichen Bücher erworben werben 
fan, fo bat doch auch dieſe Regel ihre Ausnahmen, namentlich dann, 
wenn die Servitut, wie es hier der Fall iſt, aus einem vollendeten 
Werke entſpringt, in’ ‚einem bereits vollendeten Baue beſteht; benm 
Das Geſetz will allerdiugs den wirklich Getänfchten. ſchützen, welcher 
das Erwerbungsgeſchäft im Vertrauen auf das öffentliche Gut ge« 
ſchloſſen bat, nicht aber auch jenen, welder von dem Beltande. ber 
Dienftbarfeit durch den Jedermann in die Augen fallenden Bau wohl 
unterrichtet ift, welcher das Eigenthum eines Hauſes in ver Kenntniß 
ber an demfelben haftenden Beſchränkung an fi gebracht hat.“ 


— — — ——— 
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Nr. 1323. 


Zwangscours: Ungiltigleit des Berfprechens, die Coursdiffe⸗ 
renz zu erjeßen. 


Entih. v. 14. Mai 1861, Nr. 3327 (Beftätigung der Urteile des Comi⸗ 
tatögerichtd Finme dv. 2. November 1860, Nr. 3430, und der Banaltafel 
in Agram v. 12. Jänner 1861, Nr. 6654). ©. 3. 1862, Nr. 145. 


Im Jahre 1856 wurde ein Darlehen in öfterreihifhen Bank⸗ 
noten gegeben, der Conrs der Banknoten hierbei nad dem Börfen- 
blatte vom Tage der Hingabe des Geldes mit 7 Procent berechnet, 
vefpective die ftipulicte Darlehensfumme durch ein Aufgelo von 7 Pro⸗ 
cent vollgemadt, und vemgemäß in dem jchriftlichen Darlehensvertrage 
von den Parteien der Courswerth der Banknoten, anftattıbes Nenn- 
werthes, vorbinein der Rüdftellung des Capitals und ben Zinfen- 
zahlungen zum Grunde gelegt. Da dem Gläubiger in der Urkunte 
auch das Recht eingeränmt war, in dem Falle der verzögerten Zinfen- 
zahlung fofort die Rüdftellung des Capital® zu verlangen, fo belangte 
ex, nachdem dieſer Yal eingetreten, den Schuloner auf Zahlung des 
Capitals, der rüdftändigen Intereflen und des Aufgelves, foweit das⸗ 
felbe nach dem Cours der Banknoten am Zahlungstage 7 Procent, 
d. 1. das Aufgeld überfleigen werde, welches tem Cours am Tage 
der Dingabe des Darlehens entiprady, und begehrte die Erlaſſung des 
BZahlungsbefehls. Die Gerichte bewilligten den Zahlungsbefehl für 
vie Capitals: und Zinfenforberung, nicht aber für die Forderung des 
Aufgelves, mit welder der Gläubiger auf den orventlihen Rechtsweg 
verwiefen wurde. Er betrat benfelben und erneuerte, von ber Er— 
laſſung eines Zahlungsbefehls abfehenn, die Klage auf den Erſatz des 
Aufgeldes in dem oben bezeichneten Maße. Bon beiden Untergerichten 
abgewiefen, ergriff ver läger die außerordentliche Revifionsbefchwerbe, 
welche jedoch von dem oberften Gerichtshof aus nachftehenden Gründen 
verworfen wurde: „Die der Klage zum Grunde liegende Bertrags- 
urkunde lautet ausdrücklich nur auf ein Darlehen in Banknoten, nicht 
in Geld oder ausländifchen Münzen, auch nicht in klingender Münze; 
auch die Zahlung der Interefien und die NRüdftellung des Capitals 
wurde nur in Banknoten bebungen. Der Bellagte kann daher mit 
Rückſicht auf die Batente vom 2. Yuni 1848 9. ©. ©. Nr. 1157 
und vom 7. Februar 1866 R. ©. BL. Nr. 21 die Zahlung im 
Banknoten nad dem Nennwerth leiften, und vie im Darleheusnertrag 
bebungene Bergätung einer Couröbifferenz zwiſchen Banknoten und 
Silbermünze flellt ſich ale gefetlich unzuläfftg dar.“ 
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Nr. 1324. 


Veräußerung der Pfandſache vor der Rechtfertigung der er⸗ 
wirkten PBränotation. 


Entid. v. 15. Mai 1861, Nr. 3079 [Abänderung der Decrete deö 9. ©. 
Wien v. 1. December 1860, Nr. 79118, und ded D. 2%. G. Wien ». 19. 
Februar 1861, Nr. 2027). &. 3. 1861, Nr. 108. 


A hatte eine Wechjelforberung gegen die C, auf deren Realität 
er biefelbe pränotiren ließ. Später erwirkte er die Zahlungsanflage, 
und auf Grund derſelben fuchte er dann gegen die C ſowohl, ale 
auch gegen die Eheleute B, welche inzwifchen vie Realität erworben 
hatten, um „die executive Supereinverleibung ber rechtöfräftigen Zah⸗ 
lungsauflage zur Rechtfertigung der haftenden Pränotirung und zur 
Erwirkung des erften Erecutionsgrades" an, welchem Begehren von 
ber erften Inſtanz auch entſprochen wurde. Dagegen entjchieb das 
Oberlandesgericht, das dem Anſuchen des A mit Rüdfiht auf 8. 6 
IM. V. vom 19.. September 1860, Nr. 212 R. ©. Bl. keine Folge 
gegeben werde, „weil wider vie Eheleute B die Zahlungsauflage nicht 
ergangen ift, noch fonft ein vechtskräftiges Erkenntniß gegen fie vor- _ 
liegt; und wegen jener Wechfelforverung das Pfandgut, bevor es in 
den Befig der Recurrenten gelangte, nicht in Execution verfallen war.“ 

Der oberfte Gerichtshof verorbnete, daß auf das eingebradhte 
Exrecutionsgeſuch die grundbücherliche Einverleibung der Zahlungsauf- 
lage bei der zur Sicherftellung der Wechfelforverung pr. 1100 fl. 
für den A bhaftenden Pfandbrechtd - Pränotation zur Erſichtlichmachung 
der erfolgten Rechtfertigung und Erwerbung des bezäglichen unbe- 
dingten Pfandrechtes zu bewilligen fei; daß aber dem in demfelben 
Geſuche geftellten Begehren um executive Einverleibung der obigen 
Zahlungsauflage zur Erwirkung des erſten Grades der Execution auf 
das genannte Ganzlehen keine Folge gegeben werde. Dieſe Entfchei- 
dung ftätt ſich auf die Betrachtung, daß die gerichtliche Zuerfennung 
einer pränotirten Forderung auch ohne ausbrüdliche Rechtfertigungs⸗ 
erflärung die Rechtfertigung der Pränotation, und die Erhebung bes 
bedingten Pfandrechtes zu einem unberingten nad fich zieht, ohne 
daß vermöge der obwaltenden rechtlichen Beziehungen eine mittler> 
weilige Veränderung im Befige der Realität einen Anftand bieten 
faun; daß aber eine Erecutionsführung auf eine aus den Befige bes 
Perſonalſchuldners in den Beſitz eines Dritten übergangene Realität 
in Gemäßbeit der 88. 461 und 466 a. b. ©. 8. und des 8. 6 
der erläuternden 9. M. B. vom 19. September 1860 Nr. 212 
nicht ftattfindet, außer es wäre die Nealität von ber Beſitzveränderung 
bereit8 in Execution verfallen, oder es hätte der Executionsführer 
noch vor der Beſitzveränderung die Klage angeftellt und im Grund⸗ 
buche anmerken laſſen, ober nachher wider den eingetretenen neuen 
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Eigenthümer ein rechtskräftiges Erkenntniß ober einen erecutionsfähigen 
Vergleich erwirkt, was alles im gegebenen Falle nicht eintritt. 


Nr. 1325. 


Zufammentreffen der Pränotirungs-Nechtfertigungsflage mit 
dem bezüglichen Töfchungsgefuhe. 


Entid. v. 15. Mai 1861, In som Dry „in ded Decretö des 8. G. 
Schwechat v. 29. Jänner 1 bändernng des Feerzt⸗ des 

8%. G. Wien v. 5. ir, on er 6. 2.18 Ne. 69. 
®. 9. 1862, ©. 436. Giornale di anal. 83 1807 ir. 13. 


A hatte wider B die Pränotirung des Pfanbrechtes für eine 
Wechſelforderung und mehrere Friften zur Wechtfertigung derſelben 
erwirkt. Wegen angeblicher Berftreichung verjelben bat Bam 13. Jänner 
1861 um Löſchung ber Pränotirung, worüber am 15. Jänner 1861 
zur Bernehmung des Gegners eine Tagfagung auf den 4. Februar 
1861 anberaumt wurde. Am-23. Jänner 1861 überreichte jedoch A 
feine Rechtfertigungsllage ohne Zahlungsbegehren, in, wie er behaup- 
tete, noch offener Frift. Das Bezirksamt orbnete auf die Klage zur Ver⸗ 
handlung eine Tagfatung in Gemäßheit des 8. 29 a. O. ©. (atfo 
zum münblihen Berfahren) an, wogegen B ben Recurs ergriff, in 
Folge deſſen das Oberlandesgericht mit Abänderung des angefochtenen 
Befcheides, dem Bezirfögerichte auftrug, die Klage auf das am 13. Jän» 
ner 1861 überreichte Löſchungsgeſuch zu weifen, da von der Behand- 
(ung biefes Gefuches bie aufrechte Erledigung der Klage abhängig fei. 

Auf Kevifionsrecurd des A hat jedoch ber oberfte Gerichtshof ven 
erſtrichterlichen Beſcheid beftätigt. „Denn kein Geſetz ſchreibt vor, 
eine derlei Klage auf eine noch gar nicht beiwilligte, fondern blos an- 
geſuchte Löſchung bes vorgemerkten Rechtes zu weifen, unb dadurch 
ben Stläger zu nöthigen, im Falle die Löſchung nicht bewilligt wilrbe, 
neuerlich eine Klage einzubringen; ja ein foldye® Verfahren würbe vie 
Unzutömmlichleit nad) fi ziehen, daß Dann neuerdings verfucht werben 
fönnte, bie rechtzeitige Einbringung der Klage zu beftreiten over der 
Mäger genöthigt wäre, während ber Verhandlung über das Löſchungs⸗ 
geſuch und bis zu deſſen rechtskräftiger Entſcheidung fortwährend 
Friſten zu werben. Zudem wird meiftens in ſolchen. Klagen — wenn⸗ 
gleiy nicht in ber vorliegenden — noch ein anderes Begehren auf 
Zahlung u. dgl. geftellt, wegen deſſen allein man ſchon die Klage 
nicht zurüdweifen dürfte.“ 
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Nr. 1326. 


Unzulaſſigkeit der Sequeſtration einer ſtreitigen Sache vor 
Anſtellung der Klage. 


Eutſch. v. 23. Mai 1861, Nr. 3497 (Beitätigung des das Deeret des 
B. 6 Gmunden v. 11. Januer 1861, Nr. 126, abändernden Decrets des 
D. 2. ©. Wien v. 20. Februar 1861, Nr. 2045). Teibline 1861, Nr. 172. 


A, welcher die der Execution unterzogene fog. Wiefelmühle des 
B 'gelauft hatte, überreichte gegen den Erecuten ein Geſuch, worin er 
behauptete, mit der Wiefelniähle auch einen dazu gehörigen Forftantheil 
im SHauergraben erflanden zu haben, ven B, die Pertinenzqualität des- 
jelben Teugnend, ihm vorenthalte,; daß er deßhalb den B auf Anerfen- 
nung des ihm gebührenven rechtmäßigen Beſitzes zu belangen gedenke, 
jedoch beforge, daß der Erecut bis zum Austrag des Procefjes den 
Forftantheil devaftirt oder veräußert haben könnte, und darum, mit 
Berufung auf 8. 292 a. ©. D. und auf Nippel’8 Commentar ber- 
felben (II. Br. ©. 137), wonad die Anftelung der lage dem Ge- 
queftrationsgefuchhe nicht voranzugehen braucht, vie Bitte ftellte, Daß 
ihm zur Ueberreihung der Klage eine Frift, fofort aber Die Seque— 
ftration des Forſtantheils bewilligt werde. — Die Sequeftration 
wurde von der erften Inſtanz bewilligt — vom DO. L. ©. verweigert. 
Drer oberſte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entfcheis 
bung, in Erwägung, daß es fid hier um die Sequeftration eines 
Holgbezugsrehtes (an dem Walde eined Dritien) handelt, in deſſen 
Beſitze laut dem von A felbft vorgelegten Protokolle der Grundlaften- 
Ablöfungs- und Regulirungs-Commiffion bisher der Erecut B geftan- 
den if, woraus die Unanmenbbarkeit der Borfchrift des 8. 292 
a. ©. D. auf den gegenwärtigen Fall ſich ergibt, und daß, um das 
Sehueftrationdgefuch mit dem nädhftfolgenden ‘8. 293 begründen zu 
fünnen, die Klage bereit angebracht hätte fein müſſen und die dem 
A drohende Gefahr erweislich zu nahen gewefen wäre, welche aber 
nach der Beſchaffenheit des Objeets und vermöge der Art, in welder 
das fragliche Nutznießungsrecht überhaupt nur ausgeübt werben kann 
und varj, nicht erhellt. 





Beftätigung des allographen Teſtaments durch bloße Unter- 

fertigung desſelben nach erfolgter Vorlefung. — Beweislaft 

in Anfehung der phyfifchen Lefefähigkeit des Erblaſſers. — 

Unterftügung der Hand des Erblaffers bei der Unterferti- 
gung durch einen Bedachten. 


gut. v. 23. Mai 1861, Nr. 3498 -(Beftätigung des dad Urtheil des 

8 G. Mariahilf in Wien v. 15. Juni 1860, Yır. 6066, abänderuben 

Urtbeild ded DO. 2. Wien v. 5. December 1860, Nr. 12090). ©. 9. 
1861, ©. 849 n. 350. 


In den Entfheidungsgründen ver erften Inſtanz heißt es: 
„... Beider Errichtung ver betreffenden Urkunde (widerruflihe Schenkung 
auf den Todesfall) wurden die zur Giltigleit eines Vermächtnifſes 
geſetzlich vorgejchriebenen Börmlichleiten nicht erfüllt. Nah 8. 647 
a. b. ©. B. ift zur Giltigkeit eines Bermächtuifjes eine giltige lebte. 
Willenserklärung erforderlich. Diefe aber muß, wenn felbe wie hier 
ſchriftlich iſt, von dem Erblaffer vor drei fähigen Zeugen als fein leiter 
Wille beftätigt werden. Wenngleich die Zeugen übereinftimmend aus- 
fagen, daß die Erblafjerin zwar fehr ſchwach, aber bei vollem Ber- 
flande war, daß fie von allem mußte, was um fie her vorging, daß 
nad dem Erachten der Zeugen aus dem Umſtande, daß die Erblafferin 
M nad) der Borlefung die Erklärung fertigte, bie Zuſtimmung zu der 
vorgelefenen Erfärung zu entnehmen ift, jo beftätigen doch die Zeu- 
gen, daß die Erblafferin, obgleich fie mit den Anweſenden Worte 
wechſelte, fich bezüglich der legten Willenserklärung doch mit keinem 
Worte äußerte, und weder die Zeugen zur Zeugenjchaft aufforberte, 
noch die Erflärung als ihren legten Willen beftätigte: Es find fomit 
"bei Erridtung der betreffenden Erklärung die Erforverniffe einer 
legten Willenserflärung nicht beobachtet worden und es Tann dieſelbe 
daher nicht als ver beftinumt und deutlich ausgeſprochene Wille der 
Erblofjerin angefehen werden.” 

Diie zweite Inftanz war entgegengefeßter Auficht: „Die Zeu- 
gen fagen übereinftimmend aus, daß die Mwohl ſchwach war, daß fie aber 
nicht wiffen, ob fie lefen konnte oder nicht. Es ift daher nicht dargethan, 
daß diefelbe nicht lefen konnte, wornach e8 der in 8. 581 a. b. G. 2. 
vorgejchriebenen Förmlichkeiten nicht bedarf. Es ift naher unweſentlich, 
daß, wie die Zeugen beftätigen, die M die Borlefung der Urkunde nicht 
ausdrücklich verlangte, und daß bei der wirklich gefcheheuen Vorlefung 
derfelben durch Einen der Zeugen die zwei andern nicht zugleich binein- 
geſehen und mitgelefen haben, und daß von Seiten ver M die aus⸗ 
drückliche Bekräftigung, daß die Urkunde ihren Willen enthalte, unter- 
blieben ſei. Die Zengen wiſſen nicht anzugeben, wer fie zur Zengen⸗ 
haft aufgeforbert habe, erinnern ſich aber, daß dieſe Aufforberung 
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nicht von Seite der M ausgegangen ſei. Es ift gleichgiltig, wer bie 
Zeugen zur Zeugenſchaft aufgefordert habe. Dagegen find aber folgende 
Umftände durch die übereinſtimmende Ausſage der Zeugen erwiefen: 
daß die Urkunde in Gegenwart ber drei Zeugen der M vor der Unter- 
fertigung vorgelefen worben ift, daß diefelbe die Vorlefung ber Ur- 
tunde allerding8 vernommen bat, daß fie bei voller Bernunft war, 
daß fie, ald es zur Unterfertigung ihrerfeits kam, mit Bezug auf ihre 
Förperliche Schwäche geäußert bat: das wird eine ſchöne Schrift wer- 
den’, ober es werde mit der Unterfchrift fchlecht gehen’ ; daß fie hierauf 
ihre drei Kreuzzeichen beigejett habe. . Es ergibt ſich hieraus, daß bie 
M mit vollem Bewußtfein die ihr vorgelefene Urkunde unterfertigt, 
fie dadurch, als ihren legten Willen enthaltenn, bezeichnet babe, 
woburd den Erforderniſſen der 88. 579, 580 a. b. ©. B. Genüge 
geleiftet iſt; daß die M den Aufjag mit Worten als ihren lettten Willen 
beftätigte, ift nicht erforderlich, ba fie denfelben nach der Vorlefung 
in ©egeuwart der drei Zeugen gefertigt und hiedurch eben beutlich 
zu erfennen gegeben hat, daß die Urkunde ihr letter Wille geweſen 
fei. Die 88. 579, 580 fordern nicht, daß der Aufſatz dem Erblaſſer 
vorgelefen werde; wenn aber eine Borlefung nicht ftattfindet, Yann 
muß freilich der Erblaſſer ven Zeugen erflären, daß der Aufjag feinen 
legten Willen enthalte. Die von der Klägerin verdächtigte Unterflügung 
ber M bei Fertigung ber drei Kreuzzeichen Durch die Bedachte C ftellt 
fih nad den Ausfagen der Zeugen als unverfänglich dar, da die Zeu- 
gen in Übrebe ftellen, daß Die C die Hand der M genommen und 
damit die Handzeihen gemacht habe, fondern nur bejahen, daß bie 
C ihre Hand unter jene der M gelegt babe, um die Hand berfelben 
zu ſtützen.“ 

Die dritte Inſtanz billigte die Anficht der zweiten und un- 
terſtützte diefelbe durch folgende Erwägung: „.... Es wird von ber 
Klägerin nicht behauptet, daß die Erblafferin des Leſens unkundig 
gewefen fei. Was aber aus den Zeugenausfagen über den Vorgang 
bei der Leſung und Unterfertigung der Urkunde zu entnehmen ift, 
fowie die Art ihrer Krankheit und die bis zum Tode noch verftrichene 
Zeit berechtigt zur Annahme, daß fie damals zu lefen im Stande 
war, daß fie alfo wohl zu erkennen vermochte, ob die ihr zur Fer⸗ 
tigung vorgelegte Schrift mit der ihr vorgelefenen ibentifh war. 
Außerdem wird von der Klägerin felbft der Verdacht einer Unter- 
ſchiebung nicht erhoben, die Identität aber auch von den vernommenen 
Zeugen beftätigt. Endlich bezeugen diefe noch, daß fie aus dem gan⸗ 
zen Borgange die Ueberzeugung fchöpften, daß die vorgelefene Schrift 
der Erblaflerin echt war und daß fie diefelbe bei vollem Bewußtſein 
und mit voller Kenntniß des Inhalts in der Zeugen Gegenwart 
unterfertigte, um fie eben als ihren Willen zu befräftigen. Ein Meh⸗ 
vered von einem folhen Acte zur rechtlichen Giltigkeit zu fordern, Täge 
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weder im Geifte und Zwecke, noch im Wortlaute der 88. 579 bis 
681 a. b. ©. B.“ 


| Nr. 1328. 

Gegenſeitiges Verhältniß verjchiedener Erecutionsarten: Ge⸗ 

ſuch um Pfändung und Einantwortung von Forderuñgen 
des Executen. 


Eutſch. v. 24. mai 1861, Nr. 3452 ang 1 der r gleihjürmi eu De- 
crete dei L. G. K — v. 9. Wär ni 03, und .L. G. 
Graz v. 7 ärz 1861, Nr. 1905). 8. 3. 1861 Nr. 108. 


A bat, ihm zur executiven Einbringung einer Forderung von 
408 fl. die Pfändung und Einantwortung von 44 verjhiedenen Pacht⸗ 
ſchillingsforderungen feines Schuldners B im Gejammtbetrage von 
557 fl. zu bemilligen, wurbe aber mit diefem Geſuche in erfter und 
zweiter Inſtanz abgewiefen, und zwar in erfter deßhalb, weil die 
Bewilligung beider diefer Erecutionsacte nicht vereinbar fei, indem 
durch die executive Pfändung der Pachtſchillingsforderungen nur ein 
Pfandrecht an felben erworben werden würde, und daher nach dem 
Hofdecrete vom 27. October 1797 Nr. 385 nad erwirkter Pfändung 
mit der Yeilbietung vorgegangen werben müßte, während mittelft ber 
ezecutiven Einantwortung nad) den 88. 1392, 1394, 1395, 1396 
a. b. ©. B. eine Umänderung des Rechtes mit Hinzulunft eines neuen 
Gläubiger entflehen, und der Erequent Eigenthünter der executive ein 
geantworteten Forderungen werden würde; weil auch nur Eine von den 
beiden im Begehren aufgenommenen Erecutionsarten nicht bewilligt wer⸗ 
ven fann, da, bei vem cumulativ geftellten Petitum und bei den verfchie- 
denen Rechtsfolgen, welche jeder der beiden Erecutionsacte nach ſich 
zieht, der Richter Keinen Anhaltpunft bat, zu beurtheilen, welche von 
beiden Erecutionsarten der Executionsführer vorzuziehen Willens iſt. 
Das Obergericht begründete die Abweifung damit, daß die gebetene Exe- 
cution den Anforberungen des $. 320 a. ©. D. nicht entjpricht (welcher 
anorbnet, daß bei einer Execution auf Früchte oder Gefälle eines liegen⸗ 
den Gutes ein Sequefter beftellt werben fol). 

Im außerorbentlihen Revifionsrecurfe Dagegen wurde angebracht, 
daß bier nicht der 8. 320, fondern vie 88. 314 und 321 a. ©. D. ans - 
zuwenden feien, weil bie Srecution nicht auf Früchte und Gefälle, fon- 
bern auf bare Geldbeträge, die der Schuldner von dritten Perſonen zu 
fordern hat, begehrt wird. 

Der oberſte Gerichtshof hat dieſem NReeurſe keine Folge gegeben, 
da die Pachtſchillinge, welche der Schuldner bei 44 verſchiedenen Päch⸗ 
tern zu fordern haben fol, und auf welche, infofern fie bereits fällig 
find, die Execution nah $. 321 a. ©. O. ftatthaben könnte, bie 
Wechfelforderung des Recurrenten weit überfteigen, folglich nicht ins— 
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gefammt, wie es begehrt wird, eingeantwortet werben fonnten, und im 
Geſuche kein Anhaltspunkt: gegeben ift, um in Bezug auf Diefe verſchie⸗ 
denen Pächter die Einantwortungsbewilligung ber Forderung des Re- 
currenten entiprechend befchränfen zu fünnen. 


ir. 1329. 
Dienftmiethe oder Gefellfchaftsvertrag. 


zeig. v. 24. Di 150], Fe Bu theilweife Tre Wr der lrtpeile 
ätur ji, 
Bench v1. Yet tab, : a) d. Teib. "861, & > ai fl. 
3. 18 3, Me di. 


B, im jugendlichen ler zum Gemeindeagenten beftellt, erbat fich 
die Aushilfe feines Vorgängerd A für die Jahre 1854 und 1855 und 
verpflichtete fich, ihm für das erftere Jahr 200 L., für das zweite 150 
L. zu zahlen, fowie die laufenden Einkünfte von den, unter feiner Mit- 
wirkung vollzogenen Acten mit ihm zu theilen. A leiftete auch in Jahre 
1854 tie verlangte Aushilfe, und erhielt 200 L. von B; er belangte 
ihn dagegen im Jahre 1859 1. auf Zahlung der für das Jahr 1855 
ausgefegten 150 L., fowie 2. auf Rechnungslegung über die bezogenen 
laufenden Einfünfte der Jahre 1854 und 1855 und ZTheilung ber- 
felben. 

Beide untere Inftanzen ſahen das Gefhäft als Dienftvertrag an, 
and differirten blos hinfichtlich des 2. Klagepunktes, melden: nur bie 
zweite Inſtanz vollftänig flattgab, meil fie 8. 1160 a. b. G. B. an- 
wendbar fand, während die erfte ſich an 8. 1155 hielt. 

Die dritte Inſtanz machte den Ausgang des Procefjes, bezie- 
hungsweiſe die Beftätigung des erftrichterlichen oder obergerichtlichen 
Erkenntniffes von der Leiftung nachftehenden Eides Seitens des Ge- 
klagten abhängig ; derſelbe folle ſchwören: „Es fei nicht wahr, baf er 
den Kläger im Jahre 1855 zur Hilfeleiftung in den Angelegenheiten ver 
Gemeinde S. aufgefordert, noch baß Kläger bei der Beforgung der ge- 
nannten Oemeinbeangelegenheiten in dieſem Jahre mitgewirkt habe.“ 

In den Motiven heißt es: Indem der Kläger fein Salare und 
einen Theilbetrag ver laufenden Einkünfte des B für das Jahr 1855 
in Anſpruch nimmt, ftelt er fih nicht al8 einen gewöhnlichen Diener 
dar, fonbern gerirt fi vielmehr als Mitagent des Bellagten in der 
Beforgung ber Angelegenheiten der Gemeinde S., als habe er mit 
letzterem einen ©efellfchaftsvertrag gegen Gewährung eines gewifien 
firen Betrages und beftimmten Antheiles an laufenden Einkünften ge- 
ſchloſſen. Da aber der Gellagte im Jahre 1855 die Gebühren im 
eigenen Namen einhob und behielt, wurde er zum Depofitar des dem 
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Kläger verſprochenen Antheiles und könnte denſelben nicht ohne Treu⸗ 
lofigkeit zurückbehalten, falls er ven ihm aufgetragenen Schiedseid nicht 
abzulegen vermöchte. | 


Nr. 1330. 


Unzuläffigkeit ver Löſchung eines im Grundbuche eingetragenen 
Bertrages auf Grund der durch die politifche Behörde er- 
folgten Nichtigerflärung desſelben. 


Entid. ». 24. Mai 1861, Wr. 3020, (Bekätieung bed Derzeit des 8.6. 
en v. 10. November 1860, Nr. 254 bänderung des Decretö bed 
Ay @. Prag v. 18. Sehrnar 1861, Nr. 1888). Tribiine 1861, Ar. 158. 


Nr. 1331. 


Wirkung eines teftamentarifchen VBerbotes ber Veräußerung 
"und BVerpfänbung einer Forderung, 


Entid. v. 25. Mai 1861, Nr. 3686 (Beitätiguug der Decrete des L. ©. 
Bien v. 29. Jänner 1861 r. 4323, nud ded O. 8. ©. Wien v. 26. 
März 1861, Ar. 2871). ©. H. 1861. ©. 341. 


B batte das Vermächtniß einer Rente dem A cebirt und ihm 
die Bewilligung zur Einverleibung ertheilt troß des teftamentarifchen 
Berbots, die vermadte auf einem Haufe des Erblaſſers werficherte 
Rente zu veräußern oder zu verpfänden. Sämmtliche drei Inftanzen 
wiefen das Begehren des A um Intabulirung, refpective Pränotirung 
ber Cefjion ab; ber oberfte Gerichtöhof, „weil bei der fraglichen Rente 
. die Beichränfung befteht, daß fie von B weder verpfänbet noch über- 
tragen werben barf, baher eine von ihm ausgehende Uebertragung, 
wie fie bier vorliegt, weber zur bedingten noch zur unbebingten Ein- 
verleibung geeignet ift, wie denn der oberfte Gerichtshof laut der im 
Appellationd-Recurfe bezogenen Entſcheidung vom 25. Yuli 1855 
(Samml. Nr. 116) felbft ausgefprochen bat, daß das Verbot de non 
alienando aut non onerando dem Eigenthümer vie perfünliche Befähi« 
gung zum Verkaufe oder zur Berpfändung entzieht”. 
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Nr. 1332. 
Anfangspunkt der DVerpflihtung zur _Alimentation der ges 
jhiedenen Gattin. — Alimente pro praeterito. 


Entſch. v. 25. Mai 1861, Mr. „067 1801, 3.1100 der gleidhfürmigen 
Decrete des L. G. Wien v. Dir 1 0. und des O. L. 6. 
Wien v. 9. April 1861, Fu. 3 1). 6 51801. ©. 276 u. 277. 

Die A hatte auf Grund des am 1. —— 1858 in Rechts⸗ 
kraft getretenen ehegerichtlichen Urtheils vom 13. November 1858 (womit 
lebenslängliche Scheidung von Tiſch und Bett ausgeſprochen worden 
war), am 21. Februar 1859 bei dem L. ©. in Wien gegen ihren 
geſchiedenen Gatten B auf lebenslängliche Alimentation geklagt. Beide 
untere Inſtanzen hatten übereinftimmend erflärt: „Der Geklagte jei 
Ihuldig, jo lange er von der Klägerin gejchieden [ebt, an dieje einen Ali⸗ 
mentationsbeitrag ..... zu leiften.” Auf Grund dieſes Erfenntnifjes 
nun begehrte die A die gerichtlide Bewilligung zur Pfändung und zwar 
rückſichtlich aller vom Tage der Rechtskraft des ehegerihtlihen Ur- 
theil® fällig gewordenen Alimente. Die erfte Inftanz gab dieſem Ge- 
ſuche keine Yolge, „da biergerichts die Erecution nicht auf Grund des ehe- 
gerichtlichen, fondern nur auf Grundlage des hiergerichtlichen Urtheils 
ertheilt werden kann, in legterem aber vie Zahlung des Unterhalts vom 
1. December 1858 an, wie begehrt wird, nicht zuerfannt wurbe.” Die 
zweite Inſtanz beftätigte diefe Entſcheidung aus folgenden Motiven: 
„Die Anfiht ver A, daß ihr die Alimentation vom 1. December 1858 
an als dem Zeitpunkt ver gerichtlichen Scheidung gebühre, erfcheint ſchon 
mit Rückſicht darauf, daß fie erft mit Klage vom 21. Februar 1859 
um Zuerfennung einer Alimentation aufgetreten ift, nicht richtig. Es 
liegt die Klage nicht vor, aus welcher erfehen werben fünnte, von welchem 
Zeitpunkte an die A die Alimentation angefprodhen hat, und gegen das 
erftrichterliche Urtheil, welches einen beftimmten Zeitpunkt diesfalls nicht 
enthält, hat diefelbe nicht appellirt. Der Zufprud der Alimentation für 
die Zeit, fo lange die A von ihrem Gatten gejchieven Iebt, kann keines⸗ 
falls den Anſpruch auf Alimentation für eine fogar der Klage verber- 
gehende Zeit begründen ..... “ Die dritte Inftanz gab aus nad» 
ftehenden Gründen dem Erecutiondbegehren in vollem Umfange ftatt: 
„Laut der erftrichterlihen Urtheile hat der B der A, fo lange fie von ihm 
geſchieden lebt, monatlich vorhinein 15 fl. al& Unterhalt zu entrichten und 
durch das Erkenntniß des Ehegerichts in Wien ift dargethan, daß die da⸗ 
mals ſchon in Gumpendorf wohnende A von ihrem Gatten B auf ber 
Landſtraße mit 30. November 1858 vechtöfräftig geſchieden war, daher 
die für Die ganze Dauer der Scheidung ihr zugeſprochenen Alimente ihr 
auch von dem obigen Termine an gebühren..... 


©lajer, Unger und Walther Entſch. IL. 20 
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Nr. 1333. 


Zuläffigkeit der Einverleibung des dem Erben gegenüber 
erwirkten Pfandrechtes auf einer noch nicht eingeantworteten 
Erbichaftsfache. 


Entid. v. 28. Mai 1091 pi 3154 bo, der he. 500, ud des 
Deereie des B. ©. Karlsbad v. 29. Septem 5694, und des 
O. L. ©. Prag v. Ay Yanner 1861, Nr. 637). 6 3. 1862, Nr. 
Die beiden unteren Inſtanzen hatten ein von einem ubigr 
des Erben B eingebrachtes Geſuch um Einverleibung feines erecntiven 
Pfandrechtes bei einer dem B aus dem Nachlaß des M zugefallenen, 
aber noch nicht eingeantworteten Sagpoft „nah Zulaß des 8. 822 
ab. © B.“ — deßhalb abgewiefen, „weil nad Vorſchrift des 
8. 822 a. b. ©. B. dem Gläubiger eines Erben vor der an ben 
Letzteren erfolgten Berlaßeinantwortung nur eine Sicherftellung auf dem 
ihm angefallenen Erbgute, ſonach blo® ein bevingtes Pfandrecht ertheilt 
werben Tann.” 

Dagegen entjchied der oberfte Gerichtshof, e8 werde nad Zulaß 
des 8. 822 0.6. G. B. die Einverleibung des erecutiven Pfandrechts, je- 
doch mit dem ausdrücklichen Vorbehalte bewilliget, daß dieſe Bewilligung 
ven bei ver Verlaſſenſchaftsabhandlung nach M vorfommenden Anfprücden 
unnachtheilig und erft von Zeit der erlangten Einantwortung wirkfam fein 
jolle und werde; „denn der 8. 8224. b. G. B. geftattet dem Gläubiger des 
Erben das Recht, auf das diefem letzteren angefallene Erbgut, auch vor 
der an ihn erfolgten Einantwortung, nicht blos die einftweiligen Sicher: 
fellungsmittel des Verbotes ober der Vormerkung, fondern auch die Pfän= - 
dung anzufuhen. Daraus ergibt ſich, daß aud die Einverleibung des 
ereeutiven Pfandrechts angefucht uud bewilligt werden Tann, weil bie 
Pfändung zu ven gerichtsordnungsmäßigen Executionsmitteln gehört, 
weil daher dem Gläubiger, der eine nach 8.298 a. G. O. executions⸗ 
fähige Urkunde beibringt, die Bewilligung des executiven Pfandrechts 
nicht verſagt werden darf, dann weil der Executionsbewilligung ebenſo 
wie der Bewilligung eines bloßen mittlerweiligen Sicherſtellungsmittels 
ber im 8. 822 b. ©. ausgeſprochene Vorbehalt beigeſetzt werden muß, 
daher die Rechte der Verlaſſenſchaftsintereſſenten duch die Executions⸗ 
bewilligung eben fo wenig, wie durch eine bloße Pränotation berührt und 
beinträchtigt werben, indem ber Unterſchied zwifchen PBränotation und 
executiver Einverleibung nur das zwifchen vem Gläubiger und ber Perfon 
des Erben beftehende Rechtsverhaͤltniß betrifft.“ 
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- Nr. 1334. 


Reitice Wirkfamkeit des Mebreren aufgetragenen und nur 
von Einem gefhworenen Erfüllungseides. 


Eutſch v. 29. Mai 1861, Nr. 2816, en der Verordnung des B. ©. 
Feldbach v. 7. November 1860, Nr.4 bänderung der Berorduung des 
D. 2. ©. Groß ©. 28. December 1860, Nr. 7216). Tribine 1861, Rr.174. 

. B wurde zur Zahlung der von A gegen ihn eingellagten For⸗ 
derung von 57 fl. für ven Fall vernrtheilt, als die Eheleute C und D, 
bie. fh dent Beklagten im Procefie als Vertretungsleifter angefchloſ⸗ 
jen hatten, mit dem Erfüllungseide die Abſchließung eines- (vom Bes 
klagten zur Entkräftung des Klaganſpruches eingewendeten) Vertrags 
nicht befhwören würden. Bei ver zur Ablegung des Eides ‚abgehal- 
tenen Zagfahrt leiftete:C denfelben, wogegen feine Gattin D erklärte, 
daß fie nicht ſchwören könne, weil fie bei der Abfchließung des frag- 
lihen Vertrags nicht gegenwärtig geweien fei. Es wurde nun bie 
Trage flreitig, ob B den im Urtheil ihm aufgetragenen Beweis durch 
den nur von C abgefehiworenen Eid hergeſtellt babe? Das Gericht 
erfter Inſtanz enifchien viefe Trage im bejahenden Sime; das 
O. 8%. ©. verneinte diefelbe, indem es fih an den Inhalt des Ur- 
theils bielt, und dieſen allein als entſcheidend betrachtete. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigtedie erftrichterlich e Verordnung 
in Erwägung, daß die rechtlihe Wirkſamkeit des Eides nicht von: 
einer Mehrheit der Perſonen, die ihn leiften folen, abhängen kann 
und daß im: entgegengefegten alle die Wahrheit befien, was C zur 
Ergänzung des vom Bellagten durch Zeugen gelieferten halben Be— 
weife® bereits beſchworen hat, dennoch nicht als dargethan angefehen 
werden müßte, obfchon von-Seite des C alles gefchehen ift, was ihm. 
nad) dem Urtheile oblag; daß ferner der Kläger A der Behauptung: 
der D, daß nur fie bei ver Abfchließung des fragliden Bertrages 
nicht zugegen war und blos deshalb den Eid nicht leiften könne, nicht 
widerſprochen hat und demnach angenommen werden muß, daß das zu 
beweifende Factum durch den von C allein geihtworenen Ein aller- 
dings volltommen dargethan werden kann. 


Ar. 1335. 


Daner bes 5 gefeklicjen Pfandrechts für eine Webertraguige 
gebüßr, 
29. Mai 1501. ur. 8703 a ns ber Decrete des B. G. 


Gun 2 24. Angu auf. 150 Nr. nud . 2. ©. Win v. 
16. October 1860, Nr. 11486). 6 H. 1808, ẽ 168 ff. 


Die Finanzprocuratur begehrte. gegen B die Kintragung des 
Pfandrechts auf feinem Grundftüde für eine Percentualgebühr von 7 
20% 
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20 fl., weldhe von dem zwifchen zwei früheren Befigern des Grund⸗ 
ſtücks um dasſelbe gefchloffenen Kaufvertrage herrührte. Die Eintrei- 
bung der Gebühr war bei ten Legtern ohne Erfolg verfuht und. 
ſchließlich der Auftrag zur Bahlung an B erlaffen worden, welder 
Dagegen nicht recurrirte. Alle drei Unftanzen haben das Gefud ab» 
gewiefen. 

Gründe der dritten Inftanz: „Wenn aud) vie beftehenten 
Geſetze (Batent v. 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, 8.72, — Minift.- 
Berorbnung v. 11. März 1850 Nr. 82, 88. 11 u. 17, — Berorbnung 
v. 3. Mai 1850 Nr. 181, 8.14, — Miniſt.-Erlaß v. 13. Dechr. 1852 
Nr. 256) den Percentualgebühren das geſetzliche Pfand» und Vorrecht an 
ber Realität felbit, von der fie zu entrichten find, einräumen, fo kann doch 
in dem bier eingetretenen Falle, wo dieſes Pfand- und Vorrecht durch 
Berftreihung eines dreijährigen Zeitraumes von dem Zeitpunfte an, 
in weldem bie Gebühr zufolge Zahlungsauftrags vom Steuerpflid: 
tigen hätte entrichtet werden follen, erlofchen ift (8. 14 der Miniſt.⸗ 
Berorbnung dv. 3. Mai 1850), das Pfandrecht gegen einen fpäteren 
Erwerber des Grundſtücks nur durch eine feiner Erwerbung voraus⸗ 
gehende Erfihtlihmahung dieſes Rechts in der zur Erlangung eines 
binglihen Rechts an Immobilien geſetzlich vorgefchriebenen Art, d. i. 
durch Pränotation oder Einverleibung, gewährt werden. Durd einen 
neuen ‚Zahlungsauftrag an ben gegenwärtigen Befiter B- kann ber- 
felbe für die aus dem Kaufgefchäfte früherer Befiger entftandene Ges 
bübrenforderung nicht zum Steuerpflictigen gemacht, nod die Ber» 
jährung vereitelt werben, zumal nach $. 6 der Verordnung v. 11. März 
1850 Nr. 82 R. ©. BI. das Recht des Staatsfhates auf die Ge⸗ 
bühren mit dem Zeitpunfte der Schließung des Geſchäftes eintritt 
und nach $. I ebenvort die Entrihtung derſelben den Contrahenten 
obliegt. Nicht der neue Erwerber, fondern die Realität ift drei Jahre 
hindurch für eine frühere Gebühr noch haftbar, ober bleibt es — 
wenn biefelbe in dem öffentlichen Buche bereits eingetragen iſt — in 
der Hand eines jeden Nachfolgers im Beſitze; der Eintrag ſelbſt kann 
bei dem Umſtande, daß für die drei Jahre das Pfand- und Vorrecht 
ex lege und ohne Einverleibung eingeräumt ift, während biefer Zeit 
allerdings gegen jeden Beſitzer, nach diejer Zeit aber nur m den 
Fällen ftattfinden, wo der für die Gebühr perfünlich Haftende noch 
Eigenthämer der Realität ift, weil durch das nad Erlöfchung bes 
geſetzlichen Pfandrechts von einem Dritten erworbene freie Eigenthum 
der Sache der Möglichkeit, gegen ihn für eine nicht ihn berührende 
Forderung ein Pfandrecht an derſelben zu erwerben, ausgeſchlofſen 
wird. Und hieran kann auch ber Sinanzminifterialerlaß v. 27. Dec. 
1859 R. ©. Bl. Nr. 236 nichts ändern.“ 


— 3090 — 


Nr. 1336. 


Behandlung von Gerihtsfoften-Anfprüchen der Sabylänbiger 
bei einer erecutiven Verfteigerung. 


Enutſch. v sun 1861, Nr. 3111, Mbänderung | ber gleidfärmigen 
Hectete des 8. ©. Trie dd v. 3. December 1860, 318/313823, und 
des O. L. G. Zrieft v. 2 Februar 1861, Wr. 474). "E 3. 1861, Nr. 119. 

Ein Gläubiger hatte die executive Schätung und auf deren 
Grundlage fohin die Teilbietung einer Realität, und zwar beide bei 
dem Bezirkögerichte in Trieft als Realinftanz erwirkt. Mittlerweile be= 
gehrte auch die Yinanzprocuratur, in Vertretung des Gebührenärars, 
bei dem Landesgerichte Trieft die erecutive Schägung derſelben Rea⸗ 
lität wegen rüdftändiger Befigveränvderungsgebühren, nicht aber auch 
bie Seilbietung, weil ihr die Verſtändigung zulam, daß felbe bereits 
auf Anlangen des früher erwähnten Gläubigers angeordnet worden jet. 
Bei der Bertheilung des erzielten Meiftbotes nahm fie nebft ven Ges 
bührenrüdftänden und deren Intereſſen auch die ihr entſtandenen Execu⸗ 
tiondloften — worunter 160 fl. für die erecutive Schätzung — in 
Anſpruch; doch wurden ihr nur vie andern Koften von 15 fl. 92 kr. 
zugewiefen, und nicht auch die 160 fl., weil nicht die Finanzprocuratur 
Execution führe, fondern jener Gläubiger, für welden vie Schritte 
der Yinanzprocuratur von feinem Nutzen waren, dann weil die frag- 
lihe Schägung unzuftändiger Weife vom Sandeögerichte vorgenommen 
werden, und man den intabulirten Gläubigern nicht doppelte Koften 
dafür anfbürvden könne. 

Den dawider von der Finanzprocuratur ergriffenen Recurs bat 
das Oberlandesgericht abgewiefen „in der Erwägung, daß Gerichts⸗ und 
Erecutionskoften, wenn fie als Nebengebühren, die mit der Hauptforbe- 
rung gleiches Vorrecht genießen, anerkannt werben follen, zum Behufe 
der Richtigftellung und Zahlung der Forderung nothwendig gewefen 
fein, und auch den übrigen Släubigern den Weg zu ihrer Befriedigung 
gebahnt haben müfjen; in ver Erwägung, daß dieſes Erforverniß 
im gegenwärtigen Falle nicht eingetreten ift, weil die andern Gläu⸗ 
biger zur Rauffchillingsvertheilung auf Grund jener Schäßung gelang- 
ten, welde auf Einjchreiten des gedachten Gläubigerd von dem Be— 
zirfögerichte vorgenommen wurde, und nicht jener, die auf Begehren 
der Finanzprocuratur vom Yandesgerichte verfügt wurde; in Anbe- 
tracht, daß das erfte Erforberniß, nämlich daß die Finanzprocuratur 
um die Zahlung zu erhalten überhaupt nöthig hatte, die Schäßung 
(vom 25. November 1858) vornehmen zu laffen, da ſchon die andere 
(vom 20. September 1858) beftand, nit vorhanden iſt; enbli in 
Berückſichtigung, daß die andern Gläubiger, deren Forderungen das 
Mefftgebot überfteigen, gegen die Bevorzugung dieſer Schätzungskoſten 
Einſprache erheben, und der Umftand, daß der Execut gegen bie Vor- 
nahme der zweiten Schägung (veranlaßt durch die Yinanzprocuratur) 
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fih nicht beſchwerte, den Rechten biefer Glänbiger nicht nachtheilig 
fein Tann.” 

Der oberfte Gerichtshof bat jedoch) dem von der Finanzprocu⸗ 
ratur eingebrachten außerorbentlichen Reviſionsrecurſe ftattgegeben, und 
dem Aerar auch die Schägungskoften mit 160 fl. aus dem Meiftgebote 
gugewiefen, „in der Erwägung, daß die Einbringungskoften nur ein 
Zugebör der Hauptforderung bilden, bei deren erecutiver Eintreibung 
fie erwachſen find, folglich biejelben mit der Hauptforderung das gleiche 
Vorrecht genießen, wie foldhes im vorliegenden Falle den Einbrin- 
gungsfoften in dem Theilbetrag ‚per 15 fl.. 92 kr. andy bereits vom 
Bezirksgerichte in ber Meeiftbotvertheilung vom 3. December. 1860 
zuerfannt worden ift; in Erwägung, daß bie Finanzprocuratur, indem 
fie am 11. October 1858 um bie erecutive Schägung der gepfändeten 
Realität anfuchte, in vollem echte vorgegangen iſt, derſelben auch 
nicht oblag, vorerſt nachzuforſchen, ob nicht bereits ein anderer Glͤn⸗ 
biger und bei einem andern Gerichte im Executionswege die. Schä- 
gungsbewilligung derſelben Realität erwirkt babe, übrigens bie auf 
Anfuchen eines andern Gläubigers zu Ende September 1858 vorge- 
nommene Schägung zur Zeit ded von ber Finanzprocuratur Üüberreichten 
Schätungsgefuhes auch noch nidht bei dem Gerichte überreicht war; 
endlih in Erwägung, daß die Yinanzprocnratur auch in der Hinſicht 
fein Verfchulden trifft, daß das Landesgericht unzuftändig die Schätzung 
durch feinen abgeordneten Sommifjfär unmittelbar felbft vornehmen 
ließ, anftatt um deren Bornahme die Realbehörde zu erfuchen.” . 


Nr. 1337. 


Debandlung der Intereſſen von Gebübrenrüdftänden bei ber 
Kaufſchillingsvertheilung. 


Entſch. vo. 4. Juni 1861, Nr. 3113 (Beſtätigung des Decrets des L. G. 
Trieſt v. 28. November 1860, Nr. 967, Abänderung des Hecreiß des O. L. G. 
Trieſt v. 22. Febrnar 1861, Nr. 257). ©. 3. 1861, Nr. 119. 

Bei der Bertheilung des Kaufſchillings einer ——— Realität 
wurden dem Nerar die Bermögens-Uchertragungsgebühren ſammt Inter 
effen und allen Gerichtöfoften vor den intabulirten Gläubigern zuges 
wiejen, indem bezüglich der Intereſſen die Miniſterialverordnung vom 
6. April 1856 3. 50 angerufen wurde, wonad außer der Gebühr 
auch 5 von 100 als Berzugszinfen zu entrichten find, wenn der 
geſetzliche Zahlungstermin verſäumt wird. 

Auf Recurs eines Tabulargläubigers hat das Oberlandes- 
gericht dieſe Entſcheidung dahin abgeändert, daß die Yinanzprocurätur 
mit dem Anfpruche auf Intereffen dem. recurrirenden Gläubiger nach— 
ftehen und fomit leer ausgehen müſſe, da derſelbe bereitS den Reſt 


- 
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bes Erlöfes abjorbire. Die Aberkennung der Interefien erfolgte „in 
Aubetracht, daß Fein Geſetz denſelben das gleihe Vorrecht wie ber 
Gebühr felbft einräume, namentlich auch nicht obiger Minifterialerlaf 
vom 6. April 1856, welder die fünfpercentige Verzinſung der Ge 
bübren eingeführt hat; in Erwägung, daß von der betreffenden Gebühr 
feine Interefjen intabulirt wurben, und mit Hinblid darauf, daß diefe 
Berzugszinfen als eine ©elpftrafe für ven ſäumigen Schuloner fidh 
barftellen, die nur ihm, nicht aber auch ven Zabulargläubigern, welche 
von dem Zahlungsauftrage und dem zur Leiſtung beftinmten Ter⸗ 
mine nicht verftändigt wurden, daher ſich in feinem Saumfale befinven, 
zur Laft fallen können.” 
Der oberfte Gerichtshof hat bie erftrihterliche Entſcheidung 
beftätigt und dabei, was die Intereffen betrifft, angeführt, daß jene, 
welche in Gemäßheit ver Minifterialverorpnung vom 6. April 1856 
3. 50 von Gebühren für VBermögensübertragungen im Balle des 
Zahlungsverfäumnifjes zu entrichten find, nicht eine Strafe, ſondern 
gemäß 8. 1333 a. 6. ©. B. der Erfab des dem Aerar durch Berzöge- 
rung der Zahlung ver Gebühr zugefügten Schadens find; daß felbe 
das Zugehör ber Hauptforderung bilden, daher denjelben an und für 
fih das gleihe VBorreht mit der Hauptforberung zufommt; und daß 
bei der gefeglihen Haftung der Gebühren ſammt Zugehör auf 
ber Sade — und zwar mit dem Vorrechte vor allen aus Privat - 
rechtstiteln entſpringenden Yorderungen — der Umftand, daß nicht bie 
anderweitigen Tabulargläubiger, .fondern nur der Schuldner von dem 
Zahlungsauftrage Kenntniß erhalten hat, ganz unentſcheidend ift. 


Nr. 1338. 


Berpflihtung des im Beſitze der Verlaſſenſchaft befindlichen 
Legatars, den durch Legate gefchmälerten Pflichttheil des Norb- 
erben durch gerichtlichen Erlag der Pflichttheilsfumme ficher 
zu Stellen. 

Entf. v. 4. Juni 1861, Nr.3652 TBeltätigung des Decretd des B. G. der 
inneren: Stadt Wien v. 12. Febrnar 1861, Nr. 5295, Abündernug des De⸗ 
creis des V. X ©. Wien d. 2. April 1861, Nr. 2667). ©. 3.1861, Nr. 101. 

Nach vem Tode des M, welcher über fein Vermögen nur codi⸗ 
cillarifch verfügt und unter Andern aud feiner Gattin B ein Geld⸗ 
vermächtniß binterlaffen hatte, belangte deſſen Mutter A als Noth- 
erbin die B als Bermäcdhtnifnehmerin auf Leiftung des verhältniß- 
mäßigen Beitrags zur Ergänzung des durch die Legate gefchmälerten 
Pflichttheils, und ehe noch diefer Proceß in erfter Inſtanz entfchienen 
war, überreichte fie mit Berufung auf $ 812 a. 6. ©. B. das Geſuch, 
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daß der B als Beſitzerin der ganzen Berlaffenichaft des M aufgetragen 
werde, biefelbe bei Bericht zu hinterlegen. — Das Gericht erfter 
Inftanz bewilligte das Gefuh. Vom O. 2. ©. wurde die A abge. 
wiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftrichterlichen Beſcheid 
mit der Beſchränkung, daß die B nur den zur Sicherftellung des Pflicht- 
theil® der A erforderlihen Betrag zu deponiren habe, — aus folgen- 
den Gründen: „Der $. 812 a. b. ©. 3. räumt dem Notherben das 
Recht ein, die gerichtliche Verwahrung, alfo auch den Erlag des ganzen 
Nachlaſſes, zu fordern, wenn er durch Bermengung besfelben mit dem 
Bermögen des Erben eine Gefahr beforgt. Nun ift e8 offenbar, daß 
ber Pflichttheil ver A aus dem vorhandenen Berlaffenfchaftsvermögen, 
wenn die Legate ganz berichtigt werden, nicht vollftändig geleiftet werden 
fann, und die Frage, ob die B zu deſſen Ergänzung nit aud mit 
ihrem Legate beitragen müſſe (8.783 a. b. ©. B.), war keineswegs noch 
rechtskräftig entfchieden. Wenn ferner das Recht des 8. 812 a. b. ©. 2. 
dem Pflichttheilsnehmer ſchon gegen den Erben zufteht, ver ein Recht 
zum Befige oder doch zur Innehabung des Naclaffes hat, fo mug 
es ihm auch gegen Denen zuftehen, der ohne Rechtsgrund ſich in biefer 
Innehabung befindet, während ver Pflichttheilsberechtigte felbft auch 
ein (Noth=) Erbe ift. Derfelbe erfcheint aber hinreichend gefichert, wenn 
auch nur der Betrag feines Pflichttheiled, und nicht mehr, erlegt wird.” 


Nr. 1339. 


Verkürzung im Pflichttheile durch Belaftung des dem Noth- 


erben hinterlaffenen Legats mit einer fideicommifjarifchen 
Subftitution: Klagrecht des fo verkürzten Notherben. 


Eutſch. v. 4. Juni 1861, Nr. 3868 (Beftätigung des das Urtheil ded 3. ©. 

der inneren Stadt Wien v. 31. Jänner 1861, Nr. 737, abändernden Ur: 

theils des O©. x. ©. Wien v. 2. April 1861, Nr. 3369). ©. 2. 
Nr. 101. G. H. 1862, ©. 186 ff. 


M ftarb mit Hinterlaffung eines Codicills, worin er durch Ber: 
mächtniffe über fein ganzes Vermögen verfügt hatte. Seine Mutter 
A, welde mit einem Legat von 14000 fl. jedoch unter fideicommiſ⸗ 
farifcher Subftitution anderer Perfonen bedacht worden war, trat gegen 
die mit dem größten Vermächtniſſe homorirte B mit einer Klage auf, 
worin fie das Begehren ftellte, daß die B fehulvig erfannt werde, nad) 
VBerhältnig ihres Legates mit den übrigen Vermächtnißnehmern zur 
Entrichtung des der Klägerin gebührenden Pflichttheils beizutragen und 
die auf foldhe Weife audgemittelte Beitragsfumme feinerzeit aus ihrem 
Legate zu bezahlen. Die Beklagte wendete ein, daß die Klägerin, weil 
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mit einem Bermächtniffe bedacht, nah den SS. 774 u. 775 a. b. G. B. 
nur die Ergänzung des Pflichttheild, falls fie darin verkürzt worden 
wäre, fordern könne, und daß, weil der Betrag bes ihr gebührenden 
Pflihttheils nicht feftgeftellt, daher auch nicht die Verkürzung nachge- 
wiefen fei, das Klagebegehren fih als verfehlt darſtelle. 

Das Gericht erfter Inftanz wies die Klage. ab aus folgenden 
Gründen: „Will die Klägerin das ihr hinterlaffene Legat anjprechen, 
fo kommt ver 8. 787. a. b. ©. 2. zur Anwendung und Tann nur 
davon die Rede fein, ob fie im Betrage des Pflichttheils verkürzt, 
fomit die Ergänzung desjelben zu fordern berechtigt fei. Dann muß 
aber vorerft ver Betrag des Pflichttheild und ver Werth des Legates 
ermittelt worden fein. Will hingegen bie Klägerin den ganzen Pflicht- 
tbeil aus ver DVerlaffenihaft anfprehen, fo muß fie das ihr zuge 
dachte Legat ausfchlagen, da ihr nicht geftattet ift, fi ſowohl auf 
die legtwillige Anordnung als auch auf das gefegliche Erbrecht zu 
berufen, und aus beiden abgefonderte Anfprüce zu erheben, 8. 808 
a. 6. G. B. Weder jene Ansmittelung noch diefe Ausſchlagung ift 
geichehen, mithin das Slagebegehren unzuläffig.” — Das Oberlanves- 
gericht erkannte nad dem Slagebegehren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entjcheivung der zweiten 
Inftanz und bemerkte in den Motiven: „Dan kann in dem zur Frage 
fiehenden Falle nicht fagen, daß der Klägerin der Pflichttheil in Ges 
ftalt eine® Legates zugewendet worden fei, weil fie nach der Anord⸗ 
nung de® M über die Subſtanz des ihr ausgeſetzten Legates nicht 
verfügen darf, fondern e8 nachberufenen Perfonen hinterlaffen muß und 
ohne Zuftimmung verjelben die ihnen zugedachte Summe aud nicht 
um den zur Berichtigung ihres Pflichttheild nöthigen Betrag vermin- 
dern darf. Die Vorſchrift des 8. 774 a,b. ©. B., wornach die 
den Pflichttheil einfchräntende Bedingung oder Belaftung, nur auf den 
Theil, welcher denjelben überfteigt, bezogen werben kann, alfo ver 
Notherbe, wenn ihm, wie e8 bier geſchah, ein ven Pflichttheil über: 
fteigender Betrag blos zum Fruchtgenuß oder mit fonftiger Beſchrän⸗ 
fung zugedacht wurde, nur verlangen darf, daß ihm der Betrag des 
Pflichttheile frei eigenthümlich und der Heft des zugedachten mit ber 
Beihräntung oder Belaftung zugewiefen werde, kommt fomit bier nicht 
zue Anwendung, fonvern vielmehr die Anordnung des 8. 783 a. b. 
G. B., gemäß welcher das obergerichtlihe Urtheil beftätigt werben 
muß.” 
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Nr. 1340. 


Gegenfeitiges Verhältniß des Vertretungsleifters und bes 
Bertretenen. Tortfegung der Appellation ungeachtet voraus- 
gegangener Abftehungserflärung. 


Te v. 4. Zuni 1861, Nr. 3899 (Beitätigung des das Decret des 
Wien v. 20. änner 1861, Nr. 40772, abändernden Decretö ded 
%.G. Wien d. 10. April 1861, Nr, 3585). ©. H. 1862, ©. 875 ff. 


B hat bei einer erecutiven TFeilbietung eine Realität erſtanden, 
interenirte jeboch dabei nur ald Namensträger für feinen Dienftherrn 
C, welhem tamals die Befigfähigkeit mangelte. A, ein Satglänbiger, 
belangte nun B wegen Nichterfüllung der Feilbietungsbedingniffe und 
macht namentlich den dadurch eingetretenen Terminsverluft geltend. 
Allein C ſchließt fih dem B als Bertretungsleifter an, und beruft ſich 
darauf, daß zwifchen ihm und A, dem das Verhältniß zu B wohl be 
fannt war, andere Bahlungsmobalitäten verabredet worden feien. Das 
Urtheil der erften Inftanz fiel zu Gunſten des Klägers aus, und 
B und C meldeten Appellation an. A wußte zwar B zur Erflärung 
zu bewegen, daß er von der Appellation abftehe, aber C bradıte 
dennod die von B mitunterfchriebenen Appellationsbefchwerden ein. 
Bei der in Folge deſſen abgehaltenen Tagſatzung ward einerfeits jene 
Erklärung des B geltend gemacht, während von ber andern Geite 
darauf bingewiefen wurde, daß B nur ein Strohmann fei, der gar 
fein Interefje an ber ganzen Procekführung habe, und daß der eigent- 
liche Schuldner immer nur C fei, obwohl ihm durch die eigenthäm:» 
lihen Umftände und Verhältniffe, unter welchen der Proceß von Seite 
bes Klägers eingeleitet wurbe, nur die Rolle des unterftügenden frei- 
willigen Vertretungsleifters zuftel. 

Das Landesgericht gab der Yortfegung des Appellationdzuges 
wegen inmitten liegender Abftehung des Gellagten B weder rüdficht- 
li dieſes leteren noch des Vertretungsleiſters C ftatt, indem es ſich 
bei diefer Entſcheidung hauptſächlich varauf ftäßte, daß nad) der Acten- 
lage B der geflagte Streittheil fei, der als folder Rede und Antwort 
gegeben, daß durch feine Erklärung, nicht appelliven zu wollen, dem 
Kläger ein Recht erwachſen fei, vermöge deſſen das ven Gellagten B 
eondemnirende Urtheil für viefen letzteren unanfedhtbar fei, und daß 
das unberufene Hineinmengen in dieſen Rechtsſtreit von Seiten des 
Bertretungsleifterd C den mohlerworbenen Rechten tes Klägers nicht 
abträgli werden könne. 

Die beiden böhern Gerichte entfchieven, daß die Yortfegung des 
Appellationszuges fowohl von Seiten des B al8 des C ftatthabe, und 
baß die Appellationsbefchwerden um vie Appellationdeinrede zu verbes 
ſcheiden ſeien; und zwar der oberfte Gerichtshof „in Anbetradt, daß 
nad dem Hofdecrete vom 13. Februar 1798 Nr. 401 I. ©. ©. 
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die Fortſetzung der Appellation ungeachtet einer vorbergegangenen Ab- 
ftehungserflärung dann. zu geftatten ift, wenn bejondere. rückſichtswürdige 
Gründe hierfür angebracht würden; in Erwägung,. daß im vorliegen⸗ 
den falle als ein Umftanb diefer Art die jedenfall bedenkliche Art 
und Weife,. wie die Abftehungserflärung des B von. der Appellation 
erzielt und deren Ausführung bewerfftelliget wurde, angefehen werden 
muß, indem B diefe Erklärung dadurch widerrufen hat, daß er bie 
Appellationsbefchwerden nicht nur eigenhändig gefertiget, fondern aud) 
bie Erklärung beigefügt bat, auf der Fortſetzung des Appellationszuges 
zu verharren, wodurch er auch mit den von feinem Vertretungsleijter 
unternommenen Schritten ſich einverfiauden erklärte; in Erwägung, 
daß die Ergreifung der. Appellation und deren Foriſetzung auch im 
Intereſſe des Geklagten B. felbft gelegen ift, indem er in dem Er: 
fenntniß, gegen wmelches..jelbe gerichtet ift, ala Berfonalfchuloner zur 
Zahlung des Capitales pr. 8000 fl. ſammt Intereffen und zum Er- 
fate ber Gerichtskoſten verurtheilt wurde, alſo auch ihm daran gelegen 
ſein muß, in höherer Inſtanz eine Eriſcheidung zu erwirken, die ihn 
dieſer Bebtungspflit enthebt. 


Nr. 1341. 
Vermächtniß eines Hauſes „Jammt Allem, was darin iſt“. 


Eutſch. v. 5. Juni 1861, Nr. 8716 "S118, Bl des Urtheild der Prütur 
Fhienga 0. December 1860, Nr Abänderung des Urtheild des 
Benedig v. 21. März 1861, Nr. 5129). Giorn. di Giurispr. 

prat. 1861, ©. 165 ff. 


Eine Mäpchenlehrerin hatte ihrer Gehilfin M das Sans, in 
welchen fie Schule hielt, mit dem Auftrage binterlafien, die Schule 
fortzuführen. Die M lim dieſem Auftrage getreulich nad, und wurde 
dabei von ihrer Nichte B in den legten vierzig Jahren unterftügt. 
Kurz vor ihrem Tode erflärte die M, welde, über 80 Yahre alt, in 
ihrem gewöhnlichen Wohn- und Schulhaufe darniederlag, mündlich 
Folgendes als ihren legten Willen: „Ich hinterlafie dieſes Haus mit 
Allem, was darin ift, meiner Nichte B, damit fie fortfahre Schule yı 
halten; und da ich außerdem noch ein Haus befite, fo vermadhe ich 
bieſes meinen geſetzlichen Erben.“ Nach ihrem Tode fanden ſich im 
Schulhauſe baares Geld und Pretioſen u. ſ. w., welche den Werth 
desſelben weit überboten. 

Die geſetzlichen Erben fochten unter anderem die Ausdehnung 
des Legates auf die gedachten Gegenſtände an; und die zweite In⸗ 
ftanz entſchied auch in ihrem Sinne; allein die erfte und dritte 
Inſtanz ſprach der Legatarin auch das Geld u. ſ. w. zu. 

Gründe der zweiten Inſtanz: „Da die Erblaſſerin der B 
das Haus zum Bwe der Wohnung und Untereichtöertheilung. Hinter» 
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ließ, jo ift klar, daß nah ihrer Abſicht das Legat Alles umfaſſen 
follte, was ſich bei ihrem Tode zu dieſem Zwede Dienliches im Haufe 
fände; Geld, Pretiofen, Leibwäſche, Kleider find aber dieſem Zwede 
ganz fremd, und können, da fie nicht ausprüdlich erwähnt find, um fo 
weniger al8 in dem Legat des Haufes mitbegriffen angejehen werden, 
weil ihr Werth den des Haufes weit überfteigt.“ 

Gründeder dritten Inftanz: „Sowohl nad) älterem Recht 
als nad dem a. b. ©. 2. find legtwillige Anoronungen fo auszulegen, 
daß der wahren Meinung des Erblaffers möglihft entſprochen wird. 
Im vorliegenden Falle nun, .... ergibt fih aus dem Wortlaut der 
Anordnung, daß die Erblafferin nichts, was fih im Haufe befand, 
von dem Vermächtniß ausjchließen wollte. Noch veutlicher erfennt 
man aber diefen ihren Willen, wenn man bedenkt: a) daß die B, ihre 
Nichte, mit ihr lebte, ihr über vierzig Jahre in der Schule zur Seite 
ftand, und fo vielleiht auch dazu beigetragen haben mag, ihr Ber- 
mögen zu vermehren, weßhalb e8 natürlich ift, daß fie diefelbe vor ihren 
anderen zahlreichen Verwandten, zu welchen fie in leinen berartigen 
Beziehungen ftand, begünftigen wollte; b) daß ferner aus den Zeugen- 
ausfagen heroorleuchtet, e8 ſei die Abfiht der M gewejen, über ihr 
ganzes Vermögen mittelft des Codicilles zu verfügen, und daß - fie 
ihren anteren Berwandten nur ein Andenken durch das Vermächtniß 
des anderen Hauſes binterlaffen wollte Auch die ver Legatarin auf- 
erlegte Berpflihtuug zur Fortführung der Schule kann für fich allein 
nicht genügen, um die Einſchränkung des Legates zu rechtfertigen, da 
die Erblaſſerin, wenn fie eine ſolche beabſichtiget hätte, nur das Haus 
ſammt den darin befindlichen zur Fortführung der Sqhnle nöthigen 
Mobilien' vermacht haben würde.“ 


Nr. 1342. 


Unzulaſſigkeit der Anordnung einer Tagſatzung nach 8. 16 
a. ©. D,, wenn in einer zum ſchriftlichen Verfahren geeig- 
neten Rechtsfahe der Begehren um Anordnung einer Tags 
fagung nad $. 298 a. G. O. nicht entfprochen werden kann. 


Entid. v. 11. Juni 1861, Nr. Ft 2 KBettätigung des dad Decret 88 H. G. 
Wien v. 23. März 1861, Nr. 6, abändern en Decretes des D.X.G. 
Wien v. 23. April Sn Kr 4144). ©. 3. 1861, Nr. 120. 


A hatte wider den Dandeldmann B die  Zastun einer Conto⸗ 
forderung pr. 319 fl. 62 u De. W. eingellagt, und unter Beibrin- 
gung eines die Agnoscirung dieſer Schuld enthaltenden Briefes des 
Sellagten die Anordnung einer Tagfagung mit den Rechtsfolgen des 
8.298 a. ©. D. und des Hofdecretes von 7. Mai 1839 begehrt, 
welchem Anſuchen von Seite des Gerichtes auch entfprodhen wurbe. 
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In dem dagegen ergriffenen Recurfe machte der Geklagte gel- 
tend, daß der in der Klage berührte Brief durchaus feine vollen 
Glauben verdienende Urkunde darftellen könne, weil er weder von ihm 
felbft, noch von einem Dritten in feinem Auftrage, fondern von einer 
ganz unberufenen Perfon gefertiget wurde, was auch der dabei ge= 
brauchte Ausdruck „Per B" hinreichend andeute. Zugleich bat er um 
Anorbnung einer Tagfagung in Gemäßheit 5. 16 a. ©. 0. 

"Hierüber änderte die zweite Inſtanz den erftrichterlihen Be⸗ 
ſcheid dahin ab, daß die Klage dem Gegentheile um feine binnen 30 
Tage zu erflattende ſchriftliche Einrede zuzuftellen fei, da der Klags⸗ 
conto Teinen vollen Beweis made, das Schreiben aber nur per B 
alfo nicht von den Geflagten felbft gefertigt wurde, und der Kläger 
nit dargethan habe, daß der Dritte zu dieſer Yertigung befugt war. 
Es könne daher das Verfahren nach den citirten Geſetzen nicht Vlatz 
greifen, fonvern müfje das ordentliche Berfahren, hier aljo das fehrift- 
liche, eingeleitet werden, wornah aud das im Kecurfe ſomit erft in 
zweiter Inſtanz geftellte Begehren des Geklagten um Einleitung bes 
mündlichen Verfahrens nah $. 16 a. ©. O. unzuläffig fei. 

Diefer Entfcheidung trat auch der oberfte Gerichtshof bei. 


Nr. 1343. 


Mögliher Inhalt des Grundbuches: Anmerkung, daß ge= 
wife Sachen fein Zugehör des Grundftüdes bilden. 
ch. v. 12. Anni 1861, Nr. 3599 (Abanderung der olsinfürmigen 


€ 
—2— des B. G. Breaunan v. 31. October 1860, Nr. 1777,2837, und 
des O. L. G. Bragv. 19, Februar 1861, Nr. 263). ©. 3. 1861, Nr. 108. 


Nr. 1344. 


Verſprechen des Beftandgebers, den Vertrag nicht aufzu⸗ 
fündigen und den Zins nicht zu erhöhen. Unzuläffigkeit der 
Pränstation von Beſtandrechten. 

861, Nr. 4057 GBeſtäti des dad au eil des 
— di, And Senftadt Brag v. 18, —E 860, Nr 05 ab» 


ändernden Urtheild des DO. L. %. rag vd. 25 Yebrnar BT Me 
v Be 107° 
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Nr. 1345. | " 
Behandlung von Simultanhypothelen bei der Kaufſchillings⸗ 
en veertheilung. | 

v. 18. Juni 1, Nr. 3999 (Aufhebung der gleichfö 
rag In Pr v. — Sertuber 18605 Nr. Dossı . and ed 
O. L. 6. Prag v. 27. März 1861, Nr. 4379). ©. 3. 1862, Nr. 34. 

A und B haben Forderungen im Gefanmtbetrage von mehr als 
9900. fl., welche in neun Satpoften ayf den Häufern I und II haften. 
Als das Haus I feilgeboten und das Meiftgebot vertheilt wurde, waren 
jene Boften (e8 geſchah dies 1850) ‚zur vellen Zahlung verwiefen 
worden. Als e8 mehrere Jahre [päter zur Vertheilung des Kaufpreiſes 
für das Haus II fanı, gaben A. und B. die. Erflärung ab, daß fie 
von der Hypothek auf dem Haufe I ablaſſen, da ihnen die auf. dem 
Haufe II genügende Sicherheit gewähre. C, ein ihnen nachftehenver, 
auf.dem Haufe IL.mit feiner. Forderung verficherter Gläubiger pro- 
teftirte aber gegen die Befriedigung des A und B aus dem Kauf— 
fchilling des Haufes IL, und in der That wurden fie mit diefem An- 
ſpruch von. ven beiden unteren Inſtanzen zuxückgewieſen. 

"Die zweite Inftanz bemerkte darüber: „Nach dem bei ver 
biesfälligen Kaufſchillingsberechnung vorgelegenen Grundbuchsextracte 
über das Haus I find die für A und B dermal noch auf der Si—⸗ 
multanhypothek des Haufes II sub P. Ar. 1—9 haftenden Forderungen 
gelöfht, und da fie in der Einantwortungsurkunde bezüglich des be- 
reits im Jahre 1850 erecutiv veräußerten Haufes I aus dem Meift- 
gebote zur Zahlung zugewieſen worden find, fo waren diefe Poſten 
fein Oegenftand der nochmaligen Zuweiſung aus. dem Meiftgebote für 
das fpäter feilgebotene Haus II. Nach Ausweis des Grundbuchs, und 
beziehungsweife der in der Urkundenſammlung eingelegten Löſchungs— 
bejcheide, ift zwar die grundbücherliche Löſchung der in Rede ftehenven 
Haftungspoften auf dem Haufe I allerdings nur auf Grund der 
Ablaffung ver Gläubiger A und B von der Simultanhypothek des 
leßtgenannten Haufes erfolgt;. da jevody Die Berichtigung der betref: 
fenden Satzpoſten eine PVerpflihtung des erecutiven Erſtehers des 
Haufes I war, weil derjelbe die Zahlung diefer Boften flatt der Be⸗ 
zahlung des Kaufſchillings übernommen hat, die Gläubiger ‘aber fi, 
damit zufrieden ftellten, fo konnten fie nur infofern die Simultan- 
hypothek des Hauſes II behufs ihrer Befriedigung in Anſpruch neh- 
men, als fie aus der Hhpothek des Haufes J die Zahlung nicht: er- 
langt. hätten; keineswegs aber. waren dieſe Gläubiger oder deren 
Seflionäre berehtiget, zu Gunſten des Beſitzers des Haufed I und 
zum offenbaren Nachtheile der ihnen in der Rangordnung nadgehen- 
den Gläubiger des Hauſes II von der Hypothek des erfteren Haufes 
abzulaffen. Es find daher vie betreffenden Zabularpoften auf die 
Proteftation des nachfolgenden Gläubigers C von der Vertheilung des 
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Meiſtgebotes für das Haus I mit Recht ausgeſchieden und für löſchungs⸗ 
fähig erklärt worden.“ | | 

Dagegen bat ver oberfte Gerichtshof mit Aufhebung beider 
unterrichterliher Entſcheidungen dem Landesgerichte zu verordnen be- 
funden, zur Fortſetzung der Verhandlung über vie Vertheilung dieſes 
executiv gelöften Kaufſchillings eine neuerliche Tagſatzung anzuorbnen, 
hiezu den Exequenten, den Erecuten, den licitatoriſchen Käufer und Die 
Tabulargläubiger mit dem Bedeuten vorzuladen, daß bei dieſer Tag⸗ 
fagung jeder Gläubiger feine Forderung an Kapital, Zinfen und Ko- 
ften, welche er aus dem Kauffchillingsbetrage anſpricht, zu liquidiren 
babe, dann. daß auf jene Forderungen, welche dem für das be- 
veits früher gekaufte Hans I gelöften Kauffchilling zur Bezahlung 
zugeiwiefen, jedoch fimultan auch auf dem Haufe grundbücherlich haften, 
bei der Berechnung und Bertheilung des für dieſes Haus II gelöften 
Kauffillings in dem Galle fein Bedacht genommen werben wird, 
wenn die Gläubiger, zu deren Handen diefe Forderungen auf bem 
legtgenannten Haufe grundbücherlich haften, weder perfänlich, noch durch 
einen Bevollmächtigten erfcheinen und ihre Forderungen an Capital, 
Zinfen und Koften bei der Tagſatzung nicht liquidiren. Bei diefer 
Tagſatzung ift fohin gemäß der Hofdecrete vom 15. Jänner 1787 
Nr. 621 sub 5 und vom 22. December 1815 Nr. 1197 3. ©. ©. 
vie Verhandlung über jede einzelne Haftungspoft zu pflegen, nad ge- 
ſchloſſener volftändigen Verhandlung aber weiter das. Amt dem Ge- 
ſetze gemäß zu "handeln. | | 

„Denn, — fo heißt e8 in der Begründung — nach den. ange- 
führten Hofdecreten kann die Rauffchillingsvertheilung erſt dann geſchehen, 
wenn unter den Pfandglänbigern die orbentlihe Berhantlung wegen 
des Vorzugsrechts gepflogen worden if. Im vorliegenden Falle ift 
jenoch Feine dem Geſetze entſprechende Verhandlung über die einzelnen 
Haftungspoften gepflogen, fondern im Allgemeinen nur über die Frage: 
ob vie bereitd aus dem für das Haus I gelöften Kaufſchillinge zur 
Zahlung angewiefenen Beträge bei Berechnung und Bertheilung bes 
Kaufihillings für das Haus II zu Übergehen, over aus diefem Kauf- 
ſchillinge zu bezahlen feien, verhandelt worden. Die Verhandlung über 
dieſe Srage allein genügt aber keineswegs zur Begründung einer orbent- 
lichen Entſcheidung über die Vertheilung des Kaufſchillings. Denn die 
Zabulargläubiger A und B find keineswegs von den Berehnungstagfahrten 
ausgeblieben, fondern dabei Durch einen Bevollmächtigten erfchienen, und 
Haben dabei ihr Begehren um Anweifung ihrer noch wirklich grundbücher⸗ 
lich anf dem Haufe II haftenden Forderungen aus dem Kaufichillinge be- 
barrlich geltend zu machen gefucht, Nah 8. 469 a. 6. ©. 8. genügt 
ſelbſt die vollftändige Tilgung der Schuld allein nicht zur Aufhebung 
wer Hypothek, ſondern ein: Hypothekargut bleibt fo Large verhaftet, 
bis/die Schuld aus den Bffentligen Büchern gelöſcht iſt. Det Tabular- 
richter kann und muß bei der. Entſcheidung über die Kaufſchillings 


vertheilung nur nad dem wirklichen Tabularftande vorgehen, darf aber 
dabei nicht erkennen, daß eine in den Grundbüchern noch als haftend 
erſcheinende Boft nicht berüdfichtigt und für loͤſchungsfähig erflärt werde, 
fondern ein Erfenntniß kann nur auf Grund emes in Folge einer 
Beftreitungs» oder Vorrechtsklage des Erecuten oder nachfolgender Ta⸗ 
bulargläubiger durchgeführten orventlihen Rechtöftreits gefchöpft werben.” 


Nr. 1346. 


Pränotationsfähigfeit einer Empfangsbeftätigung (cautio in- 
discreta). 


Entfö, v. 19. Juni 1861, Nr. 4201 1801. 3.006 des das Decret der Prä- 

tue zu Caprino VBeronefe v. 1. Febtuar 18 r. 666, abändernden Decretö 

des DO. L. G. Venedig dv. 26. März 1861, Nr. 5876). Eco d. Trib, 
1861 ©. 215. ©. 3. 1862, Wr. 135. Tribiine 1861, Nr. 227. 


Nr. 1347. 


Auslegung des Verbots der ZTeftamentsbeftreitung (S. 720 
ab. © 3.) 


Entid. v. 20. Yımi 1861, Wr. 35 Behäti igung des Urtheils deäR. G. 
Pada v. 6. November 1860, Nr —55 ee, des Urtheils des 
a Venedig v. 5, Februar — re 3.1862, Nr. 28. 

ribiine 1861, Nr. 2 


In einer legtwilligen Anordnung made ber Teftator jeinem 
Bruder A eine lebenslänglihe Rente von einer öfterreichifchen Lira 
täglich unter der Bedingung, daß Der Legatar gegen die im legten Wil 
len enthaltenen Verfügungen, insbefondere wider die Mutter des Teſta⸗ 
tors, weder einen Nechtöftreit führe noch überhaupt Schwierigfeiten 
erhebe. B wurde in dem Teftamente ald Erbe eingejegt und ver 
Teftamentsauffag, welchen eine dritte Perfon fchrieb, von dem Te⸗ 
ftator und von vier Zeugen unterfchrieben. — A focht das Teſta⸗ 
ment aus dem Grunde an, weil der ZTeftator unterlaffen habe, nad 
der Vorſchrift des 8. 579 a. b. ©. B. den Zeftamentsauffag wenig- 
ſtens in Gegenwart von zwei ber Teftamentözeugen als. feinen Letzten 
Willen zu betätigen, und unterlag in dem Rechtsſtreite. Hierdurch 
um die Hoffnung gebracht, fein Inteftat-Erbreht an der brüderlichen 
Verlafſenſchaft vurchzufegen, belangte A den Teſtamentserben B auf 
Zahlung der ihm vermachten Rente. Der Bellagte wendete dagegen 
ein, daß Kläger das von dem Zeftator unter Androhung der Ent⸗ 
ziehung des Legats an ihn erlafiene Verbot, den legten Willen zu. 
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beſtreiten, verletzt und deßhalb den Anſpruch auf das Vermächtniß 
verwirkt babe, 8. 720 a. b. G. B., worauf der Kläger replicirte, daß 
von ihm in dem voraufgegangenen Proceſſe nur die Echtheit der letzten 
Willenserklärung angefochten wurde, mithin eben nach $. 720 a. b. 
G. B. die Ueberſchreitung des Verbots der Teſtamentsbeſtreitung den 
Verluſt des Vermächtniſſes nicht nach ſich gezogen habe. 

Die erſte Inſtanz verwarf das Klagebegehren; — das Ober⸗ 
Landesgericht gab demſelben Statt. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das erſt richterliche Erkennt⸗ 
niß, und zwar in Erwägung, daß nach 8. 720 a. b. G. B. die An⸗ 
ordnung des Erblaſſers, wodurch er dem Erben oder Legatar, unter 
angedrohter Entziehung eines Vortheiles die Beſtreitung des letzten 
Willens verbietet, zwar in dem Falle ohne Wirkung iſt, wenn die 
Echtheit oder ver Sinn ver letzten Willenserklärung angefochten wird, 
daß aber diefer Fall hier ‚nicht. eingetreten ift, wo der Kläger A das 
Teftament mittelft der Behauptung umzuftoßen verfuchte, daß der Erb» 
laffer den von ihm unterjchriebenen Teftamentsauffag nicht vor min⸗ 
beften® zwei Teftamentszeugen als feinen legten Willen beftätigt habe, 
weil hierdurch eben nicht die Echtheit des Teftaments fonvdern Die 
Giltigkeit desfelben wegen Bernadläffigung einer der vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten der Teftamentserrihtung ($. 579 a. b. ©. 3.) be- 
ftritten wurde. 


N 


- Nr. 1348. 
Erforberniffe des Executionsgeſuches. Pflicht des Richters, zu 
prüfen, wie weit e8 mit der Erecution bereits gekommen fei. 
€ v. 20. Juni 1861, Nr. 4194 (Beftätigung des dns etd 
6. Bien y v 6. Ari 18 ds Ar. 21879 — Dee ED. 8. 
Wien v. 7. Mäi 1861, Nr. 4679) ©. 2. 1861, Nr. 102. 

eine zur Einbringung einer Wedfelfumme gegen B ald Uccep- 
tanten des Wechjels geführte Erecution hatte zur Folge, daß der Aus- 
fteller auf ven Wechfel 270 fl. zahlte, weßhalb die Feilbietung gegen B 
nur mehr zur Einbringung von 30 fl. erwirkt ward; die Weilbietung 
ſelbſt blieb ansgefett, weil der Ausfteller ven Wechſel einlöfte. Indeffen 
übertrug ihn dieſer auf A, welcher, ohne der vorausgegangenen That- 
ſachen Erwähnung zu thun, die Bewilligung der erecntiven Weilbietung 
zur Einbringung von 300 fl. erwirkte. | 

Die beiden oberen Gerichte beſchränkten die Execution auf 30 fl. 
Es ward babei bemerkt, daß es „nad Hofd. vom 20. October 1789 
Nr. 1059 3. ©. ©. dem Erecutionsführer oblag, zu zeigen, wie weit 
es mit der Erecution bereit8 gelommen fei, und e8 Sache bed Rid- 
ters war, wenn jener wie im vorliegenden alle, einen Schritt ver- 
heimlichte, mittelft der Regiſtraturs⸗Acten die Eontrole zu üben”. 


Glafer, Unger und Walther Entſch. IL. 21 
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Nr. 1349. 
Reftitution gegen das Verſäumniß der Friſt zur Revifions- 
anmeldung und zum Reviſionsrecurs. 
v. 25. ni 186 1801. dr. aan I gdeätigung ber, der Decrete des B. ©. 
—53 — dip 1 a im L. ©. Wien v. 24. 
Ne 8777). Zeihine 1868, Nr. B8. 


A ud um Reftitution wegen verfäumter Frift zur Ueber⸗ 
reihung einer Reviſionsanmeldung, reſp. eines Revifionsrecurjes, an. 
Nach gepflogenerDerhandlung erfannte die erfte Inftanz auf die Ab- 
börung von Zeugen über das Factum der Schuldlofigkeit an dem Friſt⸗ 
verfäumniffe. Die zweite und dritte Inſtanz beftätigten biefen 
Beicheid, da zwiſchen Recurſen und Appellationsbefchwerden keine 
Analogie ſtattfindet, indem letztere unweſentlich ſind, und nach der Re⸗ 
folution vom 14. Juni 1784 x J. ©. ©. Nr. 306 und Hofdecret 
vom 15. Yänner 1787 kk J. ©. ©. Nr. 621 die Appellations- 
Anmeldung das Wefentliche des Appellationszugs ift, und nur zwiſchen 
biefer und dem Recurſe eine Analogie Plot greift, die Keftitution zur 
Appellationd- und Reviſionsanmeldung aber. vom Geſetz nicht verfagt iſt. 


Nr. 1350. 


Befugniß eines Bevollmächtigten zur Eingehung von wechfel- 
rechtlichen Verbindlichkeiten für den Machtgeber. 
Entid. v. 3. Juli 1861, Nr. 3342 (Abänderung der [ei [demigen 
Urheile des Handeld- u. SeesGerichted Trieft v._ 8. März 1861, 
49/1421, und de8_D. 2. G. Trieft v. 27. März 1861, Nr. 858). ©. 3. 
IS6L. ‚Ne. 98. G. 5. 1861, ©. 340 ff. 

Giuſeppe hatte feinen Bruder Giacomo eine allgemeine Boll- 
macht ertheilt, worin er ihn zur Abfchliegung aller Gattungen von 
Verträgen (stipulare contratti di qualsiasi sorte), namentlih von An⸗ 
leihen und Darleihen (di contrarre prestiti), Beftelungen von Hy⸗ 
pothelen u. ſ. w. berechtigte. Nun acceptirte Giacomo für feinen 
Bruder Giuſeppe einen Wechjel in Betrage von 1950 fl. Letzterer 
wendete aber, als derſelbe gegen ihn eingeklagt wurde, ein, daß ſein 
Bruder nicht befugt geweſen ſei, für ihn wechfelrechlliche Verbindlich 
keiten einzugehen, wovon auch die Vollmacht nichts enthalte, und die 
erſte fo wie die zweite Inſtanz wieſen den Kläger mit feinem Be- 
gehren ab. 

Die Gründe des Handelögerichtes waren: „Es ift zwar richtig, 
daß unter jener Gattung von Gefhäften, wozu in Folge des $. 1008 
0.6. ©. 3. eine befondere Vollmacht erfordert wird, die Austellung, 
Sirirung und Annahme von Wechfeln nicht erfcheint; allein nach dem 
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Geiſte dieſer Geſetzesbeſtimmung, in Anbetracht der wichtigen ju— 
ridiſchen Folgen, welche das von einem Bevollmächtigten zu Laſten 
des Mandanten geſchloſſene Geſchäft nach ſich zieht, und in Erwägung, 
daß eine Wechſelverpflichtung im Vergleiche zu gewöhnlichen Verbind⸗ 
lichkeiteu wegen der den Wechſeln zugeſtandenen Begünſtigungen und 
der ausnahmsweiſen Strenge des Wechſelverfahrens für Jenen, der 
einen Wechſel ausſtellt, girirt oder acceptirt, Folgen von weit größerer 
Wichtigkeit für das Vermögen und die Perſon des Verpflichteten nach 
ſich zieht, muß man als logiſche Folge der Anordnung des $. 1008 
a. b. ©. B. die Nothwendigkeit einer befonderen Ermächtigung in 
einer Vollmacht zur Ausftellung, Girirung oder Acceptation von Wed- 
feln für Rechnung des Machtgeberd anerkennen, wenn ein ſolches vom 
Machthaber gefchloffenes Geſchäft giltig fein fol. — Da nun die 
Bollmadt die eben erwähnte Befugniß nicht enthält, muß die Klage 
zurüdgewiefen werben.“ 

Die Beftätigung dieſer Zurüdweilung durch das Oberlandes- 
gericht ftütste fih darauf, daß auf Wechjelgefhäfte nach dem Abfchnitte 
VII des Kundmachungs⸗Patentes zum a. b. ©. 3. der 8. 1008 des⸗ 
felben nicht anmwenpbar fei, zumal felbe von befonderer Art und Wid- 
tigkeit in ihren Folgen find; und bezog fih im MUebrigen auf die 
Gründe der erften Inftanz. 

Der oberfte Gerichtshof verurtheilte jedoch den Giufeppe zur 
Zahlung der 1950 fl. „Denn der Kläger als Wechſel⸗Inhaber, begehrt 
vom Geklagten die Zahlung der 1950 fl. auf Grund eines Wechfels, 
welchen ®iacomo per procura des Beklagten acceptirt, aber zur 
Berfallszeit nicht gezahlt bat, und es wird in der Klage aud) die vom 
Beklagten an Giacomo audgeftellte Vollmacht beigebradjt. Der Be⸗ 
Magte fett diefem Slagebegehren einzig die Einwendung entgegen, daß 
er feinen Bruder zur Eingehung einer wechjelmäßigen Verpflichtung 
nicht ermächtigt und derſelbe in der Acceptation des fraglichen Wed)- 
ſels die ihm ertheilte Vollmacht mißbraucht babe. Die Befchaffenheit 
und Rechtswirkſamkeit des Bevollmächtigungd-Bertrages kann auch in 
Bezug auf Wechfelgefchäfte nur nad den Beftimmungen des a. b. 
©. B. beurtheilt werden, da das Wechſelgeſetz hierüber eine befon» 
dere abweichende Beftimmung nicht enthält. Unter den Geſchäften, 
weldhe nad 8. 1008 a. b. ©. B. eine beſondere, auf eine gewiſſe 
Gattung des Geſchäſtes oder fogar auf das einzelne Geſchäft lautende 
Vollmacht erfordern, find Wechfelgefchäfte nicht erwähnt. Wenn nun 
der Bellagte nach Inhalt der unbeanftändeten Vollmacht feinen Bru- 
ber Giacomo ermächtigt hatte, Bergleiche einzugehen, Gelb für ihn 
in Empfang zu nehmen, Darleihen zu contrahiren, Hypotheken eins 
zuräumen, überhaupt jeve Art Verträge zu ſchließen, ſo muß Giacomo 
auch für bevollmächtigt gehalten werden, nad Erforderniß der ihm 
übertragenen Geſchäftsſührung ſich der Form des Wechſels zu bebienen, 
im Namen des Beklagten Wechſel zu ziehen, zu giriren, zu accep⸗ 
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tiren. Der Acceptation eines Wechſels, überhaupt der wechſelmäßigen 
Verpflichtung, können verſchiedene Rechtsverhältniſſe, es kann ein Dar⸗ 
leihens⸗, ein Bürgfchafts-, ein aus einem Tauſch⸗, Verkaufs⸗ ober 
Kommiffions » Berhältniffe entftandenes Geſchäft zum Grunde liegen. 
In Bezug auf das in Frage ftehende Wechjelgefhäft ift dieſes weber 
and dem Wechjel zu entnehmen, noch in der Streitverhandlung darüber 
irgend etwas gejagt. Wollte der Beklagte geltend machen, daß dem 
fraglichen Wechſel⸗Accepte ein in der Vollmacht an den Bruder nicht 
erwähntes, und zwar ein ſolches Geſchäft zum Grunde liege, welches 
nad $. 1008 a. b. ©. B. eine beſondere Ermächtigung erforderte, 
daß daher, wie er ſich ausdrückte, der Bruder die ihm ertheilte Voll- 
macht mißbraudt babe, fo oblag e8 dem Beklagten, viefe Behauptung 
zu begründen und zu beweifen, was er unterließ.“ 


Nr. 1351. 


Nichthaftung des Gewaltgebers im Tall ver Weberfchreitung 
der Vollmacht. 
Entf. v. 3 zul 1861, Nr. 3901 Bene Dei des dad Urtheil des B. G. 


Gonob 1 Deremb er 1860, Nr. 4 ändernden Urtheils des 
O. L. G. Graz v. 6. März 1861, Nr. 1352). ae 1861, Nr. 184. 


Der Gaſtwirth B in Weitenſtein benützte den C, Knecht eines 
Dritten, der in Geſchäften feines Dienftherrn häufig nad Cilli fuhr, 
um feinen Bierbebarf vom Brauer- A in Eilli zu beziehen. Er -über- 
gab ihm regelmäßig das hiezu möthige Geld, C kaufte und bezahlte 
das Bier und überlieferte e8 dem B. In letzter Zeit aber nahm C 
das Bier auf Borg und unterfchlug das zur Bezahlung von B em- 
pfangene Geld im Betrag von 49 fl., und nachdem er wegen Ber- 
brechens der Veruntreuung verurtheilt worden war, belangte A den B 
auf Zahlung der ausftändigen 49 fl. — Vom Gerichte eriter In- 
ſtanz wurde das Begehren zugelaſſen; das Oberlandesgericht wies den 
Kläger ab. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie Entſcheidung der zwei— 
ten. Inſtanz aus folgenden Gründen: „Der Kläger hat die Anführun- 
gen des Beklagten, daß dieſer wegen bed Bierbezugs niemals unmit- 
telbar, ſondern ſtets nur durch C mit ihm unterhandelt babe und daß 
C vom Bellagten jedesmal mit dem nöthigen Gelde für das Bier ver- 
ſehen wurde, aljo nicht ermächtigt war, für ihn Bier auf Borg zu 
nehmen, nicht abgeleugnet, alſo ftillfehweigend zugegeben. Wenn nun 
der Kläger dem C dennoch Bier auf Borg gegeben hat, ohne fi 
beim Bellagten nad) dem dem C ertheilten Auftrag näher zu erkun⸗ 
digen, fo find durch dieſe Meberfchreitung der Vollmacht von Seite 
bed C und durch die blos zwifchen dem Lesteren und dem Kläger 
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ftattgefundenen Verhandlungen (8. 1017 a. b. ©. 2.) zwifchen dem 
Kläger und dem Beflagten feine Rechte und Verbindlichkeiten begrün- 
det worden; ver Bellagte kann dem Kläger dafür, daß diefer dem C 
unbedingte® Bertrauen fchenkte, nicht verantwortlich gemacht werden. 
Der 8. 1016 a. 6. ©. 2. findet hier nicht Anwendung: denn der 
Beklagte hat die unberechtigte Gefhäftsführung des C durch die Ueber» 
nahme des DBieres, wofür er ihm ja das Geld zur fofortigen Zahlung 
gegeben hatte, nicht genehmigt, nämlich aus ber Weberfchreitung der 
dem C ertheilten Vollmacht ſich keinen Vortheil zugewendet, und wenn 
im Einflange mit dieſen Grundſätzen durch $. 1032 a. b. ©. 3. 
insbeſondere aud) Dienftgeber und Familienhäupter von der Bezahlung 
deffen entbunden werden, was ihre Dienftboten oder andere Haus 
genoffen in ihrem Namen auf Borg genommen haben, wenn nicht der 
Dorger den hiezu ertheilten Auftrag zu beweifen vermag, fo wollte das 
Sefeg hiermit offenbar nur dem begegnen, daß befannten Dienftperfonen 
oder Hausgenoſſen fein größeres Bertrauen ald fremden Bevollmäd- 
tigten oder Beauftragten geſchenkt were." 


Nr. 1352. 


Auslegung eines Vertrages: Beftellung eines Heirathsgutes 
oder Schenfung ? 


Entid. v. 9. Juli 1861, Nr. 4045 CBeftätigung des das Urtheil ded 

2. G. Wien v. 11. September 1860, Ne. 41712, abändernden Urtheils 

bes ©. 8 @. Wien 0. 27. ferner 16T, Me. 1190). Zribiine 1861, 
" r. u. . 


B ftellte feiner Zochter M gelegentlich ihrer Berehelihung eine 
von Zeugen mitunterzeichnete Urkunde aus, worin er fid) verpflichtete, 
derfelben aus Anlaß ihrer bevorftehenden Berehelihung jährlich 500fl. 
zu geben und für den Fall feines Ablebens dieſe Rente ihr oder ihren 
hinterlaffenen Kindern durch ein Capital von 10.000 fl. mit Ein- 
rechnung: des ohnehin ihr gebührenven Pflichttheild aus feiner Ver⸗ 
laflenichaft in der Art ficher zu ftellen, daß dieſes Capital erft nad 
dem Tode feiner Gattin der M over ihren Descendenten als Eigen- 
thum übergeben werben fol. . Nah dem Tode dev M belangte nun 
‘deren einzige Tochter und Erbin A den B auf Yortzahlung der er- 
wähnten jährlihen Rente von 500 fl. bis zudem nach der Urkunde 
eintretenden Fall der Mebergabe des Capitals von 10.000 fl. — 
Das Gericht erfter Inftanz erkannte nach dem Klagebegehren, indem 
e8 der verfprochenen Leiftung der Rente und eventuell des Capitals 
die Eigenfchaft eines Heirathsgutes zufchrieb., Das Oberlandesgericht 
wies bie Klage ab. 

. Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz aus folgenden Gründen: „Es gehört wefentlic zum Begriff 
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bes Heirathsgutes ($. 1218 a. b. ©. B.), daß es dem Manne 
verſprochen oder übergeben wurde, und was ein Dritter, wenngleich 
mit Rüdfihtnahme auf die künftige Ehe, der Braut zufichert, iſt 
nicht als Heirathsgut zu betrachten. Ein Heirathögut in dieſem ge- 
fetzlihen Sinne wurde aber vom Beklagten in der erwähnten Urkunde 
für feine Tochter M nicht beftellt. Denn in jener Urkunde, worin 
von der Uebergabe oder Zufiherung eines Bermögens an den Bräu- 
tigam und fpäter an den Gatten ver M, von einer vorausgegangenen 
Anfforberung zur Beftellung eines Heirathögutes oder der wirflichen 
Beftellung eines ſolchen feine Rebe ift, hat der Beklagte ausdrücklich 
nur feiner Tochter Leitungen verfprochen; fie enthält vaher nicht die 
Beftellung einer Dos im Sinne des 8. 1218 a. 6. ©. B., wenn 
auch die Urkunde vom Beklagten dem Bräutigam ber M ausgehändigt 
worden fein mochte, jondern vielmehr eine der M felbft mit Rüdficht 
auf ihre bevorſtebende Ehe und eventuell ihren Kindern verſprochene 
Schenknng, deren Natur weder der Vorbehalt der Einrechnung in 
den Pflichttheil, die nah 8. 791 a. b. G. 2. au bei Schenkungen 
zuläfftg, noch der Umftand zu ändern vermag, daß der Bellagte etwa 
nah dem Geſetze wirklich hätte angehalten werden können, feiner 
Tochter, wenn ihr Bräutigam vor der Ehe es geforvert hätte, ein 
Heirathsgut zu beftellen. — Was nun den Inhalt dieſer Schenkunge- 
Urkunde betrifft, jo ergibt fi) unzweifelhaft aus den darin gebrauchten 
Ausdrüden und der Stellung der Süße, daß bei Lebzeiten des Be⸗ 
Hagten nur feine Tochter M und nicht aud ihre Erben bie Jahres⸗ 
rente von 500 fl. fordern können, welche ven Legtern für die Lebens⸗ 
bauer der Beklagten eben nicht verfprodhen wurde. Es mußte daher 
der auf Fortzahlung der Rente gegen B erhobene Anfprudy ver Erbin 
feiner Tochter als ungegründet abgewiefen werben.” 


Nr. 1353. 


Hingabe eined Darlehens an einen gemeinen Soldaten, ver 
eigenes Bermögen befist: Giltigkeit des Darlehens- und 


Pfandvertrages. 
Blenar- Eutid. nli 1861, Nr. 4136 WBetäfinung des dad Urtheil 
8B. . September 1860, Nr. 3392, abändernden Ur⸗ 


* 8 F L. ni, —* v.5. December 1860 Nr. 18084). Tribline 1861, 


Der großjährige B nahın als gemeiner Soldat, reipective Re⸗ 
fervemann, ein Darlehen von 800 fl. auf und verpfänbete dafür dem 
Darleiher A fein Grundſtück. Nachdem B aus dem Militärverbande 
ausgetreten war, wurde er von A wegen Zahlung ber Darlehens- 
jumme belangt und wendete mit Berufung auf feinen Stand zur Zeit 
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des gejchloffenen Bertrages die Ungiltigfeit desfelben ein. Von dem 
Gerichte erfter Inſtanz freigeiprodhen, wurde er vom Oberlandes- 
gerichte zur Zahlung unter der Bedingung verurtheilt, daß der Kläger 
mit dem Haupteide die (von B geleugnete) Hingabe des Darlehens 
eweije, 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte das obergerichtliche Urtheil 
und bemerkte in den Motiven über die oben erwähnte Einwenbung 
des Beklagten: „Die Ungiltigfeit des von einem Nefervemanu contra- 
birten Darlehens und die Unzuläfftgleit der Intabulation des Schuld» 
fheine8 auf der vom Anleiher verpfändeten unbewegliden Sache find 
in den einfchlagenden Gefegen nicht ausgefprodhen. Insbeſondere hat 
das am 15. Yänner 1783 und 25. Yebruar 1790 republicirte ſ. g. 
Schuldenpatent v. 2. Sunt 1753, welches im $. 6 refp. 7 verordnet, 
daß feinem Unterofficier oder gemeinen Eolvaten etwas geborgt oder 
bargeliehen werben joll, wiorigens derſelbe zu beftrafen und auf das 
vorgeftredte Duantum des Darleihers keine Rüdfiht zu nehmen ift, 
blo8 die Aufrechthaltung der militärifchen Disciplin und den Fall 
vor Augen, daß der Soldat Fein eigenes Vermögen befitt und dem⸗ 
felben durch Schuldenmachen die Gage verfünmert werben könnte. 
Das Hofvecret vom 25, Yuni 1795 9. ©. ©. Nr. 237 verbietet 
die Ausfolgung des Vermögens an die Militärmannfchaft vom Yeld- 
webel abwärts, allein dasſelbe erklärt keineswegs ein derartiges ohne 
Conſens des Regiments⸗ oder Corpd-Commando geſchloſſenes Rechts⸗ 
geſchäft für ungiltig, ſondern verordnet nur, daß, im Fall einer ſtatt⸗ 
gefundenen Deſertion, der Schuldner, welcher ohne Conſens zahlte, 
dem Aerar den gezahlten Betrag jedoch nie weiter als bis zu 30fl. 
nochmals zu bezahlen habe. Die gleiche Verordnung wurde mit dem 
bofkriegsräthlichen Refcripte vom 14, April 1837 8.15 für die bis 
zur Einberufung beurlaubten Soldaten, und mit dem Reſerveſtatnt 
vom 31. Yuli 1852 R. ©. 3. Nr. 1538. 11 für die Refervemänner 
erlaffen. — Da nun Ausnahmegejege ftreng auszulegen find, fo können 
bie vorerwähnten Geſetze auf das von einem Nefervemann, der Grund» 
befiger ift, aufgenommene und auf dem Grunpſtücke intabulirte Dar» 
leben nicht angewendet werben, und jelbft im bejabenden Falle wäre das 
Darlehensgeſchäft, in analoger Anwendung des Hofdecrets vom 25. Juni 
1795 9. ©. S. Nr. 237, nicht als ungiltig anzufehen. — Es befteht 
ſonach fein Geſetz, welches das von einem großjährigen, eigenes Ver⸗ 
mögen befigenvden Solvaten aufgenommene Darlehen für ungiltig er⸗ 
Härt; vielmehr ift das eine ſolche Anordnung enthaltende Hoflanzlei= 
becret vom 24. November 1842 mitdem Hoffanzleivecrete vom 3. Februar 
1843 ausdrücklich (durch Widerruf) aufgehoben worden. — Der Be⸗ 
Hagte, welcher auch feitvem fehon lange aus dem Militärvienft getreten 
ift, konnte alfo die ingiltigleit des Darlebensgefchäftes nicht einwenden.“ 
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Nr. 1354. 


Tod des Delaten vor dem Urtheil. Unzutäffigfeit der De- 
rüdfichtigung des einem vor dem Urtheil Verftorbenen auf- 
getragenen Haupteides. 


eutie. vd. 10. Juli 1861, Nr. 4529 (Deätigung des Urtheild der Prätur 

San Daniele v. 5. April 1861, Nr. 9174, Abänderung des Urtheild des 

O. 8. G. Venedig v. 8. Mai 1861, Nr. 7370). Giornale di Giurispr. 
prat. 1862, ©. 258 ff. 


A belangte ven B auf Erfaß der Koften des Unterhalts eines 
Hofhundes, den er als Auffeher auf einer Beſitzung des Beklagten 
zur Bewachung derjelben gehalten zu haben behauptete, und trug 
über diefen von B abgeleugneten Klagegrund ihm ven rüdjchiebbaren 
Haupteid auf. In der Schlußrede wurde vom Kläger darüber aud 
ein Zeugenbeweid angeboten. Nach erſtatteter Gegenſchlußrede warb 
vom Gerichte — da der Bellagte in dem ſummariſch verhandelten 
Procefje fih nicht erklärt hatte, ob er den Haupteid annehme oder 
zurüdjchiebe — nod eine Zagfahrt anberaumt und ber Beklagte bei 
derfelben aufgeforbert, über den befagten Punkt eine Erklärung abzu- 
geben ($. 36 bes Geſetzes über das fummarifhe Berfahren vom 
24. October 1845 9. ©. ©. Nr. 906, reip. 8. 38 des Geſetzes 
vom 31. März 1850 R. ©. Bl. Nr. 126, womit das ſummariſche 
Berfahren in Italien eingeführt wurde), worauf er, mit Bezugnahme 
auf feine im Procefje ſchon angebradten Einwendungen gegen bie 
Nelevanz dieſes Eives, erklärte, „daß er benjelben weder annehme 
noch auch zurückſchieben wolle.” Der Beklagte ftarb und nad) feinem 
Tode fam e8 noch zu einer Zagfagung, bei weldher ohne weitere 
Verhandlung das Berfahren mit Zuftimmung des Klägers gejchloffen 
wurde. u 

Das Gericht erfter Inftanz wies den Kläger unbebingt ab, 
weil nach feiner Anficht der Klaganſpruch hinfällig war und aud 
nicht durch Die mittelft Haupteid zu ermweifende Thatſache begründet 
werben konnte. — Das Oberlandesgericht erkannte auf ven vom Be» 
klagten abzufchwörenden Haupteid und verurtheilte denſelben im Kalle 
ber Nichtablegung des Eides nady dem Slagebegehren. In den Mo⸗ 
tiven wurde vom Oberlandesgericht erft bie Relevanz ‚des mit dem 
Haupteib zu beweifenden Factums hervorgehoben und bemerkt, daß 
ber während bes Procefjed eingetretene Tod des Delnten der Zuläffig- 
feit des Eides nicht entgegen ftehe. Der Beklagte habe, vom Richter 
zu einer Erklärung über Annahme oder Zurüdichiebung des Eides 
aufgefordert, die Erklärung verweigert und hierdurch den Fall herbei- 
geführt, in welchem ver Richter nad $. 38 des Geſetzes über das 
ſummariſche Verfahren vom 31. März 1850 (8. 36 des Gejeges 
vom 24. October 1845) ihm die Abſchwörung des Eides anfzutra- 
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gen hatte, obgleih der Bellagte vor dem Urtheile ftarb, da durch 
jeinen Tod der Kläger um dad angewandte Beweismittel nicht kom⸗ 
men dürfe. Da nun einerfeitS der richterlihe Spruch auch nad) dem 
Tode der Parteien feine Wirkung haben, aljo ohne Rückſicht auf 
einen ſolchen Zwifchenfall ergehen müſſe, andererſeits der den Ver⸗ 
ftorbenen vorftellende Exbe immerhin zur Ablegung des Eides, zumal 
des negativ nah Willen und Erinnern zu leiftenden Eides zugelaflen 
werden könne, und übrigens, wenn aud er den Eid nicht ſchwören 
fann ober nicht ſchwören will, die hieraus entipringenden nachtheiligen 
Folgen ſich gleich dem Verſtorbenen gefallen laſſen müfje, fo fei auf 
den Haupteid zu erlennen gewefen. . 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In- 
ftanz. In den Motiven wird ber Eid erft als irrelevant und dann — 
gegen die Anficht des Oberlandesgerichts — als unzuläffig erklärt, „in 
Erwägung, daß der Haupteid demjenigen, ber nicht mehr am Leben 
if, nicht aufgetragen werben kann, und bie Öegenpartei, welche durch 
den vor dem Schluffe des Verfahrens eingetretenen Tod des Delaten 
um dieſes Beweismittel kommt, fidy den Verluſt ebenfo gefallen Laffen 
muß, wie wenn ein von ihr angebotener Zeuge inzwifchen geftorben 
wäre; baß ver $. 297 italien. ©. O. ($. 307 weltgal. ©. O.) 
nur den Fall normirt, wo die Partei, welche einen Eid entweder an- 
geboten oder angenommen bat, vor dem Urtheile geflorben ift und 
dabei felbftverftändlic vorausjegt, daß der Tod vor dem Schlufje des 
Berfahrens dem Gegner, der den Haupteid aufgetragen hatte, nicht 
befannt wurde, weil derfelbe in dem andern alle noch in der Lage 
ift, ein neued Beweismittel an Stelle des verlorenen vorzubringen; 
daß Übrigens der in Rede ſtehende Haupteid ſich auf eine nur zwis 
Shen ven Proceßparteien vorgefallene Thatfache bezieht und ſchon 
deßhalb von den Erben des Delaten, ver an dem Proceffe nicht 
tbeilnahbm und über jene Thatſachen möglicher Weife in vollftänpiger 
Unkenntniß ift, gar nicht abgefehworen, fomit ihm auch nicht aufges 
tragen werben kann; daß endlih der Tod des Bellagten nod 
vor der legten Procektagfagung erfolgt war, bei weldyer aber ber 
Kläger, anftatt die dadurch nöthig gewordenen, ihm allenfalls zu Ger 
bote geftandenen Beweife vorzubringen, jelbft zur Schließung de 
Berfahrens feine Zuftimmung gegeben hat.“ Ä 
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Nr. 1355. 


Verjährungsfrift für das Hecht, eine Schenkung wegen Ver⸗ 
fürzung des Pflichttheils anzufechten. 


Entfd. v. 10. Juli 1861, Ne. 4785 (Beftätigung des Urtheils ded L. G. 
Wien v. 23. März 1860, Nr. 3874, Abänderung ded Urtheils des O. L. ©. 
Wien dv. 22, Anguft 1860, Nr. 6964). ©. H. 1862, ©. 178 ff. 


Die A forderte, als Notherbin ihrer im Jahre 1850 verftor- 
benen Mutter M, mittelft Sage gegen die übrigen Kinder und Enkel 
der Letzteren die theilmeife Ungiltigerflärung der Schenkungen, welde 
fie von der Berftorbenen inter vivos empfangen hatten, reſp. die Zah- 
lung des Gelpbetrags, um den fie dadurd in ihrem Pflichttheile ver- 
fürzt worden zu fein behauptete. Da die Klage erft im Jahre 1857 
überreiht wurde, fo wenveten die Bellagten mit Berufung auf 
8. 1487 a. 5. ©. B. die nad) ihrer Anficht bereits vollendete Ver⸗ 
jährung bes Klagrechts ein. 

Das Geriht erfter Inſtanz wied die Klägerin aus dem 
Grunde ver Verjährung ab. Das Oberlandesgeridht hingegen erach⸗ 
tete, daß die Einrede der Verjährung nicht gegründet fei und erfannte 
mittelfl Interlocut auf den von der A über den Werth der inofficid- _ 
fen Schenkungen angebotenen Beweis durch Sachverſtändige. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterliche Urtheil 
und erflärte in feinen Motiven das Klagrecht für verjährt. „Denn 
die Klage wegen pflihtwibriger Schenkung ift nur eine Klage auf 
Ergänzung des dadurch ganz oder zum Xheil entzogenen Pflichttheils 
und wird gleich diefer gegen bie Rechtsnachfolger des Schenkenden, 
mögen fie nun Erben, Legatare oder Beſchenkte fein, gerichtet: fie 
muß alfo nah SS. 1478 und 1487 a. b. ©. B. binnen brei Jahreu 
von dem Zeitpunfte an überreicht werden, in welchem das Recht auf 
ben Pflichttheil geltend gemacht werden Tonnte, d. i. in weldem es 
dem Notherben möglich wurde, ſich von der erlittenen Verkürzung im 
Pflichttheile zu überzeugen. Diefer Zeitpunkt war aber für vie Klägerin 
bereit8 im Jahre 1850 gelommen, wo die Größe des Nachlaffes 
ihrer verftorbenen Mutter aus dem ſchon damals überreichten (von 
der Klägerin felbft im Procefje allegirten) eidesftättigen Vermögens» 
befenntnifje erfehen werden konnte. — Es ließe fih auch ſchwer er- 
Mären, warum ber durch die lettwillige Verfügung in feinem Pflicht- 
theile Berfürzte nur drei Jahre, und der Andere, welcher die Ber- 
fürzung durch eine Schenkung unter Lebenden erlitt, 30 Jahre Zeit 
haben fol, um fein Recht geltend zu machen.” 
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Nr. 1356. 
Unzuläffigleit ver Ehetrennungsflage der jüdiſchen Gattin. 


Entid. dv. 11. Juli 1861, Nr. 4591 (Beitätionng ded das Urtheil des 
L. ©. Wien v. 4. September 1860, Nr. 42950, abändernden Urtheils des 
O. L. ©. Wien dv. 3. Jänner 1861, Nr. 14059). Tribüne 1861, Nr. 180. 

Der von der Israelitin A gegen ihren Ehegatten B angeftellten, 
auf Mißhandlungen und lebensgefährlihe Drohungen von Seite des 
Beklagten gegründeten Chetrennungsflage wurde vom Gerichte erfter 
Inftanz ftattgegeben; — das O. L. ©. wies die Klägerin ab. 

"Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerihtliche Urtheil 
und bemerkte in den Entfcheidungsgründen: „Die 88. 133, 134 und 
135 a. b. ©. B., welche die Trennung einer giltigen Judenehe nor- 
miren, handeln lediglich von der Ehetrennung in Folge wechſel— 
feitiger freier Einwilligung und von ber Ehetrennung wider 
ben Willen ber Gattin wegen eines gegen fie erwiefenen Ehe⸗ 
bruchs, ohne einen andern Fall der Ehetrennung, namentlich der Ehe⸗ 
trennung gegen den Willen des Ehemannes als zuläffig zu 
bezeichnen. In dieſer Beſchränkung der Fälle und Gründe der Ehe- 
trennung liegt eben eine dem Eherecht der Israeliten eigene beſondere 
Beftimmung, welcher gegenüber eine Berufung auf die (von der Klä⸗ 
gerin nad) $. 123 a. b. ©. 3. in Anfprud genommenen) Vorjchriften 
des allgemeinen Eherechts um fo weniger gelten Tann, als es Teine 
allgemeine Beftimmung gibt, wodurch gefährlihe Nachſtellung, Krän⸗ 
tung oder Mißhandlung als ein Ehetrennungsgrund erklärt wäre, 
da eine ſolche Hanblungsweife nad) den für Ehen der Katholiken ge: 
gebenen Vorſchriften des a. b. G. B. nur ald Grund zur Schei⸗ 
dung von Tifh und Bett geltend gemacht werben könnte (8. 109), 
al8 Grund zur Trennung aber nad 8. 115 nur für Akatholiken gilt, 
fomit dieſe leßtere Beftimmung wieder nur eine fpeciell für nicht— 
katholiſche chriftlihe Glaubensgenoſſen giltige ift. 


Nr. 1357. 


Berabrebung, daß der Vertrag binnen einer beſtimmten Zeit 
erfüllt werben folle: Wirkung der Nichteinhaltung dieſer Frift. 


Entf. v. 16. Juli 1861, Nr. 4854 (Beftätigung des Urtheild ded B. ©. 
Auſcha v. 20. April 1861, Nr. 866, Abänderung des Urtheils des O. L. G. 
Frag v. 22. Mai 1861, Nr. 7951). ©. 3. 1861, Nr. 121. 

A Magt ven B auf Erfüllung eines Vertrages über Lieferung 
von Hopfen; B entgegnet, es fei eine Frift von acht Tagen bebungen 
geweſen, innerhalb deren der Hopfen abzunehmen fei; da A biefe Frift 
babe verftreichen laſſen, könne er die Erfüllung nicht mehr fordern, 
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Die zweite Inſtanz verurtheilte den Beklagten unbedingt, ‚vie 
erſte und dritte machte Dagegen davon feine Berurtheilung abhängig, 
baß Durch den Haupteid. die von ihm angeführten Thatumftände nicht 
erwiejen werben. ’ 

Gründe der erften Inftanz: Wenn ein Theil den Ber- 
trag nit zur gehörigen Zeit erfüllt, fo ift der andere Theil, außer 
einem ausbrüdlichen Vorbehalte, daß die genaue Einhaltung der Zeit 
als Bedingung der Giltigkeit anzufehen fei, nah 8. 919 a. b. G. 8. 
nicht berechtigt, die Aufhebung, fondern nur genaue Erfüllung des 
Bertrags und Entfat zu fordern. In diefem Rechtöftreite find beide 
Theile über den Abichluß des vom Kläger behaupteten Kaufvertrags 
über drei Säde lichten Hopfens um 25 fl. per Centner und über ven 
Umftand einig, daß der Geklagte hierauf ein Angelo von 20 fl. und fpäter 
nod 30 fl. erhalten habe, Die Differenz zwifchen beiven Theilen beftebt 
nur binfichtlich der Abſchließung des Vertrags und des Zeitraums, binnen 
deſſen ver Hopfen vom Kläger zu übernehmen war, indem Kläger behauptet, 
daß der Kauf am 26. September abgefchloffen und ver Vertrag binnen 8 
bi8 10 Zagen zu erfüllen war, während ver Geklagte behauptet, daß ber 
Bertrag ſchon am 24. September 1860 abgeſchloſſen wurde und ber 
Hopfen binnen 8 Tagen und zwar fpäteftens 1. October 1860 ab» 
zubolen war. Da nad Angabe des Klägers verjelbe exft am 6. Dct, 
zum Geklagten fam, um ven Hopfen zu holen, jo wärbe ex nad) ber’ 
Behauptung des Geklagten ven Vertrag nicht zur beftimmten Zeit 
erfüllt haben. Allein va der Geklagte felbft nicht jagt, daß die genaue 
Einhaltung der Zeit ver Bertragserfüllung zugleih als Bedingung 
der Rechtswirkſamkeit des Vertrags in der Art feitgefetst wurde, daß 
bei Nichteinhaltung der zur Erfüllung beftimmten Zeit der Bertrag 
als aufgelöft zu betrachten fei, fo würde, felbft wenn in Gemäßheit 
der Anführungen des Geklagten angenommen würde, daß Kläger einige 
Tage mit dem Abholen des Hopfens fäumig war, dies nach obcitirtem 
Paragraph des a. b. G. 2. fein Grund für ven Gellagten fein, vom 
Bertrage abzugeben und die Auflöfung geltend zu machen. Deßmegen 
flelt fi der vom Gellagten über feine erwähnte Behauptung aufs 
getragene Haupteid als unerheblih dar. Da nun fein Grund vorliegt, 
den fraglichen Vertrag für aufgelöft zu halten, fo muß der Geklagte 
zur Einhaltung desfelben nach dem Klagebegehren verhalten werben." 

Gründe der dritien Inftanz: „Daß ber in Rede ftehende 
Bertrag zwiſchen Kläger und Geklagtem abgefchloffen wurde, ift nicht 
beftritten; dagegen weichen die Angaben beider Theile in Betreff der 
Zeit des Contractabfchluffes und der Zeit, zu welcher ber Hopfen 
abgeholt werben follte, von einander ab. — Da ver Geklagte bie 
Behauptung des Klägers, daß diefes Kaufgefhäft am 26. September 
1860 zu Stande gekommen ift, und ber Hopfen binnen 10 ober 12 
Tagen (oder wie in der Replik berichtiget wird, binnen 8 bis 10 
Tagen) babe abgeholt werben follen, in Abrede ftellt und dieſer Ins 


— 583 — 

gabe des Klägerd die Behauptung entgegenftellt, daß dieſes Kanfge- 
ſchäft am 24. September 1860 abgefchloffen, und daß ber Hopfen 
fiher binnen 8 Tagen und zwar längitens bis 1. October 1850 ab- 
zuholen und das reftlihe Kaufgeld zu bezahlen war, daß der Kläger 
aber viefer Verpflichtung nicht nachgefommen ift, fo liegt dem Gellagten 
ob, diefe feine Behauptung zu beweifen. Diefen Beweis hat der Ge- 
Magte in der Einrede durch ten dem Kläger referibel aufgetragenen 
und vom erften Richter zugelafjenen Haupteid angeboten. Diefer Eid 
ift entfcheivend, indem durch denſelben dargethan werden fol, daß 
Kläger feiner Verpflichtung nicht nachgelommen ift, fomit duch Schuld 
besfelben der Vertrag nicht erfüllt wurde, wozu noch kommt, daß Kläger 
in der Replik erflärte, viefen aufgetragenen Haupteid aufzunehmen." 


Nr. 1358. 


Berbotslegung auf Forderungen eines ausländifchen Eridatars. 


us. v. 17. Zuli 1861, Nr. 3741 (Betätigung ded das Urtheil des 
. G. Wien v. 7. Februar 1861, Nr. 78042, abündernden Urtheils des 
& ©. Bien v. D. Mpri 1861, Nr. 2636). ©. 3. 1861, Nr. 117. 
ribiine 1861, Nr. 198, 
A in Berlin bat eine Forderung an B in Wien, welcher Bffent- 
licher Geſellſchafter einer für fallit erflärten Cölner Handlungsfirma 
z iſt. A erfährt nun von einer Yorberung, weldhe die Firma Z an 
H in Wien zu ftellen bat, und erwirlt ein Berbot darauf. Dem 
widerfegen fih B und bie Vertretung der Concurdmaffe Z. Die 
erfte Inſtanz erflärte vie Berbotlegung für nicht gerechtfertigt, vie 
beiden oberen Inſtanzen entfchieven im entgegengefeten Sinne. 
Gründe der dritten Inftanz: „Die öfterreihifhe Ge⸗ 
feggebung hat zwar in dem Hofdecrete vom 15. Jänner 1789 
Nr. 954 lit. b. J. G. ©. den Grundſatz aufgeftellt, daß die aller 
Drten aushaftenden Handels-Activen eines Cridatars in bie all» 
gemeine Concursmaſſe gehören, und daß hierauf, fobald ver Eon- 
curs obgleih in einer fremden Provinz wider den Forderungs⸗In⸗ 
haber ausgefchrieben worben ift, ein Verbot nicht mehr erwirkt wer- 
den könne; und in dem Hofvecret vom 13. Dectober 1815 Nr. 1180 
IJ. ©. ©. hat fie diefen Grundfag auch auf die bei auslänbifchen 
©erichtsftellen eröffneten Concurje für anwenbbar erklärt, und dem⸗ 
nach angeordnet, daß die im öfterreichifchen SKaiferftante zu Händen 
eines fremden Cridatars ausftehenden Altivforberungen, felbft wenn 
fie mit Verbot belegt wären, an bie ausländiſche Concursbehörbe zu 
erfolgen ferien; allein fie bat biefe Anordnung von ber Bedingung 
abhängig gemacht, daß vorläufig von ber ausfändifchen Concursbehorde 
die Zuſicherung der Neciprocität in ähnlichen Fällen ertheilt werbe. 


* 
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Nun liegt im vorliegenden Falle weder ein auf die Einbeziehung und 
Ausfolgung der fraglichen Activforderung in bie Concursmaſſe gerich⸗ 
tetes Einſchreiten des Concursgerichtes zu Cöln, noch eine Reciproci⸗ 
täts⸗Zuſicherung desſelben vor, und ebenſowenig wurde ein Beweis 
darüber geliefert, daß nach den in Rheinpreußen beſtehenden Geſetzen 
auch eine dortlandes für einen öſterreichiſchen Cridatar aushaftende 
Activforderung als in die öſterreichiſche Concursmaſſe gehörig ange⸗ 
ſehen und behandelt werden würde. Weiters wurde nach dem Hof- 
kanzleidecrete vom 14. April 1845 Nr. 883 J. ©. ©. zwiſchen 
Defterreih und Preußen zwar die Vereinbarung getroffen, daß das 
in dem einen der contrahirenden Staaten befinvlihe bewegliche Ber- 
mögen eines, dem andern Staate angehörigen, und bafelbft in Eon- 
curd gerathenen Schuldners, fofern er nicht in dem erfteren Staate 
mit Grundſtücken anfäffig ift, ohne Einleitung eines Specialconcurfes 
im Inlande, an das ausländische Concursgeriht auf deſſen Requiſi⸗ 
tion felbft ohne Rüdfiht auf ein etwa erwirktes Verbot auszuant- 
worten fei. Allein von diefer Vereinbarung ift Rheinpreußen aus- 
drüdlich ausgenonmen worden, und das Hofbecret vom 4. Auguft 
1840 Nr. 460 der I. ©. ©, enthält die bejondere Beftimmung, 
dag auf das Urtheil eines rheinpreußifchen Gerichtes Die Execution 
nicht bewilligt werben joll, wenn nicht vorher bei einem öfterreichifchen 
©erichte hierüber verhandelt und erkannt worben if. Im Sinne die- 
fer Gejege kann daher dem Falliterfenntnifje des Handelögerichtes in 
Cöln nicht ohmeweiterd die Wirkung beigemeflen werben, daß der Ge- 
klagte B auch in Anfehung feines hierlands ausftehenden Vermögens 
als Cridatar und das letztere ald ein Crivavermögen behandelt wer- 
den müſſe. Uebrigens hatte audy ſchon das Hofdecret vom 12. Nos 
vember 1787 Nr. 745 9. ©. ©. den Fall vor Augen, daß ein 
Cridatar ein nicht in den Concurs einbezogenes Vermögen befigen, 
und dasfelbe außerhalb des Concurfes von den Släubigern in An- 
fpruch genommen werben könne. 8 fteht daher das Falliterfenntniß 
des Cölner Handelögerichtes den hierort® erwirkten Berbote nicht im 
Wege. Hiermit ift aber die Zuftändigfeit des Wiener Handeldgerichtes 
zur Entſcheidung über vie Verbotsrechtfertigungs- und rüdfichtlich 
Zahlungsklage nad 8. 29 lit. b. und $. 583. N. vom 20. Novem- 
ber 1852 Nr. 251 R ©. Bl., J. M. 2. vom 19. Juni 1855 
Nr. 106 R. ©. DB. und Patent vom 27. December 1790 Nr. 99 
I. ©. ©, aufer Zweifel geftellt. Die Einwendung bed Geflagten, 
daß der Rechtsfall an fich nicht mach öſterreichiſchen Geſetze beur- 
theilt werben könne, weil Kläger und ©ellagter Ausländer find, und 
auch ˖ das zwifchen ihnen beftehende Nechtöverhältnig im Auslande 
begründet wurbe, kann auf die Entſcheidung feinen Einfluß üben; 
denn abgejehen davon, daß der Wechſel auf eine Wiener Firma ge 
zogen und von biefer hierorts acceptirt wurde, ſo kann bei dem Um- 
ftande, als nad) dent Vorhergehenden das Verbot giltig bewilligt 
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wurde und das Object desſelben nicht in die ausländiſche Concursmaſſe 
gehört, Die meritorifche Entſcheidung ſchon deßhalb nur nad) öfterreichifchem 
Geſetze geſchöpft werben, weil der Gellagte nicht gezeigt hat, daß nad) 
preußifchen Gefegen dem Kläger ein Anſpruch auf Zahlung der Wechfel- 
ſumme wider ven Geklagten nicht zuſtehe.“ 


Nr. 1359, 


Begründung bes forum contractus durch Verabredung ber 
Zufendung der Waare gegen Nachnahme des Preiſes. 


Entid vo. 18. Juli 1861, Nr. 4934 Beftätigung deö das Urtheil des 

B. G. der inneren Stadt Wien v. 14. April 1861, Nr. 10319, abändern- 

den Urtheild des O.L. G. Wien u. 5. Juni 1861, Nr. 5054). ©. 3. 1861, 
Nr. 152. Tribiine 1861, Nr. 203. 


Eine gegen ben in P. wohnhaften B in Wien angebradhte Klage 
wurde in erfter Inſtanz aus folgenden Gründen zurüdgewiefen: 

„Zur Begründung der vom ©egner beftrittenen hbiergerichtli« 
hen Competenz gibt der Kläger an, es fei mit dem Geklagten das 
Uebereintommen getroffen worden, die in ver Klage bezeichneten, ihm 
auch wirklih durch die Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft zugeſendeten Wan- 
ren gegen Nachnahme des Preifes nah P. zu übermitteln; in dieſem 
Uebereintommen liege die Verpflichtung des Geklagten in Wien zu be 
zahlen, da die Dampfidifffahrtsgefellichaft das von ihm in P. einges 
bobene Geld dem Kläger in Wien behändigen müſſe, daher als fein 
(des Bellagten) Bote erfcheine; es feien aber aud in Yolge der darin 
liegenden Genehmigung der Berfendungsart von Augenblide ver Ueber⸗ 
gabe der Waaren an die Geſellſchaft in Wien diejelben dem Geklag⸗ 
ten übergeben (8. 429 a. b. ©. B.), fomit von beiden Theilen ber 
Bertrag in Wien zu erfüllen gewejen, und trete der $. 43 9. N. 
ein. — Dies ift jedoch, wie der Geklagte geltend macht, nicht richtig, 
denn im Begriffe der Nachnahme Liegt nur, daß der Empfänger ver 
Waare bei der Lebernahme, alfo am Uebernahmsorte die Zahlung 
zu leiſten babe, nicht aber eine Beftimmung der Verjendungsart. Nun 
gibt aber Kläger felbft an, die Uebernahme von Seite des Gegners 
habe in P. geſchehen follen — es mar alfo dort der Preis zu zahlen; 
— er bietet weiterd über bie widerfprochene Thatfadhe, daß ver Ges 
Eagte die Berfendungsart genehmigt, feinen Beweis an, die Beförde⸗ 
rung geſchah aljo auf klägeriſche Gefahr, die Dampfſchifffahrtsgeſell⸗ 
fhaft war Bote des Klägers, und hatte als folder den Preis in B. 
einzubeben, und damit nad) dem Auftrage des Klägers, welcher ſomit 
ebenfall8 dort den Vertrag zu erfüllen hatte, zu verfügen. Demnach 
fann von einer Anwendung, des ald Ausnahme ftrenge auszulegenven 
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8.43 J. N. hier feine Rede fein, und mußte bie Klage wegen Incom⸗ 
petenz dieſes Gerichtes zurückgewieſen werden.“ 

Das Oberlandesgericht hat jedoch der Einwendung der Incom⸗ 
petenz nicht ſtattgegeben. Gründe: „Die Competenz des Gerichtes 
wird von dem Geklagten deßhalb angefochten, weil er zu P. wohne, 
und daher nur bei ſeinem ordentlichen Richter daſelbſt belangt werden 
könne. Da nun aber von dem Beklagten zugeſtanden worden iſt, daß 
bei der Beſtellung der Seife, deren Kaufpreis eingeklagt wird, bedungen 
wurde, dieſe fei gegen Nachnahme in Wien von ven Geklagten auf- 
zugeben, jo mußte Wien als der Ort, mo die Zahlung geleiftet werben 
jo, und das Bezirkögericht der innern Stadt als Gerichtsſtand des 
Vertrages angejehen werben, ba durg die erwähnte Bedingung der 
Kläger hier in Wien und nicht in P. die Zahlung erlangen wollte, 
und ber Geklagte ſich nur der Dempffäifffehee Meldet die ihm bie 
Waare überbrachte, zu bevienen hatte, um mittelft verjelben feine Zah⸗ 
lung in Wien zu leiften. Es konnte daher der Einwendung ber In- 
competenz nicht flattgegeben werben.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat letteres Urtheil aus den oberge- 
richtlihen Gründen beftätigt, „da der fraglihe Wanrenverfauf gegen 
Nachnahme nur eine Begünftigung des Käufers if, welche dem Ver⸗ 
Täufer, der fonft die Bezahlung loco Wien hätte fordern Finnen, für 
das Zuwarten der Zahlung nicht auch den Nachtheil bringen Tann, 
den Käufer bei einem entfernten Gerichte Belangen zu müſſen“. 


Nr. 1360. 


Zuläffigkeit des Haupteives und der Verurtheilung des Ge- 
Hagten in einem Ausbleibungsrechtfertigungsprocefje. 


Kane F „Sul 1801, Nr. 4909 took des Decrets der Pratur 

ad. 1861, Nr. rung de Decretd des 

— — ci 18er. Nr. 9119). Eco d. Trib, 1871, 
S. 278. Tribiine 1861, Nr. 224. ©. 7 1862, Nr. 37. 


A war in Folge eines mit feinem Gläubiger nah der Klage 
behändigung außergerichtlich abgefchloffenen Bergleiches von der anbe- 
raumten Tagſatzung weggeblieben, und auf Anſuchen des gegneriſchen 
Vertreters in contumaciam verurtheilt worden, wogegen er das Aus- 
bleibensrechtfertigungsgefuhh einbrachte. Die erfte Inſtanz gab dem⸗ 
felben nicht nur Statt, fonvdern verurtheilte auch den Gläubiger zum 
Erſatze der Koften bieſes Incidenzproceſſes, wofern er nicht den ihm 
aufgetragenen Haupteid dahin ablegen könnte, daß er dem A bei dem 
Abſchluſſe des außergerichtlichen Vergleiches nicht verſprochen habe, 
von der anberaumten Verhandlung abzuſtehen. 
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Die zweite Inſtanz erklärte jeboch fowohl die Verurtheilung 
des Gläubigers in den Erfat der Koften des Incivenzprocefjes als auch 
bie Ablegung eines Haupteides in einem Incidenzſtreite für gefeglich un⸗ 
zuläffig und berief fich biefür auf ven Haren Wortlaut des 8. 483 it. O. 
G. (8. 496 weſtg.) (Vgl. Bat. v. 1. Juli 1790 Nr. 31 3. ©. ©. 
Weſſely I Nr. 1359.) | | 

Die dritte Inſtanz beftätigte das erftrihterliche Erkenntniß, 
weil A im alle ver Nachweisbarkeit des fraglichen Berfprechens, von 
der Verhandlung abftehen zu wollen, bona fide von der angeordneten 
Tagſatzung wegbleiben konnte, der 8. 483 it. ©. D. aber ein Verſchul⸗ 
den des Klägers, das doch in der Unterlaffung der Benadrichtigung des 
Vertreters liege, nicht in Betracht ziehe, und der widerſprochene ent- 
fcheidende Thatumftand hier nur durch einen Eid erwiefen werben könne. 


Nr. 1361. 


Subfeription auf ein in Lieferungen erjcheinendes Wer; 

Nichtverpflichtung des Subjeribenten zur Abnahme einer bie 

ursprüngliche beiläufige Angabe weit überfteigenden Zahl von 
Lieferungen. 


Entſch. v. 31. Juli 1861, Nr. 4888 Betätigung ded das Urtheil der 

PBrütur Senedit v. 22. December 1860, Nr. 42518, abändernden Urtheils 

des O. L. ©. Venedig v. 6. März 1861, Nr. 3466). Giorn. di Glurispr. 
prat. 1862, ©. 12 ff. 


B fubferibirte auf ein von A heransgegebenes Lexikalwerk. Nach 
Inhalt des von ihm unterzeichneten Subfcriptionsfcheines follte das 
Werk aus acht Bänden, jeder Band von ungefähr („circa”) vierund- 
zwanzig Lieferungen, a 1 öfterr. Lira, beftehen, und machte ſich der 
Subſeribent zur Abnahme des ganzen Werkes verbindlich. Während das⸗ 
felde noch in dem Erfcheinen begriffen war, belangte A den B 1. auf 
Zahlung des Subfcriptionspreifes der damals bereit8 herausgegebenen 
180 Lieferungen und 2. auf Abnahme und Zahlung der weiteren Yort- 
ſetzungen bi8 zur Vollendung des Druckwerks. — Beide Untergeriähte 
gaben dem Begehren ad 1 Statt. Bon der erften Inftanz wurde auch 
dad Begehren ad 2 vollftändig zugelaffen, wogegen das D. 2. ©. die 
Berpflihtung des B auf die Abnahme und Zahlung der nädfterfcheinen- 
den 30 Liferungen (bis incl. Lieferung 210) befchräntte. . 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte ad 2 des Begehrens die ober- 
‚gerichtliche Entſcheidung in Erwägung, daß in dem von B unterzeid> 
neten Subferiptionsfcheine der Kläger die Vollendung des Werkes in 
acht Bänden, den Band mit ungefähr 24 Lieferungen berechnet, fomit 
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in 192 Lieferungen angekündigt und verfprodhen hat; daß das Leris 
kalwerk in den bis nun erfdhienenen 180 Kieferungen erft bis zum An- 
fang des Buchſtabs © gekommen tft, mithin zur Vollendung des Werts 
noch eine große Anzahl weiterer Lieferungen erforderlich fein wird, deren 
Geſammtzahl vom Bellagten in der Duplit auf 800 angefchlagen, jedoch 
vom Kläger in ver Schlußfchrift auf 282 infofern beſchränkt wurde, als 
er ſich anheifhig machte, die nach Nr. 282 erfcheinenden Lieferungen 
dem Bellagten gratid zu verabfolgen; daß der Subferibent auf ein 
Merk geneigt und in der Lage fein mag, dafür vielleicht 200 Lire, mit 
nichten aber 300 oder wohl gar 800 Lire auszugeben, fonit in keinem 
Halle die ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärte Einwilligung des 
Beklagten zu dieſen höheren Beträgen angenommen und in dieſer Bezie- 
bung der von ihm mit dem Kläger gefchloffene Vertrag nicht als giltig 
behandelt werben Tann. 


Nr. 1362. 


Bollwirkfamkeit eines mündlichen Schulverlaffes. 


Eutſch. v. 31. Iuli 1861, Nr. 4928 Betätigung des das Urtheil des 

B. ©. Nikolsburg v. 30. September 1859, Nr. 3705, abändernden Ur⸗ 

theild des DO. 8%. ©. Brünn Ag 1860, Nr. 4955). Tribline 
‚, Nr. . 


A, als Erbe des M, belangte ven B mit der Hypothekarklage auf 
Zahlung der ausftehenden Intereffen eines Darlehenscapitald, wofür 
der Schuloner C fein in der Folge auf B übertragenes Grundſtück dem 
M verpfänbet hatte. Der Bellagte vertheibigte fi) mit der Einwendung, 
daß M mündlid dem C die Capitalsſchuld erlaflen und nur für die Zeit 
feines Lebens ſich den Bezug der Intereffen vorbehalten habe, daher mit 
bem Tode des M die Verpflichtung des Schuldners und des Beſitzers der 
Pfandſache zur Zahlung der eingeflagten Zinfen (die erft nach vem Tode 
be8 M erwacdjjen wären) erlofchen fei, und erbot fi ven Schulderlaß 
dur den Haupteib zu beweifen, zu deſſen Abſchwörung im Rückſchie⸗ 
bungsfalle C, welder dem B als Streitgenofje beigetreten war, fid 
bereit erflärte. — Das Gericht erfter Inftanz erfannte unbedingt nad 
dem Slagebegehren mit Abweifung ver vorhin erwähnten Einwenbung, 
weil der unentgeltlihe Schulverlag, als mündlicher Schenkungsvertrag, 
dem Donatar nad $. 943 a. 6. ©. B. Fein Klagerecht gewähre und an 
der Beftimmung dieſes Paragraphes die jpeciel vom Schulverlaß han- 
delnde Vorfchrift des $. 1444 ebendort, worin nicht jo jehr die Form 
als vielmehr die Wirkung des Schulverlaffes normirt wird, nichts ge= 
ändert babe. — Das O. L. ©. erkannte auf den Haupteid und ſprach 
ben B für ven Fall klagfrei, als der mit dem Eide angebotene Beweis 
bes Schulderlafjes hergeftellt würde. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In— 
ftanz in Erwägung, daß aus den Worten des $. 1381 a.b. ©. B. reip. 
8. 943 nur gefolgert werden Tann, daß eine nicht ſchriftlich gemachte 
Schenkung fein Klagerecht gewähre und daher der Richter nicht in ber 
Lage fei, das auf Grund einer mündlichen Schenkung mittelft Klage 
angefprochene Recht dem Geſchenknehmer zuzuerfennen, wogegen bie 
aus einem Schulverlaß entftandene Befreiung von einer Verbindlichkeit 
mittelft Einwendung allerdings geltend gemacht werden kann und 
vom Richter berüdficht werden muß, daß demnach die Vorſchrift des 
8. 1444 a. b. ©. 2. für das vorliegende Rechtsverhältniß voll 
kommen entfcheidend ift. 


Nr. 1363. 


Berechtigung des Ehegatten zur Berügung der Wohnung 
feiner rau. 


dh. v. 31. Inli 1861, Nr. 501 „oertätigung des dad Decret des 

. &. Venedig v. 11. April 1861. Nr. 6737, abändernden Decretö 

des ©. 8 ©. Denehig u_21, Mai IB61, Mi. 8854) Eco d. Trib. 
1861, ©. 243. ©. 3. 1862, Nr. 59. 


Eine Chegattin hatte für die Dauer des einzuleitenden Ehe⸗ 
ſcheidungs⸗Proceſſes vie Bewilligung eines abgefonderten Wohnfites 
erhalten und ihr Gatte fohin die bisher innegehabte Wohnung aus 
dem Grunde verlaffen müfjen, weil diefelbe nicht blos auf den Namen 
der Frau gefchrieben war, fondern dieſe auch den Miethzins zahlte, 
fowie den Haushalt beforgte und die ausjchließende Eigenthümerin 
der Einrichtungsgegenftände war. 

Der Eheſcheidungsklage wurde jedoch in der Folge nidt ftatt- 
gegeben, die Yrau vielmehr angemwiefen, ſich mit ihrem Gatten wieder 
zu vereinigen. Nach vergeblihen Verfuchen Seitens der Stadtprätur, 
bie Wiedervereinigung ber getrennten Ehegatten zu bewerfftelligen, 
und auf die ausbrüdliche Erklärung der Gattin, ihrem Manne nur 
dann folgen zu wollen, wenn er ihr eine anftändige, eigene Wohnung 
bieten könne, wies die erfte Inſtanz das Anfuchen des Ehemannes, 
nöthigenfall® mit Gewalt in die Wohnung feiner Gattin geführt zu 
werben, ab, in Erwägung, daß fein Begehren in den Beſtimmungen 
des a.b. ©. 3. (8. 92) feinen Anhaltspuntt habe. 

Degegen entjchien zu Gunſten des Ehegatten die zweite und 
britte Inftanz; leßtere in der Erwägung, „paß... durch Erfennt- 
niß des Ehegerichtes der B aufgetragen wurde, ſich wieder mit ihrem 
Öatten zu vereinigen; in Erwägung, daß... die Beflimmung des 
8. 92 a. 6. ©. B. conform dem kirchlichen und natürlichen echte 
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kein tobter Buchftabe bleiben dürfe, und dies zwar in folge einer 
Laune eines Ehegatten; in Erwägung endlich, daß ſich die Recurren⸗ 
tin nicht aus dem Grunde von ber ehelihen Gemeinſchaft mit ihrem 
Gatten ausfhließen dürfe, weil fie die Eigenthümerin der Wohnung 
und des Ameublements ift, da ja felbft nad ihrem Geſtändniſſe auch 
vor der Separation dieſe Umftände obgewaltet und der Gatte mit 
ihr in ihrer Wohnung gelebt bat.” \ 


Nr. 1364. 


Execution zur Sicherftellung während der Verhandlung über 
die durch Klage geltend gemachte Nichtigkeit eines Schiebs- 
jpruches. 


Eutſch. v. 31. Juli 1861, Nr. 5213 (Beftätigung der Decrete des L. ©. 
Wien v. 16. April 1861, Nr. 18762—18764, Abänderung des Decrets 
des O. L. ©. Wienv. 14. Mai 1861, Nr. 4923), Tribiine 1861, Nr. 195. 


Nachdem das Erecutionsgefuh des A gegen B in dem falle 
Nr. 1281 der gegenwärtigen Sammlung iu letter Inſtanz abgewie⸗ 
fen worden war, begehrte A mit Berufung auf $. 259 a. ©. ©. 
zu feiner einftweiligen Sicherftellung während des Procefjes über die 
von B angeftellte Klage auf Nichtigerflärung des Schiedsfpruches vie 
Pfändung von Mobilien, Forderungen und Privilegien des B und 
die Sequeftration feines Fabrikgeſchäftes. 

Das Geriht erfter Inſtanz wies den A ab, weil weder eine 
Appellations= noch eine Nullitätsbeſchwerde im Zuge fei, mithin der 
im 8.259 a. ©. O. normirte Falle nicht eintrete. Das Oberlandes- 
gericht erklärte, daß bier, wo A einen Schiedsfprud für fi) hat, der 
8. 259 per analogiam zur Anwendung zu bringen und dem A Eis 
zu ber durch die Klage des B hervorgerufenen Entſcheidung der 
Frage: ob der Schiedsſpruch in Rechtskraft erwachfen, die Erecution 
zur Sicherſtellung zu bewilligen fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte zwar die erftrichterlichen Ver⸗ 
ordnungen, allein in ven Motiven wurbe ber Anficht des Oberlandes- 
gerichts, daß in dem Falle der Anfechtung eines Schiedsſpruchs mit 
der Nichtigkeitöflage die analoge Anwendung des 8.259 a. ©, ©. 
zuläffig fei, beigetreten und die Beftätigung der abweislichen Befcheive 
der erften Inftanz mit dem Hofbecrete vom 18. April 1785 I.©. ©. 
Nr. 409 begründet, nach welchen: die im $. 259 eingeräumte Sicher- 
ftellung „auf die Ergreifung der gerichtlichen Pfändung nicht verftan- 
den werben kann“. 
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Summarifhes Verfahren: Zuläffigkeit der Zurüdfchiebung 
des dem Curator über die Echtheit der Unterfchrift feines 
Euranden aufgetragenen Eides. 


Eutſch. v. 1. Auguſt 1861, Nr. 4686 (Beftätigung des das Urtheil ded 8. ©. 
Mzeözow v. 31. Jänner 1861, Nr. 363, abändernden Urtheils des DO. £ ©. 
Krakau v. 11. April 1861, Nr. 3367). Tribüne 1861, Nr. 214 

A als Giratar eined von B acceptirten Wechſels belangte bie 
rubende Erbichaft des Ucceptanten auf Zahlung der Wechfelfumme, 
und da ber Curator der Verlaſſenſchaft die Echtheit der Unterſchrift 
des B auf dem MWechfelbriefe beftritt, trug ihm A hierüber den Haupt» 
eid auf, welchen ber Curator dem Kläger zurüdichob. — Das Gericht 
erfter Inſtanz erfannte nun auf den vom Curator zu fchwörenven 
Eid: daß er das Accept des B nad feinem beften Wiffen für unecht 
halte (8. 37 des Geſetzes über den fummarifchen Civilproceß), und 
entbanb die Berlafjenichaft von der Klage, wenn diefer negative Eib 
geihworen würde. Das Oberlandesgericht erfannte auf den zurück⸗ 
geſchobenen Eid des Klägers: daß das Accept echt fei, und verur⸗ 
tbeilte unter der Bedingung der Leiftung dieſes Eides die Verlaſſen⸗ 
Schaft zur Zahlung der Wechfelfumme Der Kläger ergriff dagegen 
die Revifionsbefchwerve, behauptend, daß das obergericdhtliche Urtheil 
dem $. 37 des Geſetzes über den fummarifchen Proceß wiberftreite, 
daß der Eid vom Curator der Verlaſſenſchaft zu leiften fei, weil er 
die Echtheit der Unterfchrift des Schuldners beftritten babe, daß 
Kläger als Giratar den ihm zurückgeſchobenen Eid gar nicht ſchwören 
könne, und ungeachtet der Zurüdjchiebung von dem Richter zu ent- 
fcheiden fei, wer ven Eid zu ſchwören habe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz aus folgenden Gründen: „Das obergerichtlihe Erkenntniß ift 
in der Vorfchrift ver SS. 36 und 37 des Geſetzes über den jumma- 
rischen Proceß gegründet und mußte deßhalb aufrecht erhalten werben, 
umjomehr, als dem beflagten Curator der Eid liber die Echtheit der 
‚ Unterfhrift des B nicht aufgendthigt werden fann und er allerdings 
berechtigt war, den Eid dem Kläger, der den Beftand feiner angeb- 
lichen Forberung zu beweifen hat, zurüdzufchieben. Auf Seite des 
Dellagten genügte ver einfache Wivderſpruch, der hier umſomehr zu 
berückſichtigen iſt, da es ſich um die Handfchrift eines Verſtorbenen 
handelt, worüber der Curator, als Dritter, nur nach ſeinem beſten 
Wiſſen und Gewiſſen, der Kläger hingegen nach feiner eigenen Er⸗ 
fahrung und Weberzeugung zu ſchwören vermag. Unter diefen Ber- 
hältniffen mußte auf ben Eid bes Klägers erfannt werben, zumal er — 
im Gegenfate des Bellagten — im eigenen Namen den Proceß führt, 
fomit fih auch die Zurückſchiebung des von ihm ſelbſt aufgetragenen 
Eides gefallen lafien muß.“ 
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Nr. 1366. 
Einräumung des Vorkaufsrechts an einen Miteigenthümer. 


Eutſch. v. 1. Auguſt 1861, Ar. 4906 5 Bettätigung des Urtheils des 8. ©. 
Budan v. 27. März 1861, Nr. 1058 des Urpeils * Fr 2. 6. 
Prag v. 13. Mai 1861, 308) © wie 1862, Nr 


A und C Fauften ein Grundſtück, welches ihnen zu gleichen 
Theilen gehören follte und räumten in dem (verbücherten) Kaufvertrage 
einander gegenfeitig das Vorkaufsrecht ein; al8 nun C feine Hälfte 
an B verkaufte, machte A gegen legteren das Borlaufsrecht geltend. 
Semer Klage warb in erfter und dritter Inſtanz flattgegeben; bie 
zweite wied dad Begehren zurüd. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Nah 8. 1072 a. b. ©. 2. 
kann das Vorkaufsrecht ausfchließend nur zwifchen dem Käufer und 
Verkäufer einer Sache zu Gunften des Letteren bedungen, und gemäß 
8. 1074 a. 6.©. 3. kann dieſes Recht weder einem Dritten ab» 
getreten, noch auf die Erben des Berechtigten übertragen werben; es 
ift daher dieſes Vorkaufsrecht gejeglid auf die Perfon des Ber- 
käufers beſchränkt und demnach auch nur für diefen von rechtlicher 
Wirkung. Hat nun Kläger mit C als gemeinfhaftlihem Käufer zur 
Hälfte ein Uebereinfommen getroffen, daß, wenn der eine ober der 
andere- Theil feine erfaufte Hälfte dieſes Feldes verkaufen wollte, dem 
anderen Theil das Borlaufsrecht hierauf in dem Preife, den em 
Anderer gibt, zuftehen folle, fo ift dieſe Beftimmung der eben erwähn⸗ 
ten gejegliben Anordnung, welde eine Einſchränkung binfichtlidy der 
Perjon desjenigen, der fi ein Vorkaufsrecht bevingen kann, enthält, 
zuwider erfolgt, viefelbe ift daher unftatthaft und wirfungslos. Selbft 
abgefehen davon, wurde aber audy durch die grundbücherliche Einver⸗ 
leibung des erwähnten Kaufcontractes bezüglich der im 5. Abſatze 
desſelben getroffenen Uebereinkunft ein dingliches Recht im Sinne des 
8. 1073 a. b. ©. B. nicht erworben, weil durch die Einverleibung 
des Kaufcontractes überhaupt und in&befondere mit Rüdfiht auf den 
Einverleibungsbefheid nebft der Eigenthumsübertragung blos Rechte 
und Pflichten des Käufers und Verkäufers, nicht aber Rechte dritter 
Perſonen Pfandrechte erlangten; es wäre ſomit, ſelbſt wenn ein Vor⸗ 
kaufsrecht der Kläger geſetzlich beftiinde, nad dem erwähnten 8. das⸗ 
felbe nur ein perjönliches Necht, welches demnach entgegen bem Ge 
klagten als dritter Perfon nit wirkſam ift.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Obgleih der $. 1072 
a. b. ©, B., ver die gefeglihen Beftimmungen über das Borlaufs- 
recht einfeitet, nur von dem Borbehalte des Vorkaufsrechtes zu Gun⸗ 
ſten des Verlaãufers einer Sache ſpricht, und ſonach den Fall im Auge 
hat, in welchem das Vorkaufsrecht am meiſten vorzukommen pflegt, 
ſo folgt daraus doch nicht, daß dieſe Bedingung nicht auch in anderen 


— 343 — 


Berträgen und zu Öunften anderer Perſonen verabredet werden könne. 
Daß das Vorlaufsrecht auch bei anderen Beräußerungsarten, 3. B. bei 
einer Schenkung oder einem Vermächtniſſe bebungen oder angeorbnet 
werben könne, darüber fpricht ſchon der $. 1078 a. b. ©. 2. ſich 
ganz beutlih aus. Daß ferner das Vorkaufsrecht unter den Theile 
habern einer gemeinfhaftlihen Sache, unter Nachbarn oder zu Gun- 
ften anderer Perfonen verabredet werde, ift in den Geſetzen nirgend 
verboten, und ein ſolches Verbot läßt fi nicht daraus folgern, daß 
der 8. 1072 a. 6. ©. B. nur von dem gewöhnlichen Falle einer 
folhen Veräußerung ſpricht. In dem Vertrage haben aber die Käufer 
unter einander für den Yall, daß ber eine oder der andere Theil die 
von ihm erfaufte Hälfte dieſes Feldes verkaufen wollte, für fi das 
Vorkaufsrecht ausprüdlich bedungen und diefer Vertrag wurde auf An- 
fuchen beider Käufer nicht nur zur Mebertragung des Eigenthums, 
fondern auch zur Sicherftellung aller übrigen darin enthaltenen Be- 
dingungen nach der damals üblihen Art grundbücherlich einverleibt. 
Dadurch wurde dieſes Vorkaufsrecht in Gemäßheit des 8. 1073 
a. b. ©. 2. in ein dingliches verwandelt.“ 


Nr. 1367. 


- Executive Einverleibung des wider die Erben erwirkten Ur- 
theil8 auf eine Realität des Erblaffers. 


Eutſch. v. 1. Auguſt 1861, Nr. 5124 (Abänderung der gleidhfö zmigen 
dectele ded B. ©. Buchau v. 8. April 1861, Nr. 1229. und de8 DO. 1.®. 
Brag v. 27. Mai 1861, Nr. 81231. ©. 3. 1861, Nr. 141. 


4 


Nr. 1368. 


Rangordnung der Pfandrechte an bei einer öffentlichen Caſſe 
bewahrten Saden. 


Euntſch. v. 7. Auguft 1861, Nr. 4912 (Abändernug der Decretr ded 2. @. 
Lemberg dv. 17. Sänner 1861, Kr. 52030, und ded O. 2. G. Lemberg v.22. 
Mat 1861, Nr. 7639). ©. 3. 1862, Nr. 18. 


Dei Beitimmung der Rangordnung zwifchen den Gläubigern, 
welche ein Pfandrecht an in einer öffentlichen Kaffe aufbewahrten Orund« 
entlaftungsobligationen erworben hatten, ſah die erfte Inſtanz ben 
Zeitpunkt der Bewilligung des Pfandrechteg, die zweite den der An⸗ 
merkung des Pfandrechtes bei der Caſſe als entfcheidend an. Die 
dritte hat Dagegen die Gläubiger unter folgender Begründung nad 
dem Präfentatum ihrer Gefuhe um Ertheilung des Pfandrechts locirt: 
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„Die unterrichterlihen Entfcheidungen beruhen auf feiner bie 
Rechte des Gläubigers fihernden Grundlage, da der Richter ein ſpä⸗ 
teres Sicherftellungsgefuh vor einem früheren in Erledigung bringen 
Tann, während das Vorrecht, von ber fehnelleren Erpebirung der Ges 
ſuche an die Caſſe abhängig gemacht, dem Zufalle anheimgeftellt wäre. 
Es muß vielmehr die Analogie der Zabulargefege hier angewendet, 
und daher das Vorrecht vom Zeitpunkte der Ueberreihung ber Ge 
ſuche abhängig gemacht werben, zumal ver Partei weder auf die Er⸗ 
lebigung der Geſuche, noch auf die Vormerfung bei der Caſſe ein 
Einfluß zufteht, fondern dieſelbe durd Einbringung ihres Erecutions- 
geſuches Alles gethan hat, was zur Sicherftellung ihres Rechtes er- 
forverlich ift. Hiernit ſtimmt die Min.⸗Vdg. vom 2. Juli 1859 
R. 6. DI. Nr. 120 8. 4 überein, welche verfügt, daß bei in gericht⸗ 
liher Verwahrung erliegenden Obligationen ber Zeitpunkt der Ueber- 
reihung des Executiondgefuches über die Priorität entjcheide. Die 
Min.Vdg. vom 9. Mai 1860 Nr. 125, worin bei Regelung bes 
Berboted oder der Erecutionsführung auf die Jemandem wider das 
Herar oder einen unter Öffentlicher Verwaltung ftehenden Fond zu« 
kommende Forderung, der Zeitpunkt der erfolgten Vormerkung bei der 
Caſſe als entſcheidend erflärt wird, fteht nicht im Wege, weil dieſe 
Berordnung fi auf eine andere Art der Forderungen bezieht." 


Nr. 1369. 


Verkauf derfelben unbeweglichen Sache an zwei verfchiebene 
Perfonen: Vorzug des früheren Käufers vor dem unreblichen, 
in den bücherlihen Befig gelangten fpäteren Käufer. 


Eutſch. v. 7. Auguſt 1861, Nr. 50233 (Beftätigung des Urtheild. ded 8. ©. 
Littai dv. 30. Juni 1860, Nr. 2594, Abänderung des Urtheils des O. 2. ©. 
Graz v. 22. Jänner 1861, Nr. 7286). Tribiine 1861, Nr. 307. 


C verfaufte vem B ein Grundſtück, welches er einige Tage vor- 
ber dem A verkauft hatte. A belangte nun den B, indem er das 
Begehren ftellte, daß der Kaufvertrag des Legtern nichtig erflärt und 
ihm, $tläger, geftattet werde, die über jenen Vertrag errichtete Urkunde 
im Grundbuche Löfchen zu laſſen. Die lage war auf den frühern — 
nicht intabulirten — Kauf des Klägers und auf die Behauptung ge« 
gründet, daß B von biefem Kaufe, deſſen Urkunde er als Zeuge unter: 
Ihrieben, gewußt, mithin feinen Vertrag mit C in mala fide ges 
ſchloſſen habe. Der Bellagte berief fih auf $. 440 a. b. G. 2. 
Das. Gericht erfter Inftanz erkannte nad dem Slagebegehren. 
Das Oberlanvesgericht wies den Kläger ab, weil ber Vertrag, wor⸗ 
auf derfelbe feinen Anſpruch ftüßt, Rechte und Pflichten une zwiſchen 
den Contrabenten begründen Tonnte, mithin dem A aus biefem Ber 
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trage gegen den B, welcher als Contrahent daran nicht theilgenommen, 
kein Klagerecht zuſteht, weßhalb denn auch die Nothwendigfeit der 
Unterſuchung wegfällt, ob B redlicher oder unredlicher Beſitzer des 
Grundſtückes fei. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das er ſtrichter liche Urtheil. 
In den Motiven wird das Klagerecht des A gegen B aus dem Grunde 
anerkannt, weil A nicht die Erfüllung des von ihm gefchloffenen Ver- 
trags fordert, fondern Kraft des gemäß jenem Vertrage ihm zuflehen- 
ben Rechts den B wegen ber von ihm gefeten widerrechtlichen Hand⸗ 
lung um Aufhebung und Befeitigung ver feinem Rechte nachtheiligen 
Volgen derfelben belangt. Die Berufung des Bellagten auf 8. 440 
a. b. ©. 3. erklärte der oberfte Gerichtshof deßhalb als unzuläffig, 
weil die Beflimmung des citirten 8. worausfegt, daß derjenige von 
ben beiden Erwerbern, welche den Eintrag im öffentlihen Buche früher 
nachgejucht hat, redlich gehandelt habe; denn die Giltigfeit eines Er- 
werbstitel8 kann immer beftritten werden und der unredliche Befiter 
bat niemals einen Anfprud auf den Schuß des Geſetzes, und muß 
flet8 demjenigen weichen, der einen giltigen Titel für ſich hat. 


Nr. 1370. 


Berechnung einer für die Rechtfertigung einer Pränotation 
bewilligten Friſterweiterung. 


utſch. v. 7. arugaft 1861, Nr. 5250 (Beftätigung der Decrete des K. ©. 
v. 7. Mai 1861, Nr. 500, und des O.%. ©. Brünu v. 12, Juni 
1861, Nr. 3738). 6. 5. 1862, ©. 246 fl. 


A überreichte gegen B ein Pränotationsgefuh und begehrte 
unter Einem eine dreimonatliche Friſt zur Anftellung der Rechtfer⸗ 
tigungs⸗Klage. Hierüber erging der Befcheid, daß die Pränotatien 
bewilligt werde und von A binnen 14 Zagen zu rechtfertigen fei, 
und daß über das Friftgefuch fih B binnen 3 Tagen zu äußern habe, 
widrigend bie Friſt bewilligt fei. Die Zuftellung dieſes Beſcheides 
erfolgte am 1. Februar 1861, und zwar nicht mehr an B, gegen 
ben inzwifhen das Ausgleichsverfahren eingeleitet worben war, fon- 
dern an den Gläubigerausfhuß (zu Händen des Gerihtscommiffärs), 
der gegen das Friftgefuch Feine Einſprache erhob, allein am 3. Mai 
1861, bis zu weldhem Tage die Juſtificirungsklage von A nicht über- 
reicht worden war, wegen Verſäumung des Termins die Löſchung 
der PBränotation begehrte. Diefes Gefuh wurde von beiden Unter 
gerichten abgewiejen. 
| Die mit der Anfiht der erften Yuftanz übereinftimmendben 
Motive der obergerichtlihen Entfcheidung lauten: „In der breimonat- 
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lichen Friſt zur Juſtificirung, um welche A gebeten bat, darf derzihm 
ohnedies nad dem Geſetze zuſtehende Yuftificirungstermin von 14 Ta- 
gen nicht als eingefchloffen gedacht werden, wenn A dies nicht aus⸗ 
drücklich erklärte, fondern es ift das Friftgefud jo zu verftehen, daß 
der begehrte dreimonatliche Termin erft nach Verſtreichung des geſetz⸗ 
lihen feinen Anfang zu nehmen habe. Der Pränotationswerber 
hätte bitten müſſen, daß ihm vie gefegliche vierzehntägige Friſt auf 
drei Monate erweitert werde; allein er hat das Begehren in dieſer 
Weiſe eben nicht geftellt. Deßhalb Hat auch der darauf ergangene 
Beſcheid, neben der Hinweifung auf die gefegliche Friſt von 14 Tagen, 
“ dem Gegner nicht Über den Reſt ver dreimonatlichen Frift, fondern 
über diefe ganze Brift von 3 Monaten die Aeußerung abverlangt. 
Di nun am 3. Mai 1861 der Termin zur Mechtfertigung der 
Pränotation noch nicht verftrihen war, fo mußte das an jenem 
Tage überreihte Gefuh um Löſchung der Vormerkung abgewieſen 
werden.“ 

Vom oberſten Gerichtshofe wurde der a. o. Recurs des Gläu⸗ 
bigerausſchuſſes verworfen, in Erwägung, daß bie Auslegung, welche 
die beiden Untergerichte dem auf das Triftgefuh des A erlafjenen 
Beſcheide gegeben haben, nicht als eine offenbar ungerechte bezeichnet 
werben kann und daß es gegen fein Geſetz verftößt, die erweiterte 
Friſt vom Ablauf der gefeglihen an auch dann zu berechnen, wenn 
die rifterweiterung ſchon im Pränotationdgefuche begehrt wurde. 


Nr. 1371. 


Begründung des Gerichtsftandes des Vertrages durch das 
Verſprechen der „Einſendung“ des Preiſes. 


gu. v. 8. Anguft 1861, Nr. 5239 eehätigung des das Urtheil des 
K. G. Wiener-Wen tadt v. 23. Jänner 1861, Nr. 187, nbünberuben 
theils des O. L. G. Win dv. 1, Mai 1861, Nr. 3490). ©. 3. 1863, 
r. 16. 


Der Fruchthändler A forderte in feiner bei dem Kreisgerichte 
Wiener⸗Neuſtadt überreichten Klage von B, Fabrikanten zu X in 
Steiermark, Zahlung des für geliefertes Getreide ſchuldigen Betrages 
von 700 fl, behauptend, daß Schulpner die Zahlung in Wiener- 
Neuftadt zu. Teiften verfprochen. habe und berief fih bei dem Wider⸗ 
ſpruche des Gegners auf den Umftand, daß die Waare brieflich be- 
ftellt und deren Zufendung durch die Eiſenbahn begehrt: worden fei, 
weßhalb Neuſtadt als Ort der Uebergabe erſcheine; außerdem habe 
B in den producirten Briefen die Einfenbung d des Reſtbetrages, alſo 
Zahlung in Neuſtadt verſprochen. 


In erfter Inſtanz wurde der Einwenbung der Incompetenz 
bes Gerichtsſtandes Statt gegeben und zur Begründung biefer Ent- 
ſcheidung angeführt: Der Umftand, daß Kläger feine Verbindlichkeit. 
damit erfüllte, daß er die Waaren der Eifenbahn zu Beftellung an 
ben Geklagten übergab, kann ven Gerichtöftand des Vertrages noch 
nicht begründen; hiezu gehört nad 8.43 I. N., daß vertragsmäßig 
feftgeftellt worven jei, Geklagter babe eine Zahlung oder eine fon» 
flige Verbindlichkeit hier zu erfüllen. Eine ausprüdlihe Erklärung, 
ber Zahlungsverbindlichkeit in Neuftadt nachkommen zu wollen, liegt 
von Seite des B nirgends vor, es kann alſo aud von der Annahıne 
eines derlei Verſprechens, fohin von einem Bertrage über den Ort 
ber Zahlung nicht die Rede fein. Die Briefe, welche ſich theils auf 
bie Preisbeftimnung, theil® auf die Zufendungsart der Waare bei 
ziehen, enthalten außer der Bemerkung „in 14 Tagen erhalten Sie 
ben Reſt“, aljo außer dem BVerfprechen, daß Geklagter auch feiner- 
feit8 die vertragsmäßige Verbindlichkeit erfüllen werde, keine Bezeich— 
nung des Ortes, an welchem dieſes gefchehen Toll. | 

Das Oberlandesgericht hat jedoch die Einwendung des Ge— 
klagten unter folgender Begründung zurüdgemiefen: „Das Uebereins 
fommen, die Frucht in Neuſtadt zu übergeben, fann zwar nicht ge 
nügen, um für gegenwärtige Klage den Gerichtsſtand des Vertrages 
herbeizuführen, weil hiezu nad 8.43 I. N. eine auöbrädliche Be⸗ 
fimmung des Zahlortes gefordert wird; allein durch die beigebrach⸗ 
ten Briefe, worin ganz Har und beſtimmt die Einfendung des Reſt⸗ 
betrages nach Wiener-Neuftadt zugefichert wird, ift diefer Ort aus- 
drücklich als Zahlungsort bezeichnet worden; daß dieſer Zahlungsort 
dem Kläger genehm war, zeigt die Ueberreihung der Klage, es ift 
alfo auch vertragsmäßig Neuftadt als Zahlungsort beftimmt. Daran 
fann die Behauptung des Geklagten, daß er fih zur Zahlung nur 
unter Borausfegung der Erfüllung aller vertragsmäßigen VBerbinplich- 
teiten des Gegners verpflichtet habe, nicht ändern, da die Trage, ob 
Kläger feine Berbinplichkeiten erfüllte, nicht hier zur Sprade kommt, 
fondern dem Hauptproceffe vorbehalten bleiben muß.” 

Der oberfte Gerichthof beftätigte das Erfenntniß zweiter 
Inſtanz, weil das in den Briefen des Geklagten vorfommende Ders 
Iprechen, Kläger werde in 14 Tagen ven Reft feiner Forderung er» 
halten, und die Ausprüde: „Einfenden”, „Uebermachen“ feinen andern 
Sinn haben fünnen, al8 daß der Kläger die ihm gebührende Zahlung 
nicht an einem anderen Orte zu holen habe, fondern daß der Geld» 
betrag an feinem Wohnorte an ihn gelangen folle und bort zu ſei⸗ 
nen Händen werde beftellt werden. Diefe Briefe enthalten daher ein’ 
ausdrückliches Verfprehen der Zahlungsleiftung am Orte Wiener- 
Neuftadt. Die Annahme diefes Verſprechens von Seite des Klägers 
bedarf keines weiteren Nachweifes, denn fie liegt in der unbeanftän- 
beten Annahme ber Briefe ($. 863 a. 6. G. B.) Das durch die- 
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ſes Verſprechen und deflen Annahme begründete Lebereinfommen ge⸗ 
nügt volllommen zur Begründung des Gerichtsſtandes des Bertrages 
nah 8. 43 9. N. umd ift ein ſolches Uebereinfommen, wenn ber 
urfprüngliche Bertrag hierüber gar nichts oder etwas anderes enthielt, 
zu feiner Zeit ausgeſchloſſen. | 


Nr, 1372. 


Zuläffigfeit der Erecutionsführung auf bevenfliches im ftraf- 
gerichtlichen Depofitenamt Tiegendes Gut. 


Entid. v. 8. —A 1861, Nr. 9264 (Abänderung der ieigfürmigen en 
Decrete des 8. G. St Bölten v. 6. Mat 1861, Nr.-3670 und 
Wien v. 18. Inni 1861, Nr. 6348). Triblne 1861, Nr. 216. 


Bom B. ©. St. Pölten wurde dem A die erecutive Pfändung 
einer für den Sträfling B im ftrafgeridhtlihen Depofitenamte des Kreis- 
gerichts St. Pölten aufbewahrten Geldſumme, früheren Rechten un« 
befchabet, bewilligt und das lettere Geriht um die Anmerkung diefes 
Pfandrechtes erfuht. Diefelbe wurde aber fowohl vom Kreisgerichte 
als auch von dem O. L. ©, verweigert, weil — wie es im ober— 
gerichtlichen Decrete heißt — abgejehen bavon, daß Gelddepoſiten zur 
executiven Pfändung überhaupt nicht geeignet ſind, ein Depoſitum 
für B beim Kreisgerichte St. Pölten gar nicht beſteht, indem dasſelbe 
das dem B gelegentlich feiner ſtrafgerichtlichen Unterſuchung abge⸗ 
nommene und hinterlegte Geld als ein nach 8. 355 Str. P. O. be⸗ 
denkliches Gut, deſſen Eigenthümer erſt zu ermitteln iſt, erklärt hat. 
Der oberfte Gerichtshof hingegen verorbnete, baß bie Pfändungs- 
bewilligung durch Anmerkung bverjelben bei dem in Rebe ftehenven 
Depofitun in Vollzug gefett werde, und zwar aus folgenden Grün- 
den: Ein gejetliches Hinderniß, die erecutive Pfändung eines gericht: 
lihen Gelddepoſitums zu bewilligen und mittelft vepofitenamtlicher Vor⸗ 
merkung der Bewilligung zu vollziehen, befteht nit. Der Umſtand 
aber, daß das Strafgericht jenes Depofitum als ein im Sinne des 
8. 355 Str. P. D. zu behandelndes bevenflihes Gut erklärt hat, Tann 
bem Bollzuge der — früheren Rechten unbeſchadet — bewilligten 
executiven Pfändung desſelben nicht entgegen ftehen, weil für ben 
Fall, als dritte Perfonen Anfprühe auf das Depofitum nachzuweiſen 
vermöchten, ihnen bevorftehen wird, die Aufhebung ver geführten Exe⸗ 
cution zu erwirken. 
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Nr. 1373. 


Mögliher Inhalt des Urtheils: Unzuläffigkeit ver Zuerken- 

nung eines von einer noch unerfüllten Suspenftobedingung 

abhängigen Rechtes. — Unzuläfjigfeit der Super» Pränotas 

tion einer fpäter fälligwerdenden Forderung auf einer früher 
fälligen. 


Ente v. 13. Auguft 1861, Nr. 5060 (Beitätigung des dad Urtheil des 
8. 6. Liban dv. 18. September 1860, Nr. 3168, abändernden Urtheild des 
D. 8. ©. Prag v. 25. Februar 1861, Nr. 22475). Tribline 1861, Wir. 216. 


B verfaufte dem A ein Gut und verpflichtete fih dem Käufer 
zur Zahlung von 4000 fl., wenn binnen 10 Jahren a dato des 
Kaufes der dabei befindliche einem Dritten gehörige Teich treden ge= 
legt würbe; A blieb einen 4000 fl. betragenden Theil des Kauf⸗ 
ſchillings ſchuldig, verpfändele dafür das erfaufte Gut und verjprad 
dem B die Zahlung in Raten nah 6 Monaten, refpective 1 Jahre 
a dato bes Kaufe. Auf Grund diefes fchriftlich errichteten Vertrags 
ließ A feine bedingte. Forderung gegen B auf der Kauffhillingsforde- 
rung des Lebtern pränotiren und ftellte in ver hierauf angebrachten 
Juſtifiecirungsklage das Begehren 1. daß B ſchuldig erfannt werbe, 
ihm, wenn der befagte Teich binnen 10 Jahren vom Tag des Rauf- 
vertrags troden gelegt fein follte, 4000 fl. zu bezahlen und 2. daß 
bie erwirfte Pränotation für gerechtfertigt erflärt werde. — Das 
Klagebegehren wurde von dem Gerichte erfter Inſtanz zugelafien, 
vom O. L. ©. abgemiefen. 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte das ob ergerichtliche Urtheil. 
Die Abweitung ad 1 des Petit8 wurde damit motivirt, daß ein ſus⸗ 
penfto bedingtes Recht nach den 88. 897, 699 und 703 a. b. G. B. 
erſt mit dem Eintritt der Bedingung erworben werde, die bedingte 
richterliche Zuerkennung eines Rechtes aber nad $. 248 a. ©. O. 
unzuläffig fei, weil ein derlei bevingtes Urtheil keineswegs beftimmt 
und ausführbar fei, da immer erft noch die Yrage, ob die Bedingung 
eingetreten fei, auf dem orbentlichen Rechtswege ausgetragen werben 
müßte. Ad 2 des Petits wird in den Entſcheidungsgründen bemerkt, 
daß der Kauffchillingsreft, auf deſſen Forderung der Kläger die Prä⸗ 
nolation erwirkte, Iant Vertrag binnen Sahresfrift a dato des Kaufe 
geſchäftes vollftändig zu bezahlen fei, diefem Forderungsrechte des Be⸗ 
Hagten aber das Pfandrecht, welches der Kläger, ohne daß es ihm 
im Bertrage eingeräumt wurde, daran geltend machen will, wider» 
ftreiten würde, da bei dem Beſtande desfelben der Willfür des Klä⸗ 
gers es heimgegeben bliebe, vie Zahlung des nah Yahr und Tag 
fälligen Kauffchillingsreftes auf längere Zeit, möglicherweife bis auf 
zehn Jahre hinanszufchieben, daß jomit die Pränotation feines even- 
tuellen Erſatzanſpruches, wenn auch die allgemeinen gefetlichen Be⸗ 
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dingungen dafür vorhanden wären, nad den fpeciellen Beftimmungen 
des vorliegenden Vertrags unzuläffig fei, und daher das Begehren 
ad 2 gleichfalls abzumweifen war, wobei e8 ſelbſtverſtändlich dem Klä⸗ 


ger unbenommen bleibt, feine Sicherftellung an dem fonftigen Ber- 
mögen des eventuell Berpflichteten zu fuchen. 


Nr. 1374. 


Berfall einer Geldſchuld an einem Sonn- oder allgemeinen 
Veiertage. 


Entf. v. 20. Auguſt 1861, Nr. 4191 (Beftätigung ded Urtheild ded B. ©. 
Bi v. 15. November 1860, Nr. 5046. Abänderung des Urtheils de 
O. L. ©. Brünn v. 5. Mai 1861, Nr. 739). ©. H. 1862, E. 44 ff. 


B und C verjpraden mittelft Schulpfchein dem A in solidum 
die Zahlung von 1000 fl., die er in Folge eines ihnen zurüdgeftellten 
Wechſelaccepts zu fordern hatte, in vierteljährigen Raten & 50 fl. 
wovon die erfte Ende December 1857 und bie fpäteren je nach brei 
Monaten verfielen, und räumten ihm das Recht ein, bei nicht pünlt- 
licher Einhaltung der Raten den Reſt der Forderung auf einmal zu 
verlangen. ˖ Da fie nun die am 30, September 1860 verfallene Rate 
an jenem Tage nicht bezahlten, fo belangte A die Schuloner B und C 
auf Zahlung des ganzen Reſtes per 450 fl. Die Bellagten wenveten 
ein, daß der 30. September 1860 auf einen Sonntag fiel, an wel- 
hem die Yallfrift nicht ablaufen konnte, und daß fie dem Kläger am 
darauffolgenden Zage die Zahlung anboten, von ihm aber die An⸗ 
nahme berfelben abgelehnt wurde, was er im Procefje nicht ableug-« 
nete. — Das Gericht erfter Inftanz wies den Kläger ab und zwar 
aus folgenden Gründen: „Die Entjheidung des Nechtsftreites hängt 
von der Trage ab, ob die Bellagten nad) der von ihnen angerufenen 
Analogie der Wechſelordnung berechtigt waren, die Zahlung der an 
einem Sonntage verfallenen Rate bis zum nädften Wochentag auf- 
zufchieben oder nit. Der 8. 902 a. b. ©. 8, beftimmt, daß Ver- 
träge in der von den Parteien verabreveten Zeit erfüllt werden müſſen. 
Da nun für den Yall, wo eine Öeldzahlung auf einen Sonntag ver- 
ſprochen wurde, in jenem allgemeinen Geſetze keine Vorſehung ge- 
troffen ift, fo muß gemäß$.T7 a. b. ©. 2. hierbei auf ähnliche in 
ven Gefegen normirte Fälle und auf die Gründe diefer verwandten 
Geſetze Rüdficht genommen werden. Sole Vorſchriflen, welche von 
Leiftungen und Rechtsgeſchäften an Sonntagen handeln, finden ſich fchon 
in ben 88. 378, 380, 382 a. ©. D.; fie beabfichtigen offenbar die 
Heilighaltung des Sonntags und aus $. 382, welcher vie Pfänpung 
wegen einer durch Urtheil zuertannten Geldſchuld an einem Sonntage 
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verbietet, ergibt fih, daß an einem folhen Tage auch nicht die Zahlung 
derfelben geforbert werden kann. Ganz klar und deutlich aber ſpricht 
fih darüber der Art. 92 W. O. vom 25. Yänner 1850 in ben 
Worten aus: Verfällt der Wedel an einem Sonntage oder allge- 
meinen Teiertage, fo ift der nächſte Werktag ber Zahlungstag', und 
die Analogie dieſes allgemeinen Gefeges, weldem ebenfalls die Abſicht 
der Heiligung des Sonntags zum Örunde liegt, findet hier umſomehr 
Anwendung, als der Rechtstitel der Forderung des Klägers aus zu« 
rüdgeftellten Wechjelaccepten der Beklagten berrührt und durch ben 
fpäter ausgeftellten Schulpfchein nur die Zahlungsfriften beftimmt wor- 
den find." — Das Oberlandesgeridht entſchied nach dem Slagebegehren, 
weil die Vorfchriften der G. O. und der W. DO. auf den vorliegen- 
den Tall nicht anzuwenden, fondern derjelbe nach den Vorfchriften des 
a. b. ©. 3. zu beurtheilen fei und nad dieſen auch entfchieden wer- 
den könne, ohne die Analogie eines anderen Geſetzes gebrauchen zu 
müffen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In⸗ 
ftanz „mit Feſthaltung ber erftrichterlihen Eniſcheidungsgründe und in 
der befonderen Erwägung, daß, wenn ſchon mit der Ausftellung des 
Schuldſcheines eine Novation eingetreten ift, doch immerhin auf ben 
Urfprung der Schuld aus Wechſeln zurüdgefehen werben darf; daß 
nicht nur der Art. 92 W. O., fondern aud die 88. 378, 380 und 
382 a. ©. D. analoge Anwendung finden, wodurd rüdfichtlich der Ein- 
reihung von Schriften und der Execution wegen einer Geldſchuld bie 
Sonn- und Feiertage ausgefchloffen find; daß es demnach weder ger 
recht noch billig wäre, wenn bie Bellagten, da von ihnen die Zah— 
lung anftatt an dem hierzu beftimmten Tag, der ein Sonntag war, 
erft am nächſtfolgenden Zage, einem Werktage, angeboten und vom 
Gläubiger ausgeſchlagen wurde, in Anfehung des ihnen eingeräumten 
Rechtes zur ratenmeifen Zahlung in Verfall erklärt würden, der in 
feinen Folgen einer unverhältnigmäßigen Conventionalftrafe gleihläme, 
weldhe nad Analogie des 8. 1336 a. b. ©. 3. vom Richter gemäßigt 
werben fann“. 


Nr. 1325. 
Unzuläffigfeit des Anfpruches auf Alimente pro praeterito. 


Eutſch. v.20. Auguft 1861, Re N (eibünderung der gleihförmigen 
Urtheile des B. ©. Karbit v. üra 186 ‚Nr. 953, nud des O.L ©. 
Brag v. 7. Mat 1861, “ir 259 1). line 1861, Nr. 234. 


In der Paternitäts⸗ und Alimentationsflage, welche der Vor⸗ 
mund und die Mutter des außer der Ehe gebornen A gegen deſſen 
Bater B anftellten, wurde unter anderem begehrt, daß B ſchuldig er- 


— 3552 — 


kannt werde, für die Zeit vom Tage der Geburt des Kindes (13. De- 
cember 1846) bis zum Tag der Klage (16. October 1859) vie mit 
25 kr. täglich berechneten Koften der Verpflegung desfelben der Vor⸗ 
mundfchaft des Kindes zu bezahlen. | 

Diefe von beiden Untergerichten mit Herabjegung bed Betrages 
auf 7 kr. täglich zugelaffene Forderung hat der oberfte Gerichtshof 
aus den nachftehenden Gründen abgewiefen: „Die Forderung wurde 
aus dem Titel der Verpflichtung des unehelihen Vaters zur Ber- 
pflegung feines Kindes im Namen und zum Bortheile des Letzteren 
geſtellt. Diefer Anſpruch ift aber im Geſetze nicht gegründet, weil 
das unehelihe Kind die Verpflegung, welche e8, gleihwohl von einem 
Dritten, fchon erhalten hat, von feinem Vater nicht mehr fordern kann, 
und nur biejenigen, welche es verpflegt und fomit-einen Aufwand be⸗ 
ftritten haben, der dem unebelihen Bater oblag, nad 88. 167 und 
1042 a. 6. ©. B. beredtigt wären, den Erfag desfelben zu fordern.“ 


Nr. 1376. 


Rechtsmittel gegen die von Seite eines Milttärgerichtes er» 
folgte Ablehnung eines von einem Civilgericht requirirten Ere- 
cutionsactes. 


Entid. v. 21. Auguſt 1861, Nr. 5586 Beftütignug, der Deerete des 9. ©. 
Wien v. 8. Juni 1861, Ar. 40846, und des DO. L. G. Wien v. 10. Jnli 
1861, Nr. 7137). G. 3. 1861, Nr. 143. 


A führt wechfelrechtlihe Execution auf gewiſſe, dem B gehörige, 
in Verwahrung eines Militärgerichtes befindliche Obligationen. Vom 
Erfenntnißgeriht um die Vornahme der Pfändung angegangen, ver- 
weigert das Militärgericht diefelbe, weil es fi um eine Wechfelfache 
bandle, B aber noch Refervemann und daher wechfelunfähig fei. Von 
diefer Antwort verftändigte das Erfenntnißgericht den Erecutionsführer, 
welder nunmehr bat, das Gericht möge fih auf Grund des 8. 3 
der 3. N. vom 20. November 1852 durch das Oberlandesgericht an 
das Militär-Appellationsgericht wenden, um ben Erecutiondact zu er- 
wirken. Mit diefem Geſuche ward A von allen drei Inftanzen abge- 
wiefen, von dem oberften Gerichtöhofe, weil über die Grunphältigfeit 
des Befchluffes, womit das Landes-Militärgericht den Vollzug eines 
vom Handelsgerichte in Streitfachen bewilligten Actes ablehnte, das 
jener Gerichtsbehörde vworgefegte Militär-Appellationsgeriht zu ent⸗ 
ſcheiden hatte, an welches fi die Partei im Wege des Recurſes un⸗ 
mittelbar wenden fonnte, ohne daß es der requirirenden Gerichts⸗ 
behörde und dem dieſer vorgefetten Oberlandesgerichte oblag, das 
Intereſſe der Partei dor dem zuftändigen Militär-Appellationsgerichte 
zu vertreten; ber Yal einer Streitigfeit über die Oerichtszuftän« 
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bigfeit zwifchen Gerichtsbehörden aber nicht eintrat, und ſelbſt in dieſem 
alle es Sache bes Klägers geweſen wäre, gegen den hanvelsgericht- 
lichen Beicheid, womit ihm das Crecutiondgefuh unter Bekanntgabe 
der vom Landes. Militärgerichte ausgefprochenen Unausführbarfeit 
lediglich zurückgeſtellt wurde, den Recurs zu ergreifen. 


| Nr. 1377. 
Unvirkſamkeit des Verzichts auf Das aus einem Tünftigen 
Zwangscours⸗Geſetz erwachſende Recht, in Banknoten nach 
dem Nennwerth zu zahlen. 


Entſch. v. 27. Anguft 1861, Nr. 5136 (Beftätigung der Urtheile des L.G. 
Troppan v. 26. Februar 1861, Nr. 674, und des D. 8%. G. Brlium v. 
22. Mai 1861, Nr. 3096). Tribline 1861, Nr. 226. 


A belangte den B mit der Hypothekarklage um Zahlung eines 
Darlehens, welches er laut Schuldurkunde dem Schuldner C im Jahre 
1827 in öfterreihifchen Silberzwanzigern, 60 Stüd auf eine kölniſche 
Mark fein Silber ausgeprägt, hingegeben und C in der gleichen Me- 
taligelvforte mit der Erklärung zurüdzuftellen verſprochen hatte, daß 
fein Gefeß, welches etwa die Zurüdzahlung in Papiergeld oder ſchlech⸗ 
terer Münze geftatten möchte, ihn dagegen ſchützen foll, und daß er 
auf jede derartige Begünſtigung verzichtet. | | 

Bon allen drei Inftanzen wurde das auf Zahlung in Silber 
eftellte Begehren, welchem ver Bellagte das Recht, in nad dem 

ennwerth berechneten öfterreihiihen Banknoten zu zahlen, entgegen- 
feßte, abgewiefen und zwar auf Grund des Patente vom 2. Juni 
1848 Nr. 1157 3. ©. ©., deflen Beſtimmungen durch den Brivat- 
willen der Parteien ſchlechthin nicht entlräftet oder geändert werben 
nnen, 


Nr. 1378, 


Bertragsmäßiger Anſpruch auf Erfag der. Koften einer durch 
Schuld des andern Eontrahenten nothwendig geworbenen Bau- 
führung: Zeitpunkt der Fälligkeit desfelben. 


Eniſch. v. 27. Arguſt 1861, Nr. 5196 (Abänderung der gleigfärmigen 
Urtheile deö 8. ©. v. 29. September 1860, Nr. 13243 ” 
de8 D. 2. ©. Brag v. 26. Februar 1861, Nr. 2378). ©. 5.1862, 6. 377fi. 


Zwifchen A und B, durch defien Schuld das Haus des Erfte- 
ren abgebrannt war, kam ein gerichtlicher Bergleih zu Stande, worin 
B ſich verpflichtete, die mit dem Wieveranfban des Hauſes verbund:- 

Ölafer, Unger und Walther Entjc. IE, 23 
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nen Profeffioniften- und Arbeiterlöhne zu beſtreiten. A belangte nun, 
noch vor Beginn der Bauführung, den B auf Zahlung diefer Koften, 
deren Betrag er durch einen Kunftbefund nachzuweiſen fich erbot, und 
wurbe von beiden Untergerichten für vermalen aus dem Grunde ab- 
gewiefen, weil er mit dem Aufban des Haufes noch nicht begonnen 
babe nnd die Handwerker ihren Lohn gemäß $. 1156 a. 5. ©. 2. 
erft nach gelieferter Arbeit fordern können, die anderen Arbeiter aber 
in decurfiven Wocenraten zu bezahlen ſeien. 

Der oberfte Gerichtshof Hingegen erlannte auf den oben er- 
wähnten, vom Kläger angebotenen Kunftbefund und zwar in „Er: 
wägung, daß nah F. 1295 a. 6. ©. B. Jedermann beredhtigt ift, ben 
Schadenerſatz fogleich zu fordern, da das Geſetz die Geltendmachung 
diefes Rechts an keine aufſchiebende Frift Mnüpft; daß tie im Ber- 
gleiche verfprochene Leiflung fich nur als ein Beftandtheil des Schaden⸗ 
erſatzes darftellt, welchen der Kläger, ohne ven in Mitte liegenden Ber- 
gleich, nad) SS. 1295 und 1323 a. b. ©. 2. im vollen Umfange fofort 
anzuſprechen berechtigt ift, und daher nach den nämlichen gefetzlichen 
Beftimmungen beurtheilt werden muß; daß der vom Kläger er 
bobene geringere Anfprud um fo weniger als verfrüht angejehen wer- 
den kann, als ihm der Erjat bes erlittenen Schadens in dem vom 
Bergleiche bezeichneten Umfange auch dann gebühren würde, wenn er 
die Wiederherftellung bes Haufes gänzlich unterliepe. 


Nr. 1379. 


Rechnungsproceß: Beftreitung der Berechtigung des Rech—⸗ 
nungsleger®. 


Entih. v. 27. Anguft 1861, Mr. 5228 (Beftätigung des Derretd des 2. ©. 
adna v. 30. Ayril-1861, Nr. 4146, Abänderung des Detrets des O. L. G. 
emedig dv. 28. Mai 1861, Ar. 0269), zeitier. f. d. öfter. Notariat, 


Ein Handelsgefellfchafter forderte mittelft Klage die Erben des 
andern Geſellſchafters auf, die von ihm über feine Gejhäftsführung 
abgelegte Rechnung zu genehmigen oder zu bemängeln. Nachdem das 
Gericht hierauf deu im 8. 165 weſtgal. ©. DO. vorgefhriebenen Be- 
ſcheid erlaffen hatte, Aberreichten die aufgeforderten Erben anftatt der 
Klage eine Einrebe, worin fie dad Recht des Gegners, Rechnung zu 
legen,. beftritten. — Das Gericht erfter Inftanz ließ die Einrede dem 
Aufforberer zur Anbringung ſeiner Replik zuftellen. Dagegen recurrirte 
berfelbe, weil den Aufgeforderten lediglich frei ftehe, vie Rechnung zu 
bemängeln oder zu genehmigen, und nicht darüber erft Proceß zu 
führen. Das Oberlandesgericht entſchied, mit Aufhebung der erftrichter- 
lichen Verordnung, im Sinne des Recurrenten. 
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| Der oberite Gerichtshof beftätigte ben erftrichterfichen Beſcheid, 
in Erwägung, daß es fi) mit den Grunbfäßen bes Aufforverungs- 
procefjes nicht verträgt, dem Aufgeforberten die Möglichkeit zu nehmen, 
die Legitimation des Auffordererd zur Ablage ver Rechnung überhaupt 
zu beftreiten und dieſe Frage in erfter Reihe ber richterlichen Ent- 
ſcheidung zu unterziehen. | 


Nr. 1 380. 


Berlängerung der Friſt zur Rechtfertigungsklage aus dem 
Grunde nahe bevorftehenver Fälligkeit der pränotirten For⸗ 
berung. | 


Entſch. v. 27. Angnit 1861, Ar. 5753 (Beftätigung des das Deeret des 
8. G. Olmütz v. 4. Inni 1861, Nr. 3153, abündernden Decrets des Q. 2. G. 
Brlinn v. 3, Juli 1861, Nr. 4284). G. H. 1862, ©, 246 ff. | 
. Ein Gefuh um Berlängerung der Frift zur Rechtfertigungs - 
Hage warb in erfter Inſtanz zurückgewieſen, „va der Umſtand den 
noch nicht eingetretenen Yälligfeit der pränotirten Forderungen keir 
gefeglicher Grund zur Gewährung der Frift behufs Einbringung der 
Recifertigungsflage fer". Die zweite Inſtanz gab dem Geſuche 
ftatt: „Denn — fo lauten die Motive der Erledigung — der Gep- 
ner des Kecurrenten bat in feiner Aeußerung nicht wiberfprocen, 
daß die pränotirten Wechſel am 10., 20. und 30. Juli fällig wer- 
den. Bei diefer nahe bevorftehenden Fälligkeit der pränotirten For- 
derungen wäre es aber eine ganz zwediofe Koftenverfplitterung, zuerft 
einen Streit auf bloße Yuftificirung der Pränotation anhängig zu 
maden, um fofort, wenn die Wechſel zur Verfallzeit nicht bezahlt 
werben, vielleicht eine neue Klage auf Zahlung einzubringen. Die 
furze Frift bis zur Fälligkeit der_Wechfel kann daher immerhin noch 
abgewartet werben.“ Zu 
Der oberfte Gerichtshof trat der. Entfcheivung und den Gründen 
der zweiten Inſtanz bei. 


Nr. 1381. | 


Umfang der Haftung des Verkäufers einer inbividuell be- 
| ftimmten Sade. Facultas alternativa.  ..., 
Entſch. v. 28. Anguk 1861, Nr. 4844 (Bestätigung deB daB Urfheil des 
H. Wien v. * 1861, Nr. 21305. Nbänbernden Urtheil® des 
D. 28. G. Wien v. 5. Juni 1861, Nr. 4785). ©. 3. 1861, Nr. 146. 
Das Handlungshaus B hatte dem A drei nad Serie und 
Nummer bezeichnete Crebitlofe verkauft; als die Uebergabe erfolgen 
ſollte, zeigte ſich, daß dieſe drei Loſe fih in Händen des C befanden, 
28* 
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welcher fie dem A nur in Verbindung mit andern 47 Stück Loſen 
und zu einem Preife überlafien will, welcher den Börfencours von 
50 Städ Erebitlofen um 164 fl. überſteigt. A Hagt nun B auf 
Erfüllung des Bertrages oder Zahlung einer Entſchädigungsſumme 
von 164 fl. 

Die erfte Inſtanz wies das Degehren zurüd, weil die Erfül- 
lung des Vertrages, ba fi die Loſe im Befige Dritter befinden, 
nicht möglich, ein Schaden aber nicht nachgewiejen jet. 

Die beiden oberen Inſtanzen verurtheilten den Beklagten zur 
Lieferung der Lofe und gaben ihm frei, ſich durch Zahlung von 164 fl. 
diefer Verbindlichkeit zu entledigen. In den vom oberften Gerichts⸗ 
hof genehmigten Gründen ver zweiten Inſtanz heißt es: 

„Da in diefem DBertrage die für den Kläger angelauften Lofe 
nach Serie und Rummer genau bezeichnet ‚find, fo können die Ge⸗ 
Hagten ihrer vertragsmäßigen Pflicht vollſtändig nur dann genügen, 
wenn fie ebendiejelben Loſe dem Kläger abliefern. Die Einwendung 
verjelben, daß fie diefe Loſe nicht mehr im Befige Haben, kann nicht 
berüdfichtigt werbeu, weil laut der vorliegenden Kaufbriefe angenont- 
men werben muß, baß fie biejelben zur Zeit ver Vertragsfchließung 
wirflih in Händen hatten, und für jebe Dispofition mit dieſen Loſen 
vor Ablauf der bevungenen Lieferzeit deu Kläger verantwortlich blei- 
ben. Endlich ift auch fein Umftand nachgewiefen, aus welchem ber- 
vorgehen würde, daß ihnen die Rückverſchaffung diefer Papiere unmög- 
fei fei. Das weitere Begehren auf Zahlung eines Schavenerfates per 
164 fl. wurbe alternative geftellt, und e8 mußte daher dem Geklag⸗ 
ten das Recht gewahrt werden, ſich durch die Bezahlung viefer Ab- 
findungsfunme von dem Anſpruche auf Lieferung der Lofe zu bes 
freien; das Begehren auf Zuerkennung dieſes Schabenerfages jedoch 
ift verfräht, weil der Kläger felbft bie Erfüllung bes Vertrages nodj 


für ausführbar hält, daher der Fall eines Schadenerſatzes derzeit 
nicht eingetreten ift.“ 





Jr. 1382, 


Berfahren bei der Erfolglaffung eines Meiftgebotes im Ball 
“einer Eollifion von Pfandgläubigern. 


Entſch. v. 28. Auguſt 1861, Nr. 5716 (Beftätigung des Decretö ded O. 8. G. 
Wien v. 16 Juli 1861, Nr. 4 ri 6 Ei 1861, Nr. 14%, 


A führt Execution auf bie Mobilien des C, an welden and 
noch andere Gläubiger ein Pfandrecht erwirkt haben, und woran 
B ein gefegliches Pfandrecht als Vermiether in Anfpruh nimmt. A 
bringt. nun ein gegen den, Erecuten und die jämmtlichen Gläubiger 
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gerichteteß Geſuch ein, worin um Erfolglaffung des Meiftgebotes und zu 
dieſem Behuf um Borladung zu einer Tagſatzung mit dem Beifag, 
daß die Ausbleibenden als einwilligend angefehen würben, gebeten 
wird. Dei der Tagjagung erfhien nur B, nahm ein Vorrecht im 
Pfandrecht in Anſpruch und beftritt das Pfandrecht des A, ohne Übrigens 
feine eigene Forberung zu liquiviren. Die erfte Inſtanz wies eben 
wegen ber Streitigfeit aller dieſer Anfprüde und weil ein Begehren 
um ein Erkenntniß nicht vorliege, dad Gefuch des A ab; die zweite 
dagegen verfügte die Fortfegung der Verhandlung über alle Diefe noch 
nicht feftgeftellten Verhältniſſe. | Ä 
Diefe Berfügung warb vom oberften Gerichtähef beftätigt, „weil 
das Erfolglaffungsgefuh ausdrücklich das Begehren um vorläufige 
Einvernehmung der übrigen Pfandgläubiger mit dem Beifate, daß die 
nichterſcheinenden Geklagten als einwilligend zu betrachten feien, ent» 
hielt; dieſer Beiſatz auch in bie erfte Erledigung des Geſuches auf- 
genommen wurde, und fohin das Begehren um Erkenntniß, die Ge- 
klagten ſeien ſchuldig in die Erfolglaffung zu willigen, erſetzt; und 
‚weil es im Uebrigen gar feiner fürmlichen Klage bevarf, va A bereits 
erecutiensfähige Urkunden befigt, wider B aber ſolche nicht braucht, 
da er nicht gegen ihn, fondern wider C Execution führt.” 


Nr. 1383. 


Anfpru auf Alimentation troß Aufhebung der Ehepacten 
wegen verfchuldeter Scheidung. 


si v. 4. September 1861, Nr.5499 (Beftätigung des Urtheils des B. G. 
Kirchdorf v. 31. Juli 1861, Nr. 7981, Abänderung des Nrtheild des Q. L. ©. 
Wien v. 21. Mai 1861, Nr. 3181). Tribüne 1861, Nr. 288. 


Nachdem das Ehegericht die Scheivung der A von ihrem Gatten 

B bewilliget und erfannt hatte, daß fie von dem Letztern verſchuldet 
worden fei, belaugie die A den B wegen Aufhebung ver Ehepacte, 
Herausgabe des empfangenen Heiratsgutes. von 1000 fl. und Zahlung 
von 40 fr. täglich für Alimente, Der Bellagte machte unter andern 
die Einwendung, daß die Klägerin nad $. 1264 a. 6. ©. B. nur 
glternativ entweder die Aufhebung der Ehepacte oder den Unterhalt 
—* könne. Nichtsdeſtoweniger wurde vom Gerichte erfier In⸗ 
nz und vom oberſten Gerichtshofe dem Klagebegehren, mit Herab⸗ 
ſetzung des täglichen Alimentenbetrags auf 26 kr., ſtattgegeben und 
som oberften Gerichtshofe in den Motiven bemerft, daß neben dem 
Begehren um Aufhebung der Ehepacte und Herausgabe des Heirate- 
gutes auch die Unterhaltsforderung. der Klägerin nah $. 1264 a. b. 
G. B. rechtlich gegründet ſei und durch das Begehren um Zurüd- 
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ftellung bes Heiratsgutes nicht beirrt werden könne, weil dies eine 
natürliche Folge. der Aufhebung der Ehepacte und darum nur ber Be⸗ 
trag der Alimentenforberung niebriger auszumeflen if. 


Nr. 1384, 


Theilung des Schadens zwifchen Machthaber und Machtgeber 
wegen beiberfeitigen Verſchuldens. 


ch. v. 5. September 1861, Nr. 5090 (Abändernug der Urtheile des 
8. %. Waidhofen a. d. Ybbs v. 13. Februar 1861, Nr. 2585, und des 
O. L. G. Wien v. 28. Mai 1861, Nr. 4581). ©. 3. 1861, Nr. 126, 


Einer Schadenerſatzklage, welche A (wegen bes in den Entjchei- 
bungsgränden des oberften Gerichthofes erzählten Sachverhaltes) gegen 
feinen Bevollmächtigten B einbrachte, warb in erfter Inſtanz voll⸗ 
fländig, in zweiter gar nicht flattgegeben. 

. .. Der oberfte Gerichtshof hat mit Abänderuug beider Urtheile dem 
Kläger nur die Hälfte des angefprochenen Betrages zuerkannt. Die 
Grunde waren: „Der Gellagte gefteht, daß er vom Kläger 305 fl. 
mit dem Auftrage erhalten hat, fie für denſelben fiher auf Zin- 
jen anzulegen; daß er ihn benachrichtigte, dieſes fei geſchehen, daß 
er wirflih dem W vie 305 fl. als Darlehen gab, laut veffen 
Schuldſchein vom 25. April 1847, worin das Pfandrecht auf zwei 
Ueberländgründe eingeräumt ift; Daß er jedoch die inverleibung 
des Pfandrechts nicht beforgte, obſchon er den Schuldſchein durch brei 
bis vier Jahre in feinen Händen hatte Er bat demnach die über 
nommene Bertragöpfliht (8. 1009 a. b. ©. B.) nicht erfüllt. Durch 
die unterlafjene Sicherftellung des Darlehens ift ſelbes unwiderſpro⸗ 
hener Maßen verloren gegangen, da für obige zwei Ueberländgründe 
1250 fl. 86 fr. zur Bertheilung an die Satgläubiger gelangten, fo 
daß die 305 fl. ſammt Zinfen reichlich gedeckt geweſen wären. 
Es muß daher Geklagter nah 88. 1295 u. 1297 a. 6. ©. B. um 
jo. mehr für erſatzpflichtig erklärt werben, als feine Angabe, er jei 
durch die Weigerung des Schuldners an der Sicherftellung verhindert 
gewefen, ganz unftichhältig if, va W feine Zuflimmung im Schul» 
heine bereits ertheilt hatte, und auch ohne jelbe die Vormerkung bes 
Pfandrechtes hätte erwirkt werden können. Andererfeitd aber Tonnte 
der Kläger wohl Anfangs fi) mit der Belanntgebung des Geflagten, 
daß fein Geld mit Sicherheit angelegt ſei, zufrieden ftellen; nachdem 
er jevoh im Jahre 1851 den Schulofchein ausgefolgt erhielt, worauf 
der Bollzug einer Pfandrechtsbewilligung nicht exfichtli wear, umb 
democh bis zum Jahre 1356 fich nicht näher erkundigte, ob die For⸗ 
berung wirklich fichergeftellt fei, daher auch diesfalls nichts vorkehrte, 
—— ihm gleicher Maßen ein Verſchnlden zur Laſt, und es wurde 
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deßhalb, in Anwendung der Vorſchrift des 8. 1304 a. b. G. B. er- 
fannt, daß jeber Theil die Hälfte des Schadens zu tragen habe.“ 


ir. 1385. 


Anſpruch des Klägers auf Erſatz der Gerichtskoſten, unge⸗ 
achtet er (vor der Streiteinlaſſung) einen Theil feines Be- 
gehrens fallen ließ. 


2.0.0 v. 11. September 1861, Nr. 5323 (Beftätigung des Urtheils des 

5. Benehig v. 22. April 1861, Ne. 7320, band erung des Urtheils 

8, ©. Venedig v. 11. Juni 1861, Nr. 98 28). Gioınale di 
Giurispr, 1861, ©. 334 ff. 


In einer ſummariſch verhandelten Rechtsſache erhob bei ber 
Tagfagung der Beklagte Einwendungen gegen die Zuläfjigfeit des 
fummarifhen Verfahrens. Um die hierdurch verufachten Schwierig- 
keiten zu befeitigen, ließ der Kläger einen Theil feines Begehrens 
fallen; bezüglich des Reſtes wurde fohin verhandelt, der Bellagte. 
ward fachfällig befunden und zum Erfag der feit dem Rücktritt von 
einem Theil des Klagebegehrens erwachjenen often verurtheilt.. 

Die zweite Inftanz erklärte dagegen die Gerichtskoſten für 
gegenfeitig aufgehoben, und zwar hauptſächlich weil der Kläger felbft 
einen Theil feines Begehrens aufgegeben habe, was einer theilweifen 
Sachfälligkeit gleichkomme. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte dagegen das Urtheil der 
erften Inſtanz „in Anbetracht des 8. 515 it. ©. O. (5. 398 a. 
G. D.), nah weichem in der Regel Iener, der in-bem. abgeführten 
Rechtsſtreite fachfällig geworben ift, dem Gegner die Gerichtskoſten 
zu erjegen hat, und in der Erwägung, daß die vor der Einrede er- 
folgte Aenderung oder Berichtigung des Klagebegehrens nicht einmal 
einen theilweifen Rücktritt begründet.‘ 


Nr. 1386. 
Ungiltigleit eines Vertrages wegen Handlungsunfähigteit 
eines der Kontrahenten: Anfpruch des anderen Kontrahenten 
auf Reftitution und eventuell auf Vergütung feiner Teiftung. 
eat. v. 12. September 1861, Nr. 5526 —— der zurteue des 


. G. Karolinenthal v. 18. A — 1860, N 
Brag v. 11. Februar 1861, Nr. 219). Tribitne 1861, Hr. 243 u. —8* 


Averkaufte dem B ein Paar Pferde um 600 fl. und einen. 
Wagen um .5BOOfl. Der Käufer, welder das Kaufgeld ſchuldig blieb, 
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war ein Mann in den Dreißigen und Yamilienvater, fland aber noch 
unter Vormundſchaft, die das Gericht Über ihn verlängert hatte. Nady 
dem A bie befchräntte Handlungsfähigfeit des B in Erfahrung ge- 
bracht, belangte er ihn auf Zurüdftellung von Pferd und Wagen, 
oder, falls er diejelben nicht mehr befäße, auf Leiftung des Erſatzes 
hierfür mittelft Zahlung von 1100 fl. fammt Zinfen vom Tage der 
Klage. Der Bormund des Bellagten wendete die ihm fehlende Die- 
pofitionsfähigleit ein, behauptete, daß B bei dem Bertragsichlufie ſich 
nicht als eigenberechtigt ausgegeben babe, und trug dem Kläger ben 
unrüũckſchiebbaren Haupteid darüber auf, daß ihm damals die Befchrän- 
tung ber Handlungsfähigkeit des B bekannt geweſen fei. — Das Ge- 
riht erfter Inſtanz verurtheilte ven Bellagten zur Reftitution der 
gekauften Gegenftände und im Entftehungsfalle, unter der Bedingung 
bes vom Kläger zu ſchwörenden Schätungseides, zur Zahlung ver 
eforderten 1100 fl. nebft Zinfen. Das Oberlandesgericht wied ben 
läger ab. 

: Der oberfte Gerichtshof erkannte wie die erſte Inſtanz mit 
ber Wbänberumg, daß er die Gelbforverung des Klägers auf 400 fi. 
für die Pferde und 300 fl. für den Wagen, mithin im Ganzen auf 
700 fl. beſchränkte. „Die Vormundſchaft des Beklagten — fo heißt 
es in. den Motiven — beftreitet ven Klageanſpruch wegen ber durch 
den Mangel der Einwilligung des B begründeten Ungiltigleit des 
Kaufvertrages. Allein wer die Aufhebung eines Vertrages aus die⸗ 
fem Grunde verlangt, muß nad 8. 877 a. 5. ©. B. auch Alles 
zurüdftellen, was er aus dem Bertrage erhalten hat; nad 8. 1447 
ebenvort darf Niemand mit dem Schaden eines Andern fich bereichern; 
der 8. 1295 berechtigt Seven, von dem Beſchädiger ven Erſatz des 
Schadens zu fordern, den ihm dieſer aus Berfhulden zugefügt hat; 
nnd nad 8. 1323 muß behufs der Erfagleiftung, wenn die Ber- 
fegung in ben vorigen Stand nit thunlid, der Schägungswerth 
vergütet werben.” Nun wird in den Motiven hervorgehoben, daß ver 
Beklagte zur Zeit des Vertrages bereits für 6000 fl. eine Befikung 
ohne Intervention der Vormundſchaft gefauft hatte und daß erft nach» 
ber dieſes Gefchäft von dem Pupillargerichte genehmigt, demnach von 
ihm ein Act ausgeübt worden war, der Jedermann an feine Eigen- 
bereditigung glauben mahen mußte; daß die Behauptung des 
Klägers, es fei zur Zeit des Bertragsfchluffes die Pupillenqualität 
bes Beklagten im Grundbuche bei obiger Befigung nicht vorgemerft 
geweſen, gegnerifcherfeits direct nicht beftritten, fondern nur gefagt 
wurde, daß jene Qualität „längfl” vorgemerkt fei, was aber nicht 
ausſchließe, daß die Bormerfung zur Zeit des Vertrages eben uod 
nicht egiftirte, eine Annahme, welde auch durch die dem Kläger an- 
ſtandslos bewilligte Pränotation feiner Forderung auf ber befagten 
Beflgung des B beftätigt werde; daß enplih von dem Vormunde 
bes Bellagien in dem Proceſſe zwar der vom Pupillargerichte ber 
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Gerichtskanzlei ertheilte Auftrag zur Berlautbarung des VBormund- 
Ihaft-Berlängerungsedicts, allein — gegen den Widerſpruch des Klä⸗ 
gers — die Erfüllung diefes Auftrags, die wirklihe Kundmachung 
nicht bewiefen wurde, übrigens der Kundmachung, wenn fie in ver 
That gejhehen wäre, in Beziehung auf den Kläger die Wirkung, 
welche ver 8.2 a. b. ©. B. mit der Publication der Geſetze ver- 
bindet, nicht beigelegt werben könnte. Da überdies das Alter des B 
von mehr als 30 Jahren zur Zeit des Vertragsſchluſſes durch feine 
nothwendig in die Sinne fallende Reife an ver phyſiſchen Großjäh- 
rigleit und daher gejeglichen Eigenberechtigung desſelben nicht ven 
mindeften Zweifel erweden konnte, jo ſei Durch alle dieſe Thatjachen 
die Behauptung des Klägers, daß ihm damals der Mangel der Eigen- 
berechtigung an dem Bellagten unbelannt gewefen, außer Zweifel ge- 
ftellt, um fo mehr, als ver Letztere den Beweis bed Gegentheils, 
ber ihm oblag, fchulbig blieb. Demnach trage der Kläger an ber 
Ungiltigleit des Kaufgefchäftes kein Verſchulden und ein foldes falle 
vielmehr dem Beklagten zur Laſt, weil er zwar nicht feine Eigenbe- 
rechtigung vorgegeben, wohl aber die vorhandene Beſchränkung der- 
jelben verfchwiegen, fomit die Unkenntniß des Klägers benügt habe, 
um mit ihm den Vertrag wie ein Eigenberedhtigter zu fchließen. Daß 
der Kläger, welder dem B die verkauften Sachen übergab, ohne pas 
Kaufgeld zu erhalten, hierdurch an feinem Vermögen einen Nachtheil 
(8, 1293) erleide, fei eben fo zweifellos, als daß der Beklagte durch 
das Behalten des Wagens und ber Pferde und durch die Entbindung 
von jebweben Erſatze aus dem Schaden des Gegners einen unrecht- 
lihen Gewinn zöge. Unter viefen Umftänden fei der Beklagte nach 
der Analogie des 8. 248 a. b. ©. B. dem Kläger dafür verant- 
wortlih, und mußte nad SS. 877, 1295, 1323 und 1447 ebenvort 
zur Zurüditellung ver ihm übergebenen Sachen unbedingt, und falls 
dies nicht möglich wäre, zur Erjagleiftung jedoh nit in der vom 
Kläger angefprochenen Höhe von 500 fl. und 600 fl. (Kaufpreis), 
verurtbeilt werben, weil der Kaufſchilling nicht blos den wirklichen 
Werth ver verkauften Sade, ſondern auch ben bei jedem Staufge- 
ſchäfte erlaubten Gewinn des Verkäufers darftellt, ver Beklagte aber, 
ber nicht feine Eigenberechtigung Liftigerweife pofitiv vorgegeben bat, 
wicht zu der in 8. 866 auferlegten Genugthuung, fondern nur zum 
Erſatz des Schadens, aljo zur Vergütung bed durch den Eid des 
Klägers feftzuftellenden Schägungswerthes der Kaufgegenftände ver- 
pflichtet iſt. 


— 3562 — 


Nr. 1387. 


Eriftenz einer Forderung als Bedingung der Pfandrechts- 
pränotation. 


entiß v. 18. geptember 1861, Nr. 6134 (Beftätigung des das Decret 
des ©. ©, Ralonitz v. 18. März 1861, Nr. 2156, a Derreted 
des O. L. G. Ben v. 28. reg 1861, ‚Nr. 8067). ©. H. 1861, ©. 588. 


Nr. 1388. 
Anfpruh auf Sicerftellung eines Ausgedinges auf einer 
anderen Realität, als von welcher vasjelbe zu entrichten ift. 


Eutit. 0 2. 10. Gentember 1861, Nr. 5265 FE) deö dad Urtheil 
&.6 g v. 27. Decemb er 1860 abändernden Ur⸗ 
theils des 8 rin tyr Wieic 5. Juni 1861, Nr.4504). G. > 1861, Nr. 121. 


ir. 1389. 


Borausfegungen des Anfpruhs auf Genugthuung wegen un. 
gerechtfertigter Beſchlagnahme auf Grund angeblihen Ein- 
griffs in ein Privilegium. 


Le v. 19. September 1861, Nr. 5643 Gachtätt Img des dad Urtheil des 
Q Wien v. 3. October 1860, Nr abändernden Urtheild des 
G. Wien v. 21. März 1861. Ir 7% Tribüne 1861, Nr. 239 


B hatte nad 8. 47 des Privilegiumdgefeged vom 15. Auguſt 
1852 Nr. 184 des R. G. BI. wegen Eingriffes in fein Privilegium 
bie Einftellung des von A betriebenen Gewerbes und ie Beſchlag⸗ 
nahme der worräthigen Erzeugniffe desſelben erwirkt, wurde aber in 
dem Rechtfertigungsproceſſe, ven er nad obiger Borfchrift gegen A 
zu führen hatte, in britter Inftanz fachfällig. Nach gefchehener Auf- 
bebung der Beichlagnahme belangte nun A den B auf Zahlung von 
1700 fl. als Genugthuung für Schimpf und Schaden. In dem Sad 
befunde, auf Grund deſſen B bie Beſchlagnahme gegen A erwirkt 
hatte, erklärten die Kunftverftändigen „mit beftem Wiffen und Ge— 
wiffen“, daß durch die Erzeugung des A, wie fie befchrieben ift, das 
Privilegium des B ald nachgeahmt und beeinträchtigt erfcheine, weil 
bie von A für feine Production gebrauchten Vorrichtungen mit ben 
privilegivten Vorrichtungen des B im Weſentlichen übereinftimmen; und 
aus demfelben Grunde war A mit einem Geſuche um Einftellung 
bes B'ſchen Privilegiums von der Statthalterei abgewiefen worden. 

Das Geriht erfter Inftanz verurtheilte den Bellagten unbe: 
bingt zur Zahlung von 300 fl. für den vom Kläger durch die Beſchlag⸗ 
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nahme erlittenen Schimpf, und unter der Bedingung des Schägung®- 
eive8 zur Zahlung von 600 fl. als Erſatz des entzogenen Gewinnes. 
In den Motiven wurde bemerkt, daß die wegen Eingriffs in ein Pri⸗ 
vilegium geftattete Befchlagnahme gleich dem proviforifchen Arreſt und 
Berbot ein Eingriff in die fremde Rehtsfphäre fei, indem dadurch 
unter der Borausfegung einer angeblihen und erft nachzuweiſenden 
Rechtsverletzung der derſelben Beſchuldigte von Nachtheilen betroffen 
wird, welche nur den wirklich Schuldigen treffen jollen, weßhalb ſchon 
nach einer Yorberung des natürlichen Rechts jede derartige Beſchlag⸗ 
nahme durch den Nachweis der wirklich ftattgefundenen Rechtsverlegung 
gerechtfertigt werden muß, und wo dies nicht gefchieht, die Verant- 
wertung auf denjenigen zurüdfällt, der die Rechtsverletzung herbeige- 
führt bat, und daß aus diefem Grunde das Privilegiumdgefes, indem 
es dem Privilegirten das Sicherftellungsmittel der Beſchlagnahme ein- 
räumt, als nothmwendiges Correctiv gegen willfürliche oder Leichtfertige, 
die Nechtöficherheit gefährvende Anwendung desſelben im 8.47 die 
Vorſchrift Hinzufüge, daß die Beichlagnahme gerichtsordnungsmäßig 
gerechtfertigt werden müfje, widrigens diefelbe auf Verlangen des Be- 
troffenen aufzuheben und dieſem Oenugthuung für Schimpf und 
Schaden zu leiften fei, — daß alfo in dem gegenwärtigen Tale, wo 
durch Erkenntniß der letzten Inftanz entſchieden worden ift, daß B die 
Beſchlagnahme nicht gerechtfertigt habe, der Anſpruch des A auf Ge 
nngthuung für den dadurch erlittenen Schimpf und Schaden rechtlich 
begründet fei. — Das Oberlandesgericht wies den Kläger ab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz. Davon ausgehend, daß der Kläger, um feinen Anfpruch auf 
Schavdenerfag nad SS. 1295 und 1323 a. b. ©. 3. zu begründen, 
Dolus oder Culpa auf Seite des Bellagten nachweiſen mußte, führen 
bie Motive mit Berufung auf den der Beſchlagnahme vorangegange- 
nen Sachbefund und auf die Gründe der Abweifung des vom Kläger 
angebrachten Geſuches um Einftellung ver Ausübung des B'ſchen Pri« 
vilegiums u. |. w. aus, daß B, indem er die Beſchlagnahme begehrte, 
weder dolo8 noch culpos gehandelt habe. Der Umftand — heißt es 
in den Motiven weiter —, daß die Beichlagnahme in den Rechtfer⸗ 
tigungsproceſſe nicht als gefetzlich begründet erfannt wurde, genügt für 
fih allein noch nicht, um das Recht zu einem Schadenerſatz darzuthun, 
weil der $. 47 des Privilegiumsgefetzes demjenigen, der fid in feinem 
Privilegium für beeinträchtigt hält, das Recht gibt, die Beſchlagnahme 
der Mafchinen und Erzeugnifje des vermeintlichen Rechtsverletzers zu 
begehren, daraus aber, daß Jemand von feinem Rechte innerhalb ver 
rechtlichen Grenze, alfo mit Beobachtung der vom Geſetze vorgefhrie- 
benen Formalitäten Gebrauch macht, nah $. 1305 a. 6. ©. B. dem 
Andern, wenn er auch einen Schaden erlitten bat, das Recht, den 
Erſatz desfelben zu fordern, noch nicht erwachſen ift. 
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Nr. 1390. 


Nichtverpflichtung des Verkäufers einer unbeweglichen Sache, 
für die Löſchung eines nach erfolgtem Verkaufe wider ihn 
einverleibten Pfandrechtes zu ſorgen. 


Entſch. v. 24. September 1861, Nr. 5269 (Beitätigung des Urtheils des 
8. G. Landſtraß v. 10. Augnſt 1860, Nr. 953, Abanderung des Urtheils 
30.8. ©. Graz v. 5. März 1861, Nr. 1376). ©. 2. 1861, Nr. 130. 


. kaufte mit Bertrag vom 16. Juni 1852 das Haus des B. 
Zwanzig Tage fpäter erwirkte der Bormund der Ehegattin des B bie 
Einverleibung des Pfandrechtes zur Sicherftellung der lekterer aus 
den Ehepacten erwachſenden Rechte. A bat zn erkennen: B fei 
ſchuldig, die Löſchung diefer Einverleibung zu erwirken. — Die zweite 
Inftanz gab dem Klagebegehren ftatt; die erfte und britte wieſen 
dasfelbe zurüd. 

Gründe der dritten Inftanz: „Es ift zwar zugeftanben, 
Daß der Geklagte dem Kläger feine Halbhube mit dem Bertrage a 
laftenfrei verfaufte; allein andererfeits ift auch zugegeben, daß felbe 
zur Zeit ded Vertrags (16. Yuni 1852) aud wirklich Iaftenfrei war. 
Es erhellt auch aus diefer Urkunde, daß der Käufer durch bie be- 
willigte fogleihe Intabulation in bie Lage gefegt war, den geſetz⸗ 
lichen Befig allfogleich, mithin den des noch unbelafteten Gutes, zu 
erlangen. Der Berfäufer konnte aus dem Vertrage zu einer weiteren 
Leiftung nicht angehalten werden. Wenn aber der Kläger zwei Jahre 
hingehen ließ und erſt am 8. Juni 1854 die Intabulation feines 
Kaufes erwirkte, fo muß es blos feiner Nachläſſigkeit beigemefjen wer- 
den, daß die fpätere Belaftung erfolgen konnte. Hat er ſich überdies 
vor der Bollziehung feines Erwerbes durch die Intabulation um ben 
damaligen Stand des öffentlichen Buches nicht befümmert, oder hat 
er denſelben eingefehen und dennoch das Gut in feinen gejeglichen 
Beſitz gebracht, fo leidet er im erften Falle nad 8. 443 a. 6. ©. B. 
für feine Nachläſſigkeit, oder e8 ift im andern Falle anzunehmen, daß 
er den Erwerb trog der Belaftung feinem Bortheile entfprechend fand. 
Da jedoch die Belaftung ohne Zuthun des Verkäufers geſchah, fo kann 
biefer auch nicht ex facto zur Behebung verfelben verhalten werben, 
abgefehen davon, daß dieſes Klagerecht ſchon als zu fpät angebracht 
und daher nach dem Geſetze (8. 933 a. b. G. 3.) erlofhen, auf bie 
Oppoſition des Gegners zurüdgewiefen werben müßte. Dem bierauf 
gerichteten Begehren des Käufers konnte alſo nicht ftattgegeben werben. 
Inwiefern Kläger der Gefahr ausgefegt wäre, mit feinem Pfandgute 
eventuell eine Schuld des ©ellagten zu befrienigen, und wie er ſich 
Dagegen und vor dem eventuellen Schaven in anderer Weife ficher- 
zuftellen vermöge ($. 928—931 a. b. ©. B.), fällt außer ven Be- 
reich des heutigen Streitpunctes.” - 
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Nr. 1391. 


Berichtigung eines vechtsfräftigen Urtheils und der demfelben 
entiprechenden Eidesformel. 


Entſch. v. 24. September 1861, Nr. 5679 (Beftätigung des dad Urteil ded 
®. ©. Leopoläftadt in Wien v. 29. Jänner 1861, Nr. 18240, abändern- 
den lctheils de8 O. 2. ©. Wien 2.8. Mei 1861, Nr. al). ©. 3. 1861, 


A belangte den B auf Zahlung von 324 fl. als Reſt des 
Kaufſchillings für ihm gelieferte ſechs verſchiedene Partien Spiritus, 
deren letzte in der Klage als am 17. Juni 1857 mit 26 Eimern im 
Betrage von 324 fl. geſchehen angegeben war. B widerſprach den 
Empfang der Waaren, und machte nebſt anderen auch die Einwendung, 
daß er, außer den vom Kläaͤger ſelbſt für die früheren, Lieferungen 
einbefannten Zahlungen nod 315 fl. 21 kr. berichtigt habe. In 
der Replik brachte nun A den Conto c, den er durch feinen Ber: 
tretungstleifter erfüllungsweife befchwören wolle — deſſen Beweiskraft 
aber "Thon erlofhen war — zum Beweife feiner Forderung bei, und 
bemerkte bezüglich der 315 fl. 21kr., daß ſelbe nur eine Vergütung 
für Fäſſer waren, die B bei den erften Lieferungen behalten hatte, 
ſtatt fie zurüdzuftellen, und deren Preis ihm in ber Yattura von 
17. Juni 1857 berechnet worden war, worüber er ihm ben Haupt- 
eid auftrug. Im Eonto e war im Soll des B am 18. Juni 1857 
der Betrag von 315 fl. 21 x. für Gebünde, und am 30. Juni 1857 
jener von 324 fl. für 26 Eimer Spiritus eingeftellt. In der Schluß- 
Ihrift trug Kläger noch dem B ben Haupteid darüber auf, „daß ihm 
bie im Conto ce verzeichneten Ouantitäten Spiritus geliefert wurden”, 
jedoch ohne weder hier noch fonft Über obige Angaben des Datums 
etwas zu bemerten. 

Die erfte Inftanz erfannte dem Kläger die 324 fl. mi wenn 
ber Geklagte die Haupteive, daß ihm ‚nigt am 17. Juni 1857 bie 
26 Eimer geliefert wurden, und daß in der Fattura vom 17. Yuni 
1858 vie 315 fl. 21 kr. nicht für die Fäſſer gut gerechnet worden feien, 
wicht ablegen würde. Dagegen appellirte nım ver Gellagte, jedoch frucht⸗ 
(08. A trat die ihm zurücdgefchobenen Haupteide zwar an, aber ftatt 
fie abzulegen, überreichte er eine lage mit der Bitte, zu erkennen, 
der Geklagte fei ſchuldig, in die Corrigirung des Urtheiles und ver — 
wörtlich vemfelben entfprehenden — Eivesformel dahin zu willigen, 
daß im erften Theile ftatt des 17. Juni 1857 der 30. Juni 1857 
und im zweiten flatt der Jahreszahl 1858 jene 1857 geſetzt werde. 
Denn im aufgetragenen Haupteive über die Lieferung fei Conto c 
berufen worden, der ale Beilage einen Beftandtheil der Satzſchrift 
(Schlußſchrift) bilde, und in felber fei vie Lieferung als am 30. 
Juni geſchehen bezeichnet, daber die Aufnahme des 17. in den Eid 
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nur ein Verſtoß. Dieſes gelte noch mehr von der Jahreszahl 1858 
in der Fattura, die in der Replik mit 1857 angegeben ſei, und fo 
jelbft in den Entſcheidnugsgründen bezogen werde. Es ftehe ihm and) 
fein anderes Rechtsmittel zu Gebote, um fein materielles Hecht gegen 
Nachtheil durch die Formgebrechen zu ſchützen. Der Geklagte wiber- 
fette fich dem Begehren als gerichtsorbnungswidrig, da gegen ein Ur⸗ 
theil nur die Rechtsmittel des höheren Inftanzenzuges oder der Wieber- 
einſetzung geftattet find, auch Kläger nicht behaupte, daß in dem Con⸗ 
cepte des Urtheils die richtigen Daten enthalten ſeien, es fi alſo 
nicht um bloße Schreibfehler bei deffen Ausfertigung handle. Im Re- 
vifionszuge wies er noch darauf hin, daß bei dem Rechtsmittel ver 
Wievereinfegung der Geklagte ihm jedenfalls die Koſten hätte erſetzen 
müſſen, während fie bei ver Klage auf Corrigirung, die doch nur denſelben 
Zwed anftrebe, vom Oberlanvesgerichte aufgehoben worden waren. 
Das Bezirkögericht hat den Kläger abgewiefen, und in den Er⸗ 
fat der Gerichtskoſten verurtheilt. „Denn die Abänderung des Urtheils 
durch die Erkenntnißinſtanz felbft ift dem Wortlaute und Geiſte der 
Gerichtsordnung ganz fremb, welche durch Appellation oder Wiebgrein- 
fegung aud im vorliegenden alle Abhilfe gewährt haben würde, 
während das erbetene Erkenntniß nichts anderes als ein neues Urs 
tbeil erfter Inſtanz wäre, das nur im Reſtitutionswege zuläffig iſt.“ 

Das Oberlandesgericht beftätigte dieſe Abweifung bezüglich ber 
abgefchlagenen Corrigirung des 17. in ven 30. Yuni im erften Haupt⸗ 
eide, gab jedoch mit Aufhebung ver Gerichtöfoften beider Inſtanzen 
ber Berbefjerung ver Jahreszahl 1858 in jene 1857 im zweiten 
Haupteide ftatt, Letzteres, „weil dieſe Zahl 1858 offenbar nur auf 
einem Schreibfehler beruhe, und in den Satzſchriften, fowie in den 
Entſcheidungsgründen die richtige vorfomme. Das Datum der Kiefe- 
rung kann dagegen nicht als bloßer Schreibfehler angefehen werben, 
nachdem in der Klage felbft e8 als 17. Juni 1857 angegeben, und 
vom Geklagten in ver Einrede widerſprochen worben ift, daß ihm am 
17. Juni 1857 die 26 Eimer Spiritus geliefert wurden. In ver 
Schlußſchrift wurde auch gar nicht erwähnt, daß der erft in felber nen 
aufgetragene Eid eine Berichtigung des in ber Klage eingeführten und 
dort (ganz allgemein) aufgetragenen Haupteides zum Zwede habe.“ 

Beide Theile begehrten die Revifion. — Die Beſchwerde des Klä⸗ 
gers als eine außerordentliche wurde verworfen, und auf die Befchwerbe des 
Geklagten das obergerichtliche Urtheil beftätigt, indem in letzterer Be⸗ 
ziehung auch ver oberfte Gerichtshof annahm, daß die Jahreszahl 1858 
durch einen bloßen Verſtoß des Gerichtes ftatt jener 1857 in das 
Urtheil Fam, der Geklagte in der Lage war, ſich gegen alle Folgerun⸗ 
gen aus der Yattura vom 17. Juni 1857 zu vertheidigen, da dies 
felbe fo in ver Sugjchrift angegeben war, ihm durch die Aenderung 
jomit fein Nachtheil zugeht, und das Obergericht ſchon im Wege ber 
Berichtigung felbe hätte vornehmen können. 
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Nr. 1392. 


Verhältniß des Erkenntnißgerichtes zur Realinftanz: Zu⸗ 
ſtändigkeit zur Prüfung der einer executiven Feilbietung zu 
Grunde zu legenden Bedingniſſe. 


. Entid. v. 25. September 1861, Nr. 6030. ©. 3. 1862, Nr. 102. 


Das Landesgericht Wien hatte der priv. äfterreichifchen Natio- 
nalbant die executive Yeilbietung des landbtäflihen Gutes S in Böh⸗ 
men bewilligt und das Landesgericht Prag um den Vollzug diefer 
Feilbietung mit dem Bemerken erfuht, daß es bie Genehmigung der 
eingelegten Teilbietungs = Bedingniffe dem Landesgerichte Prag als 
Realbehörde überlafie. Das Landesgericht Prag hat aber die Prüfung 
ber Bedingniſſe abgelehnt, indem e8 zu dieſer Prüfung das Landes⸗ 
gericht Wien berufen erachtete, welchem nad) $. 21 des Yinanz-Mi- 
nifterial»Erlafjes vom 20. März; 1856 R. ©. BI. Nr. 36 die Be- 
willigung der Yeilbietung zuftehe, während das Landesgericht Prag 
blos als Vollzugsbehörde eingufchreiten habe, und weil die Genehmi—⸗ 
gung der der executiven Feibietung zu Grunde zu legenden Bebing- 
niffe außer dem Bereiche der Bollzugsbehörde liege, 

Hierüber bat der oberfte Gerichtshof, welchem die Acten zur 
Entſcheidung des Competenz.Eonflicted vorgelegt wurden, „in der Er- 
wägung, daß nah $. 51 J. N. der Realinftanz nur die Vornahme 
ber Feilbietung, die Bewilligung der Feilbietung aber nach dem Grund- 
fage des S. 69 9. N. dem Erkenntnißgerichte zufteht; in der Er- 
wägung, daß der Act ver Bewilligung der Yeilbietung eine8 unbeweg⸗ 
lichen Gutes auch die Feſtſetzung der Bedingungen, unter denen das⸗ 
jelbe ausgeboten werben foll, in ſich begreift; in der Erwägung, daß 
auch nah 8. 11 J. N. ein Gericht nur einzelne Amtsverrichtungen, 
nie aber die envliche Entſcheidung einer Rechtsangelegenheit einer an- 
veren Behörde übertragen kann, mithin aud das Erfenntnißgericht 
die Entſcheidung über die Zuläffigleit der geftellten Feilbietungsbeding- 
niffe nicht dem um die Vornahme ber Weilbietung requirirten Gerichte 
überlafien konnte — das Landesgeriht in Wien zur Prüfung der in 
Trage ftehenven Feilbietungsbedingniſſe als competent zu erklären be= 
funden, übrigens aber vemfelben beveuten zu lafjen, daß injoferne 
die Prüfung ver vorgelegten Feilbietungsbedingnifje eine nähere Kennt⸗ 
niß der fächlichen und örtlichen Verhältniſſe des feilgnbietenden Gutes 
erheifchen follte, vem Erkenntnißgerichte unbenommen bleibt, vor Prü- 
fung und Genehmigung der Feilbietungsbeningnifje mit der Realinftanz 
zur Erlangung etwa nöthiger Auflflärungen und Befeitigung etwaiger 
Anftände Rückſprache zu pflegen.” 
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Nr. 1393. 


Anspruch des Berfäufers einer Realität auf Vergütung eines 
zu viel bezahlten und feinem Nachfolger als Vorauszahlung 
angerechneten Steuerbetrages. 


Entſch. v. 25. September 1861, Bi. 0306 tigen des dad Urtheil des 
B. *— Welwarn v. 25. Mai 1861 abändernden Urtheils des 
O.CG. Prag v. 10. Juli 1861, —* 10168). Tribine 1861, Nr. 255. 


Nachdem A im Jahre 1859 eine Wirthſchaft „mit allen daran 
haftenden Rechten und Pflichten” dem B verfauft Hatte, brachte er in 
Erfahrung, daß eine nod von ihm als Befiger der Wirthſchaft in 
früherer Zeit geleiftete Steuerzahlung zum Theil als Borausbezahlung 
erfannt und dem B auf Rechnung feiner Steuernſchuldigkeit gutge- 
fohrieben wurde. A belangte nun den B auf Zahlung diefes Theil: 
betrages; B leugnete das Thatfächliche und beftritt außerdem das Er- 
ſatzrecht des Klägers aus dem Grunde, weil berfelbe alle Vortheile 
und Rechte, tie an der Wirtbfchaft hingen, ausdrücklich mitverkauft 
und einen Vorbehalt in der Richtung einer Steuervergütung nicht ge- 
macht habe. — Das Gericht erfter Inſtanz erfannte im Sinne 
biefer Einwenbung auf Abweifung des Klägers. Vom Oberlandes- 
gericht wurde das Begehren unter der Bedingung zugelaffen, daß der 
Kläger mit dem Haupteive den Beftand des erwähnten factiſchen Klag⸗ 
grundes beweife. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtbeil ber zweiten 
Inſtanz aus folgenden Gründen: „Wenn bie durch ven Haupteid zu 
erweifenden Umftände wahr find, 'ſo bat A für B allerdings einen 
Aufwand gemacht, welchen ver Legtere nach dem Gefege felbft Hätte 
befireiten müſſen, und ift nad $. 1042 a, b. ©. B. bereditigt, von 
ihm dafür Erjag zu fordern. Die Erfagpfliht des B, obgleih in 
dem Kaufvertrag nicht aufgenommen, ergibt fi fchon aus dem Geſetze, 
denn die Steuern hat der Grundeigenthümer für die Zeit feines Be⸗ 
fige8 zu tragen.“ 


Nr. 1394. 
Gerichtsſtand zur Rechtfertigung der Vormerkung einer Wech⸗ 
jelforderung. 
Entſch. v. 25. September 1861, Nr. 6315 (Betätigung ded das Urtheil des 
B. ©, gittan v. 22. Juni 1861, Nr. 2214, ahanderuben Urtheils des 
O. L Brüun dv. 24. Juli 1861, Nr Nr. 4801). © . 3. 1861, Nr. 138. 
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Nr, 1395. 


Ceſſion einer ſchon getilgten Hypothekarforderung. 


Eutſch. v. 3. Oftober 1861, Nr. 6163 ‚Deitätigung des daS Urtheil des 
8. &. Tabor v. 1. Mai 1861, Nr. 1759, abändernden Urtheils des ©. 
2. ©. Brag v. 24. Juni 1861, Nr. O2 ®. 3. 1861, Nr. 132. 


Auf der Wirthfchaft des B haftete für Thereſe Z ein Heirats- 
gut von 200 fl., welches nad dem Tode ihres Gatten Johann Z 
von ihr dem A abgetreten und dieſem grundbüchlich zugejchrieben 
wor. Als nun Lebterer es gegen B einflagte, wendete dieſer ihm 
ein, daß er dieſes Heiratsgut in Gemäßheit des 8.1227 a.6. ©. 8. 
bereit8 dem Gatten der Thereſe Z entrichtet habe, worüber er den 
Beweis durch Haupteid anbot. 
Die erſte Inftanz machte von diefem Eide die Zahlungsver⸗ 
bindlichkeit des Geklagten abhänggig, weil er nad) $. 1227 a. 6. ©. 2. 
berechtigt war, das in Geld beftehende Heiratsgut dem Manne als 
deſſen Eigentbum auszuzahlen, wenn er dieſes that, die diesfällige 
Forderung erloſchen war (8. 1412 a. b. ©. B.), Niemand einem 
andern mehr Rechte abtreten Tann, als er felbft bat, bie Rechte des 
Uebernehmers mit jenen des Ueberträgers in Bezug auf die abgetre- 
tene Forderung dieſelben find, auch der Schulpner, fo lange ihm ver 
Uebernehmer nicht befannt wurde, berechtigt ijt, den eriten Gläubiger 
zu bezahlen (SS. 442, 1394 und 1395 a. b. ©. B.). 

Das Oberlandesgeriht und der oberfte Gerichtshof haben jedoch 
den Gellagten unbebingt zur Zahlung verurtheilt, weil die vorgebliche 
Zahlung an Johann Z, Gatten der Cedentin, bei der dem A abgetre- 
tenen Forderung nicht erſichtlich gemacht worden iſt, ſonach für dieſen 
Ceſſionar nicht exiſtirt. (8 1443 a. b. ©. 3.) 


Nr. 1396. 


Einfluß eines in Eroatien vollftredten einjährigen Perfonal- 
arreftes auf die Arreftvornahme in den deutjch - flavifchen 
Kronländern. Wirkung der Unterbrechung des Berjonalarreftes. 

dh. v. 3. Oftober 1861, Wr. 6706 „eokätigung des dad Decret des 


g , Wien v. 14. Septemb er 1861, 8, a hinder den Decretes des 
L. . Wien v. 21. September 1861, Nr. 10098). ©. 3. 1861, Nr. 141. 


{ Glaſer, Unger und Walther Entſch. IL. 24 
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Zuläffigkeit des einem Wahnfinnigen aufgetragenen Haupteides. 


Entſch. v. 9. Oltober 1861, Nr. 6366 dgekätigung des Urtheils des 2. 
©. ge v. 29. Jänner 1861, Nr. 23584. Abanderung des Artheils des 
O. L. ©. Brag v. 4. Juni 1861, Nr. 6750.) Tribäne 1861, Nr. 372. 

In dem Rechtsſtreite des A gegen den Curator bed wegen 
Wahnfinn unter Euratel gejegten B wegen Zahlung von 1960 fi. 
hatte ver Kläger zum Beweife der den Klagegrund bildenden, vom En- 
rator abgeleugneten Thatfachen hierüber dem B den rüdjchiebbaren 
Haupteid aufgetragen. — Das Gericht erfter Inſtanz erlannte auf 
den Haupteid und knüpfte an den Erfolg diefer Beweisführung die 
Berurtheilung, refpective Losſprechung des Bellagten. Das Oberlan- 
beögericht wies den Kläger fofort ab und bemerkte in den Motiven: 
Der gerichtlich für wahnfinnig erklärte, fomit des Gebrauches feiner 
Bernunft beraubte B fei deßhalb nicht im Stande, den Haupteid ab- 
zufhwören und daher fein Curator auch nicht in der Lage, für 
ihn den Haupteid anzutreten. Es könne nicht behauptet werben, daß 
dies ein Zufall fei, ver dem Bellagten, in deſſen Perſon er fih er- 
eignete, zum Nachtheil gereihe, und daß darum ber Kläger nicht eines 
ibm fonft zu Gebote ftehenden Beweismitteld verlujtig werben därfe: 
denn da die beweispflichtige Partei das Borhandenfein aller zur Her⸗ 
ftelung des Beweiſes überhaupt nothwendigen Bebingungen darthun 
wwuß, jo fei der Wegfall einer ſolchen Bedingung ein Umſtand, ber 
fie an der Benügung des Beweismitteld hindert, folglih eben in 
ihrer Perſon ſich ereignet. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inftanz 
aus folgenden Gründen: „Der Kläger durfte beim Abgange anderer 
Beweismittel allerdings zum Haupteid feine Zuflucht nehmen, weil es 
im Sinne des 8. 203 a. ©. O. und des Hofdecretes vom 31. Oftober 
1785 Nr. 489 3. ©. ©. feinen Unterfhien macht, daß der Delat 
den Haupteid nicht annehmen und ablegen kann, in welchem Yale ihm 
nad 8.205 a. ©. D. nur zufteht, ven Eid zurückzuſchieben, und weil 
fi jetzt noch nicht beftimmen läßt, ob der Bellagte zur Zeit, als der 
Eid anzutreten fein wird, fi noch in einem Geifteszuftande befinden 
werde, welcher die Leiftung des Eides unzuläffig macht. Wenn ferners 
nach Hofdecret vom 8. April 1788 Ar. 805 93. ©. S. ein Haupteib 
fogar von demjenigen aufgetragen werben darf, welcher felbft gefteht, 
daß er den zurüdgefhobenen Eid anzunehmen nicht vermag, fo ift die 
Zulaffung des Haupteides hier, wo ſich der Kläger zur Abſchwörung 
im Falle ver Zurüdichiebung bereit erklärte, um fo mehr gerechtfertigt 
al8 der Zufall, daß der Bellagte wahnfinnig wurde, dem Kläger nicht 
jo weit nachtheilig fein Tann, daß er eines gefeglich zuläfligen Beweis⸗ 
mittel8 ſchon im Voraus verluftig erklärt werden ſoll.“ 
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Nr. 1398. 


Beginn der Verpflichtung zur Alimentation des Schuld⸗ 
arreſtanten. 


Entf. v. Y. Okltober 1861, Nr. 6739 (Beſtätigung der Decrete des H. © 
Bien v. 17, September 1861, Nr. 68744, nnd des D. J Wien 
21. September 1861, Nr. 10097). 'G. 3. 1862, Nr. 24. 


Nr. 1399. 


Wirkung der Unterbrehung des Arreftes. 


entf, | v. 9. October 1861, Nr. 6763 seitäfigung des dad Decret des 
8* Wien v. 12. tember 1861, Nr. 65782, abandernden Decretö des 
.L. G. Wien v. 17. September 1861, Nr.9976). Tribline 1861, Nr. 252. 


Nr. 1400. 


Unzuläffigkeit der Eigenthumsklage auf Geldſummen. 


Entid. v. 15. Dcdober 1861, Nr. 6010 (Beräfigung der Urtheile bed 
$. 6. Wien v. 14. 9 ärı 1861, Nr. 11382, ı 80.2. ®. Wien 
To. Yali 156 Nr 4455). © 3. tr en 66. 


A überfandte dem B zur Dedung eines Wechſels, welchen diejer 
für ihn acceptirt hatte, einen andern von einem Dritten acceptirten 
Wechſel. Diefer langte zu einer Zeit ein, wo über B bereit8 der Concurs 
eröffnet war, wurde dem oncursmaffevertreter übergeben und von 
biefem auch zur Verfallszeit eincaflirt. A nimmt, da der von B accep- 
tirte Wechfel natürlich uneingelöft bleibt, da8 Eigenthum des Deckungs⸗ 
wechſels, beziehungsmweife des dafür eingegangenen Geldes in Anſpruch, 
wird aber mit biefem Anſpruch von allen drei Inftanzen zurückgewieſen. 

Gründe der dritten Inftanz: „Wer die Eigenthums- 
Mage übernimmt, muß nad $. 369 a. b. ©. 8. den Beweis führen, 
daß der Seflagte die Sache in feiner Macht babe, und daß fie fein 
Eigenthum fei, er muß fie nad 8. 371 a. b. G. B., wenn fie 
eine bewegliche iſt, durch Merkmale beſchreiben, wodurch ſie ſich von 
allen ähnlichen Sachen gleicher Gattung unterſcheidet, und nach 8. 371 
a. b. G. B. kann baares Geld nur ausnahmsweiſe Gegenſtand der 
Eigenthumsklage ſein. Im vorliegenden Falle hat nun der Kläger 
weder den Beweis geliefert, daß die eingeklagte Sache fein Eigen⸗ 
thum fei, weil nicht indivivuell beftimmte Sachen, fondern nur eine 
Summe Geldes in genere eingeflagt wird, nod daß die Concurs⸗ 
mafje die Sache in ihrer Macht habe; vielmehr folgt aus der Fläge- 
riihen Behauptung, daß der Eoncursmafje- Verwalter die -eincaffirte 
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Wechſelſumme wie ein guter Hausvater verwaltet habe, die Vermu⸗ 
tbung, daß er fie bis zur Ueberreihung der Liquidirungsflage des Klä⸗ 
gers niht unverändert werde liegen gelaffen haben. In Folge deſſen 
kann aud von einer genauen Beſchreibung der eingeflagten Sache 
feine Rede fein, und es treten bie befonderen Umftände nicht ein, unter 
welden eine Summe Geldes mit der Eigenthumsflage verlangt wer« 
den könnte. Der Kläger kann auch nicht bemeifen, daß er das Eigen- 
thum ver eincaffirten Wechfelfumme jemald erworben habe; denn eine 
urſprüngliche Erwerbung fann nit in Frage kommen, und zu einer 
abgeleiteten mangett die Uebergabe.“ 


Nr. 1401. 


Dfficiöfe Beeidigung der Zeugen Des mündlichen Teſtamen⸗ 
tes ungeachtet des bereits anhängigen Erbrechtsſtreites. 


Entich. v. 15. October 1861, Nr. 6910 (Beitätigung des dad Decret des 
2. G. Venedig dv. 18. Juli 1861, Nr. 14429, abändernden Decrets des 
O. L. G. Venedig dv. 20. Augnit 1861, Wr. 14221).. Eco d. Trib. 1862, 


Nach dem Tode des M überreichten A und B einander wiber- 
ftreitende Erbserflärungen, A auf Grund eines fchriftlihen, B auf 
Grund eines fpätern Nuncupatioteflamentes des Erblaffers. Die Par- 
teten wurden auf den Rechtsweg gewiefen, A trat gegen B mit ber 
Erbrechtsklage auf und während des Proceffes überreichte B bei dem 
Berlafienfhafts-Abhandlungsgerichte da8 Geſuch um Vereidigung ber 
Zeugen des Nuncupativteftaments auf den Inhalt ihrer gerichtlichen 
Auslagen. — Bon dem Abhandlungsgerichte wurde das Gefud in 
Hinblid auf den ſchwebenden Erbredtsftreit als unzuläffig zurückge⸗ 
wiefen. — Das Oberlandesgericht gab demfelben Statt „in Erwägung, 
daß die Verlaſſenſchaft noch nicht eingeantwortet, fomit das Abhand- 
lungsverfahren noch nicht gejchloffen ift; daß 8. 66 des Gefeges vom 
9. Auguft 1854 die Bereidung der Zeugen eines Nuncupativteflaments 
im Zuge des Abhandlungsverfahrens ohne Einſchränkung geftattet, und 
daß die Verordnung des Abhandlungsgerichtes, wodurch A und B wegen 
der Collifion ihrer Erbserflärungen auf den Rechtsweg gewiefen 
wurden, nad) 8. 127 des citirten Geſetzes nur bis zur Entſcheidung 
des Erbrechtöftreites die Einantwortung der Erbſchaft aufſchiebt, keines⸗ 
wegs aber den Abhandlungsrichter verhindert, andere auf das Abhand- 
Iungsgefhäft Bezug nehmende Verfügungen zu treffen.” 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Verordnung des Ober- 
Iandesgerichtes mit Berufung auf die Gründe besfelben und in wei⸗ 
terer Erwägung, daß es ſich hier eigentlich nur darum handelt, einen 


“ 
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auf dem Wege des Verfahrens außer Streitfachen (mit der Verneh⸗ 
mung ber Teſtamentszeugen) gejegmäßig begonnenen Act. auf dem—⸗ 
felben Wege (durch die Vereidigung der Zeugen) zu vollenden. 


Nr. 1402. 


Bezahlung eines von der Waiſencaſſe elocirten Capitals un- 
mittelbar an den inzwijchen eigenberechtigt gewordenen 


Pupillen. 


Eutſch. v. 16. October 1861, Nr. 6492 CBeftätinung des Urtheils des 
B. ©, Ghotiebor v. 31. December 1860, Nr. 1087, Abänderung des Ur⸗ 
theils des O. L. G. Prag v. 15. —A8 Nr. 5796). Trib ne 1861, 


Bei dem Verkaufe eines Grundſtücks blieb für die minderjäh— 
rigen Kinder des Verkäufers C ein Theil des Kaufſchillings, zahlbar 
an die Waifencaffe, auf dem dafür verpfändeten Grundſtücke Liegen. 
A, als vormaliger Gerichtsherr und verantwortliger Verwalter des 
zu jener Waifencafje gehörigen Vermögens, hatte gelegentlich der Ueber- 
tragung der Waifengelver an die unter DBerwaltung des I. f. Steuer- 
amtes ftehende cumulative Waifencaffe die grundbücerliche Uebertra- 
gung des auf 5OfL. rebucirten Reſtes der erwähnten Kaufſchillings— 
forderung auf die neue Waifencaffe zu erwirken und mußte, ba Diefe 
Dperation fi) al8 unausführbar darftellte, die befagte Summe auf 
Berlangen der Behörden feldft erlegen. Demnach an die Stelle der 
Waiſencaſſe getreten, belangte A den B als dritten Beſitzer der Pfand- 
ſache mit der Hypothekarklage auf Zahlung der 50 fl. Die widhtigfte 
Einwendung des Beklagten beftand darin, daß er den fraglichen Kauf- 
fhillingsreft den inzwiſchen großjährig gewordenen Gläubigern bezahlt 
habe. — Das Klagbegehren wurde vom Gerichte erfter Inftanz zu— 
gelaffen, von dem Dberlandesgericht abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterliche Urtheil 
aus folgenden Gründen: „Nady dem Wortlaute der noch ungelöfchten 
bücherlichen Haftung blieb ver Beklagte verpflichtet, ven Kauffhillings- 
reft der Waifencafje und, in Folge ver Aufhebung der PBatrimonial- 
gerichtöbarfeit und Uebergabe des Waifenvermögend an die I. f. Ber- 
waltungsbehörde, dem k. k. Steueramte zu bezahlen. Bon diefer Ver- 
pflihtung konute er ſich dadurch, daß er die Zahlung den gleihwohl 
großjährigen Kindern des C leiftete, nicht befreien, weil viefelben ihre 
Abfertigung nur bei der Waifencaffe, refpective bei dem in deren Ver— 
waltung getretenen k. k. Steueramte zu fuchen und zu erhalten hatten. 
Nachdem nun der Kläger als ehemaliger Gerichtsherr und regreß- 
plictiger Üebergeber des Waiſenvermögens nah Aufforderung der 

k. Binanzbehörde den Betrag der erwähnten Forderung anftatt des 
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Schuldners bei dem I. f. Steueramte erlegt bat, fo iſt er hiemit nad) 
8.1358 a. 6. ©. 3. in die Rechte des Blänbigers, d. i. der Waiſen⸗ 
caffe getreten und berechtigt, von dem beflagten Schuldner den Erfat 
der geleifteten Zahlung zu fordern.” 


Nr. 1403. 


Rechtliche Folgen ber Weigerung eines Erben, fich über bie 
Annahme der Erbfchaft zu erklären. 


Entid. v. 22. October 1861, Nr. v2 te 158, ab des Urtheils der Prütur 

San Daniele v. 18. März Abänderung des Urtheils des 

D. 2. ©. Venedig v. 12.Jum 1861, Nr. 8998). Giorn. di Glurispr. 
prat. 180%. € . 190 ff. 


M ftarb ohne Teſtament mit Hinterlaffung von 6 Kindern. Zwei 
davon fchlugen die Erbfchaft aus, von den vier Übrigen traten A und 
B bie Erbſchaft an, C und D erlflärten bei ver Verlaſſenſchafts⸗Ab⸗ 
handlung, die Erbſchaft für jett nicht anzutreten und ſich ihre echte 
für den Fall, daß biefelbe Andern eingeantwortet würde, nach 8. 823 
a. b. © B. vorzubehalten. Die Berlaffenihaft wurde dem A und B 
ohne Bezeihnung der ihnen gebührenden Erbquoten gerichtlich ein- 
geantwortet, und nun belangte A ven B, C und D auf Theilung bes 
Nachlaſſes nach zwei gleichen Hälften und Herausgabe ber einen Hälfte. 
Die Bellagten C und D beftritten das Erbrecht des Klägers in der 
von ihm geforderten Ausdehnung auf die Hälfte der Verlaſſenſchaft, 
indem fie ihr Miterbrecht zu je Y, geltend machten und demgemäß 
das Recht des Klägers auf Y, beichränft wiffen wollten. — Das 
Dberlandesgericht erkannte im Sinne diefer Einwendung, daß A nur 
"a zu fordern beredhtigt fei, in Erwägung, daß dem C und D durch 
ihre Weigerung, zur Zeit die Erbserklärung abzugeben, ihr geſetzliches 
Erbrecht an der väterlichen Verlaſſenſchaft nicht verleren ging, weil 
nad 8. 120 in Verbindung mit 8. 128 des Geſetzes vom 9. Auguft 
1854 eine ſolche Weigerung den übrigen Erben nicht das Recht gibt, 
bie ganze Erbſchaft an fi) zu ziehen, fonvdern ihnen nad wie vor 
nur da8 Recht auf ihre gejeglichen Antheile verb'eibt, woraus folgt, 
daß bie Antheile derjenigen, welche die ihnen aufgetragene Erklärung 
der Annahme oder Ausfchlagung der Erbſchaft nicht abgegeben, einft- 
weilen und fo lang ihr Erbrecht nicht durch Verjährung erlofchen ift, 
auf ſich zu beruhen haben (nrimangono giacenti«); daß übrigens dem 
Kläger auch nicht das gerichtliche Einantwortungsbecret das angejpro- 
hene Recht auf die Hälfte der Erbfchaft einräumt, meil dasfelbe bie 
uote des Klägers gar nicht bezeichnet, jondern ganz allgemein von 
den Erbrechte jpricht, welches ihm und ben B in Erledigung der Ber- 
laſſenſchaftsabhandlung adjudicirt wirt. 
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Dagegen wurde von der erften und dritten. Inſtanz bent: 
Klagebegehren vollftännig ftattgegeben, und zwar vom oberften Ge⸗ 
richtshofe aus folgenden Gründen: „Nah $. 120 des Geſetzes vom 
9. Anguſt 1854 iſt in dem Falle, wenn bekannte, zur Verwaltung ihres 
Bermögens ſelbſtberechtigte Erben eine —— nicht abgeben, 
die Erbſchaft ohne Rückſichtnahme anf ihre Anſprüche blos mit jenen, 
bie fich erbserklärten, zu verhandeln und ihnen, foweit fie darauf ein 
Recht haben, einzuantworten. Wird nun biefer Vorſchrift gemäß auf 
bie beflagten Miterben C und D feine Rüdficht genonmen, d. b. vor: 
gegangen, al8 ob fie nicht vorhanden wären, fo bleiben ver Kläger A 
und der erftbellagte B als alleinige geſebliche Erben übrig, denen die 
Erbſchaft denn auch mit Recht eingeantwortet wurde. Da jedoch in dem 
Einantwortungsdecrete die Erbsantheile des einen und des andern nicht 
beſtimmt erſcheinen, ſo gebührt dem Kläger nach dem Geſetze eine 
Hälfte vom Ganzen. Die Anordnung des 8. 128 des Geſetzes vom 
9. Auguſt 1854 kann nur auf den Fall bezogen werden, als der nicht 
angetretene Erbtheil als cadue dem Fiscus zukommen würde, wie durch 
die Stellung dieſes Paragraphen und durch die Entgegenhaltung der 
88. 560 ff., 689, 727 und 760 a. b. G. B. außer Zweifel geſetzt 
ift. — Die Beſchränkung des Anfpruches des Klägers auf einen kleineren 
Erbtheil war daher ungefeglih und mußte in biefer Richtung das 
Urtheil der erften Inſtanz beftätigt werben.” 


Nr. 1404. 


Unzuläffigkeit einer Abweichung von den Reyeln des dfter- 
reichifchen Proceprechtes, ungeachtet der Rechtsſtreit nach 
fremdem Rechte zu entfcheiden ift. 


Eutſch. v. 22. October 1861, Nr. 026 (Beftätigung des das Urtheil der 

Stadtprätur Venedig v. 25. April 18 at 220 5, abändernden Urtheild 

des O. L. G. Venedig v. 16. Juli Ihr. ra ). Glorn. di Giurispr. 
prat. 1861, ©. 304 


A belangte ven B, welder vie Srhichaft ded M sub beneficio 
inventarii angenommen bat, auf Zahlung eines dem legtern gegebenen 
Darlehens. Da ſowohl das Darlehen ald der Erbanfall unter die 
Herrſchaft des joniſchen Rechtes fällt, beruft fi Bellagter nament- 
ih auf die Art. 685 u. 693 des auf den jonifchen Infeln geltenden 
Civilgeſetzes, (Art. 803 des franzöſiſchen Civilgeſetzbuchs), nad 
welden ver Beneficiar: Erbe lediglich als Verwalter des Nach— 
laſſes anzuſehen iſt, den Legataren und Gläubigern Rechnung 
zu legen hat, und erſt dann mit ſeinem Vermögen haftet, wenn 
er die Rechnung nicht binnen einer beſtimmten Friſt, nad erfolgter 
Aufforderung Seitens eines Berechtigten wirklich ablegt. 
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In Berüdfichtigung dieſer Beftimmung einerſeits, andererfeits 
aber des Umftanves, daß A, um die Rechnung fordern zu können, 
in ver Lage fein müfje, fi als Berechtigter auszuweifen, verurtbeilte 
bie erfte Inftanz den Beklagten zur Bezahlung mit ver Einfchrän- 
fung, daß fie entweder binnen 14 Tagen nad der an ihn erfolgten 
Zuftellung eined Rechnungsabſchluſſes über die geführte Berlafjen- 
ſchaftsverwaltung, fofern aus berfelben hervorgeht, daß ein reiner 
Ueberfhuß in feinen Händen geblieben fei, oder binnen 14 Tagen 
nach erfolglos gejchehener Aufforderung, felbft die Rechnung zu legen, 
ftattzufinden habe. 

Die beiden oberen Inſtanzen wiejen jedoch den Kläger mit feinem 
Begehren zurüd, weil, wie e8 in den Gründen des oberften ©erichts- 
hofes heißt, „bie vorliegende Klage nicht die Eigenfchaften jener Direc- 
ten Klage bat, welche das jonifche Recht dem Gläubiger wider den 
Beneficiar-Erben des Schuldners zugefteht, während andererſeite ein 
bypothetifches Urtheil, wie e8 die erfte Inſtanz formulirte, nad) der 
beftehenden Gerichtsordnung unzuläffig iſt.“ 








Nr. 1405. 


Anerfennungsvertrag. — Unterbrehung der Verjährung dur 
Anerkennung der Schuld vom Seite des Hauptfchuldners, 


Entid. v. 22. October 1861, Nr. 6827 (Beitätigung ded Urtheild der 

Prätur Venedig v. 6. Inni 1861, Nr. 15882, Abänderung ded Urtheils 

des O. L. G. Venedig v. 7. Auguſt 1861, Nr.12036). ©. & 1862, Nr. 143. 
Giurnale di Giurispr. prat. 1861, ©. 293 ff. 


Einem Pachtvertrage, welcher zwiſchen A als Verpächter und 
H alas Pädjter am 26. Mai 1845 für 10 und eventuell 11 Yahre 
abgefchloffen wurde, trat B al8 Bürge und Zahler für den Pächter 
bei. Am 15. Auguft 1857 ſchloſſen A und H ohne Mitwirkung des 
B einen Bertrag ab, in weldem H anerkannte, den Pachtzins für 
33 Monate ſchuldig zu fein, und A ihm bequeme Zahlungstermine 
und eine Berlängerung des Pachtvertraged zugeftand. Am 9. Yuni 
1860 flagte A wider den. B einen von den erwähnten älteren Pachtzins⸗ 
roten noch rückſtändigen Betrag ein; B vertheidigte fih damit, daß 
ber Vertrag von 1857 eine Novation begründe un? daß bie Zins- 
forderung verjährt fei. Allein nur die zweite Inſtanz ſprach ihn 
von der Zahlung frei; in erfter und Dritter ward er verurtheilt. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Ein Mitfhuloner kann 
durch feine einfeitige Thätigkeit in Feiner Weife den andern Mits 
ſchuldnern und den Solivar-Bürgen vorgreifen (88. 894, 1353 und 
1354 a. 8. ©. B.). Es kann daher der Vertrag vom 15. Auguft 
1857, an weldem B feinen Antheil hatte, diefem Feine ihm zuftehende 
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Einrede, fomit auch nicht die der Verjährung, entziehen. Nun ver- 
jähren aber Pachtzinsraten nah 8. 1480 a. 6. ©. B. in drei Jahren 
und die Pachtung ging am 30. April 1856, aljo mehr als brei 
Jahre vor Anftelung der Klage, zu Ende. Weber. die Anerkennung 
des Schuldners, noch die vom ©läubiger zugeftandenen Zahlungs- 
termine fünnen die Lage des Bürgen verfchlimmern, zumal biefer, 
1857 belangt, fich vielleicht vom Hauptſchuldner einen Erfag hätte 
verjchaffen können, der jetzt jchwerer zu erlangen fein mag.“ 
Gründe der dritten Inftanz: „Die in der Dertragd- 
urkunde vom 15. Auguft 1857 enthaltene Schüldanerfennung Tann 
nicht als eine Novation im Sinne des 8. 1376 a. b. ©. B. an- 
gefehen werben. Nach ven SS. 891, 1357, 1363 und 1364 a. b. 
©. B. haftet jeder Solivarfhuloner für daß Ganze, und zwar Einer 
für Alle und Alle für Einen derart, daß es dem Gläubiger ganz 
freifteht, zuerft den Hauptſchuldner oder den Bürgen und Bahler zu be- 
langen, und daß die Verbindlichkeit des Letzteren nur mit der des Erfteren 
erliicht... Da nun die Klage binnen drei Jahren nady- dein Aner- 
fennungsacte vom 15. Auguft 1857 überreiht wurde, fteht derfelben 
die Einreve ver Verjährung nad) $. 1480 a: b. ©. B. nicht entgegen.” 


Jr. 1406. 


Grundbücherlihe Sicherftellung unbeſtimmter und fünftiger 
Forderungen. 
Entſch. v. 23. October 1861, Wr. 6640 on der HH 


Decrete ded B. G. Kaaden v. 23. Juni 1 
Prag dv. 30. Juli 1861, Mr, 12170). Se 1861, Nr, er Triviine 1861, 
r. 


Nr. 1407. 


Nichtberechtigung des in contumaciam erkennenden Richters 
zur Mäßigung der Entſchädigungsanſprüche oder Auferlegung 
des Schätzungseides. 

.v. 23. October 1861, Ne. 6659 Beftätisung, des Urtheild des B. G. 

Chen ubelen v. 25. Februar 1861, Nr. 1 Adanderung des Urtheils 
Prag v. 25. Inni 1861, Nr. 8236). 6.3.1861, Nr. 147. 

In eimer Rechtsſache wegen Nichteinhaltung eines Pachtver- 
trages hatte die erfte Iuftanz, in contumaciam erfenuend, ben Klä⸗ 
gern den von ihnen geforderten Betrag zugeſprochen, welcher fih nad 
ihrer Berechnung des Werthes der muthmaßlichen Ernte und nad 
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Abzug des Pachtzinſes und Samens herausſtellte. Die zweite In⸗ 
ſtanz fand den Werth der Ernte zu hoch angeſchlagen, ſetzte daher 
den Betrag herab und legte den Klägern den Schätzungseid auf. 
Der oberſte Gerichtshof beſtätigte jedoch das Urtheil der erſten 
Inſtanz. „Denn ſowohl nach 8.29 G. O. als auch nach Hofdecret vom 
24. October 1845 8. 18 find im Falle des Ausbleibens des Ge- 
Hagten von der Verhandlungstagſatzung vie in der Klage angeführten 
Thatfachen und Umftände für wahr zu halten und hierüber, auch ohne 
Beweis, was Rechtens ift, zu erkennen. Die von den Klägern ange- 
ſetzten Entſchädigungsbeträge, die aus der Thatfache ver Beſchädigung 
hervorgehen, mußten daher, weil die Geflagten hierüber feine Rebe 
und Antwort gegeben haben, für wahr und richtig angenommen wer- 
den, ohne daß es erforderlich ift, über die einzelnen Anfäge einen 
Beweis beizubringen, oder deren Höhe durch gerichtliche Mäßigung 
berabzufegen, ba bei dem Abgange einer Einwendung von Seite der 
Gellagten fein Grund vorliegt, um annehmen zu können, daß der 
Anſpruch der Kläger als übermäßig hoch angeſetzt wurde.“ 


Nr. 1408. 


Auslegung eines Lohnvertrages. — Stillſchweigende Einwilli- 
gung in die Unentgeltlichfeit der Dienftleiftung ? 


Entidh. v. 29. October 1861, Nr. 6735 (Benätigung des Urtheild des B. ©. 

der inneren Stadt Wien dv. 26. Yebınar 1861, Nr. 5487. Abändernn 

des Urtheild des O. 2. ©. win z* 10. Suli dso1, Nr. 58584). ©. H. 1861, 
. um . 


Die Entjheidungsgründe des oberften Gerichtshofes lauten: 
„Der Geklagte Dr. B ftellt nicht in Abrede, daß er den Kläger in 
der Zeit vom April 1858 bis Februar 1860 als Stenograph ver- 
wenpet babe, meint aber, zu einer Entlohnung desſelben aus dem 
Grunde nicht verpflichtet zu fein, weil Kläger jchon von Dr. C gegen 
ein Honorar von 50 fl. monatlich als Stenograph mit der Verpflich⸗ 
tung aufgenommen war, täglich zu einer beftimmten Stunde in beffen 
Kanzlei fich einzufinden, um vafelbft Jenes zu ftenographiren, was 
Dr. C ihm dictiren oder dictiren laffen werde; daß C ihm die Dienfte 
des Klägers zur Dispofition ftellte, wenn er felbft fie nicht bedurfte, 
er auch den Kläger nur in diefen von C nit benutzten Stunden in 
Anſpruch nahm, wofür er aber durch obige 50 fl. Schon entlohnt wurde ; 
dann, weil er nie das Stenographiren bei ihm beftellt, fondern C 
den Kläger dazu angewiefen habe, wozu er nad Vorftehendem be- 
rechtigt war. Allein es ift in der Natur der Sache gelegen und zeigt 
fih auch im vorliegenden Fall, dag ein Advocat nicht jeden Tag etwas 


- 
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ftenographiren zu laffen hat, wo dann dem Stenographen jene be- 
deutende Zeit frei bleibt, die er zum Ueberſetzen der Schnelljchrift in 
die Eurrentjchrift benöthigt, und daher bei einem folchen Vertrage 
gegen PBaufchalfumme, wie Kläger mit Dr. C abſchloß, er allerdings 
darauf rechnen konnte, daß er oft eine foldhe Seit werde geminnen 
und zu andern Wrbeiten, 3. B. Ueberjegen ver für Andere aufgenom⸗ 
menen Stenograpbien, werde verwenden können, daß er daher bei Bes 
flimmung des Lohnes darauf Rückſicht nahm und einen größeren Lohn 
begehrt Haben würde, wenn er verpflichtet worden wäre, auch dann 
Dienfte zu leiften, wenn Dr. C jelbft für ihn feine Beſchäftigung 
hatte. Daß aber diefer ihm bei feiner Aufnahme etwa beveutete, er 
müſſe für die 50 fl. zu Gunſten eined andern Advocaten arbeiten, wenn 
C gerade nichts für ihn habe, wurde vom ©ellagten nicht behauptet. 
Es liegt dies auch nit in dem Sage, er ſolle ftenographiren, was 
Dr. C ihm dictiren oder dictiren laffen werte, weil man leßteres 
doch nur non Concipienten und von dem eigenen Gefchäft des verr 
tragfchließenden Advocaten und nicht auch von allen andern Rechts: 
freunden verftehen kann. Wäre dies in der Abficht des C gelegen, fo 
hätte er ausdrücklich bedingen follen, daß der Kläger nicht nur für 
ihn, fondern gleichfalls für Dr. B ftenographiren folle, widrigens er 
denjelben in Irrthum geführt hätte, Kläger daher nicht verbunden ge- 
weien wäre, dieſes ohne bejondere Vergütung zu leiften, und Ges 
Magter, wenn er auf eine tahin gehende Aeußerung C’8 den Kläger 
vermeintlich ohne Entgelt in Anfpruch nahm, fi deßhalb nur an C 
zu halten bat. Es ift demzufolge auch gleichgiltig, ob der Geklagte 
jelbft den Kläger aufforberte, ihm zu ftenographiren oder ob es Dr. C 
für ihn that und Gellagter fohin die Dienfte des Klägers annahm. Es 
ift aber auch Mar, daß Jemand, der von einer beftimmten Befhäftigung 
lebt, feine Arbeit einem ihm ganz fremden Dritten nicht aus Ge— 
fälligeit leiften, ihm den Lohn dafür fchenfen werde, und wenn daher 
Dr. C zum Kläger fagte: „„Ich babe heute nichts für Sie, aber 
Dr. B wird Ihnen dictiren“” und diefer es that, er ftillfehmeigend 
die Dienfte des Klägers annahm, felbe ihm nicht aufgebrungen wur= 
ben und er auch mußte, daß Kläger nicht aus Gefälligkeit oder zu 
feinem Vergnügen arbeite, jondern dafür bezahlt fein wolle. Geſchah 
aber letzteres, wie gezeigt, nicht durch die 50 fl. monatlich, ſo muß B 
auch einen angemefjenen Lohn entridhten..... Die Einwendung bes 
Geklagten, Kläger habe feine Verpflichtung zur unentgeltlichen Dienſt⸗ 
leiftung dadurch anerkannt, daß er faft durch zwei Jahre feinen Lohn 
forderte, vielmehr von ihm Keine Darlehen empfing und fogar zurück⸗ 
zahlte, ftatt fie mit dem Lohn zu compenjiren, ift deßhalb nicht zu 
beachten, weil fie wohl eine gewöhnliche aber nicht eine geſetzliche Ver⸗ 
muthung begründet und weil 8, 863 wohl auf Verträge, nicht aber 
auf Rechtsbegebungen anwendbar ift.* 
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Nr. 1409. 
Beweiskraft einer Quittung zwiſchen den Schuldnern. 


Entſch. v. 29. October 1861, Nr. 6889 GBeſtätigung des das Urtheil 

des L. G. Wien v. 14, December 1860, Nr. 49703, abändernden Urtheils 

des O. L. G. Wien v. 3. Juli 1861, Nr. 5959). ©. H. 1862, ©. 4 ff. 
(Aus den Acten ergänzt.) 


A, B und C waren ber D 2000 fl. fhuldig. Die Schuld wurde 
bezahlt und die Gläubigerin ftellte dem A eine Quittung aus, worin 
fie erflärte, die 2000 fl. nebft Zinjen von A, B und C erhalten zu 
haben, Nun belangte A den B und C auf Zahlung von 1400 fl., 
indem er behauptete, die 2000 fl. allein bezahlt und deßhalb von der 
D die Quittung erhalten zu haben. Die Beklagten leugneten, daß A 
die Zahlung der 2000 fl. aus eigenen Mitteln geleiftet Habe, ba fid 
vielmehr aus dem Inhalt der Ouittung ergebe, daß die Gläubigerin von 
allen dreien befriedigt wurde. Außerdem wendeten fie die Compenfation 
ein, da ver Kläger das ihm und ven Beklagten gemeinſchaſtliche Haus, 
welches für die Yorberung der D verpfändet war, verwaltet habe, 
ohne ihnen den auf fie fallenden Antheil der Erträgniffe, welche in 
der Periode feiner Verwaltung die Summe von 2000 fl. überftiegen, 
auszufolgen; zum Beweife diefer Umſtände trugen fie dem Kläger ben 
Haupteid auf. Der Letztere trug hinwieder den Beklagten den Haupt: 
eid darüber auf, daß er die Forderung von 2000 fl. der D bezahlt 
babe, nachdem er von den Bellagten erfucht wnrden war, vorläufig 
das ganze Capital zu bezahlen, und fie ihm für diefen Fall den Er- 
fat ihrer Schuldantheile verſprochen hatten. 

Das Gericht erfter Inftanz wies den Kläger ab. Die beiden 
höheren Gerichte erfannten auf ven vom Kläger den Beklagten zugefcho- 
benen Haupteid und verurtheilten bie Legtern, für den Fall des durch 
den Eid erbrachten Beweiſes der Umſtände, worüber er aufgetragen 
wurde, zur Zahlung der eingeflagten 1400 fl. 

Gründe des oberften Gerichtshofes: Die Forderung 
der D von 2000 fl. wurbe ihr laut Quittung gezahlt. Sie erklärte 
darin allerdings die Summe and den Händen des A, B und C enı« 
‚pfangen zu babeu, allein dieſe Erklärung ftellt, wie die Bellagten 
jelbft zugeben, über den Umftand, aus weſſen Mitteln vie Zahlung 
geleiftet wurde, feinen Beweis her. Died voraudgefett, erjcheinen die 
Thatſachen, welche der Kläger mit dem den ©egnern aufgetragenen 
Haupteide beweiſen will, allerding® als entſcheidend, und zwar um 
fo mehr, als dadurch der Einwendung der Cempenſation begegnet 
wird: denn wenn bewiefen wird, daß die Beklagten den Kläger erfucht 
haben, die 2000 fl. der Släubigerin vorläufig zu bezahlen, mit dem 
Verſprechen der Erfagleiftung für ihre Schulvantheile, fo zerfällt von 
jelbft ihre Behauptung, daß der Kläger vie Zahlung aus den Erträg- 
niffen des Haufes leiſtete.“ 
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Nr. 1410. 


Friſt zum Recurs gegen die Bertheilung des Erlöfes aus 
dem im Wege wechfelvechtliher Erecution gefchehenen Ver— 
faufe eines Grunbftüde. 


— v. 29. detzbet 1861, Nr. 7163 (Aufhebun des Deeretes des 
G. Gratz 3. September 1861, Nr. 5316). 9. 1862, S.179. 


Der Recurs, welchen A gegen die erftrichterliche Vertheilung bes 
Erlöfes aus dem auf fein Einfchreiten im Wege der wechſelrechtlichen 
Erecution erfolgten Verkaufe eines Grundftüdes des Wechſelſchuldners 
am 13. Tage a dato der Zuftellung des Meiſtbotvertheilungsbeſcheides 
überreichte, wurde vom Oberlandesgerichte mit Hinweiſung auf 8. 12 
des Geſetzes über das Verfahren in Wechſelſachen, welcher den Re⸗ 
eurſen eine nur dreitägige Friſt ſetzt, als verſpätet abgewieſen. 

Der oberſte Gerichtshof vernichtigte dieſen Beſchluß und trug 
dem Oberlandesgerichte auf, über den Appellationsrecurs in merito zu 
entſcheiden, und zwar aus folgenden Gründen: „Die gegen den Schulb- 
ner geführte Realerecution ift mit ver Berfteigerung der in Erecution 
gezogenen Güter vollendet; die Vertheilung des dabei erzielten Meift- 
bots gehört nit mehr zum Verfahren gegen den zahlungsunfähigen 
Schuldner und ift ein abgefonderter, der Realinftanz zuftehenver Act, 
rüdfichtlih deffen, wenn aud Die vorausgegangene Erecution wegen 
einer MWechfelforberung geführt worden ift, nicht die in der Verordnung 
vom 25. Sänner 1850 R. G. BL. Nr. 52 enthaltenen Vorſchriften 
über das Verfahren in Wechſelſachen, fondern nad 8. 26 ebendort 
die Normen der allg. ©. O. zur Anwendung kommen, nad denen 
der Appellationsrecurd des A als rechtzeitig angebracht. erfcheint.“ 


Nr. 1411. 


Umfang der Wirkfamfeit des Schiedsrichters. Beſtimmung 
der Modalitäten eines nach dem Schiedsſpruch zu Leiftenden 
Eides, 


Entid. v. 30. October 1861, Ne. 7083 ‚Benät —I des Decretes des 
B. G. Dobrzyce v. 14. Auguſt 1860, Nr. 1 Se: des Decrets 
des O.%. ©. Krafan v. 16. April 1861, * 1861, Nr. 157. 
G. H. 1861, ©. 515 


A und B hatten das Uebereinfommen getroffen, daß Schieds⸗ 
richter, welche nicht an die Vorfchriften der Gerichtsordnung gebun⸗ 
ben feien, fondern nurnad ihrem Ermefjen zu fprechen haben, und gegen 
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deren Verfügungen keine Beſchwerde Plag greife, ihre Rechtsſache 
entjcheiden jollen. Im biesfälligen Schiedsſpruche wurde erkaunt, B 
babe dem A die angefprodhene Geldſumme dann zu zahlen, wenn A in 
der Synagoge nad Vorſchrift des moſaiſchen Gejetes einen Haupteid 
vor dem Schuldiener und dem Schriftführer ablegen würde, wozu unter 
Einem Tag und Stunde feitgefegt wurde. B beftätigte, diefen Spruch 
erhalten zu haben und ihn anzuerkennen. Sohin begehrte A wider 
ihn bei dem orventlihen Richter die Execution, unter Vorlage diefer 
Beftätigung, des fchievsrichterlichen Vertrages und Spruches, jo wie 
der von dem Schiedsrichter ausgefertigten Eivesformel, und der Be- 
ftätigung, daß A in Gemäßheit verfelben zur beftimmten Stunde vor 
dem Schuldiener und Schriftführer in der Synagoge gefhworen habe. 

Das Bezirksgericht bewilligte die Execution. Auf den dagegen 
von B ergriffenen Recurs wies jedoch das Dberlandesgericht den A 
mit feinem Begehren ab, aus folgenden Gründen: „Die ſchiedsrichter⸗ 
liche Thätigkeit ift nah den Geſetze blos auf die Streitverhandlung 
und auf die Fällung des Schiedsſpruches beſchränkt; weitere Schritte 
vorzunehmen ober Verfügungen zu treffen, find dieſelben nicht be- 
rechtigt, denn der Vollzug des fchiedsrichterlihen Ausſpruches ift in 
jedem Walle bei dem orventlihen Richter anzuſuchen (8. 365 weſtg. 
G. D.). Zum Bollzuge bei einem bevingten Urtheile gehört nicht 
blos die Erecution, fondern aud der Vollzug deſſen, was einer oder 
der andern Partei noch vorläufig zu leiften auferlegt wurbe, denn 
hiezu muß ſich die Partei, nachdem das Urtheil in Rechtskraft er- 
wachſen ift, melden. Die Ablegung des Eides fält daher über die 
Zeit hinaus, welche nothwendig ift, damit das Urtheil in Rechtskraft 
erwächſt; mit dem in Rechtskraft erwachfenen Urtheile ift aber aud 
der Sprud vollftändig. Die mit einem Schiedsſpruche anferlegte 
Eivesleiftung muß daher jedenfall® bei dem ordentlihen Richter an- 
gefudt, und der Eid auch vor demfelben abgelegt werben.  Bndem 
übrigens Rabbinatsgerichte mit einer vom ©efege anerkannten Com: 
petenz nicht beftehen, die Schiedsrichter aber gleihwohl auf einen vor 
einem Rabbinatögerichte abzulegenden Eid erkannten, einen Scul- 
biener und Schriftführer zur Abnahme des Eides anwiejen, haben fie 
die einem Schiedsrichter zuftehenne Macht überfchritten; ihre, über 
ihre Competenz hinausgehende Thätigkeit kann als rechtsverbindlich 
nicht angeſehen, und daher auch der über die Eidesablegung aufge 
nommene nicht gerichtliche Act nicht zur Grundlage der Ertheilung 
einer gerichtlichen Execution genominen werden.” 

Dagegen bat der oberfte Gerichtshof den Beſcheid erfter Ia- 
flanz aufredht erhalten. „Denn es handelt fih im gegenwärtigen 
Falle nicht um den Bollzug eines Urtheiles, fondern um die Frage, 
ob die Erfüllung einer von den Schiedsrichtern ausgeſprochenen Be- 
bingung, unter welchen die Forderungen des Necurrenten als liquid 
angejehen werben follen, ftatthaft ſei? — Die Verjchreibung auf die 
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Schiedsrichter bildet einen Vergleih $. 359 weſtg. (8. 270 a.) G. O. 
Auf Grund deſſen ſind die Parteien verbunden, ſich dem Erkenntniß 
des Schiedsrichters zu fügen, und wenn derſelbe die Grenzen ber er- 
baltenen Gewalt nicht überjchritten bat, und zudem verabredet wurde, 
e8 bei dem Ausſpruche des Schiedsrichters bewenden zu laſſen, fann 
der ſchiedsrichterliche Ausſpruch nicht mehr beftritten, fondern muß im 
Sinne des $. 362 weitgal. ($. 273 a.) ©. O. und Hofdecrets vom 
4. December 1818 in Vollzug gejett werben. Der erfte Richter bat 
fomit mit vollem Rechte die executive Eintreibung der mit dem Schied®- 
ſpruche zuerkannten Forderungen um fo mehr bewilligt, als vie in 
dem Recurſe dagegen angeführten Gründe nidt ftichhältig erjcheinen. 
Der Ausſpruch der Schiedsrichter entipriht ganz dem Compromiß 
und nur darauf hat der Erecutionsrichter zu ſehen. Die ftrei« 
tenden Parteien haben ein befonderes Berfahren den Sciebsrichtern 
nicht vorgefchrieben, ſondern diefes der Willfür derfelben überlaflen; 
fie können fih alfo nunmehr um fo weniger dawider bejchweren, daß 
diefe auf den bei dem Rabbiner abzulegenden Eid erlannten und davon 
die Zuerfennung der von dem NRecurrenten geftellten Forderungen ab- 
häugig machten; denn wenngleid dem Schiedsrichter fein Gerichtszwang 
zufteht, ift er doch berechtigt, die Beweiſe, jomit auch den Beweis 
durch den Haupteid zuzulaffen, und aud die Mobalität zu beftinmen, 
nnter welcher berfelbe geleiftet werden fol. Die Parteien haben fich 
mit dem jchiedsrichterlichen Ausfpruche und mit den in demſelben vor- 
fommenden Berfügungen zufrieden geftellt, viefer Ausfpruch wurde in 
der gerichtöorpnungsmäßigen Zeit (8. 364 weſtg. ©, DO.) nicht be- 
ſtritten und der zugelafjene Eid anſtandslos geleiftet. Es ift jomit 
fein rechtlicher Grund, die Erecution der von dieſem Eide abhängig 
gemachten Forderungen zu verweigern, zumal auf Grund eines uns 
befirittenen uud ſomit vechtöfräftig gewordenen Spruches nad 8. 362 
G. O. die Erecution zugelafien werden muß, und in dem gegenmwär- 
tigen Falle erft im Recurswege gegen den Sprud Einftreuungen 
gemacht werden, welche, da e8 ſich um bereitS erworbene Rechte der 
Parteien handelt, nicht beachtet werden können, vielmehr im bejondern 
Wege geltend gemadt werben mußten.“ 
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Nr. 1412. 


Auslegung der legtwilligen Anordnung, daß der Vorerbe von 
den Nacherben in der „Gebahrung” nit dem Nachlaß nicht 
beſchränkt werbe. 


Entſch. v. 5. November 1861, Nr. 6695 erg Der Urtheile des B. G. 
Reutte v. 15. Inni 1861, Nr, 1533, und d Innsbruck v. 7, Au⸗ 
guit 1861, Nr. 2266), Tribune 1861, Nr. 297. 


M hinterließ folgendes gemeinſchaftlich mit feiner Gattin B er- 
richtete® Teſtament: „..... M jest für den Fall ſeines früheren Ab⸗ 
ſterbens ſeine Gattin” B als Erbin feines ganzen Nachlaſſes hiemit 
. ein. Diefelbe foll jedoch verpflichtet fein, die Erbſchaft nad ihrem 
Tode der C zu überlaffen. Sollte die hiemit eingefegte Nacherbin C 
ohne eheliche Defcendenz mit Tod abgehen, fo fol die von M hinter- 
laffene Erbſchaft auf feine gefeglihen Erben als Nacherben gelangen, 
jedoch follen weder die C die B, nod die Verwandten des M dieſe 
oder die © in der Gebahrung des fo ererbten Vermögens befchränfen 
fönnen. Die Suneralien, fowie allfällige fromme Stiftungen werben 
lediglih der Wilfür des rlüdgebliebenen Gatten überlaſſen.“ Nach 
M’8 Tode erflärten fi die B und die C al8 Erben auf Grund bes 
Teftaments; die gejeglihen Erben des M jebodh traten, ohne fid 
früher erbserklärt zu haben, mit einer Klage gegen B und C auf und 
baten auf Grund jenes Teſtaments zu erkennen: es feien die Geklag⸗ 
ten ſchuldig anzuerkennen, daß an die Kläger für den Fall, daß die 
C ohne ehelihe Defcendenz fterben follte, drei Viertel des M'ſchen 
Nachlaſſes herauszugeben feien und daß bis dahin den Geflagten auf 
jenen Nachlaß fein vollftändiges, fondern nur ein bejchränftes Eigen» 
thumsrecht mit den Rechten und Pflichten eines Nutznießers zuftehe, 

Die erfte Inſtanz wies die Kläger ganz ab, indem fie in ben 
Gründen anführte, daß eine Subftitution zu Gunften der Kläger zwar 
im Teſtament auögefprochen erjcheine, daß aber in dem wechfelfeitigen 
ZTeftament werer das von beiden Ehegatten einander zu vererbende 
Bermögen fpeciell bezeichnet noch der feine Brau etwa überlebende M 
. auf den bloßen Fruchtgenuß beſchränkt, ſondern vielmehr ausdrücklich 
von der Einmengung der Nacherben in feinem Gebahren mit dem un- 
abgefonverten Nachlaß frei erklärt worden fei. Die berufene Univer- 
jalerbin habe das ihr teftamentarifch eingeräumte freie Gebahrungsrecht 
angenommen und könne e8 um fo mehr ausüben, als die eritfubftituirte C 
e8 ihr zuerkannte. Die Kläger, welche feine wiberftreitende Erbs⸗ 
erklärung einbrachten, fohin das Teftament als aufrecht beftehen ließen, 
haben die Univerfalerbin al8 vollftändige Eigenthümerin im Sinne ver 
SS. 357, 362, 614, 1305 a. 6.6.8. anzufehen und das von ihr 
fo verzeichnete Nadlafinventar um jo mehr al8 richtig anzunehmen, 
als zu deſſen Beftreitung nur ein erflärter Erbe berechtigt fei. 
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Die zweite Inſtang erkannte, daß der M'ſche Nachlaß. zu’ brei 
Biertel den’ Klägern für den Fall des kinderloſen Abfterbens ver erft- 
fubftituirten C als zweitjubftituirten Erben gebühre, unbeſchadet jedoch 
bes Gebahrnngsrechts beider Bellagten durch Verfügungen unter Le⸗ 
benden felbft mit der Subftanz des Nachlaſſes und der Verwendung 
besfelben nah Willlür der B zu frommen Stiftungen. 

Der oberfte Gerichtshof erfannte: Die beiden Geflagten find 
ſchuldig anzuerkennen, daß der M'ſche Nachlaß für den Fall des kinder» 
lofen Abſterbens der erftfubftituirten Erbin C zu brei Biertel an die 
Kläger als zweitjubftituirte Erben zu gelangen habe, daß demnach 
ber B und nach deren Tode der C nur das eingefchräntte Eigenthums⸗ 
recht des Naclaffes mit den Rechten und Berbinvlichleiten eines 
Fruchtnießers zuftehe. Entſcheidungsgründe: „....M hat in feinem 
Teſtament die B zur Erbin feines gefammten Nachlaſſes eingeſetzt, 
bat jelbe jedoch verpflichtet, ferne Erbſchaft nach ihrem Tode ber C 
zu überlafſſen; er bat ferner verordnet, daß, wenn die eingeſetzte Nach» 
erbin C ohne eheliche Defcenvdenz mit Tod abgeht, die von ihr er- 
baltene Erbſchaft auf feine gefeglichen Erben ale Nacherben gelangen 
ſoll. Diefe Anoronung enthält nun offenbar eine, fiveicommiflfarife 
Subfitution, mit der ‚zuerft die C und nach felber die Verwandten 
des Erblafierd ale Nacerben zu deſſen Nachlaß berufen werden. 
M bat wohl auch ferner angeorbnet, daß weder die C die B, nod 
bie Derwanbten des Erblaſſers diefe oder ‚die C in ver Gebahrung 
des fo ererbten Vermögens bejchränten können. Wollte man mın 
den Ausdruck Gebahrung' in dem Sinne nehmen, in welchem felber 
vom Oberlanbeögericht genommen worden ift, und barunter nicht wur 
das Befugniß zur Verwaltung der Erbſchaft und zum Bezug ber 
Nutzungen derfelben, fondern audy jenes verftehen, felbft mit ver Sub- 
ftanz des Nachlaſſes nad) Belieben zu verfügen, fo würde hiedurch 
die eben erft angeortnete Subftitution geradezu aufgehoben, melde 
Wirkung auch die Geklagten feldft Dem angeführten Nachſatze beilegen. 
Dod eine derartige Auslegung jenes Ausdrucks würde mit der Vor⸗ 
ſchrift, daß aud in legtwilligen Anorpnungen Worte in jenem Sinne 
zu nehmen find, welchen viefelben in ihrer gewöhnlichen Bebeutung, 
in ihrem Zufammenhang und nad der Haren Abficht des Teſtators 
haben (88. 6, 655 a. b. ©. 3.) nicht übereinftimmen, denn es ftünde 
ber Nachſatz mit dem unmittelbar Vorgehenden und auch mit der Ab- 
fiht des Erblafjers im Widerfpruce, der offenbar zu erfennen gab, 
dag fein Wille fei, daß fein Nachlaß für den Fall, daß auch die C 
kinderlos fterben fol, an feine gefetlihen Erben gelange, indem er 
feine Gattin verpflichtete, die Erbſchaft, daher nicht einen Theil ober 
Heft verjelben, der C;zu Hinterlaffen, und dann verordnete, daß bie 
von der C erhaltene Erbſchaft an feine gejeglihen Erben gelangen 
folle. jeder Widerfpruch der legtwilligen Anorbnung verfhwindet da- 
gegen, wenn man den Ausdruck Gebahrung' gleichbedeutend mit Ver⸗ 
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weltung nimmt, welden Sinn ihm ber gewöhnlide Sprachgebrauch 
beilegt. Der Exblafjer wollte feine Gattin und die erftberufene C 
gegen Einmengungen feiner Verwandten in der Verwaltung feines 
Nachlaſſes fchügen, ohne jedoch eine weitere Abweichung von der in 
8.613 a. b. ©. B. enthaltenen Anordnung zu verfügen. Diejer Auf- 
faflung ver legten Anordnung des M fteht aud) der $. 614 nicht ent» 
gegen, der nur dann feine Anmwenbung findet, wenn es fih um bie 
Auslegung einer zweifelhaft ausgedrückten Subftitution handelt, nicht 
aber auch dann, wenn der Beſtand der Subftitution felbft in Frage 


ſteht.“ 


Nr. 1413. 


Anſpruch auf Gewährleiftung im Falle ver Escomptirung 
eines verfälfchten Wechfels. 


Entſch. v. 6. November 1861, Nr. 6842 (Bepätinung des dad Urtheil 

des L. ©. Wien v. 31. December 1860, Nr. 56339, abändernden Ur⸗ 

theilö des DO. 2. ©. Wien v. 5. Iuni 1861, Nr. 4258). ©. 2. 1802, 
Nr. 43, G. H. 1862, ©. 107 ff. " 


Die Firma A und Comp. bat von B einen mit dem Giro 
in bianco der Gebrüder Z verjehenen Wechfel über 3000 fl. gefauft. 
Später erwies fich, daß diefer Giro und alle anderen Unterfchriften 
-mit Ausnahme derjenigen des inzwifchen in Concurs gerathenen Gi⸗ 
ranten X falſch feien. A u. Comp. Hagen daher auf Aufhebung des 
Kaufvertrages; fie werden in erfter Inftanz mit ihrem Begehren 
abgewiejen, während vie beiden oberen Gerichte demſelben (unter: der 
Borausfegung, daß B im eigenen Namen gehandelt habe) entiprechen. 

Gründe der erften Inftanz: „Nachdem ver Geklagte auf 
dem Wechſel feldft nicht erfcheint, trifft ihn nad Art. 81 W. O. keine 
wechſelmäßige Verpflichtung, und fein Verhältniß zu den Klägern kommt 
nad) den gemeinredhtlichen Vorſchriften zu beurtheilen, wonach das 
gejchloffene Geſchäſt ſich als entgeltliher Abtretungsvertrag ($. 1392 
a. b. G. 2.) darftellt, demzufolge ver Gellagte für die Nichtigkeit und 
Einbringlichleit der Forderung haftet (8. 1397 a. b. ©. B.). Erftere 
wird dur das von den Klägern felbft beigebradhte Liquidirungs⸗Urtheil 
außer Zweifel gefeßt; der Mangel ver Lebteren ift von den Klägern 
nicht bewiejen, da fie fih nur auf die Notorietät berufen, daß aus 
der Concurs-Maffe des X feine, oder höchſtens eine unbedeutende 
Zahlung zu erwarten fei, damit aber felbft die Möglichleit einer theil- 
weifen Befriedigung zugeben,. und ihr Regrefanfprud gegen ven Ce⸗ 
benten ſich erft nad der crivamäßigen Vertheilung des Concurs⸗ 
Bermögend des X beziffern läßt. Die Kläger find daher abzumeifen, 
felbft wenn ver Gellagte im eigenen Namen bei dem Geſchäfte ein« 
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gejhritten wäre. Die. Kläger fügen ſich auf bie Nechtstitel 1) ber 
Gewährleiftung, 2) der Irreführung, 3) der Verlegung über bie 
‚Hälfte des wahren Wertbes und 4) der Zahlung einer Nichtjchulb. 
— Allein 1) die Pflicht zur Gewährleiftung fett das Wiſſen ver Mängel 
voraus, wie der Ausdruck: „Verſchweigen“ im 8. 923 a. 5. G. B. zeigt, 
und es liegt nicht vor, daß der Geklagte vie Unechtheit der Unter⸗ 
fhriften auf dem Wechjel gewußt habe. 2) Die Bezeichnung bes 
Wechſels: „mit Giro der Gebrüder Z* in der Escompte-Note kann 
nicht als Irreführung angejehen werden, weil der Wechſel wirklich 
einen ſolchen Giro, die Note aber keineswegs die VBeftätigung, daß 
der Wechfel echt fei, enthält. 3) Die Berlegung über die Hälfte 
tritt nicht ein, weil ſich der eigentliche Werth des Wechſels zur Zeit 
des Bertrags-Abfchluffes nicht mehr erheben läßt (8. 935), indem 
erft ſpäter die Unechtheit mehrerer Unterfchriften und die Concurs⸗ 
eröffnung über ven Wechſelſchuldner X bekannt wurde. — 4) End⸗ 
lich repräfentirt der Wechfel do immerhin einen Werth, und kaun 
die Zahlung der Escompte-Baluta nicht als jene einer Nichtſchuld 
betrachtet werden. Das alternative Begehren um Schadenerſatz ift 
unftatthaft, weil dem Geklagten kein Verſchulden zur Laft fällt, und 
die Größe des Schadens noch nicht beziffert werben kann. 
Gründe der dritten Inftanz: „Die Kläger gründen ihren 
Anſpruch auf die Escomptirung eines Wechſels. Diefelbe kann aller- 
dings ein wechfelrechtliches Geſchäft fein, wenn dabei wechfelmäßige 
Berbinplichkeiten übernommen werben, ift jedoch, wenn dieſes nicht 
gefhah — wie im vorliegenden Falle zwiſchen Klägern und dem Ge- 
Hagten — nach gemeinem Rechte zu beurtheilen. Diefem zufolge ftellt 
fie fih al8 Kauf eines MWechjels, rüdjichtlih al® Kauf der durch fel- 
ben realifirbaren Forderungen an Acceptanten und Bormänner dar, 
und bedarf, wenn der Wechfel wegen darauf befindlichen Giro’8 in 
bianco durch bloße Uebergabe von Hand zu Hand übertragen werben 
fann — was auch hier eintrat —, feiner weiteren Abtretungsurkumde, 
ebenfowenig, wie Schuldſcheine, melde an Meberbringer lauten und 
welche ja auch Gegenftand des Kaufvertrages find. Hat nun der Ge- 
klagte ven bereit mit Giro in bianco ber Gebrüder Z verfehenen in 
feiner Inhabung befinvligen Wechjel in feinem eigenen Namen den 
Klägern verkauft, fo hat er nach 8. 922 a. b. ©. B. dafür zu haften, 
daß derſelbe die gewöhnlich dabei vorausgefegten Eigenjchaften habe, 
und ber Natur des Gefchäftes gemäß benügt und verwendet werben 
könne. Diefes ift bei dem Wechfel aber nicht der Ball, weil die 
darauf befindlichen Fertigungen, mit Ausnahme jener eines zur Crida 
gelommenen Giranten, falſch find; und nachdem ber diesfällige Man- 
gel nicht behoben werben kann, find die Kläger allervings berechtigt, 
die gänzliche Aufhebung des Vertrages zu fordern ($. 932 a. b. 
G. 8.) — Es beruft ſich zwar der Gellagte auch darauf, daß er 
die mangelhafte Eigenfchaft des Wechſels feldft nicht wußte, daher 
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auch nicht verſchweigen konnte, lb daß im F. 923 a. b. G. B. zur 
Begrundung ber Sewährleiftung erfordert wird, daß ber Uebergeber 
den Mangel verfchwiegen, daher ihn gekannt Habe. Allein der 8.923 
enthält, wie das Wort: alſo zeigt, nur Folgeriingen aus vem 8. 922, 
:öhme deſſen allgemeine Anorbnung zu beſchränken. Es wäre au 
nicht abzufehen, warum z. B. X gegen Y, der ihm 'unwiffentlich ein 
unbrauchbares Pferd verkaufte, die Aufhebung des Vertrages nicht 
ſollte fordern Tönen, während doch dem Y gegen feinen :Bormam, 
Iwelcher die Unbrauchbarkeit Tante, dieſes Recht zuſtand, X ’aber «8 
auch gegen dieſen -Bormann nicht geltend machen kann, da er mit 
ihm Teinen Vertrag ſchloß. Ferner weifet ver Geklagte auf ‚die ver- 
meintlihe Inconſequenz 'hin, daß ein Indoſſant, welcher ſogar eine 
wechſelrechtliche Haftung übernimmt, nur durch die für Giranten be- 
ſtimmte kurze Verjährungsfriſt für die Echtheit des Wechſels verant⸗ 
wortlich fei, während er, der keine ſolche Haftung übernahm, doch 
ıgiel larger wegen ber Unechtheit in Anfprucd genommen werde. Je⸗ 
doch verjährt auch das Recht auf Gewährleiftung in Turzer Zeit nad) 
Bekanntwerdung des Mangeld, und es iſt ganz ber Natur -des 
Wechſel⸗Verkehres angemeſſen, daß die Haftung der Dildoſſanten nicht 
auf zu lange Zeit ausgedehnt werde, und daß man ihnen, welche die 
fäftige-Wechfel-Berbindlicgkeit auf ſich nehmen, auch eine Begfinftigung 
in der Dauer der Haftung vor Gemeinſchuldnern -tinräume.* 


Nr. 1414. 


Anfpruh auf Erſatz ber Koften der Alimentation eines 
unebeliden Kindes pro praeterito, 


Extiö. ». 6. Rovenüer 1881, I 6845 (Beftätigung bed das Urtheil des 
L. ©. Wien v. 19. März 1861, Nr. 11534, abändernden Urthells des 
D. 8% 6, Wien v. 10. Juli 1861, Nr. 6195). ©. 9. 1862, ©. Sf. 


Das außer der Ehe geborene Kind A wurde von feiner Mu tter 
der Findelanſtalt übergeben, worin es bi8 31. März 1853 verblieb, 
fovann von der Mutter, die’ fich inzwifchen verehelicht hatte, und ih rem 

Gatten in die Verpflegung übernommen, und dem Lebtern vom Bu- 
pillargerichte mittelft Decret „vie Vormundſchaft über das von ibm 
und feiner Gattin in Pflege übernommene Finvellind A" übertragen. 
Im Sabre 1860 belangten fie, — die Gattin als Mutter und ber 
Ehemann als Bormund des A — den unehelihen Vater desfelben B 
auf Zahlung der Alimentationstoften feit 1. April 1853, d. i. feit 
der Zeit des Austritts des Kindes aus dem Findelhaufe. 

Bom Gerichte erfter Inſtanz wurbe dieſem Begehren vollftän- 
dig flatigegeben. Das Oberlandesgericht und der oberfte Gerichtshof 


‚ 
” 
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hingegen erlannten, daß Wdie Alimentationskoſten nur vom. Tage 
ber. überreidhtem Klage an zu; zahlen habe. 

Grunde ber. dritten In ſtauz; Die Kläger beſchweren ſich 
gegen. das obergerichtliche Urtheil, weil, es die Alimente nicht, ſchon 
von; 1. April 1853 an, an, iwelchem Tage das Rind, von ihnen, aus 
dem, Findelhauſe und nad Inhalt des, (oben. erwähnten), Bormunb- 
ſchaftadecrets in. ihre, Pflege: übernommen worden, zuerfannte. Allein 
eben dadurch war für die, Erhaltung des Kindes bereits, geforgt ;; es 
haben die Kläger ven Beklagten nicht, fofort nach dieſer Uebernahme 
um bie Alimentation angegangen; fie -behaupteten aud nicht im Pro⸗ 
ceffe, daß fie ven zur Erziehung. bes. indes nöthigen Aufwand für 
ven Bellagten gemacht hätten, ſondern fie fordern von ihm Unterhalts- 
Toften zu Ounften bes Kindes für eine: Zeit, wo es berfelben nicht 
mehr bebarf, weil es bereits verpflegt wurbe. Das baranf gerichtete, 
Begehren war alfo geſetzlich wicht begrimbet: " 


Nr, 1415. 


Berjäßeungofift Vorberungen des. Fische im Namen: 
a als — eingezogenen Verlaſſenſchaft. 


u, 12. Rovember 1861, Ar, 7 auging ded nrweus ded 
EEE 
0a f. Zöhine 1808, Heft 14, © 880 


Der Eiscus. hatte bie erblofe Berlaffenſchaft des M eingezoge 
und belangte nun den B auf Zahlung von 320 Lire, welde bie 
dem Berftorbenen aus einem Darlehen ſchuldig geworden war. Der: 
Bellagte vertheivigte ſich mit ber Einrede ber. dreißigiährigen Ber⸗ 
jährung, welche ber Fiscus nicht gelten ließ, indem er ſich auf das 
Privilegium der längern Verjährungsgeit von vierzig Jahren berief, — 
Bon ber erften Inflanz wurbe bie Einrede des Beklagten zugelaffen 
und demnach das Klagebegehren abgewieſen; das Oberlandeögericht 
ließ die replieatio des Fiscus gelten und verurtheilte den B nad 
dem Rlagebegehren. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte bie erftrichterlich.e Entfchei- 
dung. und bemerkte. in feinen Motiven: „I der. Frage, ob gegen den 
Fiscus in Beziehung auf bie von ihm eingeflagte Forberung bie breißig« 
jährige Verjährung Platz greife, theilt der oberfte Gerichtshof die bes 
jahende Meinung ber erften Inftanz, weil bie im 8. 1472 a. b. 
®. B. feftgefegte Ausnahme dem Fiscus nicht als ſolchein, fonbern als 
Verwalter der Staatsgüter und des Staatsvermögens zu Statten 
tommt und weil im petfigenben Tolle zwar nach Hofbecret vom 12. 
October 1835 I. ©. ©. 90 dem Fiscus růdſichlich der Fruchte 
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ber von ihm eingezogenen Berlaſſenſchaft des M und ber freien Ber⸗ 
fügung über das Erbvermögen alle Rechte eines redlichen Befitzers 
zuftehen, hingegen in Beziehung anf andere Fragen und insbeſondere 
wenn es fih nm bie Berjährung handelt, vie Rechtsverhaͤltniſſe der 
an der Verlafſenſchaft betheiligten Perſonen durch die ſiscaliſche Ein⸗ 
ziehung derſelben keine Aenderung erleiden, mithin, ſo lange der An⸗ 
ſpruch der etwaigen Erben des M auf deſſen eingezogene Verlafſen⸗ 
ſchaft nicht erloſchen iſt, der Fiscus alle Einwendungen, welche B den 
Erben feines Glaubigers entgegenſetzen könnte, auch gegen ſich gelten 
laſſen muß. 


Nr. 1416. 


Unzuläffigfeit ber Beftreitung eines zwiſchen Dritten errich- 
teten Vertrages wegen Simulation. Befig als Erforderniß 
ber Erſitzung. 


Mi dv. 18. November 1861, Ne. 6908 ng De des dad wertpeil 

se‘. Venedig b: 8 März 1861, Urtheils 

es O. L. ©, Venedig v. 20. Juli Isar. Ar. 112 210). errgen nie di 
en, prat. 1861, ©. 347 ff. 


Bei der Entſcheidung eines Rechtsſtreites um das Eigenthum 
an Grundſtücken, welches in erſter und britter Inſtanz dem Klä⸗ 
ger zuerkannt wurde, ſprach der oberſte Gerichtshof in ſeiner Moti⸗ 
virung die Anſicht aus, 1. daß die Einrede der Simulation eines 
Bertrags dem Dritten, der nicht Rechtönachfolger eines der Contra⸗ 
benten ift, nicht zuftehe, 2. daß der Beftanpnehmer die Beftanpfache 
nicht erfigen kann, weil feiner Inhabung die rechtliche Dualität des 
Ufucapiondbefiges fehlt. 


Nr. 1417. 


Beweis der Unredlichkeit des PN im Fall der SS. 367 
u, 456 0.56. ©. 8. 


gun. d v. 13. November 1861, Nr. 6949 (oenätigun ne ‚ou Uriheil 
®. Wieden in Wien v. 4. Februar 1861, Nr. 2 äudernden 
Urtheils des O. L. G. Wien v. 1. Juarg 1861, Nr. 50) im 1862 


Die A Magte wider B auf Herausgabe von 16 Stüd Verſatz⸗ 
zetteln, welche fie ihrem Sohne C zur Auslöfung anvertraut und biefer 
dem B als Fauſtpfand für ein Darlehen von 30 fl. übergeben babe. 
Die erfte Inſtanz ließ den von A angebotenen Zeugenbeweis über. 
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bie Uebergabe ber Verſatzzettel an C zum Zweck ber Ausldfung wm 
Die zweite Inſtanz, deren Ausfprud und Motivirung ſich bie dritte 
Inſtanz anſchloß, wies die Klägerin aus folgenden Gründen ab; „Die 
vorliegende Klage ftellt fih als eine Eigenthumsllage...... bar. 
In diefer Richtung ift daher vor Allem, ohne darauf einzugeben, ob 
Klägerin hinlängliche Beweife ihres Eigentäumsrechts beigebracht habe, 
zu erwägen, ob fie wider den Gellagten mit der Eigenthums⸗ 
klage aufzutreten berechtigt fei, da diefe nur gegen ven umnreblichen. 
Befiger geſetzlich Pla greifen fan. Es liegt ihr daher der Beweis 
ob, daß der Geklagte unreblicher Befiger ver fraglichen 16 Verſatz⸗ 
zettel fei. Diefen Beweis bat fie nicht bergeftellt. Denn abgejehen 
bavon, daß fie felbft angibt, daß fie dieſe 16 Zettel ihrem Sohne 
zur Auslöfung anvertraute und daß diefer fie dem Gellagten als 
Pfand für ein Darlehen von 30 fl. behändigte, ſo, I von ig os 
feine folgen Umſtände bargethan, weldhe nah 8. 3 

ben Beſitz des Geklagten als einen unreblichen —58— — 
können, da weder aus der perſönlichen Eigenſchaft des Verpfänders, 
noch aus der geforderten Darlehensſumme, noch aus dem Umſtande, 
daß Verſatzzettel, auf welche bereits 120 fl. dargeliehen waren, als 
Pfand beſtellt wurden, der Geklagte gegründeten Verdacht gegen die 
Redlichkeit des Beſitzes des C ſchöpfen mußte. Daß Umſtände, welche 
dem Verpfändungsacte nachfolgten, den urſprünglich redlichen Beſitz 
des Geklagten nicht in einen unredlichen umgeſtalten, bedarf keiner 
Erörterung. Es tritt baher ber 8. 367 und rückſichtlich 8. 456 a. b. 
&. 3. als maßgebend ein, wornach der Anfprucd der Klägerin dem 
Geklagten gegenüber ſich als unftatthaft darftellt, da, fo lange vie 
Unredlichkeit des Beſitzes nicht firenge nachgewieſen if, nach 8. 328 
bie Redlichkeit des Beſitzes gefetlich zu vermuthen ift...... 


Nr. 1418. 
Ereeution auf das Einkommen eines Lotto-Eolfectanten. 


Eutſch. v. 19. November 1861, N 791 (Beftätigung des dad Decret 
bed 8.6. Leitmeritz v. 16. Yngnf 186 t. 4086, onünbernden Decretes 
es O. L. G. Prag dv. 9. September u, Ne. 14956). ©. 3. 1862, 
Nr. 28, ©. H. 1862, 658. 


Die A hatte wider B um executive Sequeftration der Einfünfte 
feiner Lotto-Collectur gebeten, das Kreisgericht aber die Bittſtellerin 
abgewiefen, weil das k. k. Lotto-Amt in einem befonderen Falle eröffnet 
babe, daß die Sequeftration einer Lotto⸗Collectur gänzlih unzuläffig 
fei, da die Beforgung des Lotto-Collecturgefchäftes eine rein perjönliche 
Defugniß, und die vom Kollectanten für die geregelte Eollectursführung 
und die Sicherheit der einlaufenden Gefällsgelder beftellte Kaution 
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ibre Haftung nur auf: feine eigene Gebabrung,. nicht: aber auf jene 
det Sequeſters erfiredt. 

Das Oberlandesgericht hat Die executive Sequeſtra tion ber für 
den Geklagten entfallenden Provifion aus der. Beforgung der ihm 
verliehenen, Lotto⸗Collectur bewilligt und dem Kreisgericht verorbnet, 
bad}. k. Lotto⸗Amt zu erfuchen, vie für den Gellagten eutfallenve 
Moviſion an die Klägerin bis zur Tilgung der Schuld. auszugahlen; 
weil die Gequeftration der dem Lotto-Collectanten für die Bejorgung 
der Lotto-Collectur entfallenden Provifion durch fein Gefeg; von bef 
Ereeution auögefchloffen ift, durch die Sequeftration verfelben Die Ben 
ſorgung der. Lotto⸗Collectur feldft in feiner Weife beirtt wird, umb 
fomit’ die: Bewilligung: der Erecution auf Grund des: auszewieſenen 
Forderungsrechtes einem. Anflande unterliegt; wobei bemerkt wird, 
baß. eb). mit Rückſicht auf die Anordnung des Hofvecretd von: 4. Yunk 
1792 Nr. 22 3. G. S., der Beſtellung eines: Sequefter® nicht bedarf. 
—— — erklaärt nämlich, daß bei Executionsführung auf Zinſen und 

inkünfte eines: hypothecirten Capitales, oder einer fonſtigen Forde⸗ 
rung, es der Aufſtellung eines Sequeſters nicht bedarf, ſondern es 
geſchehe genug, wenn nebſt der Vormerkung bei dem öffentlichen Buche 
bie Einantwortung: durch gerichtliche Auflage an denjenigen, der bie 
Zahlung: zu: leiften bat, bewilligt werde.) 

Dagegen- ergriff B den Wevifionsrecurs, weil das Einkommen. 
ver. Lotto-Sollecturen einen Theil der Staatseinkünfte bilde, Die nicht 
in Execation gezogen: werden dürfen; weil von felber aud die Poft- 
gelver. ausgenommen find, und die Lotto-Kollectanten dieſelbe Bes 
freiung wie die Beamten zu genießen haben, da fie von ber Provie 
ſion ihren Lebensunterhalt. beftreiten müſſen, aud die Provifion nach 
Analogie des 8, 340 0. ©. DO. von ber Execution ebenfo auszuſchei⸗ 
den fei, wi: die unentbehrlihen Leibskleiver und Werkzeuge von ber 
Pfändung. 

Der oberfte Gerichtshof gab jedoch dieſer Beſchwerde nicht ftatt, 
ſondern beftätigte Die obergerichtlihe Entſcheidung. „Das Oberlandes- 
gericht babe nämlich dem gejtellten Begehren mit vollem Rechte in 
ber Art ftattgegeben, daß die für den Erecuten entfallende Provifion 
ber A bis zur Tilgung. der Forderung auszuzahlen ſei, da nad 
2920 und 321 a. ©; D. die angefuchte und auf bie oberwäähnte 

tt bewilligte Execution zuläffig ift, die fir die Beforgung der Co 
lectur entfallende Brovifion dad Privat-Eigentyam des Lotto⸗Collec⸗ 
tanten bildet und daher in die Erecution gezogen werden kann, was 
auch rückſichtlich ver Verleger und Sleinverfchleißer des Tabals und 
Stempelpapierd in Betreff der benfelben gebührenden Provifionen 
mit dem Hofvecrete vom 13. October 1844. Nr. 840 3. ©. ©. aus⸗ 
brüdlich beftimmt wurde. Da es fih um den bloßen Bezug der Ein- 
fünfte handelt, fo bevarf es der Aufitellung eines Sequefters nicht.“ 


— 3083 — 
Berurtheilung. aus: einem anderen. als bem in der Klinge 
| geltend gemachten Rechtsgrunde. Ä 


Fatih. v. 20, Nonember 1861, Nr. 7158 (Beftätigung des das Urtheil des 
8%. G. Mautna v. 12. Juni 1861, Nr. 3115, abäündernden Urth [8 des 
D.2. ©. Benebig v. 1 „Unguf 1801, I 18486). Eco d. Trib. 1862, 


A verpadhtete. vem.B eine Befiyung; und übergab ihm das zum 
Bsirthfchaftsbetriebe erforderliche Vieh, Getreide, Adlergeräthe u. ſ. w. 
B: verpflichtete: ſich nach: Aufläfung. des Pachtverhältniſſes dieſen auf 
20:000 fi. verauſchlagten fandus instructus: im gleichen Werthe vem 
& zurüdguftellen, Während nes Pachtes erwirkte C. für eine Forbes 
rung an B bie Pfändung von 30 Stüden Hornvieh, wovon 8 Stüde 
ins. Berlauf des Ereentionsverfahrens der won G“ begehrten. Schätzung 
unterzpgen und anf: fein Anſuchen von dem Pachtgute fortgeſchafft 
und an einen andern Ort gebracht wurden. Bald Darauf murbe ber 
—— aufgelöft,. und A machte nun mittelſt Klage gegen O 

in Eigenthum an dem in Epecution gezogenen. Hornvieh gelten, 
und flellte das: Begehren auf. Ungiltigerflärung. ver ohne- feine Zur 
ſtimmung zu: Gunften des C erfolgten: Pfändung und. Schätzung des⸗ 
felben. — In der Frage: ob der. Bernädter A Eigenthümer bes 
dem. Pächter B übergebenen fandus instruotus geblieben fei, oder ob 
er. ihm da& Eigenthum daran: übertragen babe und in Betreff ber 
Zurüdftellung zwiſchen ihnen nur ein obligatorifches: Verhältniß bes 
Rebe, gingen bie Anfichten der. Untergerichte auseinander; das ' 
erfter. Imftanz theilte bie lettere Meinung: und ſprach deßhalb den C 
Hagfrei, — das Ober-Landesgericht. hingegen: erfannte, geſtützt auf: 
bie: erſtere Anficht,, nach dem Klagebegehren. Ä 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Oberlandes⸗ 
gesichtes in Erwägung, daß, wenn auch durch die Gründe der ober. 
gerichtlichen Entjeheidung: die Pertinenzqualität des zur Trage flehen« 
des. Hornviehes und fomit das Eigenthum des Klägers an: demfelben 
nicht außer Zweifel geftellt ift, dem Kläger in dem von ibm fofark 
mit. der Verpachtung nad: $. 1101 a. b. ©. B. erworbenen Pfand 
rechte an den invectis und illatie für feine noch nicht getilgten For⸗ 
berungen aus dem. Padtvertrag immerhin ein dingliches Recht an dem 
Hornvieh zur Seite ſtünde, welches: dem vom Beklagten fpäter er 
worbenen Pfandrechte verangeht; daß zwar das Klagebegehren, wie 
es gefiellt ift, den Eigenthumsanfpruch des Klägers zur Vorausfegung 
bat und zur Geltung bringen will, allein deßhalb Feine: Nothwenpigs 
feit vorliegt, eine andere, auf: das ftärkere Pfandrecht gegründete Klage 
anzuftellen, melde für ven Bellagten in ver Wefenheit den nämlichen 
Erfolg haben würde, da in jevem alle vie Rechte des Verpächters 


% 
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aus ſeinem Verhältniſſe zum Pächter und dem Vellagten gegenüber, 
fowie der dem Lettern gegen ven Pächter zuftehende, bei feiner 
Geltendmachung allerdings dem ftärfern Hecht des Verpächters unter- 
geordnete Anſpruch unberührt bleiben. 


Nr. 1420. 


Bebeutungslofigkeit des vom Vermiether ertheilten Verſpre⸗ 
chens, bie Miethe nicht zu kündigen. 


Entf. v. 20. November 12501, Ai - —A HR dad Hetbelt 
35 rätur alien v. 22. Arguß 18 4500, dernden 
des O. 2. ©. Benedig v. 19. epterfib —2 Nr. 19007, © 3.1 

Nr. 40. Eco d. Trib. 1862, S. 6 


A feßt einer Wohnungeaufkuündigung die Einwendung entgegen, 
ber Vermiether B habe ihm verſprochen, die Miethe nicht zu kundi⸗ 
gen, fo lange er der Wohnung nicht für feine Perfon bedürfe 'und 
fo lange der Zins orbentlich bezahlt werde. — Die erfte Inſtanz 
ging auf den Beweis tiefer Thatſache ein und machte davon bem 
Rückerlag der Auftündigung abhängig. — Das Oberlandesgericht da⸗ 
gegen ließ dieſelbe unberüdfichtigt; es bemerkte, daß es ſich um einen 

ewöhnlichen Miethvertrag handle, und daß bei einem foldhen nad 

. 1116 a. 6. ©. B., wenn keine beftimmte Dauer be Vertrages 
zwifchen ven Parteien verabredet wurde, jeder Theil das Hecht habe, 
benfelben beliebig aufzufünbigen; deßhalb fei das Verſprechen bes 
Bermiethers, dem Miethbömanne nur tann zu kündigen, wenn er bie 
Mietbzinsraten nicht pünktlich entrichten, oder wenn ber Vermiether 
das Beftanpftüd zu feinem eigenen Gebrauche benöthigen follte, als 
der Natur des Miethvertrages widerfprechend anzufehen. Derlei Zu» 
fiherungen ber Beſtandgeber, deren ſich die Beſtandnehmer häufig be⸗ 
dienen, um ſich einer ihnen unliebſamen Kündigung zu widerſetzen, 
feien nicht als ein rechtöverbindlicher Act (fatto di rigoroso diritto), 
fondern als eine Erflärung aufzufaflen, welche ven Willen des Ber- 
miethers zu erkennen gibt, ven Miethsmann zur Pünktlichkeit in ber 
Erfüllung feiner Verbindlichkeiten zu verhalten, und zwar dies umfo- 
mehr, als die Nichteinhaltung der Zahlungstermine ohnehin fchon 
nad der Vorſchrift des Geſetzes für den Vermiether das Recht be- 
gründet, den Beftandvertrag zu kündigen. Es fei demnach, ungeachtet 
ber von B gemachten Zuſicherung, der in Frage ſtehende Miethver⸗ 
trag auf unbeſtimmte Zeit eingegangen, und falle daher unter die 
Vorſchrift des 8. 1116 a. b. ©. 

Der oberſte Gerichtshof hat die Entſcheidung des Obergerichtes 
beſtätigt, indem derſelbe übereinſtimmend mit dem Oberlandesgerichte 
annahm, daß einfache mündliche Zuſicherungen, dem Miethsmanne 
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nicht zu kündigen, außer wenn berfelbe die Miethzinsraten nicht pünkt« 
lich entrichten, oder wenn der Vermiether das vermiethete Haus zu 
feinem eigenen Gebrauch bendthigen würde, keine rechtliche Verbind⸗ 
lichkeit begründen, ſondern nur darauf abzielen, den Miethsmann zur 
pünktlichen Erfüllung ſeiner Verpflichtungen zu verhalten, und daß der 
Vermiether B weit entfernt war, ernſtlich eine ſolche Verbindlichkeit 
auf ſich zu nehmen, da er ſich wiederholt weigerte, die ihm diesfalls 
vorgelegte ſchriftliche Urkunde zu unterfertigen. 


Nr. 1421. 


Verminderung der Triebkraft eines Baches durch einen Eiſen⸗ 
bahnbau. Maßſtab für die Bemeſſung des daraus entſtehen⸗ 
den Schadens. Nothwendigkeit des Nachweiſes des Umfangs 
des erlittenen Schadens. — Vorausſetzungen der Zulaſſig⸗ 
8 keit des Schätzungseides. 


Eutſch.v v. 21. November 1861 N san (Betätigung des lirtheild des 
—* Wien v. 80. October 1 1860 Abanderung des Urtheils 
3 9.%. 6. Wien v. 29. Mai 1801, ug ad) Zribline 1862, Nr. 62 


Mehrere Befiger von Waſſerwerken Hagten gegen das ifen- 
bahnärar auf Schadenerſatz wegen Verringerung der Betriebsfähigkeit 
ihrer Waſſerwerle durch Eifenbahnbauten. Die erfte Inſtanz wies 
dies Rlagebegehren ab. Die zweite gab bemfelben ftatt, jedoch mit 
Herabminberung der geforderten Erfagbeträge, und begründete ihr 
Erkenntniß wie folgt: „....Das Aerar konnte fi nicht auf $. 1305 
0.6. ©. B. berufen, weil dieſer 8. ausprüdlich enthält, daß der Ge⸗ 
brauch eine® Rechtes innerhalb der rechtlichen Schranken gemacht 
werde, welde dann die Rechte Anderer find. ‘Der betreffende Bach 
ift,. wie ſchon der Name fagt, Fein folches öffentliches Gewäfler, wo⸗ 
von 8.287 a. b. ©. B. Erwähnung macht. Wäre dies aber auch 
der Tall, fo hätte doch Niemand und auch das Aerar nicht das Recht, 
on demfelben ſolche Beränderungen ohne Verantwortung vorzunehmen, 
wodurd ein Anderer in feinem echte geftört würbe ($. 364 a. b. 
G. 3.). Der Unftand, daß das Aerar die Bahn im öffentlichen 
Intereffe baute, kann nur die Wirkung äußern, daß Niemand fi 
biefem Bau zu wiberfegen berechtigt war, aber nicht auch bie, daß 
das Aerar nicht allen Schaden für befiehende Rechte zu vermeiden 
verpflichtet war, oder wenn dies nicht geſchah oder geſchehen konnte, 
den allfälligen Schaden zu erſetzen nicht gebunden wäre, weil nach 8. 365 
a. b. G. B. Niemand gehalten iſt, ſein Recht ohne angemeſſene Schad⸗ 
loshaltung auch zum allgemeinen Beſten abzutreten oder fahren zu 
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laffen. Die Kläger hatten erwieſen, daß ſie an: jenem Bache Werke 
beſitzen, mit: denen Waſſerrechte verbunden ſind, weil ſie auf die Waſe 
ſerkraft des genannten Baches: angelegt,. und durch dieſelbe von: jeher: 
betrieben. wurden. Ale dieſe Werke konnten nur.in: folge vorausgegau⸗ 
gener Erkebungen: und. mit Berüdficitigung ber; vorkanhenen: Waller; 
kraft mit: Bewilligung der politifchen Behörde errichtet werben Nies 
manb: könnte. fick; zur Errichtung eines Waſſerwerks herbeilaſſen und 
die politifche Behörde würde au die Bewilligung hiezu nicht erthei⸗ 
len, wenn nicht die Sicherheit geboten wäre, daß kein Anderer bes 
rechtigt fei, ihm das Lebenselement feines Werkes, die Waſſerkraft, 
zu entziehen. Daß dieſe Borausfegung eine gegründete fei, wird auch, 
obwohl es an einem burchgreifenden Geſetze über Waflerrechte fehlt, 
durch pofitive Geſetze wenigftend indirect beſtätigt. So verorbnet 
ſchon die Minifterialverordnung vom 1. December 1814 im 8. 1, 
baf feine Veränderung eines Gerinnes, eines Ein- over Ablafjes, eines 
Wehres, einer Schleuſe over Arche, keine Ausleitung aus einem Fluß 
oder Bach u. ſ. w. ohne obrigleitliche Bewilligung und olme vorläufiges 
Einvernehmen der Intereffenten vorgenommen werben dürfe. Der $.2 
fhreibt vor, daß Die politifche Obrigkeit die Bewilligung zu einem 
neuen: Werke nur dann zu ertheilen hat, wenn es ohne die Anrainer 
einer: Befhädigung auszufegen und ohne vie Witkung der. fihon- be 
ſtehenden Wafferwerke zu hemmen ober zu ſchwächen, geſchehen kBnne. 
Nah 8.8 lit. b der mit Hoffanzleidecret vom 30. Juni 1838 
(3 ©. ©. Rr. 282) kundgemachten allech, Entſchließungen unm 29. 
December 1837 und 18. Yuni 1838 hat bie Eiſenbahnunternehmung 
das Recht der Erpropriation nur gegen Entfhärigung Dia Inſtrue⸗ 
tion über das bei den Orundeinlöfungen für Stantseifenbahnen zu 
beobachtende Berfahren, kundgemacht durch Hofdecret vom: 3. November 
1842 Nr. 654, verordnet in ben 88. 4 und 5, daß alle privaten Ver⸗ 
haltniſſe, welche durch Grundeinlöſungen berührt werben, zu berück⸗ 
fihtigen, und daß daher Alle. zu entſchädigen ſind, welchen an dem 
einzuldjenden Grund vingliche Nechte zuſtehen, menn dieſe echte 
duch die Einlöfung unwirkfam gemacht, oder gejchmälert werben, 
Nach dem Eifenbahnpolizeigefeg vom 7. Mär1840 Nr, . 1044 iſt nie, 
Bauunternehmung verpflichtet, den Schaden zu erſetzen, der während; 
des Betriebs der Eifenbahn, durch denjelben angerichtet wird. Alle 
biefe Verordnungen laflen in ihren Folgerungen klar entnehmen, daß 
bie Eifenbahnunternehmung fremde Bachonrainer einer Beſchädigung 
auszufegen und in ver bisherigen Benügung des Waflerd zu beirren 
ohne Verantwortung nicht berechtigt und zum Erſatz auch eines während: 
des Baues angerichteten Schadens verpflichtet ift. Es lommt alfe nur 
derauf an, ob die Kläger erwiejen haben, daß fie Durch ven Bau ber 
Eifenbahn einen Schaden an ihren Wafjerwerken erlitten haben. — 
In diefer Beziehung ftimmen. alle. vernommene Sachperſtändige für 
die Bejahung, denn biefelben betätigen, daß durch den Vorgang bei 
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dieſem Baue eine Verminderung ber Waſſermenge des Baches X und 
ſonſtige ſchävliche Rückwirkungen auf die Beſchaffenheit dieſes Baches 
vurch Verminderung der Triebkraft desſelben hervorgebracht worden 
ſtud, indem durch Verletzung des Bachbettes der Abfluß erſchwert wurde 
’anb auch eine Ableitung von in den Bad, X mündenden Quellen im 
a Waflerreferneir ver Bahn ſtattgefunden hat. Es ift alfo ein Schade 
eonſtatirt, der ſowohl durch Ablagerung an Material in ven Bach X, 
"ats auhTdach Ableitung von Zuflüffen verurfacht worden ift..... “ 

Der 'oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In⸗ 
ſtanz'aus folgenden Gründen: „Die Trage, welche ſich bei ver Be⸗ 
urtheilung Des vorliegenden ſtlageanſpruches vor allem aufwirft, tft 
die, ob die Kläger erwieſen haben, daß fle durch den Bau: ver Eifen- 
"Bahn und reſp. Durch die durch diefen Bau herbeigeführten: Verände⸗ 
“tungen am Bache X an ihren Wafferwerfen "einen Schaven :erlitten 
"haben. Hat nun gleich der in dieſer Beziehung abgeführte Beweis durch 
"Sadvetftümbige ergeben, daß allerdings durch die Art:ver Ausführung 
des gebathten ‚Eifenbahnbaues Veränderungen am Bache X eingetraten 
'feien, weldye eine Abnahme fowohl der Menge ald der Schnelligkeit 
und daher der Triebkraft des Waffers zur Folge hatten und daß dieſe 
Abnahme auf den Betrieb ber Wafferwerfe der Kläger einen nach⸗ 
itheiligen Einfluß zu nehmen geeignet: ift, fo genügt doch zur Begrün⸗ 
ung des geftellten Entſchädigungsanſpruches noch bei weiten nicht Der 
Beweis, daß ans jener Banführung für die Kläger irgend ein Nach⸗ 
theil entſtanden Ft, fondern es müßte auch der Umfang der durdy jene 
Baufüulhrung entftandenen Nachtheile fichergeftellt, dv. h. es müßte dar⸗ 
gelhan fein, in welchem Maße ver Wafferverluft gerade nur die Folge 
‚der durch: die Bauführung am BacheX heroorgebrachten Veränderungen 
iſt. Das geklagte Eifenbahnärar Tann aber auf die dermaligen Vor⸗ 
-Ingen ven Klägern gegenüber weder in Anfehung des ganzen bei den 
Waſſerwerken der Kläger eingetretenen Entgangs an Waſſermenge und 
Triebfräft, noch hinfichtlich eines beftimmten Theiles dieſes Entgangs 
‚and des hiedurch den Klägern zugehenden Schadens für erfagpflichtig 
erkannt werben, meil durch den abgeführten Beweis fchlechterhings 
nicht fichergeflellt ift, Daß der gefammte Wafferverluft oder welcher 
beftimmte Theil desfelben gerade nur den in Folge des Eifenbahnbaues 
am Bade X eingetretenen, Veränderungen beizumefjen ſei. Diejer 
Mangel des für die geftellten Schavenerfaganfprüde unentbehrlichen 
Beweiſes kann aber auch nicht durch ven von den Klägern angebotenen 
Schätungseid erfet werben. Denn dieſe Beweisart wäre immer 
nur unter ber Borausfegung bes bereits hergeftellten Beweifes, daß 
der gefammte Wafjerverluft oder ein beftimmter Theil desfelben bie 
Folge jener Bauführung fei, und immer nur Über den Betrag des durch 
den Wafferverluft den Klägern an ihren Werken zugehenden Schadens, 
nicht aber in der Richtung zuläjfig, um hiedurch den durch den Sach⸗ 
verftändigen-Beweis nicht entfchiedenen, für den gerichtlichen Ausſpruch 
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aber maßgebenden Umſtand zu conftatiren, wie groß der Waflerverluft 
fei, der eben nur aus dem Eiſenbahnbau und nicht and anderen zu- 
fälligen von jener Bauführung unabhängigen Urſachen entſtand, in 
welcher Richtung der Schätungseid eigentlid) das Factum der Beſchä⸗ 
digung und nicht den Betrag der Erfaßforderung zum Gegenſtande 
hätte. Wäre endlich auch mirklich der ven Klägern durch den Bau 
der Eifenbahn und durch die hiedurch verurfachte Entziehung von 
Waflerkraft zugehende Schade conftatirt und die Erfaßpflicht des 
Aerars begründet, fo müßte ver oberfte Gerichtshof in voller Ueber- 
einftimmung mit dem Richter erfter Inflanz einen Grund zur Ab- 
weifung der Erfaganfprüde, wie fie von den Klägern in der vorlie- 
genden Klage geftellt wurden, in der Art und Weife der Ermittlung 
der Entſchädigungsanſprüche finden. Ließ fih aud die Waflermenge 
und Triebfraft, die der Bach X verloren bat, in einem beftimmten 
Maß und in Zifferausprüden erheben, fo laßt fi doch einerfeits 
weder ein abfoluter Werth des Waſſers und der Trieblkraft denken, 
da diefer Werth mit Rüdfiht auf die Verſchiedenartigkeit der Die Wafler- 
kraft benügenden induftriellen Werke nur ein relativer jein kann, und 
kann anderſeits weder die Waflertriebfraft an fi, noch der Aufwand, 
ber nöthig ift, um bie, entgangene Waſſerkraft durd eine andere 
Kraft zu erfegen, als Mafftab zur Ermittlung des Erſatzes für den 
Wafjerkraftentgang angenommen werden. Denn nit das Wafler 
und nicht die Kraft an fich, fondern nur der Nuten, ven die Kraft 
ſchafft, könnte bier in Anfchlag gebracht werben, und nicht im Ver⸗ 
luft des Waſſers und feiner Kraft, fondern in der Schmäleruug bes 
Nugens, den die Kraft ſchaffen konnte, ver aber wegen ihrer Ber- 
minderung daraus nicht mehr gezogen werben kann, ift der eigent- 
lihe Schaden gelegen. Daß nun aber, und in weldem Maße ver in 
Rede ſtehende Wafjerentgang die induſtrielle Thätigfeit der Kläger 
beeinträchtigt und daß und in welden Maß in Folge diefer Beein- 
trächtigung der Erwerb der Kläger aus ihren Werken fich verringert 
babe, die Nachweiſung deſſen allein könnte als die wahre Grundlage 
und als der Maßitab zur Ermittlung des erhobenen Entſchädigungs⸗ 
anfpruches betrachtet werden, In diefer Richtung ließen es aber bie 
Kläger an der Anbietung geeigneter Beweismittel ermangeln.“ 
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Nr. 1422. 


Ungalffte einer Erecutionsführung auf bit erecutiv ver⸗ 
äußerte Realität, 


€ ati. & . 21. November 1861, Nr. 7264 (Betätigung des dad Decret 
des 8. 6 "Garolinenthal » 24. ar 1861, Re. 7053, abündernden Decret3 
des 0.8. ©. Brag v. 31. Iuli 1861, Nr. 11848) ©. 3. 1861, Nr. 155. 


A erwirfte die executive Pfändung einer dem C gehörigen Reali⸗ 
tät und ſchritt um Schätzung derſelben zu einer Zeit ein, wo fie be- 
reits auf Betreiben anderer Gläubiger an ven B crecutiv veräußert, 
die Kaufpreisberechnung aber noch nicht vorgenommen worden war. 
Das Schätzungégeſuch des A warb deßhalb von den beiden höheren 
Inſtanzen abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtöhof bemerkte darüber: „Der Erfteher bat 
die Verpflichtung zur Zahlung der auf der erfauften Realität haften- 
ben Forderungen nur in dem Maße zu übernehmen, als das Meiftbot 
ſich erftredt ($. 328 a. ©. O.), und nachdem ihm der Richter jene 
Pfanpgläubiger, die er aus dem angebotenen Preife zu bezahlen bat, 
namhaft machte (Hofdecret vom 15. Jänner 1787, Nr. 621 9. ©. S 
lit. 8.). Nun hat aber der Recurrent nicht gezeigt, daß das —*8* 
hinreiche, auch ſeine Forderung zu tilgen, daß der Richter ſelbe ſchon 
rechtskräftig dem Erſteher zur Berichtigung zugewieſen habe, und daß 
vermöge der Feilbietungsbedingniſſe der Letztere auch bereits verpflichtet 
iſt, jenen Theil des Kaufſchillings, auf ven die Forderung etwa ges 
wiefen wird, zu zahlen; ja e8 war zur Zeit feines Gefuches nicht ein⸗ 
mal die Erledigung über vie Kaufſchillingsberechnung erfloſſen.“ 


Nr. 1423. 


Unzuläffigleit einer vom Eoncursmafjevertreter eingebrachten 
Dppofitionsklage wider einen Act wechjelrechtlicher Execution 
gegen den Eribatar, 

Eutſch. v.27.November1861, Nr. —— der ergleiafi fürmigen 


Deereie ded B. G. Hernald v. 29. Au uguft 8D.LG, 
Wien v. 17. September 1861, 6. Ei nes. fr. 17. 
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Rr. 5424. 
Dorausfegungen der Beweiskraft der Gewerbobücher. 


Ei v. 27. November 1861, Nr. 7928 (Mbänderung der Decrete bed 
2, G. Wien v. 27. er 1861, Nr. 43583, nnd de O. 2,8. Wien v. 
0, ‚1 8 


Detober tl Mr. 106052). G. H. 1002, ©. 





Nr. 1425. 


Entſch. p. 8. December 1861, Nr. 7752 (Beſtaätigung des das Urtheil ber 
dritur Benedig v. 10. Inni 1861, Nr. 13988, abä Iheruden Mrikeild Bed 

.L. G. Venedig v. 10. input 1861, Nr. 13642). Eco d. Trib. . ' 
©. 808 ff. und 1862 ©. 46 BE en di Giurispr, ‚prat. 1861, 
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M errichtete im Jahre 1845 folgendes Teftament: „Mein einziges 
Ziel ift die Beſeitigung der Möglichkeit, daß mein Vermögen in bie 
Hände meiner Schweftern oder ihrer Erben (delle fu mie sorelle o loro 
eredi) gelange. Dies: beftimmt mich, meinen legten Willen in nach⸗ 
ſtehender Weife zu errichten, und dadurch zu meinem: Leidweſen zwei 
meiner Brüder zu verkürzen, denen ich zwar mit gleicher Liebe zugethan 
bin, jedoch ohne fte, fo wie ich möchte, achten zu können, da ſie es 
'an den Beweiſen jener Willensfeftigkeit fehlen ließen, welche manı von 
einem Manne, deſſen Ehre verlegt wurde, erwarten darf. Deßhalb 
ernenne ich zu Exben meines ganzen Vermögens meine beiden andern 
Brüder B und C und verordne, daß die Verwaltung beöfelben dem 
B übertragen werde, der von Jahr zu Jahr dem C darüber Rechnung 
ablegen und ihm feinen Antheil am Erträgniffe, d. i. die Hälfte, her⸗ 
ausgeben fol. Um mid, der Erfüllung meines Wunfches nach meinem 
Tode noch befler zu verſichern, verordne ich, daß B und C beim An- 
tritte der Erbſchaft erklären, ſich gegen die Schweftern und ihre Erben 
wie dermalen, auch fürderhin verhalten zu: wollen (di. oongervarsi verso 
le sorelle ed eredi quali:sono :al presente); wenn einer von ihnen 
fi) deſſen weigert, fo fol der andere mein Alleinerbe fein. Sollten 
‚aber Beibe in ihrer Gefinnung fo gemein werben (se tutti e due di- 
venissero vili a segno), um alle die Schändlichkeiten, Beträgereien und 
unwürdigen Handlungen zu verzeihen, welche die Schweftern und ihre 
Gatten an und verübt haben, fo verorbne ih, daß mein Vermögen 
dem Pfarrer von x in Verwaltung gegeben werde, welcher dafür jedes 
Iahr für unfere Familie eine Todtenmeffe lefen und das Erträgniß 
ber Verlaſſenſchaft nad) feinem Befinden unter den Arnıen feiner Ge 
meinde vertheilen fol; diefe Verfügung ift mein letter Wille für 
ben all, daß meine Brüder B und C die Erbfchaft nicht unter ber 
vorhin gefegten Bedingung annehmen." — Im Jänner 1857 farb 
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M und im October besfelben Jahres traten B und C die Erbſchaft 
an, mit Beifügung der von M ihnen aufgetragenen, den Worten des 
Teſtamentes volllommen gleihlautenden Erklärung. Nun überreichte A, 
ber Eine von den beiden nicht bebachten Brüdern des Erblaffers, gegen 
B und C eine Klage, worin er die ©iltigfeit der Erbeinfegung der 
Legteren aus dem Grunde anfscht, weil fie an eine unerlaubte Sus⸗ 
penfiv-Bedingung geknüpft worden fei (8.698 a. b. ©. B.). 

Das Geriht erfter Inftanz, weldes den Kläger abwies, ge- 
langte in feinee Motivirung zu folgenden Sclüffen: „Daß M eine 
unerlaubte Suspenfiv: Bedingung feßen wollte, mag außer Zweifel fein; 
dies genügt aber nicht, um bie Poteſtativ⸗Bedingung, fo wie fie im Te- 
flamente gefegt wurde, als eine unerlaubte qualificiren zu fünnen; 
benn dasjenige, was M ben bedingt Honorirten zumuthete, durfte nicht 
in einer Geſinnung berfelben,- fondern mußte in einer äußern Hand» 
lung beftehen, die ihnen vom Teſtator aufgetragen wurde, weil nur 
fie im Gegenfage zu innern Zuftänden und Vorgängen’ für andere 
Menjhen wahrnehmbar ift und ſohin von biefen nad dem Geſetze 
ber Gittlichfeit beurtheilt und geprüft werben kann, — widrigens nicht 
die Unfittlichleit der geſetzten Bedingung felbft, fondern die Unfittlich- 
feit der Abſicht, die den Zeftator leitete, der Grund der Ungiltig- 
feit feiner legtwilligen Anorpnung fein würde. Ob die Bedingung, fo 
wie fie gefegt wurde, in einer unerlaubten Handlung beftehe oder 
nicht, läßt fich eben nicht entfcheiden; fie ift daher eine unbeftimmte 
und als foldye eine unverftändlihe Bedingung, folglih nad Vorſchrift 
des 8S. 697 a. 6. ©. B. als nicht beigefegt zu betrachten.” 

Die zweite und dritte Inflanz erfannten nad) dem Klagebes 
gehren auf Ungiltigfeit ver Exrbseinfegung der Bellagten. Gründe des 
oberften Gerichtshofes: „Dei richtiger Auslegung des von M 
binterlaffenen Teftaments muß nad Analogie des 8. 6 a. b. ©. 2. auf 
ben ganzen Inhalt desfelben,, auf die eigenthümliche Bedeutung ver 
darin gebrauchten Worte, auf ihren Zuſammenhang und auf bie Hare 
Abficht des Teftators das Augenmerk gerichtet werden. Da nun nad) 
ber pofitiv und abfolut ausgefprohenen Willensmeinung die Beklagten, 
um feine Erben zu fein und feine Erbfchaft zu erwerben, viefelbe mit 
ber Erflärung antreten mußten, wie zur Zeit der Teftamentäerrichtung 
(1845) aud) fürderhin fi) gegen die Schweftern und ihre Erben ver- 
halten, alfo niemals die von den Schweftern und ihren Gatten an 
ihnen verübten Schändlichkeiten, Betrügereien und unwürdigen Hand⸗ 
lungen verzeihen zu wollen, was fi eben aus dem ganzen Inhalte 
ber legtwilligen Anoronung als der Sinn ber ihnen als Bedingung 
aufgetragenen Erklärung beim Erbſchaftsantritte ergibt, die Bedingung 
aber, daß in einer Familie ein Glied derfelben gegen andere Fanıilien- 
lieder Haß bezeige, obne Frage unfittlih und unerlaubt ift, und diefer 

harakter derſelben aud nicht durch Die etwaige Meentalvermahrung 
der Beklagten gegen ihre beim Erbihaftsantritte im Sinne des Te- 
Ölajer, Unger u. Walther, Entſch. II. 26 
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ſtaments abgegebene Erffärung aufgeheben werben konnte, — mußte 
das obergerichtlihe Urtheil beftätigt werben.” 


Nr. 1426. 
Handlungsfähigleit Minderjähriger. 


Eutſch. v.4. Dreember 1861 Re. za (Behätinung des Urtheils des 2. ©, 
Wien v. 21. December 1860, 595, Aland: rung des Urtheils des 
O. L. G. Wien v. 19. Juni 1861, Me. 8067) Tribline 186%, Nr. 11. 


A Schloß am 2. December 1858 als unehelidher Vater des 8 
mit deſſen Vormund B und Mutter C vor Geridt einen Vergleich 
über den monatlid zu zahlenden Alimentationsbetrag von 15, refpece 
tive SO fl. Am 4. März 1859 überreichte A die Klage auf Ungiltig- 
erflärung des Vergleichs, da derjelbe laut Taufſchein circa 20 Zage 
vor erreichter Gropjährigteit von ihm geſchloſſen worden fei. Die 
erite Inſtanz wies den Kläger ab; die zweite gab feinem Vegebren 
ftatt; die Dritte entſchied gl.ich der erften und zwar aus folgenden 
Gründen: „.... Aus dem Geſtändniß der Vaterſchaft folgte audy ohne 
eine befondere "ausorücliche Anerfennung nah 88. 163, 166, 167 
0.5. ©. B. die Berpflihtung ded A, nah Maßgabe feines Vermögens 
für die Verpflegung und Erziehung feines außerehelihen Kindes zu 
forgen und indem er in jenem Vergleiche diefe Verpflichtung anerkannte, 
bat er auch nicht eine befondere Verpflichtung auf ſich genommen oder 
einen onerofen Vertrag eingegangen, zu deſſen Giltigkeit die Beſtim⸗ 
mung feines gefeßlichen Vertreters erforderlich gemwejen wäre. Wenn 
aber in Betreff der Höhe der viesfalls übernommenen Leiftungen eine 
Belaftung gefunden werden wollte, deren Giltigfeit wegen Mangel 
der Einwilligung des gefeglihen Vertreters des zur Zeit des Vergleichs⸗ 
abſchluſſes noch minderjährigen Klägers angefochten werden könnte, fo 
müßte bier, da nicht der Bormund zur Beftreitung der Giltiukeit des 
von feinem Bupillen eigenmächtig eingegangenen Vertrages aufgetreten 
ift, fondern der feıther großjährig gewordene Compaciecent als Kläger 
die Beftreitung der Giltipkeit übernahm, was mohl im Allgemeinen 
für zuläffig anzuerkennen ift, von dieſem der Mangel der Fähigkeit 
zu Vertragsabſchlüſſen niht nur im Allgemeinen, fondern aud für den 
gegebenen Fall nachgewieſen werden. Die vom Gefeg vorgefchriebene 
Unfäpigkeit zu Vertragsabſchlüſſen ift nämlich eine abjolute und eine 
relative. Bon der erften kann bier nicht die Rede fein und was bie 
relative betrifft, fo ift einerfeitd nad 88. 246, 247 a. b. G. 8. 
unter gewiffen Umſtänden au einem Minderjährigen ohne vormund« 
Ihaftlihe Genehmigung die Fähigkeit, Berpflihtungen auf fich zu 
nehmen, eingeräumt, und andererſeits fann der allenfall8 vorgelommene 
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weſentliche Mangel durch nachfolgende ausdrückliche oder ſtillſchwei⸗ 
gende Genehmigung ergänzt werben. Der Kläger hatte, als er ben 
Vergleich ‚einging ... nabezu die Volljährigkeit erreicht, bezog als 
Deamter einer Unternehmung circa 900 fl. und Hatte Übrigens feine 
ganze Verpflegung bei feinen Verwandten. Was er fich durch feinen 
Fleiß erwarb, darüber konnte er felbft verfügen..... Die Höhe des 
zu leiftenden Verpflegsbetrages..... ſteht auch nicht außer Verhältniß 
zu feiner Lage........ Bei den Vergleichsverhandlungen benahm 
er fih wie ein zum Abſchluß Selbftbefähigter, offenbar weil er ſich 
nad) dem Geſetze, das ihm nicht unbekannt fein konnte, für befähigt 
erachtete, nah Maßgabe feines Einkommens, worüber er unabhängig 
verfügen konnte, die Höhe der ihn jedenfall betreffenden Leiftung mit 
der Gegenpartei zu vereinbaren, Die amtliche Ausfertigung des Ver⸗ 
gleih8 wurde ihm am 23. December 1858 zugeftellt, alfo eben an 
dem Tage, mit weldem er, da er am 23. December 1834 getauft 
worden ift, unzweifelhaft feine Großjährigkeit erreichte und wenigftens 
damals, wenn er nicht felbft, was eben anzunehmen ift, an der Meber- 
zeugung fefthielt, zum Abſchluß jenes Vergleichs, troß feiner damaligen 
Minverjährigkeit befähigt geweſen zu fein, hätte er unverweilt die Ge- 
genpartei, die durch nuglofe Aufnahme ungiltiger Acte in mehrfacher 
Deziehuug benadıtheiligt worden wäre, von vem angeblihen Mangel 
verftändigen können und follen, anftatt nad Ablauf von drei Monats 
verfalltagen der übernommenen Leiftung mit der Klage auf Ungiltig- 
feit des Vergleichs entgegenzutreten.‘ 


Ne. 1427. 
Unzuläffigfeit der materiellen Häufertheilung. 


Entid. v. 4. December 18361, Nr. 8048 (Beſtä tung pe der „greinfärmigen 
decrele des BG. Mondfee n 28 Aug ft 1861, 9.1 
Wien v. 8 Dctober 1861, Nr. 1058). & G. H. 1862, 8 g ni 

B verfaufte dem A von feinem in Oberöfterreich gelegenen Haufe 
ein zu ebener Erde gelegenes Gewölbe und ertheilte ihm in der Kaufs⸗ 
urkunde die Bewilligung, in dem Grundbuche dieſes Gewölbe von dem 
Haufe abſchreiben, ein neues Yolium dafür eröffnen und in bemfelben 
das Eigenthum eintragen zu lafien. Außerdem erwirkte A von dem 
Gläubiger ver einzigen auf vem Haufe haftenden Sagpoft den fchrift« 
lichen Conſens zum Verkauf des Gewölbes, zur Abtrennung desjelben 
vom Haufe und Abſchreibung im Grundbuche, mit der Erklärung des 
Gläubigers, daß der übrige Hauskörper ihm für feine Forderung hin⸗ 
reichende Sicherheit gewäbre. 

Auf Grund dieſer Urkunden überreichte A das Geſuch um Ab⸗ 
trennung des Gewölbes vom Hauſe des B, Eröffnung eines neuen 
Foliums und Eintrag ſeines Eigenthums in demſelben; er wurde 

26* 


— 404 — 

jedoch von allen drei Inſtanzen abgewiefen und zwar, — nach In⸗ 
halt der oberfigerichtlichen Motivirung — „weil nach den im 8. 297 
a. b. ©. B. ausgefprohenen Grundſätzen über Umfang des Eigen- 
thums und Befiges einer unbeweglichen Sache und über da8 Zujam- 
mengehören “don Grund und Boden und den darauf erriljteten Ges 
bäuden fammt dem in fenkrechter Linie darüber befindlichen, Luftraume 
die von ber politiſchen Landesſtelle für Oberöfterreih im Decret vom 
10. März; 1838, 3. 560 (worauf ſich die Recurrenten beriefen) aus⸗ 
gefprochene Zuläffigkeit ver Zerftüdelung nicht bäuerlicher Realitäten 
nicht dahin ausgedehnt werden kann, daß es auch geftattet fein follte, 
eine unbeweglihe Sache fo zu theilen, daß in fenkrechter Linie über 
Grund und Boden fi) verfchiedene Eigenthümer befinden, ober daß 
ein zur Bildung eines felbftftändigen Gebäudes ungeeigneter Theil von 
einem Haufe andgejchieben werde, — und weil eben wegen ber Un 
verträglidhleit einer ſolchen Teilung mit dem gefeglichen Begriffe des 
Eigenthums an Grund und Boden und den darauf befindlichen Ges 
bäuden, mit der Einrichtung der Grundbücher und mit der Rückſicht 
für den Nealcrebit bereit8 durch mehrere vom Oberlandesgericht citirte 
ähnliche Verordnungen (fiehe R. ©. Bl. von 1853 Nr. 25, von 
1855 Nr. 18 und 144, von 1856 Nr. 1, von 1857 Nr. 211 für 
bie Städte Salzburg, Hallein, Devenburg, für Krakau und das 
Oedenburger Berwaltungsgebiet) eine foldhe Uebung, wo fie wahrge- 
nommen wurde, abgeftellt worden iſt“. 


Nr. 1428. 


Miethzins oder Bodenzins? Verpflichtung zur Yortentrich- 
tung des Bodenzinſes. Berurtheilung aus einem andern als 
dem in ber Klage geltend gemachten Rechtsgrunde. 


Ent v. 10. December 1861, Nr. 7729 (Abänderung der Uripeite des 
Kozowa v. 20. April 1861, Nr. 69, und des O. L. G. Lemberg 
v.8. Juli 1861, Wr. 15194). Tribüne 1862, Rr. 52. 


An das fogenannte Rathhaus zu X in Oalizien find mehrere 
Gewölbe angebaut, welche von Juden benützt werden. Für eines der- 
jelben war bis 1. December 1857 von B ein jährlicher Zins von 
6 fl. gezahlt, aber feither vie Zahlung verweigert worben. A, zu beffen 
Sütercompler au das jogenannte Rathhaus gehörte, Elagte auf Be⸗ 
zahlung des Miethzinfes für jenes Gewölbe für die Zeit vom 1. De 
cember 1857 bis 1. December 1860. B widerſprach ven Beftand eines 
Miethverhältnifjes und behauptete den Zins nur als Grundzins be- 
richtigt zu haben, da jene Gewölbe von ber Judengemeinde an das 
Rathhaus angebaut und unabhängig von jedem Einfluß des Rathhaus- 
eigenthums von einem Beſitzer auf den andern und zwar als Eigen⸗ 
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thum übergegangen ſeien. Die er ſte Juſtanz erlannte zu Guuſten des 
Klägers; die zweite zu Gunſten des Beklagten. Die dritte Inſtq 
perurtheilte den B zur Zahlung des Zinſes für das Gewölbe — 
1. December 1857 bis 1. December 1860, wies jedoch den Kläger 
mit dem Begehren, daß diefer Zins als Miethzins zu berichtigen fei, ab. 

In den Eutſcheidungsgrůnden heißt e8: „Der Anſpruch des Klägers 
auf Zahlung des rüdftänbigen Zinfes erfcheint infofern als unbegründet, 
als von ihm der Beweis über den Beſtand des Miethvertrags nicht ge⸗ 
liefert wurde. Die Beflätigung des Bezirlsamtes inX, daß das Rathhaus⸗ 
gebäude als Dominicale in der Orundertragsmatrifel eingetragen fei und 
von der Gutsinnehabung die Hauszinsfteuer berichtigt werde, kann, abs 
gejehen davon, daß hierdurch nur bie Perſon des Steuerpfiichtigen er- 
wiefen wird, noch nicht den Beweis herftellen, baß das fragliche Ge- 
wölbe ein Eigenthum ber Outsinnegabung bilve, indem nach ber Be- 
hauptung des Bellagten die an das Rathhausgebäude anftoßenden 
Gewölbe von der Yudengemeinde erbaut wurden und biefe Gewölbe 
durch Kauf und im Erbrechtswege von einem Befiger auf ben andern 
übergingen und in&befonbere ber Bellagte bis 1. December 1857 einen 
unveränderlihen jährlihen Zins von 6 fl. als Bodenzins berichtigt 
Habe. Nachdem jetod; B zugeftanden hat, daß er bis 1. Dezember 
1857 ‘ben unberänberlicjen jährlien Zins von 6 fl. berichtigt Habe 
und feit dieſer Beit mit der Zahlung dieſes Binfes.im Ausſtande blieb, 
nachdem ferner B nicht erwieſen hat, daf der Grund zur Zahlung 
dieſes Zinfes aufgehört Habe, fo mußte er auch zur Zahlung des Zind- 
ausſtandes verurtheilt werden, während dem Kläger biefer Zins 
sie Miethzins nah dem Borausgefhidten nit zuerkanni werden 
lonnte.“ 


Nr. 1429. 
Kauf Brit Miethe. 


10. Decembr 1861, Nr. 8002 (Beftätii des dad Urtheil 
E ve — Be d. 3 — Sr, de Dofer eb and —* 
Ietheils an tober 1861, Nr. 48800). Eu 
Do 0 3. 1862, Nr. 


A u acer Grundfüde * 9 Jahre in * genommen. 
Noch vor Ablauf dieſer Friſt übergingen jedoch dieſelben im Wege * 
der Singularfucceſſlvn auf B, der nun fein Eigenthutisrecht unter d 
24. Mär; 1861 mittelft der gegen den Pächter gerichteten gerichtfihed 
Auftümnigung des Pachtvertraged geltend machte und dadurch die Dppo- 
Nliondktage des A veranlaßte, 

Die erfte Inftanz ging auf biefelbe ein, weil ſie der Anſicht 
war, daß der Geklagte durch den Kqufvertrag wohl das Eigenthums- 
rechi, nicht aber auch ben Beſitz der verpachtelen Srunpftäde ‚erhalten, 
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und daher anch nur einen Anſpruch auf den Pachtzins bis zu dem 
Ablaufe des Beſtandvertrages habe, da der 8. 1120 des a. b. G. B. 
nach ſeinem klaren Wortlaute nur auf denjenigen neuen Eigenthümer 
Anwendung finden könne, der das Beſtandobject nicht blos gekauft, 
ſondern auch in Beſitz genommen habe, ſowie, daß ein allfälliger Irr⸗ 
thum bei der Vertragsſchließung doch nur einen der Contrahenten und 
nicht einen Dritten, den Beſtandnehmer, treffen könne, 

Die zweite Inftanz wies die Klage ab, und ver oberfte Ge⸗ 
richtshof beftätigte dieſes obergerichtliche Erfenntnig „in Erwägung, 
daß dem Geklagten als neuen Erwerber die Verpflichtung nicht obliegt, 
den Enptermin des zwifchen dem Kläger und Berfäufer abgefchloffenen, 
in die Öffentlihen Bücher jedoch nicht eingetragenen Pachtvertrages ab- 
uwarten, derſelbe vielmehr berechtigt ift, den Pacht innerhalb des 

dem Bat. vom 17. Juni 1837 — im Unterfchieve zu dem vertrags⸗ 
mäßigen — feſtgeſetzten gefeglichen Termins zu kündigen... ..* 


Nr. 1430. 


Gerichtöftand des Vertrages bei baierifchen Unterthanen: 
Anwefenbeit des Beklagten beim forum contractus als 
Dedingung der Zuftändigfeit. 


Eutſch. v. 10. December 1861, Nr 8084 (Beitätigung des Decretö dei B. 

G. Bozen v. 28. Auguſt 1861, Nr. 7461, Mulbenung des Decrets des 

O. L. G. Junsbruck v. 25. September 1861, Nr. 2750). G. H. 1862, 
S. 188. (Nach den Acten berichtigt.) 

A belangte den B beim Bezirksgericht Bozen wegen Zahlung 
von 126 fl. auf Grund eines Schuldſcheins, worin die Zahlung in 
Bozen verfprohen worden war, und bezeichnete Starhemberg in Baiern 
als den Aufenthaltsort des Bellagten. Das Bezirksgericht nahm die 
Klage an und ließ dieſelbe dem B burd das baierifche Landgericht 
Starhemberg zuftellen, worauf der Bellagte feine Erklärung über- 
reichte, daß er als baieriſcher Unterthan die Einlaffung in den Proceß 
verweigere. Zrog biefer bei der Berhanblungstagfahrt dem Kläger 
eröffneten Erklärung befland berfelbe darauf, daß in contumaciam 
des B entidhieden werde. — Mit Bezugnahme auf das Hofdecret 
vom 13. Yuli 1841, 3. ©. ©, Nr. 548 und das Hoflanzleidecret 
vom 7. Yuli 1842, wonach bei Klagen zwifchen äfterreichifchen und 
baieriſchen Untertanen auf Grund des ©erichtsftandes des Vertrages 
der perfönliche Aufenthalt des Bellagten im Orte des forum con- 
tractus zur Zeit der Ladung erforderlich ift, erklärte fi) das Bezirks⸗ 
gericht für incompetent und veroronete mit Aufhebung des flattge- 
fundenen Berfahrens die Zurädftellung der Klagefchrift an den Kläger, 
— Bom Oberlandeögericht wurde hingegen das Bezirkögeriht Bozen 
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als competent erflärt, und zwar in Erwägung, daß nad der aus⸗ 
drücklichen Beftimmung des $. 29 der Yurisvictionsnorm vom 20. No« 
vember 1852 in lit. b Unterthanen auswärtiger Staaten, wobei das 
Geſetz nicht unterfcheivet, ob fie im Infande wohnen oder nicht, in 
allen Fällen des $. 31 u. ff. mithin auch in dem hier vorliegenden 
Falle des 8. 43 der Yuristictionsnorm, bei den öſterreichiſchen Ge⸗ 
richten belangt werden Können; daß ter Art. XII des Kundmachungs- 
patentes der Jurisdictionsnorm bier nit im Wege fteht, weil man 
fi) auf einen Staatsvertrag mit Baiern, der binfichtlich der fraglichen 
Gerichtsbarkeit etwas anderes seftimmnt, nicht berufen hat und das 
angezogene Hoflanzleivecret vom 7. Yuli 1842 von einem folden 
Bertrage keine Erwähnung nat: daß dieſes Hofdecret auf den 
vorliegenden Fall offenbar keine Anwendung findet, weil es, mit Feſt⸗ 
haltung der Reciprocität, nur vorfchreibt, daß inländifche Gerichte, 
die von baieriſchen Unterthanen bei baieriſchen Gerichten auf Grund 
des forum contractus überreihten Klagen zur Zuſtellungsveranlafſſung 
nicht annehmen dürfen, binfichtlih des alles aber, ver hier vorliegt, 
nicht normirt und das baierifhe Gericht in Starhemberg felbft 
feinen Anftand nahm, die Klage dem Belangten zuftellen zu laſſen. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfigerichtliche Decret 
und begründete feine Entſcheidung damit, daß nad Art XII des Kund⸗- 
madhungspatentes zur Yurispictionsnorm die auf die Gerichtsbarkeit 
fi beziehenden Beſtimmungen der internationalen Verträge ven ber 
Yurisdictionsnorm nicht berührt werden, mithin durch viefelbe vie dies⸗ 
fall8 beftehenden älteren Vorſchriften, wonach (Hofdecret vom 13. Yuli 
1841 3. ©. ©. Nr. 548) der Gerichtsſtand des Vertrages gegen 
baierifhe Untertanen nur durch den perfönlichen Aufenthalt des Be⸗ 
Hagten im Orte des forum contractus zur Zeit ver Ladung begründet 
wird, nicht aufgehoben worben find, und daß aud der $. 29 ver 
Yurisdictionsnorm, außer dem alle der Keciprocität, ven wenigften® 
zeitlihen Aufenthalt des Ausländers in Defterreich vorausſetzt. 


Nr. 1431. 


Zuläffigkeit der erecutiven grundbücherlicden Eintragung eines 
buch Urtheil zuerfannten Fifchereibefigrechtes. 
rn v. 10. December 101 u 8111 Ko a des Decrets des 2. ©. 
en v. 10. September 1 Drang des Terretö des 
O. De G. ®ien v. 16. Sant 1861, er. 11005). 6.5.1862, E. 115 fl, 
Durch rechtskräftiges Urtheil wurde erkannt, daß dem Gute A 
der ausſchließliche Befig des Fifchereirechtes in dem (im Urtheile näher 
bezeichneten) alten Strombette der Donau gebühre, und daß daß 
k. k. Uerar bei fonftiger Anwendung von Zwangsmitteln ſich jeder 


ferneren Störung dieſes Befiges zu enthalten habe. Nachdem inzwifchen 
auf Anlangen ver Finanzprocuratur für das erwähnte Strombett ein 
Grundbudsfolium erdffnet und das Eigenthum des Aerard in dem⸗ 
felben eingetragen worben war, begehrte die Verwaltung bes Gutes 
A mit Berufung auf den 8. 304 a. ©. O. im Erecutionswege bie 
Eintragung des obigen Urtheild, vefpective des mit bemfelben zu- 
erfannten Fiſchereirechtes. Gegen den das Geſuch vollftändig bewilli« 
genden Beſcheid der erften Inſtanz recurrirte bie Finanzprocuratur 
und machte geltend, daß bier der Fall einer Execution gar nicht ein⸗ 
getreten fei, weil bei jeber Erecution die Unterlafjung der dem Exe⸗ 
euten auferlegten Erfüllung einer Verbindlichkeit vorausgefegt werde, 
von Seite des Aerars aber die Pflicht, fih der Störung des gegne⸗ 
riſchen Beſitzes des Fiſchereirechtes zu enthalten, erfüllt worden ſei, 
— daß ferner ein dingliches Recht der Gutsverwaltung A gar nicht 
vorliege und deßhalb ihre Berufung auf 8. 304 a. ©. D. verfehlt 
fei, und daß endlich der erftgerichtliche Beſcheid mit dem Urtheile nicht 
übereinftimme, durch welches nicht über das Fiſchereirecht felbft, fondern - 
nur Über deſſen Befig entjchieven wurde. — Vom Oberlandesgericht 
wurde hierauf das Geſuch der Gutsverwaltung vollſtändig abgewieſen. 

Der oberſte Gerichtshof bewilligte mit theilweiſer Beſtätigung 
des erſtrichterlichen Beſcheides die erecutive Eintragung des Urtheils 
in Anfehung des dem Gute A dadurch zuerfannten ausfchließlichen 
Befiges des Fiſchereirechtes im befagten Flußbette, und zwar aus 
folgenden Gründen: „Durch rechtskräftiges Urtheil wurde dem Gute A 
das Beſitzrecht der Fiſcherei, und zwar in petitorio zugeſprochen; das⸗ 
ſelbe ift allerdings ein bingliches, gegen jeden Dritten wirffames Redtt, 
und daher die Gutsverwaltung befugt, ed im Grundbuche eintragen 
zu laſſen, um gegen Eingriffe etwaiger Nachfolger im Beſitze des 
Strombettes geſchützt zu fein. Deßhalb mußte der erecutive Eintrag 
des Urtheite bewilligt werden, jedod nur in dem Umfange beöfelden, 
nämlich in Anſehung des Beſitzes des Fiſchereirechtes und nicht des 
Rechtes ſelbſt.“ 


Nr. 1432. 
Zwangscours: Vollſtreckung einer rechtskräftigen Verurthei⸗ 
fung zur Zahlung einer beſtimmiten Anzahl Silberzwanziger 
durch Fa in Banknoten. 


147 (Mb Srmi- 
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In dem rechtskräftigen Collocationserlenntniß ſind für die 
„3000 Stuck Silberzwanziger d. i. 1050 fl. in Silbermünzen öſterr. 
Waͤhrung“, zur Zahlung aus dem Meiſtbot einer Realität zugewieſen. 
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Die erfte Inſtanz bewilligte in Folge deſſen ver A tie Er- 
folglaffung von 1050 fl. in Banknoten, nebft einem Agiozufchlag von 
36 %, daher zufammen von 1428 fi. Ein dagegen ergriffener Recurs 
ward von ber zweiten Inſtanz durch ben Hinweis auf vie Rechts⸗ 
fraft des Collocationsbeſcheides zurückgewieſen. 

Dagegen bat ver oberfte Gerichtshof verfügt, daß der A zur 
Befriedigung mit obiger Forderung lediglich der Betrag von 1050 fi. 
z. W, zu dienen habe, da eine Evaluirung der 3000 Sikberzwanziger 
auf Banknoten nad) dem Courfe nicht Pla greife. Die Gründe dafür 


waren: „Wenn es gleich feine Nichtigkeit hat, daß das Collocationd- -. 


erfenntnig, worin die A mit dem Betrage von 3000 öfter. Silber- 
Auangigern am britten Plage, und zwar in Silbermünze der öſterr. 

ährung collocirt wurde, in Rechtskraft erwachfen war, fo läßt es 
ſich dennoch nicht bezweifeln, daß die Recurrenten die effective Aus- 
zahlung viefes Betrages in Silbermünze, nad Evaluirung derjelben 
nah dem Curſe auf öſt. Währung, beftreiten können, wenn der Col» 
Iocationsbefcheid ihnen als Erecuten, da file doch immer Eigenthämer 
besjenigen Theiles des Kaufſchillings bleiben, welder nach der Befrie- 
digung der Öhpothecargläubiger erübrigt, eine größere Verpflichtung 
auferlegt, als folde ihnen nad) dem Gefege obliegt. — Wird nun 
erwogen, daß nad dem mit dem kaiſ. Patente vom 2. Juni 1348 
Nr. 1167 9. ©. ©. genehmigten Yinanz-Minifterialerlaffe vom 
21. Mai 1848 bei allen Zahlungen, mit alleiniger Ausnahme jener, 
welche in Gold oder in ausländiſchen Silbermünzen gebühren, bie 
Noten der öſt. priv. Nationalbant nad ihrem vollen Nennwerthe an- 
genommen werben müſſen; wird weiterd erwogen, daß nad) ber taif. 
Verordnung vom 7. Februar 1856 Pr. 21 R. ©. Bl. nur jene 
Darlehen, welche nah Kundmachung dieſer Verordnung in klingender 

ünze zugezählt wurden, von dem Schuldner in klingender Münze 
zu verzinfen und tüdzuzahlen find, daß aber bei Zahlungen, jeber 
anberen Art, bis zur Aufhebung des Zmangscurfes, e8 bei den Be 
flimmungen des kaiſ. Patentes vom 2. Juni fein Berbleiben hat, 
erwägt man endlich, daß hieran durch die faif. Berorbnung vom 26. Des 
cember 1858 Nr. 244 R. ©. BI. nichts geändert wurbe, fo erfcheint 
andy die Beſchwerde der Erecuten ald gegründet, da nach den nun 
citirten Geſe een A die Zahlung in Banknoten der öſt. Währung nur 
nach ihrem Nowinalbetrage, nicht aber nach dem Courſe der Silber 
münze, anfpredhen kann.” 
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Nr. 1433. 


Anspruch auf Senfarie im Fall der⸗durch Schuld einer Partei 
unterbliebenen Bermittlung eines Kaufes. 

Entf. v.11. December 1861, a 9078 Beltätiqung des dad Urtheil des 
x e Bra 28. März; 186 2579, abändernden Urtheils des 
O. 8 6 Pros v. 10. Juli 1881, "ir ter G. ae Nr. 26. 

B wollte das Gut des C, deſſen Verkauf x vermitteln follte, 
ankaufen, und verpflichtete fich fchriftlich, vem Legteren, falls er das 
Out um 46.000 fl. Taufe, 1000 fl., bei einem höheren Preife aber 
600 fl. ale Honorar glei beim Abſchluſſe auszuzahlen. — A ftellte 
hierauf vem B ben C vor, intervenirte bei zwei Beiprechungen, bei 
welchen eine Einigung nicht erfolgte, und erhielt endlich einen Brief 
von B, worin diefer, da j ſich anderswo angefauft habe, den Hono⸗ 
rarzettel zurüdverlangt. A gab denfelben zurüd; erfuhr jedoch bald, 
daß B das Gut um 54.000 fl. gefauft habe. Er Hagt jest auf Zah: 
Iung von 600 fl. — Die erfte Inftanz wies das Klagbegehren zu⸗ 
rück; die zweite und dritte erklannte dem Kläger einen Betrag von 
300 fl. zu, und zwar aus folgenden, aud vom oberſten Gerichtshof 
genehmigten Gründen ber zweiten Inſtanz: „Der Geklagte ſucht ſich 
gegen die Klage vorzüglich damit zu ſchützen, "daß der Kauf des Gutes 
nicht durch die Vermittlung des Klägers, fondern durch die Mitwir- 
fung anderer Zubringer abgeſchloſſen wurde. — Allerdings gebührt 
dem Unterhäntler der ihn zugeficherte Lohn in der Kegel nur dann, 
wenn das Gefchäft durch feine Bemühung und Vermittlung zu Stande 
tommt. Allein wegen unterlaffenen Widerſpruchs von Seite des Ge⸗ 
klagten ift für wahr zu halten, daß Legterer am 23. März 1860 ven 
Zettel an ven Kläger fchrieb und ihn darin erfuchte, den ihm außgeftellten 
Discretionsihein aus dem Grunde, weil er fich bereit anderswo an« 
gelauft habe, zurüdzufenvden und daß Kläger den Discretionsfchein dem 
Ueberbringer des Zettels übergab. Hiedurch hat der Gellagte ſelbſt vie 
Hortfegung der vom Kläger eingeleiteten Unterhandlungen behufs Anlau- 
fe8 des Gutes abgebrochen, beziehungsweife den Kläger, der die Zuftande- 
bringung des Kaufes noch immer nicht aufgegeben hatte, daran gehindert, 
und ift hierbei ver Geklagte, da aus jenem Zettel unzweifelhaft hervor⸗ 
gebt, daß er dem Kläger die Meinung beibringen wollte, er babe die 
Abfiht das Gut zu kaufen ganz aufgegeben, dagegen derfelbe gefteht, 
daß er das Gut gleih am 24. März; 1860 dennoch gelauft habe, 
gegenüber dem Kläger nicht redlich vorgegangen. Hiernach trifft ven 
Geklagten die Schuld, daß das Kaufgefchäft, deſſen Zuftandebringung 
der Kläger übernahm und wozu er auch bereit war, durch deſſen Ber- 
mittlung nicht abgefchloffen wurde; demzufolge - ift der Kläger nad 
8. 1155 a. b. ©. 8. bereditigt, für feine dem Geklagten in Rück⸗ 
fiht auf den Anlauf des Gutes geleifteten Dienfte, wenngleich ber 
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Kauf durch ihm nicht zum Abichluffe kam, einen angemeflenen Lohn zu 
verlangen. — Was nun die Bemeffung des Lohnes anbelangt, fo 
kommt es nunmehr hauptſächlich darauf an, wie viel an Honorar der 
Geklagte dem Kläger zugefichert hat, und da der Geklagte widerjpricht, 
daß er den Revers in der Art, wie in der Klage behauptet wird, 
insbefondere rüdfihtlih der Höhe des Honorare ausgeftellt und un⸗ 
terfchrieben habe, fo ftellt fich der diesfalls in der Replik aufgetragene 
Haupteid als entjcheidend dar, es wurde daher auf diefen Haupteib 
erfannt, und von der Herftellung des Beweiſes über die vom Kläger 
behauptete Zufiherung von 600 fl. der Zufprud der Hälfte des be⸗ 
dungenen Honorare, nämlich eines Betrages pr. 300 fl. d. W. als 
eines den vorliegenden Berhäftniffen entſprechenden Lohnes für die 
BDemühung des Klägers abhängig gemacht.“ 


Nr. 1434. 


Gerichtlihe Sequeftration der Verlaſſenſchaft im alle wi- 
berftreitender Erbserflärungen. 
Entf. v. 11. December 1861, Nr 8110 (Betätigung des Decrets des K. ©. 


Stanidlan v 31. October 1860, Nr. 6752. Avanderung ded Decrets des 
D. %. ©. Lemberg v. 25. April 1861, Nr. 7658). ©. H. 1862, ©. 419 ff. 


Zur Berlaffenfhaft des M hatte fih A aus dem Geſetze und 
die B aus dem Xeftamente erbserklärt. Erfterer wurde in Folge 
diefer Collifion der Erbserflärungen auf den Rechteweg gewiefen und 
belangte die B wegen Ungiltigfeit des Teſtaments. Während dieſes 
Procefies überreihte A gegen die Beklagte ein Geſuch um vorfichts- 
weife Sequeftration des in ihrer Verwaltung befindlichen Nachlaffes, 
ohne die Vorſchriften des 8. 388 weftgal. ©. DO. (Nachweiſung ber 
Gefahr der Veräußerung oder Verſchlechterung der Berlaffenfchafts- 
fahen und Anbietung ver Caution für eventuellen Schaden) zu er- 
füllen. — Das Gericht erfter Inſtanz verweigerte die Sequeftration, 
weil einerfeit3 bei dem Umftande, daß die Bellagte ven Nachlaß in 
ihrer Verwaltung bat, fomit im Beſitze deſſelben fei, es fich nicht 
darum handle, went der Beſitz gebühre, und folgli der im 8. 387 
weſtg. ©. O. bezeichnete Ball der Sequeftration nicht vorliege, ande⸗ 
rerſeits die Erforderniffe der nach 8. 388 ebendort zuläfligen Seque« 
ſtration nicht erfüllt worden feien. — Das Oberlandesgericht bewils 
ligte die Sequeftration und bemerkte in den Motiven, daß erft durch 
die — in Folge der Collifion der Erbserflärungen aufgeſchobene — 
Einantwortung des Nachlaſſes die Uebergabe desjelben in den recht⸗ 
Iihen Befig bewirkt werde, mithin die VBorausfeguug des Gerichts 
erfter Inftanz, daß die B, weil ihr die Verwaltung der Berlaffen- 
ſchaft nah 8. 810 a. 6. ©. B. überlaffen worden, fih im Befite 
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des Nachlaſſes befinde, im Gefege nicht gegründet fei, da fie benfel- 
ben gleich jeden: anderen Verwalter nur in ihrer Detention habe, wo» 
jegen zum Beſitze nebft der Inhabung auch der animus domini ers 
— werde; daß bei dem Conflicie der Erbserflärungen beider 
Parteien, deren jede ven Beſitz der Verlaſſenſchaft für ſich anſprechen 
zu Können glaubt, in der That zwiſchen ihnen ber Beſitz derſelben ſtreitig, 
folglid; die von A begehrte Gequeftration nach $. 387 weſtg. ©. 5 
anläig fe * 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die abweisliche Entſcheidung 
ber exſten Inſtanz aus folgenden Gründen: „Nach $. 387 weſtg. 
G. O. faundie Sequeftration nicht bewilligt werben, weil die B und 
zwar als erflärte Teftamentserbin die Verwaltung ber Verlaſſenſchaft 
Hat und vom Sequeftrationswerber auch nicht auf Abtretung des Be— 
figes, fondern wegen Ungiltigkeit des Teftamentes belangt wurde. Nach 
8. 388 weftg. ©. D. aber ift bie Sequeftration unzuläſſig wegen 
Mangel des Nachweiſes der dort feftgefegten Bedingungen, weil eine 
Gefahr der Veräußerung des Nadlaffes, da die Einantwortung des⸗ 
felben vor dem Austrage des ſchwebenden Erbrechtaſtreites ohnehin 
nicht erfolgen kann, nicht vorhanden, vielmehr die Erhaltung ‚des Mache 
laſſes im Intereſſe der Teftamentserbin ſelbſt gelegen ift, und von A 
auch nicht die vorgeſchriebene Caution angeboten murbe.” 


Nr. 1435. 


Zufaffung von Abvocaturs-Concipienten zur Parteienvertre- 
tung im fummarifhen Verfahren. 

Extid). v. 11. December 1861, Nr. 8159 (Aufhebung ded Decrets des 8. ©. 
vo hmiſqh⸗ Aicha v. 14. eher 1861, Re 1 68) Zeisine 1862, Nr. 44. 

Der oberfte Gerichtshof ſprach den Grundſatz ans, daß im fum- 
marifhen Berfahren auch Advocatursconcipienten zur Vertretung ber 
Partejen zuzulafjen feien, weil e8 im fummarifchen Verfahren den Par⸗ 
feien freigeftelt ift, ſich felbft zu vertreten oder fi von zur Ber- 
fesung fonft nicht befugten Bevollmächtigten vertreten zu Iaflen, 
welche Iogtere nur in bem alle zurüdgewiejen werden bürfen, ienp 
fie als Wintelfgreiber befaunt find. I 
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Unzufäffigfeit der Reititution wegen mangelhafter Vertretung 
durch einen Nicht⸗Advocaten. 


at. vb. 17. December 1861, Nr. 3370 (Beitätigung des das Urtheil 
re . 8. Engelszel v. 28. April 1860, Nr. 769, abandernden Urteils: 
O.L. G. Wien v. 23. October 1860, Nr. 11249). Tribüne 1862, Nr. 88. 


In den Gründen der Entſcheidung des oberften Gerichtshofes 
heißt es: „Die Necurrenten fügen ihr Begehren um Reftitution dar- 
auf, daß ihr Bevollmädhtigter X, der zur PBarteienvertretung nicht bes 
fügt ift, die Einrede zu erftatten und dadurch ihre Vertretung felbft 
unterlaffen habe. Allein das Geſetz, welches die ausnahmsweiſe Rechts⸗ 
wohlthat der Wiebereinfegung in ben vorigen Stand beſchränkt wifjen 
will (Hofd. vom 15. Sänner 1787 Nr. 623 und 19. December 1801 
Nr.545), erlärt nirgends, daß eine Partei, welche ſich felbft vertreten hat, 
oder was dasfelbe ift, durch einen gewöhnlichen Bevollmächtigten ſchlecht 
vertreten worden ift, bie Keftitution begehren könne, und die fchlechte 
Bertretung eines Advokaten, an den die Parteien durch das Geſetz 
gewiefen find, kann nicht auf jene Fälle ausgedehnt werben, wo bie 
Partei diefe vom Geſetze autorifirte Vertretung umgeht. Der 8. 374 
a. G. O. endlich, auf ven fich berufen wird, hat nur den Sinn, daß 
in den zur Wiedereinfegung geeigneten Fallen ver Umftand, daß ber 
Benachtheiligte wider einen Dritten feine Schabloshaltung begehren 
foun, ber Ertheilung obiger NRechtswohlthat nicht im Wege fteht, 
feineöweg® aber wird erklärt, daß ein folcher viefelbe au dann- an⸗ 
fprehen Tann, wenn die gefeßlichen Bedingungen dazu nicht vor⸗ 
handen find.” 





Nr. 1437. 


Borausfegungen ber Pränotation: Unzuläffigkeit der Berüd- 
‚fihtigung von im Recursweg vorgelegten Behelfen. 
Entf. v.18. December 1861, Nr. 8320 (Beltätigung ded dad Decret des 


8. &. Brünn v. 27. Auguft 1861, Nr. 6554, abändernden Decreteö des 
.8. 6. Brine v. 16. October 1861, Nr. 73835). ©. 3. 1862, Nr. 67. 
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Nr. 1438. 


Kaufſchillings⸗Vertheilung: Wegbleiben von der Tagſatzung, 
ungeachtet die Borladung mit dem Beifag erfolgte, daß bie 
Ausbleibenden als zuftimmend angefehen werden. 


Exntid. v. 10. December 1861, Nr. 7395 (Abänderun ber x qleihtörs 
migen, Derzeie dr8 8. ©. Kolin v. 1. Novemb er 1860, 
des O. L. ©. Prag v. 26. Juni 1861, Nr. 304. G. 9. 1808. ©. 230. 


Nach der erecutiven Berfleigerung mehrerer mit Simultanhypo⸗ 
thelen belafteter ©rundftäde überreichte der Käufer den Entwurf der 
Bertheilung ber Kaufſchillinge, worauf das Gericht mit einem allen 
Gläubigern — darunter die Finanzprocuratur in Vertretung des Aerars 
für Steuerrädftände, Orunvdentlaftungs-Cupitalien und Cautionen — 
zugeftellten Beſcheide eine Berhanplungstagfahrt mit dem Bedeuten 
anorbnete, baß die derfelben fern bleibenden Parteien als dem vor= 
gelegten Bertheilungsentwurfe zuftimmend angefehen würden. Die 
Yinanzprocuratur ließ, ohne gegen biejen Befcheid zu recurriren, bie 
Zagfahrt unbeſucht, ergriff aber gegen das in Erledigung der Ber- 
handlung erlafjene Vertheilungsvecret des Gerichts den Recurs und 
- begehrte, daß die erwähnten Yorderungen des Aerars, welche im Der 
erete dem Entmurfe gemäß gleih ven übrigen Simultanhyvotheken 
nad) Quotienten auf die Kauffchilinge der einzelnen Gruntftüde, bie 
vom Erfteher nicht bar erlegt wurden, fpndern darauf liegen bleiben 
follten, angewiefen wurden, in ihrem vollen Betrage aus dem Saufe 
fhillinge eines jeden Grundſtücks befriedigt werden. Das Ober» 
landesgericht verwarf den Recurs. 

Bom oberften Serichtshofe wurde aber dem a. o. Reviſions⸗ 
recurfe der Yinanzprocuratur ftattgegeben und mit Aufhebung der unter« 
gerichtlichen Entjcheidungen eine neue Anmweifung der Kauffchillinge 
angeordnet, weil durch Die von der Yinanzprocuratur angefochtene 
Bertheilung ihrer Forderungen nad) Quotienten bei dem Umſtande, 
daß die Kaufſchillinge nicht fofort ausbezahlt, fonvdern auf den Grund» 
ſtücken belaffen werden follen, eıne offenbare Gefetwidrigleit begangen 
wurbe, und die Sinanzprocuratur, indem fie in einer 6 Tage vor der 
beöfallfigen Verhandlungstagfahrt Überreihten Note ausdrücklich er- 
ſuchte, die Rechte des Aerars zu wahren und für bie Bumeifung der 
auf den Grundſtücken haftenden Ararifhen Forderungen in der gefeß« 
lihen und grundbuhsmäßigen Rangordnung zu forgen, deutlich zu 
erlennen gab, daß fie mit dem davon abweichenden Zuweifunysantrage 
des Erſtehers nicht einverftanden fei. 
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Nr. 1439. 
Borausfegungen der Streitanmerkung. 


19. Zecember 1861, Nr. 7910 (Beltätinung des Deeretö des 
rinitz v 12. In ni 1861, Nr. 1004, Abänd bern des Decretö 


utſch. v. 
—X ẽ 
es O. L. G. Prag v. 30. ————— 1861. Nr. 16885). ®.3.1862, Nr. 53. 


Nr. 1440, 


Unzuläffigkeit der Einftellung einer Execution wegen einer 
Strafanzeige. 

Eutiß. v. 19. December 1801 Nr. 7979 (Beitätigung des das Decret des 

B. * Leipnit d. 11. Juli 1861, Nr 25 —— us 


D. 8. ©. Brünn v. 5. ‚September 1808 „pe 6107) 3. 2, 
Nr. 790. G. 91 r. 87 


B ward in erſter Inſtanz zur 255 von 230 fl. an A ver⸗ 
urtheilt; noch vor der Zuftellung bes Urtheile8 brachte er eine Wider- 
Hage und vor Ablauf der Appellationsfrift eine Anzeige wegen Bes 
truge® gegen A ein, in Folge deren die erfte Inftanz von Amts⸗ 
wegen beide Procefje und damit auch die inzwifchen von A angefuchte 
Erecution ſiſtirte. Die beiden höheren Inſtanzen hoben die Siſtirung 
auf, weil, wie der oberſte Gerichtshof bemerkt, „in der Rechtsſache 
pet. 230 ft. das Bezirksamt das Urtheil fhon am 19. Yuni 1861 ge- 
ſchöpft hat, dieſes Urtheil dadurch, daß e8 von B rechtzeitig nicht ange⸗ 
fodhten wurde, zur Rechtskraft gelangt ift, deren Eintritt durch die von 
amtswegen erfolgte Siftirungsverfügung des erften Richters vom 
11. Inli 1861 nicht aufgehalten wurde, daher es fich hier nicht mehr 
um GSiftirung ber bereits gefchloffenen Rechtsverhandlung, fondern 
um Siftirung des weiteren eben nur mehr in der Execution des rechts⸗ 
fräftigen Urtheiles beftehenden Verfahrens handeln kann, auf das 
Erecutiong- Berfahren aber das Hofdecret vom 6. März 1821 
Nr. 1743 93. ©. ©, feine Anwendung findet.“ 


Nr. 1441. 


Haftung für die Koften im Fall einer ungegründeten Se⸗ 
queftration. 

Entf. v. 19. December 1861, Nr. 7986 (Betätigung be der vaeeete des 
8. ©. wWarnedorf v. 21. Sotenber 1861, 8 8.6. 
Drag »- 21. October 1861, Str. 17187) ©. 3, 1888, Br. BI. 

C hatte wider A die Segueftration einer Fabrik erwirkt, als 
beren Sequefter B beftellt wurde. Später wurde bie Sequeftra- 
tion, als nicht gegründet, vom oberften Gerichtshof aufgehoben und 
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nun bat A, daß dem geweſenen Sequefter auch die von ihm vermei« 
gerte Uebergabe des Erlöfes für verkaufte Waaren aufgetragen werde. 
— Hierauf wied das Bezirksgericht den Sequefter an, ſich über vie 
gehabten Auslagen, jowie über feine allfälligen Anbtüche auf Ent⸗ 
lohnung mit den Parteien zu berechnen, das erfolgte außergerichtliche 
Uebereinkommen anzuzeigen, falls aber ein ſolches nicht zu erzielen 
ſein ſollte, ſeine Anſprüche bei Gerichte anzubringen, und bis auf 
Weiteres einen zur Deckung der Letzteren hinreichenden angemeſſenen 
Betrag von der Baarſchaft zurückzubehalten. 

Dieſe Entſcheidung wurde auf Appellations⸗ und ſohin Revi⸗ 
ſionsrecurs des A — worin er geltend machte, daß er durch die ohne 
genügenpen Grund bewilligte Sequeftration bereits großen Schaden 
erlitten babe, der Sequefter aber fih an den Sequeftrationswerber, 
der widerrechtlich die Sequeftration und feine Beftellung eriwirkte, hal« 
ten folle, nit aber an die Sache felbft, was nur angehe, wenn bie 
Sequeftration zu Recht beftand — beftätigt, weil dem Sequefter zu⸗ 
ftebt, feine gehörig zu Liquinirenden Koften vorerfi aus dem Seque⸗ 
firationsobjecte felbft zu erholen, dem Recurrenten übrigens unbenom« 
men bleibt, feine vermeintlichen Erſatzanſprüche gegen C geltend zu 
machen. 


Nr. 1442. 


Einflußloſigkeit der Gläubiger-Convocation auf die Eintrei- 
bung einer Forderung an eine Verlaſſenſchaft. 


Entſch. v. 19. December 1861, Nr. 8463 (Beſtätigung der Decrete des 
8. 6. Ried v. 25. September 1861, Nr. 945, und des O. L. G. Wien 
v. 5. November 1861, Nr. 11432). © 3. 1862, Nr. 70. 


Die A hatte wider die Erben des M das redhtsfräftige Urtheil 
erwirkt, daß jelbe ihr 525 fl. nach Zulänglichfeit der Verlaſſenſchaft 
bei fonftiger Erecution zu bezahlen fhuldig feien. Sie bat nun um 
executive Einantwortung ber für die Berlaffenfchaft gerichtlich erlie- 
genden und bereits fiherftellungsweife für obige Forderung gepfände- 
ten Barjchaft, welche ihr auch bewilligt wurde, mit dem Vorbehalt, 
nad Rechtskraft des Beſcheides um die Erfolglaffung arizulangen. 

Dagegen ergriff der Ceſſionar der Erben C den Recurs, weil 
bie Forderung „blos nach Zulänglichkeit ver Verlaſſenſchaft“ zuerkannt 
wurde, Bittftellerin daher vorerft dieſe Bedingung, nämlich gedachte 
Zn ausweifen muß, zumal die angemeldeten Paffiven der 

exlaſſenſchaft den Inventarftand um beiläufig 9000 fl. überfteigen. 
Die erwirkte Erecution zur Sicherftellung gibt der Klägerin nit mehr 
Rechte als das Urtheil, daher dieſe Sicherſtellung nur inſoweit reicht, 
als die Forderung aus der Maſſe in Concurrenz mit ben übrigen 
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Släubigern, Überhaupt zur Dedung gelangt. Auch der bevingt er- 
Härte Erbe Tann nicht zur Zahlung verhalten werden, fo lange nicht 
beftimmt iſt, wie viel er zu zahlen bat. Ä “ 

Das Oberlandesgeriht hat den Recurs abgewieſen. Denn, 
wenn. felbft die durch Execution erztonngen Befriedigung eines Gläus 
biger8' ven Erben nach 8. 815 a. b. ©. B. den hiedurch verkürzten 
bevorreshteten Öldubigern verantwortlic macht, fo hätte der Erbe jenes 
Mittel ergreifen follen, wodurch die Rechte der Gläubiger gewahrt, 
fie nach der gefeglihen Ordnung befriedigt worden wären, d. i. bie 
Soncurseröffnung: anfırchen follen ; keineswegs aber fteht. dem Richter zu, 
wie Execution eines Gläubiger auf das in die Verlaſſenſchaft des 
Schuldners gehörige Vermögen zu hemmen, wenn bie Erben in An- 
wenbung obigen Rechtsmittels ſäumig find. 

Der. außerordentliche Reviſionsrecurs des .C machte geltend,: daß 
nad 88. 813 und 815 a. b. G. 3. die Öläubiger,. unter denen ge⸗ 
jegliche Vorrechte nicht beftanden haben, nur verhältnißmäßig ihre 
Befriedigung verlangen: können, da fie durch bie ansgefertigten: Cotr 
vocationsedicte einander gleichgeſtellt wurden. Der Erbe fet zur Con⸗ 
eurseröffnung nicht verpflichtet, amd ſelbe durch bie Convocationsediete 
(8. 813 a. b. ©. 3.) überfläffig geworden. Zudem fünnen: auch bie 
Gläubiger felbft auf die Eröffnung des Concurſes bringen. 

Der oberfte Gerichtshof hat dieſen Reeurs verworfen. Denn 
bie im Urtheile, welches A erwirkte, enthaltene Befchränfung: „nad 
Zulänglichkeit der Verlaſſenſchaft“ Kat nur die Bedentung, daß ſte ihre 
Forderung blos foweit der Nachlaß' dazu Binreicht, alfo nicht etwa 
auch aus dem Vermögen der Erben einbringen Tann. Die Einberufung 
der Berlaffenfchaftsgläubiger, wenn fie auch tm vorliegenden alle ge⸗ 
fchehen: fein follte, ändert an ven Rechten ver Gläubiger unter ſich 
nichts; das Gericht hat nah 8. 811 a. b. ©. 2. für fie nicht weiter 
zu forgen, als fle felbft verlangen, und wenn über den: Nachlaß nicht 
der Eoneurs eröffnet ift, fo Tann der einzelne Gläubiger des Berftors 
benen gegen bie Erben ober ben Nachlaß — welche nad 8. 547 
a. b. ©. B. einem Dritten gegenüber identiſch mit dem: Erblaſſer 
ſelbſt find — ebenſo wie gegen biefen, wenn er noch lebte, Execution 
führen, und vor andern Gläubigern. ein Vorrecht erlangen. 


/ s 


Glaſer, Unger und Walther Entſch. III. \ 27 
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Nr. 1443. 


Zuläffigkeit der Verbindung der Darleihenskünbigung mit der 
Klage auf Zahlung. 
E60 v. 24. December 1861, Nr. 1 (Benäti iipung d des das Urtheil 8 


[oc ow v. 21. November bändernden Urtheil 
DR 5 G. Lemberg dv. 23. Sant —28 Nr. N Tribüne 1 68. 


A bat mit ber Klage vom 19. Auguft 1859 um das Erfennt- 
niß: B fei ſchuldig, pad Capital von 14.000 fl. ſammt Nebengebüß- 
ren nad Verlauf der bebungenen breimonatlichen Auflünbigungsfrift 
von der Yuftellung ber gegenwärtigen lage an gerechnet binnen vier- 
zehn Tagen zurüdzuzahlen. Die erfte Inftanz wies dieſes Begehren 
ab und behielt vem A das Recht vor, nad Ablauf der bebungenen 
Kündigungsfrift eine neue Klage auf Zahlung anzuftellen, Die beiden 
— Inſtanzen erkannten den Beklagten ſchuldig, die Summe von 

000 fl. binnen vierzehn Tagen zu bezahlen. 

Gründe der dritten Inftanz: „Gegen das Klagebegehren 
wird blos die Einwendung vorgebradit, daß vor der bedungenen drei⸗ 
monatlichen Aufkündigung die Rückzahlung des Darlehens nicht ge⸗ 
fordert werden könne und daß ſomit wegen Nichterfüllung dieſer weſent⸗ 
lichen Bedingung die überreichte Klage als vorzeitig und ungegründet 
zurückzuweiſen ſei. Wird jedoch erwogen, daß in der obigen Klage 
vorerſt das Darlehenscapital aufgefündigt und ſodann das Klagebe- 
gehren ausdrücklich darauf beſchränkt wurde, der Beklagte fei ſchuldig, 
erft nach Verlauf der bedungenen preimonatlichen Auffündigungsfrift von 
ber Zuftellung der Klage an gerechnet das Capital binnen vierzehn 
Zagen zurüdzuzahlen, fo wird e8 offenbar, daß der Belangte mit ber 
Zurückforderung des Darlehens keineswegs übereilt wurde, fondern 
von A zur Aufbringung des ſchuldigen Capital® genau jene Friſt 
zugeſtanden erhielt, welche bedungen iſt: denn die Klage wurde dem 
B bereits am 17. November 1859 zugeſtellt, woraus ſich ergibt, daß 
bie vertragsmäßige Auffündigungsfrift fchon verfloffen war, bevor ber 
Geklagte noch feine Einrede am 26. März 1860 erſtaltet hatte; daß 
aber die Aufkündigung und Einmahnung eines ſchuldigen Capitals 
auch mittelſt einer die Aufkündigung ausdrücklich mitenthaltenden Klage 
eh tenoictfam gefhehen Tann, ergibt fi nicht blos aus der Natur ber 

Sade, fondern folgt aud aus den Beftimmungen der 88. 1334 u. 
1335 a. b. ©. B., welde auf den vorliegenden Fall theils nad) 
ihrem Wortlaut, cheils vermöge der Anordnung des 8 Ta.b. ©. d. 
ihre unzweifelbafte Anwendung finden.‘ 
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Jr. 1444. 


Bedeutungsloſigkeit des Verſprechens des Vermiethers, den 
Miethvertrag, fo lange er lebt, nicht zu Fündigen. 


En gun, ı v. 24. December 1861, Nr. 8377 (Beitätionng bed | des da Urtheil des 
Alfergrund in Wien v. 27. October 186 1, 6, abändernden 
Artheite des O. L. G. Wien v. 19. Re oa 1861, Nr. Ben G. H. 1862, 


A belangte die B wegen Unwirkſamkeit der Kündigung der Miethe 
mehrerer Localien im Haufe der Beklagten und führte an, daß er, als 
Uebernehmer der von C darin ausgeübten Speifewirthichaft, vor dem 
definitiven Abjchluffe des Geſchäftes mit C, welder die in Rede 
ſtehenden Localien von der Beklagten zur Miethe hatte, fi mit ihm 
zur legieren begab, von ihr die Zufiherung erhielt, daß fie ihm, fo 
fange fie lebe, nicht auffündigen werbe, und hierauf, nachdem die B 
feinen Vorſchlag, Über dieſes Berfprechen eine Urkunde zu errichten, 
abgelehnt hatte, die LTocalien von ihr um 1000 fl. jährlich miethete. 
— Das Geriht erfter Inſtanz gab dem Klagbegehren unter ber 
Bedingung ftatt, daß der Kläger den durch einen Zeugen geführten 
Beweis des von der Beklagten geleifteten Verſprechens: ihm bei Leb» 
zeit uicht aufzufündigen, mit fein.m Erfüllungseid ergänze — Das 
Dberlandesgericht wies den Kläger ab und bemerkte in den Motiven: 
„Durdy das Verfprehen ver Nichtlündigung, wie dasſelbe vom Kläger 
A angeführt wurde und bewiefen werben will, ijt fein Begehren nod 
nicht begründet. Es müſſen bier alle factiihen Verhältnifje mit den 
gefetzlihen Beſtimmungen Über Verträge zufammengehalten werben. 
Es handelte fih um Uebernahme einer Wirthſchaft und hierbei um bie 
Benügung der vom Vormanne des A vermwenteten Lecalien. Hierzu 
war die Einwilligung der B nöthig, die fie aud) gab, Nun forderte 
A die Errichtung eines fchriftlihen Miethvertrages auf längere Zeit, 
die B verweigerte fie, und bei dieſer Gelegenheit fol fie rem A den 
Fortbeſtand der Miethe auf die Zeit ihres Lebens verjproden haben. 
Wenn nun erwogen wird, daß A einen Anfprud auf die Miethe für 
die Lebenszeit ver B nicht ftellte; daß fie die geringere Bejchränfung 
ihres Verfügungsrechtes, nämlich die vertragsmäßige Ueberlaffung zur 
Miethe auf mehrere Jahre ausprüdlich zurüdwies; daß A felbft nicht 
einmal behauptete, daß ihm die Schließung eines Vertrages auf Leb- 
zeit der B genehm gewefen wäre, noch daß er ven Antrag oder das 
Beriprechen angenommen habe; daß ferner zum Zuſtandekommen eines 
ſolchen Vertrags aud die vertragsmäßige Beftimmung. des Preiſes 
ber Miethe erforberlich gewejen wäre, zumal jonft durd beliebige 
Steigerung besfelben der Vertrag wirkungslos gemacht werden Könnte; 
daß endlich Verzichtleiftungen auf Nechte eine beftimmte ausdrüdliche 
Erklärung erheiſchen ($. 937 a. b. ©. d.), jo faun die Aeußerung 
der Bellagten B, wenn fie auch wirklih in der von A angeführten 
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Art abgegeben wurde, bei ihrer Allgemeinheit und Unbeftimmtheit nicht 
als der Abſchluß eines Miethvertrages auf Lebenszeit angefehen werben, 
ſondern ſie erfcheint vielmehr als eine nicht wörtlich gemeinte Redens⸗ 
art, welche öfters bei Bermiethungen gebraucht mirb, und al& Grund⸗ 
(oge von Verrfliquungen nicht angenommen werben darf (8. 869 
«8b. 

| Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Oberlanbes- 
gerichts aus deſſen Gründen. 


ir. 1445. 


Hanpteid, im ordentlichen Proceß einer noch nicht angetre- 

tenen Eröſchaft aufgetragen: Nichtverpflichtung des Curators 

ber Berlaffenfchaft, fih Über die Annahme des Eides zu 
erklären. 

utfe). © dv. 24. December 180F, Me BETH des Decrets des 

9.8.6. Brünn v. 29. October 1801, Nr. 1862, ©. 198. 

A Magt die Verlafienfhaft des B und trägt „ber Gegenfeite* 
ben, Haupteid auf; der Eurator der noch nicht angetretenen Erbſchaft 
erwidert: Gegenſeite ift die Berlaßmafje und da die minderjährigen 
Erben und die Witwe noch nicht erbserklärt, fomit nidjt Gegenſeite 
ſind, fo ift der Haupteid unzuläffig, weil er nicht angetreten wer- 
den fann, 

- Die erfte Inſtanz erfannte in der Hauptſache, und wies ben 
Kläger, ohne in die Erörterung der Eidesfrage einzugehen, aus an⸗ 
beren Gründen ab. 

Das Oberlandesgeriht bedeutete jedoch dem Bezirksgericht, daß 
der Kläger über feine Anfprüche der Verlaſſenſchaft den Hanpteid auf- 
trage, ben der Curator der Letztern lediglich für unzuläfftg erfläre, 
ohne daß er die Möglichkeit feiner Zulaſſung durch den Richter ins 
Auge gefaßt habe. Für viefen Fall bedürfe er nach den 88. 233, 
282, 1008 a. b. ©. 8. der curatelsbehördlichen Ermächtigung, er 
möge num den Eid annehmen ober zurüdjichieben wollen, wobei im 
erften Falle jelbftverftändlich die Perfon benannt fein müfje, von wel« 
her der angenommene Eid abgelegt werben folle. Diefe Ermächtigung 
der Curatelsbehörde fei nachträglich anuäuverlangen. — Dagegen re- 
eurrirte der Curator der belangten Maffe. 

Der oberfte Gerichtshof fand „in Erwägung, daß, mit Ausnahme 
bes ſummariſchen Verfahrens, welches nicht obwaltet, im Taufe und 
während der Verhandlung einer Rechtsſache derjenige, dem ein Haupt- 
eid aufgetragen wird, nicht verpflichtet ift, fih barüber auszufprechen, 
ob er den Eid annehme ober zurädfchiebe; in der Erwägung, daß ein 
Urtheil auf Zulaffung des Haupteides noqh nicht erfloſſen, ſomit der 
Fall einer Erklärung über die Annahme und Zurückſchiebung des Eides 
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nod nicht eingetreten ift; in ver Erwägung, baß hier nicht. einmal 
ver Fall eintrifft, daß der Curator ſich mit der obercuratorifchen Ges 
nehmigung bezüglich des Beweiſes burd ben Haupteid auszumweifen 
bätte, weil bie Page nicht vom Curator anhängig gemacht wurbe, 
fondern er ur die geflagte Verlaſſenſchaft wertheibigt" , dem Ober⸗ 
lendesgericht unter Behebung feines recurrirten Beſchluſſes die Ent 


ſcheidung in der Hauptſache aufzutragen. 


Nr. 1446. 


Bränstation einer Forderung gegen den Erblaſſer anf ei 
den Erben und Legataren bereits eingeantwortete® und zuge- 
fchriebenes Object. 


Entſch. v. 27. December 1861, Nr. 8648 en bed dad Derret bed 
B —* Schwanenftadt ». 18. Jun 1861 indernden Tecretä 
des O. L. G. Wien v. 16. "Juli 1861, Nr. 7458). ©. 3. 1862, Mr. 14. 

Ein der M zugefihriebenes Satcapital von 2500 fl. war in 
eitrem Betrag von 500 fl. dem Erben B und mit 500 fl. dem Le⸗ 
gatar CO eingenmtwortet und im Grundbuch zugefehrieben worden. A, 
welchem die M in einem Revers dieſes Sakcapital verpfänbet hatte, 
ſucht nun um die Pränotation nad. 

Die erfte Inflanz ſchlug die Bitte ab, weil das erwähnte Ca⸗ 
pital durch Einantwortung an den Erben und die Legatare der M 
ohne alle Beſchraänkung in ihr Eigenthum übergegangen, und beren 
Eigenthumsredht im Grundbuche ausgezeichnet, fohin Die M gar nicht 
mehr Eigenthämerin des fraglichen Capitales ſei. 

Das Oberlandesgericht bewilligte jedoch die Supereinverleibung 
des bedingten Pfandrechtes. „Denn, daß A ein Recht erworben hat, 
die pfandweiſe Sicherſtellung feiner Erfatzanſprüche von M zu verlan⸗ 
gen, ift zum Behufe der Pränotirung dieſes Rechtes auf Forderungen, 
welche die M an britte Perfonen zu ftellen hatte, durch ben beige» 
Beachten Revers genligend dargethan, und in wieweit dieſes Hecht 
auch noch gegen Perjonen geltend gemacht werben könne, an bie aus 
dem Nachlaſſe ver M folde Forderungen gediehen find, wird der Juz 
ftifteirungspreceß ergeben.” 

Der oberfte Gerichtshof hat die Entfcheidung des Obetiauvese 
gerichtes mit Berufmg auf deſſen Gründe beftätigt. 
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Nr. 1447. 
Ausſtellung eines Darlehenſcheins über eine anderweitige 
A Schuld. — Aenderung des Klagegrundes? 


gut v.238. December 1861, Nr. 7378 (Betätigung des dad rtheil des 
2. &. Wien v. 16. April 1861, Nr. 12105, abändernben Urtheils des 
Ö.%. ©. Wien d. 28. Auguft 1861, Nr. 6815). Tribline 1862, Ar.50. 

Die A Hagte die Concursmaſſe des verftorbenen M auf Zah⸗ 
fung von 8000 fl. auf Grund eined von M auögeftellten Darlehens» 
Schnldſcheins. Auf die Einwendung der Nichtzuzählung der Dar- 
lehens⸗Valuta gab die A replicando zu, dem M 8000 fl. nicht ge 
eben zu haben und erzählte, M habe im Einverftändniß mit feiner 
Fran ihr (der A) als Mutter feines unehelihen Kindes die ihr ob⸗ 
liegende Berforgung desfelben durch Ausftellung jenes Darlehensfchuld- 
fheines fihern wollen; hierüber bot fie den Zeugenbeweis an. Die 
erfte Inflanz wies die A ab wegen unznläffiger Aenverung des Klage- 
grunbes. Die zweite Inſtanz ließ ben Zeugenbeweis zu, ebenfo bie 
dritte aus folgenden Gründen: „.... Es kann in der Replilsan- 
gabe eine unbefugte Aenderung bes Klagegrundes nicht erkannt werben, 
weil Klägerin fortan ihren Anfpruh nur auf das im Schulbjcheine 
enthaltene Schuldbekenntniß ftüßt, und ber Zweck ihrer Anführungen 
in der Replik nur darin befteht, ven Grund und das Entftehen dieſes 
Schuldbekenntniſſes darzuftellen. Sind viefe Angaben der Klägerin 
richtig, fo wäre eine unbedingte Abweifung des Klage- und refp. Re- 
plikauſpruches auf Liquibhaltung einer Forderung von 8000 fl. blos 
aus dem runde, weil dee Schulpfchein die baare Zuficherung eines 
Darlehens von 8000 fl. beftätigt, dieſe aber nicht ftattgefunden hat, 
nicht als gerecht anzufehen, weil feine gefeliche Beftimmung hindert, 
bag eine aus einem andern Rechtsgrund entftandene Yorberung im 
Wege des gemeinfchaftlihen Einverftänpnifjes zwifchen dem Berechtig⸗ 
ten und Berpflichteten als eine verzinslihe Darlehensſchuld conftituirt 
und verbrieft werde... .. J 


Nr. 1448. 

Verzögerung des Einzuges des Miethers in Folge der vom 
Vermiether vertragsmäßig vorgenommenen Reparaturen. 
Eutſch. v. 28. December 1861, Nr. 7535 (Beſtätigung des das urtzen deö 
8.6. Mariahilf in Wien v. 28. December 1860, Nr. 13797, abäubern- 
den Urtheild deö DO. 2. ©. Wien v. 14. Yali 1861, Nr. 6549). ©. 3. 
1862, Nr. 68. G. H. 1862, ©. 378. 

A brachte wider B eine Klage an, worin er anführte, ver Geklagte 
babe ihm in feinem Haufe eine zu Georgi 1858 zu beziehende Wohnung 
ſammt Gaffenladen vermiethet und ihm zugefagt, dieſelbe ſammt Laden 
bei feinem Einzuge in volllommen hergerichtetem Zuſtande zu übergeben. 
Dies fei jedoch nicht der Fall gewefen, vielmehr befand ſich die Woh- 
nung nebft Laden zur Einziehzeit (Georgi 1858) in gänzlich unher⸗ 


— 423 — 


gerichtetem und fo ruinirtem Zuſtande, daß bie Herftellung der Wohnung 
noch einen vollen Monat, bie des Ladens 6 Wochen in Anſpruch nahm, 
während welcher Zeit A an dem Betriebe feines Gejchäftes gehindert 
war, und dadurch beträchtlihen Schaden erlitt, welchen er mit Rück⸗ 
fiht auf den Umfang feines Gejchäftsbetriebes mit 400 fl. bezifferte, 
um befien Zuerkennung gebeten wurde. 

Der Geklagte behauptete, er habe dem Kläger nur bie Herrich- 
tung der Wohnung zugefagt, und macht ferner geltend, daß es fi von 
felbft verftehe und daß es dem Kläger befannt fein mußte, daß bie 
Wohnung erft dann hergerichtet werben konnte, wenn ber frühere 
Miether viefelbe geräumt hatte; daß ferner die Herftellungen nur auf 
ausprüdlichen Wunſch des -Klägerd vorgenommen wurden unb biejer 
fih dieſelben auch nach 8. 1118 a. b. ©. B. als nothwendige Aus- 
befierungen gefallen laſſen mußte. 

Diefen Einwendungen feste der Kläger entgegen, daß ihm aus⸗ 
brädlich zugefagt worben fei, daß ihm bie Wohnung nebſt Laden bei 
feinem Einzuge bereits in hergeftelltenm Zuflande übergeben werben 
würde. Diefe Verpflichtung des Geflagten gehe übrigens fchon aus 
8. 1096 a. b. ©. B. hervor. Aus der Zufammenftellung viefes 
Parıgraphen und des 8. 1118 a. 6. ©. B. erhelle, daß bie Herftellung 
einer Wohnung für den neuen Miether während der Innehabung 
durch ben früheren Miether gefchehen könne, und dieſer fich dieſelbe 
gefallen laſſen müfle. Der Kläger babe fih um das zwiſchen bem 
Hausherren und einem Dritten, dem früheren Miether, beftandene Ver⸗ 
trägniß nicht zu fümmern gehabt und mußte wie jeber Contrahent 
vorausſetzen, der Geklagte könne fein Bgrfprechen erfüllen; er habe übri⸗ 
Eee nicht gewußt, was für ein Vertrag mit dem früheren Miether 
beftebe. 

Die erfte Inſtanz ging auf das Klagebegehren ein, vie beiden 
höheren Gerichte wiefen dasſelbe zurüd. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Umftand, daß bie 
Herrichtungen, welde in ber vom Kläger im Haufe des Geklagten 
gemietheten Wohnung von dem legteren vorgenommen worben find, 
erft nach dem Einziehen bes Klägers bewerkftelligt wurden, könnte, 
wenn dies nicht einer ausdrücklichen Verabredung zumiberlief, einen 
Anſpruch des Klägers auf Schabenerfag wegen ber hiedurch für einige 
Zeit geftörten Benützung der Wohnung niemals begründen; denn es 
behauptet der Kläger jelbft, daß diefe Herfiellungen nothwendig waren, 
er zieht felbft daraus, daß ber Geklagte ihm dieſe Herftellungen vers 
ſprochen hat, ven Schluß auf deren Notwendigkeit, er führt felbft an, 
daß er biefe Herftellungen verlangen mußte und verlangt bat, weil 
fie nothwendig waren, und widerfpricht ausdrücklich in der Schlußrebe, 
daß die Herftellungen das Maß der Nothwendigkeit überfchritten haben. 
Nothwendige Ausbefferungen ift aber der Miether nah 8. 1118 a. b. 
G. 2. zujulafien fhuldig und die Beftimmungen desſelben Paragraphen, 
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yak eine nühliche Bauführung ver Miether zu feinem Nachtheile ‚zus 
zulaſſen micht ſchuldig At, kann nicht. für jene Bauführungen gelten, 
die der Miether ſelbſt verlangt bat. Es handelt ſich Daher, ba ber 
Mäger feinen Klageanſpruch, ohne nen auderen Örmeb hafür anzu⸗ 
führen, blos darauf ſtützt, daß jene Deritellungen nicht ſchon vollendet 
waren, als er die Wohnung zu Georgi 1858 bezog, lediglich um Da® 
vom Kläger behauptete Uebereinkommen, zufolge vefien der Geflagte 
ſich ansdrüclich verpflichtet haben ſoll, dem Kläger bei ſeinem Einzuge 


die Wohnung in vollkommen hergerichtetem Zuſtande zu übergeben. 


Wenn es nun auch richtig fein mag, daß nicht bedungen war, daß 
der Kläger die Wohnung erſt dann beziehen ſoll, wenn die Herſtellun⸗ 
gen vollendet fein werben, fo liegt doch auch nicht vor, daß bedungen 
worben wäre, daß der Geklagte die Herſtellungen noch zur Zeit bes 
ginnen und vollenden müſſe, während nod der frühere Miether die 
Wohnung iune hatte (denn daß die Wohnung früher leer geſtanden, 
eder won dem früheren Miether ſchon zu einer Zeit geräumt worden 
fei, wo die Herſtellung begonnen und nody wor dem Eimzuge bes Klü⸗ 
gers hätte vollenvet werden können, Hat ver Kläger ſelbſt nicht bes 
hauptet). Der Kläger hatte offenbar kein Hecht, zu verlangen, daß um 
ber von ihm werkangten Herftellungen willen, ber frühere Inhaber ſich 
die damit verbundenen Ungemählichkeiten ‚gefallen laſſe oder gar zur 
frlüheren Mäumung ver Wohnung verhalten werde, — — er mußte 
wien, daß Wohnungsherrihtungen ber in Rede. ſtehenden Art anges 
meſſene Zeit erfordern und nicht ohne zeitweilige Unterbrechung ber 
vollen Benützbaxkeit Der Behnuns ins Werk geſetzt werden können. 
Nach alle dem kann, wenn wirklich, wie der Kläger behauptet, Der 
Geklagte bei dem gemachten Verſprechen fi des Ausdruckes bedient 
haben ſollte, daß er dem Kläger die Wohnung bei ſeinem Einzuge 
vollkommen hergerichtet übergeben werde, dieſem Ausdrucke nicht der 
Sinn beigelegt werden, als ſollten ſchon am Raumungétage der Weh⸗ 
nung auch alle Herftellungen fertig fein.” 





Nr. 1449. 


Fortbeſtand des ganzen zweien Perſonen gemeinſchaftlich für 
ihre Lebenszeit verſprochenen Ausgedinges nach dem Tode 
des einen Berechtigten. 

ug. 8 & 28. December 1861, Nr. il —— — des das Jirihe 


Vöflabrud v. 4. Mai 1861 gbandernden Here 
be8D.R. ©. Wien v.25. Sehtember 1801, nr "esse! —* 9.1802, — 


Die Eheleute A und M ließen ſich beim Berkaufe eines Grund⸗ 
flädes yon den Käufern B und C ein lebensläugliches Naturalausge⸗ 
bing verſprechen, ohne eine Beſtimmung zu treffen, wie es nach dem 
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Tode eines der Berechtigten damit zu halten ſei. Nach dem 1844 
erfolgten Tode der M leifteten B und C dem A das volle Ausgeding 
bis zum Jahre 1857, von diefer Zeit an aber nur die Hälfte, weil 
nad ihrer Behauptung mit dem Tode der M das Recht zum Bezug 
der andern Hälfte erloſchen iſt. A belangte fie nun auf Zahlung des 
Geldwerthes der Naturalien dev Ausgedings pro 1857 und 1858. 
Dem in erfter Inftanz abgemwiefenen Klagebegehren. wurde von ben 
beiden: höheren Gerichten ftattgegeben. 

Gründe der dritten Inftanz: „Die Beftimmung des 8.889 
a. b. ©, B., wornad) jeder der Mitgenoffen einer theilbaren Sache 
fih mit dem ihm gebührenven Antheile begnügen muß, Tann von den 
Beklagten für die Entbindung von der Pflicht, dem Kläger allein das 
ganze Ausgeding zu leiften, nicht geltend gemacht werben. Denn da⸗ 
durch, Daß A und M als gemeinfhaftliche Beſitzer bes . verkauften 
Brunvftäds fich lebenslänglich den unentgeltlichen fogenannten Natural- 
auszug bedungen haben, if keineswegs entſchieden, daß jedem ber bei- 
den Verkäufer von dem bedungenen Auszuge, reſpective von ben theil« 
baren Oegenſtänden desſelben, die Hälfte gebühre. Sie haben ſich ven 
Auszug gemeinschaftlich Bedungen; wie fie fih num untereinander 
in dieſen gemeinſchaftlichen Bezug theilen wollten, war ganz und gar 
nur ihre Sache, und niemald kann es, wie das Oberlandesgericht 
richtig bemerkt bot, den Verpflichteten zulommen, zu beſtimmen, welder 
Ankheil Hievon jedem der Auszügler gebühre und insbeſondere, daf 
Seder nur auf die Hälfte Anſpruch habe. Die Vertragsbeftimmung, 
daß das Ausgeding den Berlöufern lebenslänglich zu leiſten ſei, iſt 
hier, wo der Vertrag die Feſtſetzung, daß im Fall des Todes Eines 
der Berechtigten die Leiſtung des Ausgedings und zwar in einem ges 
wiſſen Maße. vermindert werde, nicht enthält, und dasſelbe auch nach 
dem Tode der M dem Kläger .eine Zeit hindurch ohne Abzug geleiftet 
würde, nur dahin zu verfichen, daß der Auszug, wie er bebungen 
wurde, unverändert jo lange zu verabreichen fei, als aüch nur Einer 
der Berechtigten fi, am Leben befindet. Mit dem Tod der M ven 
Auszug für den überlebenden Kläger rüdfichtlid der theilbaren Natu- 
ralien auf die Hälfte herabzufegen,. erfcheint daher als unzuläffig, ums 
fomehr, da, wenn ſchon mit den Tode Eines ber Berechtigten eine 
Verminderung ber Reichniffe eintreten follte, die Hälfte ver theilbaren 
Urtikel nicht der gerechte, billige und der Natur der Sache entfpre- 
dyende Maßſtab für die Verminderung iſt, weil die Hälfte von dem, 
was für zwei Perſonen in gemeinſchaftlicher Wirthſchaft genügt, für 
Eine derſelben, die allein wirthſchaften und ſich verköſtigen ſoll, nicht 
außreichen wird.“ 


—— (me 
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. 559, 1343 


573, 604 
345, 


euere 0 oe 
.......... 


—* 484, 556 
.. 14, 110, 138 
208, 294, 306, | 


58. 


427 -- 
Nr. 
511, 795, 935, 

958, 1026, 
1044 

..14, 208, 795, 
958, 971, 1044 
373, 120, 


.. 0 000, 0 


373, 498, 


1028, 1417 


88. 
369 
371 


»eo0oor* 


... ..2."’.?„” 


.o.. 000° 0 


«0 000 00 0° 


. 00 0 9800 — 


zsweoer 60 0 9, 8090 © 


88. Nr. | S6- 
488 ..... 195, 258, | 
355, 439, 502, 


869, 871, 1122, 
1249 


843, 857, 


..... 168, 241, 
593, 595, 672, 
780, 850, 941, 
983, 1193, 


“8 8 0 0.2 08 0 


413, 438, 


918, 1017, 


666, 901, 939, 
1049, 1051, 
1162, 1388, 
1406 


587, 901, 936, 
941, 1028, 
1110, 1312, 


..92, 195, 231, 
237, 249, 260, 
283, 339, 355, 
439, 468, 568, 
569, 572, 629, 
639, 716, 753, 
7175, 802, 871, 


428 


1028, 1417 
..96, 241, 246, 
330, 392, 574, 
576, 587, 648, 


..... 271, 438, 


. . 0 1210 09 90°. 8 


..74, 241, 278, 


433, 438, 570,|. 


605, 806, 842, 
918, 995, 
1109, 1324 


“. 00 000.0 


» 8 2 90 900. © 


88. Nr. 


412 .....244, 798, 
1098, 1322 
474 .... 150, 1822 
I . 1322 
TE een nn. 236 
AIG .. 1098 
180 ..... 101, 257, 
| 666, 1009, 
1 
481 .....134, 244, 
1322 


483... . 1098 

484 . ‚628, 1147, 
1388 

ABB .... ... 1389 

AST ........ 1098 

488 ......... 897 


505 een 101 
506 .....628, 916 
509 .....464, 661, 
788, 870 
53 PR 561 
5) .. . .: ... 464 
8 1 464 
519 acc... 1258 
520 464, 1211 
52 ..... 628, 916, 
1012, 1306 
522 ...... 916 
523 ..14, 174, 208, 
213, 224, 244, 
388, 897, 916, 
971, 1003, 
1044, 1062, 
1147, 1322 
526 ... 1051, 1322 
‚532 .... 241, 310, 
| 1236 
8833 2.0... 139, 247, 
| 37 
534 2.2.0... 1087 
BE en. 247 


151, 270 
270, 335 


..48, 294, 3 


151, 335 


141 


.—.— 0 0 90 90 © 


.. 93, 148, 218 
306, 428, 478, 
562, 982, 1143 
419 


u. y„....""L2. e.0 
eve ee 8 9 00 —0 


„ee vo. 98 0 e 2 0 


1225, 1261, 
1327, 1347 


88. Nr. 
580 ..... 306, 478, 
3540, 1088, 
1188, 1261 
1327 | 
581 ..... 306, 549, 
968, 1083, 
1261, 1327 
582 ......... 563 
584 ...... 44, 367 
585 ..44, 148, 367, 
535, 968 
‚886 ..... 218, 367, 
1261 
597 « 367, 718 
598 ..... 867, 718 
601 ..93, 118, 563, 
793, 1188, 
1261 
603 ......... 153 
......... 154 
608 ..154, 186,423 
610 ..78, 116, 140, 
154, 186 
6ll ......... 78 
612 ...... 78, 423 
613 ..62, 116, 140, 
"238, 493, 788, 
1412. 
614 ..... 154, 946, 
1412 
615 ......... 788 
618 ...... 718, 423 
627 ......... 423 
628 ......... 423 
629 ..... 116, 140, 
238, 423 
631 ......... 357 
633 ......... 357 
634 ......... 357 
641 ......... 357 
647 ........ 1327 
648 ......... 13 
649 ......... 13 
650 ......... 269 
652 ..... 423, 682 


88. Nr. 

655 ..... 162, 2äl, 
292, 311, 820, 
965, 1180, 
1317, 1341, 

. 1412 
656 ..... 107, 292 
657 ......... 107 
660 ......... 263 
662 . 570, 967 
666 ........ 1317 
667 ......... 493 
671 ......... 13 
672 ......... 307 
674 ......... 162 
677 ......... 162 
682 ......... 741 
683 ......... 493 
6834 ..... 269, 682, 

1253 
6856 ..... 369, 879, 
1190, 1191, 
1253, 1318 
686 ... 1190, 1191 
687 142, 1190; 

1191 

689 ..... 269, 796, 
1283, 1403 
692 ........ 1211 
696 ..... 128, 411, 
1043, 1301 

97 ........ 1425 

698 ..... 128, 203, 
327, 1425 

699 ..... 327, 411, 
689, 861, 1043, 

1301, 1373 

700 ..... 327, 487 
1703 ..... 62, 1373 
713 ..... 183, 239, 
335, 535, 

116 ..72, 147, 161, 
188, 239, 296 

TLT ......... 296 
T7I19 ......... 335 
720 ........ 1347 


430 


Nr. 868. Nr. 
.. 335, 1240802 ...5, 118, 146, 
.......... 44 907, 944, 1114, 
......... 486 11 15 
..... 306, 793,1806 ......... 118 
1403 . |807 ......... 319 
......... 292 808 .....118, 486, 
......... 565 1339 
......... 5651810 .... 464, 1001, 
ernten ne 160 1211, 1236, 
..... 160, 741 1434 
........ 1403 |811 ..48, 221, 319, 
..... 151, 583, 461, 1442 
799, 1043 812 ..... 146, 455, 
.... 151, 799 486, 617, 665, 
......... 151 879, 1236, 
..... 583, 799 1338 
......... 151/813 ....957, 1190, 
rennen 947 1191, 1442 
..... 155, 947 815 944, 1442 
786, 1043, |816 ........ 1156 
1339 817 ..... 486, 879, 
........ 1339 1253 
......... 207819 .....62, 1001, 
......... 207 1236 
..... 207, 904 821 816, 1114, 
......... 151 1115 
583, 1338, 822 ..... 339, 432, 
1339 532, 667, 739, 
.......... 27 1236, 1333 
|... 683, 6881823 ..... 334, 703, 
........ 1339 1055, 1403 
anne 151, 292, |828 .....863, 866, 
661, 1043 1245 
27, 151, 292, 829 .259, 363, 877, 
661, 1058|830 .180, 363, 877 
..... 27, 1058,1832 ......... 520 
1352 833 ..... 123, 749, 
107, 1058 866, 877 
......... 889 |834 . 123, 363, 877 
186, 1001,|835 ......... 
1236 836 . 749, 877, 923 
..... 118, 247,1839 .... 479, 1082 
103, 786, 1841 .....164, 363, 
1037 1145 


Nr. 
..... 180, 363, 


[4 ’ 


784, 809, 873, 


....“.. 1386 
..51, 149, 392, 
810, 832, 859, 
882,.1060, 
1103 


88. Nr. 88. 
BL ..... 163, 404,| 910 
7,1660, |911 
1073, 1193, 1912 
1227 914 
BED een. 1233 
883 2... 219, 445 
8 .... 152, 165, 
219, 336, 
888 .... 152, 336, 
1073 
886 een. 1183 
887 ..11, 178, 482, 
763, 970, 
1134, 1217 
888 ..... 241, 479 
889 .... 241, 1449 
SO een. 3 
8IL u... 391, 708, 
914, 1086, 
5 915 
892 ..... 479, 598 
804 ..!.“.. 1405 
BUG un. 391, 593 
897 128, 411,|916 . 
689, 861, 
1301, 1373 
RR 128 
ML ..... 149. 586, |917 
1229 1918 
902 ..... 658. 678,|919 
852, 924, 
1133, 1374 
903 ....7. 386 
4 2. 166, 297, 
303, 861, 
1141, 1190, 
1191 
905 ....922, 1222, 
1320 920 
.. ..T. 107 922 
908 ..76, 152, 276, 
312, 384, 840, 
997, 1045 [928 
909 ..82,840, 984, 
1065 925 


143, 251, 349, 
411, 415, 458, 
492, 510, 530, 
628, 671, 676, 
699, 777, 783, 
189, 813, 891, 
916, 932, 934, 
1039, 
1073, 
1091, 
1101, 
1172, 
1246, 
1265, 
. 12, 127, 479, 
676, 813, 878, 
1060, 1091, 

1231, 1313 

.68, 104, 166, 
201, 232, 295, 
776, 799, 827, 
1162, 1295 


149,276, 309. 
380, 384, 394, 
421, 427, 550, 
700, 810, 832, 
840, 920, 984, 
987, 1133, 
1176, 1204, 
1357, 1381 
.. 1,423, 1141 
.125, 475, 599, 
137, 856, 882, 
1148, 1413 
‚125, 431, 475, 
1138, 1413 
537 


......... 537 


.. 89, 302, 595, 


137, 850, 941, 
1390 


1148, 1413 


14 
..... 328, 336, 
1073 


» eo 090 00. 0 o 


.. 72, 165, 265, 
338, 404, 683, 


....*. 


oe. 9 oe 00 00 0° 


retro oe 9 0» 
. er 00 9 0. * © 
........„..eo 


Nr. 
. 697, 1079 
..104, 295, 


vo...» 09 0 © 


nn 40, 170, 
1079, 1251, 
1318, 1406 

. 1, 170, 328, 

378, 534, 653, 
920, 1251, 
1286, 1318, 

996 . 40, 523, 953 

998 ... 104, 284, 

497, 1286 

1001 .. 53, 61, 335, 

1011 | 
1008 ....145, 221, 
655, 789, 848, 
853, 992, 1007, 
1350, 1445 
1009 ....124, 145, 
163, 538, 655, 


995 


647 


over oo.e oe 


1016 .. 


1017 . 81, 381, 538, 
184, 1108, 
1295, 1351 

1019 .... 163, 423, 
147 


1020 ....423, 604, 
176 


400 
1027 .124,381, 853 
1028 221 
1029 . 


..124, 381, 
805, 853 


432 


88. Nr. 
1030 .... 400, 858 
1032 2.2... 1351 
1035 en 306 
1040 2... .. 1210 
1041 ....330, 542 
552 
1042 ..... 71, 212, 
226, 330, 338, 
552, 646, 733, 
822, 851, 
1089, 11214, 
1815, 1393 
1043 .... 330, 542 
1045 22... 7, 934 
1047 ....392, 527, 
559, 824, 
1060, 1322 
1048 22.2... 1322 
1050 anna. 559 
1051 zeunı. 659 
1052 ....380, 421, 
689, 824, 920, 
1036, 1291 
1053 ....7, 68,88, 
651, 824, 859, 
1060, 1106 
1054 .. 1060, 1291 
1086 222... 700 
1058 anna. 68 
11061 ...559, 1060, 
1381 
1062 ....170, 380, 
421, 676, 824, 
920, 1291 
1063 ....170, 509, 
653, 920, 1106 
1064 aan 559 
1066 ....475, 527, 
559, 1060, 
1322 
1070 een. 988 
1072 .!:. 1366 
1073 1366 
1074 222... 1366 


...n — —0 0 0 0 


996, .1053, 

1116, 1157, 
1257, 1271, 
1344 


1167, 1201, 
306 


1 
1101 ....4, 28, 87, 
236, 285, 413, 
498, 541, 738, 
956, 1046, 
1125, 1151, 
1153, 1419. 
1102 ....364, 587, 
: 983, 1128 
1104 -... 176, 714 
1106 . 176 
1109 ... 772, 1288 
1118 ... 386, 1344 
1114 .... 323, 783 
1115 185, 323, 783 
1116 ....185, 386, 
783, 974, 987, 
1168, 1258, 
1344, 120 


rer eo eo 0 


1117 
1118 ..1, 137, 1io, 
‚1448 
1120 ....3%, 345, 
384,774, 1168, 
1258, 142% 


88. Nr. 
1121 ....111, 720, 
756, 774, 983, 
- 1241, 1344 
1122 22.2... 137 
133 2....... 624 
1135 222... 805 
1137 22.2.0... 137 
1151 ....475, 767 
6 
1152 ..... 52, 122, 
192, 492, 607, 
809, 1408 
1153 ...... 1,475 
1154 ...... 1, 527 
1155 ....604, 898, 
1329, 1433 
1156 ...920, 1073, 
1378 
1188 ....7. 475 
1160 .. 1176, 1329 
1163 ..... 52, 767 
1166 aaa. 1 
1174 .... 51, 1273 
1175 ... 934, 1329 
1 ....7. 647 
1201 221, 410 
1203 2.2... 1230 
1204 .. 1230, 1312 
1210 era. 
114 ........ 591 
1217 311, 370 
1218 ....370, 943, 
992, 1352 
1219 .... “.. 77 
1220 een. 107 
1221 .... 307 
1a nn. 370 
1226 ..... 67, 132 
1227 ..59, 67, 992, 
1151, 1395 
1228 ..... 59, 120 
1229 ..... 67, 107 
293, 992 
1145 


.|o..v.0.0 


1199, 1208 
.. 311, 1037 


.*. 0.0. 


.0o 0% 2 0° 
. 0 02 00 00.0 0°. 
.o,.,.e.oe 


.o. 000 


. N 445, 


..68, 82, 308, 


1060, 1212 


..68, 94, 262, 


328, 445, 
1078, 1212, 
1301 


..226, 384, 


"1060, 1386 


Ölafer, Unger und Walther Entf. III. 


s8. 
1294 .25, 784, 208, 
833, 1133 
1295 ... 143, 381, 
550, 832, 833, 
912, 920,1133, 
1269, 1378, 
1384, 1386, 
1389 
. 542, 798, 
948,1269 
. .315, 613, 
798, 1269, 
1384 
1298 ..1, 163, 288, 
381, 920, 997, 
1045, 1084, 
1114, 1115, 


...358, 868, 
1384, 1389 
1305 .. .235, 345, 
573, 948,1245, 
1412,1421 
1306 .... 542, 948 
1311 ... 542, 1269 
1315 .... 519, 863 
11316 .... 215, 381 
1323 .84, 309, 384, 
668, 912, 1378, 
1386, 1389 
.. 315, 680 
1328 ..25, 56, 652, 
680. 773, 846, 
875 
1330 ..25, 56, 652, 
680 


668 
..1, 117, 170, 
284, 293, 378, 
514, 920, 

28 


1333 


88. Nr. 
1190, 1191, 
1286, 1318, 
1337 
1334 ....653, 920, 
11%, 1191, 
1443 
1336 ... 389, 1443 
1336 ...1, 76,128, 
137, 623, 534, 
| 1374 
1338 ......... 25 
1340 .... 25, 1162 
1344 . . 570, 1101 
1346 . ‚143, 658 
1347 ........ 143 
1351 ......- 8,614 
1353 ....446, 751, 
1405 
1354 ....... 1405 
1355 ....... 1313 
1356 .. 1209, 1313 
1357 ..1209, 1246, 
1405 
1358 ....338, 646, 
192, 322,1102, 
1117, 1402 
1363 . ..T51, 1313, 
1405 


1365 ........ 391 
1368 . 482, 570 
1369 .482, 648, 

1186 
1371 271, 523, 
534, 1094 
1374 ....... 1074 
1375 ... 349, 1209 
1376 ....104, 142, 
497, 909, 
1209, 1280, 
1311, 1405 
1377 ....104, 169, 
349, 497, 867, 

‚909, 

1280, 1311 


88. Nr. | 88. Rr. 
1378 909, 1209| 1418 ........ 517 
1379 ....... 12091420 ....... 1222 
1380 ....497, 655, | 1422 1102, 1117 

1423 ...822, 1061, 
1381 ....... 1362 1102 
1386 „....... 49711424 ........ 983 
1388 ...... 36, 3811425 .23, 318, 592, 
1392 .61, 349, 629, 677, 914, 945, 
, 1006, 1069, 
1328, 1413 11186, 1223 
1393 ....320, 373,11428 ....... 1137 
696, 736, 800,11431 ....141, 414, 
938 431, 585, 720, 
1394 ....320, 509, 814, 1129, 
529, 618, 800, 1148, 1282 
843,938,1328,|1432 ....127, 328, 
1395 445, 759, 794 
1395 ....320, 421,|1434 ........ 120 
856,983,1109,|1435 .... 328, 814, 
1237, 1328, 1141 
1395 1438 ....291, 309, 
1396 ....421, 529, 699, 770, 857, 
614, 618, 857, 1035, 1087, 
1118, 1328 1262 
1397 ..19, 60, 127,11439 ....176, 264, 
166, 189, 231, 699, 765, 770, 
320, 421, 510, 828, 857, 
797, 1413 1035, 1087, 
1398 ....175, 320, 1262 
510 1440 ........ 857 
1399 ......... 60|1442 ........ 857 
1400 ........ 567 | 1443 421, 1051, 
1401 ....- 96, 567, 1395 
147, 1227| 1444 ....401, 445, 
1402 ..... 60, 747, 1362 
1227 1445 ........ 146 
1404 ......... 61/1446 ....... 1051 
1406 ......... 60 1447 504, 1986 

1407 ......... 6011450 .......... 
1408 ........ 166 | 1451 130, S45 
1412 618, 983, 1452 . 91, 1193 

1395 1455 . 331, 573 

1414 ....... 1118|1456 ........ 488 
1415 ........ 10311457 ..... 91,488 
1416 ........ 10311459 .... 208, 795 








88. Nr. | 8S. Nr. | SS. Nr. 
1460 ..... 91, 101, 904, 1009, 11488 ....488, 795, 
935, 1027, 1055, 1085, 3, 1 
1193 1089, 1098, |1489 .215, 226, 
1461 ..... 91, 441, 1148, 1164, 287, 733, 809, 
670, 994 1 961, 1214 
1462 ..... 91, 441,11479 ....383, 843,|1493 ....196, 224, 
J 3 1013, 1055, 244, 268, 670 
1463 ..... 91, 184, 1085; 1234 1494 ..... 45, 416, 
J 670, 883, —** .46, 79, 143, 565, 818 
2 "1162 © 291, 341, 497,11495 ........ 565 
1464 .....:91,184, |. ° 544, 659, 623, 1496 ........ 565 
21198 . 688, 133, 767 1497 ..... 46, 169, 
1465 ......... 91 "818, 900; 911, 240, 488, 497, 
1467 0.184, 994, |. 954, 959, 962, 565, 673, 759, 
1162 966, 1039, 843, 894, 904, 
1469 .... 184,883| ° 1089, 1184, | 905, 911, 
1470 ....224, 244,| 1192, 1214, 1003, 1037, 
303, 670, 1234, 1405 1039 
1098 1481 .....46,.157,|1498 ... .244, 556, 
MM 2.2... 1098 441, 517, 759 - 
1472 ..... 91, 484, 1234  |1499 ....169, 258, 
| 579, 885, 962, 1483 ... 258, 1013 779 
1415 1485 ....759, 962, 1500 ....174, 196, 
1477 ....196, 244, 1055 213, 224, 618, 
"257, 441, 48811487 ....118, 130, 843, 971 
1478.....169, 184, 416, 486, 563, | 1501 ........ 900 
226, 257, 416, 640, 904, 1502 ........ 159 
565, 640, 670, 1037, 1268, 
688, 818, 842, 1355 
Franzöſiſch⸗italieniſches Civilgeſetzbuch. 
Art. Nr. | Art. Art 
2 ........ 368 1335 ........ 9171978 .......... 
384 .... 694, 764 1399 .... 694, 764 2249 ........ 885 
513 ........ 36811400 .... 694, 76412250 ........ 885 
803 ....... 1404| 1738 ........ 18312262 ....... 1013 
896 ........ 423 1965 ......... 82 2277 ........ 959 
Codice di commercio. 
Art. Nr. | Art. Nr. | Art. Nr. 
46 .......... 32 168 ......... 210 279 ........ 1159 
93 ........ "j023 191 ......... 909 627 ......... 612 
106 ......... 499 277 ........ 1159 628 .... 612, 1251 


28* 


436 — 


Wechſelordnung vom 1. October 1768. 


Art. Nr. 
48 ........ 75, 472, 1262 
Wechſelordunng vom 25. Jänner 1850, R. G. BI. Nr. 51. 
Einf.-Pat. Art. Nr. | Art. Nr. 
: ver 14 .......... 797 75 .......... 414 
— —— 1 1 . ......... 343 76 .......... 414 
ordnung 23 .......... 792 77 ...... 48, 1313 
Kt. a1 DB ...... 279, 778180 ... 48, 797, 829 
em 794129 er... .. 568 |81 ..... 197, 1209, 
lm 31 36 ..... 414, 792, 1413 
mn Bis 988 938 83 ..... 829, 1280, 
10 33 43 ......... 1124 1311, 1313 
TEE 33 48 .......... 79292 ......... 1374 
13 ze 241 ......... 192195 ......... . 124 
Jurisdictivnsuorm vom 20. November 1852, R. ©. BI. Nr. 251 
Sinf.- Dig n Nr. | 88. Kr. 
a 116920. --- 633, 66056 .... 1124, 1127, 
Pa 11ealdl 605, 913 1198, 1228, 
12mm 1430,42 2,227, 387,| 1394 
ee 446, 503, 578, | 57 75, 99, 343, 
norm 83. 579, 641, 658, |. 7, 547,1077, 
l...... 382, 631,| 762, 766, 777, 124, 1133 
675, 713 839, 84T, 922, |58 ......... 1358 
2 .......... 387 942, 1077,, 59 ........... 99 
3 ......... 1376 1222, 1260, 60 ....... 99, 382, 
5 .......... 713 1302, 1359, 1124, 1394 
1 ........ 152 | „ 1371,1430  |66 . .. ....... 267 
13 ...... 267, 343,146 ...... 541, 547 67 2.2.22... 1187 
633, 658,147 .......... 605|69 .... 1107, 1392 
1015, 1222,|48 ..379, 382, 658, |72 .... 1290, 1423 
1238 713 77 ...... 220, 426 
15 ...... 280, 526 |49 ..220, 353, 418,178 ...... 220, 267, 
18 ......... 1238 426, 605, 754 426 38 
.. .. 343 50 u... 353, 418 81 ..........1 
29 1358, 1430 51 ......... 1392 83 ...... 507, 682, 
33 .......... 890 53 ..... 922, 1015, 1139 
34 .......... 890 1228 90 .......... 754 
37 ....1127,1133,|53 .......... 353 


— 437 — 
Suriödictiondnorm fiir dad lomb.venez. Bönigreid vom 20. November 1852, 
N. G. Bl. Nr. 259. 


Fe ve 30 PA: 612 
5 EEE 326 1160 49 ..199, 254, 683,| 72 eeecenenn. 919 
gnissietionde E26, 1228| 73 een. 919 
nom 33 .......... 254 76 .......... 136 
12 ...... 868, 919 54 .......... 254 78 ...... 507, 682, 
13 ...... .... 254 55 ..... 254, 1127 113 
15 .......... 868 1128 
Militär-Iurisdictionduorm vom 22. December 1851, R. ©. BI. Ar. 255. 
S. | Nr. 8. Nr. 
6 ..... I144, 1250,|7 .....1144, 1198, 
1290 1250 
Allgemeine Gerichtsordnung. 
85. Nr. | 88. Nr. 88. Nr. 
1 . 761, 864, 1105122 .......... 921) 66 .144, 294, 374, 
3 ...76, 306, 910,123 ...... 466, 921 448, 501, 511, 
979, 1029 26 .......... 466 594, 702, 884, 
4 .. 352, 385, 520129 ..131, 365, 382, 927, 981, 
622, 1263 564, 726, 910, 1021, 1126 
5 ..... 466, 1300 1132, 1325, | 68 ..... 870, 958 
6 ...... 193, 466 1407 69 ......... 870 
7 2.88, 244, 466, 33 .......... 5081 70 ..... 205, 548 
673, 726, 886135 .... 1224, 1342| 71 .548, 864, 980 
8 ..209,442,466,|36 2uonnann.. 7126| 72 ..81, 110, 208, 
1177 37 ......... 1277 348, 374, 713, 
9 .. 209, 466, 761|38 ......... 1277 958, 981. 
10 ......... 244 39 .......... 8641 83 ......... 699 
11 .....466, 1132,|40 .. 362, 443, 654,|100 ..88, 159, 204, 
13 713, 1181, 702, 1032, 
12 .......... 216 1213, 1217 1379 - 
13 .......... 202142 .......... 673 101 ........ 1032 
14 ...... 551, 78147 .......... 3061102 ......... 204 
15 ..... 812, 1032|49 .. 104, 209, 457, 104 .139, 141, 163, 
16 ..214, 440, 654, 716, 761, 888 181, 306, 466, 
812, 1218, 153 .......... 244 920, 979, 991, 
1224, 1342 |58 ...... 136, 831 1060, 1074, 
19 .......... 365159 ...... 721, 736, 1084 
21 .209, 834, 1010, 856, 1056|105 ..... 323, 920 
1111, 1161, |62 ..... 417, 890,1106 ......... 301 


1255, 1296 1087 107 ...... 86, 618 


206 .. 


207 .. 


886. Nr. | 88. 
109 ......... 816 | 197 
110 ...6, 163, 335, | 198 
420, 1088, 199 
1278 203 
111 .....648, 737, 
1136 
112 ..... 537, 737, 
1136, 1298 |: 
113 ..53, 325, 539 | 204 
114 . ‚3, 53, ‚230, 205 
\ 539, 618, 1 
115 ......... 193 
116 ........ 1111 
119 ...2, 250, 440, 
839, 871, 910 
120 ..... 250, 440 
121 192, 1041, 
| 1424 
123 ......... 698 
125 ....,.... 698 
130 .... 917, 1161 
133 ..... 132, 790 | 208 
134 ..... 132, 306, 
750, 790, 979 
135 .......... 209 
137 2... 306, 701 
1070 210 
140 ......... 182 
141 .133, 179, 306, | 211 
877, 63 
142 .:... 376, 577,|212 
1070 
145 ..... 109, 972, 
075 
154 ......... 420 | 213 
166 ...... .. 476 | 214 
171 ...... 31, 972| 215 
176 2222202... 337 |216 
178 ......... 3371217 
179 ......... 876 | 218 
181 .......... 31|219 
191 ......... 3761220 . 
195 .... 192, 1247 
196 ........ 1135 |223 


1056, 1397, 
1445 

‚50, 83, 515, 
528, 801, 874, 
1076, 1151 
‚50, 83, 182, 
217, 402, 515, 


224 


231 
233 . 


528, 709, 801,|2583 


874, 1076, 
1151, 1298 


.. 114, 395, | 258 


..80, 119, 489, 
684 Ä 
..684, 1215, 

1256 

...6, 301, 626, 

638,896, 1041, 
1067, 1070, 
1151, 1278 

6, 1297 


Ar. 
..24, 313, 340, 
949 


58, 420 


. 0 0.00%, 


en 483, 547 
‚AT, 248, 397, 
1001, 1026, 
1326, 1434 


645, 1001, 
1026, 1326, 
1434 

..43, 574, 746, 


CE Zu zu ur 2 


1018, 1059, 
1232, 1239, 
1244, 1267, 
1287, 1333, 
1342 
.. 158, 1146 
. 901, 1431 


..... 
.e or 20 
ze... 0 200% 


oo. oe 0 
. ao 8 2. © 


Nr. 
......... 1220 


...75, 108, 168, 
199, 342, 724, 
1099, 1216 





Nr. | 88. 


248, 397, 316 


317 


10 


vo ee 0 ı dv 0 0 0 
a. 00 98 2:0 0 08 0 


.» ee 09% 8 0920. 


.. 19, 610, 872 
‚351, 465, 574, 
1195, 1328, 
1418 

. 1328, 1418 


1305, 1310 
.... 687, 1305 
.20, 198, 1284 
108, 778 

18 


u... 0.200000 08 0 


.-_ see 098 2.2 © 


re 08 00V 0 6 


188, 348, 
391, 708, 724, 
192, 864, 926, 
1099 

435 








400 . 


Ri 


12. 
13 
14 
15 


...1220, 1292, 
.131, 229, 275, 
442, 454, 625, 
662, 823, 975, 
1206, 1349 

‚275, 625, 904 


..... .... 


669, 693, 717, 
895, 977, 998, 
1022, 1042, 
1294, 1307, 
1385 
.98, 407, 584, 
619, 710, 857, 
1146, 1193 


181 


. ee 800 € 
.o 0. 0.0.0 


Nr. . Nr. 
.......... 396 23 .......... 88834 .......... 592 
.......... 888 26 ...... 765, 858,135 .......... 635 
.. 223, 258, 415 1022 38 ...... 592, 681 
.. 120, 370, 888|28 . 396, 500,1051|39 ...... 592, 616 
.......... 888 29 ..... 765, 1087 |41 ...... 396, 765 
.......... 8388130 ........... 9242 .......... 814 

Weſtgaliziſche Gerichtsordnung. 

Nr. 88. Nr. 88. Nr. 

...... 222, 290, 31 ......... 1224| 89 ........ 1099 
596, 761, 864, 32 ..... 126, 1181,| 91 ......... 592 
1105, 1238, 33 ..... 654, 1213| 92 ......... 635 
1292 35 ....9, 229, 375,1 98 ......... 138 
.76, 306, 910, 761, 886, 1181 104 ......... 1724 

979, 1029 139 .......... 3061106 ......... 455 
352, 385, 520,144 .......... 244 109 781, 1197 
622, 1263 49 ...... 736, 831\111 ......... 888 
...... 193, 466, 50 ..721, 736, 856,|114 . 92, 500, 1023 
921, 1300 1056 116 .165, 1087, 

..... 9, 88, 466, 52 ..... 890, 1087 1197 
673, 726, 886 54 .......... 417 118 ......... 681 

...... .209, 244,|61 ..144, 292, 374,|119 ......... 774 
442, 466, 1177 448, 501, 511,|122 105, 1117 

..104, 209, 457, 594, 702, 884,1124 ........ 1117 
716, 761, 834, 927, 981, 1021,1126 ........ . 888 

888, 1010, 1126 127 . 223, 258, 415 
1086, 1111, |62 .......... 5111129. 120, 370, 8883 
1161, 1255, 164 ...... 870, 9581131 ......... 888 
1296 65 .......... 870 132 ......... 888 

.. 209, 466, 761166 ...... 205, 5481133 ......... 888 

.......... 244 67 ..548, 864, 0801135 ........ 1197 

...... 466, 921,172 ...... 81, 110, 136 ..92, 396, 500, 

1132, 1300 713, 981 1051 

.......... 216/73 ..110, 205, 348,1145 ......... 444 

.......... 202 374, 958 146 .....765, 858, 

...... 55i, 781 80 ...... 272, 299 1022 

.......... 81284 ..342, 391, 699,1147 ..... 592, 681 

. 654, 812, 1213 108, 792, 864, 149 ..... 592, 616 

.. 214, 365, 440 926, 1197 157 ..... 396, 765 

...... 131, 214, 88 ... 49, 75, 92,|158 ..-...... 814 
365, 382, 564, 108, 168, 199, 165 ..88, 159, 204, 

726, 910, 1132, 342, 547, 689, 702, 1032, 
1325, 1407 124, 1099, 1379 
.......... 508 1125, 1216 |166 ........ 1032 


— 41 — 


. Nr. 88. Kr. 88. Nr. 
nn 204216 .133, 179, 306, 283 ..80, 119, 489, 
.139, 141, 163, 577, 638 684 
181, 306, 466, |217 ..... 376, 577,1284 ....684, 1215, 
920, 979, 991, 1070 1256 
1060, 1074, 1220 ..... 109,.972,|286 ...6, 301, 626, 
1084 1075 638, 896, 1041, 
nn 323, 9201221 ..... 216,623] 1067, 1070, 
........ 3011223 ......... 216 1151, 1278 
ee 86, 618|226 ......... 4201287 ...... 6, 1297 
en 8161238 ......... 4761288 .. 55, 394, 550 

6, 163, 335,1243 ...... 31, 9721289 ......... 
420, 1088, |248 ......... 371290 ...... 1407 
1278 250 ......... 3371291 ..... 287, 467 

193, 297,1251 ......... 1761292 ......... 467 
309, 1246 |253 .. 31, 173, 664 | 293 5, 50, 480 
..... 648, 737,|254 ...... 31, 664|294 ....5, 50, 480, 
1136 260 ......... 952 703 
..... 537, 630,1263 . . . ...... 3761297 ........ 1214 
137, 1136, |267 192, 1247|298 ..24, 313, 340 
1298 268 ........ 1135 949 
.. 5, 325, 5391269 ........ 11351299 ........ 1004. 
....3, 53,230,1270 222.2... 1247 305 ..... 429, 892 
539, 618, 630,1271 ........ 1247 307 ..63, 119, 790, 
1111 275 ...6, 182, 190,| 821,848, 1274, 


.. 42, 53, 630 217, 371,554,| 1354 
en 793 704, 763, 1076,|309 .... 603, 1208 


BEE 1111 1230, 1397 |310 .... 603,1208 
.. 2,250, 440,|276 .... 217,1056|311 .... 476, 1203 
839, 871, 9101277 .182,217, 545, 312 ........ 1203 
en 250,440 | 821, 849, 1056.1318 ......... 862 
nee. 335 13897, 1445 |325 ..76, 104, 406, 
..192, 1041, 1278 .42, 473, 1297, 442, 504, 592, 
1424 279 . .50, 83, 515, 677, 835, 898, 
....... 698 528, 801, 874, 1066, 1149, 
nenn 698 1076, 1151 1373 
en 2251280 ...50, 83, 182,|326 . 77, 113, 176, 
.... 917, 1161 217, 402, 515, 423 
nn 132, 790 528, 709, 750,1329 ...... 58, 420 
.132, 306, 750,| 801, 874, 1076,1330 ......... 740 
9, 979 1151,1298 1331 ......... 627 
nn 28/281 .114, 395, 400,1332 ...... 58, 740 
nn 306, 701, 763, 1104, 1335 ......... 740 
1070 BIS aan. 740 


1131 
......... 182|282 . 627, 684, 949 339 .... 923, 1364 


906 
‚691, 700, 757, 
1162, 1411 
... 757, 1162 


808, 1195, 


146 

.. 96, 576, 587 

..191, 1232, 
1267 


. 0.0 0 08 0 2 0 eo 


‚299, 440, 496, 


1011, 1018, [424 
1059, 1239, 
1244, 1287 


.,\}}eo ev. 0 


832 
.255, 360, 695, 
952, 1270 
.100, 255, 360, 
695, 1232, 
1270 


472 


442 


Nr. 


en 129, 907, 
1305 


...0.0.0 090.00 


1123, 1152, 

1310 
‚351, 465, 574, 
800, 1195, 


438, 494 


. eo ee, rY0 0100 0 
0. 8.2.0. °* 
....0 0800.00 
“on. 00.0.» 


Bu 314, 544, 
.. ... 806, 837, 


0% 0 „0 8 eo 0 0 


872, 1074, 


58. 
480 


Nr. 
‚222, 656, 727, 
1220, 1285, 


... 1220, 1292 
‚131, 229, 275, 
442, 454, 625, 
662, 823, 975, 


..... 298, 975, 


. eo 0, 01 9 9 0.8 
“ra 0 008 © 


..... 


895, 977, 998, 
1022, 1042, 
1294, 1307, 
1385 
..98, 407, 584 
619, 710, 857, 
1146, 1193 


1221 


— 4 — 


Gerichtorduung für das Tomb, ‚deu, Königreich. 


Nr. | SS. 
410 ......... 830468 ......... 727 
467 ......... 7271. 469 .. ....... 727 


.... 


88. Nr. 88. Nr. 88. Nr. 
| .......... 204 18 ......... 1407 38 ...... 217, 662 
2.. 365125 ..... 121,1255,139 2.2.0... 1313 
6 ...... 121, 748 6 |40 ......... 1313 
7 . 187, 340, 662, 26 ..... 976, 1052 | 44 187, 463, 748 

841, 1255 32 .......... 545|46 ...... 387, 642 
8 .......... 998 35 .......... 46948 .......... 447 

9 .712, 940, 1435 36 ..217, 521, 545,149 .......... 252 
(ER 597| 715, 1354, 1365150 .......... 463 
en. 1255 |37 ..217, 521, 750,155 .......... 841 
17 ......... 1255 928, 1365 


Geſetz über den ummarilchen Eivilproe (ir 208 lomb.-venez. Königreich 
tſet A m 31. März ne gr l. Rt. 126. — g 


8. Nr. 8. Nr. 
llit.c. ....... 868 6 6 ........... 868 


Geſetz über das Berfaheen in —— summarlissimo vom 27. Oc⸗ 


26, 81, 106, 13, 206, 235, 
242, 253, 256, 266, 289, 300, 
495, 505, 555, 597, 600, 601, 
604, 608, 642, 644, 686, 

- 732, 735, 756, 819, 925, 956, 
969, 985, 990, 1020, 1030, 1040. 


Geſetz iiber das Verfahren in Wechſetageu vom 25. Jänner 1850, R. G. Bl. 


SS. Nr. 188. Nr. 
141022 ...99, 212, 547, 
279 1423 


— 44 — 
Geſetz über das Verfahren außer Steeitiohen vom 9. Auguft 1854, R. G. Bl. 
r. 


Einf.-Bat. Nr. | 88 
Bote 11181128 ........ 1031 |146 ........ 1236 
FE 125 ..... 247, 350, 147 ........ 1236 

Deren 164, 188 1208 160 ........ 1253 
19 ........ 11071126 ..... 247, 306, | 161 879, 1253 
22 ......... 136 350, 979, 166 ........ 123 
23 ......... 547 1208 I77 ... . . . .. 1236 
24 ......... 188 127 ...1001, 1401, 178 ...1000, 1236, 
26 .. .. .. ... 220 1434 1253 

66 ........ 1401 128 ........ 1403 |IIL Hauptftüd... 881 
75 . .. . . . . .. 188 138 ......... 547 55. 

92 ..... . ... 2201140 ...... ... 188 187 .... 682, 1139 
95 ........ 1205 143 ........ 1211 189 ..... 361, 866 
108 222220... 2201145 ...1211, 1236,1202 ......... 509 
20 ........ 1403 1253 267 ........ 1205 
122 ..... 247, 546, 

1031 


Geſchäüftsordnung vom 3. Mai 1853, R. ©. BI. Nr. 81. 


8, Nr. | 8. Nr. 
185 ......... 152 | 246 ........ 1016 
Juris dictionsnorm für Ungarn vom 16. Februar 1853, R. G. BI. Nr. 30. 
88 Nr. Nr. 
42 .......... 922148 .......... 922 
AG .......... 937150 .......... 922 





g. 
54 ......... 1198 
Proviſoriſche Civilproceßordnung für Ungarn 
858. Nr. r 
2 ..... 234, 262 118 ........ 1188 259 ......... 114 
4 ......... 122 ......... 211 264 .......... 45 
IIL ......... 234 127 ......... 2281268 ........ 1131 
15 375, 1181 145 ......... 553 270 ........ 1151 
5 ........ 1164 235 ....:... 11511280 ......... 114 
AT ..... 286, 3751238 ......... 190339 ......... 405 
6 ......... 405 241 ......... 1141353 ......... 975 


88 Nr. Nr. Nr. 
40T ........ 1121)544 ........ 1396 560 ......».. 258 
408 ...... -.1121|550 ......... 405 
438 ......... 621658 ........ 1051 














88, Nr. Nr. Nr. 
l ......... .462 72 .......... 913 111 ......... 765 
> 6 462 76 nn. 93112 .. 87 
64 .......... . 54186 .......... 913!113 .......... 87 
66 ......... 1125187 . ......... 913/114 .......... 87 
GB een. 1045188 2222... 931132 .......... 54 
1 (1 .......... 913190 .......... 913 185 ......... 198 








Ernenerte Landesorduung des Königreichs Böhmen vom 10. Mai 1627. 





Q. Nr. Q. Nr. 
40 ......... I19446 ......... 1194 
Artikel des ungariſchen Reichstags. 
Keichetng von 1840 Art. 16, $. 57 ...... Nr. 221 
Strafgefet vom 27. Mai 1852. 

Einf.» Bat. Sg, Nr. 
ur 2131214 2.2.0... 149 
Gefe-$ j 506 ..25, 680, 773, 

32 ......... 773 846 
Strafproceßordunug vom 29. Juli 1853 
r. 
332 lit. d 5891355 ........ 1372 
352 ......... 7911361 ........ 1203 
354 ......... 791 





Strafgeſetz vom 3. September 1803. 
II. Theil, 8. 398 ..................... Nr. 961 


— 446 7 — 


Einzelne Geſetze. 
Jahr Nr. |Yabr 
1553 Bergorbg. für dien. ð. 1782 Yani20. 9. G. S. Nr. 54 871 
Lande v. 1. Mai, Cod. — 20. „ NRr.55 949 
Austr. J. Thl. S. 162 91,488| — Oct. 18. „N. 323 
1575 Kraineriſche Bergordg. — N00.22. „ Nr. 102 973 
v. 23. Febr. ....... 4883| — Dec.23. -„ Nr. 109 420 
1580 Bergorvg. für Iorie.. 9111783 Jänner 15. Pol. ©: ©. 
1660 Mandat für den Kam- Joſef V. 3.80. Nr. 31 1358 
mergutsbezirk Yoria — Auguſt 25.966 
vonm 1I0O. April...... 488 Nr. 179...... 779, 1277 
1674 Verordg. v. 2.Oct. Cod. — Oct.6.3. G.S. Nr. 193 
Austr. I. Thl. S. 330 78|: | : 551, 814, 1016 
1679 8. Berorbg. v. 20. März 4883| — November 24.3. HH 
1710 Hofrefeript v. 14. Non 452 Ne. 213.......... 571 


1750 Hofreſcript v. 18. Uug. 452j1784 Febr, 20. Bol. SS. 
1751 Verordg. v. 24. Sept. 1194 FJoſef II. 480. Nr. 113 1298 


1753 Patent v.2. Juni.Suppl. — Mai 10. 3. G. S. Nr. 
Codex Austr. V. Theil 285 ......... 654, 1213 
S. 767 .......... 1353| — Suni 14. 3. G. S. Nr 
— Iudenordg.v. 22. Sept. 306.... 627, *— "1977, 
Suppl. Cod. Austr. V. 1981, 1349 
Thl. ©. 802....... 833] — Juli 15.9. G. S. Nr. 
1754 Militärjuſtiznorm vom 31T........ 63, 119, 7% 
35. Juni ......... 3567| — Sept. 11. 3. G. S. Nr. 
1758 N. ö. Sandtafelpatento. 335...... 812,.833, 362, 
‚Nov. Suppl. Codex 1277 


Austr.V.Thl.S. 1282 258| — Sept. 11.3.©.6.Rr. 


1763 Verordg. v. 22. Iänner. 336...... 303, 411, 888, 
Suppl. Cod. Austr. VI. 1224 
Thl. ©. 371....... 78) — ODet. 4.3. G. S. Nr. 347 
1766 Hofkanzlei-Verordg. v. 1388 
27. Jän. an die Landes⸗ — Nov.8. „ Nr. 361 1398 


hptmaunſchft. in Kain 91| — Nov.19. „ Rr. 367 1099 
— A.h. Entſchl.v. 22. Febr. 911785 Febr. 10. „ Nr. 387 


1767 Steierifhe Wahlordg. 303, 729 
v. 26. Yuni...... 91, 4883| — April 8.9.6. S. Nr. 

1771 Balbordg. für Krain v. | 406.......... 420, 1016 
13. Nov. ....... 91,488| — April 18.9. G. S. Nr. 

1779 Hofbecret vom 5.Nov. 640 409 ............. 1364 


1781 Jän. 26. 3. G. S. N. 4 620| — April 20. Krop. G. S. 
1782 Aprild. Xr. 40 438, Joſef II. 8. Bd. ©. 61 620 
936, 1057| — Mai4.I.6.5.Nr.420 
— 4% u Re. 41 1224 1277 


— 441 — | 
Jahr . |3ahr Nr. 


1785 Mai 9.9. &. ©. Nr. 1787 März 5. J. G. ©. Nr. 

426 ...98, 584, 819, 710 641....... 348, 374, 713 
— Mai 13. 9.6.6. Nr — Nov. 12.3. 6.6. Rr. 

431 ............. 736 745....... 54, 518, 744, 

— Sept. 23. J3. G. S. Nr. 1216, 1358 
469 ............ 46611788 Febr. 14. J. G. S. Kr. 

— 9.6.3.8.5.Nr.477 179, 1 7 1070 
229, 3, 1104 — Febr. 27. Bol. ©. ©. 

— Oct. 31. 9. ©. S. Rt of. 1.8. Br. Nr.137 1173 
489 . 252, 341, 359, 420) — April 8.9. G. S. Nr. 

437, 442, 704, 888, 1016, 805.............. 1397 

1137, 1243, 1277, 1397 | — Juni 16. 3. G. S. Nr. 

— Nov. 14. 3. G. S. Wr. 844.............. 516 
495 ............. 7791| — Oct. 30. 3. G. S. Nr. 

— Dec.12. 3. G. ©. Nr. 911....... 429,.625, 892 
502........... 250, 440/1789 Sin. 15.9. ©. ©. 

— Dec.29. 3. ©. S. Nr. 945 ............. 1358 
509. ........ 1190, 1191| — März 12. 3. G. S. Nr. 

1786 Jän. 13. 3. G. S. er 986 ............. 1274 
515. ............. 1032| — Juni 25. 3. G. S. Nr. 

— Se 98. Pol. ©. ©. 1026 ............ 1303 
Dafef IL 6. Ob. Dr. 140 345 — Juli 13,9. ©, ©. Nr. 

— Mai 19.3. G. S. Nr 1033 ............ 681 
550...... 437, 466, 1016| — Zuli 23.9. G. S. Nr. 

— 6ept.18. 9.6.5 S ‚Nr. | 1038 ......... 625, 662 

77 . . ......... 645, 665| — Sept. 7. 3. G. S. Nr 

— Dec. 18. 3. G. S. Nr. ) (07. 7 ............ 
603............... 74| — Oct. 20. 3. G. ©. Pier 

1737 Jän. 15. 3. G. S. Nr. 1059 ............ 1348 
620.. 333, 761, 823, 888.) — Nov. 30. J. G. S. Nr. 

980, 1010, 1224 1081.......... 289, 362 

— Jän. 15.9. G. S. Wr. 11790 Febr. 25 .......... 1353 


621.... 9, 187, 341, 375,| — April 9. 3. G. S. Nr.12.864 
420, 466, 488, 602, — April 15. „ Nr.14 102 
627, 761, 806, 870, — Mai 18. „  Nr.23 592, 


888, 914, 958, 981, 616 
1024, 1032, 1117| — Iuni24. „ Nr.30 1042 
1181, 1241, 1298| — Sulil. „ Rr.3l 172, 
1345, 1349, 1422 179,229, 779,975,1104, 
— Jän. 15.9. 6. ©. Wr. 1315, 1360 
> ... 1436| — Od. 12.9.6. ©. Nr. 


— Mi 1.9. G. S. Rr. Cr .... 5 96, 574, 576 
636.... 42, 53, 104, 630) — Okt. 12. 9.6.6. Nr. 
920 65 


— 448 


Jahr Nr. Jahr Rr. 
17% Oct. 29. 3. G. S.Nr. 72 1794 Juli 49. ©. ©. Wr. 
331, 986 183. ............. 057 
— Dec. 27. „ Nr. 99 1358| — Sept.29. 3.6.6. Nr. 
1791 April 5. I. ©. S. Nr. 195......... 1029, 1095 
135.............. 6981 — Oct. 17. J. G. S. N.. 
— Sept. 29. 3. G. S. Nr. 198. . ............ 1144 
5 ............. 1399| — Oct. 23. J. G. S. Nr. 
— Nov. 4. J. G. S. Nr. IOVO........... 602, 870, 
216 ............. 778 1051, 1241 
— Dec.16. 9.6.6. Nr. — Dec. 15.9. G. S. N. 
227 ............. 0 207............... 657 
1792 Zuni43.6.5.Nr.22 1795 Febr. 13. J. G. S. Nr. 
1418 217.220... 829, 864, 951, 
— Juli 27. J. G. S. Wr. 1099, 1153 
36.. ... 654, 1181, 1213| — Miy 5.9.6. ©. Nr. 
— 49.31.93. ©. SR. 222....... 63, 119, 7%, 
43 .............. 1057 848, 1274 


— Miethordg. für Lemberg 
vom 21. Sept. (Siehe 
J. G. S. Bd. von 1812 
bis 1817 Nr. 1024).. 
— * 27. J. G. ©. Nr. 


185 
352 
.............. 1117 
657 
377 


— Strafnormale der Hof- 
fammer für Münz- und 
Bergweſen vom 1. Juni 
Nr. 5061 für den Kam- 
mergutöbezirt Joria.. 91 

— 49.23.93. ©. ©. Nr. 
118........... 303, 729 

1794 Wär 20. J. G. S. Nr. 
164....... 195, 249, 871 

— April 22.3.6. S. Nr. 

171...134, 153, 168, 195, 
339, 439, 943, 1166, 
1254 

— Juli 3. J. ©. ©. Wr. 

197 


— Mai 21. WefjelyI. Br. 
Nr. 1342....54, 198, 656, 
144, 1002, 1155, 1182, 
1220, 1285, 1308 
— uni 18. 5, ©. 5 Nr. 
236 ............. 
— Juni 25.3. ©. S. Nr. 
237 . . ........ 755, 1353 
— Juli 3.J. G. S. Nr. 240 
399 
— Nov. 30. „ Nr.267 20, 
359, 581, 1284, 
1396, 1399 


1796 Yan. 11. J. G. S. Nr. 


276 
— April 8. J. G. S. Nr. 

289. ..... ........ 581 
— Sept. 16. J. G. S. Nr. 


324.............. 


1797 Juli 21.9.©. ©. Nr. 


360..... 355, 1122, 1424 
— 9.27. 3. ©. ©. Rr. 
385......... 1152, 1328 


1798 Febr. 13. J. G. S. Nr. 


401............. 


— 4a — 


Jahr Nr. Nahr 
1798 Aug.31.9. G. ©. Nr. 1806 Dst.24. 9. G. S. Nr. 
430 ............. 920 780 .......... 483, 665 
— 6.1.3.0. 6, Mr. 1807 Da.24. 9.0. © ©. Nr. 
BR .......... 418, 882 822 ............. 814 
— Dec. 7.3.6.6. Nr. — Dt. 31.0, ©. für das 
442 ......, ...... 1042 Zenigt Rtalien III. Thl. 
— Der. M. 9, ©. ©. Nr. 21 2222222... 18 
446 . Fu en 1167) — Du 31.8.9. fürdas 
1799 Aug. 23.9. © S. N Lonigr. Italien I.Thl. 
474 ............. 980 Ar. 233....... 40, ‚1251 
1800 ti 38.3. 6. a — Nov. 14.3.6. S. 
............ 31, 6644 827 ............. 081 
1801 Juli 24. 3. G. S. Wr. 1808 Det. 7. J. G. ©. Nr. 
533 ............. 698 864 ............. 831 
— Dee. 19. I. ©. S. Nr. 1809 Febr. 8. J. G. S. Nr. 
MB ...... 179, 229, 975, 882.......... 890, 1056 
1104, 1436 — Mir; 1.9.6.6. Nr. 
1802 Zu: 15.3. 6.5. Nr. 886....... 378,688, 165 
579 ............. 664 — März 23. 3. G. S 
— Nov. 26.9. G. S. Nr. 887 ............. 270 
584 ............. 11171810 Mai * Pol. ©, S. 
1803 Aug. 24. 3. ©. ©. Wr. dran 1.34. 8b. Rr. 1 1070 
622 .......... ‚.. 111711811 April 27. G. S. für das 
— Dee. 2. 3. G. S. Nr. Königr. Italien J Thl. 
640........ 743, 1079 Nr. 103 .......... 
1804 gerr 14.3.6. G. Ne — cæs. J. G. S. Nr. 
652 ............. 437 94 ............. 323 
— März 22. G. S. für das — Fon 10.8.6, für pas 
Königr. Italien J. Thl. Königr. Italien ILTHL 
Nr. 25 ........... 885 Nr. 243 .......... 
— Juni 14. Nr. 9609.. 91| — Nov. 9. J. G. ©. Nr. 
488 961 ............. 289 
— Juli 12. Pol. ©. ©. 1812 Jän. 10. J. G. S. Nr. 
Franz II. 21. Bd. Nr. 75 713 968 ............. 408 
— Aug. 28. J. G. S. Nr. — Seh. 8.3.6. ©. Nr. 
681 ............. 1344 071 ............. 355 
— Sept. 14. J. G. S. Nr. — I, 19.3. ©. S. Pr. 
683 ............ 4301| 1015 ............ 1439 
1805 Hofdecret der Oberften — Dee sr. Pol. ©. ©. 
Suftizftelle v. 27. Oct. Franz J. 39. Bd. Nr. 77 396, 
Ne. 3762 ....... 91, 488 674 
1806 April 15.6. ©. für das 1813 3än. 16. 9. G. S. Nr. 
Königr. Italien II. Thl. 1024 ............ 185 
Nr. Y 423 


©lafer, Unger und Walther Entſch. III, 29 


— 10 — 


Jahr Ar. Jahr | Rr. 
1813 Mär; 21. Bol. ©. ©. 1816 October 23........ 833 
Franz J. 420 Bd. Nr. * 40811817 Juni 22. Venez. Prov. 
— 04.9.9. ©. ©. Nr G. ©. I. Th. Nr.86 863 
1071 . . . . ........ 915) — Zuni 25. 3.6.6. Kr. 
— Oct. 21. Pol. ©. ©. 1340 . ........... 1199 
Franz J. 41. Bd. Nr. 49 — Sept. 27. Venez. Prov. 
IJ 1298 G. S. I. Thl. Nr. 102 863 

1814 Mai 6. J. G. S. Nr. — Dec. 12. 3. G. S. Ar. 
1085......... 574, 1243 1394 ......... 694, 764 

, — Juli 16. 9.6. ©. Mr. — Dec. 19.3. G. S. Nr 
1094............. 1205 1396 ............ 1144 

— Laibacher Gubern.Ver⸗ 1818 Jän. 17. 3. G. S. Nr. 
ordnung v. 10. Oct. Nr. 1405 ............ 516 
10983 ........... 4881 — Aug. 1. J. ©. ©. Wr. 

— Nov. 16. J. G. S. Nr 1481 ............ 892 
1111 ............ 1718| — Aug.29. 3. ©. ©. Nr. 

— Dec. 1. Pol. ©. ©. 1488..... 184, 366, 512, 
Franz J. 42. Bd. Nr. 95 379, 518, 1027, 1439 

713, 1038, 1421| — Sept. 4. 3. G. S. Wr. 

— Kreisſchreiben des galiz. 1494 ............ 551 
Gubern. vom 30. Dec. — Rov. 20. 3. G. S. Nr. 
Piller'ſche G.S. Nr. 20 180 1519 ............ 

1815 Hofdecret v. 16. Febr. 180 c. 4............ 1411 

— Oect. 13. J. G. S. Wr. 1819 861.26. 3.6. &. 3. 

1180 ............ 1358 1548..... 453, 824, 869, 

— Oct. 18. 9. ©. ©. Nr. 1008, 1163 
1181 . ........... 537) — April 26. 3. G. S. Nr. 

— Oct. 28. 3.6.6. Nr. 1556 ............ 1042 
1187 ............ 13| — Mai 1. Bol. ©. ©. 

— Dec. 22. 9.6.6. Nr. Franz J.47 Bd. S. 550 620 
1197......... 602, 1345| — Juni 4.9. ©. ©. Nr. 

1816 Galigiſche Gubernial⸗ 1567 ............ 184 
Verordnung v. 7. März 180 — Aug. 23. 3. G. S. Nr. 
— April 18. Venez. Prov. 1595 ............ 
G. S. J. Thl. Nr. 59 885, — Aug.27. 9. G. S. Nr. 

1226 1600 ............ 618 

— Gal. Gubern. Verordg. — Nov. 5. J. G. S. Nr. 

v. 26. April....... 180 . 1621 . ........... 541 

— Laibacher Gubern.Ver⸗ — Nov. 5. J. G. S. Nr. 
ordg. v. 31. Aug. Nr. 1623 ............ 170 
9275........... oh 4881820 Jàn. 22. 3.©. S. Wr. 

— Dt. * J. G. © 1645 ............ 1095 
1285 ............ 713) — Juni 23. 3. G. S. Nr. 


—1. r Entſchi. v. 7. Oct. 456 1669 aan. 332, 713 


Jahr 
1820 * 1 % G. S. Nr. 
........... 1052 
1821 Dit, 9. G. S. Nr. 
1743...21, 69, 603, 743, 
0 1208, 1440 
— April 12.Prov. ©. ©. 


451: 
Nr. |Yahr 


Nr. - 
1826 april leg. J. 8 ©. 
— Beni 13. dene, Beov, 
G. ©. U. Thl. Nr. 46 236 
— Dec. 5. Prov. ©. ©. 
f. Oberöſterreich 9Bd. 


für Niederöſterreich 3. Nr. 1............. 986 
Bd. Nr. 119,...... 34511827 Mai 23. Wagner'ſche 
1822 Juli 12. 3. G. S. Nr. Zeitſchrift 1827 3. Bd. 
1880........1190, 1191 ©. 317........... 2718 
— Ang. 17. 3.6.6 Nr. — Yuli 20. J. ©. © 
............ 826 Nr. 2294 ......... 833 
— Ah. genehmigter Orga⸗ — Sept. 14. 9. ©. ©. 
niſationsplan des k. k. Nr. 2306 ......... 892 
igarnei— Inſtituts 1828 Inli 18. Prov. G. S. 
n Wien . ........ 993 für Lahmen 10. Bd. 
1823 Sim 17.3. G. S. Nr. Ne. 141 .......... 357 
............ 326 1829 Oct. J. G. S 
— Non 1. Lomb. Prov. Nr. 2437 ......... 989 
©. ©. 2.20. L Ye 1831 Hoft. Eirenlare v. 11. 
Nr. 21........ 7, 96 Dct. Nr. 1468 ..... 973 
— Nov. 18: Mähr. at 1832 März 24. 9. ©. ©. 
Prov. ©. S. 5 Nr. 2557 ......... 1169 
Nr. 144. ......... 45211833 März 8. 9. ©. 
1824 April 28. Lomb. Brov. Nr. 2601 ......... . 1398 
+ &.©.1.B0.1THl. Nr. — April 16. 9. ©. ©, 
18...92, 572, 1034, 1127 Nr. 2608 ..... 152, 782 
— Juli 4 3 G. ©. Mr. — Hoffrieger.-Circularev. 
2012..... 250, 378, 541, 14. Mai C. Nr. 631 1281 
582, 689, 950, — Oct. 4. J. © ©. 
| 1220, 1285 Nr. 2633 ......... 
— Statuten der mit ber. 1834 Jän. 20. 9. ©. ©. 
Öfterr. Sparcaſſa ver- Nr. 2638 ......... 574 
einigten allgem. Berfor- 1835 Juni 9. 3. ©. ©. Nr. 
gungs-Anftaltv.4.Dct. 324 29 ............. 1203 
1825 Din. 13. Weſſely J. Bd. — Juni 22. J. G. S. 
r. 336.......... 1277 Nr. 42 ....... 556, 584, 
— 22. Lomb. PBrov. 169, 854 
©. ©. 2. Bo. L Thl. — Det 12. 3. ©. ©. 
Nr. 36 ........... 26 Nr. 90........... 1415 
— Aug. 19. 3..G. ©. — Der. 71. 8. 
Nr: 2126 ......... Ne. 100 .......... 833 
— Sept. 16. J3. ©. ©. — Dec. 23. Bol. ©. S. Fer⸗ 
Nr. 2132....... 582, 870 dinand I.63. Bd. Nr. 185 408 


29* 


_ 452 — 


Jahr Ni. Jahr Ar. 
1836 In. 29. Venez. Prov. 11839 guni 24. 9. ©, ©, 
©. ©. 27. Bd. LE. Nr. 366 .......... 54 
Jet. 34 Sonoeheee . 1169 II Bee 632 
— A 2». 3. '®. ©. Ro, 19. EG G. 
Ne. 145. : 719, 748, 1203, Nr. 388..... „1051, 1184 
1320, 1289, 1308, 1840 Mi; 10. 9. ©. S. 


1433 Me.. 415 ......... 

1837 März 10. 9. ©. ©, — Auguſt 4. 9. ©. —— 

Nr. 182. De wer ve wre 271 Nr. 460 .......... 

— April 10.3. ©..Wr, — It 21. J. G. ©. 
189 732, 936, 1046, 1153 Nr. 470 ......... 271 
— Heftrieger. Refeript v. 1844 Jän. 22. . ... 665 

14. April ......... 1353| — Miy 27.3.0865, 
— April 20. Prov. ©. ©. Nr. 518....... 182, 704 

für Tirol u. Vorarlberg — Mi 4 J. G. ©. 
24. Bo. Nr. 43..... 686 Nr. 531 .......... 889 

— uni 17. Lomb. Prov. — yull 13.9.6686 

6.2.1. | Mr. 58.......... 
Nr. 33 ..... 11,135, 201) — un 10. .......... 665 

868, 924, 1055,| — Nov. 3: a, Prov. 
1168, 1266, 1429 G. ©. Nr. 216..... 858 

1838 Gebr. 14. 3. ©. ©. 1842 in. 18. 9. ©. ©, 
Nr. 256 .......... 271 Nr. 592......... 1, 514 

— März 10. Prov. G. S. — — 17. Prov. G. S. 

ſar Queroſterr. 20.2. fir Böhmen 24. Bo. 
Nr. 23........... 1427 Nr. 40 ........... 422 

— Zuni 6. 3. G. ©, — April 21. Brov. ©. ©. 

Nr. 277 ....... 51, 228 mr aerpmen 24 Bb. 
— Juni 12. J. G. |  N.123......... 422 

Nr. 280 ......... 1736| — Hand 26, 3. ©. ©. 
— duri 30. 3. G. ©. Rr.610. . 42, 217, 521, 
Nr. 282 .......... 1421 99, 928 

— Hoſdecret vom 17. Juli — Hofkanzlei⸗Decret vom 
Nr. 21574Venez. Prov. 7. Juli ........... 1430 

G. S. II. Thl. Nr. 33 1048| — Nov. 8.9.6.6. Nr. 
— Ron. 13. 93. ©. ©. 654 ............. 1421 
.......... 4051 — Nov. 24. .......... 1353 
1839 Ay 10. 3. ©. ©. 1843 Yebr. 3........... 1353 
.......... 281 — Febr. IT .......... 665 


5 
ii 1.93. G. ©. 1844 Sän. 31. 3. ©. ©. 
Nr. 358. 34, 70, 214, 440, Nr. 781... .432, 688, 786 
496, 539, 841, 1011, — Sept. 18. 3. ©. ©. 
1018, 1059, 1239, Nr. 830 .......... 623 
1244, 1287, 1342 


— 43 — 


Jahr Pe, \Iahe 
1844 Sept. 26. Bol. ©. ©. 1849 Mir, 4. R. ©. 3. 
Fexdinaud I. 72. By. Nr 152 ...... 891, 1158 
3 .......... 6811 — Marz 7. R. ©. ai 
— Det. 13. 3.6. S.Rt. Nr. 1 
840 ............ 1418 — Bin 11, R. G. Ri Mi. 
1845 Yan. 15. 3. ®. ©. Rr. 170 ..... 2, 1003 
Nr. 859... 78, 687, 1074| — Juni 26. R. G. B 
— April 4. Lomb. Venez. Nr. 295 ........ .. 713 
Prov. G. S. 1. Bd. — Juni 27. L. ©. Bi. 
I. Thl. Nr. 10.., 687 für Bihmen Nr. 119 1173 
— April 14. 9. ©. S 1194 
Nr. 883 ......... 13581 — Det. 20. NR. ©. U. 
— Mai 29. 9. ©. ©. Nr. 412 .......... 
Nr. 889 ... 200, 679, 719, — Set. 29. R. &. U. 
1180, 1165, 1219, .489....... 396, 903 
1321, 1423 1850 a 9. R. G. BL, Nr. 
— Juli 31. Lomb. Yeng. 50 .. 494, 595, 941, 1335 
Prov. ©. ©. 2. Br. — Mi 11. R. ©. U. 
IJ. Thl. Nr. 23 ..... 423 Nr. 82........... 1335 
1846 Febr. 18. J. G. S. — Mär; 23. R. ©. U. 
Nr. 935. 310, 3%, 1189 Nr. 180 .......... 882 
— Min; 27. $. — Mai 3. R G. U. 
Nr. 951 .......... 366 Nr. 181. 2 941, 1335 
— Juni 3. J. © ©. — Inni 18. R. ©. Bl. 
Nr. 968 ......... . 432 Nr. 237 .......... 387 
1847 März 5. J. ©. ©. — Juni 38. R. ©. 3. 
Nr. 1042 ..... 317, 508 Nr. 255....... 306, 979 
— Mir; 7.9.6.5. Nr. — Juli 80. R. ©. 3. 
1044 .........,.. 1421 Mr. 31T ..... ..... 559 
— Mäyz 27. 3. ©. ©. 1851 März 16. 8. ©. 31. 
Nr. 1051 ......... 688 r. 67 ...... . 158, 260, 
— April 11. Prov. ©. ©. 588, 1437 
für Tivol und Borarl — April 11. R. G. 9. 
berg 34. Bd. Nr. 36 1003 Nr. 84 ...... . 357, 1051 
— April 15. 9. ©. ©. — April 11. R. ©. Al. 
Ne. 1057 ......... 91 Nr. 85..... 30, 167, 434 
— Mai 6.9. ©. ©. Nr. — Nov. 16. R. ©. BL. 
1063 ............ 1057 (1852) Ne. 1 ....,. 948 
1848 Juni 2.9. ©. ©. Nr. 1852 Sän. 12. R. ©. 31. 
1157... 945, 1320, 1323, Nr. 42 ........... 681 
1377, 1432 — Febr. 17. Nr. 17431 
— Sept. 7. Bu ©. SR. 9. ©.©. Franz Joſ. I. 


1180..... 357, 559, 1158,| Cone ie. Sammlung) 
1173, 1194 JVr. 1048 ......... 712 


— 44 — 


— Statuten der n. ö. 
Escompte⸗ Geſelſchaft 
vom 16. Dec. ...... 343 
1854 Mai 23. R. G. Bl. 
Nr. 146...91, 488, 1187 
— Juli 11. N. ©. Bi. 
Nr. 200 .......... 380 
— Sept. 14. R. G. Bl. 
Nr. 238 .......... 506 
1855 Jän. 35. R. ©. Bl. 
Nr. 18 ........... 1427 
— Mai 21. K. G. Bl. 


Nr. 94... 195, 712, 782, 
083 


825, 1 


1855 ............. 
— März 20. R. G. Bl. 


Nr. 36........... 1 


— April 6. R. ©. Bl. 
Nr. 50 ........... 
— Mai 3. R. ©. Bl. 


Nr. 185 ..... 881, 
— Dt. 8.R. ©. Bl. Wr. 
185 Anhang. (Chege- 
jet für Katholiken)... 
881, 1050, 1063, 
— Dt. E.R. 6. U. Nr. 
185 Anhang U. (An- 
| weifung für bie geile. 
lichen Ehegerichte) .. 
1107, 


Jahr r. |Yahr ad 
1852 April 24. R. ©. Bl. 1855 Mai 21..R. ©. BI. | 
' Nr. 97 ........... 488 Nr. 95 ... 460, 734, 825, 
— Mai 12. x. 6. 3. 1297. 
‚112 .......... 22) — Imi 19. R. ©. 8. 
— Aug. 15. R. ©. Bl. Ä Kr. 106 ...... 547, 1358 
‚1834 ...... 102, 1389| — Aug. 18. R. ©. 3. : 
— Dee. 3. R Bl. Nr. 144 ......... 1427 
. 250 ...... .... 488 — Aug. 18. R. ©. Bl. 
— Dee. 13. R. ©. Nr. 195 (Concordat) 
Nr. 256 .. 595, 18, 941, 270, 474, 520, 675, 
| 1335 122, 1319 
— Dec. 15. R. ©. Bl. — Oct. 21. R. ©. Bl. 
Be}: 0 13 Y .......... 345 Ne. 185 .......... 858 
— Dec. 27. R. G. Bl. für — November 2. R. G. Bl. 
 NiederöfterreihNr.473 345 (1856) Ar. 1...... 1427 
1853 yän. 19, R. ©. Bl. — Nov. 6. R. G. Bl. 
Nr. 10 ........... 713 Nr.186 ..::. 1007 
— Febr. 8 R. © DI — Dec. 15. R. ©. 8. 
Nr. 25........... 1427 Nr. 222. .. 258, 439 
— Febr. 8 R. ©. Al 1856 Febr. 7. R. ‘©. B.. : 
Nr. 110 ..... .... 1221 Nr. 21:..945, 1323, 1432 
— Jul 5 R. ©. Bl — Yufliz -Minift. - Erlaß 
10 ....... 091, 488 vom 9. Februar mit 
— li 18. R. © | Schreiben des Fürſt⸗ 
Nr. 132 .......... 258 erzbifhofs von Wien 
— Juli 31. R. ©. Bl an den päpſtlichen Nun⸗ 
tius vom 18. Auguſt 


1063 


845, 
1107 


1.1118 


— 455 — 


Jahr Nr. Jahr 
1857 Juni 8. R. G. Bl. 1858 Dec. 17. R. G. Bl. 
Nr. 114 ...... 752, 782 Nr. 234 .......... 
ne 29. R.. ©. 3. — Dee. 26. 8. ©. 31 
r. 211. ......... 1427 Nr. 244 ..... 945, 
1858 * 16. R. G. Bl. 1859 März 12. R. G. B 
Nr. 26........... Nr. 46 ........... 
— April, 27. R. ©. 3. — Juli 2, R. 6 
3 ........... 945 Nr. 120.......... 
— Zuni 30. R. ©. Bl — Juli 18. R. ©. Bl 
Nr. 100 .......... 882 Nr. 130...... 1080 
— Yuli 21. R. Bl. — Juli 18. R. 
Nr. 105..... 1184, 1234 Ne. 131.......... 
— Aug. 30. R. ©. 3 — Dee. 27. R. © 
N. 131 .......... Nr. 236 .......... 
— Yuftz-Minift.-Erlaßv. 1860 Mai 9. R. 
6. Oct. Nr. 19564.. 1050 Nr. 125 .......... 
— No. 2. R ©. 8. — Mai 13. R. © 
Nr. 199 .......... 872 Ne. 123. ......... 
— Nov. 16. R. ©. UI. — Sept. 19. R. ©. Bl. 
Nr. 213 880, 1095, 1295 








Syſtematiſches Regiſter. 


I, Civilrecht. 
A. Allgemeines Privatrecht. 
J. Allgemeine Lehren. 


I Gewohnheitsrecht. Unzuläfſigkeit der Berufung auf Gewohnheit für einen 


beftimmten Zahlungsort Nr. 1154. 


: II. Zeitliche Collifiuu ber Geſetze 1. Ueber den Umfang der Hechtd- und Hand- 


VI 


vu. 


VII. 


lungsfähigkeit Nr. 868. 2. Ueber das erlaubte Zinſenmaß Nr. 40, 1079. 
3. Ueber die Zinfenanjchwellung ultra alterum tantum Nr. 389. 4. Ueber 
den Anfall einer Erbfchaft Nr. 565. 5. Ueber die fideicommiſſariſche Sub- 
ftitution Nr. 78. 6. Ueber eheliche Gütergemeinſchaft Nr. 694, 764. 
7. Ueber den Anfangspunkt der Verjährung Nr. 18. 


. Oertliche Eollifion der Gefebe. 1. Einfluß des Orts des Bertragsabichluffes 


auf die Baluta Nr. 1320. 2. Berechtigung des unehelichen Kindes einer 
Ausländerin zur Anftellung der im Geburtsland berjelben unzuläffigen 
Paternitätsflage Nr. 138. 


. Todederlärung. Im Fall naber Todesgefahr Nr. 929. 
. Handlungsfähigleit. 1. Eines Minderjährigen Nr. 10, 873, 1426. 2. Der 


Militärperfonen vom Feldwebel abwärts Nr. 755, 1353. 


Saden. 1. Res publieae: öffentlicher Fluß Nr. 1194. 2 Rechtliche Natur 
eines Kirchenſtuhls Nr. 771. 3. Pertinenzen: a) Pertinenzqualität von 
Maſchinen? Nr. 817, 1178. b) eines Gefäßes Nr. 1148. c) Einmaue- 
rung zur Probe Nr. 711, d) Auszeichnung der Pertinenzqualität im 
Grundbuch Nr. 588, 1343. 4. Unzuläffigleit der materiellen Häufer- 
theilung Nr. 1427. 


Nenlreihte. 1. Radicirtes Gewerbe Nr. 1183. 2. Rechtliche Natur eines 
Grundentlaſtungs⸗Capitals Nr. 357, 559. 

Klagverjährung. 1. Beginn der Verjährung Nr. 818, 842. 2. Unter- 
brechung der Berjährung: a) durch Anerfennnng Nr. 673, 1405. b) durch 


IX, 


I. 


1 


je 


IM. 


Anmeldung bei dem Concursgericht Nr. 829. c) durch Einleitung eines 
abminiftrutiven Rechnungsprocefſes Nr. 885. A) durch außergerichtliche 
Einmahnung Nr. 894. e) durch Zuftellung der Klage an den Radjlafcı- 
rator Nr, 48. 3. Gehörige Fortſetzung der Klage als Bedingung der 
Unterbredung Nr. 169, 905. 4. Perſonen, unter welchen die Unterbre- 
ang wirkt Nr. 169, 240, 911, 1085, 1415. 5. Theilzahlung nach vollen- 
deter Berjährung Nr. 759. 6. Anwendung ber kürzern Berjährungsfrift 
gegen den Fiscus Nr. 962. 

Rechtskraft des Urtheils. 1. Subjectiver Umfang der Rechtskraft Nr. 130, 
412, 679, 1245, 1252. 2. Rechtskraft der Entiheidungsgründe Nr. 309, 
477, 761, 931. 3. Berhältniß der Entjeheidungsgründe zum Urtheil 
Nr. 406. 4. Exceptio rei judicatae Nr. 808, 931, 979, 1003, 1024. 


II. Sachenrecht. 
A. Beſitz. 


Erwerb und Berluit. 1. Erwerb bes Rechtsbefies Durch richterliche Zu- 
erfennung Nr. 505. 2. Intabubation eines zuerfannten Fiſchereibefitzrechts 
Nr. 1431. 3. Befit an einem verlaffenen Wafferbett? Nr. 742. 4. Be- 
ſitzentſetzung durch Verhinderung des Holzichlagens in einem Wald 
Nr. 644. 5, Fortdauer des Rechtsbeſitzes ohne Fortjegung der Rechts⸗ 
angübung Nr. 7837. 6, Berluft des Rechtbeſitzes Nr. 795. 


. Beſitzſtörnug. 1. Durch das Befahren eines See's Nr. 253. 2. Durch 


einen Mitbefiter Ar. 266. 3. Durch Verfügung des Berpächters über das 
Bachtobject nach Ablauf der Pachtzeit Nr. 206. A. Befiganmaßung als 
Erforderniß der Beſitzſtörung Nr. 985. 5. Beeinträchtigung als Boraus- 
jegung ber Beſitzſtörung Nr. 608. 6. Störung des Befigftellvertreters 
Nr. 925. 7. Befitftörung durch Erſchwerung der Ausübung einer Dienft- 
barkeit? Ar. 1040. 8, Befitftörungen durch Abſchneiden ver überhängenden 
Aefte Nr. 600. 


Beſitzklage. 1. Schutz des letzten factiſchen Beſitzſtandes Nr. 106, 686, 
756, 1146. 2. Schu des geflörten Nechtsbefiges Nr. 300, 3. Poffel- 
jorifche Klage auf Eutrichtung eines Grundzinjes Nr. 1316. 4. Paffiv- 
legitimation Nr. 26, 81, 289. 5. Beſitzſtörungsklage des Beſtandnehmers 
gegen ben Beftandgeber Nr. 956, 969, 990. 6. des Sequefters gegen 
eine der Streitparteien Nr. 819. 7. Berechnung der Klagfriſt im Fall 
der Stellvertretung im Beſitz Nr. 601. 8. Beweislaft in Anjehung des 
tempus sceientiae der Befitfidrung Nr. 139. 9. Unterfagung Tünftiger 
Veſitzſtörungen Nr. 242. 10. Unzuläffigleit der Befisftörungsklage: 
a) gegen den auf eigenem Grund handelnden Nachbar Nr. 235. b) gegen 
den vertragswibrig eintretenden Aftermiether Nr. 1030. c) wegen Ar- 
beitsverweigerung vor Ablauf der Dienftzeit Nr. 495. d) Im Fall einer 


I, 


u 


II. 
IV, 
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Dienftentlaffung Nr. 604. e) im Fall polizeiliher Gewaltausübungs ber 
Gemeinde Nr. 735. f) des Nachlaßverwalters gegen einen ber Mit 
erben Nr. 256. 


B. Eigenthum. 


Eigenthumsfähigkeit. 1. Befitfähigfeit der Juden in Böhmen Nr. 422, 
452. 2. Berfahren bei Depofieflionirung türkfifcher Unterthanen Nr. 408° 
3. Berbot des- Befiges von zwei beftifteten Wirthichaften Nr. 1185. 

Beſchränknugen des Eigenthums. 1. Der Veräußerungs-Befngniß. Leß- 


williges, intabufirtes Beräußerungs: und Einſchuldungsverbot Nr. 116, 


140, 238, 946. 2. Der Theilungsbefugniß: a) partielle Veräußerung 
eines gefetlich untheilbaren Grundſtückes Nr. 392. b) Untheilbarfeit der 
Bauerngüter Nr. 388. c) Theilbarkeit von Häufern Nr. 1427. 3. Nach» 
barrecht: Verpflichtung zur Bergitterung eines Fenfters Nr. 897. 4. Ding- 
licher Rüdfall des Eigenthbums Nr. 1000. 

Miteigenthum, |. Obligationenredt B. 

DOriginärer Eigenthumserwerb. 1. Zuwachs: a) Insula in flumine nata 
Nr. 1014. b) Sand, dur Ueberſchwemmung auf dem Pachtgut abge 
lagert Nr. 156. c) Alveus derelictus, Zuweiſung besjelben an Die durch 
den neuen Wafjerlauf Beihädigten Nr. 287. 2. Finden: a) Anſpruch 
des Finders geftohlener Sachen auf den Finderlohn Nr. 366. b) Bes 
mefjung des Finderlohns von gefundenen Staatsobligationen Nr. 181. 
3. Beweis ber mala fides im Fall der 88. 367 und 456 a. b. ©. 2. 
Nr. 1417. 4. Anwendung bes 8. 367 a. b. G. B. auf Coupons Nr. 
1417. 5. Erfigung: a) Beſitz als Erforderniß der Erfigung Nr. 935, 
1416. b) Unerfitzbarfeit von Rejerwatwäldern Nr. 91. c) Unerfigbarteit 
eines gefetwidrig getheilten Bauerngutes Nr. 331. d) Unftatthaftigleit der 
Zabularerfigung im Fall bedingter Einverleibung Nr. 994. e) Erſitzung 
bes phyſiſchen Beſitzers gegen ben Tabularbefizer Nr. 484. f) Erſidung 
oder Verjährung der Vindicationsklage Nr. 670. 


. Derivativer Eigenthumserwerb. 1. An Sachen in gerichtficher Berwahrung 


Nr. 7. 2. An Frachtgütern Nr. 163. 3. An überfandten Sachen Nr. 651. 
4. Mehrmaliger Berfauf derjelben Sache Nr. 556, 1369. 5. Berechtigung 
zur Erwirkung der Intabulation Nr. 453, 689, 824, 1008, 1163. 6. Ein- 
verleibung im Fall vorhergegangener außerbücherlicher Webertragungen 
Nr. 1254. 7. Erfordernifje der Pränotation des Erftehers einer Liegen- 
haft Nr. 869. 


. Eigenthumöflage. 1. Rei vindicatio: a) Vindication eines Sparcaffe- 


buche Nr. 373. b) einer Erbſchaftsſache Nr. 268. c) won baarem Gelbe 
Nr. 760, 1400. d) des Käufers nach Aufhebung bes Vertrags wegen 
übermäßiger Verlegung Nr. 412. e) Nominatio auctoris Nr. 346. 
f) bücherliche Anmerkung der Steeitigfeit Nr. 366, 1439. 2. Actio pu- 
blieiana Nr. 935. 3. Aufforderung der „unbelannten Eigenthümer“ zur 
Geltendmahung ihres Rechts behufs der Intabulation des Sachbeſitzes 
Nr. 1105. 
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C. Dienſtbarkeiten. 


Entſtehung. 1. Abgeſonderte Veräußerung zweier Srunbftüce, wovon das 
eine dem andern thatfächlich diente Nr. 150, 1322. 2. Erfiung: a) Uns 
erſitzbarkeitsvon Serpituten an Rejervatwäldern Nr. 488. b) Erfigung 
einer Weggerechtigkeit zu Gumften bes Publieums Nr. 101. c) Erſitzung 
einer Serpitut troß vorausgegangenem Precarium Nr, 257. d) An- 
wendbarfeit des $. 1500 a, b. ©. B. bei Weggerechtigleiten Ar. 174. 
e) Unanwendbarfeit des $. 1500 a. b. ©. 2. bei offenbaren Serpituten 
Pr. 213, 224, 971. f) Nichtberiidfichtigung des $. 1500 a. 6. ©. 2. 
von Amtswegen Nr. 196. 3. Eintragung in bie öffentlichen Bücher: 
a) Art der Eintragung einer Servitut zur Begründung bes dinglichen 
Rechts Nr. 134. db) Einverleibung ver vertragemäßigen Beſchränkung 


einer Servitut auf dem herrſchenden Gut Nr. 821. 


Erlöſchung. 1. Durch Nichtgebrauch? Nr. 1008. 2. Erlöſchung vermachter 
Servituten Nr. 1000. 


II Schuß. 1. Actio confessoria Nr. 244. 2 Actio negatoria Nr. 14, 208, 


IV. 


III, 


IL 


916, 971, 1044, 1062, 1147. 

Einzelne Dienftbarteiten. 1. Weggerechtigleiten: a) Weggerechtigkeit zu 
Gunften des Publicums Nr. 101. b) Recht, einen andern Fahrweg an- 
zuweifen: Verjährung dieſes Hechtes Nr. 383. 2, Servitus cloacae: Ber- 
pflichtung zur Duldung der Reinigung des Abzugscanale Nr. 85.3, Frucht⸗ 
nießung: a) Verpachtung bes dienenden Grundſtückes durch den Frucht» 
nießer Nr. 1258. b) erecutive Veräußerung des dienenden Grundſtückes 
Nr. 870. 4. Wohnungsredht: a) Umfang Nr. 628, 916, 1012, 1306. 
b) executive Veräußerung des Haujes Nr. 1241. c) Eollifion mit einem 
ältern Pfandrecht Nr. 933. 


D. Emphytenfe, Erbpacht und Superficies. 


. Emphytenfe. Verpflichtung des Obereigenthlimers zur Zahlung ber auf 


den Kanon entfallenden Einfommenfteuer Nr. 33. 


. Erbpadt. 1. Erbpachtvertrag mit caffatorijcher Klaufel Nr. 137. 2. Nach⸗ 


laß des Erbpachtzinſes Nr. 624. 
Superficies. Bodenzins oder Miethzins? Nr. 1428. 


E. Reallaſten. 


. Allgem eines. 1. Reallaſt ober Servitut? Nr. 1098. 2. Reallaſt ober 


Pfaudſchuld Nr. 648, 891. 3. Jährliche Leiſtung als Etgelt für die Ein- 
räumung einer Realjervitut Nr. 126. 4. Eintragung in der Rubrif des 
Beſitzſtandes Nr. 672. 5. Erfikung Nr. 1193. 6. Beweislaft bei der 
actio confessoria Ar. 1189. 

Ausgeding. 1. Rechtliche Natur Nr. 1035. 2. Anfpruch auf Sicher- 
ſtellung bes Ansgebings auf einer andern Realität Nr. 1388. 3. Per⸗ 
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ſönliche Haftung des Beſtellers Nr. 660. 4. Tod eines der beiden Aus- 
zugäbereitigten Nr. 479, 1449, 5. Falligkeit eines vermachten theilbaren 
Auszebinge Nr. 177. 6. Executive Veräußerung ber belafteten Realität 
Nr. 341, 1090, 1241. 


ML Zehentrecht. Erpropriation des zebentpflühtigen Grundſtücs Pr. 450. 


I. 


11. 


dl. 


VII. 


F. Pfandrecht. 


Borausſetzung. 1. Pfandbeftellung für künftige Forderungen Nr. 168, 
1406. 2. Pfandbeſtellung für Die genaue Erfüllung eines Bertrages Nr. 415. 
Gegenitaub, 1. Berpfändung eines Wanrenlagers Ar. 1312. 2, Pfand- 
recht an einem Kirchenſtuhl Rr. 771. 3. Berpfänbung ber Kinilfrlichte 
Nr. 246, 576, 587, 800. 4. VBerpfändung auf fremden Ramen lauten- 
der Obligationen Nr. 1028. 5. Pfandrecht an gerichtlichen Depofiten 
Nr. 758, 973, 1368. 6. Kaution in barem Gelde Nr. 271, 1017. 
7. Afſterpfaud Nr. 318, 716, 10%. 

Umfang. 1. In Anſehung der Civilfrüchte Nr. 96, 576, 587, 800. 
2. Berpfündung einer gemeinichaftlihen Sade für eine Theilſchuld 
Nr. 259. 3. Pignoris oausa indivisa Nr. Mi, 995, 1082. 
Entftehung durch Privatwillen. 1. Berpfändung einer Sache vor er- 
Tangtem Dispoſttionsrecht über dieſelbe Nr. 436. 2. Verpfündung oder 
Eeifion? Nr. 349. 


. Erfitung. Nr. 883, 1027. 
.Geſetzliches Pfandreiht. 1. des Vermiethers: a) Gegenfland Nr. 37, 


1151. b) Erwerbung Nr. 236. c) Umfang und Dauer Nr. 413, 732. 
d) Geltendmachung im Eoncurs Nr. 4, 541. 2, Des Berpächters Nr. 498. 
8. Des Berficherers an dem verficherten Schiff Nr. 909. Für Steuern 
und Gebühren Nr. 595, 780, 941,1335. 


. Pignus judiciale. 1. Unanwendbarkeit bes $. 456 a. b. G. B. Nr. 402. 


2. Pfändung der Forderung an eine öffentliche Kaffe Nr. 1123. 3. Zeit- 
punkt der Vollendung des Pfänbungsactes Nr. 1110. 


Pränotation und Intabnlation. 1. Zuläffigfeit der Pränotation: a) einer 
ihon verficherten Forderung Nr. 716, 1150. b) auf Grund eines Grund⸗ 
buchauszugs Nr. 260. c) auf Grund eines jchriftliden Verſprechens 
ber VBormerfung Nr. 1049. d) auf Grund amtlicher Ausfertigung eines 
vor der Behörde geichlofjenen Vertrags Nr. 1170. e) eines notariell 
beglaubigten Eontocurrents Nr. 195, 355. f) eines Einredeprotokolles 
Nr. 572. g) einer allgemein lautenden Empfangsbeftätigung Ar. 1346. 
h) eines Handelsbuchauszugs trotz mangelnder Beftätigung ber orbentli- 
hen Buchführung Nr. 249, 1122, i) troß inzwiſchen angenterlter Dis- 
poſitionsbeſchränkung Nr. 502. 2. Unzuläffigleit ber PBränotation: 
a) nicht eriftirender Aniprüche Ar. 1034, 1387. b) eventueller Anfprüche 
Nr. 231, 283, 468, 568, 629, 639, 1113, 1204, 1387. c) einer fchon 
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verſicherten Forberang Nr. 245, 963. d) eines Handelsbuchauszugs 
wegen mangelnder Beftätigung ber orbentlichen Buchführung Nr. 871. 
e) eines Handelsconto nah Ablauf ver tin 8. 120 a. G. O. beftimmten 
Friſt Nr. 249. f) einer ſpäter fällig mwerbenden Forderung auf einer 
früher ſülligen Gegenfocberung Nr. 1373, 8, Rechtfertigung ber Präno- 
tation: a) einer ungewiffen Forderung Ar. 1249. b) ohne beſonderes 
Anftificienugs-Erkenntnig Nr; 439. c) Ensbehrlichkeit derjelben im Fall 
einer . Zablungsübernahme Nr. 567. d) Beräußerung der Pfandjache vor 
ber Rechtfertigung Nr. 1324. e) Veräußerung der Pfandſache ach der 
Rechtfertigung Nr. 1112. 4. Intabulation: a) eines Urtheils bezüglich 
künftiger Leiftungen Fr. 901, 1166. b) eines prängtirten Urtheils 
Rr. 1167. 


. Simnltanbypothelen. 1. Behandlung berjelben bei der erecutiven Kauf⸗ 


ihillinge-Bertheilung Nr. 602, 837, 1200, 1345. 2. Regreßanſpruch im 
Tall der Tilgung Nr. 593. 


. Nangorönnng der Pfandrechte. 1. Gerichtlicher Pfandrechte Nr. 200, 758, 


973, 1368, 2. Des geſetzlichen Pfandrechts des Beftandgebers Nr. 236, 
936, 1046, 1153. 3. Des gefeglichen Pfanbrechts für Steuern und Ge⸗ 
bühren Nr. 674, 811. 4. Des Pfandrecht des Wieberherftellers eines 
abgebranüten Haufes Nr. 330. 5. Des Pfandrechts im Fall der erſt in 
III. Inftanz bewilligten Einverleibung Nr. 1122. 6. Des Pfandrechts 
für die Eresutionsloften Nr. 552, 918, 1336. 7. Für Zinfen Ar. 258, 
1184. 


- Bfandflage. 1. Gegen den dritten Befiter ohne Belangung bes Perfonal- 


ſchuldners Nr. 433. 2. Gegen den Erwerber ber vor der Pränotations- 
rechtfertigung veräußerten Pfandjache Nr. 1324. 3. Erecution gegen ben 
dritten Befiter auf Grund bes Urtheils gegen ben Perſonalſchuldner 
Nr. 1071. 4. Verjährung Nr. 842, 813, 1013, 1085, 1405. 
Nenlifirung des Pfandredjtd. 1. Mitbietungsrecht des dritten Befiterg 
bei der executiven Feilbietung Nr. 377. 2. Unbeftreitbarfeit einer hypo⸗ 
thekariſch verficherten Forderung durch einen andern Hypothelargläubiger 
Rr. 1051. 3. Einfluß der Concurseröffnung auf die Bertheilung bes 
Meifibots Nr. 582. 4. Behandlung des in ben Händen des Erftehers 
gebliebenen Kauffchillings Nr. 544. 5. Perſönliche Haftung des Erfichers 
für Die überwiefenen Schulden Nr. 806. 6. Berpflichtung des befriedigten 
Hypothelargläubigers zur Abtretung feines Anfpruchs gegen den Perjonal- 
ſchuldner Nr. 1102. 7. Haftung der Pfandgläubiger im Fall der Eviction 
der verlauften Pfandſache Wr. 431. 8. Privilegium der Sparcaffen 
Fir. 681. 


. Löſchung der Hypothelen. 1. Auf Verlangen dritter Berjonen Nr. 89. 


2. Nach Ablauf von drei Jahren Ar. 184. 3. Unzuläffigfeit der Eintra- 
gung eines bedingten Löſchungsconſenſes Nr. 485. 4. Einwilligung des 
Cedenten in die Löſchung Nr. 1109. 


vn 
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III. Obligationenredt. 
A. Obligationen überhanpt. 


. Geſammtſchuldverhältnifſe. 1. Klage gegen ben Einen Correalſchuldner 


troß erfolgter Belangung des andern Nr. 1086. 2. Behandlung einer 
Eorrealfhuld im Concurs Nr. 391. 


.Geldſchulden. Nr. 697, 945, 1079, 1320, 1323, 1377, 1482. 
II. 


Zinſen. 1. Natur von Zinfen, welche „dem Eapital zugeſchlagen“ find 
Nr. 818. 2. Berjährung capitalifirter Zinjen Nr. 497. 3. Höhe des im 
Legate nicht beftimmten Zinsfußes Nr. 1318. 4. Einfluß der Einverlei- 
bung auf bie Höhe vertragsmäßiger Zinfen Nr. 1251. 5. Zinswucher 
Nr. 523, 953. 6. Zurüdforderung bezahlter ungejetlicher Zinfen Nr. 1251. 
Verträge. 

1. Bertragsfähigfeit Nr. 1103, 1386. 


. 2%. Abſchließung: a) Annahme eines Verſprechens, Beweis berjelben 
Nr. 393. b) Annahme eines Antrages ober Öegenantrag? Nr. 930. 


.c) Berehuung der Frift bei Annahme eines Verſprechens mittelft Poſt 


Nr. 194. d) Frift zur Annahme des einer juriftiichen Perjon gemachten 
Verſprechens Nr. 1039. e) Erklärung der Annahme an einen Agenten 
bes Offerenten Nr. 1108. f) Abſchließung eines Geſchäfts mit fich jelbft 
Nr. 1106. g) Pactum de contrahendo Nr. 783. 


3. Form: a) Mündlicher Vertrag mit der Verabredung jchriftlicher 
Abfafſung Nr. 152. b) Miündlicher Kaufvertrag mit der Verabredung, au 
einem beflimmten Tage barüber eine Urkunde auszufertigen Nr. 336. 
c) Beweislaſt rücfichtlich der Bedeutung ber Verabredung, daß über den 
Bertrag eine Urkunde errichtet werde Nr. 219. d) Punctation mit Bes 
ſtimmung eines Termins für den Abjchluß des Hauptvertrags Nr. 1134. 
e) Punctation eines Ceffionsvertrags Nr. 1073. f) Nichtberüdfichtigung 
mündlicher, vom Inhalt der Bertragsurkunde abweichender Berabredungen 
Nr. 11. g) Berichtigung einer von der mündlichen Verabredung abwei- 
enden Bertragsurfunde Nr. 1134, 

4. Willensmängel; a) Simulation Nr. 776, 827, 1416. b) Mangel 
ver Willenseinigung Nr. 1273. 

5. Willensbefchräntung: a) Zur Bedingung gemachter Beweggrund 
Nr. 149. b) Beweislaft bezüglich einer Suspenfiobebingung Nr. 198. 

6. Willensauslegung Nr. 170, 530, 559, 655, 676, 813, 932, 
934, 1060, 1091, 1096, 1194, 1231, 1246, 1264, 1265, 1301, 1352, 


. 1408. 


7. Berpflichtungsgrund (causa): a) Ausftellung eines Schulbfcheines 
über eine Spielſchuld Nr. 1078, b) Ausftellung eines Darlehnsicheines 
über eine anderweitige Schuld Nr. 1161, 1255, 1447. c) Gemeinrecht⸗ 
lihe Klage auf Grumd eines unförmlichen Wechjels Nr. 1111. 


vn. 
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8. Angeld, Reugeld und Eonventionalftrafe: a) Unterſchied zwiſchen 
Angeld und Conventionalftrafe Nr. 76. b) Borauszahlung eines Theile 
des Kaufjhillings als Angeld? Nr. 840. c) Wechfelaecept als Angelb? 
Nr. 997. d) Berechtigung zur Aufhebung des Vertrags bei Verfall des 
Angelds Nr. 276. e) Klage auf das doppelte Angeld beim Mangel 
einer bedungenen Eigenjchaft der Waare Nr. 312. f) Einklagung des 
doppelten Angeld8 gegen die Concursmaſſe Nr. 1045. g) Reugeld 
Nr. 984, 1065. h) Eonventionalftrafe bei einem 6procentigen Darlehn 
Nr. 534, 

9. Zahlungsverfpredhen Nr. 861, 1039, 1078, 1101, 1405. 

40. Haftung für culpa Nr. 1269, 

11. Gewährfeiftung: a) wegen phyſiſcher Mängel: &) Anfpruch dar- 
auf Nr 302, 537, 707, 737. 6) Verjährung desſelben Nr. 171, 475, 
640, 1148. b) wegen rechtlicher Mängel: «) Anfpruch auf Evictions⸗ 
leiftung Nr. 431, 558, 810, 850, 1138, 1164. 6) Verjährung des⸗ 
ſelben Nr. 1164. 

12. Berlegung über bie Säfte: a) Wirkung derſelben Nr. 125. 
b) Verjährung des Anſpruchs aus derfelben Nr. 416, 1268. e) Beweis 
derfelben Nr. 302. 

13. Berträge zu Ounften Dritter Nr. 324, 404, 423 721, 747, 
988, 1103. 


. Haftung für Andere. Nr. 215, 863, 1171, 1242. 
VI. 


Erfüllung: 1. Unmöglichkeit derſelben? Nr. 832. 2. Exceptio non ad- 
impleti contractus Nr. 421, 599, 1291, 3. Zeit und Ort Nr. 297, 861, 
1154, 1357, 1374, 1378. 4. Verpflichtung zur Erfüllung troß eingetre- 
tener Unmödglichleit der Gegenleiftung Nr. 1233. 5. Rechtliche Folgen 
der Nichterfüllung eines Vertrags Nr. 394, 527, 550, 

Verzug 1. Subjective VBorausfegungen Nr. 358. 2. Verzögerte Zurüd- 
ftellung entlehnter Staatsobligationeun Nr. 514. 3, VBerzugszinfen von 
Zinsrädftänden? Nr. 284. 4. Berzugszinjen von einem Heiratsgut vom 
Tag der aufgelöften Ehe an? Nr. 293. 5. Berzugszinfen von einem durch 
Schuld des Käufers noch nicht beftimmten Kaufihilling? Nr. 117. 
6. Recht auf Berzugszinfen gegen die Concursmafje Nr. 378, 653. 


. Eeffion. 1. Ceſſion an Zahlungsftatt oder zum Incafjo? Nr. 166, 1118. 


2. Eeffion oder Verpfändung? Nr. 349. 3. Ceſſion einer mit Verbot be⸗ 
legten Forderung Nr. 529. 4. Ceſſion einer erecutiv eingeantworteten 
Horderung Nr. 872. 5. Ceffion einer ſchon getilgten Hypothekarforderung 
Nr. 611, 618, 1109, 1395. 6. Cefjion einer MWechjelforderung Nr. 938. 
7. Unterfchied zwiſchen Indoffament und Eeifion Nr. 797. 8. Mehrfache 
Ceſſion derjelben Forderung Nr. 1237. 9. Ereditiren der Eeffionsvaluta 
oder Darleihen? Nr. 104. 10. Anerkennung einer fingirten Schuld gegeu- 
über dem Cefjionar 'Nr. 614. 11. Exceptio non adimpleti contractus 
gegen den Anſpruch des Ceflionars Nr. 421. 12. Compenfation mit For- 
derungen. gegen den Cedenten Nr. 828, 857. 13. Berurtheilung bes 


RX. 
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Ceſſius zux gerichtlichen Hinterlegung der Schuld Nr. 677. 14. Haftung 
des Cedenten Nr. 19, 175, 189, 320, 510, 1196, 1413. 

Zahlung. 1. Stillſchweigende Einwilligung in bie Abtragung einer be- 
ſtimmten Schuldpoſt Nr. 103. 2. Zahlung eines von ber Watjencafie 
eloonten Kapital an ben inzwiichen großjährig gewordenen Bupillen 
Nr. 1402. 3. Beweislaft in Anjehung der Bollfländigleit der Zahlung 
Nr. 1137. 4. Anspruch auf Erſatz der für einen Andern gezahlten Schulb 
Nr. 822, 1102. 5. Beneficium competentiae Nr. 444. 


. Novation, Nr. 909, 1209, 1311. 
XI. 


Compenſation. 1. Vertragsmäßige Compenſation Ar. 398. 2. Klage mit 
Abzug der Gegenforderung Nr. 1297. 3. Unzuläſſigkeit der Compenſation 
mit einer illiquiden Yorberung Nr. 264. 4. Compenfation mit Forbe- 
rungen gegen den Cebenten Nr. 828, 857. 5. Compenfation im Concurs 
Nr. 765, 1087, 1262. 6. Ordnung, in welcher bei mehreren Forderungen 
zu compenfiren ift Nr. 291. 7. Zeitpunct ber Tilgung der Forderung 
durch Kompenfation Nr. 770. 8. Verzicht auf die Compenfation Nr. 69. 
Schnulderlaß. 1. Vollwirkſamkeit des mündlichen ſchenkungsweiſen Erlafjes 
Nr. 445, 1362. 2. Nichteinhaltung der Bedingungen des Schulderlafles 
Nr. 411. 3. Erflärung des Gläubigers, daß er nichts mehr zu fordern 
babe Nr. 1161. 


. Bürgſchaft. 1. Bürgfchaft oder Solidarhaftung? Nr. 148. 2. Umfang 


Nr. 446, 1313. 3. Stilljhweigende Erneuerung des verbürgten Beſtand⸗ 
verirags Nr. 751. 


B. Einzelne Schuldverhältniffe. 


.Geſchäftsobligationen 


1. Darleihen. a) Darleihen zum Theil in Geld, zum Theil in 
Privatforderungen hingegeben Nr. 295. b) Verwandlung eines Kauf- 
vertrags in ein Darleiben? Nr. 170. ce) Darleiben oder Erebitiren ber 
Cefſionsvaluta? Nr. 104. d) Verabredung eines Kaufgefchäfts bei einem 
verzinslihen Darleihen Nr. 523. e) Unzuläfjigfeit des Verzichts auf 
das im $. 991 a.b. ©. 8. eingeräumte Recht Nr. 1094. f) Exceptio 
nen numeratae pecunae Nr. 53, 630. 

2. Berwahrungsvertrag. Umfang der Pflicht des Bermahrers 
Nr. 114. 

3. Schenfungsvertrag: a) Schenkung oder Bergleih? Ar. 519. 
b) Schentung oder entgeltlicher Bertrag? Nr. 1072. c) Klage ohne 
Production der Schenkungsurkunde Nr. 763. 

4. Öefhäftsführung. a) Umfang einer Vollmacht Ar. 789, 970, 
1350. b) Auslegung einer Vollmacht Nr. 955, 1172. c) Ueberſchreitung 
ver Vollmacht Nr. 358, 784, 809, 1351. d) Klagrecht des Mandatars 
gegen ben Dritten Nr. 538. e) Selbfthaftung aus einem in frembem 
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. Namen gefhlofjenen Vertrag Nr. 1295. f) Theilung des Schadens 
zwiichen Mandant und Mandatar im all beiderjeitigen Verſchuldens 
Nr. 1384. g) Unvollfländige Anweifung Nr. 60, 61. h) Beſtreitung 
eines Aufwands für ben gejetlich hiezu Verpflichteten Nr. 226, 1893. 


5. Kaufvertrag: a) Beftimmtheit des Kaufobjeets Nr. 1291: b) Ver⸗ 
fauf einer Grundſtückparcelle ohne Zerſtücklungsbewilligung Nr. 859, 
882. c) Mehrmaliger Verkauf derſelben Sache Nr. 388, 556, 1369. 
d) Beftellung einer Maſchine Nr. 475. e) Pränumeration auf ein Werk 
in Lieferungen Nr. 12, 1361. f) Simulation eines Kaufvertrages Nr. 776. 
g) Verlauf auf Borg? Nr. 1106. h) Haftpflicht des Verkäufers Nr 1381, 
1390. i) Zurüdjendung der Waare unter faljcher Adreſſe Nr. 1083, 
k) Verwandlung eines Kaufvertrags in ein Darleihen? Nr. 170. 1) Be» 
reiterflärung des Käufers in der Klage zur Zahlung des Kaufpreijes 
Nr. 380. m) Borkaufsrecht zu Gunften des Miteigenthümers Nr. 1366 
n) Wiederkaufsrecht Nr. 988, 1223. 0) Deffentliche Feilbietungen: 
«) unerlaubte Berabredungen Nr. 51, 228. P) Haftung bei Abgang 
eines ber erflandenen Grundſtücke Nr. 471. 

6. Beftandvertrag: a) Mieth- oder Pachtvertrag? Nr. 316. 
b) Verpachtung an einem Miteigenthlimer Nr. 12657. c) Berpachtung 
an einen Miterben Nr. 1271. d) Verpachtung durch den Fruchtnießer 
Nr. 1258. e) Rechtliche Natur der Erneuerung des Beflandvertrags 
Nr. 783. f) Dauer eines ſtillſchweigend erneuerten Miethvertrags 
Nr. 185. g) Borauszahlung des Miethzinjes Nr. 364. h) Zahlung des 
Miethzinfes an den Erecuten Nr. 983. i) Nichterfüllung bes Mieth. 
vertrags dur den Vermiether Nr. 384. k) Verzögerung des Einzugs 
bes Miethers Nr. 1448. I) Sandablagerung auf Dem verpachteten Grund- 
flü Durch Ueberſchwemmung Nr. 156. m) Wiederwegnabme ber vom 
Pächter gepflanzten Bäume Nr. 772. n) Einfammlung von Früchten 
nah Ablauf der Pachtzeit Nr. 1201. 0) Erlaß am Pachtzins Nr. 176, 
714. p) Auflöfung eines Beflandvertrags durch die Adminiſtrativbehörde 
Nr. 908. q) Berjprechen des Beftandgebers nicht zu kündigen Nr. 386, 
1344, 1420, 1444. r) Kindigungstermin bei Vermiethungen „aufs 
Jahr“ Nr. 1168. s) Im Fall ftillfchweigender Erneuerung Nr. 1053. 
t) Berehnung der Kündigungstermine Nr. 924. u) Berfpätung ber 
Aufkündigung Nr. 974. v) Unterlaffene Auffiündigung eines „wider⸗ 
ruflichen“ Beftandvertrags Nr. 987. w) Kauf bricht Mietbe Nr. 1429. 
x) Eintritt des neuen Eigenthümers in das Beftandverhältnig Nr. 323, 
y) Einwilligung des Miethers in den Verlauf der Beſtandſache Nr. 458. 
z) Bertragsmäßige Berechtigung des Beftandgebers zur Aufhebung des 
Beftandverhältnifies Nr. 288, 401. aa) Klage auf Zurückſtellung nad 
Ablauf der Pachtzeit Nr. 1288. bb) Einfluß des Concurjes auf das 
Beftandverhälmif Nr. 111, 364, 410, 643, 774, 1128. cc) Afterbe- 
fand Nr. 643, 1036, 1157. dd) Pränotation der Rechte des Befland - 
nehmers Wr. 1116. 

Glaſer, Unger und Walther Entſch. III. 30 
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7. Lohnvertrag: a) Lohn- oder Gefellichaftsvertrag? Nr. 1329. 
b) Stillihweigender Tohnvertrag Nr. 492. c) Anfprud) anf Remunera- 
tion für Einleitung fremder Rechtsgeichäfte Nr. 607. d) Aufhebung ber 
Bermuthung der Entgeltlichkeit geleifteter Dienfte durch entgegenftehende 
Bermuthungen Nr. 122. e) Stillſchweigende Einwilligung in die Un- 
entgeltlichfeit Nr. 1408. 5) Verſprechen „fürftlicher” Belohnung Nr. 492, 
g) Verjährung des Entgelts für Dienftleiftungen Nr. 79, 767. h) Be- 
rehnung der Bertragsdauer nach der Kalenderzeit Nr. 678. i) Eit- 
laffung eines Schaffners vor Ablauf der Dienftzeit Nr. 1176. k) Um⸗ 
fang der im $. 1155 a. b. ©. 3. normirten Entſchädigungspflicht 
Nr. 898, ’ 


-8. Geſellſchaft. Haftung der Mitglieder nad ihrem Austritt 


Nr. 32, 126. 


9. Gemeinſchaft: a) Begriff der „ordentlichen“ Verwaltung 
Nr. 123, 866. b) Beſtandnahme dur einen der Miteigenthilmer Ar. 
123, 1257, 1271. cı Verpflichtung eines Gemeinſchafters zur Benin 
fung der ganzen Summe Nr. 1093. d) Beftellung eines Verwaltet _ 
durch den Richter Nr. 749, 877. e) Recht des Miteigenthiimers auf 
Feilbietung der ganzen Realität Nr. 180, 363. f) Recht auf Feilbietung 
eines ehemaligen Kirhenguts Nr. 520. g) Theilung zu „gleichen Theilen“ 
Nr. 838. h) Unzuläffigfeit einer zu koſtſpieligen Theilung Nr. 649. 

10. Compromiß Nr. 36, 691, 700, 757, 1007. 


11. Leibrentenvertrag: a) Mit cafjatorifcher Clauſel Nr. 1, 128. 
b) Borausfegungen feiner Giltigfeit Nr. 1033. c) Anfechtung durch bie 
Pflichttheilsberechtigten Nr. 799. d) Verjährung ber Leibrenten Nr. 959. 
12. Spiel und Wette: a) Bedingungen der Giltigfeit einer Wette 
Nr. 1212. b) Schuldfchein, über eine Spielihuld ausgeftellt Nr. 1078, 


I. Delict3obligationen. 1. Verführung unter der nichterfüllten Zufage der Ehe 


IH, 


Nr. 25, 56, 652, 680, 773. 2. Beihädigung eines Haufes durch Tiefer- 
legung der Straße Nr. 573. 3 Verminderung der Trieblraft eines Bachs 
durch einen Eifenbahnbau Nr. 1421. 4. Beſchädigung durch unbefugten 
Betrieb eines Gewerbes Nr. 798. 5. Ableitung eines Wafferlaufs Nr. 1242, 
6. Ungerechtfertigte Beſchlagnahme wegen angeblichen Privilegiunsein- 
griffs Nr. 1389. 7. Erſatz des lucrum cessans bei einer durch Körper- 
verlegung bewirkten Erwerbsunfähigfeit Nr. 84. 8. Haftung für Wild- 
ſchaden Nr. 345. 9. Haftung für einen durch den Eijenbahnbetrieb ver- 
urfachten Schaden Nr. 948. 10. Gegenſtand der Erfagleiftung für Ab- 
nüßung einer Sache Nr. 668. 11. Außergerichtliche Schäßung des Schadens 
Nr. 1307. 12. Verjährung der Entihädigungsflage im Fall des $. 1316 
a. b. ©. 8. Nr. 215. 
Variae causarum figurae. 

1. Condictio indebiti: a) Zurüdforderung des zu Ehren eines 
Andern Gezahlten Nr. 127. b) Des auf Grund eines gerichtlichen Ver⸗ 
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gleih8 Gezahlten Nr. 720. c) Sm Falle der Herabjegung des Fracht⸗ 
ſatzes nach Abjchluß des Frachtvertrags Nr. 1141. d) Auf Grund des 
Nichtbeftandes einzelner Schuldpoften Nr. 1282. e) Nah Einlöſung 
eines Wechjels mit falchem Indoffament Nr. 414. f) Im Falle der 
Einlöfung eines unförmlichen Wechſels Nr. 794. 2) Auf Grund eines 
ftrafrechtlichen Erfenntniffes Nr. 1129. h) Beweislaft in Anfehung des 
Irrthums Nr. 141. 

2. Condicetio obeausam datorum Nr. 328. 

3. Condictio ex injusta causa Wr. 1251. 

4. Condictio sine causa Nr. 1273. 

5, Bereicherung (In rem versio): a) Forderung eines Koften- 
beitrages für SHerftelungen an öffentlichem Gut wegen des dadurch 
auch einem Privaten verjchafften Nutens Nr. 1210. b) Anjpruh auf 
einen Kaufpreis nach Verjährung des zu feiner Begleihung acceptirten 
Wechſels Nr. 1280. c) Anſpruch auf Erſatz des durch Aufnahme eines 
Erkrankten verurjachten Schadens Nr. 542, 

6. Berbindlichleit zur Urkundenedition. Klage auf abjchrift- 
lie Mittheilung einer Urkunde Nr. 337, 

7. Berbindlichfeit zum Unterbalte einer Perſon: a) Ab- 
nährungsvertrag Nr. 309. b) Forderung von Alimenten pro praeterito 
Nr. 46, 338, 517, 733, 851, 1089, 1214, 1332, 1375, 1414. c) Ber- 
jährung Nr. 733, 1089, 1192, 1214, 1234. 

8. Berpflidtung zur Beerdigung. Begräbnißkoſten, gegen 
die Erben flatt gegen den Befteller eingellagt Nr. 71. 


IV. Familienrecht. 


. Eherecht. 1. Verhältniß der weltlichen Gerichte zu dem geiftlichen Ehe⸗ 
gerichten Nr. 1107, 1119. 2. Verhältniß der Bfterr. Gerichte zu aus«- 
wärts gefchloffenen Ehen Nr. 1063. 3. Berechtigung des Ehemanns zur 
Benützung der Wohnung feiner Frau Nr. 1363. 4. Verpflichtung bes 
unbefugten Ausgewanderten zur Alimentirung der zurüdgebliebenen 
Sattin Nr. 609. 5. Anfprud der gefchiedenen Gattin auf Alimenta- 
tion Nr. 867, 889, 1332, 1383. 6. Unüberwindliche Abneigung als 
Ehetrennungsgrund Nr. 525. 7. Unzuläffigfeit der Ehetrennungsflage 
einer jübifchen Gattin Nr. 1356. 8. Wiederverehelihung einer nicht 
Ihwangern Witwe vor Ablauf von ſechs Monaten Nr. 524. 
. Ehelihed Güterredht. 1. Beriprechen der Eitern, das Heiratsgut zu er- 
gänzen, falls das Vermögen der Braut nicht ausreichte Nr. 77. 2. Kleider, 
Wäſche und Einrichtung als Heiratsgut Nr. 59. 3. Zugebrachtes Ver⸗ 
mögen als Heiratsgut Nr. 370, 4. Ausftattung der Braut als Theil des 
Heiratsguts? Nr, 661. 5. Empfangsbeftätigung über Dotaljachen unter 
Angabe ihres Schätungspreijes Nr. 59, 120. 6. Legitimation des Ehe- 
mannes zur Einflagung des Heiratsguts Nr. 992. 7. Berzugszinfen 
30* 


N 


III. 


IV. 
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vom Heiratsgut vom Tag der aufgelöften Ehe an? Nr. 293. 8. Beftellung 
einer Widerlage oder Schentung auf den Todesfall? Nr. 265. 9. Be⸗ 
ftellung von Heiratsgut und Widerlage bei gleichzeitiger Gütergemein- 
haft Nr. 67. 10. Fortbeftand der in Altern Gefegen gegründeten Güter- 
gemeinſchaft Nr. 694, 764. 11. Unzuläffigleit der Präuotation der ehe- 
lichen Sütergemeinfchaft ohne-Einwilligung des Gatten Nr. 1175. 12 Ber- 
muthung des Eigenthbums der Gattin an den von ihrem Mann empfan- 
genen? Schmuckſachen Nr. 692. 13. Ungiltigleit der bei außergerichtlicher 
Scheidung getroffenen vermögensredtlichen Berabredungen Nr. 8. 14. Ein- 
fluß der Scheidung auf bie Ehepacten Nr. 845, 1145. 15. Anſpruch 
auf Alimente troß Aufhebung der Ehepacten wegen verfchuldeter Schei- 
dung Nr. 1383. 

Eltern- und Kindesrecht. 1. Nothwendigkeit des gerichtlichen Scheltens 
einer Frühgeburt Nr. 615. 2. Beweislaft in Anfehung!des tempus scien- 
tiae der Geburt des Kindes Nr. 554. 3. Unzuläſſigkeit der Delatiou des 
Haupteides an die Mutter bei Beftreitung der ehelichen Geburt Nr. 557. 
4. Competenz ber weltlichen Berichte in Betreff der Erziehung der Kinder 
gefchiebener Gatten Nr. 1050. 5. Berechtigung des Vaters zu Klagen 
im Namen bes Kindes ohne vormundidaftsgerichtliche Ermächtigung 
Nr. 550. 6. Alimentation eines ohne Zuftimmung des Vaters bei einem 
Dritten lebenden Kindes Nr. 646. 7. Anſpruch der Kinder ale Nad- 
erben bes Baters auf Alimentirung aus dem Subftitutionsvermögen 
Nr. 788.8. Recht des Vaters in Betreff des ihm an dem Vermögen ber 
Kinder eingeräumten Fruchtgenuffes Nr. 129. 9. Bertheilung einer Con- 
eretalpenfion zwiſchen Witwe und Kinder Nr. 566. 10. Suspenfion 
der väterlichen Gewalt wegen eigenmächtiger Auswanderung Nr. 685. 
11. Emancipation durch Geſtattung der Bewirthſchaftung eines Bauernguts 
Nr. 989. 

Unehelihe Kinder. 1. Beweis der Mutterjchaft Nr. 1136, 1298. 2. Be» 
weis des aufßerehelihen Beifchlafs durch Indicien Nr. 133. 3. Außer- 
gerichtliches Geftändniß der Vaterfchaft Nr. 1278. 4. Paternitäts- und 
Alimentationsklage Nr. 326, 338, 517, 733, 851, 852, 1029, 1089, 1214, 
1248, 1375, 1414. 5. Exceptio plurium concumbentium Nr. 875, 1092. 
6. Reihenfolge in der Berpflihtung zur Alimentation Nr. 773. 7. Ber- 
jorgungspflicht des unehelihen Vaters Nr. 133, 307. 


V. Bormundfhaft. 1. Beitellung eines Curators für einen zur Selbſtbe⸗ 


forgung feiner Angelegenheiten Unfühigen Nr. 491. 2. Rechtliche Stellung 
des Bormundes: a) Abjchließung eines Miethvertrags auf längere Dauer 
ohne obervormundfdaftliche Genehmigung Nr. 361. b) Legitimation in 
Betreff des Haupteides Nr. 3871, 960. ce) Anſpruch auf Vergütung filr 
den Mündel beforgter Arbeiten? Nr. 531. d) Verantwortlichkeit wegen 
vernachläffigtem Interefje des Pflegbefohlenen Nr. 613. 3. Verpflichtung zur 
Sicherſtellung von Pupillarforderungen Nr. 509. 4. NNichthaftung bes Fis- - 
eus für Berjehen des Richters bei der Anlage vom Waifengeldern Rr. 1171. 
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V. Erbredt. 
A. Erbfolge im eigentlichen Sinn. 


I. Erbfähigleit. 1. Erbunfähigfeit der Mitglieder eines geiſt lichen Ordens 


Nr. 270. 2. Beleidigung des Erblaſſers als Erbunwürdigkeitsgrund 
Nr. 155. 3. Beſchaffenheit des im 8. 543 a. b. ©. B. erwähnten Ge- 
ftändniffes des Chebruhs Nr. 430. 


AI. Geſetzliche Erbfolge. Erbrecht der Descenbenten, deren Eltern durch letzt⸗ 


willige Anordnung von ber gejetlihen Erfolge ausgefchloffen find 
Nr. 160, 


ll »Deſtamentariſche Erbfolge. 1. Teftirfähigfeit: a) Fähigkeit eines Curan⸗ 


IV. 


ben Nr. 419. b) eines Großjährigen im Fall verlängerter Bormund- 
Ihaft Nr. 575.2, Form der Teftamente: a) Schriftliches Teſtament: 

a) Erklärung des Erblaffers, daß die allographe Urkunde feinen lebten 
Villen enthalte Nr. 281, 428, 478, 562, 982, 1327. 8) Berleßung ber 
im]$S. 579 a. b. ©. 8. vorgejchriebenen Förmtichkeiten Nr. 93, 118, 
663, 793, 1188, 1261, 1827. y) Verlegung der im 8. 281 a. b. G. B. 
vorgejchriebenen Förmlichkeiten Nr. 549, 1261. 5) Allographes Tefta- 
ment eines Taubftummen Nr. 1225. b) Mündliche Teftamente: c) Be- 
abfichtigtes fchriftliches Teftament als milndliches aufrecht erhalten Nr. 44. 
6) Aufrechterhaltung eines mündlichen Teftaments, obgleich der Erblafler 
nicht alle Anordnungen ausgejprodhen bat Nr. 148. y) Mündliches Te- 
ftament? Nr. 1148. 5) Nichtübereinftimmung der Ausfagen der Tefta- 
mentszeugen Nr. 535. c) Privilegirtes Teftament zur Zeit der Cholera 
errichtet Nr. 367, 718. 3, Inhalt des Teftaments: a) Art der Erbein- 
jegung Nr. 218, 310. b) Erbeinfegung der „nächſten Verwandten“ 
Nr. 741. e) Erbeinfegung einer erft zu erridhtenden Stiftung Nr. 1055. 
d) Erbeinfeßung unter Bedingungen: «) Unerlaubte Suspenfiv-Bebin- 
gung Nr. 1425. 6) Bedingung der Nichtwereheliehung? Nr. 487. y) Der 
Witwerſchaft Nr. 327. e) Subftitutionen: &) Gemeine ober fibeicom- 
miſſariſche Subftitution? Nr. 154. 8) Erbeinfegung mit fiveicommifja- 
riſcher Subftitution oder Legat des Fruchtgenuffes ? Nr. 186. y) Berech⸗ 
nung der Grade nad $. 612. a. b. ©, B. Nr. 78. 6) Veräußerung von 
Saden, die zu einer mit dem Subftitutionsband bebafteten Erbſchaft ge- 
hören Nr. 62. f) Ernennung einer Erzieherin Nr. 1130. g) Verbot der 
Teftamentsbeftreitung Nr. 1347. h) Beräußerungs- und Einfhuldungs- 
verbot Nr. '116, 140, 233, 946, 1331. 4. Wechfelfeitiges Teftament oder 
Erbvertrag? Nr. 311. 5, Auelegung des Teftaments: a) Auslegung des 
teftamentarifchen Ausdruds: „geſetzliche Erben“ Nr. 251. b) Teftament 
mit derogatorifcher Elaufel Nr. 147, 161, 183, 239. c) Zerriffenes Te- 
ſtament Nr. 115. d) Durcfirihene Anordnung Nr. 1240. e) Widerruf 
eines Teftaments Nr. 296. 

Erbvertrag. 1. Errichtung vor dem Notar Nr. 1084, 2. Nichtgenehmi- 
gung eines Erbvertrags durch das Vormundſchaftsgericht Nr. 1199. 


‘ 
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3. Erbvertrag oder wechjelfeitiges Teſtament? Nr. 311. 4. Berjährungs- 
frift für die Anfechtung eines Erbvertrags Nr. 1087. 


. Erwerb der Erbfchaft. 1. Antritt ver Erbichaft: a) Rechtliche Folgen ber 


verweigerten Erbserflärung Nr. 1202, 1403. b) Collifion der Erbser- 
Härungen Nr. 66, 115, 247, 1208. c) Erbserflärung auf Grund ber 
Erbeinfeßung unter der Bedingung bes Witwerflandes Nr. 327. 2. Ab» 
lehnung der Erbſchaft Nr. 350. 3. Anwachſungsrecht Nr. 820. 4. Ber- 
laſſenſchaftsabhandlung: a) Berechtigung des Verlaffenichaftsgerichts zur 
Prüfung des Erbrechts nad) bereits angenommener Erbserllärung Nr. 546. 
b) Verpflichtung des Berlaffenichaftsgerichts zur Annahme der auf ein 
Teftament gegründeten Erbserflärung troß Bedenken gegen deſſen ©iltig- 
feit Nr. 1031. c) Sequeftration der Verlaſſenſchaft wegen widerftreitenber 
Erbanfprüche Nr. 1001, 1434. d) Widerſpruch zwifchen der Einantwor- 
tungsurfunde und der letztwilligen Erklärung Nr. 39. e) Berhältniß der 
Einantwortungsurkunde zum Einantwortungsgeſuch Nr. 191. f) Anslegung 
und Behandlung einer im Einantwortungsgeluh übernommenen Ber- 
pflichtung des Erben Nr. 191. g) Aufhebung einer Verlaſſenſchaftsab⸗ 
handlung wegen Nichytberüdfichtigung der VBorjchriften über den Erbgang 
bei Bauerngütern Nr. 986. h) Wiedereinverleibung oyue Vermittlung 
des Abbandlungsgerihts Nr. 1000. 5. Wirkungsfreis des Teftaments- 
vollziehers Nr. 879, 1156. 


' VI. Rechtliche Stellung des Erben. 1. Bor der Einantwortung: a) Beftellung 


eines Nachlaßeurators troß erfolgter Erbserliärung Nr. 48, 461. 
b) Bertretung des Nachlafjes durch die Erbserflärten Nr. 816, 1367. 
c) Verfangenſchaft des Nachlaffes für Erbfchaftsgläubiger und Legatare 
Nr. 1236. d) Vormerkung auf ein angefallenes Erbgut Nr. 339, 432, 
532, 667, 739, 1299, 1333. 2. Beneficium separationis Wr. 617. 3. Benefi- 
cium inventarii Nr. 146, 319, 907, 944, 957, 1114, 1115, 1442. 


VII. Rechtsverhältniß der Miterben. 1. Theilung der Erbfchaft: a) Stillfeywei- 


gende Einwilligung in die Theilung Nr. 157. b) Vertheilung des Nach- 
laffes durch den Erblaffer bei feinen Lebzeiten Nr. 441. c) Bei Borhan- 
benfein eines Bauernguts Nr. 986. 2. Collationsverbinblichkeit: a) Zu- 
wendung unter der Verpflichtung der Einrechnung in den Erbtheil Nr. 27. 
b) Erklärung des Erblaffers, daß einer der gefeglihen Erben eine Geld«- 
jumme in den Nachlaß fhuldig fei Nr. 292. c) Umfang der Collations- 
pfliht Nr. 107. d) Berfonen, unter benen die Anrechnung ftattfindet 
Nr. 1058. 


VII. Rechtsverhältniß des Vor- und Naherben. Auslegung der Anordnung, 


Daß der Vorerbe von dem Nacherben, in der „Gebahrung“ mit dem Nach- 
laß nicht befchränkt werde Nr. 1412. 


. Veräußerung der Erbichaft. Nr. 939. 
. Schub des Erbreditd. 1. Nullitätsqguerel nach erfolgter Erbserflärung auf 


Grund des angefochtenen Teftaments Nr. 118. 2. Beginn der Verjäh- 
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rung des Rechts zur Anfechtung eines Teftaments Nr. 904 3. Ber- 
jährung der Erbichaftsflage Nr. 565, 1055. 4. Unverjährbarfeit des Ein- 
wendung der Ungiltigleit einer Tegtwilligen Anordung Nr. 130, 486, 
563. 5. Beweis des Erbrechts: a) Beweislaft in Anfehung der Echtheit 
und Giltigleit eines Teftaments Nr. 306. 793, 979. b) Beweis der Echt⸗ 
heit und G©iltigkeit eines Teftaments Nr. 274, 701, 968, 1327. 6. Le- 
gitimation des eventuellen gejetlichen Erben zur Klage auf Ungiltiger- 
Härung eines vom Erblaffer gefchloffenen Vertrags Nr. 334, 7. Klage 
eines Miterben ohne vorausgegangene Berlafjenichaftsabhandlung Nr. 136. 


B. Vermächtniſſe. 


I. Allgemeines. 1. Vorausvermächtniß: a) Vorausvermächtniß oder Hinein⸗ 
vermächtniß? Nr. 13. b) Prälegat? Nr. 967. 2. Vermächtniß zu Gunften 
einer erft auszumählenden Perfon Nr. 967. 3. Vermächtniß zu Gunften 
eines Verſchollenen Nr. 1043, 4. Vermächtniß nnter Auflage zu Gunſten 
einer Familie Nr. 16. 5. Aufhebung eines Codicills durch Errichtung 
eines dasſelbe nicht beftätigenden Teftaments? Nr. 335. 6. Widerruf eines 
gemeinſchaftlichen Bermächtniffes binfichtlich einiger Legatare Nr. 796, 
7. Auslegung eines Legats Nr. 561, 1180, 1317. 8. Anwachſungsrecht 
Nr. 796, 1283. 9. Bertragsmäßiger Verzicht auf ein Legat Nr. 335. 
10. Unzuläjfigfeit der vom Teftator nachgefehenen Sicherftellung eines 
Legats Nr. 569. 11. Anſpruch des Legatars auf Sicherftellung Nr. 879. 
12. Verpflihtung zur Berzinfung frommer Vermächtniſſe jeit dem Todes⸗ 
tag des Erblaffers Nr, 1190. 13. Zinsfuß bei einem bie Höhe defjelben 
nicht angebenden Vermächtniß Nr. 1318. 14. Unzuläffigfeit Des Abzugs der 
Eintommenfteuer Nr: 30, 434. 15. Unzuläffigfeit ver Pfändung bereits aus⸗ 
gefolgter Vermächtnißgegenſtände durch die Erbichaftsgläubiger Nr. 1253. 
16. Berhältniß des Sublegatars zum Legatar und dem Erben Nr. 269. 


I. Einzelne Vermächtniſſe. 1. Legat einer Geldfumme ohne Bezeichnung der 
Währung Nr. 965. 2. Legat ſämmtlicher im Wohnhaus des Erblaffers 
befindlichen Sachen Nr. 162, 1341. 2. Zufammentreffen des Legats einer 
Sache mit der Anerfennung des dem Legatar an einer gleihen Sache 
zuftehenden Eigenthums Nr. 263. 4. Legat behufs Zuwendung ber dem 
Erblaffer anvertrauten Summe im Sinne des erhaltenen Auftrages Nr. 
493. 5. Legat des Fruchtgenuffes? Nr. 186. 6. Recht des Fruchtnießers. 
einer Berlafjenichaft auf Verwaltung derſelben Nr. 464, 1211. 7. Fällig- 
feit eines vermachten theilbaren Ausgedings Nr. 177. 8. Legatum debiti? 
Nr. 369. 9. Legat des Heiratsguts Nr. 879. 10. Legat einer jährlichen 
Rente fiir den teftamentarifchen Vormund oder Anordnung einer jähr- 
lichen Nemuneration? Nr. 97. 11. Legat einer Rente mit dem Zulaß, 
daß der Segatar auf den Todesfall darüber verfügen bürfe Nr. 113. 
12. Legat einer Jahrrente mit dem Verbot ihrer Veräußerung Nr. 203. 
13. Verjährung vermachter Renten Nr. 142, 966. 14. Verjährung ver- 
machter jährlicher Beiträge auf Meffen Nr. 954. 
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C. Schenkung anf den Todesfall. 


I. Schenkung inter vivos oder mortis causa? Nr. 835. 2. Schenkung 
mortis causa oder Wiberlage? Nr. 265. 3. Donatio mortis causa: 
Bertrag oder Legat? Nr. 72. 165. 4. Schenkung des ganzen Ber- 
mögens von Tobeswegen unter Honorirung dritter Berjonen Nr. 423. 


D. Erbfolge gegen eine letzte Willensordnung. 

I. Berzicht auf den Pflichttheil; Wirkſamkeit deſſelben für die Nadı- 
fommen Nr. 151. 2. Einrechnung zur Bemeſſung bes Pflichttheile 
Nr. 27. 3. Zuziehung der Notherben bei der Schäkung ber Berlaffen- 
ſchaft Nr. 1205. 4. Hinterlaffung des Pflichttheils in Geftalt eines Erb⸗ 
theils Nr. 786. 5. Ungiltigleit der Enterbung wegen „Beleidigung“ 
Nr. 946. 6. Berpflichtung des im Befit der Berlaffenfchaft befindlichen 
Legatars zur Sicherftellung des Pflichttheils Nr. 1338. 7. Berjährungs- 
frift für die von der Pflichttheilsfumme entfallenden Interefien Nr. 688. 
8. Verlegung des Pflichttheils durch Belaftung mit einer fiveicommij- 
ſariſchen Subftitution Nr. 1339. 9. Verlegung des Pflichttheile durch 
übermäßige Schenkung: a) Berechnung des Pflichttheils in ſolchem Fall 
Nr. 282. b) Berechnung des Pflichttheile im Fall einer nicht übermäßigen 
Schenkung Nr. 583. c) Berjährungsfrift für die Anfechtung einer über- 
mäßigen Schenkung Nr. 1355. d) Beweislaft Nr. 991. 19. Anfechtung 
eines Leibrentenvertrages buch die Pflichttheilsberechtigten Nr. 799. 
11. Geburt von Kindern nah Errichtung eines Teſtaments, worin die 
vorhandenen Kinder auf den Pflichttheil gejett find Nr. 207. 


E. Familienfideicommiß. 
I. Unterfchied zwifchen Familienfideicommiß und fideicommiſſariſcher Sub- 
ftitution Nr. 78. 2. Behandlung der Grundentlaftungscapitalien bei Fa⸗ 
milienfideicommißgütern Nr. 357. 3. Verſtändigung des Fideicommiß- 
enrators allein von der erecutiven Feilbietung der für das Geldfidei⸗ 
commiß verpfändeten Realität Nr. 1057. 


F. Erblofer Nachlaß. 


Berjährungsfrift für Forderungen des Fiscus aus einem als erblos ein- 
gezogenen Nachlaß Nr. 1415. 


B. Handels⸗- und Seeredt. 


Procuriſten, Handlungsbevollmächtigte und HandIungdgehilfen. 1. Ha f- 
tung des Principals für die Handlung eines Bevollmächtigten Nr. 41. 2. Um⸗ 
fang der ertheilten Vollmacht, eingehende Wechfel zu giriren Nr. 145. 
3. Umfang der Vollmacht des Aominiftrators einer Fabrik Nr. 124. 


III. 
. Haundelsgeſchäfte im Allgemeinen. 1. Zinſen vom Saldo eines Contocor⸗ 
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4. Umfang der Berechtigung eines Buchhalters Ar. 863. 5. Umfang ber 
Vollmacht des Commis eines Spediteurs Nr, 381. 6. Klage gegen den 
Procuriften nah den Tod des Principals Nr. 221. 


. Hanbelömäller. 1. Bermutheter Umfang ihrer Vollmacht Nr. 400. 2. An- 


fprud auf die Mäflergebühr Nr. 1073, 1433, 
Handelsgeſellſchaften fiehe Obligationenregt. 


rente vom Tag des Rechnungsabſchluſſes Nr. 451. 2. Laufende Rechnung 
Kr. 470. 3, Kaufmännisches Retentionsrecht; Einfluß der Eoneurseräffe 
nung auf dasjelbe Nr. 472. 4. Empfangsbeftätigung unter Handelsleuten 
Nr. 825. 5. Haftung der Erben aus der Fortführuug der Handlung 
Nr. 287. 6. Uebergabe einer Handlung an einen Dritten zum ausjchließ- 
lichen Betrieb für gemeinjchaftlihe Rechnung Nr. 558. 7. Haftung bes 
Uebernehmers einer Handlung für ältere Schulden Nr. 1235. 8. Accep- 
tation, reſp. Indoſſirung eines Wechſels behufs Tilgung einer Handels⸗ 
ſchuld Mr. 210, 250. 


. Geihäfte in VBörfepapieren. 1. Rechtliche Natur des Differenzgeichäfts 


Nr. 68. 2. Differenz- oder Lieferungsgefhäft? Nr. 781. 3. Prämienge- 
ſchäft Nr. 328. 4, Lieferungsgefchäft außerhalb der Börſe Nr. 380, 


VI Commiffion, 1. Verlauf an fich ſelbſt Nr. 344. 2. Berhältui des Com⸗ 


vo. 


miſſionärs zum Committenten Nr. 82. 


Spedition. 1. Verhältniß des Spediteurs zum Deftinatar Nr. 163. 
499. 2. Vergütung der Spebitionstoften Nr. 163. 3. Umfang der Ver- 
bindlichfeit des Spebtteurs Nr. 381. 4. Haftung des Spebiteurs für 
die Berfpätung der Sendung Nr. 315. 


VII. Aſſecuranz. 1. Berfiherung einer fremden Sache Nr. 94. 2. Unterlaffene 


Ausfolgung der Berficherungspolice Nr. 194. 3. Einverftändliche Zurück⸗ 
datirung einer Berfiherungspolice Nr. 277. 4. Verzögerung ber Abliefe- 
rung einer Seefracht durch Kriegsgefahr Nr. 1159, 


II. Cipilproceß. 
Civilgerihtlihes Verfahren überhaupt. 


A Berhältniß der Civilgerichte zu anderen Behörden: 


J. 


Zu Bermwaltungsbehörben: 18,287, 332, 348, 379, 424, 488, 543, 
596, 631, 632, 665, 713, 735, 736 (Poft), 738, 754 (Gemeindebehörbe), 
908, 1038, 1048, 1054, 1187 (Bergbehörben), 1226, 1330. 
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I. Zu firhlidhen Behörden und Gerichten: 474, 675, 722, 881, 
1050, 1107, 1119, 1319. 

Id. Zu den Gefällsgeridhten: 21. 

IV. Zu den Militärgerichten: 1144, 1198, 1250, 1290, 1376. 

V. Zu den Strafgerichten: Einfluß bes Ausſpruchs des Strafgerichtes 
auf den Kivilproceß 69, 398, 846, 928, 1129. Abjchliefung eines Ver⸗ 
gleiches vor dem Strafrichter 791. Koften der Vertretung bes Beſchädigten 
im Strafproceß 589. Strafanzeige nach ergangenem Urtheil des Civilrich⸗ 
ters 603, 743 (Wucher), 1203, 1440 (Betrugsanzeige), — (Haupteid 
über ftrafbare Handlungen 1162.) 

B. Gegenjeitige Abgrenzung des ftreitigen und nicht ftreitigen Verfahrens: 
136 (Erbjchaftsflage ohne Verlaffenichaftsabhantlung), 164, 290 (Ali- 
mentationsanfpruch der Ehegattin), 350 (Collifion zwiichen Legataren und 
Erben), 455, 546 (wiederholte Prüfung des Erbredts), 879 (Sicher 
ftellung des Legates), 1031, 1186 (Löſchung einer auf dem executiv 
veräußerten Gute haftenden Satpoft), 1202, (754, 1330), 1401 (offi- 
cidfe Beeidigung der Zeugen des milndlidyen Teftamentes ungeadtet 
des anhängigen Erbrechtsftreites). 


Verfahren in Streitiaden. 


A. Competen;z. 


. Allgemeined: Competenzabgrenzung gegenüber ausländifchen Gerichten 
547,1063, 1430. Zuftändigfeit zur Sequeftration Des Vermögens eines Aus- 
gewanderten 1169. Mehrfache Competenz besfelben Gerichte 99. Einftellung 
des Verfahrens von Amtswegen bei offenbarer Incompetenz 382, Pro⸗ 
rogation des forum rei sitae 937. Stillihweigende Unterwerfung 1052. 
(Separatentiheidung über die Kompetenz im fummarifchen Verfahren 
976. Frift zur Incompetenzeinwendung bei vergebens verfuchter Verein- 
barung auf mündliches Verfahren 654. 

I. Einfluß der Connerität und Klageneumulation auf die Zuſtändigkeit: 

Wahlrecht des Klägers im Fall der paffiven Streitgenofjenichaft 22. Ber- 

bindung der Klagen auf Aufhebung eines Erbpachtes, Rückgabe des Gu- 

tes und Zahlung des Zinsrücitandes 254. Connerität einer Beftand- 
ftreitfjacde mit einer anderen Proceßſache 526, 660 (Klage auf Nichtige 
feit Des über eine Beftandftreitfache gefchloffenen Compromiffes). Gleich⸗ 
zeitige Belangung des Perjonal- und Hypothekarſchuldners 605. Klage 
auf Vertretungsleiftung 633. Klagen gegen den Bürgen 658. Fortbauer 
der Zuftändigfeit nach Ausfcheiden eines Streitgenofjen 762. Widerklage 
gegen den Bertretungsleifter 890. Paſſive Streitgenoffenfhaft mit einem 

Cridatar 913, — mit dem Milttärärar 1250. Klage auf Aufhebung 

eines Erecutionsactes gegen einen der Militärgerichtsbarkeit unterftehen- 

ben Erecutionsfiihrer 1290. 


— 
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II. Perſonalgerichtsſtand. Aufenthaltsort 1238. Veſtandſtreitſachen 280, 526, 


_W 


660, 8683, 922. 

Gerichtsftand des Bertrages: 1. Begründung desjelben: 
Bürgichaftleiftung 446, 658. Genehmigung der Verfendungsart 508. 
Zweiſeitiger Vertrag 578. Annahme einer den Zahlungsort beftimmenben 
Factura 579, 1260, 1302. Wohnort der Berfonen, melden ein Ali- 
mentationsbeitrig zu zahlen ift 641. Natur ber Leiftung 762. Ver⸗ 
Ipreden, die Sade „dort auszugleichen” 765, 942. Beftimmnng des 
Preifes „loco X.“ 777. Beripredhen ber „Einjendung” 847. 1222, 1371. 
Beauftragung mit Börfegeichäften 1077. Verabredung ber Zufendung 
gegen Nachnahme 1359. Bejondere Borausfeungen bei baierifchen Unter- 
thanen 1430. 
2. Beweis der den Gerichtsſtand bes Bertrages begründen 
ben Thatjachen: Beweisthema 227. Wegfall des Erforderniffes einer 
mit der Klage beigebrachten Urkunde 387. Beweis durch das Handlungs- 
buch 2, 839; durch den Eid 286, 1302. Berufung auf Gewohnheit 1154 
Abgrenzung des Realgerichtsſtandes. Klage auf Theilung einer im Mit- 
eigenthum eines Cridatars ftehenden Realität 199. PVindication von 
Grundftüden, welche der Beklagte als Beftandtheile eines ihm gehörigen 
landtäflichen Gutes befitt 353 (Cumulirung ſ. oben unter IL). (Klage 
auf Erfüllung eines Beltandvertrages 922). Klage auf Löfchung des 
Pfandrechtes wegen Ablaufs der Frift 6835 wegen Erblöjchung der For- 
derung: a) durch Verjährung 826, b) durch Compenſation 1015. Klage 
zur Geitendmadjung einer mit einer Hypothek bededten Forderung 1198. 
PBränotationsredhtfertigung 1124, 1127, 1228, 1394. Zuftändigfeit bes 
Erfenntnißgerichtes zur Prüfung der Feilbietungsbedingniffe 1392. 


. Saufalgerichtöftand. Abgrenzung der Zuſtändigkeit des Handels- 


gerihts: Streitigkeiten aus MWechjelgejchäften der ı. d. Escomptegejell- 
ſchaft 343; ber Subferiptionen auf das Nationalanlehen 347. Klagen 
aus Theaterengagements 612. Klage wegen verfpäteter Xieferung von 
Actien 1133. Einklagung eines präjudicirten Wechjels 1124. Rechtfertis 
gung der Pränotation eines MWechjeld 1124, 1394. Berggerichte: 
Störung im Befit von Bergbauobjecten 1187. 


B. Proceßgeieb. 
Rückwirkung eines neuen Geſetzes über Beweiskraft 211. Einfluß der 


Bolifiredung des Perfonalarreftes in Croatien auf die Arreftvornahme im 
Sprengel des k. k. oberften Gerichtshofes in Wien 1396. Unzuläffigfeit einer 
Abweihung von, den Regeln des dfterreichiichen Proceßgeſetzes, ungeachtet der 
Rechtsſtreit nach fremdem Rechte zu entfcheiden ift 1404. 


C. Berhandlungsmarime. 
Nothwendigkeit eines ausdrücklichen Anſuchens um Einleitung des Ere- 


cutivproceffes 70. Auferlegung des Schätungs- und Erfüllungseides, wenn 


% 
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nur em Erbieten zum Haupteide vorliegt 55, 301. Zulafiung eines ohne nä- 
here Bezeichnung angebotenen Eides als Erfühlungseid 469. Unzuläffigkeit der 
Zurüdweifung eines Ausbleibens - Nechtfertigungsgefuches von Amts wegen 
508. Nothwendigleit der Bernehmung des Etecuten vor der Berbängung von 
Geldſtrafen 621, 695. Berüdfihrigung eines von der Partei nicht angeführten, 
aber gerichtsbefaunnten Umftandes 914. Grenzen ber Prüfung der‘ Rogitimation 
zur Sadıe 992. Zurückweiſung eines gerichtlichen Erlages von Amts wegen 1006. 
Zuläffigleit der Vereinbarung gemeinfamer Berhandlung über mehrere Klagen 
1263. Abweifung eines widerholten Friftgeiuches von Amts wegen 1277. 
(Abweifung der Mage a limine f. unten G III. Abweichung des Urtheils von 
bem Klagebegehren f. unten L). 


D. Parteien nnd Stellvertreter derfelben. 


I Legitimation zur Sache. Grenzen der richterlichen Pflicht, fie zu prüfen 
992. 

1. ActiveLegitimation: Actio confessoria 244, Klage atıf Anerten- 
nung des Erbrechts ohne vorausgegangene Berlafjenfhaftsabhandlung 136, 
(334). Klage auf Theilung unbeweglicher Erbgüter vor der Gewähranſchrei⸗ 
bung der Erben 362. Klage des eventuellen gejeglichen Erben auf Ungiltig- 
erflärung eines vom Erblaffer gefchloifenen Vertrages 334. Antrag auf 
Bernehmung von Teftamentszeugen zum ewigen Gedächtniß ohne vor- 
ausgegangene Erbserflärung 577. Klage ber Gemeinde auf Altimentation 
einer jonft der Armenverforgung anheimfallenden Perjon 636. Klage 
des Snteftaterben vor Antretung der Erbſchaft auf Ablegung des Mani- 
feftationseides 703. Klage eines Dritten gegen den Uebernehmer einer 
Schuld 721, 747. Klage des Adreffaten wider die Poflverwaltung we 
gen unrichtiger Beſtellung einer Geldſendung 736. Klage der DRutter 
eines unehelihen Kindes auf Vergütung der bereit8 gewährten Alimen 
tation 46, 338, 851, 1089, 1214, 1414, Einflagung des Heiratsgutes 
durch den Ehegatten 992. Klage des Miteigenthiimers gegen ben Erben 
eines andern Miteigenthümers auf Erwirkfung ber Intabulation feines 
ererbten Rechtes 1008. Beftreitung einer Hypothek durch einen Hypothekar⸗ 
gläubiger 1051. Legitimation des Rechnungslegers im Rechnungsproceß 
1379. (Legitimation des Perfonalfhuldners zum Begehren der Lö⸗ 
ihung einer Pränotation 1279.) Befigfidrungsflage wider einen Mit 
eigenthümer (Miterben) 256, 266. Beftgftörungsflage des Beſtandnehmers 
gegen den Beftaudgeber 956, 969, 990; des Beſtandgebers gegen den 
Beftanpnehmer 1146. Klage des Verpächters wegen Störung des Be 
fies des Pächters 956. (Beſitzſtörungsklage des Sequeſters gegen einen 
der Sequeftranten 819.) (Proceßftellung desjenigen, welcher eine privie 
legirte Forderung für Rechnung des Cridatars getilgt bat 1117.) 

2. PaſſiveLegitimation: Leichenkoſten, gegen die Erben ftatt gegen 

- ben Befteller eingeflagt 71. Actio confessoria 244. Befisftörungsflage 
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26, 81, 289, 586, 819, 956, 969, 990, 1146. VBorrechtsffage 888. Bindi- 
cations-Klage gegen die „unbelannten Eigenthümer“ einer Sache 1105. 
Klage auf Liquidhahtung des Afterpfandrechtes an einem Eridagute 1097, 
Klage wegen Ausdehnung des Wohnungrechtes auf Unberechtigte 1012. 
Aufforderungsklage gegen den Beſitzer 110, 1021; gegen den Mandatar 
594; gegen den Execution auf eine Forderung Führenden 927. 


II. Legitimation zur Proceßführung. Proceſſualiſche Folgen der Mangelhaftig⸗ 


II. 


feit der Vertretungsvollmacht 289. Legitimation de8 Vormundes 326, 
362. Beftellung eines curator ad actum für eine bereits angetretene 
Berlaffenichaft 48, 461. Klage gegen ven Procuranten nad dem Tode 
des Prineipals 221. Berechtigung des Vaters zur Einflagung von For- 
derungen feiner Kinder ohne obervormundichaftliche Genehmigung 550. 
Tod eines gemeinfcaftlich mit einem Anderen Bevollmächtigten 647. 
Legitimation bes Sequefters zur Befisftdrungsflage gegen ben Seque- 
firanten 819. Legitimation bes Xeftamentserecutors zur Eintreibung der 
Berlafienfchaftsforderungen 1156. (Procekführungen der Concursmaffe 
und des Eridatars |. Materielles Concursrecht I. 1 und 2.) 
Streitgenofienichaft. Einfluß auf die Competenz 22, 605, 762, 918, 1250. 
Appellation eines unter Mehreren in contumaciam verurtheilten Streit- 
genoffen 317. Rechtfertigung bes Ausbleibens von einer Tagſatzung, bei 
welcher mit einem Streitgenofjen verhandelt wurde 591. Einfluß ber 
Streitgenoſſenſchaft auf die Auftragung und Ablegung von Eiden 598, 
706, 816, 830, 1025, 1215, 1230, 1334. Verhältniß der Streitgenoffen 
zu einander und zum gemeinichaftlichen Vertreter 730. Umfang der Haf- 
tung für Proceßloften 745. Paſſive Streitgenoffenihaft mit dem Crida⸗ 
tar 913. Entlafjung eines mitgeflagten Solidarſchuldners aus dem Streite 
914. Gegenfeitiges Verhältniß zweier mit berjelben Aufforderungsflage 
Belangten 980. Kaffirung des ganzen Urtheilg auf Betreiben einzelner 
Streitgenofien 1272. 


IV. Bertreinngöleiftung. Sompetenz für die Klage auf VBertretungsleiftung 


VI. 


633. Vorausſetzungen der Vertretungsleiſtung 856. Vertretungsleiſter des 
Delaten 709, 1056; des Deferenten 1161. Klage des Gläubigers gegen 
ben Uebernehmer der Schuld unter Bertretungsleiftung des Schuldners 
721. Anſpruch des Giranten auf Bertretungsleiftung durch einen ber 
Bormänner 797. Förmlichleiten beim Begehren ber Vertretung 831. 
Widerklage gegen den Bertretungsleifter 890. Gegenfeitiges Verhältniß 
des Bertretungsleifters und der Bertretenen 1340. 


. Veränderung der Perjonen während des Procefjes. Veräußerung bes 


dienenden Grundſtückes während der Verhandlung Über die actio con- 
fessoria 244. Einfluß des Todes einer Proceßpartei auf ben Eid 63, 
301, 715,.790, 821, 848, 1274, 1354. 
Gegenfeitiged Verhältniß der Parteien. 

1. Koftenerfag. Haftung der Partei für Die Entſchädigung des auf ihr 
Berlangen dem Gegner beftellten Eurators 52, 304, 1221. Boraus- 


vo 


‘ 


VIII. 
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ſetzungen der Aufhebung der Proceßkoſten: 98 (Befeitigung 
einer Ueberſchreitung des Klagebegehrens in höherer Inſtanz), 372 und 
1385 (Einſchränkung des Klagebegehrens), 407 (Abänderung des Urtheils 
zu Gunften des Appellanten), 619 und 1307 (Abänderung ber bebingten 
Berurtheilung in eine unbedingte und umgefehrt), 669 (Ermwiefene Un- 
echtheit der auf den Kläger aus dritter Hand Übergegangenen Urkunde), 
710 (Aenderung ter Eivesformel in zweiter Inftanz), 857 (Compenſation), 
977 (Pluris petitio in einem alternativen Begehren), 1294 (Sachfällig⸗ 
feit des klagenden Concursmafjes-Berwalters). — Priorität der Procef-, 
Urtheils- und Erecutionsfoften 918. Rangorbnung der Erecutions- unb 
Liquidirungskoſten bei ter Kaufpreisvertheilung 552, 1336. Anſpruch der 
bei Ausbleiben des Gegners die Erftredung ber Tagſatzung begeh- 
renden Partei auf Koftenerfat 564. Ausjegung der Enticheibung über 
die Procefloften erfter Inftanz bis zum Ausgang des in der zweiten 
angeordneten Bemweisverfahrens 584. Geſuch um Mäßigung der bereits, 
bezahlten Procekkoften, gegen den Advocaten des Gegners gerictet, 
590, Koften des Eidesverfahrens 693, 717, &95, 1004, 1275. Koften des 
Berfahrens wegen Zulaffung der Beweisführung pro vitando perjurio 
892. Verlegung der Tagfatung, weil Product erft bei dieſer die Ori⸗ 
ginalurfunden fordert 698. Umfang der Haftung von Streitgenofien 
für Proceßkoſten 745. Neifeloften des Advocaten 768. Anfpruch ber Na⸗ 
tionalbanf auf Erjat der Liquidirungsfoften im Concurje 858. Koften 
der Beiziehung «ines Advocaten im fummarifchen Verfahren 998. An⸗ 
ſpruch auf Erfat der durch ein von der Concursmaſſe im Liquidirungss 
proceß ergriffenes Rechtsmittel verurfachten Koften 1022. Verurtheilung 
der Hagenben Concursmaſſe 1042. Koften der Entjendung einer Bevoll- 
mädhtigten zur Vornahme der Erecution 1218. Anſpruch auf Erſatz ber 
auf außergerichtliche Abſchätzung erlittenen Schadens verwendeten Koften 
1307. Unbedingte Koftenerfagpfliht des wegen ſchlechter Vertretung 
Reftitution Begehrenden 1315. Koften der Verhandlung wegen Ausblei- 
bens-Redtfertiguna, dem Gegner bes Ausgebliebenen auferlegt 1360 
Koften einer ungegründeren Sequeftration 1441. 

2. Klagscaution 403, 1099, 1165, 1293, 
Parteien-Vertreter. Unwirkjamfeit der im Urtheil erfolgten Koftenbe- 
fiimmung gegenüber dem Advocaten des Obfiegerd 308. Gefuh um 
Mäßigung der Proceffoften gegen ben Advocaten des Gegners gerichtet 
590. Bertretungsbefugniß der Notare 597, 712, 940; — der Advoca⸗ 
tursconcipienten 1435; — der öffentlihen Agenten 752, 782. Unzu⸗ 
läfligfeit der Pränotation von Forderungen bes Abvocaten gegen ben 
Clienten auf Grund der Vertretungsvollmacht 629, 1113. Stellung des 
gemeinihaftlihen Vertreter von Streitgenoffen 730. (Nothwendigkeit 
der Unterjchrift eines Rechtsfreundes 551, 781, 951.) 
Armenrecht. Anjpruc des Armenvertreters auf den feinem Klienten zu» 
gejprochenen Schadenerjäß 705. Verpflichtung des zum Armenrecht Zu⸗ 
gelafjenen zur Klagscautıon 1293. 
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E. Aeußere Form der Eingaben. Zuftellung. Friſten. 
Tagſatzungen. 


J. Sprache der Eingaben 202. Ueberreichung ber Appellationsbeſchwerden in 
duplo (im fummarifchen Verfahren) 187. Erforderniß der Unterjchrift 
eines Rechtsfreundes 551, 781 (bei Concursanmeldungsgejuchen), 951. 


II. Znitellung. Verſpätung der Zuftellung der Klage 317. Auftrag zur Gil- 
ternambaftmadhung 112. Verftändigung der Saßgläubiger von ber Feil- 
bietung 197, 305. Auffündigung eines Beftandvertrages 1266. (Nach⸗ 
weis der Zuftellung ber Klage ale Bedingung der Bollitredbarkeit des 
Eontumacialurtheiles' 560.) 

III. Friften. Einrechnung der Terialtage: 1. in bie Urtheilsfrift 158; 2. in 
die Frift zur Rechtfertigung einer Beſchlagnahme wegen Privilegium-Ein- 
griffs 102; 3. im Verfahren vor Hanbelsgerichten 456. Friſtberechnung 
bei Einbringung der Eingabe durch die Poſt 58, 463, 915. Abweifung 
eines wieberholten Friftgefuches von Amtswegen 1277. Folgen der Ueber. 
fchreitung der Frift zur Liquidirungsklage 864. (Frift zur Klage auf Aus- 

ſcheidung aus dem Eridainventar 1197.) 

Frift zur Incompetenzeinwenbung 456, 654, 1213; zur Einrebe bei 

vergebens verfuchter Vereinbarung auf mündliches Berfahren 1224; 

zur Appellation nach Berabredung auf das ordentliche Verfahren ftatt 

des fummarifchen 748; — bei der entgegengejetten Verabredung 447; 

zur Anbringung einer mündlichen Appellationsanmelbung 1016. Re⸗ 

eurgfrift bei Zuftellung an Mehrere 29. Frift zum Beweisantritt 109, 

314, 340, 627, 949, 972, 1075. Frift zur Wiedereinfegung wegen 

&lechter Vertretung 179, 975, 1104. Berechnung ber reftituirten Frift 

zur Appellationsanmeldung 1142. Frift zum Klagsrüderlag im Falle der 

Wiedereinſetzung zur Erftattung der Einrede 1181. Frift zur Bemänge- 

lung einer Rechnung 1032. Frift zur Befitftörungsflage 139, 601. Ap⸗ 

pellations- und Revifionsfrift im jummarifchen Berfahren 447, 463, 

Berlängerung der Frift für Einwendungen im Mandatsproceß 734. Frift 

zur Einfprache gegen eine Auffündung 1266. Frift zum Necurs gegen 

die im Wege der wechfelrechtlichen Execution erfolgte Meiftbotvertheiluug 

1410. (Recursfrift in Grundbuchsſachen, |. Verfahren außer Streit- 

jadeu E.) 

Tagſatzung mit einem Israeliten auf einen Sabbath anberaumt 516. 

Geſuch um Anordnung einer Tagſatzung zur Appellationsanmeldung 

1016. Zagfatung mit dem Beilate, daß der Ausbleibende für zuftin- 

mend zu erachten ſei 1438. (Koften der Verlegung, j. oben D. VI. 1.) 


IV 


0 


F. Gegenſeitiges Verhältniß verſchiedener Proceßarten. 


Verhältniß des mündlichen Verfahrens zum ſchriftlichen: 1. Friſten bei 
vergebens verſuchter Vereinbarung des mündlichen Verfahrens a) zur Incompe⸗ 
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tenz-Einwendung 654, 1212; b) zur Einrede 1224. 2. Mündliche Appella- 
tionsanmelbung im fchriftlihden Berfahren 740. 3. Mimdliches Berfahren bei 
ben Gerichtshöfen auf dem Lande 812. 4, Tagſatzung nah 8. 16 a. G. O. 
flatt des begehrten Executivproceſſes 1342. 

Verhältniß des orbentlihen Berfahrens: 1. zum Erecutivproceß 70, 
1342 (Anordnung einer Tagfagung nah $. 16 a. ©. O., wenn der Erecu- 
tioproceß unzuläffig gefunden wird); 2. zum Mandatsproceß 460; 3. zum 
ſummariſchen PBerfahren: Aufrehtbaltung des ordnungswidrig eingeleiteten 
ſummariſchen Verfahrens 121, 252, 362. Unzuläffigfeit des Zurückgreifens auf 
einzelne Regeln des junmarifchen Verfahrens nach Vereinbarung auf das or- 
dentliche 545. Frift zur Appellation nach Weberleitung des ſummariſchen Ber- 
fahrens in das ordentliche 748. 

Verhältniß des jummarifchen Verfahrens: 1. zum Erecutivproceß 841; 
2. zum Rehnungsproceß 204. Berhältniß des Rechnungsproceſſes zum Auf- 
forderungsproceß 702. Unzuläffigkeit des Verfahrens für Beftandftreitfachen bei 
Klagen aus einem gemijchten Bertrage 880. Frift zum Recurs gegen Acte 
wechjelrechtlicher Erecution (Meiftbotvertheilung) 1410. 


G. Klage. 


L Weſenlicher Inhalt der Klage. Mangelnde oder ungenügende Subſtan⸗ 
tiirung des Klageanjpruches (Aenderung des Klagegrundes) 76, 104, 
228, 262, 264, 910, 1010, 1111, 1161, 1229, 1255, 1280, 1297, 1419, 
1423, 1447. Beftimmung ber Zeit der Beiwohnung in der Paternitäts- 
Mage 1029. Unbeftimmtes Klagebegehren (893), 1177; alternatives 977, 
1381. Schreibfehler im Klagebegehren 851. (Vgl. über das Verhältniß 
des Urtheils zur Klage L. II; über Abweichungen ber Partei vom Klage⸗ 
begehren I.) ' 
Klagenhänfung: jubjective 22, 234, 605, 622, 762, 913, 914, 980, 
1250); objective 159, 234, 254, 352, 385, 526, (981). Vereinbarung ge- 
meinfamer Berhandlung Über mehrere Klagen 1263. 


III. Annahme der Klage und Zurückweiſung a limine judieii. Wirkung der 
rechtskräftig gewordenen Annahme ber Klage 382. Abweifung von 
Amtswegen: 1. Klage auf Zugeftehung der Rechtswohlthaten a) nach Er- 
Öffnung des Concurſes 222; b) nad) ber Beendigung desfelben 1292, 
(1220.) 2. Klage, wo das Geſetz das Klagerecht verjagt 262. 3. Ber- 
jehlen der Perſon des Gellagten 289. 4. Cumulirung bes Begehrens um 
Genehmhaltung einer Rechnung und Liquidhaltung der daraus abgelei- 
teten Forderung 159. (Weifung ad separandum vgl. G. II. objective Kla- 
genhäufung.) 5. Borläufige Verweifung eines Waflerbauftreites an die 
Adminiftrativbehörde 379. 6. Gerichtsſprache 202. 7. Unterſchrift bes 
Rechtöfreundes 551, 951. 8. Klage zur Anfechtung einer Eridarepartition 
814. (Incompetenz vergl. Civilgerichtliches Verfahren überhaupt A und 
Berfahren in Streitfadden A.) Beftimmung einer Yrift zur Wiederein⸗ 
bringung der verbeflerten Klage 234. 


II 


— 
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IV. Wirkungen der Klagennitellung. Unterbrechung der Verjährung 48. 169, 
670. Gehörige Fortſetzung als Bedingung der Unterbredung der Ber- 
jährung 905. VBerantwortlichkeit des auf unentgeltliche Herausgabe eines 
Grundſtückes Belangten für Die ipäter erfolgte Belaftung 666. Zuläffig- 
feit der Sequeflration der ftreitigen Sache 1326. Anmerkung der Strei« 
tigfeit 1100. 


H. Contumacia und Streiteinlaffung. Klagrüderlag und Ein- 
wendungen. 


I Contumacirung mehrerer Streitgenoffen 317. Verweigerung ber Ant- 
wort auf bie Klage 354. Erfärung des Bellagten, daß er feine Ein- 
wendung zu machen habe, während die Klage durch deren Beilagen wider » 
legt ift 466. Theilmeife Submiffton (533), 1066. Antrag auf Abweifung ber 
Klage, weil Beflagter das Recht des Klägers anerkenne 1288. (Unterlafjung 
des Widerjprudhes ſ. K DL. 1. Geſtändniß.) — Wirkungen der Con» 
tumacirung 726; — insbejondere bei Entſchädigungsklagen 1407. (Weg- 
bleiben von einer Tagjatung zur Meiftbotsvertheilung 1438.) Zurückwei⸗ 
jung ber gegen den Contumar gerichteten Klage wegen mangelnder Subftan- 
titrung des Klagebegehrens 910. Nachweis der Zuftellung der Klage als 
Boransjegung der Bollftredbarkeit des Contumacial-Erfenntniffes 560. — 
Ausbleibens-NRechtfertigung: Unzuläffigkeit der Zurückweiſung des 
Geſuches von Amtswegen 508. Rechtfertigung des Ausbleibens von der 
Eidestagfagung 24. Rechtfertigungsgefuch eines einzelnen Steeitgenoffen, 
während mit einem andern verhandelt wurde 591. Entiheidung über 
die Koften der Rechtfertigungswerhanblung 1360. 

1, Unzuläffigfeit des Klagrückerlags wegen Streithängigfeit 9, 886. Frift 
zum Klagsrückerlag bei Wiedereiniegung zur Erftattung der Einrebe 1181. 
Exceptio litis pendentis 9, 417, 443, 886, 1217. Exceptio rei judicatae 
229, 761, 807, 808, 854, 931, 978, 1003, 1024, 1181. Unzuläffig- 
feit der Verbindung ber exceptio rei judicatae mit der Verhandlung 
über die Hauptſache 375. Exceptio fori (vgl. A. Competenz) 456, 976. 
Frift zur exceptio fori bei vergebens beantragtem mündlichen Verfahren 
654, 1213. 


J. Verſchiedene Zwilchenfülle des Proceiles. Nullität. 


Abſtehen von der Klage 457. Theilweiſer Rücktritt von ber Streit- 
einlaffung 1385. Ausdehnung des Begehrens einer Schuldflage auf Redhtferti- 
gung der Pränotation 834. Eintritt einer Vorausſetzung des Klagerechtes nad) 
Anftellung der Klage 209. Annahme eines in der Einrede gemachten Anerbietens 
in ber Replik 533. Veränderungen in den Perfonen während des Proceffes 
63, 244, 301, 715, 821, 848, 1274, 1354. Entlaffung eines mitbellagten Soli- 
darſchuldners aus dem Streite 914. — Erneuerung oder Neuffumirumng der 
Klage? 35. Siftirung der Verhandlung bis zur Beftellung ber Klagscaution 

Glaſer, Unger und Walther Entſch. TIT. 31 
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403. Neuerungen 244, 306. Inrotulirung: Erklärung des Bellagten, daß 
er das ihm zugeftellte Eremplar der Klage verloren habe 862. Errotulirung 
1081. Refciffion des Actenrotulus 362, 385. Anführungen ber Parteien nach 
gefchloffenem Berfahren 914. Gefuh um Reftitution zwiſchen dem Schluß bes 
Berfahrens und dem Urtheil 131, 779, 823. Nullität: 121, 252, 289, 306, 
317, 362, 365, 382, 406, 500, 516, 548, 690, 720, 835, 912, 1038, 1061, 
1247, 1272, 1295. 


K. Beweis. 


I. Beweis überhaupt: 

1. Beſcheinigung 19. Notorietät 367. Gerichtsbelannter Thatumftand 
914, Gegenbemweis: Verhältniß zum Hauptbeweis 178. Gegenbeweis 
pro vitando perjurio 892. Gegenbeweis zur Abwendung des zuerlannten 
Schätungseides 429. (Vgl. Übrigens unten 4. Gegenjeitiges Verhält⸗ 
niß verſchiedener Beweisarten und Beweisführungen.) — Bemweisführung 
buch Acte der Adminiftrativbehörden 18, 287, (430), 6205 — durch 
ftrafgerichtliche Entſcheidungen 928, 1129. Beweis zum ewigen Gebädt- 
niß 31, 173, 333, 577, 664, 876. Beweisantretungsfriften 
109, 313, 340, 627, 949, 972, 1075, 


2. Beweisthema. Negative 306, 469, 554, 769. Uneinkringlich- 
feit einer Forderung 19. Thatfachen, wodurd das forum contractus 
begründet wird 2, 227, 286, 387, 839, 1302. Mutterfchaft 326, 1186, 
1298. Uneheliche Baterfchaft 6, 133, 634, 1278. Spentität gepfändeter 
oder in eine Concursmaſſe einbezogener Gegenftände 172, 200. Beob- 
achtung der Teftamentsförmlichkeiten 281, 306, 577. Herrſchen der Cho⸗ 
lera zur Zeit der Teftamentserrichtung 367. Echtheit eines Teftamentes 
274, 306. Mala fides 373, 1417. Verlegung itber die Hälfte 302. Au⸗ 
nahme eines Berjpredhens 393. Zuftandefommen eines zweifeitig abge- 
ſchloſſenen Vertrages 481. Handlungsfähigleit 1033. Echtheit einer Ur- 
funde 28, 274, 306, 521, 750, 790, 1027, 1365 (mehr als brei Sabre 
nad der Verbücherung). Unreblichleit des Befiges im Fall der 88. 367 
und 456, a. b. ©. 8. 1417. 


3. Beweislaft. Actio negatoria 14, 208, 916, 971, 1044, 1062, 
1147. Irrthum als VBorausfegung ber condictio indebiti 141. Suspen- 
fiobedbingung 193, Verabredung der Errichtung einer Urkunde 219. Ge⸗ 
gegenfland eines allgemein lautenden Ausgleichs 482. Echtheit eines Te- 
ftamentes 306, 793, 979. Echtheit einer Urkunde 132. Güternambaft- 
madung 73, 1074. Zeit, zu welder bie Beſitzſtörung bekannt wurde 
139. Noviter reperta 469. Zeitpunkt, in welchem bem Ehemann bie 
Geburt des angeblich außerehelihen Kindes befannt wurde 554. Ex- 
ceptio non numeratae pecuniae 630. (Bermuthung ber Entgeltlichfeit 
geleifteter Dienfte 122. Vermuthung des Eigenthums der Gattin an 
bon ihrem Gatten empfangenen Schmuckſachen 692.) Zahlung ber Giro- 


- 
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valuta 920. Anfechtung einer Schenkung wegen Verlegung des Pflicht- 
theile8 991. Verſchulden bei einer unrichtig abreifirten Retonrfendung 
1083, Irrtbümlid angenommene ungenügende Zahlung 1137. Reallaft 
1189. Gegenforderung, welche der Gläubiger abzurechnen verpflichtet ift 
1297. Phyſiſche Lefefähigfeit des Erblaffers 1327. 

4. Segenfeitiges Verhältniß verfhiedener Beweisarten 
und Beweisführungen. Zeugenbeweis über das Borhandenfein 
einer Geiftesverwirrung 334. Widerlegung eines Kunftbefundes durch 
Indicien 28. Widerlegung bes Gewerbsbuches durch Sachverftändige 
192. Widerlegung eines’ Urfundenbeweifes durch Haupteid 42, 45, 53, 
521, 630, 750, (790), 1365. Supplirung desfelben durch Haupteid 763, 
1161. Ausjchließung des Haupteides durch das Refultat eines abge- 
führten Zeugenbeweifes 11. Production neuer Zeugen ftatt der Able- 
gung bes Erfüllungseides 625. Erfüllungseid zur Ergänzung einer durch 
einen bedenklichen Zeugen und Indicien bergeftellten halben Probe 626. 
Unzufäffigfeit des Gegenbeweijes zur Abwenbung bes fententiontrten 
Schätzungseides 429. Eid über die Unechtheit eines der Erbietung zum 
Eide enthaltenden Schriftſtückes 790, Auferlegung des Schägungs- und 
Erfüllungseides, wo nur ein Erbieten zum Haupteide vorliegt 55, 301. 
Haupteid und Erjülllungseid in demſelben Urtheil fententionirt 178. Ber- 
hältniß des Erfüllungseides zum Haupteide 1151. Anbietung eines 
Eides ohne nähere Bezeichnung 469. Herftellung eines Beweijes Durch 
die beglaubigge Abjchrift einer Urkunde und durch Indicien 917. 

II. Einzelne Beweisarten. 

1. Geftändniß. Außergerichtliches Geſtändniß 1088, 1278, Ent- 
bebrlichfeit bejonderen Beweisanerbietens über die geſetzlichen Voraus⸗ 
fegungen besfelben 420. Stillihweigendes gerichtliches Geſtändniß 317, 
354, 921, 1132. 1300. Unterlafjen des Widerjpruches gegen eine durch 
die Rlagebeilagen wiberlegte Behauptung 466. Schuldgeftändniß bei 
nicht dargethaner causa debendi 896. Geſtändniß des Ehebruchs 430. 
Dualificirtes Geftändniß 193, 309. 

2. Urlunden. 

a) Rückwirkung eines neuen Geſetzes über Beweiskraft von Urkun- 
den? 211. Beweiskraft von zwilchen Dritten errichteten Urkunden 1059, 
1227. Beftreitung der Echtheit einer Urkunde durch Dritte 132. (An 
fehtung einer zwilchen Dritten errichteten Urkunde wegen Simulation 
1309, 1416). Beweis und Gegenbeweis über Echtheit von Urkunden 28, 
274, 306, 521, 750, 790 (Hanbichriftenvergleihung), 1027, 1365. 
Klage auf Ausfolgung einer Abjchrift 337. Haupteid Über den Inhalt 
einer verlorenen Urkunde 763, 1161. Begehren der Driginalieneinficht erft 
bei der Tagſatzung 698. Herftellung des Beweiſes durch eine beglaubigte 
Abſchrift und durch Indicien 917. (Urkunden, auf Grund beren das 
Berbot ohne Cautionsbeftellung bewilligt wird 409. Aufhebung der 
Proceßkoſten bei erwielener Unechtheit der der Klage zu Grunde liegen- 

den Urkunde 669.) 
31* 
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b) Deffentlie Urtunden. Strafurtheil 928, 1129. Acte der 
Berwaltungsbehörben 18, 287, 620. Beweis der Handlungsfähigfeit bei 
Austellung der vom Notar Tegalifirten Urkunde 1033. Umfang der Be- 
weisfraft eines Taufſcheins 1136, 1298. 

ce) Gewerbs- und Handelsbücher. Gewerbsbuch 192, 1041, 
1424. Handlungsbuch 250. Handlungsbuch als Beweis der Berabretung 
eines beftimmten Zahlungsortes 2, 839. Beiſatzloſe Unterfertigung des 
Buhauszuges durch den Schulpner 440. (Pränotation auf Grund eines 
Buchauszuges 249, 355, 871, 1121. Verbot auf Grund desjelben 409.) 

d) Andere Privaturtunden. Schuldverihreibung von dem 
einen Solidarfhuldner eigenhändig geichrieben und unterfchrieben, vom 
anderen ohne Beiziehung von Zeugen unterjchrieben 3. Beifatloje Unter- 
ſchrift 53. Schuldverjchreibung auf Grund gepflogener Abrechnung 230. 
Schuldſchein ohne causa debendi (211), 228 — mit falſcher causa 
1229, 1447. Geldempfangsbeftätigung ohne Angabe des Rechtsgrundes 325, 
. 329. Empfangsbeftätigung des Ehemannes 59, 120, 132. Urkunde über 
einen zweiſeitig abgefchloffenen Bertrag nur von einem Kontrahenten 
unterfchrieben 481. Beweiskraft einer Duittung einem Mitſchuldner 
gegenüber 1409. 

3. Runftbefund und Augenjhein. Anordnung des Kunftbe- 
fundes wegen Dringlichleit durch Beſcheid 333. (Beweis des Geiftes- 
zuftandes durch Zeugen 334.) Etaatsbeamte als Sachverftändige in 
Procefien des Fiscus 376. Hufſchmiede als Sachverfländige bei Kranf- 
heiten der Pferde 993. Benennung ‚ver Sachverftändigen 1135. Ent: 
ſcheidung des Obmannes 1135. Kunftbefund, in Abweſenheit der Parteien 
aufgenommen 1247. Schägung wegen Erpropriation 506. (Außergericht- 
fihe Abſchätzung angerichteten Schadens 1307.) Kunftbefund im Exe⸗ 
cutionsverfahren 952, 1304. 

4. Zeugenbemweis. Ausfagen der Zeugen eines jchriftlichen Tefta- 
mentes itber die durch ihre Unterjchrift beftätigten Thatfachen 281, 306. 
Bedenklichkeit: Rechtsfreund im Proceß um Wiedereinjeßung wegen 
ſchlechter Vertretung 179. Staatsbeamte in Procefjen des Fiscus 376. 
Teftamentszeugen als Berwandte des Zeugenführers 577. Buchhalter 
des Zeugenführers 1070. Nichtberedtigung des Zeugenführers zur Gel⸗ 
tendmadhung der Berwerflichfeit des Zeugen 638. Erſetzen der Ausfage 
eines Zeugen durch das Protokoll über eine frühere Vernehmung des— 
jelben 216. Zulaffung anderer Zeugen ftatt eines PBerftorbenen 623. 
Gegenbeweis durch dieſelben Zeugen 769. Zeitpunft der Ausfolgung 
von Abjchriften der Zeugenausjagen 31. Unzuläffigfeit der Ergänzung 
einer Zeugenausjfage nach geſchloſſenem Beweisverfahren 476. (Wieder- 
einfegung wegen nen aufgefundener Zeugen 625.) Ergänzung der Aus- 
jagen eines bebenflichen Zeugen durch Indicien und Erfüllungseid 626. 
Widerſprechende Zeugenausfagen 638. Divergenz der Ausfagen über ein 
mündlihes Zeftament 535. (Erflärug eines Teftamentszeugen, daß 
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feine Unterſchrift unecht jet 701.) — Zeugenbeweis zum ewigen Gedächt—⸗ 
niß: Vorausfegung besjelben 876, Unzuläſſigkeit wiederholter Ver⸗ 
nehmung desſelben Zeugen 173. Abhörungen von Teftamentszeugen 577, 
Kundmahung der Ausfagen 664. — (Ausſchließung des Haupteides durch 
das Refultat des Zeugenbeweifes 11. Zeugenbeweis iiber den Geiftes- 
zuftand 334.) 


5. Eid. Anbietung eines Eides ohne nähere Bezeihnung 469, For- 
mulirung des Eides im Urtheil 114. Endurtheil unter gleichzeitiger, 
durh einen Eib bedingter Entjcheidung über die Zuftändigfeit 286, 
Berfpätete Antretung 340. Anfuhen um Verlegung der Eibestagfagung 
80, 119 (wegen Berichollenheit deſſen, der den Eid ablegen foll), 489. 
Rechtfertigung des Ausbleibens von der Eidestagfakung 24. Eidesan- 
tritt troß erfolgter Betrugsanzeige 603. Overgerichtliche Aenderung der 
Eidesformel (Einfluß auf den Koftenpunft) 710. Einfluß der Streitge- 
nofienshaft auf Auftragung und Ablegung des Eides 598, 706, 816, 
830, 1025, 1215, 1230 (Societätefirma), 1334. Einfluß des Todes einer 
Proceßpartei darauf 63, 301, 715, 790 (Schätungseid), 821, 848, 
1274, 1354. Abweihung von der im Urtheil feftgeftellten Eibesjormel 
598, 657, 807, 1019, 1095, (1104), 1131, 1391. Untheilbarkeit der 
Eidesformel 1104. Ablegung eines Eides im Auslande 803. Mopali- 
täten der Eidesablegung, im Schiedsfpruch feftgeftellt 1411. Zuläffig- 
feit der Rechtfertigung des Ausbleibens von der Eidestagfatung 24. 
Koften des Eidesveriahrens 693, 717. 895, 1004, 1275. Koften des 
Berfahrens wegen Zulaffung der Beweisfülhrung pro vitando perjurio 
892. (Gegenjeitiges Verhältniß verjchtedener Eide ſ. oben I. 4.) 

a) Haupteid. Formulirung 527. Unzuläffigfeit des Haupteides 
über NRechtsverhältniffe 315, 395, 1189; — über ftrafbare Handlungen 
1162; — über durch den Ausgang des Zeugenbeweifes widerlegte Be⸗ 
bauptungen 115 — über abftractes Wiffen 554; — über Thatjachen- 
welchen die Behauptungen des Deferenten widerfpredhen 920. Haupt- 
eid über außereheliche Beimwohnung 6; — über die eheliche, der Mutter 
aufgetragen 557. Allgemeinheit und Unbeftimmtheit der Eibesformel 
650, 763, insbefondere im Paternitätsproceß 1029. Haupteid über einen 
Sueidenzpunft nad einer für die Hauptſache entjcheidenden Formel 
1302, 1360. Unzuläfjigfeit der Vereinigung von Haupteiden über That- 
fachen, deren eine die Erheblichkeit der anderen bedingt: 849. Haupteid 
über die das forum contractus begründende Thatfache 227, 1302. Haupt- 
eid zum Nachweis der exceptio non numeratae pecuniae 42, (53). 


Wiſſenſchaft von den zu beſchwörenden Thatſachen 83, 114, 217, 
402, 515, 528, 801, 874, 1070, 1151, 1269, 1298. Bedeutung ber 
Formel „meines Wiffens und Erinnerns“” 801, 874, 1076. Auftragung 
des Haupteides an einen Irrfinnigen 182, 704, 1397; — an dem am 
Proceß nicht theilnehmenden Cedenten 190; — an eine no nicht an- 
getretene Erbichaft 1445. Vertretungsleifter bes Deferenten 11615 — des 
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Delaten 700, 1056. Ungenügende Bezeichnung des Delaten 920. Irre⸗ 
feribler Haupteid 473, 521, 928, 1297, 1302, 

Berzicht des Delaten auf die Beftreitung der durch Haupteid zu erpro- 
benden Thatſache 86. Legitimation des Vormundes zur Auftragung bes 
Haunpteides im Paternitäteproceß 371. Entbehrlichfeit der oberpormund- 
ihaftlihen Genehmigung zur Annahme oder Zurüdichiebung des Haupt- 
eides 960. — Zurüdichiebung des Haupteides im Kalle ver Wiederein- 
jegung zur Appellation nah Antretung des Haupteides 684; — im 
Falle der Wiedereinjegung zum Antritte des Haupteides 1256. Wieber- 
einjeßung ob noviter reperta gegen ein Urtheil, wodurch auf Haupteid 
erfaunt wird 454. Ä 

b) Erfüllungseid (vgl. oben I. 4). Borausfegungen des Er- 
füllungseides 896. Erfillungseid zur Ergänzung des Beweijes über 
Berabredung eines beſtimmten Zahlungsortes 2, 286. Erfüllungseid zur 
Ergänzung der dur Indicien bergeftellten halben Probe 325, 469, 626, 
Unzuläffigkeit des Erfilllungseides bei widerjprechenden Zeugenausfagen 
638. Erfüllungseid über einen vom Zeugen nicht angegebenen Thatum- 
jtand 1067. Wiedereinfeßung des zum Erfüllungseid Zugelaffenen zur 
Borführung neuer Zeugen 625. 

ec) Shätungseid 55, 287, 429, 467, 790, 1407, 1421. 

d) Manifeftationgeid 5, 480; — auf Berlangen eines In⸗ 
teftaterben, der die Erbichaft noch nicht angetreten hat 703. Beilat des 
Wiffens und Erinnerns 50. 

6. Indicien: (6), 28, 122, 133, 274, 325, 373, 469, (478), 
493, 535, 554, 626, 634, 776, 917, 968, 1067, 1091, 1136, 1161. 

ı 


L. Richterliche Entiheidung (Urteil, Beiheid, Schiedsſpruch). 


I. Unzuläffigleit der Entſcheidung durch Befcheid über Einwendungen während’ 
der Erecution 34, 1114, 1115. Anordnung des Kunftbefundes durch 
Beſcheid 333. 

II. Inhalt des Urtheild. Präjudicialerfenntniß 191. Alternatives Erkennt. 
niß 86, 1381. Wichtigfeit des Urtheils wegen Unvollftänpigfeit 406; — 
wegen ber Entjcheibung über das Recht felbft, während nur eine Beant- 
wortung dir Aufforderung vorliegt 548; — wegen Verbindung einer 
definitiven Entjheidung mit einer Bemeisanordnung 690. Faſſung des 
Urtheils bei theilwetjer Anerfennung des Klagsanſpruches durch den Be⸗ 
flagten 1066. (Berurtheilung des Beklagten troß ber von ihm erflärten 
Bereitwilligfeit, dem Klagebegehren zu entſprechen 1288). Unterjchied der 
Urtheilsformeln „nicht ſchuldig“ und das „Begehren hat nicht flatt“ 
1149. Abweifung zur Zeit wegen Streithängigfeit 1217. Berweifung der 
Liquidirung ber Nebengebühren auf einen im Erecutionsverfahren auf- 
zunehmenden Kunftbefund 1304. Verurtheilung zu einer Leiftung, welche 
bereits unmöglich geworben ift 504. Verurtheilung unter der Bebingung 


II. 


IV. 
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einer inzwiſchen unmöglich gewordenen Gegenleiftung 1233. Zuerfennung 
eines von einer noch unerfüllten Suspenfivbedingung abhängigen Rechtes 
1373. Nichtberechtigung des in contumaciam erfennenden Richters zur 
Mäßigung des Erſatzanſpruches oder Auferlegung des Schützungseides 
1407. Vorbehalt einer neuen Klage im Urtheil 1134 (Bd. 2. ©. 128). 
Borbebalt zu Sunften des Bellagten 176. (Ausfpruch über Gerichtsfoften 
ſ. D. VL 1.) 

Verhältniß des Urtheild zur Klage. Berurtheilung aus einem in ber 
Klage nicht geltend gemachten Rechtsgrunde 76, 104, 264, 1010, 1111, 
1161, 1229, 1255, 1280, 1296, 1419, 1428, 1447. Eintritt einer Bor- 
ausſetzung des Klagerechtes nach Anftellung der Klage 209. (Behandlung 
des Eventualpetits 522.) Ueberjchreitung des Klagebegehrens 98. Verur⸗ 
theilung zum Erlag bei Gericht, während das Klagebegehren auf Zahlung 
lautet 592, 677, 716. Arbiträre Zuerlennung einer Remuneration ftatt 
ber begehrten nach Procenten beftimmten Mäklergebühr 607. Ausdehnung 
bes Begehrens einer Schuldllage auf Pränotationsrecdtfertigung 834. 
Berurtheilung zur Zahlung eines unbeftimmten Betrages troß der Ein- 
Hagung einer beftimmten Summe 835. Berichtigung eines Schreibfehlers 
im Rlagebegehren 851. Individualifirung des im Klagebegehren zu un⸗ 
beftimmt bezeichneten Streitobjectes 891. 

Rechtskraft des Urtheild 229, 477. Subjectiver Umfang der Rechtskraft 
16, 136, 244, 317, 679 (Wirkſamkeit des gegen bie Gemeinde ergangenen 
Urtheils wider die Gemeindeglieber), 1245, 1252. (Subjectiver Umfang 
der Nullität eines Urtheils 1272.) Rechtskraft des binfichtlich der Haupt— 
ſache bedingten Enburtheils bei theilweifer Appellation 900. (Ueber die 
Formeln „nicht Shuldig” und „das Begehren habe nicht ftatt“ und Bor- 
behalte ſ. oben II.) Rechtsfraft des im Liquidirungs-Procek ergebenden 
Erfenntniffes 303, 729, 808. Rechtskraft der Entfeheidungsgründe 309, 
477, 606, 761, 931. Berhältniß der Entſcheidungsgründe zum Urtheil 406. 
(Auslegung eines Urtheil® 696. Berichtigung desfelben 1391 — vgl. 
Übrigens Abweihung von der im Urtheil feſtgeſetzten Eidesformel K. 
I. 5.) 


. Schiedsſpruch. Rehnungsverftoß in dem Schiedsſpruch 36. Unrichtige 


thatſächliche Vorausſetzungen 38. Weberfhreitung der im Compromiß ge- 
festen Frift 691, 700. Compromiß unter der Bedingung der Genehmi- 
gung des Schiedsſpruches durch die Curatelbehörde: Beendigung der 
Euratel vor Abgabe des Schiedsſpruches 757. Tod eines der Schiebs- 
richter 555. Compromiß im Wege gerichtlihen Vergleiches zu Stande 
gebracht: Benennung anderer als der vereinbarten Schiedsrichter im In⸗ 
timationsbejheib 902. Schiedsfpruch, ohne Anhörung der Parteien ergan«- 
gen 906. Schiedsrichterliche Gewalt bei Würdigung mündlicher Zugeftänd- 
nifje der Parteien 955. Giltigleit der Verabredung, für die Entſcheidung 
fünftiger Streitigfeiten von Fall zu Fall ein Schiedsgericht zu beftellen 
1007. Auferlegung eines außergerichtlich unter befonderen Modalitäten 
abzulegenden Cides (Rabbinatseid) 1411. 
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M. Rechtsmittel. 


Appellation und Reviſion. Entbehrlichfeit der Appellationsanmelbung, 
wenn Appellations-Befchwerben überreicht find 420. Ueberreihung ber 
Appellations-Anmeldung und Appellations-Bejchwerden in simplo (im 
ſummariſchen Berfahren) 187. Mündliche Appellations-Anmeldung im 


ſchriftlichen Berfahren 740. Frift zur Appellations-Anmeldung bei ver- 


III, 


einbarter Weberleitung des fummarifchen Verfahrens in das ordentliche 
748. Wahrung der Appellationsfrifi durch ein Geſuch um Anberaumung 
einer Tagſatzung zur Appellations-Anmeldung 1016. Berechnung der 
reftituirten Frift zur Appellations- Anmeldung 1142. Appellationsfrift bei 
Einflagung eines Beftandzinies 1295. Appellation eines unter mehreren 
in contumaciam Perurtheilten 317. (Vernichtung des ganzen wider 
Mehrere ergangenen Urtheiles auf Betreiben einzelner derſelben 1272.) 
Einfluß der Appellation und Revifion auf den Beweisantritt 109, 313 627, 
972 | 1075. Fortſetzung der Appellation ungeachtet vorausgegangener 
Abftehungserflärung 1340. Verpflichtung der höheren Juftanz, Über Das 
Eventualbegehren fofortfelbft zu entfeheiben, wenn fie Das Principalbegebren 
zurücdweift 622. Ausjeßung der Entſcheidung über die Proceßkoſten erfter 
Inſtanz bis zum Ausgang des in zweiter Inftanz angeorbnneten Beweis- 
verfahrens 584. Enticheidung über die Proceßkoſten bei Umwandlung eiuer- 
bedingten Berurtbeilung in eine unbebdingte und umgefehrt 619, 1307, 
— bei Abänderung der Eidesformel in zweiter Inftanz 710. Berechtigung 
ver Partei, eine in den Gründen der divergirenden Erfenntniffe gleich- 
mäßig abgelehnte Einrede im Wege der ordentlihen Revifion geltend zu 
machen 606. Entſcheidung in merito, während die untere Inftanz nur 
über Dieexceptio rei jndicatae entſchieden bat 854. Unzuläffigfeit der Rewi- 
fion binfichtlich eines der Appellation nicht unterzogenen Nebenpunctes bei 
Umwandlung des in erfier Inftanz über den Hauptpunft gefallten be= 
Dingten Srfenntniffes in ein unbebingtes 900. Außerordentliche 
Revifion. Unzuläfjigkeit einer Tagfagung zur Aufnahme berjelben 399. 
Einfluß derſelben auf die Frift zum Eidesantritt 313. 


. Recurs. Nicätberüdfichtigung des either geänderten Sachverhaltes durch 


bie Recursinſtanz 49. Zuläfligleit eines bejonderen Recurjes wegen In 
competenz im fummarifchen Verfahren 387. Unzuläffigfeit des Recurſes 
gegen die vom Oberlandesgeriht in Befitftreitiahen angeordnete Er- 
gänzung der Verhandlung 642, 1020. Berfpätung des Necurfes auf ber 
Poft 915. Reftitution zum Reviſionscurs 1349. 


Nullitätöbefchwerde (vgl. IL Nullitäten) 516, 835, 1272, 1295. 


IV. Anfehtung eines Schiedefpruches (vgl. L. V.). Beftreitung des Schieds⸗ 


ſpruches (nad Ablauf der gejetlichen Frift) wegen Simulation 1162. 
Hemmung der Erecution durch die Klage wegen Nichtigfeit des Schieds⸗ 
fpruches 1281. Erecution zur Sicherftellung während der Verhandlung 
iiber Die Anfechtung des Schiedsſpruches 1364. 
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V. Wiedereinfegung in den vorigen Stand: 

1. wegen einer verftrichenen Frift 131, 172, 298, 1142, 1181, 
(1206), 1256, 1349. 

2. ob noviter reperta. Ungejucht vor dem Urtheil 131, 779, 823. 
Erheblichkeit der Beweismittel al® Erforderniß der Reftitution 275, Neu- 
heit der Beweismittel 1206. Specificirte Angabe ber noviter reperta 
442. Beweislaft 469. Wiedereinfegung bewilligt gegen ein Urtheil, wo⸗ 
durch auf den vom Keftitutionswerber beferirten Haupteid erfannt wird 
454. MWiedereinjegung dem zum Erfüllungseide Zugelaffenen bewilligt 
625. Verjährung des Rechtes des Keftitutionswerbers 904. Verhältniß 
ber rest. ob nov. rep. zu der ob terminum elaps. 1206. 

3. wegen mangelhafter Vertretung 179, 229, 298, 899, 975, 1104, 
1315, 1436, 


N. Erecntion. 
(Erecutivproceß ſ. Q. III.) 
I. Execution überhaupt. 

1. Grundlage der Erecution. Rechtskraft des Urtheils ſ. L. IV, 
Berechnung der vierzehntägigen Urtheilsjrift 158. Execution königlich 
polnifher Urtheile 405. Nachweis der Zuftellung der Klage als Vor⸗ 
ausfegung ber Vollftredbarfeit eines Contumacial-Erfenntniffes 560. 
Execution auf Grund von Zahlungsbefehlen der Finanzbehörden 738. 
Bollitredbarteit eines vor dem Strafrichter abgelchloffenen Vergleiches, 
791; — eines zu Protokoll erklärten Verſprechens 1232; — eines dur 
eine Gegenleiftung bedingten Urtheils bei eingetretener Unmöglichkeit der 

Gegenleiſtungen 1233; — eines feine Frift beftimmenden Urtheils über 
fünftige Leiftungen 1267. Angabe und Prüfung des Rejultates voraus⸗ 
gegangener Erecutionsfchritte 1348, 

2. Object der Erecution. Unzuläffigkeit der unmittelbaren Ere- 
cution auf Staatsvermögen 424. Erecution auf das Einfommen eines 
Lottocollectanten 1418. Erecution auf ein Eridagut für den Fall, daß 
es zur freien Verfügung des Eridatars zurückkehre 1216. Erecution eines 
Gläubigers des Erben auf Erbichaftsfachen vor der Einantwortung 532, 
739, 1333. Erecution auf bereit8 an Dritte übergegangene Erbſchafts⸗ 
fachen 1253. 

3. Hemmung der Erecution. Im Zuge befindliche Behand- 
fung der Gläubiger 108. Erlag der eingellagten Summe 1069. Zahlung 
1289. Klage wegen Nichtigkeit des Schiedefprudhes 1281. Anzeigen 
Dritter über die der Erecution entgegenftehenden Hindernifſe 1303. Straf- 
anzeigen 743, 1203, 1440. Noch nicht erfolgte Ausmittlung des reinen, 
unter Vorbehalt des Inventars angetretenen Nachlaſſes 957, 1114, 1115( 
1442. Dritten Perfonen drohender unwiederbringlicher Schade 1321. 
Erfjeindirungsllage 172, 719, 1151, 1309, 1321. Oppofitionsflage 
1423, 
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4. Verſchiedene Zwiſchenfälle und Streitigkeiten im Lanfe 
bes Erecutionsverfahrens. Mittlerweile eingetretene Intereſſenverjährung 
15. Berjchweigen einer Abfchlagzahlung 17. Verſchweigen eines voraus- 
gegangenen Erecutionsfchrittes 1348. Unzuläffigfeit der Entſcheidung 
dur Beſcheid über Einwendungen gegen bie Erecution 34. Beftrei- 
tung der Giltigfeit eines Erecutionsactes im Wege der Einrede 427. 
Kunftbefund fiber eine durch Urtheil auferlegte Arbeit 952. Kunftbefund 
zur Liquidirung von Nebengebühren 1304. Koften der Entjendung eines 
Bevollmädtigten des Erecutionsführere 1218. Vorbehalt eventueller 
Wiederaufnahme eines Erecutionsmittels 1276. Rechtsmittel gegen Die 
Weigerung des zur Vornahme eines Erecutionsactes requirirten Mili- 
tärgerichtes 1376. 

Erecntion anf unbewegliche Sachen. Execution auf eine in bie öffent- 
fihen Bücher nicht eingetragene Realität 494. Intabulation eines Ur- 
theils bezüglich künftiger Leiftungen 901, 1166. Einverleibung eines 
Filchereibefigrechtes 1431. Erecution wider den Hypothakarſchuldner ohne 
vorausgegangene Belangung desjelben 74, 438, 1071, 1324. Erecution 
wider den Erfteher eines feilgebotenen Grundftüdes 278, 536, 1064. 
Erecutionsführung auf Erbgut vor der Einantwortung 532, 739, 1333, 
1367. Segenjeitiges Verhältniß mehrerer Erecutionsführungen auf bie- 
jelbe Realität: Erecutionsacte nach bereits erfolgter erecutiver Feilbie- 
tung 536, 725, 999, 1064, 1112, 1174, 1233, 1422. Execution auf bie 
Früchte einer bereits verfteigerten Realität 536, 1064. (Bgl. IV. Se- 
queftration. ) 

Feilbietung. Competenz zur Feftitellung der Feilbietungsbeding- 
nifje 1392. Auf Abänderung der Beringniffe gerichtetes Begehren einer 
an ber Erecution nicht betheiligten Perſon 95. Abmweihung der Beding⸗ 
nifje von der gejeglichen Hegel 1179. Berftändigung ber Hypothekar⸗ 
gläubiger 197, 305, 1057. Hypothekarſchuldner als Mitbieter 377. 
Feilbietungscaution von einem der Erecution fih anjchließenden Hypo⸗ 
thefargläubiger gefordert 540, 865. Unzuläffigfeit der Einftellung einer 
bereits begonnenen Feilbietung 571. Anſpruch der Kaufluftigen auf Erſatz 
wegen Erftredung ber Feilbietungstagfahrt 1259. Berantwortlichfeit des 
unbefugt Mitbietenden 833. Nichtigerflärung einer Feilbietung wegen 
Abhaltung von Mitbietenden 912. Rechtsverhältniß bei Nichtigerflärung 
ber Feilbietung 720, 1061 (Tilgung einer Satpoft durch den Erfteber). 
Anſpruch des Erftehers auf den Einfommenfteuerabzug von ben In- 
tereffen des Kaufpreijes 167. Relicitation wider die Concursmafle Des 
Erftehers angejucht 261. Abänderung der urfprünglichen SFeilbietungs- 
bedingnifje bei der Relicitation 314. Haftung der Gläubiger gegen- 
über dem Erfteher für den Abgang an den verfauften Realitäten 431, 
471. Behandlung des in Händen des Erftehers gebliebenen Kaufpreiies 
544. Einrehnung von als Kaution erlegten Papieren in den Kaufpreis 
1068. Perfönlihe Haftung des Erftehers für die übernommenen Ber- 
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pflichtungen 550, 806. Erforderniſſe der Pränotation des Eigenthums⸗ 
rechtes des Erſtehers 869. Einantwortung an ihn 1120. Zeitpunct des 
Eigenthumsüberganges auf den Erſteher 1179. Zahlung des Mieth- 
zinjes an ben Executen nach ber Feilbietung 983. Geſuch des Erftehers 
um Löſchung einer Sakpoft 1186. 

Meiftbotvertheilung. Meiftbotvertbeilung trotz mittlerweile er- 
folgter Concurseröffnung 582. Folgen des Ausbleibens von der Tag- 
fazung 1438. Einwendungen gegen die Meiſtbotvertheilung 57. Recurs- 
frift bei der Meiftbotvertheilung in Folge einer wechjelrechtlichen Erecution 
1410. — Priorität der Zinfen 258, 322, 1184. Anſpruch des Pfand- 
gläubigers auf vollftändige Befriedigung aus einem ibeellen Theil des 
Pfandes 241, 259, 1082. Behandlung des Ausgebinges 341, 1090. 
Rangordnung der Ereceutions- und Liquidirungsauslagen 64. (Koften 
einer vorausgegangenen erecutiven Sequeftration) 552, 918, 1336. Si⸗ 
multanhypothefen 602, 837, 1200, 1345. Steuern und Öffentliche Ab- 
gaben 674, 811. SIntereffen von Gebühren-Rüdftänden 1337. Ein⸗ 
fommenfteuerabzug von den Zinfen einer auf den Kaufpreis verwiefenen 
Befitzveränderungsgebühr 903. Fruchtgenuß 728, 870. Bewirthichaftungs- 
und Wohnungsreht 1241. Mit einem älteren Pfandrecht collidirendes 
Wohnungsrecht 933. 

Erecution auf Rechte und andere bewegliche Saden (mit Ausſchluß 
ber erecutiven Sequeftration). Collifion von Pfandgläubiger 200, 236 
und 1153 (gefetzliches Pfandrecht des Beftandgebers), 1382; insbeſondere 
bei gerichtlichen Depofiten 758, 973 und 1368, und bei Forderungen an 
öffentliche Caſſen 1123, Unzuläffigfeit der Transferirung wiederbolt ge- 
pfändeter Effecten ohne Zuftimmung der früheren Pfandgläubiger 285. 
(Klage auf Auefcheidung unbeweglicher, in eine Mobilarerecution ein« 
bezogener Sachen 719. Erjcindirungsflage 172, 719, 719, 1151, 1309). 

Erecutive Abnahme von Sachen aus Händen Dritter 513. Pfän- 
dungsvornahme in der früheren Wohnung des Erecuten 1160. Sofortige 
Aufhebung der Pfändung von im Beft Dritter befindlihden Sachen 1219. 
Zeitpunct der Vollendung des Pfändungsactes 1110. 

Erecutionsfübrung auf einen Kirchenftuhl 771; — auf ein bebenkliches, 
beim Strafgericht aufbewahrtes Gut 1372; — auf den Fruchtgenuß des 
Baters an dem feinen Kindern zugewendeten Vermögen 129; — auf 
ein Kaufrecht 90; — auf ‘Privatforderungen 425, 1328. Geſuch um 
Pfändung und Einantwortung von Forderungen 1328. Erecutions- 
führung auf zweifelhafte Forderungen 610, 836; — auf eine Gegen« 
forderung des Erecuten 459, 663, 1152; — auf die Proceßkoſtenvergü⸗ 
tung, welche dem zum Armenrechte Zugelaffenen gebührt 705; — auf den 
erft zu erwerbenden Lohn 815. (Einfluß der Ceſſion einer erecutiv eın- 
geantworteten Forderung auf die Behandlung des Erecuten 872. Ere- 
cution anf eine bereit cebirte Forderung 1237.) Erecution auf das 
einem Berfchollenen für ven Fall der Rückkehr ausgejette Vermächtniß 
1043. Borausjegungen der Feilbietung einer Rente 1310. 


IV, 


VI. 
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Ereentive Sequeitration. Sequeftration von Perfonalgewerben 351, 465. 
Sequeftration des Einkommens eines Lottocollectanten 1418. Sequeftra- 
tion des bereit verfteigerten Grundſtückes 536, 1064. Segneftration 
eines Grundftüdes in Folge erecutiver Einantwortung der Früchte 576, 
587, 800. Einwendungen gegen den vorgefchlagenen Sequefter 1243. Be- 
rechtigung des Sequefters zur Auflöfung von Beftandverträgen 45, 805, 
1195. Anſpruch der nachfolgenden Glänbiger auf Zahlung ber Zinjen 
574, Behandlung der Sequeftrationsfoften bei der Kaufpreisvertheilung 
64. (Entſchädigungsklage gegen den Sequefter 746.). 


. Schuldhaft. Schuldhaft gegen Geiftliche 474. Namhaftmachung der 


Güter: Zuftellung des Auftrages 112. Beweislaft 73, 1074. Nam- 
haftmachung einer mit Beichlag belegten Benfion 637. (Berweifung auf 
eine dem Gläubiger zuftehende Hypothekarklage 1305.) Einmwirfung ver 
Güterabtretung, ber Verhandlung über die Rechtswohlthaten und 
des Eoncurfes auf die Schulbhaft 54, 198, 273, 656, 744, 1002, 1155, 
1182, 1220, 1285, 1308. Alimentationspflicht (und Wirkungen 


der Nichterfüllung) 855, 860, 1207, 1398. Bitte des BVerhafteten um 


einen Ausgang zum Gebrauch einer Eur 581, 637, (1396). Wirkung der 
Unterbredung der Haft 1284, 1396, 1399. Berechnung der Dauer eines 
Superarreftes 359. Entlafjung unter Borbehalt der Wiederaufnahme 
1276. Fortvauer des Arreftes nach freiwillig zugeftandener Entlaffung 
20, Arreftvornahme in Croatien 1396. 


Andere Erecutiondarten. Auferlegung einer Geldftrafe 100, 621, 695. 
Erecution des Erfenntniffes auf Uebergabe eines Kindes 881. Erecution 
im Falle der Berurtheilung ad faciendum 255. Kunftbefund über eine 
durch Urtheil aufgetragene Arbeit 952. Execution der Verpflichtung zur 
Uebergabe von Wechfelaccepten 360; — zur Uebertragung einer Obli«- 
gation durch Ceffion 6965 — zur Ausftellung einer Urkunde 1270. — 
Anhaltung zur Entfernung einer Concnbine 1232, 


O. Proviſoriſche Sicherftellungsmittel. 


. Broviforifhe Sequeſtration. Vorausſetzungen derſelben 47, 248, 397, 


923, 1026, 1326 (Erforderniß vorausgehender Klageanbringung). Se- 
quefiration einer Berlaffenjchaft wegen widerftreitender Erbanfprücdhe 1001, 
1434. Wegfall der Kaution bei der Sequeftration zur Sicherftellung von 
Aerarialanjprüchen 645. Befisftörungsflage des Sequefters gegen eine 
Sequeftrationspartei 819. Haftung der Sache für die Koften einer an- 
geordneten Sequeftration 1441, 


. Beſchlagnahme wegen Eingriffs in ein Privilegium 102. 
III. 


Berbot. Urkunden, auf Grund deren das Verbot ohne Cantionsbeftellung 
bewilligt wird 409. Nothwendigfeit der Nechtfertigung eines erwirkten 
Berbotes 483, Unzuläffigfeit der Cejfion einer mit Verbot belegten For- 
derung 529. Berbot auf Forderungen eines ausländifchen Eridatars 547, 
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1358. Gefahr als Erforderung des Verbotes 580. (Vorhandenſein eines 
Solidarfchuldners ald Grund der Verweigerung), 1121, 1140. Verbot 
auf eine auf den Meberbringer lautende Polizze 887. 


IV. Ereention zur Sicheritellung. Abwendung berjelben (der pfandweifen 
Beichreibung der invecta et illata) durch Erlag baaren Geldes 23, 279. 
Pfändung des Nachlaſſes eines Pfarrers zur Sicherftellung der Erjaß- 
anſprüche der Kirchen- und Armencaffe 665. Erecution zur, Sicherftellung 
auf Grund einer Urkunde, deren Echtheit beftritten ift 539; — während 
des ſummariſchen Procefjes, wenn die Klage anf einer vollen Glauben 
verdienenden Urkunden beruht 841; — während der Verhandlung über 
die Nichtigkeit des Schiedsfpruches 1364. Anſuchen um Execution zur 
Sicherftellung, während der Bellagte feine Verbindlichkeit zu erfüllen 
unternimmt 1287. 


P. Güterabtretung. Rechtswohlthaten. Behandlung der Glänbiger. 


Einfluß der Güterabtretung auf die Schuldhaft j. N. V. Klage auf 
Zugeftehung der Rechtswohlthaten nach erfolgter Concurseröffnung 222; — 
nad) Beendigung der Concursverhandlung 1220, 1121. Beneficium compe- 
tentiae 444, 727. Klageführung während einer im Zuge befindlichen Behand- 
fung der Gläubiger 778. Erecutionsführung während berjelben 108. 


Q. Befondere Procefarten. 


I. Aufforderungöproceß. Berhältniß zum Rechnungsproceß 702. Bereinigung 
ver Bauaufforderung mit dem Aufforderungsproceß wegen Berühmung 
981. Proceffualifche Stellung zweier mit derſelben Aufforberungsflage 
Belangten 980. - 

1. Berühbmung. Aufführung einer Paſſivpoſt im Contocorrente 
144. Verweigerung ber Devinculirung einer Caution 294. An den Ge- 
meindevorftand gerichtete Bitte um Gleichſtellung mit anderen Gemeinde» 
bürgern binfichtli des Waldgenuſſes 448. Einbeziehung von Sachen 
in ein Berlaffenihaftsinventar 501. Erklärung des Pächters, daß die 
Beſtandſache jein Eigenthum fei 511. Executionsgeſuch 884. Erwirfung 
ber erecutiven Einantwortung einer Forderung an ben Aufforbderer 927. 
Unterfagung einer Baumpflanzung auf dem Befisthbum des Aufgefor- 
derten 1021. Erwirfung der Anmerkung der Leheneigenfchaft 1126. Aufe 
forderungsflage gegen den Mandatar, welcher für feinen Mandanten ein 
Recht in Anſpruch nimmt 594, 

2. Aufforderung bei einem Baue. Aufforberungllage gegen 
den Befiger 110, (1021). Beantwortung der Aufforderungsflage 110, 
205, 374, 548, 958. Nichtigleit des Urtheils über das Necht felbft, weun 
nur eine Beantwortung der Aufforderung vorliegt 548. 


I, 


III. 
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Rechnungsproceß. Verhältniß zum ſummariſchen Proceß 204; — zum 
Aufforderungsproceß 702. Freiwillige Einbringung der Bemängelung 88. 
Einrede ftatt der Bemängelung (Beftreitung der Berechnung des Rech⸗ 
nungslegers) 1379. Einrede ftatt der Erläuterungen 88. Verbindung der 
Klage auf Liquidhaltung der fich ergebenden Forderung mit der auf Ge⸗ 
nehmigung der Rechnung 159. Erſtreckbarkeit der vereinbarten Frift zur 
Bemängelung ber Rechnung 1032. 

Ereeutivproceh. Nothwendigkeit ausprüdlihen Anſuchens um Einleitung 
desſelben 70. Unzuläffigkeit der Tagfaungsanorbuung nad 8.16 a. G. O., 
wenn der Einleitung des Erecutivprocefjes nicht ftattgegeben wird 1342, 
Anwendbarkeit des Executivproceſſes bei Forderungen, die nicht auf Geld 
gehen? 496, 1018. Erecutivflage auf Grund: 1. eines im nicht flreitigen 
Berfahren aufgenommenen Protofolles 214; 2. eines vom Schuldner 
unterjchriebenen Buchauszuges 440; 3. einer von einem Dritten flir den 
Beklagten ausgeftellten Urkunde 1342. Innere Erforderniffe der Urkunde: 
1011 (cautio indiscreta), 1239, 1244. Regreßflage eines jpäteren Ceſ⸗ 
fionars gegen den erften Cedenten 1059. (Erecution zur Sicherftellung 
ſ. 0. IV) 


IV. Summariſches Verfahren. (Berhältniß zu anderen Proceßarten |. F). Auf- 


rechthaltung des orbnungswidrig eingeleiteten jummarifhen Verfahrens 
121, 252, 365. Beanftändung einer Rechnung im Wege des ſummariſchen 
Berfahrens 204. Notar als Parteienvertreter im fummarifchen Verfahren 
712. Advocaturconcipient desgl. 1435. Koften der Beiziehuug eines Advo⸗ 
caten 998. Zeitpunct zur Einwendung der Incompetenz 1052. Separat- 
entſcheidung über die Zuftändigfeit 976. Bedingte Entſcheidung dariiber 
verbunden mit der Entſcheidung über die Hauptiache 286. Haupteib über 
die Echtheit der Unterjchrift eines Abweſenden deſſen Curator aufgetragen 
521, 1365. Aenderung des Klagegrundes 1255, 1296. Frift zur Appella- 
tion im Fall der Vereinbarung auf fummarifches Verfahren 447; (im Falle 
ber Ueberleitung des ſummariſchen Verfahrens in das ordentliche 748), 
Appellations » Anmeldung und Beſchwerden in simplo überreicht 187. 
Selbftändiger Recurs wegen Unzuftändigleit des Richters 387, Revifions- 
frift 463. Wiederaufnahme wegen neuer Behelfe 662. Erecution zur 
Sicherſtellung auf Grund einer vollen Glauben verdienenden Urkunde 
während des jummariihen Verfahrens 841. 


V. Mandatöverfahren. Nichtberüdfichtigung der formellen Mängel der Ur- 


funde im Enburtheil 460, 825, 1297. Gefuh um Verlängerung ber 
Frift für die Einwendungen 734. 


VI. erfahren in Angzieh-Streitigteiten. Außergerichtliche Auflündigung 135. 


Berfahren bei Zuftellung der Auffündigung 1266. Gerichtliche Berftän- 
bigung von der Zurüdlegung der Auffündigung 490. Eonnerität der 
Beitandftreitfahe mit einer anderen Streitſache 526, 660, 880. Klage 
auf Aufhebung des Beftandvertrages vor ber bebungenen Zeit 868, 
Ueberlaffung einer Wohnung als Entgeld für Dieftleiftungen 996. Frift 
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zur Einfprache gegen die Auffündigung 1266. Aenberung ber Auffün- 
Digung nach erfolgter Zurücklegung 1053. Exceptio rei judicatae 854. 
Einwendung der Simulation bes Beftandvertrages 201. Appellations« 
frift bei Einflagung des Beftandzinjes 1295. 

VD. Befißftreitigkeiten. (Vgl. Sachenrecht A. III.) Active Sachlegitimation 256 
(Bermwalter ver Berlafjenihaft dem Miterben gegenüber), 266 (Mitbefiter), 
819 (Sequefter gegenüber der Sequeftrationspartei), 925 (Klage des Ver⸗ 
pächters wegen Störung des Pächters im Befiß). Paſſive Sadlegitimation 
26, 81,289, 586. Befißftreitigleiten zwifchen Beſtandnehmer und Beftand- 
geber 206, 956, 969, 990, 1146. — Frift zur Klage: Beweislaſt hinfichtlich 
ber Zeit, wo die Störung befannt wurde 139. Stellvertreter im Befit 601. 
Verftreichen der Frift durh ein Compromiß und deſſen Bereitlung 555. 
Unzuläfjigkeit der Revifion gegen die vom Oberlandesgerichte verfügte 
Ergänzung der Verhandlung 1020. (Competenz bei Störung im Befig 
von Bergbau-Öbjecten 1187.) 


Concurs. 


A. Materielles Concursrecht. 


I. Wirkungen der Concurseröffnung: 

1. Aufhören des Berfügungsrechtes des Gemeinſchuld— 
ners. Veräußerung in fraudem creditorum 138, 964. Verhältniß 
des Cridatars zur Maſſeverwaltung 785. Proceßführung gegen die 
Perſon des Cridatars 724, 518 (Löſchung eines Pfandrechts), 547 und 
1358 (Berbot auf Forderungen eines ausländiſchen Cridatars), 950 
(Forderungen, welche nach der Concurserdfinung entftanden), 1216 (even- 
tuelle Ereceutionsführung auf ein Eridagut). 

2. Competenz, Procefführung, Verjährung. Ueberant- 
mwortung aubängiger Proceßſachen an die Koncursbehörbe 342. Ab⸗ 
grenzung der Kompetenz der KConcursbehörde 199, 518, (547), 582, 
913, 950, 1216. Klagen wider die Verwaltung des Concursver- 
mögens 199, (410), 435, 1197. Concursmafje als Klägerin 719, 1042, 
1099, 1165, 1423. Proceßloftenerjag von der Concursmaſſe begehrt 
858, 1022, 1042, 1294. Berurtheilung des Gegners einer Concurs- 
maſſe zur Entridtung ber für die Vertretung der Koncursmaffe auf- 
gelaufenen Koften 304. Klagscaution von der Eoncursmafle begehrt 
1099, 1165. Einfluß der Eoncurseröffnung auf ein rvechtsfräftiges Ur- 
tbeil 449, Unterbrechung der Verjährung durh Anmeldung der For- 
derung 829. 

3. Pfand-, Retentions- und Rüdforderungsrehte und 
Separat-Erecution: Kaufmännifches Netentionsrecht 75, 472. Vor⸗ 
recht der Wechjelpfandgläubiger 87, 99. 1423, Anmeldung des Pfandrech- 
te8 an einem Cridagute ohne vorausgegangene Klage wider ven Perſonal⸗ 
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ſchnldner 433. Gefetsliches Pfandrecht des Beſtandgebers 4. 541, 1125. 
Hecht der Sparcaffe auf unmittelbare Veräußerung verpfändeter Werth- 
papiere 681. (Klage der Eoncursmaffe auf Ausicheidung unbeweglicher 
in die Mobilarerecution einbezogener Sachen 719, 1423.) Bertheilung 
bes Erldfes einer vor der Eoncurseröffnung vorgenommenen Feilbie- 
tung 582. Vindication von baarem Geld 760; von Dedungswecdjeln 
jo wie des dafür eingegangenen Geldes 1400. Afterpfand an einem 
Eridagut 1097. 

4. Berfhiedene andere Anſprüche von Eoncursgläu- 

bigern: Bedingte Forderungen 926. Verzugszinien 378, 653. Ein- 
klagung des doppelten Angelds 997, 1045. Correalſchuld, gleichzeitige 
Geltendmachung der Wechfelforderung und des Regreßrechtes 391, 708, 
792. Compenjation 765, 1087, 1262. Einfluß der Eoucurser- 
dffnung auf vorher geſchloſſene Rechtsgeſchäfte: Beſtand⸗ 
verträge: 111, 364, 410, 435, 774. Vorausbezahlung des Beſtand⸗ 
zinjes 364, 1128. Leibrentenvertrag mit caffatoriiher Clauſel 128. 
Kaufvertrag, worin die Einverleibung des Eigenthumsrechtes des Kri- 
datars nur gegen gleichzeitige Einverleibung des Pfandrechts für ben 
Kaufpreis eingeräumt wird 689. Erwirfung der Relicitation wider bie 
Concursmafje des Erftehers 261. Zur Bewirkung eines Ausgleichs won 
einem Dritten übernommener Berbindlichfeiten 878. 
Nangordunng der Anſprüche. (Aniprüche auf Befriedigung außer dem 
Eoncurfe |. oben I 3). Perjonalfteuern 396. Rohnforderungen der Fabrik⸗ 
arbeiter (von einem Dritten für Rechnung des Cridatars bezahlt) 1117. 
Dem gejeglichen Pſandrecht des Beftandgebers unterliegende, vor ber 
Fälligkeit veräußerte Effecten 4. Zinjen eines nicht unausgeſetzt eingeflag- 
ten Pfandcapitales 223. Unbededter Reft eines pfandrechtlich fidherge- 
ftellten Heirathsgutes 888. Mit einem älteren Pfandrechte collidirendes 
Wohnungsrecht 933. 


. Rechtliche Berhältniffe des Gemeinſchuldners (S. auch oben I. 1.) Rechts- 


wohlthaten, und insbejondere Befreiung vom Schuldenarrefi 54, 198, 
273, 656, 744, 1002, 1155, 1182,'1285, 1308. Rechtskraft und Voll⸗ 
ftredbarfeit des im Liquibirungsproceß ergebenden Erkenntniffes 303, 
729, 808. 


B. Verfahren im Concurſe. 


. Conenrderdfinung. Mehrheit von Gläubigern als Bedingung derjelben 


462. Unzuläffigfeit derfelben auf die bloße Annahme einer gejellfichaft- 
lichen Berbindung mit einem Eridatar 272; -- auf Grund no nicht 
fälliger Wechſel 299. 

Perſonale. Wahl des definitiven Concursmafjevertreters 635. 
Crida⸗Inventar. Öegenftände, welche in dasſelbe einzubeziehen find 138, 
964. (Klage auf Ausſcheidung 172. Frift hiefür 1197.) 
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IV. Seftftellung und Realifirung der Anſprüche. Wirkung der Nichteinhaltung 
der Frift zur Anmeldung 864, (1197). Erforderniß der Unterjchrift eines 
Rechtsfreundes auf dem Anmeldungsgeſuche 781. (Unterbredung der Ver⸗ 
jährung Durch Das Anmeldungsgefuch 829.) Behandlung bereits anhängiger 
Procefje 342; — eines vor dem Concurſe ergangenen rechtsfräftigen Ur- 
theil 449. Tiquidirungsurtheil: Zuläfjigkeit ver Entfcheidung über 
den Beſtand des Pfandrechtes 92, Nichtigkeit diefer Entſcheidung 500. 
Entſcheidung über den Beftand eines Privilegiums 1023. (Erecutions- 
fähigfeit nach aufgehobenem Concurſe 303, 729. Rechtskraft bes den 
Anſpruch als nicht Liquid erflärenden Urtheils 808.) Vorrechtsklage 
zur Erlangung einer in ber Liquibirungsflage nicht begehrten Claſſe 888. 
Perfonen, wider welche fie zu richten ift 888. Cribarepartition, 
Unzuläſſigkeit der Anfechtung derjelben durch Klage 814. Zumeifung ber 
für Die Concursmaſſe aufgelaufenen Koften zu Laſten jener Elaffe, welcher 
fie zu Gute famen 105. Koften der im Concursweg erfolgten Veräuße⸗ 
rung wechjelvechtlich gepfänbeter Sachen 212. 


V. Verwaltung nnd Renlificung ded Vermögens. Verhältniß des Gemein- 
fhulbners zur Bermögensverwaltung 785. Berechtigung der Mehrheit 
ber Gläubiger, von ber Realifirung einer Eridaforderung Umgang zu 
uehmen 65. Abgefonderte Veräußerung des fundus instructus 786, 
Unzuläfiigfeit des Vorbehaltes nachträglicher Genehmigung bei ber dritten 
Feilbietung 616, 


IV. Aufhebung des Concurſes — in Folge eines Ausgleiches 411. 


Berfahren außer Streitſachen. 


A. Verlaſſenſchaſtsabhandlung. Zuftändigkeit der öſterreichiſchen Gerichte zur 
Abhandlung des Nachlafjes eines Ausländers 136, 188. Zuſtändigkeit 
zur Abhandfung eines Nachlaffee, in welchem fich befinden: 1. Reali- 
täten 919; 2. Montanentitäten 267; 3. Lehen 220, 426. Nichtinterven- 
tion der Abhandlungsbehörde bei dem vertragsmäßigen Nüdfall der 
geihentten Sache nah dem Tod des Beſchenkten 1000. Einbeziehung 
von Gegenftänden, welde fih in der Wohnung befinden, die der Erb- 
laffer mit einem Dritten theilte 501. Zuziehung ber Notherben bei ber 
Schätung 1205. Eollifion von Erbserllärungen 66, 115, 247, 1208. 
Entſcheidung über Befig und Verwaltung der Erbichaft 1211. (Se- 
queftration derſelben 1001, 1434.) Wiederholte Prüfung ver bereits an- 
genommenen Erbserflärung 546. Officidfe Prüfung der Giltigkeit ber 
legtwilligen Anordnung 1031. Vereidigung ber Teflamentszeugen 1401. 
Collifion von Erben und Legataren 350. Sicherftellung der Rechte 
ber Legatare 879. Wirkungsfreis des Teflamentserecutors 879, 1156. 
Berfahren im Fall vergeblicher Aufforderung einzelner Erben, fich über 

Glafer, Unger und Walther Entſch. II. 32 
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die Annahme der Exrbichaft zu erklären 1202, 1403. Gläubigercon- 
vocation. Procekführung und Erecution wider ben Beneficiarerben vor 
Ausmittlung des reinen Nachlaffes 146, 957, 1114, 1115, 1442. Verhältniß 
ber Einantwortungsnrkunde zum Zeftament 39; — zum Cinantwor- 
tungsgefuch 191. Anfechtung einer rechtsfräftigen Cinantwortung 455. 


B. Bormundfchaft und Euratel. Abgränzung des Wirkungskreiſes des Ge- 
richtshofes erfter Inſtanz und des Bezirksgerichtes 507, 682, 1139. Be- 
fugniß des VBormundes, Miethverträge auf längere Zeit ohne Genehmi- 
gung bes Gerichtes abzujchließen 361. Legitimation zur Proceßführung : 
Bater 550; Bormund 326, 362. Entbehrlichkeit der Ermächtigung zur 
Annahme oder Rüdichiebung eines Haupteibes 960. Verweigerung ber 
Genehmigung eines Erbvertrage8 1199. Vorbehalt der Genehmigung 
eines Schiedsgerichts Durch die Enratelbehörde: Beendigung der Euratel 
vor dem Spruch 757. Bertheilung einer Eoncretal-Penfion zwifchen ber 
Witwe und ben Kindern 566. Bezahlung eines von der Waifencafle 
elocirten Capitals an ben eigenberecdhtigt gewordenen Gläubiger 1402. 
— Verhängung der Euratel wegen Unfähigkeit zur Beſorgung ber eige 
nen Angelegenheiten 419, 491. 


c Fideicommißſachen 357. 


D. Depoſitenſachen 1100, 1402 (Unzuläffigfeit der Streitanmerkung im De- 
pofitenbudh). 


E. Grundbuchsſachen. Competenzabgränzung zwifchen Realinftanz unb Grund- 
buchsbehörde 418. Umfang der dem Grundbuchsrichter obliegenden Prü- 
fung 567, 569, 753, 1314, 1331. Grundbuchsgefuche von nicht unmittel- 
bar an dem Act Betheiligten 4583, 824, 1163, 1279. Aufhebung eines 
rechtskräftigen Intabulationsbejcheides von Amtswegen 153. Unzuläffig- 
feit der Verbuchung einer Erflärung, worin die Wichung einer Satpoft 
nach Löſchung des Superjates bewilligt wird 485. Erlöſchen einer grund- 
bücherlichen Superhaftung mit der Haupthaftung 775. Behandlung eines 
Kaufvertrages, welcher die Einverleibung nur gegen gleichzeitige Einverlei- 
bung des Pfandrechtes zugefteht 689. Intabulationsclaufel mit Dem Beijat 
„Seiner Zeit” 1096. Einverleibung eines durch außerbücherliche Uebertra- 
gungen vermittelten Eigenthumsüberganges 1254. Löſchung eines Bertra- 
ges auf Grund des ihn vernichtenden Ausſpruches der Adminiſtrativ⸗Be⸗ 
hörde 1330. Recursfrift 437, 871, 1122, Unzuläffigkeit der Wiederein- 
jegung gegen das Verſäumniß der Recursfrift 512. 

Depofleffionirung türkifcher Untertbanen 408. Anmerkung ber Streitig- 
feit 366, 1100, 1439. Einverleibung von Erklärungen über die Bertinenz- 
qualität 588, 817, 1343. Extabulation eines als Öffentliches Gut erflärten 
Srundftüdes 754. Eintragung des Grundzinſes in die Befigftand-Nubrit 
672. Erwirkung ver Löſchung der auf einer feilgebotenen Realität haftenden 
Satpoften 1186. Pränotation (vergl. S. 460, Pfandrecht VIII). Berfah- 
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ren bei Löſchung einer nicht inftificirten Pränotation 248. Iuftification ohne 
beſonderes Erfenntniß 439, 1167. Entbebrlichleit der Pränotationsrechtferti- 
gung im Fall der Schulpübernahme 567. Löſchung der Pränotation un⸗ 
geachtet der Einbringung ber (formell mangelhaften) Rechtfertigungsflage 
802. Zufammentreffen des Löſchungsgeſnches mit der Rechtfertigungsflage 
1325. Berechnung der erweiterten Frift zur Rechtfertigung ber Pränota- 
tion 1370. Superpränotation einer ſpäter fälligen Forderung auf einer - 
früher fälligen 1373, 


F. Amortifotion. Unzuläfjigfeit der Amortifation einer Carta bianca 225. 
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